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Vorwort. 


Bei der Herausgabe der vorliegenden Sammlung war meine Abſicht 
die, den reichen Schatz von Wiſſenſchaft und Erfahrung, welcher in 
den ſtrafrechtlichen Entſcheidungen des oberſten Gerichtshofes nieder⸗ 
gelegt iſt, durch überſichtliche Zuſammenſtellung derſelben möglichſt zu— 
gänglich zu machen. Zu dieſem Behufe mußte mein Streben dahin 
gehen, zwiſchen einer bloßen Inhaltsangabe der Entſcheidungen und 
einer vollſtändigen Aufnahme dieſer letzteren überall die rechte Mitte 
zu halten. Die Zufammenftellung hatte daher die in jeder Entfcheidung 
ausgefprochenen Rechtögrundfäße und die Motive derfelben nad 
dem Wortlaute der Entfcheidungsgründe, die factifhen Verbältniffe 
des Falles aber nur in foferne zu enthalten, als fie entweder zum 
Perftändniffe der Entfcheidung nothwendig find, oder aber aus der 
Entfheidung felbft hervorgeht, daß durch fie fein allgemein anmend- 
barer, fondern ein eben nur auf jene befonderen Poraudfepungen 
befchränfter und durch fie bedingter Grundſatz ausgefprochen werden 
wollte. 

Die beifällige Aufnahme, welche meine Arbeit gefunden, und die 
fih in dem raſchen Abfape von zwei Auflagen unzmweideutig audge- 
fprochen hat, darf wohl ald eine Gewähr für die Richtigkeit der ein- 
gehaltenen Gefichtöpundte und für die Zweckmäßigkeit der Ausführung 
angefehen werden. Daher wurden auch bei der gegenwärtigen dritten 
Auflage, melche durch die zahlreichen in den Sahren 1855, 1856 und 


IV 


1857 befannt gewordenen Entfcheidungen vermehrt if, in der Anlage 
ded Ganzen feine mefentlihen Veränderungen vorgenommen. Dagegen 
hielt ich mich für verpflichtet, diefe Gelegenheit zu einer forgfältigen 
Durchfiht der urfprünglihen Zufammenftellung zu benüßen und in 
den Einzelheiten, fowohl was die Einreihung der Entfheidungen, ald 
was die Auszüge aus denfelben betrifft, zahlreiche Berbefferungen vor- 
zunehmen. Die gegenwärtige Auflage kann fomit immerhin als eine 
nicht bloß vermehrte, fondern auch verbeſſerte bezeichnet werden. 


Zemberg, im Jänner 1858. 


Dr. Eduard Herbſt. 
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Kundmarhungs-Patent sum Strafgefebbudhe. 


Artikel J. 
Aufhebung aller in Beziehung auf die Segenftände dieſes Strafgeſetzes beftandenen 
Geſetze, Bersrbunngen und Gewohnheiten. 
Siehe die bei 8. 478 unter 2. angeführten Entfcheidungen. 


Artilel IV. 

Nur dasjenige Tann ald Verbreden, Vergehen oder Uebertretung behandelt und 
beftraft werden, was im Geſetze ausdrücklich als Verbrechen, Vergehen oder Ueber⸗ 
tretung erklärt wird, 

1. Die unterlaffene Mißbilligung einer ftrafbaren Hanb- 
lung, ja ſelbſt die Billigung derfelben, nachdem felbe ſchon ver. 
übt worden ift, begründet weder Mitfchuld noch Theilnahme an biefer 
Handlung (fiehe die bei 8. 5 unter 1. angeführte Entfcheldung vom 7. Octo- 
ber 1852). 

2. Die Anwendung eines Strafgefebes per analogiam ift nicht zuläffig, 
fondern es muß ber Fall, welcher einem Strafgefebe unterzogen werben fol, 
ftets in dem Geſetze enthalten fein (E. v. 23. Jänner 1852, ©. 3. Nr. 46)”). 

3. Durch den gegenwärtigen Artikel wird die Anwendung ber Analo- 
gie nur bei der Frage, ob eine Handlung Verbrechen, Vergehen oder Ueber⸗ 
tretung fei, ausgeichloffen; in anderen Beziehungen aber ift ihre Anwenbung 
zuläffig. Die Richtigkeit dieſer Auffafjung wurde mit mehreren bei $. 200 
anzuführenden Entſcheidungen anerfannt. Es wurde nämlich erklärt, daß 
ber im $. 173 beim Diebftahle ausbrüdlich ausgefprochene Grundſatz über 
bie Berechnung bes zur Criminalität erforberlichen Schabenshetrages auch 
bei den anderen Berbrechen gegen bie Sicherheit bes Eigenthumes, bei 
welchen die Griminalität von einem beftimmten Betrage abhängig gemacht 
wird, in Anwendung zu bringen fel. 


*) Der Berufungsrichter Hatte die Handlung des Angeflagten ald ben Anfang 
eined Raufbandeld und als Webertretung der Störung der nächtlichen Ruhe aufgefaßt, 
und nad) Analogie des 8. 163 des II. Theiled des Str. G. (vom Jahre 1803) als 
ſtrafbar erklärt. 

Herb, erundfägl. Entſcheidungen 1 
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4. Der Begriff einer Uebertretung kann nicht aus der Rand⸗ 
gloſſe eines Paragraphes, er muß aus dieſem ſelbſt entnommen 
werden, wenn ſelber dort, wie es im 8. 311 der Fall iſt, genau und beſtimmt 
angegeben wird (E. v. 3. November 1853, ©. 3. 1854, Nr. 5)). 

5. Der Grundſatz, daß von den Gerichten als Gefebesühertretung 
überhaupt nur das behandelt und beftraft werden kann, was ausdrücklich 
als ftrafbar ertlärt wurde, gilt niht nur rädfichtlich der Ver— 
brechen, ber Vergehen und der im Strafgeſetzbuche aufgeführten 
Mebertretungen, fondern auch rüädfichtlih anderer Geſetzesüber⸗ 
fretungen. 

„Dieß beweist der Artitel V des Kundmachungspatentes, indem auch 
biefer verordnet, daß derlei Webertretungen nach ben barüber beftehen- 
ben Borfchriften zu behandeln find. Gälte diefer Grundſatz nicht, fo 
wäre ber richterlichen Willkür ein weites Feld geöffnet, welchem vorzukommen 
die Str. Pr. O. vom Sabre 1850 (8$. 239, 347, 447), fowie ber $. 10 der 
faiferlihen Verordnung vom 11. Jänner 1852 beflimmten, daß dem Ange⸗ 
Magten bei Kundmachung des Urtheiles jedesmal das Geſetz, auf deſſen 
Orundlage die Verurtheilung erfolgte, angegeben, ja vorgelefen werden 
muß, eine Anordnung, ber in jenen Yällen nicht entfprochen werden Tann, 
wo fein Geſetz befteht, welches die dem Angeklagten zur Laft 
gelegte That für itrafbar erklärt" (E. v. 21. Jänner 1853, ©. 8. 
Nr. 49) **). 


*) Die Randrubrit ded 8. 311 Tautet: „Webertretung der Berleitung eined Be⸗ 
amten zum Mißbraude der Amtsgewalt“, während der Paragraph felbft erklärt, 
daß derjenige fich einer Webertretung fchuldig mache, welcher einen Beamten durch Ge⸗ 
fhenfe „zu einer Parteilihleit oder zur Derlepung feiner Amtspflicht“ 
— alfo nicht gerade nothwendig zum Mißbrauche der Amtsgewalt — verleitet. 
— In Hye's Erläuterung ded Strafgefehed wird ©. 161 und 162 ausführlich nach⸗ 
gewiefen, daß der Sag: Rubrica legis non est lex in unferem Rechte nicht begründet, 
und namentlich auch bei der Auslegung ded Strafgefepbuches unanmwendbar fei. Man 
dürfte jedoch diefer Anficht nur mit der in obiger Entfcheidung audgefprochenen Ein- 
fhränfung beipflichten, da nicht in Abrede geftellt werden fann, daß, fo wie bei $. 311, 
auch noch bei mandem anderen Paragrapbe im zweiten Theile des Strafgeſetzbuches Die 
Randrubrit mit dem Terte nicht im Einflange ſtehe. 


*) Bon einem Bezirkögerichte war das bloß lärmende Benehmen im Inneren 
eines Haufed, womit eine Kränkung der Rechte Underer nicht verbunden war, als 
„mittelft Lärmend im Wirthshauſe begangener Erceß“ ohne Beziehung 
eined Geſetzes erflärt, und der Angeklagte zu fünf Stodftreihen verurtheilt worden. 
Die landesgerihtlihe Aufhebung des Urtheiles wurde aus den obigen Gründen gebil- 
liget. — Mebrigend muß aud nad der Str. Pr. O. vom 29. Juli 1853 dad Straf- 
urtheil die Deziehung auf die wider den Angeklagten anguwendenden Geſetzesſtellen 
enthalten ($. 283 lit. b), und ift das Erfenntnig mit Beziehung auf die angewen- 
beten Gefegesftellen zu verfündigen ($. 291). 


Kundmahungs- Patent zum Strafgefepbuche. Artikel V. 3 


6. Daß die dem Waffenpatente vom 24. October 1852 (R. ©. DI. 
Nr. 223) zumwiderlaufenden Handlungen WMebertretungen, unb bie im 
Strafgeſetze für die Uebertretungen enthaltenen Beitimmungen auf biefelben 
anwendbar feien, erflärt bie @. v. 3. Mai 1854 (flehe diefelbe tm Anhange I) 
mit dem Beifügen, daß der Artikel IV des Kundmachungspatentes Dagegen 
nicht angeführt werben könne, weil fonft jede in dem Strafgeſetzbuche nicht 
als Verbrechen, Vergehen oder Uebertretung erklärte Handlung als ſolche 
nicht behandelt werden koͤnnte, wenn erft in der Folge einzelne firafbare 
Handlungen durch beſondere Vorfchriften für Verbrechen, Vergehen oder 
Uebertretungen ausbrüdlich erflärt werben follten, wie dieß insbeſondere auch 
binfichtlich der in Frage ftehenden Uebertretungen gefcheben ift. 


Artikel V. 
Behandlung und Beitrafung anderer Gefebesiibertretungen. 

1. Die Beeinträchtigung der Abhandlungsbehörde in ihrem 
Taren- und Gebührenbezuge burch Berfchweigung von Activen und Fin⸗ 
girung von Raffiven ift nicht nach dem Strafgefebe, fondern nad den dafür 
befonders beſtehenden Geſetzen zu behandeln (E. v. 22. April1852,©.3.Nr. 89). 

2. Der wiffentliche Verkauf verfälfchten Stämpelpapieres 
ift ein Betrug und nicht bloß nach den 88. 415, 3.5 und 416 des Strafe 
geſetzes über Gefällsübertretungen zu beftrafen (E. v. 28. Auguft 1851, 
G. 3. Nr. 222). 

3. Durch die Beitimmung ber Berfaffung und Dienftvorfchrift für bie 
Finanzwache, daß die ungebührlihde Rüdhaltung ber, der Mann- 
Schaft gehörigen Gelder im Disciplinarwege behandelt und beitraft wer⸗ 
den Soll, ift das Verfahren nach dem allgemeinen Strafgefege nicht ausge⸗ 
fhloffen, wenn fih eine folche Handlung nad den Beftimmungen biefes 
Geſetzes zu einem Verbrechen, Vergeben oder einer Webertretung eignet (€. 
v. 17. Juni 1852, ©. 3. Nr. 113). 

4. Die That eines Finanzauffehers, welcher, obſchon nach den obwal⸗ 
tenden Umfländen zum Waffengebrauche berechliget, dabei die ihm durch 
das Geſetz und feine Dienftinftruction auferlegte Pflicht bie Waffen 
mit der Vorfiht zu gebrauchen, daß das Leben eines Menichen ohne 
Noth nicht in Gefahr geſetzt werde, nicht erfüllt bat, muß nach dem befte- 
henden allgemeinen Strafgelebe behandelt und von dem Strafgerichte beur- 
theilt werden; — und eine bloße Disciplinar-Amtshandlungfönnte 
nur Dann eintreten, wenn bie That von der Art wäre, daß fie 
nach ihrer Befchaffenheit dem allgemeinen Strafgefege nicht 
unterläge, wie dieß in ber a. h. Entſchließung vom 24. Jänner 1846, 
88. A und 6 und in dem Hoflanzleidecrete vom 18. Mai 1846, Nr. 14616, 
Har ausgeſprochen ift (&. v. 18. November 1852, ©. 3. 1853, Nr. 25) *). 


*) ©. diefelbe auch bei Art. IX unier 3., dann bei $. 140 unter 5. und bei 
$. 335 unter 1. 
I* 
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5. Sträflinge find rückſichtlich der von ihnen während ber 
Strafzeit oder im Straforte verübten Verbrechen ober anderen 
nach dem Strafgefebe zu ahndenden Handlungen dem allgemeis- 
nen Strafgefebe unterworfen und ſolche Handlungen find nicht 
bloß nach den Disciplinarvorfchriften der Strafanftalt zu ahn⸗ 
ben. Denn lebtere bezweden nur bie Aufrechtbaltung der häuslichen Ruhe 
und Ordnung und ertheilen der Strafhausverwaltung zwar eine Discipfis 
narftrafgewalt, aber Feine jtrafrichterliche Amtsmacht; noch weniger enthalten 
fle die Beftimmung, daß wirkliche Verbrechen der Sträflinge mit bloßen 
Disciplinarſtrafen abgethan werben follen und die Eigenfchaft eines Sträf- 
lings ein Freibrief zur Verübung von Verbrechen fei (E. v. 4. März 1852, 
G. 3. Ne. 81) *). 

6. Das Strafgefeb ift allgemein verbindlich und die Schullehrer 
find durch Fein fpectelles Geſetz von ber Beachtung und ben Folgen besfelben 
ausgenommen. Die politifche Schulverfaffung enthält bloß abminiftrative 
Verfügungen, durch welche die allgemeinen Strafrechte weder aufgehoben noch 
modificirt wurden, und die weiteren abminiftrativen Verfügungen bleiben ber 
politifchen Behörde nach dem gefällten Urtheile nuch immer vorbehalten 
(E. 9. 11. November 1852, ©. 3. 1853 Nr. 15) **). 

7. Eine Handlung kann die im 8.230 lit. d des Str. G. über Gefälls- 
übertretungen bezeichnete Uebertretung des Schleihhandels mit Gewalt- 
thätigfeit nur dann begründen, wenn in berfelben nicht Schon das Verbrechen 


*) ©. jedoch die Erläffe ded Juſtizminiſteriums vom 6. Mai 1852 (R. ©. BI. 
Nr. 102) und vom 27. September 1852 (R. ©. DI. Nr. 193), welche in Folge a. b. 
Entfhließung vom 4. Mai 1852 die körperliche Züchtigung ald Disciplinarftrafe 
wieder einführen, und diefelbe unter anderen Fällen auch geftatten „bei boshafter 
„Beihädigung oder Zerftörung von Arrefteinrichtungsftüden und Effecten, ausge» 
„nommen in Fällen des vorhandenen Thatbeftandesvon Berbreden“; — 
alfo dann allerdings, wenn gedachte Befhädigung nad) dem Strafgefeße fi ald Ueber- 
tretung darftellt. Dieß ſtimmt auch ganz mit den älteren Geſetzen überein. Denn nad 
dem Hoffanzleidecrete vom 17. Mai 1833 (%. ©. ©. Nr. 2614) ift, in fofern von 
Sträflingen ein Verbrechen begangen wird, fogleich das betreffende Criminalgericht zur 
vorzunchmenden weiteren gefeßlichen Amtshandlung in die Kenntniß zu feßen; wogegen 
die ſchweren Polizeiübertretungen der Sträflinge, welche, wie fih das Hofkanz⸗ 
leideeret vom 19. Auguft 1836 (3. ©. S. Nr. 150) ausdrüdt, ohnehin immer ale 
gleihzeitige grobe Berlepungen der Haudordnung und Disciplin erſchei— 
nen, in den Strafanitalten nach den für diefelben beftehenden Disciplinarvorfchriften 
zu behandeln und von der Strafhausverwaltung in dem Bereiche ihred Wirkungskreiſes 
zu beftrafen find. — Es fcheint daher der obige Grundſatz auf die von Sträflingen 
begangenen Berbrehen befchränft werden zu müffen, fo wie denn auch wirklich zur 
betreffenden Entfcheidung eine Handlung Beranlaffung gab, welche nah dem Strafge- 
ſetze als Verbrechen der Berleumdung fi darftellte (fiehe diefe Entfcheidung 
auch bei 8. 209 unter 4.). 

»*) ©. diefe Entſcheidung auch bei $. 132 unter 6. und 7. 
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bes öffentlichen Gewaltthätigkeit (8. 81 bes Str. ©.) liegt; denn burch das 
Str. ©. über Gefällsübertretungen ift den Beſtimmungen bes all- 
gemeinen Str. ©. nicht derogirt, vielmehr im 8. 103 bes erfteren ſchon im 
Allgemeinen der Grundfaß aufgeftellt, Daß, wenn Handlungen welche als eine 
Sefällsübertretung zu betrachten find, oder welche eine Gefällsübertretung 
begleiteten, einer durch die allgemeinen Strafgefege feftgefeßten Strafe unter- 
liegen, neben der letzteren auch bie Durch das Geſet für bie Gefällsübertre- 
fung vorgezeichnete Strafe Plab zu greifen habe. 

In Feſthaltung dieſes Grundſatzes it bei der Behandlung der einzelnen 
Sefällsübertretungen, und fo auch im $.232 für Die Uebertretung des Schleich- 
Handels mit &emwaltthätigkeit eine Strafe — abgefehen von ber für ben 
Schleichhandel an fih, als Gefällsverfürzung, jedenfalls eintretenden Vermoͤ⸗ 
gensitrafe (SS. 202 und 240) — nur für den Fall beftimmt, als nicht 
bie Beitrafung nach bem allgemeinen Strafgefege Anwenbung 
findet (E. vom 29. December 1852, ©. 3. 1853 Nr. 39). 

8. Eben fo wurbe auch mit E. v. 27. Mai 1853 (G. 3. Nr. 74) erflärt: 
Wer ein Berbrechen begeht, bleibt Hiefür nach bem allgemeinen Strafgefeke 
verantwortlich, und hat er Durch diefe That auch eine Gefällsvorſchrift 
übertreten, fo unterliegt er auch den nach den Sefällsgefeben verwirkten Stra- 
fen, wie fich dieß aus den Beitimmungen des Strafgefeßbuches, dann aus ben 
einfchlägigen Beitimmungen des Gefaͤllsſtrafgeſetzbuches SS. 103, 651 und 805 
zweifellos ergibt. 

9. Die durch Beweidung frember Wälder verurfachten Befchä- 
digungen find in ber Regel nicht als Diebftahl, fondern nach den befonderen 
darüber beftehenden Borfchriften (nämlich dem Zoritgefehe vom 3. December 
1852, R. ©. BI. Nr. 250; 88. 60, dann 63 und ff.) zu behandeln (fiehe die bei 
$. 171 unter 6. und 7. angeführten Entjcheibungen). 

10. Das Einlöthen eines fremden Körpers in Silbergeräthe iſt, wenn esin 
böfer Abficht geſchah, als Betrug zu beitrafen, und Die befondere Beitrafung 
diefer That nach Dem allgemeinen Strafgefebe würde nur dann entfallen, 
wenn felbe nicht in böfer Abſicht, fondern nur aus Mangel der nöthigen Auf- 
merkſamkeit ftattgefunden hätte. Denn $. 19 des Punzirungspatentes vom 
1. April 1824 verhängt zwar bie Confiscation eines Gold» oder Silbergeräthes, 
in welches ein frembartiger Körper eingefchloffen ift, beftimmt aber weiter aus- 
drücklich, daß, in wieferne hiebei der Gewerbsverluſt und die weitere Beitrafung 
des Gewerbsmannes einzutreten habe, die politifchen Anordnungen und das 
Geſetzbuch über Verbrechen und ſchwere Volizetübertretungen entfcheiden (E. v. 
22. Februar 1854, ©. 3. Nr. 53). 


Artikel VI. 
Aufrechthaltung der wider den Wucher beſtehenden Strafgefebe. 
Siehe die das Wucherpatent vom 2. December 1803 betreffenden Ent- 
ſcheidungen im erften Anhange zu gegenwärtiger Zufammenitellung. 
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Artikel VII. 
Währung, in welcher die im Strafgeſetze vorlommenden Geldbeträge zu verftehen find. 
Da durch das Patent vom 2. Juni 1848 die Banknoten nach Ihrem vollen 
Nennwerthe der Stibermünze gleichgeftellt wurden, fo find nunmehr alle auf 
die Beitimmungen ber Strafgefebgebung Bezug habenden Werthangaben in 
Eonventionsmünze, in Banknoten, oder in ben denfelben ganz gleichgeftellten 
Reichsſchatzſcheinen zu verftehen (E. v. 11. Auguft 1851, ©. 3. Nr. 206). 


Artikel IX. 
Rückwirkung des Geſetzes. 
Rückwirkung auf anhängige Unterſuchungen. 


1. Wenn man das Weſen und den Zweck des Rechtsmittels der Beru⸗ 
fung auch nur einer oberflächlichen Beurtheilung unterzieht, fo kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß fich der Art. IX des Kundmachungspatentes, welcher 
die Anwendung des neuen Strafgefebbuches auch auf bereits anhängige 
Unterfuchungen geftattet, nur auf folche Unterfuchungen beziehen Tann, 
worüber auch in erfter Inſtanz noch nicht ein Urtheil erfloffen N (E. 9. 11. Ro» 
vember 1852, ©. 3. 1853, Nr. 22) *). 


Fälle zweifelhbafter Rüdwirkung. 

2. Mit E. v. 18. November 1852 (©. 3.1853, Nr. 2) wurde ber Grundſatz 
ansgefprochen, baß eine vor dem 1. September 1852 begangene Verfäl- 
fhung ber als Muͤnze geltenden öffentlichen Grebitspapiere mit Tinte und 
Feder nach dem neuen Strafgefebe, und daher als das vollbrachte, nicht aber 


) Es fprechen aber au für die. entgegengefebte Anſicht fehr erhebliche und 
wie es feheint überwiegende Gründe. Denn nah $. 17 beginnt jede Rechtswirkung 
ded Strafurtheiled von dem Zeitpuncte, wo das keinem weiteren Rechtözuge 
unterliegende Urtheil kundgemacht wurde. Bor diefem Zeitpuncte fann daber der An« 
gefhuldigte oder Angeklagte noch nicht als verurtheilt, er muß fomit noch ald 
in Unterfuchung befindlich, und lebtere noch ald „anhängig“ angefehen werden. In 
noch höherem Grade fpricht aber biefür der Geift des Geſetzes. Denn wenn dur 
ein neues Strafgefeb Milderungen in dem biöherigen Strafrechte eingeführt werden, 
fo liegt eben darin der Ausfpruch des Geſetzgebers, dag die früher beftandenen firen- 
geren Strafgefege zu den flrafbaren Handlungen unverhältnigmäßig und daher nicht 
mehr ald gerecht erfcheinen. Wenn nun hierin der Erklärungdgrund liegt, warum 
ein Strafgefep unter den im Art. IX enthaltenen Modalitäten nothwendig rückwirkende 
Kraft Haben muß, fo ift nicht abzufehen, wie den Ausfprüchen der höheren Inftanzen 
noch immer das alte, vom Gefepgeber felbft ald zu firenge und daher ald ungerecht 
erflärte Strafgefeg follte zu Grunde gelegt werden müffen (derfelben Anſicht ift Hye 
a. a. D. ©. 130). — Uebrigens wird die angeregte Frage faum mehr unmittelbar 
praftifche Bedeutung haben, aber im foferne noch immer aufgeiworfen werden fünnen, 
als es fih nicht um die Rückwirkung des Strafgefehes felbft, fondern anderer, fpäter 
erlaffener Geſetze handelt, welche dasſelbe ergänzen oder abändern, und deren rückwirkende 
Kraft gleichfalls nach den im Art. IX enthaltenen Grundfäben beurtheilt werden muß. 
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nach dem früher beftandenen Rechte als verfuchtes Verbrechen ber Derfäl- 
ſchung öffentlicher Grebitspapiere zu behandeln fet; weil dieſer Fall bes voll. 
brachten Verbrechens nach dem neuen Geſetze mit der gleichen Strafe 
(des ſchweren Kerkers von 10 bis 20 Jahren) wie ber Verſuch nach dem alten 
Geſetze belegt wird, fomit eine ſolche That nach bem neuen Strafgefete Feiner 
Arengeren Behandlung unterliegt, als nach dem früher beftanbenen Rechte 
(fiehe diefe &. auch bei 8. 108 unter 1.). 

3. Wenn das neue Strafgefeh In der Bezeichnung ber jirafbaren 
Handlung mit dem älteren Strafrechte übereinftimmt, jeboch eine ſtrengere 
Strafe androht, fo iſt die That nach dem neuen Strafgeſetzbuche 
zu benennen, bie Strafe jedoch nach dem früheren Strafgefege 
zu bemejfen; denn nad dem Wortlaute und Sinne des Art. IX des Kund- 
machungspatentes ift das neue Strafgefeb in ber Regel auf alle, auch früher 
begangenen firafbaren Handlungen anzuwenden, und es wirb ald Ausnahme 
nur beftimmt, daß dann, wenn bas neue Strafgefeb eine ftrengere Behandlung 
vorfchreibt, das früher beftandene mildere Gefeb in Anwendung zu treten habe 
(&. v. 18. November 1852, ©. 3. 1853, Nr. 25) *). 


4. Mit &. v. 10. Februar 1853 (G. Z. Nr. 42) wurde ausgefprochen, daß 
das neue Strafgefeb auf eine vor feiner Einführung begangene Handlung nicht 
anzumenden fet, wenn es dieſelbe zwar nur als Uebertretung bezeichnet, 
aber auf fie eine ftrengere Strafe verhängt, als das ältere Strafgefeb, in dem 
fie als Vergehen erklärt war ””). 


5. Die €. v. 14. April 1853 (©. 3. Ne. 61) erflärt, daß nach dem I. Theile 
des Str. ©. vom Jahre 1803, 88. 181—183, das mit einem falſchen 
Eide begleitete Berbrehen des Betruges, außer Den Fällen des 
8. 182, nur mit einfachem Kerker zu beftrafen gewefen fei, daß daher 
das neue Strafgefeb, nach welchem ($. 204) das durch einen falfchen Eid began- 
gene Verbrechen des Betruges jedenfalls fchweren Kerker nach fich zieht, in 


*) Demgemäß wurde ausgeſprochen, dag — nachdem 8. 89 des II. Theiles des 
Str. G. vom Jahre 1803 in der Bezeichnung der ſchweren Polizeiübertretung gegen 
die Sicherheit deö Lebens mit der im 8. 335 des Str. ©. vom Jahre 1852 aufge 
ftellten Bezeichnung des Vergehens gegen die Sicherheit ded Lebens übereinflimmt, 
jedoch die in diefem letzteren Paragraphe angedrohte Strafe für den Fall, wenn aus 
dem Vergehen der Tod eined Menfchen erfolgte, firenger ift, al& die des 8. 89; — 
wohl die That ald das im 8. 335 angeführte Vergehen zu bezeichnen, die Strafe jedoch 
nach dem früheren Strafgefegbuche zu bemefjen war. 

») Die Entfheidung betraf eine Handlung, welche als Mebertretung ber 
Ehrenbeleidigung nad $. 493 Arreſt von Einem bis zu ſechs Monaten nad) fich zieht, 
während fie nach 8. 236 DI. Thls. des Str. ©. vom Jahre 1803 nur mit Arreft von 
Einem bis zu drei Monaten bedroht, nichts deſto weniger aber dur Art. IX lit. B. 
3. 10 des Kundmadhungspatentes zur Str. Pr. O. vom 17. Jänner 1850 als Ber- 
gehen erklärt war. 
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biefer Beziehung firenger und fomit auf vor bem 1. September 1852 begangene 
Derartige Betrugsfälle nicht anzumenden fei. 

6. Nach 8. 182 des I. Theils des Str. ©. vom Jahre 1803 zog das 
Derbrechen des Betruges die Strafe des fchweren Kerkers von fünf bis zehn 
Sahren nur dann nad) fich, wenn der Durch das Verbrechen wirklich zuge 
wendete Betrag dreihundert Gulden überitieg, während nach 8. 203 bes neuen 
Strafgefeßes ſchon die auf einen folchen Betrag gerichtete Ab ficht zur Begrün« 
dung jenes Straffakes genügt. — Die Angeklagte hatte nun bei einer im Jahre 
1843 flattgefundenen Wechfelfälfehung mitgewirkt und den verfälfchten Wechfel 
im Jahre 1847 an fich giriren laſſen; da fie aber die Wechfelforderung erit im 
April 1853 einklagte, jo erflärte der oberite Gerichtähof, daß der Straflak bes 
$. 203 wegen ber auf die Zuwendung eines die Summe von 300 Gulden 
überfteigenden Betrages gerichteten Abficht mit Recht in Anwendung gebracht 
worden ſei (E. v. 18. Jänner 1854, ©. 3. Nr. 34). 

7. Die Vorſchrift des Artikels IX hat ficher nicht den Sinn, baß 1,8 zu⸗ 
läſſig fei, Die inbeiden Geſetzbüchern über einzelne Verbrechen und beren Beſtra⸗ 
fung beftebenden Beitimmungen zu zerreißen und je nachdem eines oder das 
andere Geſetz in einzelnen Puncten dem Angeklagten in ber Anwendung gün- 
ftiger tft, Diefen oder jenen Abfab aus den einzelnen Baragıephen 
beider Geſetzbücher in Anwendung zu bringen (E. v. 20. September 1854, 
©. 3. Nr. 144) *). 

8. Da nad) 8.23 des Str. G. yom Jahre 1803 mit der einfachen Kerker⸗ 
ftrafe beſondere Durch das Strafgefeb beftimmte Folgen nicht verbunden waren, 
während jebt nach $. 26 die gejeßlichen Wirkungen der Verurtheilung wegen 
eined Verbrechens ftrenger und zahlreicher und auch mit der Verurtheilung zur 
einfachen Kerkerftrafe verbunden find, ſo iſt 8.26 nicht anzuwenden, wenn 
wegen eines vor dem 1. September 1852 begangenen Berbrechend eine Ber 
ustheilung zur einfahen Kerkerſtrafe erfolgt (E. v. 5. October 1854, 
©. 3. Nr. 155). 


*) Der Angeklagte hatte vor der Wirkfamkeit des neuen Strafgefepes dad Ber- 
brechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit durch boshafte Befchädigung fremden Eigen: 
thumes begangen; hierauf war, weil bezüglich diefed Verbrechens dad neue Strafge- 
ſetzbuch eine firengere Behandlung anordnet, das ältere Strafgefeb anzuwenden. Es 
ging aber dann nach obigem Grundfage nicht an, der angenommenen großen Bosheit 
und Wichtigkeit ded Schadend ungeachtet, nur den erften und nicht den für diefen Fall 
fefigefegten höheren Straffag des $. 74 I. Thls. des Str. G. vom Sabre 1803 in 
Anwendung zu bringen. Lebtered war aus dem Grunde angefprochen worden, weil 
ber 8. 86 des neuen Strafgefebed für die gedachten Erfchwerungsumftände keinen 
befonderen höheren Etraffab beftimme. 
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Strafgefeß über Berbrechen, Vergehen und 
Mebertretungen. 


Erſter Theil. 
Bon den Berbreden. 


Erfies Hauptftück. 
Bon Berbrechen überhaupt. 


8.1. 
Böfer Vorſatz. 

1. Nur eine abfichtliche Mebertretung deflen, mas das Geſetz zu thun 
unter Strafe verbietet, kann als Verbrechen beftraft werden; wenn Daher ohne 
Wiſſen, gegen den Willen beffen, der eine Handlung unternommen, jene That- 
umftände eingetreten find, die das Geſetz als Merkmale eines Verbrechens 
erflärt, fo fann, wenn jener nicht mit einer anderen böfen Abficht gehandelt hat 
und das Eintreten jener Umftände nicht eine gewöhnliche Folge feiner Hand» 
lung war, ihm diefe feine Handlung nicht ald Verbrechen zugerechnet werden 
(&. v. 7. October 1852, ©. 3. Nr. 147)*). 

Ganz im Einklange mit biefem Grundſatze erflärt die &. v. 6. Mai 1853 
(. 3. Nr. 65), daß beim Verbrechen der Verleumdung die abfichtliche 
Erdichtung nach den SS. 1 und 209 ein wefentliches Moment bilde und das 


) Aus diefem Grundfaße, wornach der Thäter alle zum Begriffe des 
Berbrehend erforderlihen Merkmale in feine Abfiht aufgenommen 
haben muß, wurde gefolgert, daß der mit einer Frauensperfon unter vierzehn Jahren 
unternommene außereheliche Beifchlaf das (jetzt im 8. 127 bezeichnete) Verbrechen ber 
Nothzucht nur dann begründe, wenn ed in der Abficht des Thäters lag, eine Perfon, 
die jenes Alter noch nicht erreicht hatte, zum Gegenftande feiner Lüfte zu machen, daß 
daher jenes Berbrechen dann nicht vorhanden fei, wenn der Thäter Gründe hatte, an- 
zunehmen, daß die gedachte Perfon die Mündigkeit ſchon überfchritten habe, mag dieß 
auch in der That nicht der Fall geweſen fein (f. die obige E. auch bei $. 127 unter 1.). 
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gedachte Verbrechen daher nicht begründet fei, wenn bie Anzeige nur in Folge 
ber irrigen Auffaffung einer That gefchah. 

2. „Zur Beurtheilung ber verbrecherifchen Eigenfchaft der That und des 
böfen Vorſatzes fommt es nicht auf die Endabficht an, welche ber Thäter zu 
erreichen fucht, fondern auf Die nächfte Höfe Abſicht, das ift auf Die Abficht, 
jenes Uebel bervorzubringen, welches mit Dem Verbrechen verbunden ift, ober 
gemeiniglich daraus erfolgt, wenn auch der Thäter hiebei noch eine weitere 
Abficht im Auge hatte.” 

„Wenn jemand ein Gewehr ftiehlt, um feinen Feind umzubringen, fo 
wird dieſe That wohl nur als Diebftahl und nicht als verfuchter Morb 
anzufehen fein’), eben weil es nicht darauf antommt, welchen endlichen Zweck 
ber Thäter beabfichtigte, fondern Daß er bas Uebel, welches mit feiner That 
verbunden ift, bier bie Entziehbung bes Gewehres, bedacht und beichlof- 
fen bat.“ 

In dem zur Entfcheidung vorliegenden Kalle hatte der Angeflagte ben 
B. ſowohl bei der Staatsanwaltſchaft als auch bei dem Bezirkscollegialgerichte 
befchuldiget, daß Derfelbe in dem Schuldfcheine pr. 1500 Gulden bie Unter- 
ſchrift feines Namens und die Kreuzzeichen feines Weibes gegen feinen Willen 
und ohne fein Wiſſen nachgemacht, und dieſen falfchen Schuldfchein auf feinem 
Anmefen babe einverleiben laffen, um ihm einen Schaden von 1500 Gulden 
zuzufügen, während er mit demfelben nie in einem Geldgefchäfte geftanden 
und bie fraglichen 1500 Gulden darlehensweife nie von ihm erhalten habe. Es 
wurde aber erwiefen, daß diefe Beichuldigung durchaus falfch und erdichtet fet, 
indem der Angeflagte nicht nur den fraglichen Schuldfchein allerdings eigen- 
haͤndig unterfertigt, fondern auch die Kreuzzeichen feines Weibes beigeſetzt und 
die Darlehensfumme baar erhalten babe, daß er daher dem B. das Verbrechen 
beö Betruges, wegen deſſen er ihn bei ber Staatsanwaltichaft und dem Be⸗ 
zirföcollegialgerichte angab, geradezu in der Abficht angebichtet habe, um den⸗ 
felben in eine firafgerichtliche Unterfuchung zu bringen und fich 
vonder Rüdzahlung des fchuldigen Darlehens zu befreien. 

Der oberfte Gerichtshof fprach fih nun mit Zugrundelegung obiger 
Grundſaͤtze gegen die Anficht des Landesgerichtes, welches den Angellagten 
fowohl des Verbrechens Der Verleumdung ald auch jenes des ver- 
fuchten Betruges fihuldig erflärt hatte, mit der E. vom 27. October 1853 
(9. 3. Nr. 157) dahin aus: 


*) Dieß ift zweifellos richtig, weil der Diebſtahl eben fo wie der Ankauf 
des Gewehred, mit dem man Jemand zu tödten beabfichtiget, in Bezug auf den beab⸗ 
fichtigten Mord nur ald VBorbereitungshbandlung, und daher nicht als firaf- 
barer Verſuch erfcheint. Aber ed würde allerdings ſowohl Diebſtahl als au 
Mord zugerechnet werden müffen, wenn ber Thäter bereits eine zur wirklichen Aus⸗ 
übung des legteren führende, und fomit ald Verſuch deöfelben zu betrachtende Handlung 
gefept Hätte. 
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„Im vorliegenden Falle mar das Uebel, welches der Angeflagte zunächft 
bedacht und beſchloſſen, daher beabfichtiget hat, das, den ®. durch die Anſchul⸗ 
digung eines angedichteten Verbrechens einer obrigkeitlichen Unterfuchung ober 
Nachforſchung auszuſetzen, und hierin liegt das Verbrechen der Ver- 
leumdung, weldhesnicht zugleich deßhalb als das Verbrechen des 
verfuchten Betruges angefehen werben kann, weil er hoffte und beab- 
firhtigte, auf diefem Wege auch von ber Zahlung ber fchuldigen Summe befreit 
zu werben. Denn müßte bei der Beurtheilung einer verbrecherifchen 
That auch auf die endliche Abficht, welche ber Thäter nebft dem mit 
bem Verbrechen indgemein verbundenen Webel zu erreichen juchte, Rückſicht 
genommen werden, fo müfte die an fich verbrechertfche That dann ſtraflos 
bleiben, wenn die Enbabficht bes Thäters eine gute geweſen wäre, 3. B. um 
mit dem geftohlenen Gelde Arme zu unterflügen" ). — 


*) Eine fehr ausführlihe Entwidlung und Begründung der (wenigftend anfchei- 
nend) entgegengefehten Anſicht, — daß nämlich eine Eoncurrenz ftrafbarer Hand⸗ 
lungen dann allerdings vorhanden fei, wenn eine ftrafbare Handlung mit der Endabfiht 
und ald Mittel der Berübung einer anderen flrafbaren Handlung begangen wurde, — 
gibt Hye (a. a. D. ©. 488-497). — Dagegen ftellte Frühwald in der erſten 
Auflage feined Handbuches S. 55 eine dritte Anfiht auf. Es fei nämlih, wenn 
ein Berbrehen dad nothbwendige Mittel war, um ein anderes Berbrechen zu ver- 
üben, nicht nur fein Zufammentreffen von Verbrechen vorhanden, fondern es fönne 
in folden Fällen Berurtheilung und Strafe nur wegen ded Hauptverbredhend 
erfolgen (alfo im obigen Falle nur wegen des Betruges) und das ald Mittel 
geſetzte Verbrechen werde bloß als erſchwerender Umftand (8. 43) berüdfichtiget. (Bergl. 
hierüber die Bemerkungen in meinem Handbuche I. bei den 88. 34 und 35, Nr. 18 
und 19.) 

Es wolle indeffen nicht überfehen werden, daß in dem obigen Falle nur die 
Eine Thathandlung der fälfhlihen Befhuldigung wegen eined ange- 
dichteten Verbrechens vorlag, und die Frage entfland, ob die darin enthal- 
tene liſtige Streführung wegen der Endabfiht, in der fie unternommen wurde, nebft 
dem dadurch zunächft begründeten Verbrechen der Verleumdung auch noch jenes des 
Betruges begründe, und ob daher eine und diefelbe Handlung (die liflige 
Srreführung des Richter) zweimal und zur Begründung zweier verfdie- 
dbener Berbrehen in Rechnung gebracht werden dürfe. 


Bon ſolchem Falle ift aber der noch immer weſentlich verfchieden, wo in zwei 
unterfhiedenen Handlungen der Thatbeftand zweier verſchiedener Der- 
brechen wirklich und vollftändig enthalten ift, zwifchen ben beiden Hand» 
ungen aber ein folder Zufammenbang obwaltet, daß ıdie Erfte dad nothmwendige 
Mittel war, um die andere begehen zu können. Man ift daher durch die obige Ents 
fiheidung ganz und gar nicht berechtiget, ald die Rechtsanſicht des oberften Gerichts⸗ 
hofes anzunehmen, daß auch in derlei, vom obigen wefentlich verfchiedenen Fällen feine 
Goncurrenz zwifchen jenem Berbrechen, worauf die Endabficht gerichtet war, und dem 
als Mittel dazu gefepten zuzurechnen wäre. 

©. hierüber auch die bei 8. 34 unter II. angeführten Entfcheidungen. 
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Veber ben f. g. inbireeten böfen Vorſatz f. bei 8. 99 unter II. bie 
€. v. 13. Jänner 1853 und die berfelben beigefügten Bemerkungen. 


8. 2. 
Gründe, die den böfen Vorſatz ansſchließen. 

1. Um die Zurechnung auszufchliegen, wirb nicht geradezu erfordert, 
daß die That ohne Bewußtfein und Abficht unternommen worden ſei, e8 kann 
ſelbſt bei einer im Momente der That mit böfer Abficht unternommenen Hand 
lung die Zurechnung ganz oder theilweife ausgefchloffen fein, wenn nämlich 
Der Thäter unter dem Einfluffe von Umftänden gehandelt hat, welche, wenn 
auch nicht ſein Bewußtſein, Doch feine freie Thätigfeit ganz ober 
zum Theile aufheben (E. v. 19. Auguft 1851, ©. 3. Nr. 212)”). 

2. Die als erwiefen angenommene heftige Gemuͤthsbewegung, in wel⸗ 
her der Angeklagte handelte, nämlich ber Zorn, in welchen er burch die von 
W. verweigerte Auslieferung der Magazinsfchlüffel verfebt worden fein mag, 
begründet nicht ben Entfchuldigungsumftandb bes $. 2 lit. c, weil die Durch den 
Zorn herbeigeführte Seelenftörung nicht von ber Art geweſen fein tonnte, um 
zu behaupten, er habe die That in einer, jede Zurechnung ausfchließendben 
Sinnesverwirrung verübt, da er fich feiner That, ber ausgeſtoßenen Schimpf- 
worte und aller begleitenden Umſtände volltommen bewußt blieb, daher von 
einer die Freiheit de8 Handelnden ausſchließenden Sinnenverwirrung feine 
Rede fein kann (E. v. 9. September 1853, G. 3. Nr. 129). 

3. Eine bei der Verhandlung über ein Verbrechen, in An- 
fehbung deffen der Zeuge felbft den Berbacht der Betheiligung 
auf fich geladen hat, abgelegte falfche Ausfage, kann nicht als ein 
zur Zurechnung als Betrug (88. 197 und 199 lit. a) geeignetes gerichtliches 
Zeugniß, fondern nur als eine zur Abwälzung des Verbachtes der Mitjchuld, 
fomit als eine zu feiner eigenen Bertheidigung und in einer un wid erſte h⸗ 
lien moralifhen Zwangslage abgelegte unwahre, nach 8. 2 lit. g nicht 
ftrafbare Ausfage angefehen werden (E. v. 11. Juni 1852, ©. 3. Nr. 108.— 
©. auch die hiemit übereinftimmenbe bei $. 199 lit. a unter 16. angeführte 
E. 9. 22. Juli 1852). 

Ebenfo wurde mit E. v. 8. Februar 1854 (®. 3. Nr. 51) das Verbrechen 
bes Betruges nicht als vorhanden erkannt, weil das Landesgericht angenom- 
men hatte, daß Die Ausfage ber (wenn gleich als Zeugen vernommenen) 


*) Die Geſchwornen hatten bejaht, daß der Angellagte „zwar nicht mit dem 
Entſchluſſe zu tödten, wohl aber in anderer feindfeliger Abficht gehandelt habe’; — 
aber au daB die That „in einer durch Schlaflofigkeit, Gemüthsaufregung und Be⸗ 
rauſchung bewirkten ſolchen Sinnesverwirrung, in welcher er fich feiner Handlung nicht 
bewußt war“ — begangen wurbe. Der oberfte Gerichtähof fand nad obigem Grund⸗ 
fage, daß zwifchen beiden Antworten Fein Widerfpruh obwalte, und daher Seitens 
des Schwurgerichtähofes mit Necht eine Losſprechung erfolgt fei. 
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Angeflagten fein Zeugniß, fondern eine Selbftvertheidbigung war, da 
fie wegen bes bei der Berwunbung geleifteten Beiftanbes beforgen mußten, 
dafür zur Verantwortung gezogen zu werben. — 

Dagegen verfteht e8 fich von ſelbſt, daß die Straflofigkeit der fal« 
fhen Ausfage einer felbit verbächtigen ober boch in der Sache nicht unbes 
fangenen Perfon nicht auch auf die Straflofigfeit anderer zu ihrer ver 
meintlichen Vertheidigung begangener Verbrechen ausgebehnt werben bürfe. 
Dieß beftätigen ausbrüdlich mehrere Entjcheidungen und zwar: 

4. Die E. v. 31. März 1853 (©. 3. Nr. 56) fpricht fich mit Beziehung 
auf einen Fall, wo ber Angeflagte einen Dritten zur Ablegung eines für 
Jenen günftigen falfhen Zeugniſſes zu verleiten gefucht hatte, 
dahin aus, es verftoße gegen alle Rechtöprineipien bier den 8. 2 lit. g geltend 
machen und behaupten zu wollen, baß es bem fchuldigen Angellagten im 
Wege feiner Bertheidigung frei ftehe, zur Abwehr der Verurtheilung aud) 
Berbrechen zu begeben, — welche Behauptung zu bem paraboren Schluffe 
führen würde, daß e8 einem Angellagten audy ftraflos hingehen müßte, wenn 
er fich eines gegen ihn fprechenden Zeugen durch Mord entlebiget hat. Bei 
den (eben angeführten) E. v. 11. Juni und 22. Zuli 1852 babe es fich um bie 
Ablegung eines faljchen Zengniffes von Seite einer felbft, wenn auch noch 
nicht verbächtigen, doch wenigſtens nicht unbefangenen PBerfon gehandelt, was 
von ber Berleitung eines Dritten zu einem falfchen Zeuguiffe 
offenbar ganz verfchieden fei. 

Derfelbe Grundſatz wurde in einer €. v. 28. Juni 1854 (©. 3. Nr. 92) 
mit nachitehender Motivirung wiederholt: 

„Der oberfte Gerichtshof Tann fich zwar nicht mit dem Landesgerichte 
in ber Anficht vereinigen, als Fönnte das Recht der Selbftvertheidigung eines 
Angeklagten durch Srreführung des Richters auch auf die Verleitung dritter 
Perfonen zu falfehen Zeugniffen vor Gericht ausgedehnt werden. Diefe Anficht 
entipricht weder Den Morten noch dem Geiſte Des Sefeßes; denn wenn bas 
Geſetz die falfche Verantwortung im $. 45 bloß als einen erſchwe— 
senden Iimftand erflärt, fo enthält gerade dieſe Beſtimmung deutlich genug 
bie Beichränkung auf die eigenen Ausfagen eines Angeklagten zur 
Seldfivertheidigung, und es kann daher eine Ausdehnung im Sinne bes lan- 
beögerichtlichen Erfenntnifjes um fo minder zugeitanden werben, als das Ver⸗ 
brechen des Betruges durch Bewerbung um ein falfche8 Zeugniß, welches vor 
Gericht abgelegt werden fol, nach $. 199 Hit. a fchon in ber That ber Bewer: 
bung felbft, unabhängig von ihrem Erfolge liegt, und das Strafbare ber 
Handlung nicht bloß in der beabfichtigten Irreführung des Gerichtes, fondern 
auch indem Verſuche, Andere zu Berbrehernzu machen, beſteht.“ 

„Es Tann fomit auch nicht behauptet werden, baß das Geſetz einen 
folchen Verſuch der Srreführung des Serichtes nicht als eine Beſchädigung des 
Staates anfehe, und daß in bem concreten Falle die zum Betruge erforderliche 
fpecielle Abdficht, bag Jemand Schaden leiden foll, fehle; benn das Recht 
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des Staates auf Wahrheit zum Schutze der Rechtspflege bleibt dadurch ſtets 
bedroht“ *). 

5. Ebenfo erflärt die E. v. 14. Detober 1852 (©. 3. 1853, Nr. 8): „Das 
Berbrechen der Berleumbung wirb Dadurch nicht ausgefchloffen, daß ber 
Thäter die fälfchliche Befchuldigung als Angellagter zu feiner vermeintlichen 
Bertheidigung vorgebracht hat, weil das Geſetz die Verleumdung anderer 
Derfonen keineswegs als erlaubtes Vertheidigungsmittel geftattet, noch den 
Zuftand der Vertheidigung als einen Entfchuldigungsgrund gelten läßt." 


Ferner die E. v. 27. October 1853 (®. 3. Nr. 155): „Daß Jemand 
eine fpäter als erbichtet befunbene Anfchulbigung im Verhöre und zu feiner 
Vertheidigung vorgebracht bat, benimmt der That nicht bie Eigenfchaft bes 
Berbrechend der Verleumbung. Denn es findet fich im Geſetze Tein Grund, 
wornach eine That, bie an ſich ein Verbrechen ift, biefe Eigenfchaft bloß 
deßhalb verlieren follte, weil fih ein Angeklagter derfelben im Verhoͤre zu 
feiner vermeintlichen Vertheidigung bediente." 


Enblich die E. v. 29. December 1854 (©. 3. 1855, Nr. 40): „Daß 
bie dem Angeflagten zur Laft fallende fälfchliche Beſchuldigung deßwegen 
nicht als ftrafbar anzufehen fei, weil er fie nur zu feiner Vertheidigung gegen 
bie frühere Anflage, alfo in einer unwiberftehlihen moralifchen 
Zwangslage vorgebracht Habe, fit eine allen rundes entbehrende Be- 
hauptung, die Feine Widerlegung verdient. Der oberite Gerichtshof Hat es 
bei vortommender Gelegenheit wiederholt ausgefprochen, baß das Recht bes 
Angeklagten fich zu vertheidigen, nicht jo weit gehe und nicht die Berechti⸗ 
gung in fich fchließe, Andere einer ftrafbaren Handlung zu zeiben" N). — 

Ueber die Frage, ob und in wieferne die Entjchuldigungsgründe des 
gegenwärtigen Paragraphes auch bei Mebertretungen anwendbar find, 


) Nichts deſto weniger wurde aber das freifprechende Urtheil ded Landesge⸗ 
richted und zwar aus dem Grunde beftätiget, weil dasfelbe die Angeflagten nit bloß 
von der fpeciellen betrügerifchen Abficht, fondern von dem böfen Vorſatze 
überhaupt freigefprochen, und die Zurechnung des Verbrechens im Sinne der $$. 1 
und 2 lit. c, e und g als ausgeſchloſſen erklärt hatte, indem fich beide Angeklagte 
in dem Momente, als fie fih um das falfche Zeugniß beivarben, in einer pfuchifchen 
Zwangslage befanden, wo fie ohne Ueberlegung den letzten Rettungsbalken ergriffen, 
ohne in diefer Handlung ein Verbrechen zu erfennen. — Mit der Annahme eincd 
folden Zuſtandes aber, deffen Vorhandenſein eine Thatfrage bilde, fei die Strafbarfeit 
der zur Laft gelegten Handlung ausgefchloffen. 


**) Ganz damit übereinftimmend ift auch die bei 8. 209 unter 11. angeführte 
€. v. 5. Auguft 1852. — ©. jedoch die ebendafelbft unter 8. vorfommende Entfcheis 
dung über die mit dem Widerrufe eines Geftändniffes verbundene An— 
ſchuldigung, daß in der Borunterfuhung das Protokoll falfh aufge- 
nommen oder verfälfät, und daher vom Unterfuhungsrihter ein 
Mißbrauch der Amtögewalt begangen worden fei. 
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fiehe Die bei den $$. 233 und 238 angeführten Entjcheidungen, bann bie E. 
vom 23. December 1852 bei $. 320. 


8. 2 it. g. 
Nothwehr. 
1. Wenn der Angegriffene ſich leicht der Zufügung jeder Mißhandlung 
hätte entziehen koͤnnen, fo iſt dieſer Umſtand allein genügend, ben Entſchul⸗ 


digungsgrund der Nothwehr auszuſchließen (E. v. 18. November 1852, ©. Z. 
1853, Nr. 24). 


2. Es iſt im Geſetze nicht begründet, daß ſchon die aus den Umſtän⸗ 
den der Perſonen, des Ortes und der Zeit abgeleitete Beſorgniß, es werde 
ein wirklicher Angriff ſtattfinden, genüge, um die am Gegner verübte 
Gewaltthat als Nothwehr zu rechtfertigen; denn nur gegen einen gegen— 
wärtigen wirklichen Angriff, nicht gegen einen nur ale möglid 
vorausgefehten, bedarf es einer Vertheidigung und kann eine foldhe 
ftattfinden. Allerdings aber kann ein ſolcher Angriff auch in einer drohen⸗ 
den Stellung, in dem Aufheben gefährlicher Werkzeuge, felbft in wörtlicher 
Drohung beftehen, welche mit ber Gefahr des augenblidlichen Gintrittes Des 
angedrobten Uebels begleitet iſt (E. v. 2. September 1852, ©. 3. Nr. 153). 


3. Der Angellagte hatte bei Gelegenheit einer Rauferei dem Johann 
W. an der linken Seite des Unterleibes eine bis in die Bauchhöhle ein- 
dringende, von ben SKunftverftändigen als fchwer anerkannte, und an dem 
Borderarme eine leichte Schnittwunde beigebracht, und bei derfelben Gelegen- 
beit den Sofef ©. mit einem Schnitte am Scheitel und am Rüden, und ben 
Sofef P. an der Tinten Hand leicht verlekt. 


Bezüglich der vom Angellagten geltend gemachten Nothwehr war als 
erwiefen angenommen, daß bie Verletzten ihn keineswegs überfallen haben, 
daß berjelbe zuerit nur mit ©. handgemein wurde und im Raufen mit die 
fen allein zu Boden kam, daß er von ©. ſchon getrennt, demfelben doch 
noch bie Stiche am Kopf und Rüden verfehte, daß er noch aufgefordert, 
die Waffe wegzumerfen, von W. erit wieder zu Boden geftoßen wurde, fich 
jedoch wieder erhob, auf W. neuerlich losging, und ihm fo angriffsweiſe, 
während fie einander gegenübet ftanben, die fehwere Verlegung zufügte, wo 
er doch niht in unfreier Lage war und leiht Hätte ent- 
fliehen fönnen. 


Der oberfte Gerichtshof erflärte nun, nach diefem Vorgange, zumal 
unter befannten Cameraden, laſſe fih mit Grund nicht annehmen, weder daß 
der Angellagte um fich felbit zu vertheidigen, zum Meſſer feine Zuflucht 
nehmen mußte, und fomit fich desfelben nur zur eigenen Vertheibigung bedient 
habe, noch daß erfich ın einer Lage befunden babe, um behaupten zu fönnen, 
er habe nur aus Furcht ober Schreden die Gränzen ber Nothwehr über 
ſchritten (E. v. 9. September 1853, ©. 3. Nr. 125). 
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4. Der Gebrauch von Schimpfworten Tann an fih als eine Verthei⸗ 
bigung oder Gegenwehr nicht angejehen werben (&. v. 9. September 1853, 
©. 8. Nr. 129). 

5. D. wurde von. durch einen Fauftichlag am linken Auge bergeftalt 
verlegt, baß der gänzliche Verluſt des Gefichtes am befchäbigten Auge und 
eine Berufsunfähigkeit von mehr als dreißig Tagen bie nothwendige Kolge 
war. — Der That ging ein Zwiſt voraus, welcher zwifchen dem Bruber 
bes Angeflagten auf ber einen, unb dem nachher Verwundeten und Sajetan 
B. auf ber anderen Seite entftanden war, bereit8 in Schmähungen aus- 
artete, und deßhalb den Angeklagten veranlaßte, die Streitenden zur Ruhe 
zu ermahnen. Ste achteten feiner wenig und wurden, nach einigen Zeugen, 
fofort Handgemein, oder waren, wie bie übrigen Zeugen angeben, eben im 
Begriffe, e8 zu werben, fchlagfertig einander gegenüberftehend, fo daß ein 
wirfliher Zufammenftoß nur mehr durch die eingreifende Abwehr eines 
Dritten zu verhindern war. Nun eilte ber Angeflagte, feinen Bruber in 
Gefahr fehend, herbei, verfeßte bem D., — denn er war es, ber jenen bereits 
angegriffen hatte oder mwenigftens damit bedrohte — ben Kauftichlag, nahm 
dann den Bruder beim Arm und trieb ihn und feinen Better aus ber 
Trinkſtube, um bie Yortfegung bes Streites zu verhindern. — Das Kreisr 
gericht nahm nach allen die That begleitenden Umftänden an, daß %.8 
Handlung nicht auf feindlicher Adficht beruhte, fondern auf Befreiung bes 
Bruders aus ber ihm drohenden Gefahr abzielend, vielmehr ein Act ber 
Nothwehr war. Es erklärte ihn daher nach 8. 2 lit. g und $. 335 nur 
wegen Weberfchreitung der Gränzen ber Nothwehr der Uebertretung gegen 
bie Sicherheit des Lebens fchuldig. 

Das Oberlandesgericht Dagegen hat ben Angellagten des DBerbrechens 
ber fchweren koͤrperlichen Befchädigung nach 88. 152 und 156 lit. a ſchuldig 
erflärt und zu zweifährtgem ſchweren Kerker verurtheilt. Deſſen Anficht 
wurde auch vom oberften Gerichtshofe getheilt, und das gefällte Urtheil in 
allen Puncten beftätigt (E. v. 23. September 1856, ©. 3. Nr. 135) *). 


*) Die Gründe des vom oberften Gerichtshofe beftätigten Urtheiles der zweiten 
Inſtanz beflanden darin, „daß es zur Zeit der That noch nicht zu einem Handgemenge 
zwifchen dem Bruder des Angeklagten und dem D. gefommen war, — daß die bloße 
Befürhtung, ed möchte zu einem folden fommen, den Befchuldigten zu 
einem ſolchen Einſchreiten um fo weniger berechtigte, als die Sache durch einfaches 
fi in’d Mittel Legen und Entfernen des Bruderd wahrfcheinlih hätte abgethan 
werden fünnen, — daß die Berwundung weder in der Hige eines Raufhanbeld, mo 
blind zugefchlagen wird, noch von Seite eines Theilnchmere, fondern dur die Hand 
eines Dritten erfolgte, welcher bis dahin ruhig an cinem anderen Tifhe geſeſſen hatte, 
vermöge feined damaligen Gemüthszuftanded in der Lage war, mit voller Ueberlegung 
zu handeln, und, wenn ihm nur daran lag, den entftandenen Streit abzubrechen und 
feinen Bruber aus drohender Gefahr zu befreien, nichts anderes zu thun brauchte, 
als ihn etwas zeitlicher wegzubringen, anftatt daß er ſich erſt zuwartend verhielt, 
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Heberfgreitung ber Grängen gerechter Nothwehr. 

6. Der Angeklagte 8. war eines Abends mit B. bei dem R’fchen 
Hauſe, um mit ben Töchtern des Hauſes beim Fenfter zu fprechen, ergriff, 
nachdem ſich die Burichen W. und R. näherten und W. rief: „ich kenne bich 
ſchon“, die Flucht, und verlegte während dieſem GEntfliehen ben ihn verfol- 
genden R’ichen Sohn Jacob, einen fechszehnjährigen Aurfchen, durch einen 
mit der linten Hand nach rüdwärts geführten Schlag auf bie Nafe berart, 
daß hiedurch zumächft ein complicirter Bruch bes Naſenknochens, verbunden 
mit Entzündung, Eiterung und theilweifer Abftoßung einzelner Knochenſtücke 
und fohin eine auffallende Verſtüͤmmlung ber Nafe eintrat. 

Der oberſte Gerichtshof erflärte, darin, daß ber Angeklagte, welcher 
nichts Schlechtes oder Geſetzwidriges gethan hatte, aber dennoch aus Furcht 
vor einer bei folchen Selegenheiten Häufig vorfallenden Mißhandlung bie 
Flucht ergriff, und während biefer Klucht im Dunkel der Nacht nach dem 
ihn Verfolgenden mit der bloßen Hand rüdlings ſchlug, koͤnne doch offenbar 
nur ein aus Furcht unternommener natürlicher und unmwilltürlicher Act erfannt 
werben, wodurch er ben ihm von Dem ſchon nahe kommenden DBerfolger 
bevorftehenden rechtswidrigen Angriff abzumehren fuchte, mithin nach 8. 2 
lit. g ein Act bloßer Nothwehr, welche die Zurechnung ber That als Ver⸗ 
brechen, was fie objectio betrachtet nach ben SS. 152 unb 156 allerdings 
wäre, ausfchließt. Man kann nämlich nach gewöhnlicher Dent- und 
Handlungsmweife des Menfchen nicht fordern, daß einvon Furcht 
vor Mißhandlung im Dunkel der Nacht zur Flucht Angetrichbe- 
ner abwarte, daß ihn ber Verfolger erreiche und wirklich anfalle, 
und daß erfidh in Diefem Momente ber Furcht vorerft burch forge 
fältige Prüfung die Meberzeugung verfchaffe, ob ihm ber Ver 
folger an törperlicher Kraft überlegen fei. — Es laͤßt ſich aber 
dennoch andeserfeits nicht vertennen, daß ber Angellagte, ein fünfundzwanzig⸗ 
jähriger, und wie es ſchon ber Erfolg des mit der bloßen Hand rüdlings 
geführten Schlages bewährt, Fräftiger Menſch, fih von einer nicht vollends 
gegründeten Furcht üibereilen, fich zu einer unter den gegebenen Umftänden 
nicht nothwendigen, zu großen Gewaltübung hinreißen ließ, Daß er daher 
die Gränzen der nöthigen Vertheidigung überfchritten Habe, indem bei 


dann aber dem D. einen Schlag verfepte, deffen Gefährkichkeit er von vorneherein 
nicht verfennen konnte, — daß alfo feine Abfiht nihtauf bloße Nothwehr, 
fondern auch geradezu auf die Befhädigung des Gegners feined 
Bruders gerichtet, fomit eine feindfelige war, — welde Annahme durd 
den voraudgegangenen Streit, durch das cholerifche Temperament und die im Proceffe 
erhobene, und aus ciner früheren Abftrafung wegen ſchwerer Körperverlegung bervor- 
gehende Geneigtheit des Angeklagten zu fol’ gewaltfamen Handeln vollkommen 
begründet, und durch den immerhin wahrſcheinlichen Umftand, daß er im Augenblide 
Der That des vollen Umfanges ihrer ſchweren Folgen nicht bewußt war, keineswegs 
widerlegt if.“ 
Herbſt, grundfägl. Entfheidungen. 2 
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eintger mehrerer Kaflung und Beionnenheit von feiner Seite die bebeutenbe 
Beichädigung bes einzelnen ihn verfolgenden exft fechsgchnjährigen R., mit 
dem er auf freundfchaftlichem Fuße geftanden war und deſſen Befchäbigung er 
auch bereute, leicht unterblieben wäre. Der Angellagte kann daher nicht von 
jedem Verfchulden freigefprochen werden, fonbern er bleibt für diefes, wenn 
gleich aus Furcht gefchehene Ueberſchreiten der nöthigen Vertheidigung zu 
Folge des $. 2 lit. g immerhin verantwortlich und nach $. 335 ſtrafbar (E. v. 
19. Zuli 1854, ©. 3. Nr. 98). 

7. Der gleiche Grundſatz — daß die Graͤnze ber gerechten Nothwehr in 
der Beſchraͤnkung auf die ndthige Vertheidigung, zu welcher das angewen- 
bete Mittel als einzige nothwenbige Abwehr dient, gefunden werbe — wurde 
auch mit E. vom 6. September 1854 (G. 3. Ar. 136) ausgefprochen. Der 
Angeklagte war nämlich der Mebertretungen nach den 88.335 und 431 ſchuldig 
erflärt worden, weil er bei einem auf ber Gafle mit M. und feinen Genoſſen 
ftattgefundenen Handgemenge die Graͤnzen ber gerechten Nothwehr über: 
fchritt,, indem er hiebei mit einem fpikigen, fehneibigen Meſſer dem M. eine 
Schwere Förperliche Befchädigung am Kopfe beibrachte und einfehen mußte, 
daß das Stechen mit den Meſſer auf den Kopf bes M. eine große Gefahr 
für da8 Leben und die Gefundheit herbeiführen konnte, und weil er mit dem⸗ 
felben Mefler dem M. eine leichte und bem N, zwei leichte Verlegungen 
beibrachte. 

Der vberfte Gerichtshof erflärte: Nachdem die Angreifer nicht bewaffnet 
waren, ber Vorfall fich auf der Gaſſe in einer belebten Vorftabt, und nicht im 
tiefer Nacht, fondbern um neun Uhr Abends ereignete, und keine Umſtaͤnde vor- 
handen waren, welche Die gewählte und vorausfichtlich gefährliche Art ber 
Abwehr von Seite bes Angellagten, welcher nicht in ber Lage eines bie Waffen⸗ 
ehre wahrenden Soldaten fich befand *), als nothwendig darftellen, — fo felen 
8.2 lit. g und rüdfichtlich 88. 335 und 431 richtig angewendet worden. 


8. 3. 
Rechtsirrthum. 

1. Nur mit der Unwiſſenheit der Strafg eſe ze kann ſich Niemand ent⸗ 
fchufdigen; allein es gibt Rechtsirrthümer anderer Art, welche, fowie fie 
nach 8. 326 des a. b. ©. 8. jogar bie Unredlichkeit des Beſitzes ausfchließen, 
noch mehr die Strafbarkeit aufheben müffen (E. vom 22. December 1851, 
G. 3. 1852, Nr. 11). 

2. Der Thäter hatte die Wohnung, in welche er mit gefammelten meh⸗ 
seren Leuten eingedrungen war, für die jeinige ald bes Erben feiner Mutter 


*) Der Angellagte hatte nämlich behauptet, ex könne für die Berleßungen eben 
fo wenig verantwortlich gemacht werden, als ein nächtlich überfallener Militärift, der 
von feinen Waffen Gebrauch mat. . 
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gehalten. Der oberfie Gerichtshof erflärte mit E. vom 19. April 1854 (G. 8. 
Nr. 65), daß wenn auch biefe Annahme in eivilrechtlicher Hinficht beftrit- 
ten werben könne, ber Thäter fich doch jedenfalls in einem Irrthume befand, 
bez ihn ein Verbrechen in feiner Handlung nicht erfennen Tieß, daß daher ber 
zum Verbrechen erforberliche boͤſe Vorſatz und fomit ber Thatbeitand bes 
Berbrechens der Sffentlihen Sewaltthätigkeit nach 8. 83 nicht vorhanden 
geweſen jet. 

3. 9. hatte im Walde feiner Gemeinde mit Bewilligung ber Behoͤrde 
einen Baumftamm gefällt. Als er fich anſchickte, denſelben herauszuführen, 
fand er in dem Korfte einen zweiten Stamm, ber verlaflen dalag, und 
brachte mit bem rechtmäßig bezogenen auch diefen nah Hanfe. Der 
Waldaufſeher fequeftrirte jenen zweiten Stamm und verfügte deſſen Ueber⸗ 
führung in das Holzmagazin der Gemeinde. Allein A. nahm bdenfelben 
vor ben Augen des Zeugen B. wieder weg, indem er erflärte, daß das Holz 
ihm gehöre und vom Waldauffeher ungerechter Weile confiscirt worben 
fi. In erſter Inſtanz wurde er wegen MWebertretimg bed Diebftahls 
verurtheilt, weil ber geſetzmaͤßig confiscirte und in das Holzmagazin ber Ge⸗ 
meinde überbrachte Baumftamm als ein Theil des Gemeindevermögens 
anzufehen ſei. — Das Oberlandesgericht dagegen erflärte ihn für fchuldlug, 
weil der Thatbeftand des Diebftahles fehle. Denn der fragliche Baumſtamm 
fet vor der Sequeftration dem Angeflagten gegenüber Feine fremde Sache, 
beziehungsweiſe kein Gigenthum ber Gemeinde als folcher, geweſen, was 
nur dann ber Kall wäre, wenn nicht ex, ſondern bie Gemeinde felbit burch ihre 
Organe von dem Stamme im Walde Beſitz genommen hätte. Eben fo wenig 
fei aber die Gemeinde durch die Beichlagnahme und Einzichung des Baumes 
Eigenthümerin besfelben geworden. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten Inſtanz, und 
zwar „in Grwägung, daß bie dem Beichuldigten zur Laft gelegte That nach 
8.2 lit. e als eine dolofe Entziehung fremden Eigenthumes bemfelben nicht 
angerechnet werben könne, da fein früherer Belt und bie Art und Weife der 
vor den Augen bed Zeugen B. mit Berufung auf fein vermeintliches Recht 
erfolgten Wieberzueignung die Abficht des Diebitahles ausſchließen“ (E. vom 
10. Februar 1857, ©. 3. Nr. 52). 

4. 9. war genöthiget, den Gläubigern feine Güter abzutreten. In 
bem bei Gericht zu Protokoll gegebenen Anbringen fpecifleirte er bie auf feiner 
Realität (als deren Miteigenthümerin feine Gattin im Grundbuche eingetra- 
gen if) vorgemerkten Schulden, dann bie übrigen Forderungen feiner Gläubi⸗ 
ger, von benen Einer durch Pfandrecht an ben Fahrniſſen gededt war. Seine 
miterfchienene Gattin B. esflärte, daß fie Durch den Antritt bes Mitbeſitzes 
bes Grundſtuͤcke fich für die Tabularſchuldner ihres Mannes als Mitſchuldnerin 
bekannt habe, und eben fo auch bem durch bie Pfändung bes (beiden Ehegatten 
gemeinfchaftlichen) Fahrniſſe gebedten Gläubiger mit verpflichtet ſei, daß 
Hingegen. bit anderen Geworbsſchulden ihres: Mannes fie durchaus nicht 

g* 
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berühren, und die Art der Entſtehung berfelben ihr völlig unbekannt fei; fie 
ſchloß fich übrigens der Süterabiretung ihres Mannes an und begehrte bie 
Einräumung der damit verbundenen Rechtswohlthaten. Diefe wurden über 
den fohin eröffneten Concurs von den Gläubigern auch wirklich zugeftanben. 
— Bei der in Betreff ber Urfachen der Weberfchuldung eingeleiteten Unter- 
fuchung ergab fich aus den Ausfagen der B. daß fie ein in barem @elde 
beftehendes Vermoͤgen von 380 Gulden den Släubigern entzogen habe, um 
zum eigenen und zum Unterhalte ihrer Kinder eine Schantwirthfihaft zu 
pachten; dem Manne hatte fie vorgegeben, diefe Barfchaft ausgeliehen zu 
haben. Bei Gericht wollte fie das Geld zuerft als ein ihr gegebened Dar- 
leihen darftellen, dann erflärte fie dasſelbe als ein Erſparniß aus ber Zeit, 
wo fie noch unverbeirathet war. Sie gab zu ihrer Rechtfertigung an, daß 
fie nicht im mindeften an einen Betrug gedacht habe, fondern fich im Gegen⸗ 
theile durch die Einbeziehung ihres Vermögens in die Concursmaſſe für 
befchwert erachte, dba doch fonft in Concursfällen eine Abfonderung des Ver⸗ 
mögens der Ehefrau von jenem des Mannes itatifinde; — daß fie ferner 
ihrem Gatten ein Heirathbögut von 400 Gulden zubrachte und daher als 
feine Glaͤubigerin hätte angefehen werben follen; — baß fie deßhalb in ber 
Verwendung ihrer Barſchaft für fich felbft und bie Kinder fein Unrecht habe 
erbliden koͤnnen, zumal dba fie hiebei von der Anficht geleitet wurde, der Ge⸗ 
meinde mit ihrer Kamilie nicht zur Laſt zu fallen. 

Beide untere Inſtanzen verurtheilten die Angellagte wegen des Ver⸗ 
brechens bes Betruges nach 88. 197 und 199 lit. f; der oberfte Gerichtshof 
dagegen, dem das Strafurtheil vom Oberlandesgerichte bloß zum Bebufe 
einer außerorbdentlichen Strafmilderung von Amtswegen vorgelegt worben war, 
fälte ein Schuldlofigkeitäurtheil, indem er annahm, bag fich die An- 
gellagte in einem Irrthume befunden habe, derfie verhinderte, 
in ihrer Handlung ein Berbrechen zu erkennen ($. 2 lit. e). — Denn 
aus ihrer Erflärung über bag Süterabtretungsanbringen ihres Mannes leuchte 
Die Meinung hervor, daß fie nur mit jenem Theile ihres eigenen Vermögens 
haften wolle, rüdfichtlich deſſen fie fich den Gläubigern ihres Gatten ver 
pflichtet hatte, und daß fie nicht gewillt fet, für die übrigen Schulden bed» 
felben mit ihrem fonftigen Vermögen in eine Haftung einzutreten. Wenn 
fie trotz dieſer Erflärung der Süterabtretung ihres Mannes fi) anfchloß und 
bie Theilnahbme an ben damit gefetlich verbundenen Wohlthaten verlangte, 
fo liege darin allerdings ein rechtlich unlösbarer Widerfpruch; derfelbe beruhe 
aber auf einer ignorantia juris, auf Unkenntniß der juriftifchen Bedeutung des 
Actes der Süterabtretung und der Rechtsfolgen desfelben, worüber die An⸗ 
gellagte, anftatt daß man ben Eoncurs fofort auch über ihr Vermögen eröffe 
nete, erſt hätte aufgeklärt werben follen. Daß fie in der Meinung befangen 
war, ben Gläubigern ihres Mannes nur in jener befchränkten Weife verpflichtet 
zu fein, finde eine weitere Betätigung in dem Inhalte ihrer Rechtfertigung, 
worin fie fich über die Einbeziehung ihres Vermögens in den Goncurs des 
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Ehegatten beſchwerte, weil in Eribafällen eine Abſonderung des Vermögens 
der Ehefrau ftattfinde, und fie fich (aus dem Zubringen bes Heirathsgutes) 
als Släubigerin ihres Mannes betrachtete. Es fei daher vollkommen glaub» 
bar, daß bie Angeklagte fich zur freien Verfügung über ihre Barfchaft für 
berechtigt hielt (E. v. 14. October 1857, &. 3. Nr. 124). 


8. 5. 
Mitſchuld und Theilnahme. 
Handlungen, welche Mitſchuld oder Theilnahme begründen. 


1. Weber der 8. 5, noch der 8. 6, noch eine andere Stelle des Str. ©. 
erflärt die unterlaffene Mißbilligung einer firafbaren Handlung, 
ja auch nicht bie Billigung dberfelben, nachbem felbe ſchon verübt 
worden ift, für Meitfchulb oder Theilnahme an biefer Handlung (E. vom 
7. October 1852, ©. 8. 1853, Nr. 6)*). 

2. &8 gebt nicht an, dba wo das Geſetz bei einzelnen Ber- 
brechen den Begriff der Mitfchuld und Theilnahme insbefondere 
normirt, mit Anwendung des $. 5 Diefer Norm eine ausdehnende 
Auslegung zu geben, und noch eine weitere Art von Mitfchuld 
ober Theilnahme hieraus zu dbeduciren, und Strafen dafür zu 
fanetioniren. 

Diefem Grundfage gemäß wurbe erflärt, daß, nachdem die Veraus⸗ 
gabung falfcher Ereditspapiere im Einverftändniffe mit einem Theil» 
nehmer an ber Verfälfchung erſt in dem neuen Strafgeſetzbuche 8. 109 als 
Theilnabme an dem Berbrechen ber Grebitöpapierverfälfchung erflärt wurbe, 
der entiprechende 8. 95 bed Str. ©. vom Jahre 1803 aber zur Theilnahme 
ein Verftändnig mit dem Nachmacher ober einem Mitfchuldigen 
erfordert, fo müfle angenommen werben, daß die Verausgabung unechter 
Greditspapiere im Einverftändniffe mit einem ber Theilnehmer nach 
dem alten Str. ©. nur ald Betrug behandelt werden könne (E. v. 9. Sept. 
1853, ©. 3. Nr. 126) **). 


*) Diefem Grundfaße gemäß wurde die Anfıcht einer Staatsanwaltihaft ale 
unrichtig erklärt, daß vier Angeflagte als Mitfchuldige oder Theilnchmer der von Einem 
von ihnen begangenen Uebertretung der Beleidigung der Wache angefehen und deßhalb 
beſtraft werden müſſen, weil fie unterlaffen haben, ihre Mißbilligung über die beleidi- 
gende Aeußerung zu erkennen zu geben, und in Gefellfhaft deffen, der fie gefprochen 
hat, geblieben find. (Welcher von den Angeflagten die beleidigenden Worte gefprochen 
bat, konnte ebenfomwenig ald ein zwifchen ihnen beftandened Einverftändniß die Wache 
zu beleidigen, erwiefen werben.) 

”) Das nämliche Ergebniß würde ſich indeffen gerade bezüglich des zu entfchei- 
denden Falle auch durch Anwendung ded 8. 5 ergeben haben. Denn nach diefem ift 
zur Theilnahme an einem Berbrechen vorläufiged Einverftändniß „mit dem Thäter“ 
nothwendig, bloßes Einverfländnig „mit einem Theilnehmer” daher fiher nicht 
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3. Alle Handlungen, welche nach 8. 5 bie Mitſchuld an 
einem Verbrechen begründen, ſind poſitiver Natur und beſtehen in 
einem activen, unmittelbar auf Veranlaſſung, Ermoͤglichung oder Sicherung 
ber verbrecherifchen That gerichteten GEinfchreiten, welches insbeſondere auch 
Schon nach dem allgemeinen Sprachgebrauche mit bem Begriffe des Vorſchub⸗ 
gebens verbunden ift. Durch die Nichtbinberung eines Verbrechens macht man 
fich demnach in der Regel nicht desfelben Verbrechens mitſchuldig, fondern 
nach Umftänben nur nach 8. 212 wegen Verbrechens der Borfehubleiftung ver- 
antwortlich (E. v. 1. December 1853, ©. 3. 1854, Nr. 18). 

4. Der Angeflagte hatte dem W. auf fein Befragen, was er in einer 
wider den Erxfteren anhängigen Unterfuchung bei Gericht ausſagen foll, geant- 
wortet: „age, daß du nicht Dabei warft, daher nichts gefehen haft“, — was 
biefer auch that und fich dadurch des Verbrechens des Betruges ſchuldig machte. 
Der oberſte Gerichtshof erflärte mit &. v. 17. Mat 1854 (&. 3. Nr. 78), daß 
diefe Thätigkeit nach $. 5 Mitfchuld an dem gebachten Verbrechen begründe, 
und e8 dießfalls nicht entfcheidend fet, ob W. zu diefem Unterrichte ober Rathe 
Durch feine Frage Anlaß gegeben habe, und ob er fchon früher zur Ablegung 
einer gerichtlichen Ausfage, wenn fie auch nicht ber Wahrheit getreu wäre, ent 
fchloffen geweſen fei oder nicht (obwohl ein folcher Entfchluß aus ber gebachten 
Frage nicht folge), weil felbit eine folde Hinneignung ded W. zur Ab⸗ 
legung eines falfchen gerichtlichen Zeugniffes angenommen, diefe doch noch 
nicht den gefaßten Befchluß ber Berübung felbft in fich faffe, und Daher aller- 
bings die Mitfchuld eines Zweiten, die felbft durch Lob fchon begangen werben 
kann, nicht ausfchließe. 

5. Um mehrere, durch Räubereien im hohen Grade gefährliche Indivi⸗ 
duen unfchädlich zu machen, beftimmte ein Gensd'arme ben A. einen ihrer 
Genoſſen, daß er fie zu einem Haube anmwerbe, bei defien Ausführung die 
Meberlifteten der Sicherheitsbehärde In Die Hände fallen follten. Der gemein- 
fehaftlich entworfene Plan gelang vollftändig; die Uebelthäter wurden nämlich 
in der Mühle, auf deren Plünderung es abgejehen war, von ben bort verfied- 


genügend. — Ungeachtet der jept geänderten Begriffebeftimmung der Theilnahme an 
der Ereditöpapierverfälfchung iſt jedoch der obige Grundſatz gerade für dieſes Ber- 
brechen noch von befonderer Wichtigkeit. Denn das eilfte Hauptftüd fpridht nur von 
Einer Urt der Theilnahme, nämlich der durch einverfländliche Ausgabe verfälfchter 
Ereditöpapiere bewirkten; andere Handlungen, welche unter den allgemeinen 
Begriff der Theilnahbme nad $. 5 fallen, aber nicht in der Beraudga» 
dung befteben, find daher niht als Theilnahme an der Ereditöpapier- 
verfälfhung firafbar. ©. auf den von Paſſy (Zeitjhrift 1833, II. Bd. ©. 214) 
mitgetbeilten Criminalrechtsfall. Bei demfelben wurde eine derlei Handlungsweife 
vom Griminalgerihte ald Theilnahme an der Greditöpapierverfälihung erklärt und auf 
Zodeöftrafe erfannt, während das Obergericht darin überhaupt keine ftrafbare Hand- 
lung fand, der Berfaffer aber feine Anficht dahin entwidelt, daß auf Theilnahme 
am Betruge zu erfennen gewefen wäre. 
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ten Gensb’armıen in bem Augenblide feftgenommen, als fie mit ben Waffen in 
ber Hand ben Eigenthümer berfelben zur Herausgabe feiner Barfchaft auf- 
forderten. A. welcher fie mit Waffen verfeben und zur Mühle geleitet hatte, 
aber vor bem Thore zurüdgeblieben war, ließ fich ebenfalls verhaften. 

Sin erfter Inftanz wurde auch A. wegen Raub verurtheilt, vom Ober 
landesgerichte aber ſchuldlos erflärt, weil feine Abficht nur dahin ging, bie 
durch ihn Setäufchten der öffentlichen Gewalt zu überliefern, er aber nicht bie 
Abficht Hatte, ein Verbrechen zu begehen, fondern vielmehr beitrug, den Erfolg 
ber von ben Anderen verübten firafbaren That zu verhindern. Diefe Entfchei- 
dung wurde auch vom oberften Gerichtöhofe mit Berufung auf die Gründe 
bes Oberlandesgerichtes beftätigt (&. v. 24. März 1857, ©. 3. Nr. 74) ”). 


And Iener Tann fi eines beſtimmten Verbrechens mitihuldig machen, ber das⸗ 
felbe als unmittelbarer Thäter nicht begeben Tönnte, 


6. Aus ber für Jemand vorhandenen Unmöglichkeit fich eine 
(beftimmiten) Verbrechens als unmittelbarer Thäter Fchuldig zu 
machen, darf nicht der Schluß gezogen werben, Daß biefelbe Perſon, wenn fie 
einen Anderen, für welchen jene Unmöglichkeit nicht vorhanden tft, zum Ver⸗ 
brechen vorfäßlich verleitet, nicht der moralifche Urheber, alfo nicht frafbarer 
Mitfchuldiger des von dieſem begangenen Verbrechens fein könne. Syn den 
88. 5, 8 und 9 iſt aus natürlichen und aus Gründen ber Strafpolitik vielmehr 
das Gegentheil ausgefprochen. Es wirb demnach 3. B. auch eine Weibs⸗ 
perfon, obſchon fie des Verbrechens der Nothzucht ald unmittelbare Thaͤterin 
fich nicht fchuldig machen Tann, unter Borausfehung ber im $. 5 enthaltenen 
Bedingungen gleichwohl als Mitfchuldige an biefem von einem Manne 
begangenen Verbrechen anzufehen und zu beftrafen fein, und dasjelbe muß 
auch in dem Falle gelten, wenn ein Nichtbeamter einen Beamten zur 
VBerübung eines verbrecherifhen Amtsmißbrauches mit dem Be— 
wußtfein verleitet, daß dieſe Handlung, deren moralifcher Urheber er ift, 
den Thatbeſtand jenes Verbrechens enthalte (@. vom 22. Detober 1856, &. 8. 
Ar. 148) *). 


*) Bergl. den Auffap von Glaſer: Ein Beitrag zur Lehre von der intellectu- 
ellen Urbeberfhaft (G. 3. 1857, Nr. 116). 

**) Zwei Zelegraphenbeamte wurden bed Mißbrauches der Amtdgewalt aus dem 
Grunde für ſchuldig erklärt, weil fie bereitd gezogene Rotterienummern, welche auf einer 
gewiffen Telegraphenlinie durch ihre Station Tiefen, notirten und zweien Privaten, M. 
und R., zur Erzielung unrechtlichen Gewinnes mittelft Ankauf von entfprechenden 
Rottoeinlagsfcheinen mittheilten. Gegen die Anfiht des Oberlandeögerichted nun, — 
dag M. und RN. fi deö Verbrechens nicht mitfhuldig gemacht haben, weil bie 
Berübung des Berbrechend des Mißbrauches der Amtsgewalt nah $. 101 nur durch 
Beamte möglich fei, wozu M. und N. nicht gehören, — tft die obenftehende Ausfüh⸗ 
rung des oberſten Gerichtshofes gerichtet. 
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Die Bernriheilung des einen Mitſchuldigen iſt nicht durch jene der anberen 
bedingt.’ 


7. Es enthält keinen Widerfpruch, wenn eine von mehreren Berfonen ver- 
übte That dem Einen als Verbrechen und als ftrafbar zugerechnet wirb, weil 
nebft der objectiv verbrecherifchen Handlung auch der boͤſe Vorſatz erwiefen 
vorliegt, während der andere Mitangeflagte, weil ihm entweder ein Entfchul- 
bigungsgrund nach $. 2 zu Statten kommt, ober ber Beweis bes böfen Vor⸗ 
ſatzes nicht für Hinreichend gehalten wird, freigefprochen werben muß (E. vom 
13. December 1854, ©. 3. 1855, Nr. 31). 


Beftrafung der Mitſchuldigen. 


8. Wo das Geſetz nichts befonderes beitimmt, verfallen die Mit- 
fhuldigen in biefelbe Strafe wie der unmittelbare Thäter; jene 
find mit dem unmittelbaren Thäter als eine juridifche Perfon anzufehen, welche 
für die Hervorbringung des beabfichtigten Uebels gleiche Berantwortlichkeit, 
gleiche Strafe trifft, wenn fle hieraus auch nicht einen gleichen Vortheil zogen, 
oder auf leßteren vielleicht gar Verzicht geleiftet haben (E. vom 1. Juli 1852, 
G. 3. Nr. 119) *). 


Unterſchied zwiſchen Mitihuld und Theilnehmung. 


9. D., beeideter Praktikant bei einer Finanzbehoͤrde, wurde in der Amts⸗ 
regiſtratur als Archivsbeamter verwendet. Während dieſer Dienſtleiſtung 
entwendete er aus der Regiſtratur eine anſehnliche Quantität Papier, welche 
einen materiellen Werth von vierzig Gulden hatte, und theils in Druckſorten, 
theils in Amtsacten beſtand, durch deren Verluſt das Aerar der Gefahr eines 
Schadens ausgeſetzt iſt. Et warf das Papier aus dem Fenſter ſeines Bureaus 


Außerdem war das Oberlandesgericht der Anfiht, „es könne nicht behauptet 
werden, daß dasjenige, wozu fich die Beamten bereitwillig herbeiließen, in Folge eines 
von den Angellagten auf fie geübten moralifchen oder intellectuellen Einfluffes geſchehen 
fei”. Hierüber fprechen ſich die oberftrichterlichen Entfcheidungdgründe folgendermaßen 
aus: „Daß die wiederholte Mittheilung der gezogenen Lottozahlen von Seite der 
Telegrapbenbeamten nicht in Folge eines von den Angellagten auf fie geübten mora- 
liſchen Einfluffes gefchehen fei, tft eine dem $. 260 der Str. Pr. O. nicht zufagende 
Borausfeßung, da actengemäß die befagten Beamten von dem Angeklagten erſt um 
die Mittheilung von Nummern erfuht wurden, und dann ſich dazu herbei» 
ließen, und es überhaupt unerflärbar wäre, daß fie aus freiem Antriebe und unauf- 
gefordert wiederholte Mittheilungen und zwar auch mittelft Dienftperfonen des Ange: 
Magten M. gemacht haben follten.“ 


*) Diefer Grundfap wurde ſpeciell mit Rüdfiht auf die Frage ausgefprochen, 
ob zur Anwendung der höheren Straffancion für den Betrug ($. 203) auf einen 
Mitſchuldigen nothwendig fei, daß er fich ſelbſt aus dem Betruge einen Betrag von 
mehr ald 300 Gulden zugewendet (oder zuzuwenden beabfichtiget) habe. 
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in ben barumter befindlichen Hof, und nachdem es eine Zeit Tang bort liegen 
geblieben war, forberte er ben bei ber Behörde nicht angeftellten F. auf, das⸗ 
felbe zu verweriben, welcher ben Verlauf auch wirklich übernahm und beſorgte. 

D. war flüchtig, F. aber wurde in erfter Inſtanz wegen Mitfchuld am 
Besbrechen des Mißbrauches der Amtsgewalt veruriheilt, Dagegen vom Ober⸗ 
Ianbdesgerichte nur der Uebertretung ber Theilnehmung an ber Beruntrenung 
ſchuldig erflärt, und dieſes Urtheil auch vom oberften Gerichtähofe mit &. vom 
18. November 1856 (©. 3. 1857, Nr. 11) beftätiget. 

Die Motive der oberlandesgerichtlichen Entfchetbung, mit welchen auch 
jene bes oberften Gerichtshofes volltommen übereinftimmten, beftanden darin, 
daß bie That des D. unter den Begriff ber ämtlichen Veruntreuung falle, 
welche im $. 181 als ein beſonderes Verbrechen bezeichnet und fo durch pofl- 
tive Borfchrift aus dem im $. 101 aufgeftellten Gattungsbegriffe des ftrafbaren 
Amtsmipbrauches, worunter fie fonft ihrer Natur nach zu fubfumiren wäre, 
ausgefchieden wurde. — Allein nicht nur ber fehlende Thatbeftand bes Ver⸗ 
brechens bes Mißbrauches der Amtögewalt mache ed unmöglich, eine Mit- 
fhuld an dieſem Verbrechen auf Seite bes %. ald vorhanden anzunch- 
men, fondem auch der bem geſetzlichen Begriffe der Mitſchuld (8. 5) 
durchaus nicht entfprechende Inhalt feiner Handlungsweiſe. 
Denn von bem Augenblide an, als D. das Papier und bie Acten aus dem 
Bureaufenfter in ben Hof hinabgemworfen hatte, fet bie Iinterfchlagung vollendet 
geweſen; was weiter geſchah, gehöre nicht mehr zum gefetlichen Thatbeftande 
bes bereits vollbrachten Verbrechens ber Veruntreuung. Wenn nun %. und 
zwar ohne mit D. vor ber That ein Einverfiändniß getroffen zu haben, bie 
Fortſchaffung des veruntreuten Gutes aus dem Hofe und den Verlauf des⸗ 
felben beforgte, fo fei er zwar dem D. bei der Verwirklichung des durch das 
Berbrechen bezweckten Nutzens behilflich gewefen, allein diefe feine Mitwirkung 
fiehe zum Verbrechen felbft in Feiner unmittelbaren Beziehung, wie fie 
im $. 5 für den Begriff ber Mitſchuld gefordert werde. 


Kine moraliige Perſon als folge kann nicht geftraft werden. 


10. Es war nicht zuläffig, die Gemeinde in ihrer Sefammtheit 
ftraffällig zu erfennen, denn — — — es liegt nicht vor, daß ſämmtliche 
Mitglieber der Gemeinde oder mit ihrem Willen und Willen ihre gehörig 
bevollmächtigten Repräfentanten auf die Uebertretung, und in welchem Maße 
Einfluß genommen haben (E. vom 10. November 1851, ©. 3. Nr. 282)*). 


*) Aber auch unter lehterer Borausfehung würden wohl nur die gefammten 
Mitglieder (und nur in foferne die Gefammtheit) der Gemeinde, nicht aber die 
Iegtere ala ſolche verurtheilt werben fünnen; da fich eine moralifche (alfo fingirte) 
Berfon als folche keiner Webertretung ſchuldig machen, die wirkliche Strafe aber eben 
fo wie die Strafwürbigleit nur den wirklich Schuldigen treffen Tann (f. $. 31, und 
vergl. die bei $. 403 unter 4. angeführte E. v. 17. November 1853). 
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8. 8, 
Berfud. 
Verſuch mit unzulänglihen Mitteln. 


1. Nur der Gebrauch eines völlig ungeeigneten Mittels kann bie 
Zurechnung der That als Verfuch beheben, biefelbe fällt aber nicht weg, 
wenn ein an ſich geeignetes Mittel in zu geriuger Quantität 
angewenbet wurbe ba es ja gerade barum, weil nicht bie erforberliche 
Quantitaͤt genommen wurde, nur beim Verſuche geblieben iſt (E. v. 17. Sänner 
1852, ©. 8. Nr. 39) *). 

2. Ebenſo wurde mit, der &. vom 22. April 1852 (&. 3. Nr. 89) ausge⸗ 
ſprochen, es fei (für ben Verfuch bes Verbrechens der Abtreibung ber Leibes⸗ 
frucht) glieichgiltig , ob ber bereitete Trank an jeber fehwangeren Berfon ohne 
Unterfchieb ihrer phyſiſchen Anlage ober nur unter der Boransfegung einer 
beftimmten phyſiſchen Dispofition feine abtreibende Wirkſamkeit äußere, weil 
bie mangelnde Dispofition ftets nur als ein frembes Hinderniß 
oder als Zufall erfcheint, welch” beides ben zurechenbaren Verfuch eines 
Berbrechens nicht ausfchließt. 

9. „Das Landesgericht hat bei feiner Urthellsfällung als erwiefen ange- 
nommen, daß die Quantität: der durch Waſſer verbünnten Schwefelfäure, 
welde Agnes P. ihrem Kinde eingab, keinesfalls deſſen Tod Hätte herbeiführen 
fönnen, und daß bei dem Bebeden bes Kindes mit einem zufammengelegten 
Leintuche die zur Erftidung nothwenbige Bedingung, nämlich bie Abfperrung 
ber Luft, gemangelt habe.“ 

„Wenn nun gleich bie bes Diorbverfuches angeflagte B. eingeftanden 
hat, daß fie in der Abficht ihr krankes Kind von ber Welt zu Schaffen, bemfelben 
zu wiederholten Dialen verbünnte Schwefelfäure in den Mund goß, und das⸗ 
felbe auch mit einem mehrfach zufammmengelegten Leintuche bedeckt habe, um 
deſſen Tod durch Grftidung herbeizuführen, fo ift doch vom Lanbesgerichte 
nicht al8 erwiefen angenommen, daß bie Angellagte „„eine zur wirl 
lihen Ausübung führende Handlung unternommen habe“. — 
Bei diefer thatfächlichen Aunahme des Landesgerichtes mangelt fonach ein 


) Es handelte fih um das Berbrechen der Abtreibung der Leibesfrucht und bie 
Sadhverfländigen erflärten dad gebrauchte Kraut für ein geeigneted Abtreibungsmittel, 
wenn ed in einer größeren Dofid genommen worden wäre Es war aber 
ferner fichergeftellt, daB die Angeklagte nur deßhalb von dem weiteren Einneh⸗ 
men des Trankes abftand, weil Die Magd R. den Reſt des Abſudes audgegoflen und 
das in einem Schranke befindliche Kraut weggeworfen hatte. Es war daher nicht der 
eigene Entihluß der Angeklagten, fondern das in der Dazwiſchenkunft der R. liegende 
Hinderniß die Urfache, daß letztere nicht zur Ausführung der That fchritt, wofür auch 
der Umftand fpricht, daß fie noch fpäter zu einer Hebamme ging, um aud vom ihr 
ein Abortivmittel zu erhalten. 
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wetentliches gefeliches Merkmal bes Morbverfuches; umb die Behauptung ber 
k. k. Staatsanweltfchaft, daß von bem Gerichtshofe eine nach dem Strafgeiche 
Rrafbare That als nicht Rrafbar angeſehen wurbe, kann daher nicht als ganz 
richtig anerfannt werben.“ 

„Die thatfächliche Annahme des Gerichtshofes muß aber bier bei 
Beurtheilung der Nichtigleitsbefchwerbe allein maßgebend fein, ba der An- 
Hagebeichiug ſchon vor Einführung der neuen Str. Pr. O. gefaßt wurbe, 
Iegtere alfo zum Nachtheile ber Angeklagten nicht in Anwendung kommen 
fan“ (E. v. 30. Mai 1855, G. 8. Nr. 84)*). 

4. In einem wegen bed Verbrechens des unternommenen Morbes vers 
bandelten Strafproceffe wurbe der Iäugnende Angellagte &. überwiefen, daß 
er feinem wenige Monate alten ehelichen Kinde, um es zu tödten, zweimal 
f. g. regulinifches Quedfliber beigebracht habe. Die fachverfländigen Aerzte 
erfärten, das regulinifche Queckfilber fei an fich Fein tangliches Mittel, 
um den Tod herbeizuführen, alfo kein tödtlich wirkenbes Gift, immerhin 
aber geeignet, eine Schlappheit des Darmkanals, Speichelfluß, Erweichung 
ber Knochen, ein immerwährendes Siechthum, alfo eine Geſundheitsftoͤrung 
von lebenslanger Dauer zu bewirken. In einem fpäteren Ausſpruche 
ergänzten die Kunftverfiändigen biefes Gutachten dahin, daß durch das 
Siehthum, alfo mittelbar, auch der Tod erfolgen könne, daß vom 
Standpuncte der Wiffenfchaft aus fich auch nicht annäherungsmeife beftim- 
men Taffe, in welcher Zeit das Kind des Angeflagten durch Beibringung von 
Quedfllber getöbtet worben fein würde, und welche Dofen hiezu nöthig 
gewefen wären; ferner baß es mit Eonfequenz und fteter Steigerung ber Doſis 
fo lange hätte gegeben werben müflen, bis der Tod eingetreten wäre, daß 
übrigens zu Iangfamer Tödtung nicht allein wirkliches Gift, fondern jedes 
Purgans anwendbar fei; endlich ba biefe Wirkung bei jedem Menſchen, nicht 
nur bei dem im zarteften Alter fich befindenden Kinde eintreten könne. 

Der oberſte Gerichtshof berüdfichtigte das Gutachten der Aerzte in 
feiner Totalität, nämlich nicht nur jenen Theil desſelben, wornach das regu⸗ 


) In Temme’d Archiv II, ©. 13, wird dieſe Entfheidung für um fo 
bemerkenswerther erfiärt, „als fie ſich der (richtigen) Anſicht anfchließe, daß auch ber 
Berfuch mit concret untauglichen (unzulänglichen) Mitteln ftraflos fei, einer Anficht, 
die im I. 1852 von dem Gaffationdhofe noch nicht angenommen war“ (vergl. bie 
eben angeführten E. vom 17. Jänner und 22. April 1852). — Diefer Auffaffung der 
Entſcheidung des oberſten Gerichtöhofes dürfte jedoch kaum beigepflichtet werden. Der 
oberfte Serichtähof fheint vielmehr von der Anficht ausgegangen zu fein, die An« 
nahme ded Landedgerichted, daß die Angeklagte feine zur wirklichen Ausübung führ 
sende Handlung unternommen habe, fei eine bloß thatſächliche (was freilich fehr 
zweifelhaft ift), Diefe Annahme könne eben deßhalb mit einer Nichtigkeitsbeſchwerde 
nicht angefochten werben, und der oberfte Gerichthof fei als Caſſationshof nicht beru⸗ 
fen, in die Erörterung der Frage, ob jene Annahme richtig fei, einzugehen. Damit 
ift aber eine Billtgung der fraglichen Annahme wohl noch nicht ausgefprochen. 
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liniſche Queckſilber kein töbtlich wirkendes Gift, kein an fih zur Toͤdtung 
taugliches Mittel if, fondern auch ben weiteren Ausfpruch der Kunftverftänbi- 
gen, daß als Folge bes bewirkten Siechthums felbit ber Tod eintreten, alſo 
das Queckfilber allerdings mittelbar ben Tod herbeiführen koͤnne ). Er erflärte 
daher die Handlungsmweife als das Verbrechen bes verfuchten Mordes: „Denn, 
gleichwie es zweifellos ſei, daß &., wenn er bie Beibringung von Quedfliber 
mit der Abficht, das Kind zu tödten bis zum Eintritte bes Außerften Siech⸗ 
thums und endlich des Todes besfelben fortgefeht hätte (mas ihm bei etwas 
größerer Vorſicht gegenüber feinem Dienftgefinde und in feinem fonftigen 
Benehmen, ohne Gefahr ber Entdedung wohl möglich geweien wäre) nad 
8. 134 fich des Verbrechens des vollbrachten Mordes fchuldig gemacht 
baben würde, — gleichwie derjenige, welcher in mörberifcher Abficht einem 
Schwächlichen Kinde fortwährend Purgirmittel beibringt (die an fih, und in 
ben geeigneten Fällen angewendet ganz unfchäblich,, vielmehr heilend wirken), 
bis endlich deren Wirkung ben Tob des Kindes herbeiführt, der Strafe des 
vollbrachten Mordes verfiele, fo ftehe auch im gegenwärtigen Falle bie Be⸗ 
fhaffenheit des vom Angellagten gewählten Mittels der Annahme eines ver- 
brecherifchen Verfuches nach 88. 134, 8 und 1 nicht entgegen“ (E. v. 26. Febr. 
1856, ©. 3. Nr. 60) **). 


) Das Kreidgericht hatte feiner Beurtheilung der ftrafrechtlichen Befchaffenheit 
der That nur den erften Theil des Gutachtens zu Grunde gelegt, und daher in der 
Handlungsweife des G. nicht das Verbrechen des verfuchten Mordes, wohl aber den 
Ihatbeftand des Verbrechens der verfuchten ſchweren körperlichen Beſchädigung nad 
88. 152 und 155 lit. a erfannt. 


») Bei der Würdigung des vorliegenden Falles dürfte der Umftand von ent- 
fheidendem Gewichte fein, ob der Angeklagte wirklich die Abficht hatte, mit der Bei- 
dringung des Quedfilberd fo fange fortzufahren, bis der Tod erfolgt wäre. Hatte 
er diefe Abſicht (und dafür fpricht der Umftand, daß die Beibringung von ihm ſchon 
wiederholt morden war), dann fteilt fich feine Handlungsweife (menigftend nach dem 
Ausſpruche der Kunftverftändigen, wie er vorliegt) ald eine zur wirklichen Ausübung 
bed Mordes führende dar, deffen Vollbringung nur durch bie zufällig erfolgte vor» 
zeitige Entdeckung verhindert worden war. — Hatte aber der Thäter jene Abficht 
nit, mar vielmehr nad feinem Plane die That mit der zweimaligen Beibringung 
des Quedfilberd bereitd vollftändig abgefchloffen, dann erfheint das gewählte Mittel 
(wie bisher rüdfichtlih des f. g. regulinifhen Quedfilberd wohl ziemlich allgemein 
angenommen worden if) ald ein den Xod herbeizuführen fchlehthin untaugliches, 
und eben deßhalb nicht geeignet, die Zurechnung eined Mordverfuches zu begründen. — 
Wohl aber dürfte dann das Verbrechen der verfuchten ſchweren förperlihen Befchädi- 
gung ($. 155 lit. a) allerding® zuzurechnen fein, da die Abficht zu tödten doch gewiß 
unter den Begriff einer feindfeligen Abfiht paßt, die gewählte Handlung aber 
nach dem Ausſpruche der Sachverfländigen (befonderd bei einem Kinde von zarteſtem 
Alter) einen der im 8. 152 bezeichneten Erfolge bervorzubringen geeignet war. 
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Beginn des ftrafbaren Verſuches. 


5. Das Strafgefeh ſtellt im 8.8 den Begriff bes firafbaren 
Berfuhes nicht mit beſtimmter Begränzung auf, wie dieß nad 
Berfchiedenheit der einzelnen Fälle auch nicht wohl thunlich tft. 
Das Geſetz hat im 8. 8 ſowohl bie der Vollbringung der Uebelthat näher, als 
auch die von derſelben entfernter ſtehenden Verſuche im Auge, was insbeſon⸗ 
dere aus der Beſtimmung des 8. 47 erhellet, demzufolge je nach dem Maße 
als der Verſuch noch von der Vollbringung des Verbrechens entfernt geweſen, 
ein Milderungsumſtand in Rückſicht auf die Beſchaffenheit der ſtrafbaren 
That erwaͤchst. 

Hätte der Thäter auf ein Wild Das Gewehr bereits angelegt und er 
wäre am Abdrüden desfelben durch das Dazwiſchenkommen eines Jägers 
gehindert worden, oder hätte er da8 Gewehr auf ein Wild fchon wirklich abge- 
drückt, Dasjelbe hätte aber verfagt, oder hätte er das Wild verfehlt, fo läge ein 
der Bollbringung des Wilbbiebftahles näher liegender Verſuch vor. Es läßt 
fih aber mit Grund nicht in Abrede ftellen, Daß auch das Vorpaſſen 
mit einem Gewehre in ber Abficht, um im fremden Jagdreviere 
ohne Einwilligung bes Eigenthümers ober Pächters Wilbenten 
zu ſchießen und fich zuzueignen, an einem fogenannten Wilbenten- 
ftande, alfo an einem Orte, wo fich dieſes Wild gewöhnlich einzufinden 
pflegt, eine zur wirklichen Ausübung diefes Wilbdiebftahles führende 
Handlung, mithin ein, wenn gleich noch etwas entfernter ſtehender Verſuch 
fei, den Wilddiebſtahl zu vollbringen; — wobei vorausgeſetzt wird, daß 
das Doppelgewehr, welches ber Thäter in Händen hatte, als er 
unter ben angenommenen Berbältniffen beireten ward, zweck— 
bienlich gelaben war (E. v. 17. Mai 1854, ©. 3. Nr. 76). 

6. Die Verabredung mehrerer Genofien in der Abficht auf Rehe und 
Hirfche zu jagen, zu welchem Ende fie fich mit fchußgerechten, vorher durch 
Ausſchießen probirten Gewehren jägermäßig in dem freinden Meviere aufitell- 
ten und wobei die Erlegung derlei Wildes nur Durch Die zufällige Dazwiſchen⸗ 
kunft eines Zägerjungen vereitelt worden war, begründete den Verfuch bes 
Wilddiebſtahles und kann unter biefen Berhältniffen von einer bloßen 
Ahndung nach den Jagdgeſetzen keine Rede fein (E. v. 12. Februar 1852, 
®. 3. Nr. 64). 

7. Wenn ber eines Wilddiebftahles Verdächtige in einem fremden Res 
viere mit einem Gewehre verfeben fich auf den Anftand begibt, fo kann dieſes 
nur bann als eine zur wirklichen Ausübung, d. 1. zur Erlegung des Wildes 
mittelft Gewehr führende Handlung angefehen werden, wenn das Gewehr 
Scharf geladen oder ber Betretene wenigſtens mit Pulver und Blei verjehen 
war, um das Gewehr laden zu können, weil ſolches ohne Ladung zur Erlegung 
des Wildes mittelit eines Schuffes kein geeignetes Mittel, fomit auch 
das Erfcheinen mit einem ungelabenen Gewehre auf dem Auftande feine zus 
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wirklichen Ausübung, d. i. zur Erlegung bes Wildes mittelft eines Schuſſes, 
führende Handlung ift (E. v. 28. Juli 1853, G. 3. Nr. 105). 


8. Kl. Hatte in der Abficht öfterreichifche Banknoten nachzumachen auf 
einer nach feiner Anordnung beigefchafften und zubereiteten Metallplatte bie 
Zeichnung einer Fünf⸗Gulden⸗Banknote zum größten Theile eingranirt, eine 
Preſſe zum Drucken der Banknoten beforgen Taffen, auch wegen Beifchaffung 
bes hiezu erforderlichen Papieres Schritte gemacht und es war bie Vollendung 
feiner Unternehmung nur wegen Entdedung berfelben unterblieben. 

Die vom Angellagten gegen feine VBerurtheilung wegen Verſuches der 
Credits papier⸗Verfälſchung ergriffene Nichtigleitspefchwerde gründete 
fih (— nebſt der Behauptung, daß feine Abflcht nicht auf die Verfertigung 
wirklicher falfcher Banknoten, fondern nur darauf gerichtet gewefen fei, leicht⸗ 
gläubige Leute mit der Hoffnung eines großen Gewinnes zu tänfchen und ihnen 
auf diefe Art Selb zu entloden —) vorzüglich darauf, bag in feiner Han d⸗ 
lung noch feines der im Geſetze bezeihneten Mertmale des 
verbreherifhen Verſuches gelegen fei. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde wurbe aber mit ber &. vom 12. Auguft 1852 
verworfen, weil jene Platte geeignet war, nach ihrer Vollendung Abzüge zu 
liefern, mithin, fowie bie zur Laſt liegende Beforgung einer Preffe zum Drude 
der Banknoten eine zur wirklichen Ausübung des Verbrechens ber Nach⸗ 
machung öffentlicher als Muͤnze geltender Grebitspapiere führende Hanb- 
lung bildete, deren Folgen, d. i. bie Vollbringung bes Verbrechens, nur durch 
bie frühere Entdeckung unterblieben feien (G. 3. Ar. 132)*). 


9. Wenn auch bloße Brofecte und entferntere VBorbereitungs- 
Handlungen noch keineswegs den Verfuch eines Verbrechens begründen, fo 
ift e8 Doch nach der Begriffsbeftimmung des Verfuches nicht nothwendig, daß 
bie zur wirflichen Ausübung bes Verbrechens führende Handlung im näcı- 
ffen unmittelbaren Gaufalzufammenhbange mit dem Erfolge 
bes Verbrechens felbft ſtehe, fondern es iſt nad dem Geiſte bes 


) S. Hye a. a. O. 6. 310, wo bie Anficht aufgeftellt wird, daß derjenige, 
welcher Stämpel, Matrizen, Prägeflöde, Waflerdrudmafchinen u. f. f. zum Behufe der 
Rachmachung von Öffentlichen Ereditöpapieren oder einer Münzverfälfhung (88. 106 
und 118) verfertiget und alle diefe Dinge zu feinem Zwecke bereitd gehörig zugerichtet 
bat, nach unferem Geſetze no nicht des firafbaren Berfuches des beabfichtigten Ber- 
brechens fhuldig fei, weil nad demfelben bloße Borbereitungshandlungen zu 
einem Berbrehen noch nicht als ſtrafbarer Berfuch diefes Verbrechens 
anzufehen find; — und dagegen den Auffag von Harum in der Gerichtözeitung 
1852, Nr. 149, welcher meint, ed müſſe lepterem Grundfape die Befchräntung beige 
fügt werden, „wenn nicht die PVorbereitungshandlung offenbar nur zur Begehung 

„eines gewiſſen Verbrechens unternommen fein fann“ und es fei daher in dem gedachten 
Füllen allerdingd ein crimineller —— — — mein —— J. 
9.8, Nr. 7.) ; 
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Gefetzes ber ſtrafbare Berfuch and) dann fehon vorbanden, wenn bie Hand⸗ 
lung fo weitvorgerädtift, Daß dadurch bie öffentliche ober Privat- 
ſicherheit von bem Uebel, welches der Bösgefinnte bedacht und 
befchloffen Bat, in einer Weile bedroht ift, welche das Uebel als 
fo nahe und imminent vorausfehen und mit Grund annehmen 
last, daß es fih auch alsbald verwirklicht Hätte, wenn nicht ein 
frembes, von bem Willen des Bösgefinnten unabhängiges Hinderniß dazwi⸗ 
fchen getreten wäre. 

Das Geſetz ſelbſt deutet auch wörtlich Darauf bin, daß e8 einen nähe 
sen und entfernteren Berbrechensverfuch gibt, indem es ($. 47 lit. a) 
unter ben Milderungsgründen bes Umſtandes, wenn es bei dem Verſuche 
geblieben ift, mit dem Beiſatze erwähnt: nach Map als der Berfuch noch von 
der VBollbringung bed Verbrechens entfernt geweſen (E. vom 26. — 1853, 
G. 3. Nr. 118)°). 


*) Es war erwiefen, daß ein großer Theil der Bewohner einer Dorfgemeinde 
in der Ueberzeugung, ein vorlängft durch Kauf in Privatbefip übergegangener Gemeinde⸗ 
wald fei ein Eigentbum der Gemeindearmen, fi in den erften Tagen Februar's 1852 
auf dem Dorfplape verfammelte und cinflimmig und mit Acclamation projectirt wurde, 
durch maflenhafted Eindringen und Fällen des darin gewachfenen Holzes den Wald 
eigenmädhtig in Befiß zu nehmen; — daß zur Ausführung diefed Projecteö der 
5. Februar beflimmt und zugleich verabredet wurde, es folle dad Signal zum Abmarfche 
duch Schlagen der Waffereimer gegeben werden; — daß man am Abende des 
4. Februars wirklich ſchon dur das Dorf die Eimer fchlagen hörte; — daß unge- 
achtet am 4. Februar Abends eine Berflärfung des Gensd'armeriepoſtens eintraf, 
und noch früher der betreffende Bezirfdhauptmann und Staatsanwalt anlangten, um 
die nöthigen Bertehrnge zur Verhinderung der Ausführung des Projectes zu treffen, 
der Tumult fortwährte, und erfi ald nah Mitternacht aud cine von der politifchen 
Behörde abgeordnete Milttärtruppe anfam, um mötbigenfall® zur Abwendung 
des projectirten gewaltfamen Eindringens in den Wald zu dienen, und nachdem 
einige Individuen verhaftet waren, alled wieder zur Ruhe zurüdkehrte und die Sache 
ohne weitere Folgen ein Ende hatte; — daß aber, wie viele Zeugen verfichern und 
das Bezirkstollegialgericht ſich ausſprach, die projectirte That ſicher ausge⸗ 
führt worden fein würde, wenn nicht die außerordentliche Militärge⸗ 
walt erfhienen wäre. 


In diefen Zhatfachen erfannte nun zwar die erfte, nicht aber auch die Beru⸗ 
fungeinftanz die Merkmale des Verſuches des PVerbrechend der öffentlichen Gewalt⸗ 
thätigfeit durch gewaltfamen Einfall in fremdes unbewegliches Gut ($. 83), „weil 
zum Berfuche nebft der böfen Abficht auch eine zur wirklichen Ausübung de Ber 
brechens führende Handlung gehöre, die den Angellagten zur Laft gelegten Thatfachen 
aber nur in Projecten und entfernteren Vorbereitungshandlungen beftehen, welche noch 
nicht zur wirkligden Ausübung des Verbrechens führten, wid ed 3. B. der Fall 
gewefen wäre, wenn fi die verfammelte Menge auf das mit dem 
Eimerfhlage gegebene Signal, mit Werkzeugen verſehen, bereitdauf 
dem Wege nah dem Walde bewegt Hätte, und von der Bollbringung 
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10. Der Angeflagte hatte in ber Abficht dem L. bie Realifirung einer 
Forderung zu vereiteln und bie frühere Befchlagnahme bes eigenen Vermoͤ⸗ 
gens zu bewirken, feinen Schwiegervater als &läubiger einer niemals beftan- 
benen, fomit erbichteten Forderung von 3500 Gulden, auf einen von ihm und 
feiner Sattin auf diefen Betrag an benfelben acceptirten und zurüdbatirten 
Mechfel Tiftiger Weife aufgeftelt, welcher Wechfel auch wirklich eingeklagt 
wurde. 


Der oberfte Gerichtshof erflärte mit E. vom 27. October 1853 (G. 3. 
Nr. 156), das Landesgericht habe mit Necht bie Austellung des Wechſels 
über die fingirte Schuld von 3500 Gulden, die Uebergabe besfelben an 
ben Advocaten zur Einflagung und die PBroteftlevirung nur ald vor- 
bereitende, einen Verſuch 548 Verbrechens im Sinne bes 8.8 nicht 
begründenbe Handlungen angefehen. 


„Offenbar kann nämlich bie Ausftellung bes Wechſels nur als eine 
Vorbereitung zu der beabfichtigten betrügerifchen That erfannt werden. 
Denn wer Jemand durch einen falſchen Shulbfchein betrügen 
will, bat dburd deffen Ausfertigung ebenfowenig, als derjenige, 
ber umeinen Anderenzuermorbden, ſichdas hiezugeeignete 
Werkzeug verſchafft, das beabfichtigte Verbrechen verſucht, 
ſo lange der Erſtere von dem falſchen Schuldſcheine, Letzterer von dem toͤdten⸗ 
ben Werkzeuge keinen ſolchen Gebrauch gemacht, der geeignet iſt, das beabſich⸗ 
tigte Verbrechen wirklich zur Eriftenz zu bringen.“ 


„Auch die Uebergabe des Wechſels an den Adoocatenzur 
Einklagung kann, felbft wenn fie mit Wiffen des Angeflagten gefcheben 
iſt, noch nicht als eine zur wirflichen Ausübung führende Handlung angenom- 
men werben, denn dadurch wurde nur Die Heberreichung der Klage und 
die gerichtliche Seltendmahung ber fingirten Korberung 
eingeleitet und veranlaßt, in welcher allein der Anfang bes Verbre⸗ 
chend gelegen iſt. Die Jrreführung bes Advocaten über bie Richtigkeit ber 
Wechſelforderung if ohne Bedeutung, weil nicht die Srreführung bes mit 
feiner Partei al8 Eine juridifche Perfon anzufehenden Advoraten, fonbern jene 
bes Gerichtes allein zur Bollenbung des Betruges und der beabfichtigten Be⸗ 
ſchaͤdigung führen konnte.“ 


ihres Vorhabens durch die erſchienene Militärgewalt abgehalten wor 
den wäre.“ 

Der oberfie Gerichtshof dagegen erflärte, nach den oben aufgeflellten Grund⸗ 
fügen liege das weſentliche Merkmal des Verſuches des gedachten Verbrechens eben 
darin, daß der wirklihe Einfall anerfanntermaßen nur durd die Da» 
zwifhentunft der außerordentlihen Militärgewalt verhindert wurde, 
fo daß, wie viele Zeugen verfihern, bei einer kurzen Berzögerung diefer 
Gewalt der Einfall in den Wald unvermeidlich gewefen wäre. 
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„Endlich iſt nicht einzuſehen, worin bie Srreführung des Gerichts 
beamten, der den Proteft aufnahm, beftehen foll, da der Angeklagte nur 
erHärte, daß der Wechſel wegen Geldmangel nicht bezahlt werde.” 

„Hieraus ergibt fich, daß das Landesgericht ganz bem Geſetze gemäß 
nurinderburdh den Angellagten veranlaßten gerichtlichen Bel- 
tendmachung ber fingisten Wechfelforderung mittelft Ueberrei- 
hung der Klage eine folde Handlung erfannte, welche fih im Sinne ber 
SS. 8 und 197 als Verſuch des Berbrechens des Betruges darſtellt, — indem 
das Gericht allerdings, durch die Körmlichkeit des Wechſels getäufcht, bei 
Zortfeßung der Verhandlung oder dem etwaigen Ausbleiben bes Angeklagten 
als angeblichen Wechſelſchuldners diefen zur Zahlung der fingirten Schuld 
verurtbeilt, und dem erbichteten Wechfelgläubtiger auch die Erecution gegen 
benfelben bewilligt hätte, woburd die beabfichtigte Befchädigung bes 2. erſt 
herbeigeführt worden wäre.” 

Da nun aber, wie der oberfte Gerichtshof in derfelben Entfcheidung 
ausfprach*), zur Vollbringung des Betruges die gelungene Srreführung 
nothwendig ift, und „Da das Gericht Feineswegs wirflic in einen Irrthum 
über ben rechtlichen Beitand der fingirten Wechfelforderung verfebt wurde, 
indem es über die Wechfelllage bloß eine Tagſatzung anorbnete, woraus über 
die Nichtigkeit der eingeflagten Wechfelfchuld nichts gefolgert werden kann; — 
da e8 ferner Durch Die von dem Angeklagten beigebrachte Klage 
abftehung und Schenktungsurfunde feines Schwiegervaters von 
dem ganzen Verfahren ablam, und das Geriht gar nicht in bie 
Lage verſetzt wurde, die fragliche Wechfelforderung für richtig zu erfennen, 
und zu deren Einbringung bie richterlidhe Hilfe zu gewähren" — jo erflätte 
ber oberfte Gerichtshof die Anficht des Kandesgerichtes als die richtige, daß 
in der bem Angellagten zur Laſt gelegten Thatnurein VBerfud 
bes Berbrechend des Betruges liege, welcher aber bei dem Eintritte 
ber im $. 8 enthaltenen Borausfeßungen nach dem Gefehe als ftraflos erflärt 
werben muß. 


Urfadhe der Nichtvollbringung. 


11. %. hatte feiner Ehegattin in der Abficht, fie zu töbten, mit einem 
Meſſer drei Stichwunbden, eine in die Bruft, eine in die Linke Kendenfeite und 
eine in das Knie beigebracht, von denen bie Bruftwunde ſchon an und für fich 
lebensgefährlich war. Diefer Thatbeftand enthält alle Merkmale des ver» 
ſuchten Mordes; benn bie mit einem fpiken Icharfen Meſſer von einem noch 
träftigen Manne, ber folche Werkzeuge handzuhaben weiß, gegen einen Andern 
mit dem Vorſatze Ihn zu tödten, in Körpertheile, wo eines der wichtigften 
Lebensorgane leicht verlebt werden kann, geführten Stiche find unftreitig eine 
zur wirklichen Ausübung der beabfichtigten Tädtung führende Handlung, und 


*), ©. die betreffende Stelle bei 8. 197 unter 23. 
Herbft, grundfägl. Entfcheidungen. 3 
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wenn biefe Handlung bes Angeklagten den Tod jeiner Gattin nicht zur Folge 
hatte, die ihr beigebrachten Wunden nämlich fich nicht als töbtliche ergaben, 
fo kann dieß nur dem von feinem Willen unabhängigen Zufalle beigemeifen 
werden, baß die mit dem Meſſer verſetzten Stöße, ſei es wegen der durch feine 
Aufgeregtheit verurfachten Unficherheit der Hand, oder wegen ber gegenfeitigen 
Stellung , oder wegen ber Belleidung ber Angefallenen mißlangen (&. vom 
26. Zult 1854, ©. 3. Nr. 113) . — 

Ueber den Berfuch des Verbrechens ber „Berleitung zur Unz ucht“ 
f. die &. vom 11. November 1852 bei $. 132, IH. unter 6.; — über Berfucch des 
„Betruges“ die bei F. 197 unter 23.; — über Berfuch bes „Raubes” die 
bei $. 190 unter 6. und 7. angeführten Entfchetdungen. 


8.10. - 


Beginn der Strafbarleit bei firafbaren Handlungen, die durch Drudichriften 
begangen werden. 


Auf die Anzeige, daß fohamlofe von A. colorirte Bilder im Bublicum 
einer großen Stadt verbreitet werden, wurbe derfelbe in feiner Wohnung von 
einem Polizeibeamten überrafcht, wie ex eben Damit beichäftigt war, ein folches 
Bild zu bemalen. Es wurben bei ihm mehr als dreißig Lithographien gefun- 
ben, welche von verfchiedenen Steinzeichnungen und zwar von jedem Steine 
in mehreren Exemplaren abgezogen, zum Theil noch fchwarz, zum Theil fchon 
eolorirt waren, und hoͤchſt unzüchtige Gegenftänbe in eben fo ſchamloſer Weiſe 
baritellten. A. geftand, ber Bemaler ber Bilder zu fein; er habe die Beftellung, 
um fich etwas zu verdienen, von einem ihm gänzlich unbelannten Dianne 
übernommen, welcher fämmtliche Lithographien zum Coloriren überbrachte 
und dann wieder abholen wollte; es fei ihm nicht befannt gewefen, ob diefelben 
zur Verbreitung beftimmt waren oder nicht, Da ber Meberbringer nicht fagte, 
was er Damit vorhabe; jedenfalls koͤnne aber nur der Beiteller Hiefür zur Ver⸗ 
antwortung gezogen werben, benn er jelbit habe ohne fchlechte Abficht nur im 
Intereſſe feines Gewerbes gehandelt und nichts zur Verbreitung beigetragen, 
indem nicht Eines der übernommenen Bilder von ihm abgegeben oder auch 
nur Jemand gezeigt worden fe. — Es konnte weder ber angebliche Befteller 
ausfindig gemacht, noch eines der in Verkehr gelommenen Bilder aufgebracht 
werben, um ben DBergleich mit den bei A. vorgefundenen anzuftellen. Eben 
fo wenig ließ fi conftatiren, daß er früher je mit Ähnlichen Arbeiten ſich 
beichäftigt oder ungüchtige bildliche Darfiellungen verbreitet babe. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte den Angeklagten in Hinblick auf bie 
88. 516, 5, 8, 238 des Str. ©. und $. 268 der Str. Pr. DO. für mitfchuldig an 


) Der Ungeflagte hatte nämlich geltend gemacht, Die Tödtung feiner Ehegattin 
fei nit dur Zufall, fondern deßhalb unterblieben, weil er ihr, obwohl er fie ganz 
in feiner Gewalt hatte, und nach Belieben mit ihr verfahren konnte, doch feine tödt- 
lichen Stiche beigebracht habe. 
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dem Verſuche des im $. 516 bezeichneten Bergehens gegen bie öffentliche 
Sittlichleit und zwar in Erwägung, daß bie bei dem Beſchuldigten vorgefun- 
denen, burch den Druck vervielfältigten Darftellungen unzüchtiger Gegenſtände 
die Sittlichkeit und Schamhaftigkeit gröblich verletzen, — daß fie nach ihrer 
Beichaffenheit und Menge offenbar nur zur Verbreitung beſtimmt 
waren, burch welche nothwendig ein öffentliches Aergerniß erregt worden 
wäre, — daß ber Angeflagte erwiefenermaßen folche Bilder colorirte und 
dadurch mitwirkte, um diefelben aufregender und die Scham in höherem ®rade 
verlegenb zu machen, — baß er endlich auf das Abholen ber Bilder von Seite 
bes Ueberbringers derfelben rechnete, fie zu bem Ende in Bereitfchaft hielt und 
folglich Deren vorausfichtliche, nur durch bie zufällige Befchlagnahme verhin- 
berte Verbreitung felbft erwartete (E. vom 5. Mat 1857, ©. 8. Nr. 84). 


Zweites Hauptſtück. 
Von Beftrafung der Verbrechen überhaupt. 


8. 34. 
Zufammentreffen mehrerer Verbrechen. 


1. Bezüglich des jet im Geſetze ausdrüdlich ausgefprochenen, fich uͤbri⸗ 
gend aus der Natur der Goncurrenz von felbft ergebenden Grundſatzes, Daß Die 
mehreren Berbrehen Gegenſtand derfelben Unterfuhung und 
Aburtheilung fein müffen, find nachſtehende Fälle zu unterfcheiden: 

I. Das zweite Berbrechen ift erfi begangen worden, nachbem bezüglid, 
des erften bereits ein Strafurtheil ergangen war, ober 
I. es ift früher begangen worben und wurde bekannt 

a) noch während der Unterfuchung wegen bes erſten Verbrechens, oder 

b) nachdem über das letztere bereits ein, wenn auch noch nicht rechts⸗ 

kraͤftiges Erkenntniß gefällt worden war. 

Sn Anſehung des erſten Falles (I) bat ſich der oberſte Gerichtshof mit 
ber E. vom 8. Jänner 1852 (G. Z. Nr. 29) ausgeſprochen, wie folgt: 

„Das Geſetz über das Zufammentreffen mehrerer Verbrechen berührt 
nur den Fall, wenn der Angeklagte vor bem Strafurtheile die mehreren firaf- 
baren Handlungen beging, über welche das Urtheil zu fällen it, und hat daher 
(fo wie die Strafproceßordnung, 88. 302 und 400”) anf ben Fall nicht 
einmalanaloge Anwendung, wenn ber VBerurtheilte nach dem Straf- 
urtheile und nach angetretener Strafe ein neues Verbrechen beging.” 


*) Diefen Paragraphen ber Str. Pr. ©. vom 17. Jänner 1850 entfprechen die 
88. 251 und 376 der Str. Pr. O. vom 29. Juli 1853. 
3* 
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Es wird fomit die zweite Strafe erft nach Beendigung ber erften zu 
laufen beginnen und keinerlei Einrechnung der einen in bie andere ftattfinden. 

Wurde hingegen während der Unterfuchung wegen bes einen Verbrechens 
und bevor noch über biefelbe ein Urtheil erging, ein anderes vom Angefchul- 
bigten begangenes Verbrechen befannt (U. a), fo unterliegt es wohl nicht bem 
minbdeften Zweifel, Daß bie noch nicht beendigte Unterfuchung auch auf dieſes 
Verbrechen auszubehnen, und rücfichtlich wenn fich die Befchuldigung wegen 
bes anderen Verbrechens bei der Schlußverhandblung ergeben hat, nad) 
Vorſchrift der $$. 251 und 252 der Str. Pr. O. vorzugehen fei. 

Im legten Falle endlich ift nach 8. 376 ber Str. Pr. DO. das Verfahren 
wegen ber neu bervorgelommenen Handlung einzuleiten, wenn unb in foweit 
bie in eben diefem Paragraphe feftgefeßten Bedingungen vorhanben find”). 

1. Wenn ein Verbrechen durch ein Aggregat gewaltfamer, 
auf denfelben Zwed gerichteter und in berfelben Abficht unter 
nommener Handlungen begangen wurde, fo geht es nicht an, 
neben dem eben Durch jene gewaltfamen Hanblungen begründes 
ten Verbrechen, noch jede einzelne Gewaltthätigkeit einer befon- 
deren Beurtiheilung und Ahndung zuunterzichen. 

Sn dem bei $. 68 unter 7. angeführten Kalle waren bie Gensb’armen 
nicht bloß gewaltfam überwältiget und entwaffttet, fondern auch gebunden und 
mit Eifen an Händen und Füßen belegt, eingefchloffen gehalten worden. 

Das Landesgericht hatte angenommen, daß das Binden und die gefäng- 
liche Anhaltung nicht in dem Thatbeftande des Aufftanbes (ober der öffent- 
lichen Gewaltthaͤtigkeit Durch gewaltfame Handanlegung gegen obrigfeitliche 
Berfonen in Amtsfachen nach 8.81, wofür die Handlung vom oberften Gerichts» 
bofe erklärt wurde) aufgehe, fondern das befondere Verbrechen ber dffent- 
lichen Sewaltthätigkeit Durch unbefugte Einfchränfung der perfönlichen Frei⸗ 
heit begründe. 

„Allein — heißtes in den Entfcheibungsgründen bes oberften Gerichts⸗ 
bofes — „es kann nicht wohl verlannt werben, baß es fich hier nur um ein 
und dasfelbe Kactum handelt, nämlich um ben gewaltfamen Widerftand 
gegen bie Gensd'armen zur VBereitlung der Arretirung bes Bür- 
germeifterg." 


*) Anders war ed nach den vor der Str. Pr. DO. vom 29. Juli 1853 beftan- 
denen Gefehen. Nach diefen mußte behauptet werden, daß von einer Wiederaufnahme 
des Berfahrend wegen einer neu bervorgefommenen Handlung erſt dann die Rede fein 
fönne, wenn ein Strafurtbeil nit blos ergangen, fondernaud bereite 
rechtskräftig geworden ift, und daß bis dorthin der Ungellagte gar nicht als 
verurtheilt angefehen werden könne. ©. die €. v. 5. Februar 1852 (G. 3. Rr. 63), 
dann v. 19. Mai und 1. September 1853 (©. 3. Ar. 73 und 121) und die in der 
erften Auflage gegenmwärtiger Zufammenftellung S. 16 ff. über dieſen Gegenftand 
entwidelten Anfichten. 
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„Die zur Erreichung dieſes Zweckes angewenbeten Mittel bilbeten ein 
Aggregat von gewaltfamen Handlungen, welche auf die Errei- 
hung besfelben Zwedes gerichtet, in derſelben Abficht ausge. 
führt wurden, daher als ein Ganzes anzufehen find, ohne daß es 
angeht, jede einzelne Gewaltthaͤtigkeit einer befonderen Beurtheilung, einer 
befonderen Ahndung zu unterziehen.” 


„Wenn bie Thäter ſich nicht begnügten, bie Gensd'armen bloß zu ent⸗ 
waffnen, zu mißhandeln und feitzuhalten, fondern e8 auch unternahmen, fie 
zu binden und gefänglich anzuhalten, fo Tag ja eben hierin bie Summe 
der von ihnen ausgeübten Gewaltthaten, welche in Abficht auf 
denfelben trafbaren Zweck vollbradht, nur demfelben Strafr 
geſetze unterzogen werben fönnen; wenn ed auch wahr iſt, daß bie 
gleichzeitige Berübung anderer Verbredhen, als Verwundung, 
Mord und Tobtfchlag allerdings nicht zum Thatbeftanbe bes Ber 
brechen ber öffentlihen Gewaltthätigkeit gehöre, und die An- 
wendung der auch für dieſe Verbrechen beſtimmten Strafe nicht 
hindern würde. Wenn bie Thäter die Gensd'armen Iosgebunden und 
durch einige Stunden verfperrt gehalten hätten, um bem Bürgermeifter Zeit 
zu geben, zu entfliehen und dadurch feiner Verhaftung zu entgehen, wuͤrde 
wohl in der Beſchraͤnkung ihrer perfönlichen Freiheit nicht das abgefonberte 
Verbrechen des 8.93 angenommen werben Tönnen, ba fonft diefelbe That einer 
doppelten Beitrafung unterzogen werben würde. Hier war bie längere 
Befchräntung ber perfönlihen Freiheit ber Gensd'armen gleich 
falls eine jener fich erlaubten Gewaltthätigkeiten, woburch nur bie 
Verhaftung bes VBürgermeifterd mit Erfolg befeitigt und beffen Freiheit 
gefichert werben wollte" (E. vom 20. Jänner 1853, ©. 3. Nr. 48) *). 


) Aus der Motivirung gebt fehr deutlich hervor, daß ber oberfte Gerichtähof, 
in obiger Entfcheidung wenigftend, keineswegs den Grundfag anerkannt habe, es 
fönne, wenn ein Berbrehen nuralg Mittel zur BDerübung eines anderen 
Berbrehend begangen wurde, eine Soncurrenz niht angenommen, viel 
mehr in folhem Falle nur das bezwedte und nicht auch das als Mittel dazu 
geſetzte Verbrechen zugerechnet werden (welche Anfiht von Frühwald in ber 
erften Auflage feined Handbuches S. 55 aufgeftellt worden war). Dad Wefentliche 
des alles beftand vielmehr nach der fcharffinnigen Entwidlung der Entſcheidungs⸗ 
gründe darin, daß die im Begriffe ber öffentlichen Gewaltthätigfeit durch gewaltfame 
Handanlegung gegen obrigkeitlihe Perfonen ($. 81) nothwendig enthaltene und daher 
zum Thatbeftande diefed Verbrechens unbedingt erforderliche Gewaltanwendung nicht 
durch eine einzelne, fondern durch eine ganze Reihe von Gemwaltthätigkeiten begangen 
wurde, welde aber, weil ſämmtlich in derfelben Abfiht und zu demfelben Zmede 
unternommen, ald Product Eines Entſchluſſes, ald Ein Gefammtact und daher ald 
Fortfepung des durch diefe gewaltſamen Handlungen begangenen Verbrechens durch 
längere Zeit angejeben werden müffen. Sortfegung Eines Berbrechend fchließt aber 
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III. Sanz im Einflange mit diefer Entfcheibung wurde feither wiederholt 
von dem Orundſatze ausgegangen, „Daß es nicht angebe, eine aus meh. 
seren Acten, die zufammengenommen ein Ganzes bilden, 
beftebende Handlung in die einzelnen Acte abzufondern, unb 
jeden nur für fih allein, ohne Zufammenhang mit ben übrigen 
dem ®efege zu unteritellen.” 

Sp wurde mit E. vom 20. September 1854 (©. 3. Nr. 145) erflärt, 
daß dem wegen des Verbrechens der öffentlichen Gemwaltthätigkeit nach $. 81 
verurtheilten K. nicht auch noch bie Mebertretung bes $. 312 zugerechnet wer- 
ben könne, „weil feine allerdings die Kriterien einer Beleidigung an fich tra- 
gende Aeußerung gegen ben Gemeindevorſtand: „daß er ihm nichts zu befehlen 
habe“, gewifferınaßen ber Anfang und bie Einleitung feiner bis zum Ver⸗ 
brechen geiteigerten Widerfeßlichleit war, und es nicht Dem Geiſte des 
Geſetzes entſprechend wäre, eine fortgefeßte Thathandlung in bie 
einzelnen Stadien zu theilen, jedes derfelben unter das entfpre- 
hende Strafgefeg einzureihen, und fo aus einer That mehrere 
frafbare Handlungen zu deduciren“ *). 


den Begriff des Zufammentreffend mehrerer Verbrechen notäiwendig aus (Hye a. a. 
D. ©. 49). — — 

Die hier aufgeftellte Anſicht habe ich wörtlich gleichlautend fchon in der erften 
Auflage gegenwärtiger Zufammenftellung (S. 20 in der Anmerkung) audgefprochen, 
und ich glaube mich dabei hinlänglich deutlich ausgedrückt zu haben. Es ift daher 
unbegreiflih, wie (in Haimerl's Magazin, X. B. ©. 380) behauptet werden konnte, 
id) habe angeblih in der Entfheidung vom 20 Jänner 1853 den Audfpruch finden 
wollen, „daß in der Handlungöweife der Angeklagten nur die zum Thatbeftande des 
„im 8. 81 vorausgefehenen Verbrechens nothwendig erforderlihe Gewaltanwendung 
„vorliege und „daß die öffentlihe Gewaltthätigkeit durch Einfhrän- 
„tung der perfönlihen Freiheit im Begriffe des gewaltfamen Wider- 
„ſtandes gegen Organe der Obrigkeit fhon derart liege, daß die eine 
„nicht ohne die andere möglich ſei“. — 

Ich habe nun doch im Dbigen meine Anfiht wortdeutlich darin entmwidelt, 
daß die zum Thatbeftande des Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit unbe. 
dingt nothwendige Bewaltanwendung im gegebenen Falle nicht durch eine 
einzelne, fondern durch cine ganze Reihe von Gewaltthätigkeiten (worunter 
auch die fraglihe Einfchränfung der perfönlichen Freiheit) begangen wurde, welche 
mehreren Gewaltthätigfeiten aber fi nur ald Fort ſetzung des Verbrechens durch 
längere Zeit, und Daher nur ald Ein Verbrechen darfiellten. 

Diefe Auffaffung, welche in den Motiven des oberften Gerichtshofes ihre treff- 
liche Begründung findet, und von welcher auch feither wieder bei den gleich im Con⸗ 
terte anzuführenden Entfcheidungen ausgegangen wurde, iſt nun von der mir in ben 
Mund gelegten (welche allerdings durchaus falfch wäre), fo ganz und gar verfchieden, 
und hat auch fo gar Leine Aehnlichkeit mit derfelben, daß felbft bei noch fo ober- 
flächlicher Beurtheilung eine Verwechslung nicht hätte Statt finden follen. 

*) Hierin liegt zugleih eine Widerlegung ber in der ©. 5. 1854, Nr. 62 ff. 
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Eben fo wurde jener Grundſatz mil E. vom 7. Auguft 1855 (G. 8. 
Nr. 114) and Anlaß des nachitehenden Falles wörtlich ausgefprochen: 8. 
war mit Mebergehung ber Obrigkeit in die zur Wohnung bes M. gehörigen 
Eoralitäten mit Gehilfen, und mit einem Stode bewaffnet gewaltfam einge- 
drungen, und hatte dafelbit an ber Berfon des M. Gewalt ausgeübt; er 
wurde daher des Berbrechens der öffentlichen Gewaltthätigfeit nach 8. 83 
fhuldig erflärt. Die dagegen ergriffene und nach dem obigen Grundſatze 
vom oberften Gerichtshofe verworfene Nichtigleitsbefchwerbe wollte in dem 
Eindringen lediglich die Mebertretung der boshaften Beichädigung fremden 
Eigenthumes nach $. 468, und in dem dem M. mit dem Stode verfehten 
Schlage bloß die Webertretung gegen die koͤrperliche Sicherheit nad 
8. 431 finden. 

Auf gleicher Auffaffung beruhen bie bei $. 199 lit. d und e anguführen- 
ben Entſcheidungen vom 6. October 1853 und vom 5. Mai 1857”), fo wie 
biefelbe offenbar auch nachftehender Entſcheidung zu Grunde liegt: 

A. und B. wurden zu einer Strafverhandlung wegen Vergehens bes 
Tragens verbotener Waffen als Belaftungszeugen vorgelaben, weil fie ben 
nachforfchenden Organen ber Auflichtsbehörbe mehrere gravirende Umftände, 
wie: daß fie den Angellagten ©. in dem Beſitze eines Feuergewehres fahen 
u. dgl. außergerichtlich mitgetheilt hatten. Bei ihrer Einvernehmung ftellten 
fie jedoch ſowohl die Mittheilung ber Thatſache als auch diefe felbft in Ab⸗ 
rede, und behaupteten fogar, daß vor einiger Zeit ber Gemeindebiener und 
mit ihm zwei Gensd’armen zu ihnen kamen, fie aufforderten, bei ihrem bem- 
naͤchſt ftattfindenden gerichtlichen Verhöre gegen bie Wahrheit auszufagen, 
baß fie den C. wiederholt im Beflge einer Schußwaffe gefeben Hätten, und 
ihrer Aufforderung durdy die Drohung mit Verhaftung Nachdrud gaben. — 
Aus diefem Anlaffe wurde die Strafverhandlung abgebrochen und vorläufig 
die Vernehmung bes Gemeindedieners und der Gensd'armen eingeleitet, 
welche ganz abweichende Ergebniffe lieferte. — Bei ihrer neuerlichen Einver- 
nehmung twiberriefen nun N. und DB. ihre früheren, durch die Beforgniß 
ber Rache des Angellagten veranlaften Ausfagen und erflärten biefelben 
für falſch. 

Sie wurben in erfter Inftanz des Verbrechens des Betruges durch 
Ablegung eines falfchen Zeugniſſes vor Gericht (nämlich durch Abläugnung 
ber den C. gravirenden Umftändbe) und ber Verleumdung burch bie fälfchliche 


audgefprochenen Anfiht, daß der aus der Ratur der Sache fließende Begriff des 
fortgefegten Berbrehend im Gegenfape zur Wiederholung dem öfterreichifchen 
Strafrehte völlig fremd fei. (S. hierüber auh Hye: Die leitenden Grundſätze 
der öfterr. Str. Pr. ©. ©. 299 in der Anmerkung und mein Handbuch L 8. 34, 
Ar. 7, dann den $. 270, 3. 4 der Str. Pr. D.) 

*) 6. aud die E. vom 14. Mai 1856 bei $. 101 unter 7., fo wie jene vom 
12. Mai 1857 bei $. 171 unter 23. 
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Beichuldigung ber Bewerbung um ein falfches Zeugniß ſchuldig erflärt. — 
Dagegen fand ber oberfte Gerichtshof nur den Thatbeitand bes Betruges und 
nicht auch jenen ber Verleumdung vorhanden, weil die fälfchlidhe Be- 
ſchuldigung nicht als ſelbſtſtändiges Verbrechen, fondern nur als 
Sortfegung bes bereits eriftent gewordenen Verbrechens des Be- 
truges erfcheine, und die zum Berbrechen ber Verleumdung erforderliche 
böfe Abficht offenbar mangle (E. vom 17. März 1857, G. 3. Nr. 70). 

IV. Ob nach der Anficht des oberften Gerichtshofes eine fogenannte 
ibeale Concurrenz, d. h. Die Begründung einer Mehrheit von Verbrechen 
durch eine einzige Handlung, welche aber mehr ald Ein Recht und verſchiedene 
Strafgeſetze verletzt hat, möglich fei — wird durch zwei Entfcheibungen bes» 
ſelben mindeſtens zweifelhaft. | 

Es wurde nämlich mit der fchon bei 8. 1 unter 2. angeführten E. vom 
27. October 1853 ber Grundfaß aufgeftellt: „Es geht nicht an unb ift im 
Geſetze nicht begründet, eine und Diefelbe Handlung aus einem 
boppelten Sefichtspunete nach verfchiebenen Strafgefeben für 
firafbar zu erklären.“ 

Und eine frühere E. vom 11. Auguſt 1853 ſprach fich folgendermaßen aus: 
„Was das Verbrechen der Stoͤrung der oͤffentlichen Ruhe betrifft, welches in der 
die A. h. Perſon Sr. Majeſtaͤt bes Kaiſers betreffenden Aeußerung enthalten fein 
fol, fo hat das Landesgericht fih dahin ausgefprochen, Daß dem Angeflag- 
ten Diefelben Neußerungen, wegen welcher er bes Verbrechens ber 
Majettätsbeleidigung für fhuldig befunden wurbe, nicht auch als 
das Verbrechen der Störung der öffentlihen Ruhe angerechnet 
werden fönnen. — Diefer Anfiht muß auch Der oberfte Gerichtshof 
beipflichten, indem eine und dieſelbe Handlung nicht aus einem 
doppelten Geſichtspuncte nach verfchiedbenen, überdieß einen gleichen 
Straffag enthaltenden, Strafgefeten als ftrafbar angefehen werden 
kann. — Hiezu fommt aber nod), daß das Landesgericht bie nach dem 8. 65 
lit. a erforderliche böfe Abficht, zum Hafle gegen Se. Majeſtaät aufzureizen, 
nicht als erwiefen annahm, weil in bem Borleben bes Angeflagten fein 
Anbaltspunet zur Annahme einer folhen Abfiht vorhanden fet; 
weiler ferner feine der anwefenben Berfonen fannte; und aud bei 
denfelben mit feinen Neußerungen feinen Antlang fand, und weil 
er durch den Genuß geiftiger Getränke in einem aufgeregten Zuftande war 
(f. Hye's Erläuterung bes Strafgefebes, I. Bd. ©. 763) *). 


*) Hye meist a. a. D. ©. 762 in der Anmerkung nah, daß wenn der Thäter 
wirklich auch noch die Endabfihthatte, durch feine ehrfurdhtverlegenden 
Aeußerungen oder Handlungen „zur Beratung oder zum Haffe wider 
die Perfon des Kaiferd aufzureizen‘, feine Handlung nad der Maren Vorſchrift 
des 8. 65 lit. a. in das Verbrechen der Störung ber öffentlihen Ruhe übergebe, 
und nicht etwa eine Eoncurrenz beider Verbrechen ftattfinde. 
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Endlich erfcheinen noch folgende Enticheibungen als ein Beitrag zu ber 
Lehre von ber idealen Concurrenz. Es wurde naͤmlich mit den Entfcheibungen 
vom 22. Februar und vom 8. März 1854 (©. 3. Nr. 53 und 57) erflärt: Der 
Gebrauch einer unechten und uneimentirten Mage, oder eines unechten 
und uncimentirten Gewichtes in einem öffentlichen Gewerbe tft nur als 
das Berbrechen des Betruges, und nicht auch gleichzeitig als Mebertretung 
ber Simentirungs - Borfchriften zu beftrafen; denn nachdem die 
Gimentirung die Unterfuchung des richtigen Maßes und Gewichtes, die Auf: 
drüdung des Gimentirungszeichens die bießfällige ämtliche Betätigung ift, fo 
liegt es am Tage, daß eine unechte Wage ober unechtes Gewicht von dem 
Cimentirungsbeamten nicht mit dem Amtlichen Probezeichen verfehen worben 
wäre, der firaffällige Gewerbömann fomit nicht in der Lage war, auf jene 
Mage oder jenes Gewicht im rechtlichen Wege bas Eimentirungszeichen auf- 
gedrückt zu erhalten, mwornach deren Vorlage bei bem Gimentirungsante ein 
völlig fruchtlofes Bemühen gewefen wäre. 


8. 35. 
Zuſammentreffen von Berbreihen mit Vergehen oder Mebertretungen. 


1. Die auf Verbrechen gefegten Strafen find immer für [härfer 
anzufehen, ald die auf Bergehen und Mebertretungen gefebten (E. vom 
16. Oetober 1851, &. 3. Nr. 271. ©. biefelbe auch bei $. 267). 

2. Wenn auf das Vergehen oder die Webertretung, welche mit einem 
Derbrechen zufammentreffen, Geldftrafe gedroht ift, fo muß neben der Kerker⸗ 
firafe auch auf die Geldftrafe erfannt, zugleich aber für den Fall ihrer Unein⸗ 
bringlichkeit bie entfprechende Arreftftrafe ausgefprochen werden ($. 260 und 
Verordnung des Suftizminifteriums vom 11. Februar 1855). Auf die Kerker⸗ 
ftrafe allein kann nicht erfannt werben, weil man fonft die für jeden Fall zu 
verhängende Seldftrafe nicht in eine Arreft-, fondern in eine Kerkeritrafe um⸗ 
ändern müßte, was offenbar gefeßwidrig fein würbe (E. vom 21. Novenber 
1854, ©. 3. 1855, Nr. 13). 


8. 37. 
Verbrechen der Fremden im Julande. 


Der Ausländer unterliegt wegen eines in Defterreich begangenen Ver⸗ 
brecheng, er möge deßhalb Im Auslande bereits beftraft worden fein 
ober nicht, ftetö der Unterfuchung und Beltrafung nach bem sfterreichifchen 
Strafgeſetze und es Fann einem auslaͤndiſchen Strafurtheile nicht Die Wirkung 
beigelegt werden, daß ber DVerurtheilte Hierlandes nur im Wege ber orbent- 
lichen Wiederaufnahme des Verfahrens verfolgt werden dürfte; weil bie Ans 
ordnnungen über Wiederaufnahme des Verfahrens nur Urtheile öfterreichifcher 
Strafgerichte vorausſetzen und in feinem Geſetze den auswärtigen ftrafgericht 
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lichen Urtheilen die erwähnte Kraft und Wirkung beigelegt wirb (&. vom 
30. April 1852, &. 3. Nr. 95) *). 

Ueber die Frage, wer als Fremder ee fet, |. die &. vom 6. Sept. 
1854 bei 8. 234. 


Fünftes Hauptflück. 


Don Anwendung der Erſchwerungs⸗ und Milderungs - Umftände 
bei Beftimmung der Strafe. 


8. 48, 


Einfluß der Erſchwerungs⸗ nud Milderungs » Umftände anf die Strafbemeflung 
überhaupt, 

1. In der bei $. 202 angeführten E. vom 25. Jänner 1854 wurde ber 
Grundſatz ausgefprochen, e8 fei nach dem Strafrechte in der Theorie wie in 
ber Praris die Anficht feitgeftellt, daß nach dem Maße, als die Erſchwe— 
sungsd- oder Milderungs-Umftände überwiegend erfcheinen, bie 
Strafe innerhalb des gefehlichen Straffages über oder unter bem Mittel- 
puncte des Ausmaßes der Strafdauer beftimmt werden foll **). 


Verhältniß der erfhwerenden nnd mildernden Umſtände. 

2. R. war einer Brandlegung fchuldig, wodurch 29 Wohngebäude und 
13 Scheuern ein Raub der Flammen wurden. Der Schade betrug 22108 Gul⸗ 
den und traf die meiften Verungluͤckten erheblich; Menſchenleben ging Teines 
zu runde. 

Alle drei Inſtanzen fanden ben Strafſatz des 8. 167 dit. c (lebens⸗ 
langen fchweren Kerker) anwendbar, das Oberlanbesgericht ſetzte jeboch die 
vom erften Richter erfannte lebenslange Strafe auf fünfzehn Jahre ſchweren 
Kerker herab, „weil als mildernb bie fehr vernachläffigte Erziehung in An- 
fchlag gebracht werben müfje, worauf in erfter Inſtanz fein Bedacht genom- 
men wurde." 

Der oberite Gerichtshof aber hat mit E. vom 23. Detober 1855 (©. 3. 
1856, Nr. 17) bie Strafe auf zwanzigjährigen ſchweren Kerker zu beitimmen 


*) So zweifellos richtig diefe Anficht, und zwar auch nach dem neuen Straf» 
gefeße und der Str. Pr. O. v. 29. Juli 1853 ift, fo dürfte doch nicht ohne Grund 
hinzugefügt werden, daß in die nach dem öfterreichifchen Strafgefeße zu verhängende 
Strafe nad der Analogie der verwandten Beftimmung ded 8. 36 die bereits erlittene 
Strafe einzurechnen fei. 

**) Diefe Anfiht vertheidigen Jenull (Commentar I. ©. 294), Hye (Erläute- 
rung ©. 614), Rulf (Magazin XU., ©. 377) u. A.; f. jedoch dagegen Kitka (Jurift 
VL B. ©. 107) und mein Handbuch I. 8. 48, Nr. 2. 
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gefunden, und zwar „In ber Erwägung, daß durch das Verbrechen ein ſehr 
bedeutender Schade entitand,, deſſen gänzliche oder felbft nur theilmeife Gut⸗ 
machung nicht zu erwarten ift; — daß ferner ber obergerichtlich angerom- 
mene Milderungdgrundb ber vernachläffigten Erziehung bei einem Verbrechen, 
beffen Strafbarkeit Jedermann einleuchten und beflen Gefährlichkeit mit 
feinen unabfjehbaren fchredlichen Folgen auch dem roheiten Menfchen klar 
werben muß, Feine befondere Rücdficht verdient; — in ber Erwägung endlich, 
daß bie Triebfeber bes Verbrechens ein hoher Grab von Bosheit war, und 
daß bie öffentliche Sicherheit es dringend fordert, folchen Frevelthaten auf 
bas Kräftigfte zu begegnen.“ 


8. 52. 


Verhängung der Todesftrafe ungeachtet der wegen einer aufammentreflenden Ueber⸗ 
tretung bereit3 erlittenen Strafe. 

„Die k. k. Staatsanmwaltfchaft hat das Urtheil, burch welches Anna U. 
wegen Verbrechens des Mordes nur zu einer zeitlichen Kerkeritrafe verur⸗ 
theilt wurde, deßhalb als nichtig angegriffeh,, well ungeachtet der, vor Ent- 
deckung des nach dem Geſetze mit ber Tobesftrafe bedrohten Verbrechens bes 
Mordes, erfolgten Abitrafung der Thäterin wegen ber Uebertretung bes 
Diebſtahls, auf Todesftrafe zu erfennen geweſen wäre.” 

„Diefe Geſetzesauslegung der E. k. Staatsanwaltichaft tft die richtige, 
und der behauptete Nichtigkeitögrund vorhanden. Denn nad ben 88. 477 
lit. b und 481 des I. Thls. des Str. ©. vom Jahre 1803 war die Berhäns- 
gung der Todesftrafe für ein todeswürdiges Verbrechen im Falle der Wieber« 
aufnahme der Unterfuchung mır bann ausgefchloffen, wenn inzmwifchen ber 
Schuldige wegen eines fpäter begangenen, aber früher entbedten und mıter- 
fuchten Berbrechens verurtheilt worben ift und Strafe ausgeftanden hat; 
von Berüdfichtigung ber wegen einer ſchweren Polizelübertretung beftandenen 
Strafe war nit die Rede.“ 

„ver 8. 400 der Str. Pr. DO. vom Jahre 1850 hat hieran durch die 
allgemeine Verfügung, daß bei Verfolgung eines Verurtheilten wegen ciner 
neu bervorgefommenen, vor dem Strafurtheile begangenen ftrafbaren Hand⸗ 
lung der Gerichtshof bei der Ausmeffung der Strafe wegen ber neuen That, 
bie durch dag frühere Urtheil zuerkannte Strafe in Anfchlag zu bringen habe, 
nichts geändert, und die erläuternde Taiferliche Verordnung vom 28. Auguft 
1851, Nr.205, über die bei der Wiederaufnahme von Eriminalunterfuchungen, 
welche nach dem Strafgefeße vom Jahre 1803 abgeführt worben waren, ent⸗ 
ftandenen Zweifel, fpricht im 8.2 von der Anwendung der neueren Str. Pr. O. 
vom Jahre 1850 nur bezüglich der Bedingungen ber Wiederaufnahme, fo- 
weit fie dem Befchuldigten günftiger wären, fett aber nach dem ganzen Con⸗ 
texte offenbar eben fo wie das Strafgefeb von Jahre 1803 alte und neue 
Verbrechen voraus, und es hat fomit auch ber $. 4 diefer Erläuterung ben 
obigen Grundſatz beibehalten." 





44 Strafgefep $. 53. 


„Erſt S. 376 der neueften Str. Pr. O. vom Jahre 1853 hat die Wieber- 
aufnahme des Verfahrens nach dem über eine Schlußverhbandlung 
wegen eined Verbrechens oder Vergehens gefällten Strafertennts 
niffe im Auge, und verorbnet, daß bei Bemeffung der Strafe für die neu her⸗ 
vorgekommene ftrafbare Handlung auf die Durch das frühere Erkenntniß zuer- 
fannte Strafe angemefjene Rüdficht zu nehmen, und wenn auf dad neu 
bervortommende Berbrechen im Geſetze die Todesftrafe verhängt wäre, Der 
Berurtbeilte aber die früher (fomit wegen eines Verbrechens oder Ver- 
gehens) verhängte Strafe bereits ganz oder zum Theile ausgeftanden Hätte, 
ftatt der Todesftrafe auf Tebenslange ſchwere Kerkerſtrafe zu erkennen ſei.“ 

„Aus Allem diefen gebt hervor, daß felbft nach dieſem letzteren Geſetze, 
welches von allen das mildefte ift, Die Verhbängung ber Tobdesftrafe burch die 
inzwifchen Itegende Unterfuchung und Beftrafung wegen einer Uebertretung 
gefeglich nicht gehemmt ſei. Denn von Mebertretungen, bei welchen feine 
Schlußverhandlung ftattfindet, it im 8. 376 gar feine Rebe, und es würde 
die Einbeziehung auch von Webertreiungen in jene fo milde Anordnung ber 
neueften Str. Pr. DO. ben natürlichen Strafrechtöprinceipten wiberftreben, und 
bie gefährliche Conſequenz mit fich führen, daß fich der ſchwerſte Verbrecher 
wegen ber geringfügigften Webertretung ergreifen und aburtheilen, und damit 
gegen bie ſchon vor dieſer Webertretung verwirkte Todesftrafe ficherftellen 
koͤnnte“ (E. vom 12. September 1855, ©. 3. Nr. 128) *). 


8. 53. 
Herabſetzung der Strafe unter die geringfte geſetzliche Strafbaner. 


Ohne Borausfehung der Bedingungen der SS. 54 und 55 kann von bem 
Serichtöhofe nicht unter die geringfte gefeliche Strafbauer herabgegangen 
werden (E. vom 29. December 1851, ©. 3. 1852, Nr. 15) **). 


*) Obige Entfcheidung betrifft zwar zunächſt eine nach den Vorfchriften über 
dad Strafverfahren zu beantwortende Frage. Nichtödeftoweniger dürfte aber deren 
Aufnahme an diefem Orte fowohl wegen der Wichtigkeit der Entfheidung an ſich, 
als auch deßwegen gerechtfertigt fein, meil jene Borfhriften über das Berfahren im 
8. 52 des Str. ©. ausdrüdlich berufen werden, und weil die Frage, welche Rechts⸗ 
wirfungen die wegen einer ftrafbaren Handlung bereits ausgeftandene Strafe nad) fi 
ziehe, und ob dadurd die Verhängung der Todesftrafe für ein damit zufammentreffen- 
des, aber erft fpäter befannt gewordened Verbrechen ausgefchloffen ſei, im Wefent- 
lichen denn Doch eine Frage ded materiellen Rechtes ift. 

**) Das Landesgericht hatte die Anwendbarkeit deö Strafſatzes von Einem bis 
zu fünf Jahren nicht in Abrede geftellt und in den Gntfcheidungsgründen weder 8. 48 
noch 8.49 des I. Theiles ded Str. ©. (welche den jegigen 88. 54 und 55 entfprechen) 
bezogen, die aud wirklich nicht anzumenden waren; dennoch aber bloß auf eine 
Strafe in der Dauer von aht Monaten erkannt. — Der in der Entſcheidung 
audgefprochene Grundfap bezieht ſich übrigend unmittelbar natürlich nur auf jene 
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8. 54. 
Anßerordentliches Mildernugsredht. 


1. Der Grundſatz wurde in fehr zahlreichen Entfcheibungen und neuerlich 
wieder in jener vom 4. Zebruar 1853 (©. 3. Nr. 53) anerkannt, daß es nicht 
als Ueberfchreitung bes Strafausmaßes (— und daher der Nichtig- 
keitsgrund des 8. 346 it. k ber Str. Pr. DO. vom Jahre 1850 nicht ald vor- 
handen —) angejehen werben könne, wenn ber Richter von dem ihm gefeblich 
eingeräumten Milderungsrechte, wornach er felbft unter das gefehliche Mint- 
mum berabgehen Darf, feinen Gebrauch madıt. 

2. Bei einer am 15. September 1851 erfloffenen Entfcheidung wurde 
von ber Borausfeßung ausgegangen, baß auf einen beharrlich Täugnen- 
den Befchuldigten ber 8. 54 nicht in Anwendung gebracht werden koͤnne. 
Der oberfte Gerichtshof hatte nämlich felbft in ber Sache das Urtheil zu 
fällen, und ſprach fi über die Motive, welche ihn bet Bemeflung der Strafe 
leiteten,, aus wie folgt: „Mildernd fprechen für den Angeklagten fein 
jugenbliches Alter von faum 21 Jahren, fein früherer unbeicholtener 
Wandel, dann daß es fein Bater war, burch den er fich zur Mithilfe 
verleiten Tieß; daß diefe Mithilfe felbft minder bebeutendb war, endlich 
bie feit zehn Monaten dauernde Unterfuchungshaft. — Diefe mehreren 
Milderungsumftände würden e8 rechtfertigen, bei dem Strafmaße auch unter 
ben geſetzlichen Strafſatz berabzugehen, wenn nicht das hartnädige 
Läugnen des Angeflagten einen hohen Grad von Verftocdtheit und den Abgang 
aller Reue verriethe” (©. 3. Nr. 240). 

Meber die Anwendbarkeit der SS. 54 und 55 bei beim Vergeben des 
Wuchers ſ. die im erſten Anhange angeführte E. vom 15. März 1854, ©. 2. - 
Nr. 58. 


8. 55. 
Veränderung ber Strafe. 


Bei Beränderung der Strafe Tann wohl unter das Strafminimum 
herabgegangen werden; e8 muß dieß aber nicht immer geſchehen (E. vom 
1. December 1851, ©. 3. Nr. 301)*). Derfelbe Grundfat wurde mit &. vom 
15. September 1853 (©. 3. Nr. 231) mit nachftehbender Motivirung ausge⸗ 


Fälle, für welche das außerordentlihe Milderungsrecht im Strafgefepe felbft normirt, 
d. h. wo die Strafzeit nicht über fünf Jahre beftimmt iſt. (Für andere Fälle fiehe 
die Str. Pr. D.8$. 286, 305 und 311.) 

*) Der Gerichtähof hatte nämlich nach $. 183 II. Theiled des Str. ©. (der die 
Strafe des Arreſtes von drei Tagen bid zu drei Monaten angedroht) mit Anwen« 
dung des (dem jegigen 8. 55 entjprechenden) $. 49 des Sr. ©. I. Thls. auf Arreft 
von 2%, Monaten, durch Faften an jedem Freitage der Strafzeit verfchärft, erfannt 
was die fohin verworfene Nichtigkeitäbefchiwerde veranlaßte. 
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fprechen: Die Frage, ob aus Rückſicht auf die Familienverhältniffe die Dauer 
ber Strafe, foferne fie nach dem Geſetze fünf Jahre nicht überfteigt, abgekürzt 
und durch eine Verfchärfung erjebt werben foll, ift der freien Beurtheilung 
der Richter dergeftalt überlaflen, daß ihnen zuftebt, fowohl innerhalb des 
gefeglihen Straffabes, als auch unter Dem geringften Ausmaße 
die Dauer der Strafe abzukürzen und durch Verfchärfung zu erfeßen, wie 
auch der Wortlaut des 8. 55 felbft gar feinen Zweifel übrig Täßt, indem es 
darin heißt: e8 Tann die Strafe felbit unter ſechs Monate abgefürzt 
werben. 


Siebentes Hauptflück. 


Bon den Verbrechen des Hochverrathes, der Beleidigung der 
Majeftät und der Mitglieder des Taiferlihen Haufes, und der 
Störung der öffentlichen Ruhe. 


$. 59 Hit. c. 
Strafe des Hochverraths. 


Der Exiſtenz des Verbrechens des Hochverrathes kann es nicht abträg- 
lich fein, daß Die Zeugen bei den von dem Angeklagten geführten Reden nicht 
gleichzeitig anwefend waren, und daß er gegen jeden der Zeugen 
einzeln bie incriminirten Aeußerungen vorgebracht habe, da es, fo wie $. 59 
lit. c erheifcht, Doch immer wahr bleibt, daß er vor mehreren Leuten, 
gleichviel ob dieſe gleichzeitig anwefendb waren, oder ob er gegen biefelben ein- 
zeln dieſe Neben führte, die ihm Schuld gegebenen Aeußerungen vorbrachte 
(E. vom 25. October 1854 bei Hye a. a. O. S. 748). 


8. 63. 
Majeftätsbeleidigung. 


Majettätsbeleidigung wird Durch jede Verletzung ber ſchuldigen 
Ehrfurcht begangen. 


1. Die im $. 63 au fgezählten Arten ber Ehrfurchtöverlegung 
find daſelbſt nur beifpielsweife, und nicht tarative aufgezählt; 
e8 begründen daher auch Aeußerungen, welche nicht unter den Begriff von 
„Schmähungen, Käfterungen oder Verſpottungen“ fallen, das Berbrechen ber 
Majeftätsbeleidigung, fobald in denfelben eine Verletzung ber ſchuldigen Ehr⸗ 
furcht gegen Se. Majeftät enthalten war (E. vom 1. Zuli und 20. October 
1853, bei Hye a. a. O. ©. 755). 
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Bebentung deö Ausdrucles: „öffentlich“. 

2. Zum objectiven Thatbeſtande des Verbrechens ber Majeftätsbeleidi- 
gung if das Vorbringen von Schmähworten vor mehreren Leuten nicht 
erforderlich. Diefer Thatbeftand ift vielmehr auch ſchon dann vorhanden, wenn 
bie Schmähmorte öffentlich ausgefprochen werben, welcher Ausdrud 
„Öffentlich“ nur auf den Ort, wo die Schmähungen vorgebracht wurden, 
nicht aber auf die Anwefenheit mehrerer Leute bezogen werben kann, 
weil das Geſetz die Worte „öffentlich“ und „vor mehreren Leuten” nicht 
conjunetiv, ſondern bisjunctiv gebraucht und erfteres Wort ganz überflüffig 
wäre, wenn ber Geſetzgeber darunter die Anweſenheit mehrerer Leute verftan- 
den hätte (@. vom 10. Februar 1853, ©. 3. Nr. 53). 

Des Ausdrud „öffentlich oder vor mehreren Leuten" wird in bem 
neuen Strafgefebe nicht bloß bei der Begriffsbeftimmung bes Verbrechens ber 
Majeftätsbeleidigung, fondern auch in vielen anderen Gefebesftellen ($$. 59, 
65, 80, 300, 303, 491, 496) gebraucht. Es ift daher auch für diefe letzteren der 
in obiger Entfcheidung ausgefprochene Grundſatz von Bebentung, wonach das 
Wort „öffentlich”" im Gegenfab zu bem Ausdrude „vor mehreren Leu- 
ten” gleichbebeutend tft mit „an einem öffentlichen Orte" und ein Ort 
nicht aufbört ein öffentlicher zu fein, wenn auch zur beſtimmten 
Zeit mehrere Leute nicht anwefendb waren. 

Eben deßhalb ift aber die Entfcheidung ber Frage auch nach dem neuen 
Strafgefebbuche von Wichtigkeit, welcher Ort im Sinne desfelben ein öffent- 
licher zu nennen fei, wenn gleich der Ausbrud „an einem öffentlichen 
Drte" darin nicht vorfommt. Weber diefe Frage nun hat ſich der oberfte Ge⸗ 
richtshof mit fpecieller Beziehung auf ben $. 496, fo wie auf den dem jeßigen 
$. 496 entfprechenben $. 241 bes 11. Thls. des Str. ©. vom Jahre 1803 in 
vielen Entfcheidungen ausgefprochen. Er ging babei ſtets von dem zuerft mit der 
E. vom 31. October 1850 (G. 3. Nr. 21 und 22) ausgefprochenen Grundjage 
aus, ein öffentlicher Ort bilde den Gegenſatz zu denjenigen 
Drten, die zum Privatverkehre und zu Privatvereinigungen 
beftimmt find. 

Demgemäß wurde ald öffentlicher Ort erlärt: Ein gerichtliches 
Commiffionszimmer (mit der eben citirten Entſcheidung); — ber Hofraum 
eined Haufes in Gerſthof (einem Dorfe in der nächſten Umgebung Wiens), 
deffen Thor offen ftand (E. vom 25. November 1850, ©. 3. Nr. 28); — das 
Vorhaus eines öffentlichen Haufes, was eine Babdeanftalt immer fei, befonders 
wenn ed als Schanflocale benügt wird (E. vom 30. Junt 1851, ©. 8. 
Nr. 164); — ein offenes Grundſtück, zu welchem Jedermann Zutritt bat, wo 
auch wirflich mehrere Perfonen anmwefend waren, welches fich in ber Nähe 
eines Weges befand, und von welchem bie gebrauchten Ausbrüde vorausficht- 
lich weiter gehört werben konnten (E. vom 7. Juli 1851, ©. 3. Nr. 168); — 
bas Vorhaus, durch welches man allein in das Jedermann zugängliche 
Schankhaus gelangen konnte (&. vom 11. December 1851, ©. 3. Nr. 304); — 
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ein zum öffentlichen VBertaufe von Bictualien beftimmtes und an ber 
öffentlichen Straße zu ebener Erbe liegendes Gewölbe, beffen Thüre offen 
ftebt, in dem Momente, wo mehrere Perfonen in demfelben gegenwärtig find 
(&. vom 2. December 1852, ©. 3. Nr. 29); — der Ort, wo eine &emeinbe- 
verfammlung abgehalten wirb, wenn auch nicht Jedermann ber Zutritt zu 
derſelben geftattet ift (&. vom 12. Juli 1854, ©. 3. Nr. 106); — die Vorhalle 
eines Gaſthauſes oder Saftzimmers (E. vom 8. November 1854, ©. 3. 1855, 
Nr. 109); — die Stiege eines Rathhaufes (E. vom 30. October 1855, ©. 3. 
Nr. 141). — Ferner wurde mit E. vom 5. Juli 1854 (©. 3. Nr. 92) erflärt, 
ber Ort, wo die Befchimpfung vorfiel, fei als ein öffentlicher zu betrachten, 
wenn bie Beichimpfung zwar bloß in einem Haushofe und nur vor Einer 
Berfon, aber in der Art geſchah, daß man diefelbe nach den Zeugenausfagen 
häuſerweit hören konnte; — mit &. vom 5. Detober 1854 (©. 8. Nr. 153), 
daß die Beichimpfung in einem Haushofe, ber Jedermann zugänglich ift, als 
eine an einem öffentlichen Orte vorgebrachte angefehen werben müſſe, 
wobei nach 8. 496 nicht gefordert werbe, Daß mehrere Leute gegenwärtig ſeien: 
— endlich mit E. vom 7. März 1855 (9.3. Nr. 53), dag die an einem offenen 
Fenfter in einem Haushofe mit fo lauter Stimme, daß fie im Hofe felbft und 
an einem gegenüberliegenden Fenſter verftanden werben konnten, geführten 
Reden allerdings fo, als wenn fie im Hofe felbft gefprochen worden wären, 
anzufehen find; ein Haushof aber, ber Jedermann zugänglich ift, erfcheine als 
öffentlicher Ort, und eine in bemfelben vorgebrachte Befchimpfung ale 
öffentlich vorgebracht *). 

Dagegen wurde angenommen, ein zu einem Schanktzimmer beftimm- 
tes und benüßtes Zimmer höre auf ein öffentlicher Ort zu fein, wenn es dem 
Zutritte fremder Menfchen verfchloffen ift (E. vom 17. December 1850, ©. 3. 
Nr. 34); — ein Privatgarten, hinter welchem ein Fußweg vorüberführt, 
ſei nicht als öffentlicher Ort anzuſehen, und es werbe ein an fich nicht öffent- 
licher Ort badurch nicht zum öffentlichen, daß die gemachte Aeußerung (Be 
fhimpfung) auch noch weiter gehört werden kann (E. vom 21. Sänner 1851, 
®. 3. Nr. 20). 





*) Bei dem Falle der Majeftätsbeleidigung, welcher die im Eingange angeführte 
€. v. 10. Februar 1853 veranlaßte, hatte der Angeklagte behauptet, er habe die ihm 
zur Laft gelegten Worte bloß in Gegenwart ded wegen Steucrrüdftanded erfchienenen 
Erecutiondmanned, und niht an einem öffentlichen Drte, fondern in der Nähe 
feine® abgelegenen Hauſes, auf feinem Privateigenthume, bei einem fließenden und dad 
Hören in die Ferne verhindernden Brunnen, und an einem Privatwege, der nur im 
Winter mit Schlitten befahren werde, Jausgefprochen. — Der oberfte Gerichtähof 
aber erklärte, der Angeklagte habe die Schmähmorte in der That öffentlich vorgebradt, 
da er diefelben nicht an einem bloß zu feinem oder zu feiner Familie Privatgebraud 
beftimmten, fondern in Gegenwart des Erecutiondmanned an einem Orte, welcher für 
Jedermann zugänglich ift und ohne Hinderniß betreten werden fann, wo er wegen 
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Bedentung des Ausdrutles: „vor mehreren Leuten“. 

3. Die E. vom 28. Zänner 1853 (Magazin, Beilage zum VI.B., Nr. 40) 
erflärt, ba zum Begriffe von mehreren Berfonen aud) ſchon zwei Perfo- 
nen genügen. (Die Richtigkeit diefer Auslegung bemeifen auch die Parallel« 
ftellen in ben 88. 76, 81, 83, 174 I. lit. b, 192, wo überall ber Ausdrud: 
„mehrere" den Gegenſatz von „Einer“ Perſon bezeichnet.) 

4. Mit der &. vom 27. Mai 13853 (©. 3. Nr. 77) wurde, zunächft mit 
Beziehung auf den $. 496, ausgeſprochen, e8 werde eine Befchimpfung „vor 
mehreren Leuten” auch dann ausgefprochen, wenn fich dieſe Perfonen nicht 
gerade in unmittelbarer Nähe des Schimpfenden, Doch in einer folchen 
Stellung zu felbem befinden, daß das, was biefer fpricht, von jenen gehört 
. werben kann. ; 

5. Allerdings fordert der $. 63 nicht, daß die die Majeftätsbeleidigung 
enthaltende Läfterung oder Schmähung von ben anmwefenden Leuten auch 
wirklich gehört und aufgefaßt worden fei, aber die Möglichkeit, daß 
fie von den Anderen aufgefaßt werde, muß Doch vorhanden fein 
(&. vom 20. October 1853, bei Hye a. a. O. ©. 749 und 760). Diefelbe 
Anficht wurde auch mit der Entfcheidung vom 25. Sänner 1854 (bei Hye a. a. 
D. ©. 749) folgendermaßen begründet: Es ift zwar richtig, daß eine öffent- 
li oder vor mehreren Leuten gemachte, die Ehrfurcht gegen den Monars 
chen verletzende Aeußerung, wenn fieauch nurleife gefchah, das Ver— 
brechen ber Majeftätsbeleidigung begründen kann, wenn nämlid) die 
betreffenden Worte doch in der Art gefprochen mwurben, daß fie nicht bloß 
vondem, gegen welchen fie zunächſt ausgefprocen wurden, fon- 
bern auch von anderen in der Nähe befindlichen, ober möglicher 
Metfe in bie Nähe tommenden Leuten vernommen werben Eonnten, 
Diefe Vorausſetzung fällt aber weg, wenn der Angeklagte feine Rede an einen 
Anderen nurim Geheimen und fo leife gerichtet hat, daß fie von 
niemand Anderem, felbft nicht von ben unmittelbarneben ihnen 
fißenden Zeugen vernommen werben konnte. Dieß wiberftreitet 
geradezu dem Begriffe des öffentlich oder vor mehreren Leuten gefche- 
henen Kundgebens des Gedankens; es fehlt daher ein nach dem Sinue 
und Wortlaute des 8. 63 wefentlichesd Erforderniß, wodurch fich eben 
eine folche Aenßerung megen der möglichen Gefährdung der Sicherheit im 
gemeinen Weſen zum Verbrechen fteigert. 


Bedentung des Ausdruckes: „Verbreitung von Schriften”. 
6. Im gegenwärtigen Paragraphe ift auch von Begehung bed Verbre⸗ 
chens „durch Verbreitung von Schriften” die Rede, welcher Ausbrud noch 


des vorüberführenden Weges leicht von Mehreren gehört werden konnte und mo wenig⸗ 

ftend die Gefahr vorhanden ift, von Mehreren gehört zu werden, unter welchen Um⸗ 

fländen der allgemeine Sprachgebraud einen Ort ald einen öffentlichen bezeichnet, mit 

lauter Stimme ausſprach (f. dieſe E. in Haimerl's Magazin, Beil. zum VILB., Rr. 64 
Herbft, grundfäpl. Entſcheidungen. 4 
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in ben 88. 58 lit. c, 65, 80, 122 lit. a und b, 300, 303, 489, 491 und zwar in 
gleicher Verbindung vorkommt. Für alle diefe Geſetzesſtellen tft die bei $. 496 
unter 20. angeführte E. von 16. Auguft 1854 von Wichtigkeit, wonach die 
DBerbreitung einer Schrift im Sinne des Geſetzes durch deren Ueberrei⸗ 
hung bei einer Behörbe für fich allein und wenn fie fonft nicht weiter verbreitet 
wurde, nicht ftattfindet *). 


Bofer Vorſatz bei dem Verbrechen der Majeſtätsbeleidigung. 


7. Sp wie die Kundgebung folcher Heben, deren Inhalt zweifellos eine 
Sottesläfterung enthält, nach 8. 122 das Verbrechen der Religionsitörung 
begründet, ohne daß ein weiterer Beweis ber böfen Abficht erforderlich wäre, 
eben fo bedarf es dann, wenn eine Aeußerung ſchon nach ihrem 
Mortlaute, nach dem zweifellofen Sinne ihres Inhaltes, eine 
Schmähung, Läſterung ober Berfpottung des Kaiferd ausdrädt, 
feiner befonberen Nachweiſung eines böfen Vorſatzes, weil er 
nothwendig aus der Neußerung ſelbſt erfennbar ift (E.v.27. October 
1853, dei Hye a. a. O. ©. 764). 


8. 64. 
Beleidigung von Mitgliedern des Taiferlihen Hanfes. 


i. „Im 8. 56 werben die Berbrechen eingetheilt in folche, welche die 
gemeinfchaftliche Sicherheit unmittelbar im Bande des Staates, in den öffent. 
lichen Vorkehrungen oder dem öffentlichen Zutrauen angreifen, und in ſolche, 
welche die Sicherheit einzelner Menjchen an der Perſon, dem Bermögen, der 
Freiheit oder anderen Rechten verleben. Zu eriterer Oattung gehört auch das 
Verbrechen der Majeitätsbeleidigung, und das diefem nächitgeitellte Verbre⸗ 
chen der Beleidigung der Mitglieder des Faiferlichen Haufes, weßhalb fie auch 
in das Hauptſtück von dem Verbrechen des Hochverrathes und ber Störung 
der öffentlichen Ruhe eingereiht find.“ 

„Es handelt ſich nämlich in vielen, ja in den meiften Fällen Diefer Ver— 
brechen gar nicht um die unmittelbare Berührung und individuelle Gefühls- 
verlegung der allerhöchiten oder der hohen Perfonen, gegen welche bie Belei- 
bigung vorgenommen wird, und welche davon meiſtens gar feine Kenntniß 
erlangen, fondern um die Verlegung der ſchuldigen Ehrfurdt gegen 
den Monarchen und das Kaiferbaug, melde aus Rüdficht der 
gemeinfchaftlicden Sicherheitindenm Bande des Staates und bes 
öffentlichen Zutrauens, wenigftens öffentlich oder vor mehreren Leuten, 





*) Bei der Majeftätsbeleidigung ift jedoch nicht fehlcchterdings die „VBerbrei- 
tung“ der Schrift nothwendig, fondern (abweichend von den anderen angeführten 
firafbaren Handlungen) fchon ihre „Mittheilung“ genügend, und diefe dürfte durch 
die bloße Ueberreichung der Eingabe allerdings bewirkt worden fein. 
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nicht verletzt werden darf, und deren Verletzung unter dieſen Umftänden 
als ein Verbrechen erklaͤrt iſt.“ 


„Es iſt nicht bloß die gegen das einzelne Mitglied, ſondern 
die gegen das Kaiſerhaus überhaupt ſchuldige Ehrfurcht, welche 
durch Die im 8. 64 mit Bezug auf den 8. 63 angedeuteten Schmä- 
bungen oder Zäfterungen verlegt wird. Die Ehrfurchtgegen dad 
faiferlihe Haus wird aber unbeftreitbar ebenfomwohl durd 
Schmähungen, Käfterungen oder Berfpottungen verftorbener, wie 
lebender Mitglieder besfelben verlegt." 


„Der 8. 495 (auf welchen fich das Kandesgericht zur Begründung feiner 
entgegengefeßten Anficht berufen hatte) jtellt feine Ausnahme von einer 
Regel auf, welche als Ausnahme auf den daſelbſt befprochenen Fall befchräntt 
werden müßte; fondern er enthält vielmehr nur einen wortbeut- 
lihen Beleg, daß das Strafgefeb auch das Andenken ber Berfior- 
benen fohügen wolle Da jedoch eine Unterfuchung und Beitrafung der 
in ben $$. 487—494 bezeichneten Ehrenbeleidigungen gegen Privatperfor 
nen nur auf Berlangen des Betheiligten ftattfindet, fo war hinfichtlich der- 
felben die ausbrüdliche Erklärung nothwendig, daß das Recht, dieſes Verlan⸗ 
gen zu ftellen, welches von dem Verftorbenen nicht ausgeübt werben kann, auf 
deſſen Hinterbliebene Angehörige übergebe, was bei bem von Amtswegen zu 
unterfuchenden und zu beitrafenden VBerbreden des 8. 64 ausdrüdlich zu 
erwähnen nicht erforderlich war. Daß das Geſetz nur das Andenken verw 
KorbenerPrivatperfonen, nicht aber auch dag Andenken verftorbe- 
ner Mitglieder des faiferlihen Haufes, an deſſen Unverletzbar— 
feit ſich das öffentliche Sutereffe knüpft, in Schuß genommen 
babe, Laßt fih mit haltbarem Grunde nicht behaupten” (E. von 
5 April 1854, bei Hye a. a. O. ©. 774). 


2. „Daß durch Schmähungen gegen die faiferlihe Kamilie im 
Allgemeinen fowohl das Verbrechen der Majeftätöäbeleidigung (nach $. 63), 
als auch Damit concurrirend dad im 8-64 bezeichnete Verbrechen begangen 
werbe, wurbe mit &. vom 28. Juni 1854 (bei Hye a.a. O. ©. 776) ausge 
fprochen und begründet, wie folgt: „Das Geſetz wollte die Ehre nicht nur ein- 
zelner phyfifcher Perſonen, fondern auch der Familien ſchützen, wie fich Dies 
aus ber Beſtimmung des 8. 492 ungmeldeutig ergibt, nach welcher bie Angriffe 
auf die Ehre der Familien als ftrafbar erflärt werden. Wenn nun das Ge— 
let Schmähungen der Familien von PBrivatperfonen dem Straf- 
gefeße unterwirft, fo muß dieß nothwendig um fo mehr bei 
Schmähungen ber kaiferlichen Familie der Fall fein, gegen welche 
Jedermann zu einer befonberen vorzugsweifen Ehrerbietung ver- 


pflichtet if." — 
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$. 65. 
Störung der üffentlichen Ruhe. 
©. die bei $. 34 unter IV. angeführte &. vom 11. Auguft 1853 und bie 
Anmerkung bafelbft. 


Achtes Hauptflück. 
Don dem Aufitande und Aufruhre. 


$. 68. 
Aunufſtand. 
Perſonen, gegen welche dieſes Verbrechen gerichtet fein kann9. 

1. Die Aufftellung von Gemeindewachen gefchieht im Ausfluffe der 
burch höhere Anordnung den Gemeinden übertragenen Serge für bie Aufrecht- 
haltung der öffentlichen Orbnung, Ruhe und Sicherheit in jedem Gemeinde 
bezirfe. Daraus folgt nothwendig, daß die von ber Gemeinde beftellte Wache 
ber von jeder anderen Sicherheitsbehörde beftellten Wache gleichgeachtet und 
unter der allgemeinen Bezeichnung „Eivilwache” mitbegriffen betrachtet 
werden müfle (E. vom 1. Juli 1852, &. 8. Nr. 116). 

2. Wenn gleich die Gemeindevorſtehung nach bem proviforifchen 
Gemeindegeſetze Hinfichtlich der niederen Ortspolizei und der minderen berlei 
Vergehungen als eine Obrigkeit anzufehen iſt, fo Tann fie Doch nach keinem 
beftebenden Geſetze als folche weder bei einer mit Außerachtlaflung des $. 18 
der prostforifchen Walborbnung von 24. December 1849 (für Tirol) eigen- 
mächtig erflärten Bannlegung bes &emeindewalbes, noch bei einer Privat- 
pfändung angefehen werben, welche fle im eigenen Antereffe ber Gemeinde 
nach $. 1321 des a. b. G. 8. vornehmen läßt; — ihr wenn gleich zur Be 
wachung des Waldes nach dem Mintfterialerlaffe vom 3. Jänner 1849 beei⸗ 
bigter Waldhüter war baher in biefer Beziehung kein Abgeorbneter 
einer obrigkeitlichen Perſon, auch feine Wache in Vollziehung eines oͤffent⸗ 





*) Mit den E. vom 25. Februar 1853 (G. 3. Rr. 30) und vom 24. November 
1853 (©. 3. 1854, Nr, 16) war der Grundſatz audgefprocdhen worden, daß dad Jag d⸗ 
perfonale zu den im $. 68 aufgezäblten Perfonen nicht zu rechnen fei. — Diefer 
damals ganz richtige Grundſatz hat jedoch feither eine Aenderung erlitten, indem die 
auf die A. h. Entſchließung vom 15. December 1853 ſich gründende Verordnung vom 
2. Jänner 1854 (R. ©. BI. Nr. 4) im $. 3 erklärt: „Das für den Forſtſchutz⸗ und 
Jagddienſt oder für den Jagddienft allein beeidete Perfonale wird auch im Jagd- 
bienfte als öffentlihe Wache angeſehen und genießt auch in diefem Dienfte alle 
in den Geſetzen gegründeten Rechte, welche den im 8. 68 des Strafgeſetzes bezeichneten 
obrigkeitlihen Perfonen und Eivilmachen zukommen“. 
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lien, b. i. von einer Behörde ausgehenden Befehles (&. vom 13. October 
1851, ©. 3. Nr. 268). 

In ähnlicher Welfe wurde mit E. vom 17. Kebruar 1857 (G. 3. Nr. 82) 
erklaͤrt, daß zwei (nicht beeidete) Feldhüter einer Landgemeinde, welche auf 
ber Semeinbewiefe weibenbe Pferde pfänden wollten, mit Rüdficht auf den 
$. 15 ber Paiferlichen Verordnung vom 11. Mai 1851 (R. ©. BI. Nr. 127) 
unb auf den $. 5 ber Berorbnung vom 14. Auguft 1853 (MR. ©. BI. Nr. 163 *) 
als Diener einer Gemeindebehörde im Sinne des 8.68 um fo weniger 
angefehen werben koͤnnen, dba bie Berfonen, an welchen das Verbrechen des 
8. 68 begangen werben kann, in jenem Paragraphe tarativ aufgezählt find. — 

Dagegen wurde mit E. vom 20. September 1854 (©. 3. Nr. 145) aus- 
gefprochen, baß in bem $. 68 rüdfichtlich der Gemeindebeamten und Diener 
in Ausübung ihres Amtes oder Dienftes vom Geſetze nad ber Sattung 
biefer Amtshandlung fein Unterfchied gemacht werbe, und namentlich 
nicht in der Richtung, ob die Amtshandlung aus dem natürlichen oder 
übertragenen Wirkungskreife fließe. „Eine folche Abgränzung konnte mit 
Berüdfichtigung bes Umſtandes, daß die fo wichtige Localpolizei, Deren unge. 
hinderter Vollzug oft den Schuß ber Regierung bedarf, in den natürlichen 
Wirkungskreis der Gemeinde gehört, gar nicht in der Abficht der Geſetzgebung 
gelegen fein. Aber auch nicht fo, daß in jenen Fällen, wo ein Gemeindebeamter 
oder Diener eine lediglich die Verwaltung ober Sicherung des Ge⸗ 
meindevermögens bezmedende Amtshanblung unternimmt, er 
unter die im $- 68 aufgezählten Regterungsorgane nicht zu rechnen fel. Denn 
biefe Auffaffung, einer beſtimmten gefeblichen Baſis entbehrend, erfcheint noch 
weniger haltbar, als bie obige Abgränzung , zumal fich der Zweck und Grund 
ber Amtshanblung nicht immer anfchaulich herausſtellt und oft eine verfchie- 


*) Durch die erftere Verordnung wurde nämlich „eine Borfchrift für die Doll» 
ftredung der Berfügungen und Erfenniniffe der politifhen Obrigkeiten (d. i. der polis 
tifhen Behörden und Gemeindevorfteher) erlaffen” und im 8. 15 die Beſtimmung 
gegeben, daß den politifchen Behörden, für welche die Beſtimmungen der Verordnung 
gelten, auch die mit der Ausübung des übertragenen Wirkungskreiſes betrauten Bür- 
germeifter oder Aemter jener Stadtgemeinden beizuzählen find, denen eine eigene 
Gemeindeverfaffung ertheilt ift. — Die zweite Verordnung aber enthält einen Nachtrag 
zu jener erften und erklärt im 8. 5, daß hiedurch in dem Wirkungskreife der Aemter 
und Organe der Gemeinden keine Aenderung eintrete. 

Es muß jedoch bemerkt werben, daB beide Berorbnungen durch 8. 17 der 
faiferlihen Berordnung vom 20. April 1854 (R. G. Bl. Rr. 96) ausdrücklich 
außer Wirkſamkeit gefegt worden find. Uebrigens enthält auch dieſe letztere 
im $. 16 die Anordnung, daß „den landesfürftlichen politifhen Behörden in Betreff 
der Handhabung der Erecutiv- und GStrafgewalt auch diejenigen Gemeindeämter 
(Magiftrate u. dgl.) gleichgeftellt werden, welchen in dem ihnen zugewiefenen Amtd« 
gebiete an die Stelle der landesfürftlichen Bezirföbehörden die politifche Geſchaͤfts⸗ 
führung anvertraut if”. 
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dene Deutung zuläßt. Ste hätte ben Uebelftand zur Folge, daß Gemeinde⸗ 
beamte bei einer Amtshandlung jedesmal den Parteien die Motive und ben 
Zwed ihrer Amtshandlung erläutern müßten, Damit dieſe beurtheilen könnten, 
ob ihr allfälliger Widerftand dagegen ihnen firafrechtlich zugerechnet werben 
koͤnne“ *). 

Damit im Einflange nahm auch die E. vom 3. Mai 1854 (®.3. Nr. 67) 
an, daß ein Bürgermeifter, bei dem die Gcmeindeausfchüfle zur Ordnung 
und Fertinung der Semeinderechnungen verfammelt und Damit befchäfr 
tiget waren, — fowie jene vom 30. October 1855 (G. 3. Nr. 141), daß ber 
verfammelte Bürgerausfchuß einer Stadtgemeinde zu ben im $- 68 
bezeichneten Perſonen geböre”*). 

3. Die Finanzwache iſt durch das Geſetz, womit fie errichtet wurde, 
nicht nur für berechtiget, ſondern auch für verpflichtet erflärt worben, den Boll- 
zug jener Maßregeln zu unterftüßen, die Die öffentliche Sicherheit bezweden, 
wenn fie von den competenten Behörden darum angegangen wird; Teiftet fie 
nun eine folche Unterftüßung, fo befindet fie ich in Vollgiehung 
einer ihr zuſtehenden Dienftesverrihtung (E. vom 16. Juni 1853, 
®. 3. Nr. 84). 

4. Nur die Beeidigung des Korftauffichtsperfonales und daß biefes 
als folches vom Thäter erfannt wurde, fordert das Geſetz; nicht aber auch, daß 
derfelbe die Beeidigung gewußt habe (E. vom 31. Mai 1854, ©. 3. Nr. 80). 

5. Die als Erecution eingelegte Mannſchaft muß (ungeachtet der 
Tilgung der Steuer) fo lange als folche angejehen werden, und genießt den 
bejonderen gefeßlichen Schub als Wache, bis fie von der competenten Behörde 
abberufen wird (E. vom 8. Jänner 1853, ©. 3. Nr. 42). 

Der nämliche Orundfag wurde in einer am 22. Jänner 1856 (©. 3. 
Nr. 33) gefällten Entfcheidung wörtlich wiederholt, und in folgender Weife 
begründet: 

„Die Milttärereeution gegen fäumige Steuerpflichtige befteht darin, daß 
ihnen militärifche Mannſchaft eingelegt wird, der fie Obdach und Mittagskoſt 
geben müllen, und daß fie außerden eine bejtimmte tägliche Gebühr zu bezah- 
len haben. Durch diefen Zwang foll der Steuerrüditändner vermocht werden, 
feine Schuldigfeit zu erfüllen. Die Abficht eines folden Zwangsgefehes und 
der publicijtifche Charakter besfelben bringen nothwendig mit ſich, daß ber 
abgeordnnete Erecutionsmann das Recht und zugleich die Pflicht hat, 


) Der Angeklagte, welcher mehrere auf dem Gemeindegrunde ftehende Bäume 
als fein vermeintlihes Eigenthum gefällt hatte, leiftete dem Gemeindevorfteher, der 
ihm das weitere Schlagen von Stämmen unterfagte und die Vermeſſung der bereits 
gefüllten vornehmen wollte, gewaltfam Widerftand. Er wurde vom oberſten Gerichts⸗ 
bofe nach den obigen Grundfägen des Verbrechens der öffentlihen Gewaltthätigkeit 
(8. 81) fchuldig erflärt. 

») Berg. jedoch die ausführliche Begründung der entgegengefegten Anficht in 
Hye's Erläuterung S. 832—840. 
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von dem Erequirten Obdach und Mittagskoft zu fordern. Und weil biefe, 
Recht und Pflicht in fich vereinigende Amtsbefugniß bes Ereentionsmannes 
für ihn nur auf Dem erhaltenen obrigfeitlihen Auftrage beruht, 
fo dauert fie fo lange fort, ale ber Auftrag beiteht, nämlich bi8 zur Abberu⸗ 
fung des Erecutionsmannes von Seite feines Vorgefehten, wenn 
auch der Exequirte mittlerweile ven Steuerrüdftand bezahlt hätte. 
Hat er dieß gethan, fo ijt e8 feine Sache, die Abberufung des Executionsman⸗ 
nes zu erwirken, bis dahin aber ift die Geltendmachung des Anfpruches auf 
Obdach und Mittagskoſt von Seite bed Executionsmannes Ausübung 
feiner Dienftpflicht.” 

6. Da die beeideten Waldheger die Forſtpolizei handhaben, fo 
unterliegt es feinem Zweifel, daß fie ein in ber Befchädigung des Waldes 
betretenes Individuum auch außerhalb des Forftrevieres verfolgen und anhal⸗ 
ten können (&. vom 19. Juli 1854, ©. 3. Nr. 100) *)- 

Ueber den Grundſatz, dag Mißgriffe und ſelbſt Mißbrauch der 
Amtsdgewalt von Seite der obrigkeitlichen Perſon — ben Fall der 
Nothwehr ausgenommen — zum Widerftande gegen Diefelbe nicht 
berechtigen und an ber ftrafbaren Eigenfchaft dieſes letzteren 
nichts Andern fönnen, — fiehe bie bei $. 81 unter 1.—4., dann bei $. 312 
unter 1. und 2. angeführten Entfcheidungen. 


Begriff der Zufammenrotiung. 


7. „Unter Zufammenrottung kann nicht wohl bie gleichzeitige An⸗ 
weſenheit mehrerer Menfchen an demſelben Orte, und die Betheiligung derſel⸗ 
ben an dem gewaltfamen Widerftande veritanden werden, weil biefer Zuftand 
8. 81 der Zufammenrottung ausbrüdlich entgegengefeht wird.“ 

„Der $. 81 feßt die Thätigfeit mehrerer Menfchen ohne irgend eine Ver- 
bindung unter einander voraus, welche nur denfelben Zweck verfolgen, der 
Obrigkeit durch gefährliche Drohung oder wirkliche gewaltfame Handanlegung 
Mideritand zu Teiften.“ 

„Soll die gleichzeitige Anwefenheit mehrerer Menfchen eine Rotte 
werden, jo müſſen fie durch die frühere Verabredung zur gemeinfchaftlichen 
Ausführung des Widerftandes gegen bie Obrigkeit mit einander verbunden 
fein, ohne daß es übrigens einen Unterfchiedb machen kann, ob die bereitö an 
einem Orte verfammelten Leute in Folge diefer Verabredung zum gewaltfamen 
Widerſtande gegen die Obrigkeit beiſammen bleiben, oder in Folge einer fol- 
hen Verabredung erft an einem Drte fich verſammeln.“ 

„Die Bereinigung mehrerer Perfonen in Folge einer ſolchen Verabres 
dung zum gewaltfamen Wiberftande gegen die Obrigkeit begründet im Sinne 


) ©. 8. 58 des Forfigefehes vom 3. December 1852 (R. &. Bl. 250), welcher 
dieſes mit Maren Worten beftätigt. 
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bes $. 68 eine Zufammenrottung unb bildet aus ber ohne innere Verbindung 
zufammengelaufenen Dienge eine Rotte, deren Dafein allein nicht felten eine 
weit größere Gefahr hervorbringt, als der wirklich gewaltfame Widerſtand 
gegen die Obrigkeit von mehreren Perfonen verübt, zwifchen denen außer bem 
örtlichen Belfammenfein und dem gleichen Zwede feine Verbindung befteht, 
und welche nicht in Folge der zwifchen ihnen gepflogenen Verabredung zum 
gewaltfamen Widerftande ſich örtlich vereinigten oder an bemfelben Orte ver 
einiget blieben.” 

Es war num in factifcher Beziehung als erwiefen angenommen worben: 
1. daß der Bürgermeifter D. die vor feinem Haufe verfammelten Leute auffor- 
Derte, die zwei Gensd'armen, bie ihn verhaften wollten, zu überwältigen, zu 
entwaffnen, ihm zu Hilfe zu kommen und fie anzupaden; 2. daß auch Sch. die 
verfammelten Leute wieberholt aufforberte, den Bürgermeifter nicht im Stiche 
zu lafjen, die Gensd'armen baher zu überwältigen, zu binden, zu entwaffnen; 
3. daß Andreas ©. mit anderen Perfonen fih zufammengerottet, und bei 
Berübung der gewaltfamen Meberwältigung geholfen habe. — Dagegen wurde 
nicht als erwiefen angenommen und nicht einmal behauptet, daß zwifchen ben 
vor dem Haufe bes Bürgermeifters zufällig verfammelten Leuten irgenb eine 
Verabredung getroffen wurde, den Gensb’armen mit Gewalt Widerfland zu 

leiften, oder daß fie in Folge einer folchen NE zu bem bejchloffenen 
Zwecke vereiniget geblieben wären. 

„Obſchon nun das Landesgericht erachtet, daß bie beiden erften Ange 
Hagten durch bie wiederholte Aufforderung zu obigem Acte eine Zufammen- 
tottung mehrerer Perfonen vorfäglich veranlaßten, fo Liegt in dieſen Aufforbe- 
sungen keineswegs der Begriff einer Zufammenrottung, denn nad $- 279 
begrünbet die Aufforderung mehrerer Menſchen zur Mithilfe oder Widerfeßung 
gegen öffentliche in ber Ausübung ihres Amtes ober Dienftes begriffene 
Beamte oder Diener nur das Vergehen des Auflaufes.“ 

„Wenn diefe Aufforderung Erfolg hatte und die Gewaltthat von ber 
Menge wirklich ausgeführt wird, ohne daß fie hiezu durch eine ausdrückliche 
Verabredung fich vereiniget haben, fo liegt hierin noch feine Zufammenrottung, 
fondern eine Mehrheit von Perfonen, welche ohne Verbindung unter einander, 
ber Obrigkeit Widerftand leiſten, aber nicht den gefährlichen Charakter einer 
durch vorausgegangene Verabredung und Befchließung des gemaltfamen 
Mibderftandes vereinigten Rotte annehmen, bei welcher jeder auf feinen Ge⸗ 
nofjen eben in Folge der gepflogenen Verabredung und ihres geäußerten Gin- 
verftändniffes mit Zuverficht rechnen kann, was den Muth jedes Einzelnen 
erftarten, die Entjchloffenheit eines jeden Eräftigen und eben dadurch biefe 
fo vereinigte Menge gefährlich und furchtbar machen muß, daher ſchon eine 
Zufammenrottung allein vom Geſetze mit firenger Strafe bebroht wird, 
was alles nicht behauptet werben kann, wenn, obfchon mehrere, jeboch ohne 
Verbindung unter fich, der Aufforderung zum gewaltfamen Widerſtande 
Folge geben.” 
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Demnach wurbe ausgefpsochen, es koͤnne nicht behauptet werben, baß 
D. und Sch. durch die erwähnten Aufforderungen eine Zufammenrotiung 
vorfäßlich veranlaßten und fich fomit bes Verbrechens des Aufſtandes fchuldig 
machten, basfelbe gelte auch in Anfehung des G. da nach den Urtheilsmotiven 
nur als erwiefen angenommen wurde, daß er Einer ber Erften der Aufforde- 
rung zum gewaltfamen Widerflande gegen bie Gensd'armen Folge leiftete, und 
gleich Anfangs bei der verübten Gewaltthat thätigft mitwirkte, worin jeboch 
das charakteriftiiche Merkmal einer Zufammenrottung nicht gefunden werben 
koͤnne. Es wurden baher alle Angellagten nicht bes Aufitandes, fondern bes 
Derbrechens der öffentlichen Sewaltthätigkeit Durch gewaltfame Handanlegung 
gegen obrigkeitliche Perfonen in Amtsfachen (8. 81) fchuldig erflärt (E. vom 
20. Jänner 1853, ©. 3. Nr. 48) *). 


— — —— — 


Neuntes Hauptftück. 
Von öffentlicher Gewaltthätigkeit. 


8. 81. 


Dritter Fall: Durch gewaltſame Haudanlegung oder gefährliche Drohnng gegen 
obrigleitliche Perſonen in Amtsſachen. 


a) Eine Ueberſchreitung der Befugniſſe der obrigkeitlichen Perſon 
hebt die Strafbarkeit des Widerſtandes nicht auf. 


1. Einem in einer Geſetzesuübertretung Betretenen ſteht nicht zu, zu ent- 
fcheiden, ob das Organ der Regierung durch die unternommene Handlung 
feine Amtsbefugniſſe überfchreitet, er ift fonach für feinen Fall zu einer Wibder- 
feßlichkeit gegen basjelbe berechtiget, fondern ihm bloß die Beſchwerde bei 
deſſen vorgefebter Behörde freigelaflen (E. vom 15. September 1851, ©. 8. 
Nr. 239). 

2. Den Organen ber gefeßlichen Executivgewalt, welche die Befugniß 
haben, unter gewiffen Borausfeßungen einen Amtsact vorzunehmen, muß auch 
bie Befugniß zuftehen, zu beurtheilen, ob biefe VBorausfehungen, biefe Bebin- 
gungen von ihrer Amtsgewalt Gebrauch machen zu können, vorhanden feien 
oder nicht; e8 ift mit der Handhabung einer gefeßlichen Ordnung nicht verein- 
bar, dieſe Beurtheilung ber Partei, gegen welche Das Organ der Regierung 
einfchreitet, oder irgend einem biefer Partei fich anfchließenden Privaten zuzu- 
geftehen; ein Widerftand gegen die AmtShandlung, welche der Be- 
amte oder bie Wache in ihrem Wirkungskreiſe vorzunehmen findet, 

*) Siehe Waſer: Beiträge zur Lehre vom Aufruhr, Zeitfchrift 1846, J. Band 
©. 235 ff.; dann 1842, I. Bd. ©. 170 ff. 
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ift Daber außer dem Falle eines offenbaren Mißbrauches ber Amts— 
gewalt, durch welchen ein unerfegliher Schade, ein nicht gut zu 
machendes Uebel zugefügt würde, welcher Mißbrauch daher augen— 
fällig zur Nothwehr zwingt, nicht zuläffig (E. vom 22. December 
1851, ©. 3. 1852, Nr. 16, ebenfo vom 16. Juni 1853, ©. 3. Nr. 84). 

3. Bermöge der Verfaffungsvorfchrift für die Finanzwache kommt ber 
Partei nicht zu, den von ber Finanzwache in ber Ausübung ihres Amtes 
ergebenden Aufforderungen die Kolgeleiftung aus dem Grunde zu verweigern, 
weil nach ihrer Anficht der Verdacht einer Uebertretung ber Gefällduorfchriften 
nicht vorhanden ſei. Die Handlung des Angellagten, vermöge welcher fich 
berjelbe der Finanzwache in Vollziehung bes öffentlichen Befehles durch wirt 
lihe gewaltfame Handanlegung wiberfeht hatte, wurde daher mit Recht als 
das Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigfeit erflärt (E. vom 26. Mai 
1851, ©. 3. Nr. 136, ebenfo vom 13. Jänner 1853, ©. 3. Nr. 42). 

4. Eine Widerfegung gegen das Einfchreiten der Organe der Regierung 
fann außer dem Kalle eines offenbaren Mißbrauches der Amtsgemalt, durch 
welchen ein unerfetlicher Schade, ein nicht gut zu machendes Uebel zugefügt 
würde, nie mit Nothwehr gerechtfertiget werden (E. vom 31. October 1854, 
©. 3. 1855, Nr. 8). 


b) Die Widerfehung muß gegeneine der im $- 68 bezeichneten Per- 
fonen in Bollziehung ihres obrigkeitlihen Auftrages oder in der Ausübung 
ihres Amtes oder Dienftes gefchehen fein, um dieſe Vollziehung zu vereiteln. 

5. In Anmendung biejes Orundfabes wurbe in nachitehendem Falle der 
8.81 als unanwendbar erfannt: Ein Boltzeifoldat &. war an der Linie nicht 
als Affiitenz für die beim Linienamte aufgeitellte Finanzwache, fondern ledig» 
lich um das Vorkaufen der Lebensmittel zu überwachen und hintanzubalten 
commandirt, zu welchem Ende er in der Gegend des Amtes zu patrouilliren, 
fich aber in Die Linienvifltation ohne Aufforderung nicht einzumengen hatte. 
Nichts deftu weniger fand er fich unberufen beftimmt, den Angellagten 3. über 
fein Benehmen gegen ben Finanzaufſeher zurechtzumeifen und zwar mit dem 
Beifügen: „Ich hätte Luft, ihn zu arretiren”“. Da nun 8. in dieſer 
AZurechtweifung und geäußerten Luft bes Arretirens keinen obrigkeitlichen Auf⸗ 
trag zu vollziehen Hatte, nicht in Ausübung feines Amtes oder Dienites 
begriffen war, fo wurde Das unmittelbar hierauf erfolgte, Dem Ange 
klagten zur Laſt gelegte Erfaffen des Gewehres nicht ald Verbrechen 
der öffentlichen Gewaltthätigkeit ($- 81), wohl aber ald Uebertretung gegen 
Öffentliche Anftalten und Vorkehrungen ($. 312) erflärt, Da L. fich Dennoch als 
Mache an der Linie befand, als folche vernöge feiner Untform auch dem An- 
geflagten erfennbar war, das Ergreifen und Feithalten an der Waffe aber, 
wozu lebterer in den von 8. an ihn gerichteten Worten keinen rechtfertigenden 
Grund hatte, immerhin unter den Begriff einer thätlichen Beleidigung fällt 
(E. vom 17. März 1853, ©. 3. Nr. 45). 





Strafgefeb $. 81. 59 


6.3. hatte dem Kranz St. ein Feld verfauft. Die Bewilligung zur Ab- 
trennung desfelben wurde nicht ertheilt, weßhalb der Kauf wieder zurüdging, 
und B. das Feld fammi anderen Orundftüden im Frühjahre 1854 an E. ver- 
äußerte, was er dem Kranz St. befannt gab. Defjenungeachtet befäete Lebterer 
noch das Feld, nahm jedoch auch den ihm zurüdgeftellten Kauffchilling an. 
St. brachte nun gegen C. eine Beflsitörungsklage ein, wurde jedoch mit Er- 
kenntniß vom 4. Auguſt 1854 abgemwiefen und biefe Entfcheidung am 1. Octo⸗ 
ber 1854 auch vom Obergerichte beflätiget. — Am 9. Auguft 1854, bereits 
nach Zuftellung ber erftrichterlichen Enticheidung , fing St. an, das noch nicht 
ganz reife Getreide auf dieſem Felde zu mähen, aus welchem Anlafle €. die 
Berwendung des &emeidenoritandes H. in Anfpruch nahm. Dieſem nun, 
welcher ihm den Genuß des itreitigen Feldes vor Herablangung eines höheren 
Urtheiles verbot, hat fih St. mit aufgehobener Senfe und der Drohung 
widerfeßt, er werde ihn mit ber Senfe burchbohren, wenn er fich ihm nähere, 
und ihm den Genuß des Feldes verwehre. 

Der Gemeindevorfteher ift eine der im $. 68 bezeichneten Berfonen und 
als folcher nicht nur berechtiget, fondern auch verpflichtet, innerhalb feiner Ges 
meinde Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten und alle Störungen zu befei- 
tigen. Durch die Eigenmächtigkeit, welche fih St. gegen ein gerichtliches Er- 
kenntniß erlaubte, ift folche geitört worden, und H. hat, indem er Jenem das 
eigenmächtige Abmähen des noch nicht ganz reifen Getreibes auf bem frag: 
lichen Felde bis auf weitere behördliche Entſcheidung unterfagte, In feinem 
Amte und feiner Pflicht gemäß gehandelt *). Der diefem Auftrage entgegen- 
gefeßte mit einer gefährlichen Drohung verbundene Widerſtand begründet 
daher allerdings das im 8. 81 bezeichnete Verbrechen ber öffentlichen Gewalt⸗ 
thätigfeit, welches, Da die Senfe einer Waffe gleich zu achten ift, nach 
8. 82 ſchweren Kerker von einen bis fünf Jahren nach fich zieht (&. vom 
17. October 1855, ©. 3. Nr. 131). 

Siehe auch die bei $. 312 unter 18.—24. angeführten Entſcheidungen. 


c) Begriff einer gefährliden Drohung. 


7. Gefährlich wird bie Drohung dann, wenn biefelbe ein das Leben 
oder die Geſundheit bedrohendes Uebel beinhaltet und bie fie begleitenden 
Umftände von der Art find, dag aller Wahrfcheinlichkeit nach der fogleicye 
Bollzug zu beforgen ſteht (E. vom 28. Auguft 1851, ©. 3. Nr. 223, und vom 
5. Auguft 1852, ©. 3. Nr. 128) *). 


— — .- 





*) Der Angeklagte hatte behauptet, daß feine That nicht ſtrafbar fei, weil die 
Intervention des Gemeindevorſtehers überflüffig und gefegwidrig war. 

**) Diefe Definition ſtimmt genau mit der von Jenull im feinem Gommentare 
U. Bd. ©. 41 gegebenen überein. — In Hye's Erläuterung S. 825 wird die Anficht 
vertheidiget, daB gegenwärtig ber Begriff von gefährlicher Drohung aus der in den 
88. 98 lit. b. und 99 gegebenen Definition entnommen werden müſſe. ©. jedoch 
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8. An der Sophie von Sz. follte wegen einer Wechſelſchuld bie Per⸗ 
fonalereeution vollzogen werben, zu welchem Behufe fich ber Gerichtsvoll⸗ 
zieher und der Advocat des Gläubigers in ihrer Wohnung einfanden. Auf 
ihr Verlangen wurbe ihr abmefender Gatte, vor deſſen Rückkehr fie Woh⸗ 
nung und Kinder nicht verlaffen zu können angab, geholt, worauf die Exe⸗ 
eutin erfläste, daß fie fich nicht verhaften Taflen wolle, ihr Mann St. von Sz. 
aber, daß er Jeden, ber feine Frau verhafte, erftechen werde. Da er, ein 
Mann von kräftigem Körperbau, hiebei eine drohende Haltung annahm und 
alle gütlichen Zureben nichts fruchteten, wurde polizeiliche Affiftenz verlangt 
und erwirkt, worauf ſich der Gerichtöpollzieher und der Advocat mit dieſer 
Affiftenz wieder in die Wohnung der Schulbnerin begaben. Sie trafen aber 
ſchon vor der Küchenthüre auf dem Gange deren Mann, welcher blaß vor 
Zorn war, die Hände auf dem Rüden hielt, fo daß es ſchien, als verberge 
er eine Waffe und mit großem Ungeftüm ausrief, dag man fich nur über 
feine Leiche den Weg zu feiner Frau bahnen könne, es werde noch ein Morb 
geichehen, wenn man Gewalt gebrauche, er werbe benjenigen erbolchen, ber 
die Urfache des heutigen Borfalles fei und der ihm feine Frau fortführe u. f. w. 
Durch diefe Haltung und Drohung bes Sz. fand fich der Advocat bewogen, 
eine veritärkte Affiitenz nachzufuchen, worauf ein Polizeibeamter mit vier 
Poltzeifoldaten erfchten. St. von Sz. war noch in feiner früheren drohenden 
Haltung, ließ fich aber doch jetzt allmählig bejchwichtigen, allein man fand 
feine Frau nicht mehr, die inzwifchen bie Flucht ergriffen hatte. — Eine 
Waffe wurde bei Sz. nicht gefehen, alle hielten aber bafür, daß er eine folche 
bei fich führe, da er während feiner Drohungen bie Hände auf dem Rüden 
hielt. Als ex von ber verftärkten Afftftenz verhaftet wurde, fand man bei ihm 
nur ein Federmeſſer. — 

Der oberfte Gerichtshof erflärte, daß in ber zur Laft fallenden Hanb- 
lungswetfe die Merkmale einer gefährlihen Drohung und mithin des 
im $. 81 bezeichneten Verbrechens nicht vorhanden feten, — da ber Ange 
fchuldigte zur Zeit als er die ihm zur Laft gelegten Drohworte ausſtieß, 
weder mit einer Stiche noch mit irgend einer anderen Waffe verfehen war, 
mithin kein Grund zur Annahme vorhanden ift, daß die gebrauchten Droh⸗ 
worte mit einer dem Gerichtövollzieher wirklich brobenden Gefahr ver- 
bunden waren, bie Beforgniß des Gerichtsvollziehers aber das wirkliche 
Borhandenfein einer folhen Gefahr nicht in fich begreift (E. vom 27. Mai 
1857, Gerichtshalle Nr. 19). 

d) ES tft nicht nothwenbig, daß die unternommene Handlung 
die Abficht zu erreichen wirklich geeignet fei. 

9. Jede Widerſetzlichkeit durch gefährliche Drohung oder wirklich gewalt- 
fame Handanlegung gegen obrigkeitliche Perfonen iſt dann als Verbrechen 


dagegen die Bemerkungen in Glaſer's Abhandlungen aus dem öſterreichiſchen Straf. 
rechte L ©. 149, 
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zu befirafen, wenn fie mit ber Abficht unternommen wurde, bie Vollziehung 
eines obrigfeitlichen Befehles zu vereiteln, ohne weiter zu fordern, daß bie 
unternommene Handlung auch wirflich geeignet fein müfle, biefe Abficht zu 
erreichen (E. vom 16. Juni 1853, G. 3. Nr. 84). 


e) Unterſchied zwifchen biefem Falle des Verbrechens ber öffent. 
lichen ®ewaltthätigfeit unb der im $. 312 normirten Ueber 
tretung. 

10. Das im $. 81 befinirte Verbrechen der öffentlichen Gewaltthatigkeit 
und bie im $. 312 normirte Mebertretung gegen öffentliche Anftalten und 
Vorkehrungen unterfcheiben fih im Weſentlichen nur barin, daß zu bem 
erfteren bie Abficht, eine ber im $. 68 genannten Perfonen in Vollziehung 
eines obrigkeitlihen Auftrages ober in ber Ausübung ihres Amtes ober 
Dienfies zu hindern erfordert wird (E. vom 31. October 1854, ©. 3. 1855, 
Nr. 8). 


8. 82. 


Strafe des Verbrechens ber öffentlichen Gewaltthätigleit durch gewaltſame Haud⸗ 
anlegung oder gefährlihe Drohung gegen obrigleitlihe Berfonen in Amtsſachen. 


Unter ber den höheren Straffat nach fich ziehenden „Beſchädi— 
gung” Tann nur eine Befhädigung am Körper verflanden 
werden. 


1. Die höhere Strafe hat dann einzutreten, wenn der Widerftand mit 
Waffen gefchehen oder mit einer „Befchädigung“ oder Berwundung begleitet 
war. Durch biefe Aufzählung der Fälle bes höheren Straffabes ift Har 
angedentet, daß das Geſetz der körperlichen Sicherheit der den öffent» 
lichen Auftrag vollziehenden Amtsperfon einen größeren Schuß verleihen 
wollte, daher auch das Wort „Beihädigung” fih nur auf die Zufügung 
eines Lörperlichen Uebels, nicht aber auf einen fonft zugefügten Schaden 
bezieht. Bei dieſem ausgeiprochenen größeren Schuße konnte es das Geſetz 
nicht bei dem NAusbrude Verwundung“ bemenden Taflen, ba außer einer 
Berwundung auch andere Förperliche Beſchädigungen eintreten können, 
welche dann von biefem höheren Straffate ausgefchloflen wären (E. vom 
26. Auguft 1853, G. 3. Nr. 114). 


Beftrafung des mit einer fhweren Törperlichen Beichädigung begleiteten 
Widerſtandes. 

2. Ein Eiſenbahnwaͤchter ſuchte den B. welcher den wegen des bereits 
herannahenden Trains geſperrten Wegſchranken oͤffnen wollte, daran zu 
hindern. Da ſprang B. auf den abwehrenden Wächter zu, ſtieß ihn zurüd, 
und, als fich diefer gegen ben Angreifer wehrte, wurbe er von bemfelben 
wiederholt mit großer Kraft gegen den Schranfen geworfen, fo daß er in 
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Folge deſſen mit Seitenftechen behaftet, am 22. Juli dienftuntauglich, und 
erit am 9. September wieder zur Verrichtung feines Dienftes fähig wurbe. 
Das Arztlihe Gutachten beftätigte, daß bie Berufsunfähigkeit jedenfalls 
Durch drei Wochen angebauert habe. 

Abgejeben nun von ber Webertretung gegen die Lörperliche Sicher: 
heit nach 8. 431, deren B. in allen drei Inſtanzen fchuldig erflärt wurbe, 
erkannte ihn der Gerichtshof erfter Inſtanz bes vollbrachten Verbrechens 
der öffentlihen Gewaltthätigkeit nach $. 81, ftrafbar nach bem 
erften Straffate des $. 82, Dann des ebenfalls vollbrachten Verbrechens 
der ſchweren Törperlichen Befchädigung nach 8. 152 für ſchuldig, und ver 
bängte gegen ihn mit Anwendung bes $. 54 Kerker in der Dauer von 
vier Monaten. 


Ueber Berufung des Angeflagten wurde das Urtheil vom Ober: 
landesgerichte dahin abgeändert, daß berfelbe von dem Verbrechen ber 
schweren körperlichen Beichäbigung Tosgefprochen und ſchuldlos erfannt werbe, 
und nad) dem zweiten Straflate des 8. 82, jedoch ebenfalld wieder unter 
Anwendung des $. 54 mit ſchwerem Kerker in ber Dauer von brei 
Monaten zu beftrafen fei*). 

Ueber die vom Staatsanwalte Dagegen ergriffene Berufung erfloß 
unterm 27. März 1856 das Erfenntniß bed oberiten Gerichtshofes babin, 
daß B. des Verbrechens der öffentlichen Sewaltthätigfeit, verbunden mit 
bem Verbrechen der fchweren Eörperlichen Beſchädigung ſchuldig 
erfannt, in Betreff des Strafausmaßes aber das oberlandesgerichtliche 
Urtheil beftätiget werde, und zwar aus nachſtehenden Grünben: 


„Wenn glei) $. 82 auf das Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätig⸗ 
feit, falld e8 von einer Befchädigang ober Verwundung begleitet it, eine 
höhere Strafe fegt und mithin die mit öffentlicher Gewaltthätigkeit gepaarte 
Verwundung oder Beſchädigung bei dem Straffage zu berüdfichtigen anord⸗ 
net, fo liegt Doch hierin nicht die Abficht des Geſetzgebers, daß Jemand für 
eine itrafbare Handlung, welche durch die fie begleitenden Umſtände auch 
dann, wenn fle nicht mit einer anderen ftrafbaren Handlung zufammenfält, 
an und für fih zum Berbrechen wird (wie 3. B. im gegenwärtigen Falle 
die Schwere körperliche Befchädigung des Bahnmächters) für ſchuldlos erflärt 
werbe, weil er zugleich eine andere ftrafbare Handlung begangen hat. Denn 
dDiefe Annahme wird jchon durch die allgemeine Bezeichnung des $. 82: 
„Beihädigung oder Verwundung“ im ©egenfahe zu ber befonderen 
Bezeichnung des 8. 152: „ſchwere föürperlihe Beihädigung”, dann 


— 


) Iſt es aber mit den 88. 304 und 209 der Str. Pr. O. vereinbar, daß das 
Dberlandesgeruht, obfchon die Berufung nur von dem Befchuldigten ergriffen worden 
war, einen firengeren ald den von der erſten Inſtanz angemendeten Straffag für an- 
wendbar erflärte, und die Strafe ded Kerkers in ſchweren Kerker abänderte? 
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burch die befonderen Verfügungen der 88. 155 und 156 und bes $. 34 aus⸗ 
gefchloffen (Zeitfchrift für &. und R. J, Nr. 47) ”). 


Bedeutung des Wortes: Waffe. 


3. Der Wideritand war mit einer in zwei fpitige Zacken auslaufen- 
den Rabhaue von Eifen geleiitet worden. Das Oberlandesgericht, für deſſen 
Rechtsanficht fich auch der oberfte Gerichtshof mit E. vom 18. Juni 1856 
(G. 3. Nr. 119) erflärte, erfannte, daß der Widerſtand als ein mit einer 
Maffe geleifteter anzufehen fei. Denn bei der entfchiedenen Gefährlichkeit 
der Radhaue fei es zweifellos, daß fie als Waffe im eigentlichen Sinne 
des Wortes gebraucht werden koͤnne, und vom Angellagten wirklich als 
folde gebraucht worden fei, — der Umjtand aber, daß fie zunächit ein Werf- 
zeug frieblicher Arbeit und vom Angellagten auch nur zu dieſem Zwecke 
mitgenommen und anfänglich gebraucht wurde, fei unentjcheidend, weil vom 
Geſetze nicht gewürdiget. 

Ebenſo hatte auch die bei 8. 81 unter 6. angeführte E. vom 17. Oct. 
1855 angenommen, daß die Senfe, welche der Angeflagte zum Mähen bei 
fih Hatte, einer Waffe gleich zu achten fei. 


8. 83. 
Bierter Fall: Durch gewaltfamen Einfall in fremdeö unbeweglices Gut. 


1. Nicht darin beftebt das „bewaffnete” Eindringen, daß ber 
TIhäter eine Waffe zur Ueberwindung des feinem Eintritte ent- 


°) ©. gegen diefe Anfiht die Bemerkungen in Hye's Erläuterung ded Str. ©. 
L, ©. 469 und inmeinem Handbude des Strafrechted 1. 8.82, Nr. 3. — Nach der obigen 
Auffaffung würde die flattgefundene Befhädigung ſowohl den höheren Straffab für 
das Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit herbeiführen, als auch noch überdich 
dad Verbrechen der ſchweren körperlichen Beſchädigung begründen. Es müßte alfo ein 
und derfelbe Umftand und zwar ganz in der nämlichen Beziehung aufgefaßt, dem Zhäter 
sweimal in Rechnung gebracht werden, was ebenfo wenig mit allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
fügen, ald mit den in anderen Entſcheidungen niedergelegten Anfichten des hohen Gerichte» 
hofes im Einklange ftehen dürfte. — Diefe Folge wird zwar vermieden, wenn man mit 
dem erften Richter einerfeitd dad Verbrechen der ſchweren körperlichen Befhädigung ale 
vorhanden, andererjeitd aber eben deßhalb den höheren (zweiten) Straffab des $. 82, 
infoferne er nur durch die flattgefundene Beihädigung herbeigeführt werden fol, ale 
unanwendbar anfiebt. Allein dieß würde wieder die Anomalie nach fich ziehen, daß 
wegen der flattgefundenen Beſchädigung der höhere Straffap des 8. 82 geradedann 
nicht in Anwendung gebracht werden könnte, wenn die flattgefundene Beſchädigung eine 
ſchwere war, und daß unter diefer Boraugfegung höchftend auf Einjährigen ſchweren 
Kerker erfannt werden dürfte, was denn doch ein offenbarer Widerfpruch wäre. 


Wenn dagegen die Beſchädigung unter den erfchmerenden, in den 88. 155 und 
156 angeführten Berhältniffen verübt wurde, dann würde allerdings das Verbrechen der 
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gegenftehbenden Hinderniffes benüßt, fondern darin, daß ber Ein⸗ 
dringende mit ber Waffe in die gewaltfam eröffnete Wohnung 
fomme. 


Das Geſetz forbert nämlich zum Thatbeftande diefes Verbrechens nicht 
nur 1. die gewaltſame Hinwegräumung des dem Eintritte in die Wohnung 
entgegenftehenden Hinderniffes oder die Ueberwindung des Wiberftandes ber 
Bewohner, worin das „Eindringen“ befteht, ohne daß es hiebei darauf 
anfommt, auf welche Art und durch melde Werkzeuge diefe Gewaltthat 
bewerkitelliget wurbe, fondern auch 2. den wefentlichen Umſtand, baß ber 
Eindringende „bewaffnet” fei, was nur dann, wenn er mit ber Waffe in 
ber Wohnung erjcheint, nicht aber auch von bemjenigen behauptet werden 
Tann, welcher unbewaffnet in die gewaltiam eröffnete Wohnung eintritt. 


Der Ausdrud „bewaffnet eindringen” Tann offenbar nicht dahin 
verftanden werben, baß der Thäter die Waffe als Werkzeug zur Deffnung 
ber Wohnung gebraucde, weil man fonft zu dem irrigen Schluffe gelangen 
müßte, daß, falls er die verfperrte Wohnungsthüre mit dem Fuße eingeftoßen 
oder überhaupt mit Anwendung feiner Körperfraft eingebrüdt hätte, ber 
Thatbeitand des Verbrechens nicht vorhanden fei, wenn er num erft nad 
gewaltſam geöffneter Thüre eine Waffe zur Hand genommen hätte und damit 
in die Wohnung gedrungen wäre. 


Aber auch der Geiſt des Geſetzes beftätiget die Nichtigkeit der obigen 
Auslegung. Denn nur bie größere Gefahr, welche durch die Waffe für ben 
Bewohner entiteht, beftimmte ben Gefeßgeber, auch ben Einzelnen, ber 
bewaffnet eindringt, ebenfo als Verbrecher zu beftrafen, als 
wenn fih Mehrere zur VBerübung einer ſolchen That vereinigen. 
Diefer Grund bes Geſetzes ift aber offenbar nicht vorhanden, wenn ber 
Thäter irgend ein waffenähnliches Werkzeug nur zur Ueberwindung des jet- 
nem Eintritte in die Wohnung entgegenftehenden Hinderniffes benützt und 
fohin unbewaffnet in die Wohnung tritt, weil nun für den Bewohner keine 
durch die Waffe begründete Gefahr vorhanden ift, welche bier eben nur in 
ber Bewaffnung des Thäters, fo wie in dem eriten Kalle des Paragraphes 
in der Sammlung und Bereinigung mehrerer auch unbewaffneter Thäter 
gefunden werden Tann (E. vom 15. April 1852, ©. 3. Nr. 87)*). 


öffentlihen Gewaltthätigkeit mit jenem der ſchweren körperlichen Beſchädigung zuſam⸗ 
mentreffen, und die Strafe dem $. 34 gemäß nach dem auf das letztere gefeßten höheren 
Sape zu bemeffen fein (f. Hye a. a. D. S. 470, Kitfa in der G. 3. 1856, Ar, 104 und 
mein Handbuch a. a. D.) 


*) Der Angeklagte hatte in der Abficht, fih wegen eines ihm vermeintlich zuge. 
fügten Unrechtes an der B. Rache zu verfhaffen, die verfchloffene Zimmerthür derfelben 
mittelft einer Hade gewaltfam aufgefprengt, die Hade jedoch vor feinem Eintritte in 
feinem eigenen Zimmer zurüdgelaffen und fohin die B. körperlich mißhandelt. 
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2. Mit der E. vom 19. April 1854 (G. 3. Nr. 65) wurde bie Anficht 
als unrichtig erflärt, daß der Thatbeftand des im $. 83 bezeichneten Ver⸗ 
brechens dann nicht vorhanden fei, wenn mehrere gefammelte, jedoch 
unbewaffnete Leute in das Haus oder die Wohnung eines Anderen 
eindrangen, und daher ausgeiprochen, daß allerdings auch ſolche Leute das 
Subject ber zweiten Unterart diefes Verbrechens fein können. Die Gründe 
der Enticheidung waren nachſtehende: 

„Nichts berechtiget zu der Annahme oder Schlußfolgerung, daß das 
Geſetz dem ruhigen Befike irgend eines offen liegenden unbemohnten Grund⸗ 
ftüdes einen mehreren Schutz gewähren wollte, diefen Beſitz firenger zu 
fichern beabfichtiget habe als den ruhigen Beſitz eines mit Dem Grunde ver 
bundenen Haufes; vielmehr ift Dadurch, daß es im 8. 83 auch ſchon das 
Eindringen eines einzelnen Menfchen, wenn er bewaffnet in das Haus 
ober die Wohnung eines Andern eindringt und dafelbit Gewalt übt, als 
Berbrechen bezeichnet, deutlich zu erfennen gegeben, Daß das Geſetz Die haͤus⸗ 
liche Ruhe und Sicherheit nur noch ftrenger gewahrt willen will, als den 
ruhigen Beſitz eines unbewohnten Oruntes. Es fprechen ſowohl die Worte 
des $. 83, als die aus denſelben in ihrem Zufammenhange hervorleuchtende 
Abficht des Geſetzes dafür, daß, fo wie das Stören bes ruhigen Beſitzes 
von Grund und Boden überhaupt, durch einen gewaltfamen Einfall mit 
gefammelten mehreren Leuten, nicht minder ein folches Einfallen oder Ein- 
dringen in das einen Beſtandtheil des Grundes bildende Haus, das Ber- 
brechen der öffentlichen Gewaltthaͤtigkeit begründe" ”). 

Siehe über den Verſuch diefes Verbrechens die bei $. 8 unter 9. 
angeführte &. vom 26. Auguft 1853. 


i $. 85. 
Fünfter Fall: Durch boshafte Belhädigung fremden Eigenthumes. 


1. Jede Handlung, wodurd beabfichtiget wird, einem An- 
beren an feinem Eigenthume Schaden zugufügen, fchließt eine 
Bosheit in fich, und wird, wenn fie nicht ihrer Befchaffenheit nach unter 
den Begriff eines ‚der fchwereren, am fremden Gute verübten Berbrechen 
faͤllt, ſchon als eine boshafte Handlung an und für fich, je nach dem Bes 
trage bed Schadens als Verbrechen oder doch als Webertretung beftraft. Es 
ändert nichts an ber Sache, ob die Handlung aus Muthwillen ober im 


*) Siehe auch Waferin Haimerl's Magazin IH. Band, 5. 81. — Nebenher 
war der nämliche Srundfag fchon in der unter 1. angeführten E. v. 15. April 1852 und 
zwar in jener Stelle derjelben anerkannt worden, wo es heißt, daß „nur die größere 
Gefahr, weldhe durch die Waffe für die Bewohner entfteht, den Gefeßgeber beftimmte, 
auch den Einzelnen, der bewaffnet eindringt, ebenfo als Verbrecher zu beftrafen, 
ald wenn fi Dichrere zur Berübung einer folchen That vereinigen”. 

Her bſt, grundfägl. Entfheidungen. 5 
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Scherze verübt wurde. Denn auch ber Muthwille oder Scherz fteigert ſich 
oft bis zur Bosheit; es werben auch im Ausfluffe diefer Stimmungen unb 
Neigungen Bosheiten geübt, woburd jedoch nach 8.2 die Zurechnung ber 
Handlung in Bezug auf den böfen Vorſatz nicht ausgefchloffen ift (&. vom 
27. Februar 1852, ©. 3. Nr. 72)*). 

2. Eine bloß in Dem eigenen unbefchräntten Beſitzthume vorge» 
nommene Handlung, aus welcher für das Eigenthum eines Anderen ein 
Schade nur dann entitehen foll und kann, wenn Letzterer von ber getroffenen 
Vorkehrung vorhinein in Kenntniß gefebt, dennoch einen Eingriff in Das 
Beſitzthum macht, — wo alfo die Gefahr Schaben zu leiden, oder deſſen 
Vermeidung von ber in ber Willie des Anderen liegenden Handlung oder 
Unterlaoffung abhängt, ift Feine boshafte Befhädigung fremden Gu— 
te8 (E. vom 16. Zuni 1851, ©. 3. Nr. 156) *”). 

3. Das Recht, von den gepachteten Feldern die Nubungen, ſohin die 
Früchte des angebauten Getreides und Klees zu beziehen, macht einen Bes 
ftandtheil des Eigenthumes bes Pächter aus; durch das vom Eigenthü- 
mer bes Örundftüdes boshafter Weife geſchehene Abmähen ift daher 
von Seite des Lepteren das Verbrechen der öffentlichen Gemwaltthätigkeit 
begangen worden (E. vom 17. Jänner 1852, ©. 3. Wr. 45). 

4. Bei Berwerfung einer Nichtigfeitsbefchwerde am 25. November 
1852 ging der oberfte Gerichtshof von dem Begriffe der Bosheit aus, daß 
darunter eine Handlung zu verſtehen fei, die aus Neigung Schaden zu thun, 
unternommen wird (©. 3. Nr. 1853, Nr. 27). 

5. Eine Befchädigung fremden Gigenthumes Hört deßwegen nicht auf 
eine boshafte zu fein, wenn fie auch zur eigenmächtigen Durchſetzung 
eines vermeintlichen Nechtes verübt worden iſt (E. vom 28. Jänner 
1853, ©. 3. Nr. 51). 


*) Die Angeklagten waren geftändig, die Firmatafel eined Kaufmannes in der 
Nacht herabgeriffen, fortgetragen und in das Wafler geworfen zu haben, jedoch mit 
dem Beifügen, daß ed niht aus Bosheit, fondern aus Leihtfinn geſchehen fei. 
Der Berufungsrichter erfannte an, daß fie dadurch fremdes Gut abfihtlich befchä- 
diget haben, erklärte fie jedoch nicht der boshaften, fondern einer muthwilligen 
Beſchädigung fremden Eigenthumes fchuldig. 

**) Der Ungellagte batte nämlich mit Gift vermengte Maffen in den ihm eigen- 
thümlichen Weidepläßen in der Abſicht umber legen laffen, damit das Vieh der benach⸗ 
barten Grundbefiger, die fih darin des Weiderechted anmaßen, Schaden Icide und 
legtere dadurch abgehalten werden, ihr Vieh auf feinem Grunde weiden zu laffen. — 
Hebrigend nahm der oberfte Gerichtähof an, der Angeklagte habe leicht einfehen kön⸗ 
nen, daß dur das Gift, von welchem vorausfichtlich Kühe genießen werden, deren 
Milh und Fleifh den Menfchen zur Nahrung dient, aud die körperliche Sicherheit 
von Perfonen in hohem Maße gefährdet werden konnte, — und erklärte daher den. 
felben einer Mebertretung gegen die körperliche Sicherheit nach 8. 183 UI. Thls. des 
Str. ©. (jet $. 431) ſchuldig. 
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8. 93. 


Neunter Fall: Durch nubefngte Einſchräukung ber perſönlichen Freiheit eines 
Menſchen. 


1. Weder in dem Wortlaute noch in dem Geiſte des Geſetzes ſindet 
bie Behauptung eine Stüße, es ſei zum Thatbeſtande dieſes Verbrechens 
eine wirkliche gewaltthätige Handanlegung oder eine gefährliche 
Drohung erforderlich oder nothwendig, daß fich der Thäter eine Dem 
Staate zuftehende Strafs oder Polizeigewalt anmaße (E. vom 
16. Sänner 1852, ©. 3. Nr. 41). 

2. Unter dem im Geſetze gebrauchten Ausdrude: „ſchädlicher oder 
gefährliher Menſch“ Tann offenbar nur ein folcher Dienfch verftanden 
werben, deſſen Schäblichleit oder Gefährlichkeit für das gemeine Weſen oder 
auch nur für einzelne Perfonen derart augenfällig tft, daß mit Grund voraus- 
gelebt werben kann, es würde fich auch die Sicherheitöbehörde, wenn fie zur 
Hand wäre, beftimmt finden, bdenfelben zum Scube der gemeinen ober 
Privatficherbeit anhalten und in Gewahrfan nehmen zu laflen; — nicht 
aber ein Menfch, deflen unrechtes Thun und fomit feine Schädlichkeit oder 
Gefährlichkeit fich erit aus der Prüfung, Entwirrung und Entſcheidung 
complicirter privatrechtlicher Verhältniffe, nur gegenüber einzelnen Perfonen, 
die fich in ihren Rechten verlebt halten, herausſtellen fol (E. vom 8. Mai 
1855, ©. 3. Nr. 76). 

3. Der Angeflagte hatte feine Gattin in einem Zeitraume von etwa 
zwei Jahren, einmal durch einen Nachmittag auf zwei oder britthalb Stun- 
den in einem Wohnzimmer, worin Brot und Wein ftand, — einmal eben 
bort, wo aber ein Bett befindlich war, durch die Nacht, — das dritte Mal 
bei Tag auf dreiviertel Stunden und endlich auf eine halbe Stunde in dem⸗ 
felben Zimmer eingefpertt. 

Der oberfte Gerichtshof fand darin nicht den Thatbeitand des obigen 
Verbrechens, und zwar „in Erwägung, daß nach der Faſſung und dem Geifte 
des Strafgefeßes die Anmaßung einer nicht zuftehenden Gewalt und 
die Abficht, die perfönliche Kreiheit eines Menſchen einzufchränfen, voraus- 
gefeßt werbe, deffen Willensthätigfeit man zu befchränfen nicht 
befugt tft, wobei vorzugsweife Die gefängliche Verfchließung, fei es zur 
Prävention oder Strafe, im Auge gehalten wurde, fo wie in Erwägung, 
daß die Ehegattin nach den 88. 91 und 92 und insbefondere nach 8. 175 
bes a. 6. G. B. „in Rüdficht ihrer Verfon unter die Gewalt des Mannes 
komme“ und ihm in feinen Wohnfit zu folgen verpflichtet fei, daß baber 
in ber Behinderung ihrer Entweichung vom Haufe, welde, fo wie 
bie Beforgniß, „daß fie Alles vertrage" vom Angellagten als Grund ber 
Streitigkeiten, jo wie jener Vorfälle angegeben wird, durch jo vorübergehende 
Berfperrung für Turze Zeiträume im eigenen Wohnzimmer, eine unbe- 
fugte Ginfchränfung ber perfönlichen Freiheit einer Perfon, über welche 

5" 
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dem Beichuldigten vermöge der Geſetze keine Gewalt zuftand, nicht zu erfen- 
nen fei, obſchon fie übrigens durch Meberfchrettungen in ber Dauer und Art 
ber Berfchließung, fowie die häusliche Zucht überhaupt (88. 413 und 419), 
allerdings in ein Verbrechen ausarten könne (E. vom 28. Mai 1856, ©. 
3. Nr. 89). 


8. 96. 
Eilfter Fall: Durch Entflihrung. 


1. Die erwiefenen Thatſachen: — daß der Angeflagte Zufammentünfte 
mit dem Mädchen hatte, ihre Klagen anhörte, ihr Hilfeleiftung auficherte, 
und felbe auch ſchon durch Uebernahme ihrer Ausftattung Teiftete, He dadurch 
zu der von ihr allein und ohne Begleitung vorgenommenen Entfernung aus 
dem elterlichen Hanfe beitimmte, fie unmittelbar nach dieſer in ein Tange 
vorbereitetes Locale unterbrachte, mit Geld verforgte, und mit ihr Unzucht 
trieb — find ald Entführung anzufeben, wenn gleich die Wegführung 
aus dem väterlihen Haufe und die Heberbringung an den verabredeten 
Zufammenkunftsort weder durch ben Entführer, noch durch einen Beſtellten 
beöfelben gefchbehen mar. Man würde nämlich fonit zu der abfurden Be- 
bauptung kommen, daß die Entführung einer einmilligenden Perfon nur dann 
Verbrechen fei, wenn diefe Einwilligung nicht in felbititändiger Thätigkeit 
ber Entführten, fondern bloß durch ein Sefchehenlaffen fich fundgibt, und 
wenn ber Entführer allein die örtliche Kortfchaffing ber zu Entführen- 
den vollbringt, und daß fomit jede Selbftbewegung der Entführten 
das Verbrechen ausſchließe; — 

2. Das gefegliche Dioment der Lift Tiegt wohl genügend in jenen mehr 
erwähnten, hinter dem Rüden der Eltern ausgeführten Handlungen, 
welche beftimmend auf die Entführte wirkten und die Möglichkeit ihrer Ent- 
fernung vorbereiteten; — 

3. Es kann nicht bezweifelt werben, daß die Entführte im Safthaufe 
in bem von dem Angeflagten für fich gemietheten Zimmer, als junges, un- 
erfabrenes Geſchoͤpf auf feine Rathſchläge und Unterftübung angewiefen, in 
einer Lage fich befand, wo fie in der „Gewalt“ des Entführers in jenem 
Sinne war, welcher von den Griminalsechtölehrern zum Begriffe der Ent- 
führung gefordert wird *), während von einer weiteren, etwa bis zu bem 


*) So erllärt Jenull in feiner Abhandlung über das Verbrechen der Entfüh- 
rung (Zeitſchrift 1828, I. Band, S. 1—30) nad einer ausführlichen Entwidiung 
aus dem Geſetze und dem Sprachgebraudhe: „Entführen heißt, eine Perfon ihrem 
„bisherigen freien oder doch ihr gefeplich angewiefenen Wirkungékreiſe rechtswidrig 
entziehen, dur Meberbringung von dem Orte beöfelben an einen andern, in der 
„Abfiht, fie der Schaltung des Entführerd oder desjenigen, zu deffen Bunften die 
„Entführung gefhieht, zu unterwerfen, in foferne zur Ausübung der That Liſt 
„oder Gewalt gebrauht wird”. 
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Verbrechen ber öffentlichen Gewaltthaͤtigkeit durch Einſchraͤnkung ber perfün« 
lichen Kreiheit gehenden ®ewalt bei einer Entführung mit Willen und Ver⸗ 
abredung der Entführten wohl feine Rede fein kann (E. vom 26. Auguft 
1852, ©. 3. Nr. 140). 

4. Es ift fein ®rund, das Geſetz anders als in feinem grammatica- 
liſchen Sinne auszulegen, oder von bemfelben eine Ausnahme zu Gunſten 
ber unehelichen Mutter bezüglich ihres in fremder VBerforgung 
befindlichen und aus biefer von ihr entführten unehelichen Kin- 
des zu machen; ba ber natürlichen Mutter über ihr uneheliches Kind gar 
feine Gewalt zufommt (E. vom 11. November 1852, ©. 3. 1853, Nr. 23)”). 


Dagegen wurde aber in einem Kalle, wo die uneheliche Mutter 
ihr Kind den Pflegeeltern, denen es von der Findelanftalt über- 
geben worden war, entführt hatte, das Verbrechen der öffentlichen Ge⸗ 
waltthätigteit nach 8. 96 nicht ald vorhanden angenommen und zwar aus 
nachſtehenden Gründen: 

„Diefer Fall ift von dem am 11. November 1852 entfchiedenen (dem 
eben angeführten) wejentlich verfchieden. Denn dort war das Kind ber un- 
ehelichen Mutter wegen verwahrlofter Erziehung gerichtlich abges 
nommen und der ®roßmutter biß zur andbermweitigen Unterbrin» 
gung einftweilen in Die Obforge gegeben. Die Mutter hatte daher 
fein Dispofitionsrecht über ihr Kind mehr, die Großmutter mar die einft- 
weilige DVerforgerin; die gegen biefe und zur DBereitlung des gerichtlichen 
Auftrages unternommene gewalttbätige Handlung hatte alfo alle Merkmale 
des 8.96 an fih. — Im gegenwärtigen Falle konnte die Obforgerin nicht 
mehr Rechte gegen die uneheliche Mutter und deren Kind baben, als bie 
Findelanitalt felbft. Die Mutter konnte aber ihr Kind, das fie freiwillig 
und ohne Verzicht auf die Rüdnahme in die Findelanftalt brachte, von 
diefer zurüdnehmen und letztere konnte die Rückſtellung nicht verweigern, da 
das Kind nicht in Folge gerichtlichen Auftrages in die Anftalt gekom⸗ 
men war. Damit hätte auch die Vormundſchaft des Findelhaus⸗Verwalters 
über das Kind von felbft und in Folge des Willens der Mutter aufgehört 
und dem Kinde ein anderer Bormund beftellt werden müflen; biefer aber 
der Mutter nach 88. 168 und 169 des ab. G. B. ohne befondere 


*) Die den Angeklagten Joſefa D. und Anton B. zur Laft gelegte Handlung 
beftand darin, daß fie den eilfjährigen, unchelichen Sohn der Ungellagten D., welcher 
wegen der von ihr vernakhläffigten Erziehung durch gerichtliche Der- 
fügung ihr entzogen und ihrer Mutter Clara €. in die Pflege übergeben wurde, 
auf eine gewaltfame Weife aus der Wohnung diefer leßteren entführten. — Der 
oberfte Gerichtshof erfannte, daß diefe That alle Merkmale des Verbrechens der 
öffentlihen Gewaltthätigfeit durh Entführung nah $. 96 enthalte, während 
fie das Landeögeriht nur als Mebertretung gegen die öffentliche Sittlichfeit nad 
5. 525 erklärt hatte. 
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Gründe und ohne gerichtliche Entſcheidung bie eigene Erziehung und 
Verpflegung des Kindes nicht verwehren können. Dieb muß wohl auch von 
dem interimiftifchen Vormunde in ber Perfon des Findelhaus⸗Verwalters 
gelten, und es kann eine aus Bertragsverhältnifien hervorgehende Verfügung 
des Findelhauſes als Humanttätsanftalt, mit einer ähnlichen einer Gerichts⸗ 
behörde nicht als auf gleicher Linie ſtehend, es muß daher der Pflegevertrag 
mit der Obforgerin wohl auch als im Namen der Mutter abgeichloffen an- 
geliehen werden. — Der vorliegende Fall paßt fomit nicht unter bie Beftim- 
mung des 8.96, der nach dem Wortlaute und nach feinem Geiſte vorausfekt, 
baß der Thäter ganz unberechtiget war“ (E. vom 13. September 1854, 
©. 3. Wr. 143). 

5. Die Gewalt im Sinne des $. 96 muß gegen bie entführte Perfon 
ſelbſt, oder gegen eine folche, deren Aufficht das Kind anvertraut ift, oder 
gegen andere, auf eine dem Thäter erfennbare Weife damit beauftragte Per 
fonen ausgeübt worben fein (E. vom 14. Juni 1854, ©. 3. Nr. 88) *). 


§. 98. 
Zwölfter Fall: Durch Erpreſſung. 


1. Wenn die Drohung dem Bedrohten irgend eine Beſorgniß wirklich 
nicht eingeflößt hat, jo war fie nach ben ſpeciellen Verhältniſſen des Falles 
auch an und für fih nicht geeignet, bem Bedrohten, um ben es fich allein 
handelt, gegründete Beforgniß einzuflößen. 

Es ift Daher nicht richtig, daß das Geſetz es als nicht entfcheidend hin» 
ftelle, ob die Drohung (einen Erfolg gehabt hat oder nicht, nämlich) dem Be⸗ 
drohten Beſorgniß eingeflößt hat oder nicht. Denn die Eignung ober Nicht- 
eignung der Drohung zur Einflöfung einer Beforgniß tft im $. 98 eben nur 
von dem Eindrude abhängig gemacht, den fie auf den Bebrohten zu üben ver- 
mochte, fofern fich deſſen geäußeste Beforgniß nicht offenbar als ungegrünbet 
heraugjtellt (E. vom 26. April 1854, ©. 3. Nr. 65). 


2. Die Behauptung, daß bei diefem Verbrechen bie Zufügung eines bem 
Gelde nach ermittelbaren Schadens erfordert werbe, wird burch ben Wortlaut 
des $. 98 wiberlegt; auch wird es im $. 100 nur als erfhwerender Um— 
ftand angeführt, wenn die angebrohte Befchädigung den Betrag von taufend 


*) B. war angeflagt, feine uncheliche adhtjährige Tochter von der Behaufung 
der Eheleute H., denen dad Kind von dem Bormunde in die Obforge übergeben war, 
entführt und gegen den dawider eingefchrittenen N. Gewalt angewendet zu haben; — 
er hatte jedoch nicht gewußt, daß lehterer, der ihm, ſchon ziemlich entfernt vom Haufe 
auf feinem Wege mit dem Kinde, mit der Aufforderung entgegengetreten war, zu 
warten, bis die Frau nachkomme, und an dem er fofort Gewalt übte, von der Ber- 
forgerin des Kindes zu feiner Verfolgung aufgefordert war, weßhalb ihm N. vielmehr 
ald ein unberufener Eindringling erfchien. 
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Gulden, oder ber Schade, ber aus ber zu erzwingenden 2eiftung, Duldung 
ober Unterlaffung hervorgehen würbe, ben Betrag von breihundert Gulden 
überfteigt, was fich offenbar nur auf jene Drohungen bezieht, welche Eigen⸗ 
thumsbeſchaͤdigungen betreffen (E. vom 16. Auguft 1854, Magazin XI. Band 
©. 243) *). 

3.9. hatte die R. angepadt und niedergemworfen, um fie wider ihren 
Willen zu außerehelihem Beifchlafe zu gebrauchen; es wurbe jeboch 
angenommen, daß er nicht wegen Unvermögenheit von Ausübung feines Vor⸗ 
habens abgeftanden fei. Er wurde daher nicht der verfuchten Nothzucht, ſon⸗ 
bern nur ber Mebertretung gegen bie körperliche Sicherheit nach $. 431 ſchuldig 
erflärt. Dagegen wurde von der Staatsanwaltfchaft die Nichtigleitshefchwerbe, 
und zwar aus bem Grunde ergriffen, weil H. der R. unftreitig wirklich ®es 
walt angethan habe, um fie zu einer Duldung zu zwingen unb 
weil ex daher, wenn hierin nicht das fchwerer verpönte Verbrechen der Noth⸗ 
zucht erkannt wurde, jedenfalls des im 8. 98 lit. a bezeichneten Verbrechend 
ber öffentlichen Gewaltthätigkeit Durch Erpreffung ſchuldig zu erfennen mar. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf jedoch die Nichtigfeitsbefchwerbe aus 
nachftebenden Gründen: Wenn fih durch die Verhandlung herausgeftellt 
hätte, daß der Angeklagte Durch die Gewaltanwendung nicht Die Geftattung 
bes außerehelichen Beiſchlafes, fondern eine andere Duldung bezweckt habe, 
fo wäre wohl feine That unter bie Beitimmung bed 8. 98 zu ſubſumiren gewe⸗ 
ſen *’). Da er jedoch den Vollzug des außerehelichen Beifchlafes beabfichtigte, 
fo kann feine That nicht als das Verbrechen ber öffentlichen Gewaltthaͤtigkeit 
busch Erprefiung nach 8. 98 Hit. a erflärt werden, weil eine in der Abflcht, den 
außerehelichen Beifchlaf zu vollziehen, unternommene Gewaltanwendung nicht 
biefes, fondern nad) 8. 125 das Verbrechen der Nothzucht bildet (E. vom 
28. December 1854, ©. 3. 1855, Nr. 34). 


) Ein berrfhaftlicher Nevierjäger hatte gegen den in feinem Reviere betre⸗ 
tenen D. mit in der linken Hand gehaltenem Doppelgewehre, wovon ber eine Lauf 
geladen war, während ſich in dem zweiten, ungeladenen der Ladftod befand, die Dro⸗ 
hung vorgebraht, daß er Luft habe, ihn zu durchbohren, wenn er nicht den Ort 
anzeige, wo er die Schlingen legte, und hatte dann, ald D. ſich hiezu nicht bequemen 
wollte, die weitere Drohung beigefügt, daß er ihn mit dem aufgehobenen Steine vor 
den Kopf fihlagen werde, wenn er diefed Geftändniß nicht leifte. 

*) Das Verbrechen der öffentlichen Gemwaltthätigfeit durch Erpreffung ift naͤm⸗ 
ih nah $. 98 lit. a fchon vollbracht, wenn in der verbreherifchen Abficht einer 
Berfon wirklih Gewalt angethan wurde, und ed ift dazu die Erreichung diefer Abficht 
nicht erforderlih. Der Ihäter kann daher das vollbrachte Verbrechen nicht mehr flraf- 
[08 machen, wenn er auch von der weiteren Durchführung feiner Abfiht freiwillig 
abdgeftanden if. — Das Verbrechen der Nothzucht dagegen wird nicht ſchon durch die 
audgeübte Gewaltthätigkeit, fondern erfi dann vollbracht, wenn wirklich der außer 
ebeliche Beifchlaf ftattgefunden hat. 
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4. Der Umftand, daß im Briefe nur für den Fall, wenn den darin geftell- 
ten Anforderungen nicht entiprochen werden follte, mit Brandlegung gedroht 
wurde, ift für ben Beftand des Verbrechens von feiner Bedeutung, da es in ber 
Natur besfelben liegt, eine Leitung buch Drohungen zu erprefien. Eben fo ift 
ed von feinem Belange, daß die Brandlegung erſt auf einen längeren Zeit 
raum (nämlich nach der Ernte) angebroht wurde, dba gerabe hiedurch ber 
Schade als weit empfindlicher erfchien, und das Verbrechen dadurch nicht 
behoben wird, daß ber Bebrohte in der Zwiſchenzeit die geeigneten Vorſichts⸗ 
maßregeln treffen kann, um die Realifirung des angebrohten Uebels zu verhin- 
dern (E. vom 31. Jänner 1855, ©. 3. Nr. 51). 


Unterfchied zwiſchen Erprefiung und Raub. 


5. 8. erſchien im Auftrage feines Vaters in der Wohnung des R., um 
eine Forderung einzucaffiren. R. verlangte den Schuldfchein, und da R. fich 
weigerte, die Urkunde vor bem Empfange bes Gelbes zu übergeben, und ben 
Schuldner aufforderte, fich mit ihm zu einer dritten Perfon zu verfügen, mo 
die Zahlung und die Zurüdftellung des Scheines geſchehen follte, warf R. ben 
K. zu Boden mit den Worten: „Berfluchter Kerl! wirft bu den Schuldfchein 
hergeben?" wuͤrgte ihn und febte ihm den Fuß auf die Bruſt. Während dem 
fuchte das Weib des R., von ihm herbeigerufen, in ben Kleidern bes K. nach 
dem Schuldfcheine, ohne ihn zu finden, und als nun ihr Gatte fie aufforderte, 
„das Gewehr zu nehmen, und den K. zu erſchießen“, ergriff fie das in ber 
Feniterecde Ichnende Gewehr und febte es dem K. auf die Bruft, welcher fo 
geängitiget endlich den auf dem Leibe verwahrten Schuldfchein hervorgog und 
von ſich wegwarf. 

Der oberſte Gerichtshof erklärte ans nachitehenden Gründen bie That 
nicht als das Verbrechen des Raubes, fordern als jenes der difentlichen Ge⸗ 
waltthätigfeit Durch Erpreffung: „Sowohl der allgemeine Sprachgebrauch als 
auch der Sinn der 88. 190 und 196 fegen beim Raube voraus, daß ber Thäter 
aus Gewinnſucht handle, daß er zur gewaltfamen Wegnahme einer fremben 
beweglichen Sache geradezu durch die Rüdficht auf den ihr immanenten abſo⸗ 
Iuten Werth beitimmt worden ſei. Allein nicht darauf war die Abficht des An⸗ 
geklagten gerichtet, welcher mit feiner That offenbar nichts anderes bezweckte, 
als die Entziehung des von feinem Gläubiger befeffenen fehriftlichen Beweis- 
mittel8 der Korderung. Daher erfannte das Oberlandesgericht mit Recht, daß 
die That die Merkmale des Raubes nicht habe, ſondern vielmehr unter $. 98 
lit, a zu fubfumiren fei, als eine vom Angellagten gegen 8. zu dem Ende 
ausgeübte Gewalt, um denfelben zu einer Leiſtung, d. i. zur Herausgabe der 
Schuldurkunde zu zwingen” (E. vom 18. November 1856, ©. 3. 1857, Nr. 7). 

6. Zemand hatte von den Bewohnern eines iſolirten Haufes durch 
Drohungen Geld erpreßt. Er gab nämlich vor, einer berüchtigten Räuberbanbe 
anzugehören, bie fich in der Nähe befinde, und drohte, er werbe in ber nächften 
Nacht mit feinen Gefährten wiederfommen, wenn man ihm nicht Geld gebe. 
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Der oberfie Gerichtshof fand hierin übereinftimmendb mit bem Ober- 
Iandesgerichte und unter Berufung auf bie Entfcheibungsgründe des letzteren 
ben Thatbeſtand ber öffentlichen Gewaltthätigkeit Durch Erpreffung, nicht jenen 
bes Raubes (E. vom 17. Februar 1857, G. 3. Nr. 68) *). 


8. 99. 
Dreizehuter Fall: Durch gefährlihe Drohung. 


I. Enifheidungen in Betreff der Stage, was dann Hechtens fei, wenn es nicht 
bei der Drohung geblieben, fondern das (wirklich oder ſcheinbar) angedrohte Uebel 
felbft in Vollzug gefebt worden if **). 


a) Wenn nur eine verlegende Handlung felbft, obfhon in 
ber Abficht, den Berlegten zu fchreden, ihn in FZurcht und Unrube 
zu verfeßen unternommen, Damit aber nicht zugleich der Entfchluß, 
ihm fünftig ein weiteres Nebel zugufügen ausgedrüdt, und nicht 
gegründete Beforgniß vor folchem weiteren Uebel einzuflößen 
gefucht wurde, fo fann nicht das Verbrechen ber öffentlihen Ge— 
waltthätigfeit durch gefährlihe Drohung, fondern nur jene ftraf- 
bare Handlung zugerechnet werden, welche durch Die zugefügte 
Verletzung felbft begründet wurbe. 


Der Angeflagte hatte Abends in gereizter Gemüthsſtimmung fein mit 
Hafenfchrotten fcharf geladbenes Gewehr von der Schwelle feines Zimmers 


*) Die Entfheidungsgründe des Oberlandedgerichted gingen von folgender 
Betrachtung aus: In foferne nach dem Strafgeſetze Drohungen auch zum Raube 
genügen, jei der Thatbeftand diefed Verbrechens jenem der Erpreffung zwar ahnlich, 
aber nicht mit ihm identiſch; der Unterfchieb liege eben in der vom Gefepe hervor⸗ 
gehobenen verfihiedenen Belchaffenheit der gebrauchten Drohung. Beim Berbrechen 
des Raubes erhebe fich dieſelbe Bid zur Bedeutung einer dem Bedrohten „angethanen 
Gewalt” ($. 190), wogegen zum Verbrechen der Erpreffung hinreihe, daß die Dro- 
hung „geeignet fei, dem Bedrohten gegründete Beforgniffe einzuflößen?. Der Räuber 
drohe mit Zufügung eined Webeld, welches der Weigerung, die geforderte Sache heraus 
zu geben, auf dem Fuße zu folgen habe; der Bedrohte, außer Stand feine Freiheit 
der Willendbeftimmung anders ald durch augenblidliche Gewalt zu behaupten, werde 
hier in der That vergewaltiget. Anders verhalte ed fich bei der Erpreffung, wo das 
angedrohte Uebel zeitlich ferner liege, und deßhalb die Drohung nicht gleichfam bie 
Sinne ded Bedrohten gefangen nehme, fondern zunächſt auf fein Denkvermögen wire, 
der Erwägung Raum laffe und ihn auf dem Wege des Nachdenkens beftimmen folle, 
zwoifchen beiden Uebeln — dem angedrohten und der begehrten Leiftung — das Leptere 
als das kleinere zu wählen. 


») Bergl. meinen Auffaß: Zur Lehre von dem Verbrechen der öffentlichen 
Sewaltthätigkeit durch gefährliche Drohung, in der Zeitfchrift für Geſetzkunde und 
Rechtspflege L Nr. 19, 
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aus über das nur 10%, Schub breite Vorhaus auf die fchräg gegenüber 
ſtehende, 6 Schuh höher gelegene Wohnungsthür feines Vaters in ber 
Abficht abgefeuert, „benfelben zu ſchreckken“; — es war jeboch Fein 
Grund zu der Annahme vorhanden, daß in biefer Handlung bie Androhung 
eines noch fommenben Uebels für den Vater gelegen fei, ober biefelbe 
dem Lebteren zu einer gegründeten Beforgniß für bie Zukunft Anlaß 
gegeben habe. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte num gegen bie Anficht der Berufungs- 
inftanz, daß in biefem Sachverhalte jene Merkmale nicht enthalten feien, 
welche nach dem Wortlaute und Geiſte des Geſetzes zum Thatbeſtande bes 
Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit durch gefährliche Drohung 
erfordert werben (E. vom 23. März 1853, ©. 3. Nr. 44). Dieß wurbe moti- 
virt, wie folgt: 

„Unter Drohung kann nach dem Sprachgebrauche und im Sinne des 
Geſetzes nur der Ausbrud, bie Kundgebung ber Abficht Jemand 
eines ber im Geſetze angeführten Uebel zufügen zu wollen, ver- 
ftanden werben.“ 

„Es tft nach dem Geſetze gleichgiltig,, ob eine folche Drohung mündlich 
oder fchriftlich, mittelbar oder unmittelbar oder auf eine andere Art, wie burch 
Geberden, Bormeifung gefährlicher Waffen, Drohen mit geballter Fauſt u. del. 
mit oder ohne Angabe feines Namens gefchieht; fobald aber das Uebel 
felbft hervorgebracht oder deſſen Hervorbringung verfucht wurbe, 
kann von einer Drobung nicht mehr Die Rede fein." 

„Wenn der $. 98, auf welchen fich der $. 99 bezieht, fagt, daß die Dro- 
bung mündlich oder fchriftlich, mittelbar oder unmittelbar oder auf eine andere 
Art geichehen könne, fo tft Damit nur gejagt, daß die Drohung nicht nur mit 
Mort oder Schrift, fondern auch burcy Handlungen, Mienen, Geberden, felbft 
durch bildliche Darftellungen geſchehen könne, aber auch diefe Art ſetzt voraus, 
daß die Hanblung, 3. B. durch Drohen mit geballter Fauft, mit einem Knittel, 
das Anlegen einer Flinte bloß den Entfchluß, die Abficht ausdrüde, den Be⸗ 
drohten an Körper, Kreiheit, Ehre oder Eigenthum zu verlegen, weil, wenn 
bie Handlung in wirklicher oder verfuchter Berlehung bes 
Andern beftebt, von einer bloßen Bedrohung wohl keine Rebe 
fein kann.“ 

„Es kommt nun nicht vor, daß der Angeklagte feinen Vater auf irgend 
eine ber oben erwähnten Arten mit einer Verletzung bedrohte; indem er aber 
fein Gewehr in folcher Nähe auf die Wohnungsthüre desfelben abfeuerte, Hat 
er wohl das Leben und die förperliche Sicherheit feines Vaters, deſſen Anwe⸗ 
fenheit in ber Stube ihm befannt war, gefährbet, er Hat ihm jedoch nicht mit 
einer folchen Verlegung bedroht. — Wenn er daher auch nur die Abficht 
hatte, feinen Vater zu ſchrecken, jo nimmt deßhalb die That den Charakter des 
im $. 99 bezeichneten Verbrechens nicht an, weil die Abficht, einzelne 
Berfonen in Furcht und Unruhe zu verſetzen, zum Thatbeftande 
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dieſes Verbrechens nicht genügt. ſondern zu feinem Weſen noth— 
wendig auch eine gefährliche Drohung erfordert wird’). 


b) Die Zurehnung des Verbrechens der öffentlichen Gewalt⸗ 
thätigkeit burch gefährliche Drohung entfällt, wenn zwar wirklich 
eine Drohung ftattfanb, biefelbe aber fofort, und zwar auf folde 
. Art in Vollzug gefebt wurde, daß Feine Beforgniß vor weiterer 
Berlepung mehr zurücklieb. 


Diefe Auffaffung liegt zwei vom oberſten Gerichtshofe gefällten Ent- 
fiheibungen zu Grunde. Die erfte, am 9. Auguft 1854 ergangene betraf einen 
Fall, wo der Angeflagte einem Wirthe, der ihm Bier zu verabfolgen verwei- 
gerte, drohte, baß er ihm einen über fünfzig Gulden beiragenden Schaben 
verurfachen werde und fofort in der That, Släfer, Leuchter und einen Krug 
zerfchlug. Die Oründe der oberftrichterlichen Entſcheidung fprechen fich hierüber 
folgendermaßen aus: „Wenn mit einer That gedroht, und diefelbe 
unter Einem gefeht und ausgeführt wird, fo Tann nicht mehr bie 
Androhung für fich allein, ſondern nur bie ausgeübte That ſelbſt 
in Betracht genommen und zugerechnet werden. — Das Landesgericht 
hat daher mit allem Rechte nicht die von dem Angeklagten gegen Sch. ausge- 
ſtoßene Drohung der Beichädigung feines Eigenthumes, fondern nur bie 
unter Einem verübte Befchädigung felbft in Erwägung gezogen, welche, da ber 
angerichtete Schade nur jech8 Gulden betrug, fein Berbrechen, ſondern nur die 
im $. 468 bezeichnete Uebertretung begründet” (G. 3. 1854, Nr. 123). 

Hoch viel wichtiger ift die zweite am 21. November 1854 erflofjene 
Entſcheidung. Durch Diefelbe wurde das auf entgegengefehter Anficht berubende 
Iandesgerichtliche Urtheil aufgehoben; es war daher Anlaß zu einer eingehen- 
ben und erjchöpfenden Grörterung der zweifelhaften Rechtsfrage geboten. 
Dazu erfchien aber auch der zur Entfcheidung vorliegende Fall um fo mehr 
geeignet, weil er in factifcher Beziehung fehr einfach und ber Thatbeitand 
nicht beitritten war. Die Entjcheidungsgründe lauten, wie folgt: 

„Die beiden Untergerichte haben als erwieſen angenommen, baß ber 
Angellagte auf freien Belde gegen den Sp. die Drohung außftieß: „Wenn bu 
nicht gebt, erfchieße ich Dich!" — fein Gewehr zu gleicher Zeit in einer 
Entfernung von 120 Schritten auf ihn abfeuerte und ihn am rechten Arme 
mit zwei Hafenfchrotten Leicht vermunbete, — und Daß er babei bie Abficht 
hatte, den Sp. in Furcht und Unruhe zu verfeßen. Sol biefe That 
als das Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit durch gefährliche Dro« 
hung im Sinne des $. 99 erkannt werben, fo muß e8 bei der Drohung 


— —— — un 


”) Der Angellagte wurde übrigend, da er einerfeitd die mit feiner Handlung 
verbundene nahe und große Gefahr leicht einfehen und erkennen mußte, andererfeitd 
aber. ein wirklicher Schade aus derfelben nicht entftanden war, der Webertretung gegen 
die körperliche Sicherheit nach 8. 431 fchuldig erklärt. 
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geblieben und diefe nicht in Ausübung gebracht, das gebrohte Webel nicht 
wirklich zugefügt worden fein.“ 

„Wer Jemanden mit einer Verlegung an Körper, Freiheit, Ehre ober 
Gigenthum, wenn auch auf eliie zur Erregung gegründeter Beforgniffe geeig- 
nete Art bedroht, zugleich aber feine Drohung in's Wert jest, den 
Bedrobten wirflih an feinem Körper, an feinem Eigenthume 
verlegt, kann nicht wohl einer zweifachen ftrafbaren Handlung, der Dro- 
hung und der Zufügung des angedrohten Uebels, fehuldig erfannt 
werden, weil die Drohung nur bie geäußerte Abficht tft, Das ange- 
drohte Uebel Hervorzubringen und burch ihre Verwirklichung eine 
Drohung zu fein aufhört. Denn die Drohung iſt eben wegen ber Unge- 
wißheit ihrer Verwirflichung und des Umfanges und ber Größe bes ange 
drohten und zu beforgenden Uebel geeignet, jene gegründeten Beforgnifle, 
Furcht, Schreien und Unruhe hervorzubringen, die zum objectiven und fub- 
jectiven Thatbeftande des Verbrechens bes 8. 99 erfordert werben. — Wird 
baber die Drohung gleichzeitig durch die That felbft in Ausführung 
gebracht, fo kann nur das wirklich zugefügte Uebel, nämlich die wirkliche 
Verletzung des Körpers, bes Eigenthumes u. dgl. Gegenſtand ber richterlichen 
Beurtheilung fein, weil nicht die Drohung, ſondern das zugefügte Hebel ben 
Zuftand und die Rechte des Beichädigten verlegt, und diefer fein größeres 
Uebel mehr zu beforgen Urfache hat, als ihm zugefügt worden ift ).“ 


„Wenn nun auch der Angeflagte gegen den Sp. die Drohung ihn zu 
erſchießen ausſtieß, falls er nicht fortgehe, fo war doch damit gleichzeitig bie 


) In vollfommener Webereinftimmung mit diefer aus der Natur der Sache 
fließenden Auffaffung der flrafrechtlichen Bedeutung der Drohung unterfheidet auch 
das Oberappellationdgeriht zu Dresden den unter Drohworten unternom- 
menen wirflihen Angriff und die Drohung Fünftiger Uebel, durch welche 
allein das Gefühl der Rechtöficherheit in Beforgniß wegen der Zukunft verwandelt 
wird (ſ. Schletter’d Jahrbücher IL S. 130 und Temme's Archiv IV. ©. 130). 
Diefer Unterfhieb wird befonderd deutlich in einer Entfheidung desfelben Oberappella- 
tiondgerichted aus dem Jahre 1856 hervorgehoben, wo es heißt: „Wenn die Bedro- 
dung als ein felbftfländiges Verbrechen angefehen werden fol, fo muß fie noth wendig 
auf die Zufügung eines fünftigen Uebels gerichtet fein, indem außerdem, wie von 
felbjt einleuchtet, von einer rechtswidrigen Erregung von Beforgniß in der Seele 
eined Anderen oder mit anderen Worten von einer Störung der Rechtsſicherheit 
bes Bedrohten nicht die Rede fein kann. Wenn daher der Verbrecher in demfelben 
Augenblide, wo er feinen verbrecherifchen Entſchluß durch Worte kundgibt, zu der 
That felbft übergeht, und foweit die in der erfteren enthaltene Drohung nicht auf die 
Zufügung eines fünftigen Webeld gerichtet ift, fondern mit der Ausführung des ange 
drohten Verbrechens felbft zufammenfällt, oder in einem nicht zu trennenden Zufam- 
menbange fteht, fo fällt auch jeder Grund weg, aus welchem diefer Drohung ber 
Charakter eines felbftfändigen und einer befonderen flrafrechtlichen Beurtheilung unter 
liegenden Verbrechens beigelegt werben könnte“ (f. Temme’d Archiv IV. S. 184). 
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Ausführung durch Abfeuerung bes Schufles verbunden, wodurch aber Sp. nur 
leicht verlegt wurbe. Da ihm nicht zur Laſt gelegt wirb, daß er den Schuß in 
ber Abfiht auf den Sp. abfeuerte, um ihn zu töbten ober boch ſchwer zu ver- 
wunden, fonbern nur, um ihn in Furcht und Unruhe zu verfegen, — und ba 
aus biefer Handlung, objchon ihre große Gefahr für das Leben und bie förper- 
liche Sicherheit des Befchädigten von dem Angeklagten vorhergefehen werben 
mußte, dennoch Feiner von ben im $. 335 vorausgefeßten Erfolgen, ſondern 
nur eine leichte Verlegung des Sp. hervorging, fo kann bie bem Angeklagten 
zur Laft gelegte That nur als bie im $. 411 bezeichnete Mebertretung gegen 
die koͤrperliche Sicherheit durch vorfähliche Förperliche Beſchaͤdigung erflärt 
werben" (©. 3. 1855, Nr. 13). 


0) Wenn der Drohung zwar wirklich eine Verletzung nach 
folgte, jedoch durch die Drohung beffenungeachtet der Zuftand 
gegrünbeter Beforgniß vor einer noch bevorftehenden Verlegung 
herbeigeführt wurde, fo tft nicht bloß bie wirklich zugefügte 
Berlebung, fondern allerbings auch das Berbrechen der öffent: 
lihen Gewaltthätigkeit durch gefährliche Drohung zuzurechnen. 


Der Angeklagte hatte gegen feine Ehegattin wiederholt (nämlich am 
6. Jaͤnner und 20. Juni 1854) die Drohworte ausgeitoßen: „Du mußt unter 
meinen Händen bleiben; du mußt unter meinen Händen darauf geben; du 
entgeht meinen Händen nicht”; — und fie überbieß anı 29. März 1854 wirf- 
lich auf öffentlicher Straße in der Art mißhandelt, daß diefe Mißhandlung 
fichtbare Spuren am Körper zurüdließ. 

In der gegen feine Berurtheilung wegen öffentlicher Gewaltthaͤtigkeit 
durch gefährliche Drohung ergriffenen Nichtigkeitsbefchwerbe ftellte er nun, 
geftüßt auf die obige &. vom 21. November 1854 die Behauptung auf, daß 
wenn nach einer Drohung unmittelbar die angedrohte That erfolgt, nur bie 
That, nicht aber die Drohung einen Gegenſtand der ftrafrichterlichen Beurthei« 
fung bilde, daß er daher nur wegen ber Mißhandlungen, nicht aber wegen ber 
Drohung frafbar fein könne. — Der oberfte Gerichtshof erflärte aber mit ber 
E. vom 2. Mat 1855 (G. 8. Nr. 72) diefe Behauptung ald ungegründet, weil 
die Drohungsmorte: „Du mußt unter meinen Händen darauf gehen“, ein 
ganz anderes und zwar größeres Uebel als eine bloße Mißhandlung beforgen 
laffen, folglich nicht Die angedrohte, fondern eine andere That erfolgte; 
dann weil bie Drohungen nicht mit Mißhandlungen begleitet waren, fon« 
bern die Mißhandlungen zu einer anderen Zeit erfolgten. 





D. Böfer Vorſaß bei dem Derbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit durch 
gefährliche Drohung. 
Es war erwiefen, daß ber Angeflagte, welcher wegen Tragens verbotener 
Waffen zum firengen Artefte von zehn Monaten verurtheilt worden war, im 
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Sefängniffe zu feinen Mitgefangenen gegen mehrere Perfonen, auf deren 
Ausfagen fich feine Berurtheilung hauptfächlich fügte, ſchwere und gefährliche 
Drohungen unter den heftigften Beichimpfungen geäußert habe, bag diefe 
Drohungen zu den Ohren der Bebrohten gefommen waren unb ihnen Kurcht 
eingeflößt hatten, wozu fie nach ihrer Natur und mit Rüdficht auf die Perſon 
des Angellagten allerdings geeignet waren. Zugleich erklärte das Landes- 
gericht, „wenn gleich der Angeflagte nicht bie fpecielle birecte Abficht gehabt 
babe, den Bedrohten eine gegründete Furcht einzuflößen, fondern 
nur feine Abficht zu erkennen gab, Das angedrohte Uebel zu vollbrin- 
gen, fo genüge nach 8. 1 der indirecte böfe Vorſatz zur Begründung bes 
Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigfeit nach 8. 99, da der Angeklagte 
leicht vorausfehen konnte, daß den Bedrohten die Drohungen werben hinter- 
bracht und gegründete Furcht einflößen werden, wie es auch der Erfolg in Der 
That zeigte.“ 

Der Berurtheilte ergriff Dagegen die Nichtigfeitsbefchwerde, „weil zum 
Verbrechen ber öffentlichen Gewaltthätigfeit nach 8. 99, eben fo wie zum Ver⸗ 
brechen des Mordes der directe Vorſatz, Furcht einzuflößen, weientlich 
gehöre und eine in directe Abficht nicht genüge.“ 

Der oberfte Gerichtshof fprach fich aber bei Verwerfung ber Nichtig- 
feitöbefchwerde über biefes Argument dahin aus: „Das Landesgericht 
hat gegen ben Angellagten die böfe Abficht als erwiefen ange» 
nommen, und fei es directe ober indirecte böfe Abficht im Sinne bes 8. 1, 
jo ändert dieß an ber That nichts, um fie zum Verbrechen ber öffentlichen Ge⸗ 
waltthätigfeit zu qualificiren; denn es genügt wie im Allgemeinen, jo auch zu 
biefem Berbrechen auch der indirecte boͤſe Vorfag, und wenn bas Geſetz 
bei dem Verbrechen des Mordes fpeciell den directen Entfchluß zu töbten for- 
dert, fo Tann dieſe Beftimmung auch nur [peciell auf diefen Fall bezogen unb 
nicht mit Befeitigung ber allgemeinen Beftimmung des $. 1 über ben indi- 
recten böfen Vorſatz weiter ausgedehnt werben. Auf die dem Angellagten zur 
Laſt gelegte That find demnach von dem Landesgerichte Die 88. 99 und 100 
ganz richtig angewendet worden‘ (E. vom 13. Sinner 1853, ©. 3. Nr. 46). — 

Diefe Motivirung berechtiget keineswegs zu dem Schluffe, daß der 
oberite Gerichtshof von jener Auffaffung des ſ. g. indirecten böfen Vorſatzes 
ausgegangen fei, wornach derfelbe fich nicht bloß auf die DVerfchiebenartigkeit 
bes Beweiſes bezieht, wie man zum Bewußtfein bes böfen Vorſatzes gelangt, 
fondern fich als eine vom f. g. directen Vorſatze fpecififch verfchiebene Art des 
Dolus darftelle, welche damals vorhanden fei, wenn das entftanbene Uebel 
von dem Thäter gar nicht bezielt wurde, aber aus der von ihm geſetz— 
ten Handlungsweiſe leicht, gewöhnlich oder gar nothwendig 
erfolgt. Diefe Auffaffung wäre weder nach allgemeinen Rechtsgrundfägen, 
noch insbejondere nach den Beflimmungen unferes Strafgefeßbuches haltbar. 
Denn wie follte eine Handlung als dolos, vorfäßlich und eben deßhalb ber 
Erfolg als gewollt zugerechnet werben können, fobalb die Gewißheit 
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vorliegt, daß ber Thäter ben, wenn gleich eingetretenen Erfolg in ber That doch 
nicht gewollt Habe? 

Dagegen Itegt nicht ber mindefte Widerfpruch darin, den Vorſatz nicht 
bloß dann, wenn er eingeftanden wird, fonbern auch im Leugnungsfalle 
aus den die Handlung begleitenden thatfächlichen Umftänden zu erfchließen, 
fomit dann als erwiefen anzunehmen, wenn das Uebel, welches der Thäter 
nicht gewollt zu haben erflärt, aus ber von ihm gefehten Handlung entweder 
mit Nothwendigkeit erfolgen muß, oder aber gemeiniglich daraus ent- 
ftieben wirb, ober Doch Leicht entftehen kann (f. den $. 268 ber Str. Pr. O.). 

Die Annahme bes inbirecten (d. h. indirect erwiefenen) böfen Vorſatzes 
würde fomit diefer Auffaffung gemäß in dem obigen Falle bedeuten: Wenn 
auch der Angellagte nicht geſteht, er habe die Bedrohten in Furcht und Un- 
ruhe zu verfeßen beabfichtiget, fo fit er Doch diefer Abficht für überwieſen zu 
halten, „weil er Teicht vorausfehen konnte, daß den Bedrohten dieſe Drohun- 
gen werben hinterbracdht und gegründete Furcht einflößen werben, wie es auch 
der Erfolg in ber That zeigte." — Das Landesgericht hat daher jedenfalls, 
wie bie Entſcheidungsgründe des oberiten Gerichtshofes erflären, die böfe 
Abficht als „erwiefen” angenommen. Die Frage aber über das Bor- 
bandenfein der böfen Abficht ift eine rein thatfächliche, in Anſehung welcher 
dem oberſten Gerichtähofe in feiner Eigenfchaft als Caſſationshof nach den 
über Die Nichtigkeitsbeſchwerde beitandenen Vorſchriften eine Entfcheidung 
nicht zuftand, fondern vielmehr eben dasjenige, was der untere Richter als 
erwiefen annahm, auch feiner Entfcheibung zu Grunde gelegt werben mußte, 
ohne daß in die Motive, auf welche fich die richterliche Ueberzeugung bezüglich 
ber Thatfrage ftüßte, weiter eingegangen werben durfte. — 

Diefe Auffaffung der &. vom 13. Jänner 1853 babe ich fchon in der 
erften Auflage der vorliegenden Zufammenftellung (S. 35) aufgeitellt, fie 
wurbe auch in der G. 3. 1854, Nr. 16 als die richtige anerkannt, Dagegen von 
Rulf (im Magazin Ix. ©. 333) beftriiten. Eine Beftätigung derfelben bil« 
ben die Motive der gleich anzuführenden E. vom 3. December 1856, durch 
welche die in jener früheren Entſcheidung ausgelprochenen Grundfähe in fehr 
bemerkenswerther Weife ergänzt werben. 

6. hatte fih nämlich um die Bewilligung zur Errichtung von zwei 
Mühlgängen beworben, wobei er auf den Widerftand zweier Mühlbefiger ©. 
und T. ftieß, deren Einfprache die endlich doch nad) feinem Wunfche ausgefal- 
lene Entſcheidung der politifchen Behörde verzögerte. Eines Tages, als bie 
Angelegenheit noch in der Schwebe war, befand ſich E. nebft anderen Gaͤſten 
im Wirthshaufe; Einer berfelben rieth ihm, er folle bei feinem Handwerke als 
Hammerſchmied bleiben und feine Mahlgänge errichten, da er es bei dem Be» 
ftande der beiden anderen in der Nähe befindlichen Mühlen ohnehin nicht 
burchjeten werde. Da that nun C. wiederholt die Aeußerung, wenn er nicht 
mahlen könne, fo werde er unglüdlich fein, und der Zablater- und ber Horofes 
cermüller abbrennen. ©., der Befiter der letzteren Mühle, und fein Weib, 
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welche im Wirthshauſe nicht zugegen waren, fanden in biefen, von britten 
Perſonen ihnen hinterbrachten Worten eine gegen fie gerichtete gefährliche 
Drohung, und bie Letztere, welche damals die im Grundbuche eingetragene 
Eigenthümerin ber Mühle war, behauptete insbefondere, daß jene Aeußerung 
thr die gegründete Beforgniß eingeflößt habe, C. werde in feiner gewöhnlichen 
Trunkenheit ihre Mühle in Brand fteden, ein Gedanke, ber fie ganze Nächte 
lang um den Schlaf gebracht und öfters angetrieben habe, vor die Mühle 
binauszugehen und nachzujeben, ob ſich ihr Niemand verbächtiger Weife 
nähere. — Der Beichuldigte ftand in gutem Rufe. 

Sn erfter Inftanz wurde auf Verſetzung in ben Anllageftand wegen bes 
Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigfeit nach ben 88. 98 und 99 erfannt; 
bagegen fällte das Oberlandesgericht einen Ablaflungsbefchluß, welcher auch 
vom oberften Gerichtshofe und zwar aus folgenden Gründen beftätiget wurbe: 

„Eine gefährliche Drohung begründet nach ben $$. 98 und 99 nur dann 
ein Verbrechen, wenn fie mittelbar oder unmittelbar, gegen ben Bebrohten in 
der Abficht gerichtet war, um von ihm Etwas zu erzwingen, ober Doch benfelben 
in Furcht und Unruhe zu verfeßen. Die vom Beichuldigten in Abweſenheit 
bes ©. und T. vorgebrachte, alfo nicht unmittelbar gegen fie gerichtete Aeuße⸗ 
rung, fo wie die Umftände, unter denen fie gefchah*), enthalten nichts, was 
darauf hindeuten würde, daß C. fie auch nur mittelbar gegen die befagten 
Mühlenbeſitzer gerichtet, d. 5. deren Mitthbeilung an fie burch britte 
Berfonen beabfichtiget babe. Ebenfo wenig berechtigen die Ergebnifle 
ber Unterfuckung zur Annahme, daß der Befchuldigte feine beiden Gegner von 
ihres Oppofition gegen die Errichtung ber neuen Mühle abbringen, oder auch 
nur in Furcht und Unruhe verfegen Rn (&. vom 3. December 1856, ©. 8. 
1857, Nr. 5). 

Hiemit jtebt auch nachſtehender Grundſatz im Einklange, der aus Anlaß 
eines dem zuerſt angeführten ganz ähnlichen Falles ausgeſprochen wurbe: 

„Die gegen einen Abweſenden vor dritten Perfonen ausgeftoßene und 
demfelben nachher binterbrachte Drohung ift eine im Sinne des $. 98 it. b 
und $.99 mittelbar gefchehene und erfcheint als folche ftrafbar, wenn anders 
ber Urheber derfelben nach den Umftänden mit Grund vorausfeßen Eonnte, 
daß fie zur Kenutniß des Bedrohten kommen werde: es ift nicht wefentlich, 
Daß er die Zeugen ber Drohung aufgefordert habe, fie dem Abweſenden zu 
hinterbringen“ (E. vom 1. April 1857, ©. 3. Nr. 107) *). 





*) Nämlich nad den Motiven ded Oberlandesgerichtes der Umftand, daß C. Die 
incriminirte Aeußerung an einem öffentlichen Drte, wor mehreren Perfonen, in einer 
duch das Zureden eines Anderen und dur das genoffene Getränk hervorgebrachten 
Aufregung fallen ließ. 

») Der Schlußfaß ift gegen die Ausführung in den Motiven der erften Inftanz 
gerichtet, welche den Beweis, daß die Drohungen in der Abficht audgeftoßen wurden, 
um den Bedrohten in Furcht oder Unruhe zu verfegen, deßhalb nicht für 
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8. 100. 


Strafe bed Berbreihend der öffentlichen Gewaltihätigleit durch Erprefiung oder 
durd) gefährliche Drohung. 


Der Begriff der Drohung mit „Morb” ſetzt nicht nothwendig vorauß, 
baß ber Thäter das Mort Mord gebraucht habe; benn wenn ber Drohende 
bie Art des Morbes angibt, fo erregt Die Drohung mehr Furcht und Unruhe 
bei dem Bedrohten, als wenn er fich bloß des Wortes: „Mord“ bediente, — 
Eben fo wenig tft wefentlich erforderlich, dab der Bedrohte überzeugt fein 
müſſe, der Thäter werde diefe Drohung wirklich ausführen, ſondern es genügt 
nach 8. 99, wenn die Drohung geeignet ift, ben Bedrohten in Furcht und Un⸗ 
ruhe zu verfegen (E. vom 1. März 1854, ©. 3. Nr. 56). 

Mit ausdrücdlicher Berufung auf biefe Entfcheidung wurde auch in 
einem anderen alle ausgefprochen, es ändere an ber Sache nichts, daß ber 
Angellagte die Drohung bes Erſtechens, d. ti. die Drohung mit Mord, nicht 
habe vollbringen wollen, und auch die Bebrohte die wirkliche Ausführung der 
Drohung nicht beforgt habe, vielmehr fei e8 zur Anwendung des höheren im 
8. 100 beftimmten Strafjabes genügend, daß bie Drohung (mit Mord) geeig- 
net war, die Bebrohte in Furcht und Unruhe zu verfeben (&. vom 14. Februar 
1855, ©. 8. Nr. 51). 


Zehntes Hauptftück. 
Don dem Mißbrauche der Amtögewalt. 


8. 101. 
Begriff eines Beamten und von Amtögewalt. 


1. Der Bürgermeifter einer Gemeinde tft bei den in Folge bes über 
tragenen Wirkungstreifes vorfallenden Kunctionen ald Beamter 
anzufehen. (&. vom 22. April 1852, G. Z. Nr. 91. Bon dem nämlichen Grund» 
faße wurbe auch bei ber Entfcheibung ber Frage ausgegangen, ob Jemand 
Dadurch, Daß er fich unberechtiget ald Gemeindevorſteher ausgibt, bie jetzt im 


erbracht hielt, weil der Angeklagte die (übrigend nicht zweifelhafte) Perfon des Be⸗ 
drohten niemald mit Namen bezeichnete, und auch die Zeugen der Ausbrüche feines 
Zorned niemald® aufforderte, die ausgeſtoßenen Drohungen demfelben zu Hinter 
bringen. Dagegen hatte dad Oberlandeögericht, deffen Urtheil vom oberften Gerichts⸗ 
hofe beftätiget wurde, den Beweis der böfen d. i. der auf Beängftigung des Bedrohten 
gerichteten Abfiht als hergeftellt angefehen. — Die (angebliche) Möglichkeit aber, daß 
Jemand der einen Erfolg (die Beängftigung) nicht wollte, denfelben dennoch 
(indirect) gewollt habe, wurde in feiner Inſtanz zur Sprache m 
Serbſt, grundfäpl. Entſcheidungen. 





82 Strafgefeg 8. 101. 


8. 333 bezeichnete Uebertretung begehe. Siehe bie bei $. 333 unter 2. ange» 
führte E. vom 2. September 1852.) 

2. Das Landesgericht erfannte den bei einem Hammerwerke der Inner⸗ 
berger Hauptgewerkſchaft angeftellten controlirenden Waldamtsfchreiber Georg 
J. und den eben daſelbſt angeftellten Wirthfchaftsmaier Franz K. obwohl fie 
vom Staate angeftellt und beeibet find, nicht ala Beamte im Sinne des 
8. 101, nämlich nicht als Perfonen, welche Sefchäfte der Regierung zu befor- 
gen verpflichtet waren, weil bie Sinnerberger Hauptgewerkfchaft Tebiglich als 
eine Erwerbsgeſellſchaft erfcheine, Deren Entfichen, Wirken und Zwed in bie 
Kategorie anderer Privatunternehmungen falle, und weil man dann, wenn bie 
Stantsverwaltung ihren, obgleich größten Antheil an dieſem Geſellſchaftsver⸗ 
mögen an Private veräußern würde, nicht fagen Eönnte, Daß Durch biefe Veräu- 
Berung bes Vermögens und der Damit verbundenen Betriebörechte auch Regie- 
rungsrechte mit veräußert worden felen. 

Der oberfte Gerichtähof ging aber bei der &. vom 9. December 1853 
(®. 3. 1854, Nr. 20) aus nachfiehenden Gründen von ber entgegengefehten 
Anfiht aus: „Nach der von dem eigens abgeorbnneten Repräfentanten Der 
k. k. Montanverwaltung abgegebenen Erflärung bat der Staat, welcher ber 
größte Theilbaber an dem Vermögen der Innerberger Gewerkſchaft tft, bie 
Derwaltung des Gefammtvermögens übernommen, und es wird dasfelbe Durch 
vom Staate angeftellte und beeibete Beamte, welche allen übrigen Staats- 
beamten gleichgeftellt find, verwaltet. Es wird alfo dieſe Gewerkſchaft derzeit 
als zum Staatsvermögen gehörig betrachtet und behandelt. Da nun die Ber- 
waltung des Staatövermögens ein Zweig der Negierungsgefchäfte if, fo 
müſſen auch bie bei ber E. £. Sunerberger Hauptgewerkfchaft von der Staats⸗ 
regierung angeftellten Beamten und Diener, fomit auch bie Angeflagten als 
Beamte Im Sinne bes 8. 101 betrachtet werben. Der Umftand, daß an dem 
Dermögen der Innerberger Hauptgewerkichaft derzeit noch Private mit Actien- 
antheilen betheiliget find, ändert nichts an dem Verhältniffe der Angellagten 
al8 Beamten gegenüber dem Staate, und an ihrer eidlichen Verpflichtung 
gegen denfelben, wie auch bie an fich richtige Bernerkung des Landesgerichtes, 
daß die Privatiheilhaber an biefer Gewerkſchaft feine NRegierungsgefchäfte zu 
beforgen haben, und daß durch die allfällige Veräußerung bes Vermögens: 
Antheiles des Staates an ben Käufer feine Regierungsrechte übergehen wür- 
ben, für die Beurtbeilung bes Verhältniffes ber beiden Ange- 
Hagten zum Staate nicht maßgebend fein kann.“ 

3. Der Angellagte hatte als Gemeindevorftand an die Gemeindeglieder 
ben Auftrag erlaflen, bei der von der Butsinhabung veranlaßten Liritation des 
Sommerfchankrechtes nicht zu erfcheinen, und auch allfälligen fremden Paͤchtern 
fein Quartier zu geben. Der oberfte Gerichtshof erflärte mit &. vom 22.Sept. 
1853 (G. 3. Nr. 136) und zwar gegen die Anficht des betreffenden Landes⸗ 
gerichtes, daß hierin weder der fubjective noch ber objective Thatbeſtand bes 
Verbrechens des Mißbrauches der Amtsgewalt enthalten fei. 
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Die Grunde biefer Entfcheldung waren nachfiehenbe: „Wenn auch bie 
Abfiht des Angeflagten auf Bereitlung ber Benübung des Sommerſchank⸗ 
rechtes der Sutsinhabung, fomit auf deren Schaden gerichtet war, und erwie- 
fen ift, Daß der Angellagte bereits darüber aufgeflärt war, bie Gemeinde fet 
biefed Recht anzugreifen nicht befugt, fo ift Doch eben fo erwiefen, baß er dabei 
ben Bortheil der Gemeinde im Auge hatte, indem er für fie jenes Recht in 
Zolge der vereitelten Licitation von der Gutsinhabung um fehr geringen Pacht 
erftand und zum Bortheile Der Gemeinde um höheren Pacht bann weiter vers 
pachtete. Da nun an und für ſich das Nichterfcheinen bei ber Licitation und 
die Weigerung einen fremden Pächter aufzunehmen, Leine nach dem Strafs 
geſetze Itrafbare Handlung war, fo kann in ber Aufforderung dazu ein verbre 
herifcher dolus nicht erfannt werben, zumal der Gemeindevorftand nach bem 
Gemeindegeſetze ohne Zweifel das Interefje der Gemeinde zu vertreten hatte 
(8. 2 Hit. e). — Andererſeits faun von einem Mißbrauche einer anver 
trauten Gewalt zur Beforgung von Geschäften ber Regierung, 
vermöge unmittelbaren ober mittelbaren öffentlichen Auftrages 
im Sinne bes $. 101 im vorliegenden Kalle auch objectiv nicht bie Rebe 
fein, weil ber Segenftand des fraglichen Berbotes weder in ben 
natürlichen, noch in den übertragenen Wirkungskreis eines Ge—⸗ 
meindevorftanbes fällt. — Eine bürgermeifterliche Gewalt, ben 
Gemeindegliedern die Betheiligung an einer Licitation zu befeh— 
len oder zu unterfagen, befteht nicht, und wie bes Angelfagten Aeuße⸗ 
rungen barüber auch gelautet haben mögen, jo können fie wohl als eine 
unfluge, bes öffentlichen Vertrauens und feiner Stellung unwürdige Geltend- 
machung feines Anfehens erfcheinen, nie aber als Eraft feiner Amtsgewalt 
geſchehen, und als Mißbrauch berfelben dem $. 101 unterworfen werben.” 

4. %., beeideter Diener eines Steneramtes, ließ ſich für die ihm oblie 
gende Beforgung von Zuftelungen Gebühren bezahlen, zu deren Bezug 
er nicht berechtiget war. Einige Parteien hatten ihm dieſelben entrichtet, 
weil er fie ausdrüdlich als gefeßliche Taxen begehrte, andere ohne Aufforde⸗ 
sung, in der Meinung, es hanble fich um gefeßmäßige Gebühren. 

Der oberfte Gerichtshof entfchied, daß diefe Handlung nicht unter den 
8. 101 falle. „Denn %. würde fich zwar allerdings eines verbrecherifchen Miß⸗ 
brauches feined Amtes ſchuldig gemacht haben, wenn er um die Entrichtung 
ungefeblicher Gebühren zu erzwingen, die Zuitellungen verzögert ober verwei⸗ 
gert, ober wenn er allenfalls nad orbnungsmäßig beforgter Zuftellung zur 
Einbringung ungefeglicher Gebühren fich der ihm zuftehenden Grecutions- 
gewalt bebient hätte. Allein ein foldher Mißbrauch fallt ihm nicht zur Laſt; 
er hat vielmehr die ihm obliegende Amtshandlung felbft jederzeit Dem Geſetze 
gemäß vollzogen. — Dagegen erlaubte fih %. die Parteien, um ihnen an 
ihrem Eigenthume Schaden zuzufügen, durch die Behauptung, daß ihm Zur 
ſtellungstaxen gebühren, in Irrthum zu führen, ober ben in dieſer Richtung 
bei ihnen bereits vorhandenen Srrthum zu benüßen, und ift deßhalb des 
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Betruges (und zwar wegen Geringfügigkeit der den Beſchädigten abgenom- 
menen Beträge, der Nebertretung bes Betruges) fhuldig (E. vom 
10. Auguft 1855, ©. 3. 1856, Nr. 1). 


Don gleicher Rechtsanficht wurde auch bei nachftehender Entjcheibung 
ausgegangen: 

Der Amtsdienersgehilfe eines Bezirksgerichtes hatte bei Zuftellungen 
von Amtserläffen in Eivilangelegenheiten gegen bie Borfchrift der Minifterial- 
verorbnung vom 3. Zuli 1854 (R. ©. UI. Nr. 169), welche die Zuftellungs- 
gebühr ohne Unterfchieb der Entfernung auf zehn Kreuzer für jedes Stüd feft- 
fett, von den Parteien höhere Gebühren begehrt und bezogen. Diefe Teifteten 
die Ueberzahlungen (im Geſammtbetrage von fech8 Gulden fünf Kreuzern) 
in der Meinung, daß fle das Geſetz hiezu verpflichte. 


Der oberite Gerichtshof erfannte hierin nicht den Thatbeitand des Ver⸗ 
brechens des Mißbrauches ver Amtsgewalt, wohl aber jenen ber Mebertretung 
des Betruges, und zwar aus folgenden Gründen: 

„Die Zuftellung gerichtlicher Erläffe ift ein, wenn auch unter 
georbneter Zweig der Oerichtöverwaltung, die damit betrauten, verpflichteten 
Diener des Gerichtes find daher in dem im $. 101 angedeuteten weiteren 
Sinne ald Beamte anzufehen, und fie können biebei durch einen, in ber Ab- 
ficht, Andere zu beſchädigen, von ihrer Amtsbefugniß gemachten ungefeßlichen 
Gebrauch fich allerdings des Verbrechens des Mißbrauches der Amtögewalt 
ſchuldig machen.“ 

„Bon der Zuitellung der gerihtlichen Erläffe ift jedoch bie 
Ginbebung der Zuſtellungsgebühr zu unterfcheiden und zu tren- 
nen. Denn durch die vom Geſetze den ©erichts- und Amtödienern geftattete 
Einhebung eines beftimmten Geldbetrages, als Entlohnung oder Entfchädi« 
gung für Zurüdlegung größerer Wegftreden, beforgen fie nicht Geſchäfte 
der Regierung, fondern befriedigen nur — im gefeblich erlaubten Maße — 
ihr perfönliches Sintereffe. Sie koͤnnen ja der Partei Die Bezahlung ber Gebühr 
erlaffen, ohne dadurch ihre Amtspflicht zu verlegen, und ans dem nämlichen 
Grunde liegt eben fo wenig eine Verlegung der Amtspflicht, ein Amtsmip- 
brauch in dem Abfordern und Annehmen von Zuftellungsgebühren, die das 
gefeglihe Map überfchreiten.. Damit folche Handlungen in den Bereich des 
Strafgeſetzes fallen, müſſen fie einen Zufag im Thatbeitande dahin enthalten, 
daß entweder die Partei durch die Abforderung höherer Gebühren über bas 
gefegliche Marimum getäufcht, oder daß der bei der Partei ſchon vorhandene 
Irrthum zur Erlangung höherer Gebühren benügt worden fei. Unter diefen 
Borausfegungen, welche im gegebenen Straffalle eben eingetreten find, nimmt 
dann die Handlungsweife bes Amtsdieners den Charakter eines ftrafbaren 
Betruges an” (E. vom 22. April 1856, ©. 3. Nr. 78). 

5. B. wurde zum Secretär einer italienifchen Gemeinbebehärbe ernannt 
und als fulcher beim Antritte feines Amtes durch Eid verpflichtet. Einige 
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Sabre nachher wurde er von einer anberen ®emeindebehörbe zu ihrem 
Secretär ernannt, welche, nachdem die vorgefehte Provinzialdelegation biefe 
Wahl genehmiget hatte, Dem B. das Ernennungsdecret zuftellen Tieß unb ihn 
aufforberte, fein neues Amt anzutreten. Demnach erfolgte bie Uebernahme 
bes neuen Dienftes von Seite des P., über deflen Snftallirung ein Protokoll 
aufgenommen wurde, ohne Eidesleifiung oder Angelobung. 


P. benüßgte nun feine Stellung fowohl während bes Dienftes bei ber 
erften, wie bei Der zweiten Gemeinde dazu, fich Durch Ausftellung falfcher 
Anmeifungen auf von der Gemeinde zu leiftende Zahlungen unrechtmäßigen 
Gewinn zu verschaffen. Die Selegenheit dazu war ihm burch fein Amt 
geboten, da ihm die Führung bes Bolletenbuches oblag, aus welchem bie 
betreffenden Anweifungen auszufchneiden waren. 


Die unteren Gerichte nahmen an, B. habe fich durch die Fälfchungen 
während feiner erfien Gemeindeanſtellung eines verbrecherifchen Miß- 
brauches der Amtsgewalt fchuldig gemacht, denn die Stellung, welche er hiezu 
benüste, fet die eines durch Eid in feinem Dienfte verpflichteten Gemeinde: 
beamten gewefen, mithin von ihm in der That fein Amt mißbraudt 
worden. Anders aber verhalte es ſich mit den Kälfchungen aus ber Periode 
des zweiten Dienfted; denn ba er weder, als er ben Dienft bei biefer Behörde 
antrat, noch fpäter je einen Amtseid oder auch nur ein ®elöbniß Teiftete, 
fo fei er bier mit einer eigentlichen Amtsgewalt nicht befleibet 
geweſen, und folglich durch die Kälfchungen von ihm kein Amtsmißbrauch, 
fondern ein Betrug begangen worben. 


Der oberfte Gerichtshof verwarf jedoch diefe Unterſcheidung. P., als 
wirklicher Gemeindefecretär bereits angeftellt und beeidet, fei für biefelbe bei 
einer anderen Gemeinbebehörde in Erledigung gefommene Stelle durch ein 
vom politifchen Chef ber Provinz beftätigtes Deeret ernannt und in bem neuen 
Amte eingeſetzt worden, welches er fofort ohne Unterbrechung zwifchen biefem 
und feinem früheren Dienfte angetreten habe. Unter diefen Berbältniffen hatte 
ber Amtsantritt P.'s bei der zweiten Gemeinbebehörde nur die Bedeutung 
eines Wechſels im Dienftorte, nicht in den dienftlichen Functionen, welche 
weder ber Art nach verändert, noch unterbrochen wurden; es erftredte fich 
daher bie Wirkſamkeit Des im erften Dienfte geleiiteten Eid es auch 
auf ben zweiten, und eine wiederholte eidliche oder fonftige Angelobung 
befien, mas P. bereits geſchworen hatte, und vermöge feines Eides hier wie 
dort zu halten verpflichtet war, wäre in der That nur überflüffig geweſen. B. 
felbft mußte ſich Des Eides bewußt fein, welchen er für die, nunmehr bei einer 
anderen Gemeinde erlangte Stelle eines &emeindefecretärd bereits geleiftet 
hatte, und willen, baß ihm die Behörden eben nur aus biefem Grunde bie 
Wiederholung besfelben erließen. Es feien baher auch die in ber fpäteren 
Dienftperiode begangenen Fälfchungen nicht als Betrug, fondern als Mißbrauch 
der Amtsgewalt zu erklären (&. vom 26. Auguft 1856, G. 3. Nr. 122). 
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Entiheibungen in Betreff der Frage, ob Mibbraud ber Amtsgewalt auch durch 
bloße Unterlafiungen begangen werben Bune. 


6. „Zum Verbrechen des Mißbrauches der Amtsgewalt gehört nach bes 
allgemeinen Begriffsbeitimmung bes $. 101 ein poſitives Handeln bes 
Beamten, woburd er fich der ihm anvertrauten Amtögewalt als Mittel 
bedient, um Jemanden zu ſchaden.“ 

„Den Angellagten wird jeboch nur zur Laſt gelegt, aus dem Gemeinde⸗ 
walde unbefugt Holz bezogen und bie Anzeige unterlaflen zu haben.” 

„Waren fie zum Holzbezuge nicht berechtiget, fo haben fle bazu nicht 
ihre Amtsgewalt angewendet, noch ben Waldauffeher gehindert, und nach ben 
ihm zukommenden Attributionen auch nicht hindern können, fein Amt zu han⸗ 
bein und bie Anzeige an die competente Behörde zu machen. Unb haben fie 
fich nicht felbft ober ber eine ben anderen angezeigt, fo liegt in 
biefer Unterlaffung fein im Geſetze bebachtes Verbrechen.” 

„Es fehlt demnach in dem ganzen Thatbeftande fchon objectiv der Be⸗ 
griff von Mißbrauch der Amtsgewalt überhaupt”; — und weil bie Angellag- 
ten nad) den Annahmen bed Randesgerichtes nicht die Abficht hatten, ber 
Gemeinde einen Schaben zuzufügen, auch die ſubjectiv wefentliche Bedingung 
zum Berbrechen bes Mipbrauches ber Amtögewalt (E. vom 28. Juli 1853, 
G. 3. Nr. 106). 

7. Der Angeklagte 8. war als beeideter Kanzleipraktikant eines lombar⸗ 
bifchen Bezirföcommiflariates von dem Leiter besfelben mit der Führung bes 
Orundfteuerbuches betraut worden. Zufolge biefes Auftrages oblagen ihm bie 
nachftehenden Amtsverrichtungen: Er hatte von ben Parteien, welche bie Um⸗ 
fchreibung eines Grundſtückes im Steuerregifter auf den Namen eines Andern 
nachfuchten, das für das Geſuch vorgefchriebene Stempelpapier, fo wie jenes 
für Die auszufertigenden Umfchreibungsbeftätigungen abzufordern, die begehr⸗ 
ten Umfchreibungen vorzunehmen, die gefeßlichen Gebühren hiefür einzuheben, 
endlich bie den Parteien auszufertigenden Umfchreibungsbeftätigungen und 
Bolleten über bie geleifteten Gebührenzahlungen vorzubereiten, welche Urkun⸗ 
den unb Zeugnifle vom Amtsvorſtande mit feiner Unterfchrift und mit dem 
Amisfiegel verfehen werben mußten, und dann den Parteien zugeftellt wurben. 
— Er ließ fi nun von Parteien, welche Umfchreibungen im Steuerregifter 
begehrten, die Gefuchsftempel geben und bie Gebühren bezahlen, unterlieg 
jedod die Umfchreibungen, indem er das Eingenommene für fich behielt, 
und ftellte dennoch den Parteien die Umfchreibungsbeftätigungen unb die 
Bolleten über bie bezahlten Gebühren aus. Da alle derlei Urkunden mit ber 
Unterfchrift bes Amtsvorſtandes verfehen fein mußten, fo machte 8. deflen Un⸗ 
terfchrift Darauf nach, und brüdte auch das Amtsfiegel barauf. 

Der Gerichtshof erfter Inſtanz ertannte ihn des Mißbrauches des 
Amtsgewalt, Dagegen das Oberlandesgericht des Verbrechens bes Be- 
truges burch fälfchliche Ausfertigung Iffentlicher Urkunden nad 
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$. 197 und 8. 199, it. d und zwar vorzüglich deßhalb bloß biefes Verbrechens 
fchuldig, weil ihm bie Befugniß zur Ausfertigung von Amtsurkunden ber frag- 
lichen Art ganz und gar gefehlt habe, da nur ber Amtsvorfiand berufen war, 
bexlei Documente zu unterfchreiben und ihnen dadurch die Eigenſchaft öffent- 
licher Virkunden zu geben. War es aber nicht feines Amtes bie Urkunden aus- 
zuftellen, fondern nur fie vorzubereiten, fo könne barin, daß er eigenmächtig 
unwahre Zeugnifle von Umfchreibungen, die nicht vorgenommen wurden, aus⸗ 
ftellte, auch fein Amtsmißbrauch von feiner Seite liegen. 

Der oberfte Serichtähof beitätigte jedoch das erftrichterliche Erkenntniß 
und zwar „in Erwägung, daß der Angeflagte burch den Auftrag zur Führung 
bes Steuerbuches von feinem Vorftande mit einer Amtsgewalt bekleidet 
wurde, welche er unter feinem Dienfteide auszuüben hatte, daß ein Miß- 
brauch diefer Amtsgewalt ſchon in der von ihm vorfäglich unter 
laſſenen Bornahme ber Umfchreibungen liege, welche mehrere Par- 
teien bei ihm nachgefucht hatten”), daß alfo das im $. 101 bezeichnete Ver⸗ 
brechen bes Mipbrauches der Amtsgewalt bereitö vollendet war, ehe noch ber 
Angellagte zu jenen betrügerifchen Handlungen (Ausftellung unmwahrer unb 
gefälfchter Urkunden) fehritt, wodurch er fich des bezwecten Gelbgewinnes ver- 
fichern wollte, weßhalb dieſe fpäteren Handlungen weber bie Natur des fchon 
vorher eriftent gewordenen fchwereren Verbrechens ändern, noch ſelbſtſtaͤndig 
und für fich, fondern nur als acceffortfche Umftände besfelben in Betrachtung 
tommen können" **) (&. vom 14. Mat 1856, ©. 3. Nr. 74). 





Ueber den Borfag beim Verbrechen De 8 Mißbrauches der Amts— 
gemalt fiehe die bei 8. 331 unter 2. angeführte &. vom 31. Mai 1854; — 
über Mitfhuld an diefem Verbrechen bie &. vom 22. October 1856 bei 
8. 5 unter 6. 


$. 102 lit. b. 
Bezeugung einer Inwahrheit in Amtsſachen. 

1. Die Sträflichkeit einer Bezeugung von Unwahrheiten in Amtsfachen 
wird dadurch nicht behoben, daß man der Unmwahrheit ber Angaben aus ander- 
weitigen Acten leicht auf die Spur kommen kann (E. vom 20. October 1853, 
G. 3. Nr. 153). 

2. Der Angellagte ift rechtlich überwiefen, in der Ausübung feines Amtes 
vorfäßlich eine Unmwahrheit zu dem Ende bezeugt zu haben, damit von der P. 
ber Berbacht der unterlaufenen Gefällsübertretung unb bie als Folge daran 


) Hiernach erfheint alfo, abweichend von dem in der €. v. 28. Yuli 1853 
audgefprochenen Grundſatze die Anficht gebilliget, daß Mißbrauch der Amtögewalt 
auch dur Unterlaffungen begangen werben fünne. 

*) Bergl, die ähnliche E. v. 6. October 1853 bei 8. 199 lit, d. unter 1. 
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gefnüpfte Strafe abgewendet werde”). Diefe That trägt alle Merkmale bes 
tn ben SS. 101 und 102 lit. b bezeichneten Verbrechens an fich, obfchon bie 
Thatfache einer vorhergegangenen Beftechung des Angellagten rechtlich nicht 
erwiefen wurbe, da es nach ben Worten bes 8. 101 ganz gleichgiltig 
tft, ob ein folder gemeinfchäblicher Amtsmißbrauch in Eigennuß, 
Leidenfhaft ober einer andern Nebenabficht feine Quelle babe 
(&. vom 22. October 1856, ©. 3. Nr. 145 ”*). 


8. 104. 
Geſchenkannahme in Amtsſachen. 

1. Ein Vorſchuß auf Koſten und Taxen, der ſeinem Begriffe nach eine 
nachfolgende Verrechnung vorausſetzt, ſchließt die Zuwendung eines Vortheiles 
bei der Uebernahme aus, und es wird daher durch deſſen Annahme ſelbſt bei 
fichergeſtellter Parteilichkeit das Verbrechen der Geſchenkannahme in Amts⸗ 
ſachen nicht begründet (E. v. 26. Auguſt 1852, ©.3. Nr. 137). Zugleich wurde 
bie Behauptung als unhaltbar erklärt, es Tiege dag Erforderniß der Vortheils⸗ 
zuwendung darin vor, daß ein Theil der Gebühren, auf welche ber betreffende 
Beamte ben Vorſchuß verrechnete, bemfelben in partem salarii zufloß, indem 


*) Das Oberlandesgericht hatte dagegen angenommen, die Unmwahrbeit des von 
dem Angellagten (einem Finanzwachmanne) in der Ämtlichen Thatbefchreibung Bor« 
gebrachten fei rechtlich nicht erwiefen,; — aber felbft wenn fie es wäre, bleibe feine 
Schuld noch immer in Frage geftellt, weil mit dem Beweiſe der Beſtechung — bed 
einzigen Grundes, woraus ſich in natürlicher, wahrſcheinlicher Weife ein ſolches Han⸗ 
deln erflären laſſe, — auch jener ded Dolus fehle. 


») Aus obiger Entfcheidung fcheint hervorzugehen, daß auch nach der Anficht 
des höchſten Gerichtähofes eine Handlung, welche die Merkmale des Berbrechend des 
Mißbrauches der Amtögewalt an fi trägt, deßhalb nicht aufhöre, dieſes Verbrechen 
zu begründen, weil fich der Beamte durch eine vorausgegangene Beſtechung dazu vers 
feiten ließ; — daß alfo die Zurechnung des (minder ftrafbaren) Verbrechens der 
Geſchenkannahme in Amtsfachen (nach $. 104) vorausſetze, dem betreffenden Beamten 
falle höchſtens Parteilihteit (d. h. geſetzwidrige Begünſtigung einer Partei) nicht 
aber ein eigentliher Amtsmißbrauch zur Laft (f. hierüber Wafer in der ®. 2. 
1853, S. 26 Anm. und dagegen mein Handbuch, I. 8. 104, Nr. 5). — Uebrigens 
ift der obige Fall ganz geeignet, die Widerfprücde, auf welche die entgegengefehte An⸗ 
fiht führen muß, recht anfchaulich zu machen. Nach derfelben müßte man nämlich fo 
argumentiren: Weil der imftand, daß eine Beftehung ftattfand, nicht erwiefen werben 
tonnte, war der Angeklagte des Mißbrauches der Amtögemalt fehuldig und nad) 8. 103 
der Straffab ded fchweren Kerkers von Einem bis zu fünf Jahren anzu» 
wenden; hätte aber jener offenbar fehr erfhmwerende und vom Ange 
flagten hHartnädig inAbrede geftellte Umftand erwiefen werden fönnen, 
fo wäre er nur nach 8. 104 wegen des Berbrechend der Befchentannahme in Amts⸗ 
fahen und nur zur Strafe des einfachen Kerkers von ſechs Monaten bid zu 
Einem Jahre zu verurtheilen gemefen!! 








Strafgefep 8. 108. 89 


eine fo weitgehende ErklärungdbesWortes Vortheil” ganz 
fiber niht in dem Geiſte des Geſetzes Liege. 

2. Der Angeflagte hatte ald Gemeinderath von der Bezirtshauptmann- 
fchaft und dem Gemeindevorſtande den Auftrag erhalten, zu der Recrutirung 
im Sabre 1850 die Militärpflichtigen anzuzeigen, und namentlich auf jene Acht 
zu geben, welche ſich ber Recrutirung entziehen wollten; er wußte auch, daß 
8. ftellungspflichtig fei, und Tieß ihm deßhalb die VBorladung zur Stellung auf 
den Aſſentplatz zuftellen. Dadurch nun, daß er durch ein von dem Vater bes 
8. erhaltenes Geſchenk von acht Qulden verleitet, denfelben der Behörde als 
ftelungspflichtig anzuzeigen unterließ, fich fomit in dem ihm als Gemeinde 
rathe übertragenen Amtsgefchäfte eine Barteilichkeit zn Schulden kommen ließ, 
bat er ſich allerdings nach $. 104 eines Verbrechens ſchuldig gemacht (E. vom 
16. Mai 1855, ©. 3. Nr. 77). — 

Veber die Bedeutung ber Worte: „Entfcheibungen über öffent. 
liche Angelegenheiten” ſ. die beim folgenden Baragraphe unter 2. und 
3. angeführten Entfcheidungen. 


$. 105. 
Berleitung zum Mißbraude der Amtsgewalt. 


1. Der Unterfuhungsrichter muß, vermöge ber Natur feiner 
Zunction, ald in dem Eollectiobegriffe eines Strafrichterg enthalten, ange 
fehen werden (E. vom 4. März 1852, ©. 3. Nr. 78). 





2. Der Angeflagte hatte einem Polizeicommiffär ein Geſchenk von 
50 Gulden in ber Abficht gefchickt, um ihn zu Gunſten der Anna ©. zu gewinnen 
und zu beftimmen, baß er e8 von der auch von der Statthalterei im Recurswege 
beftätigten Verfügung, vermöge welcher Anna S. wegen Unfittlichfeit und 
Beichäftigungslofigkeit auf zwei Jahre aus Grab ausgewielen worben war, 
abkommen mache, und baburch feine Amtöpflicht verlege. 

Die That wurde von den beiden unteren Inſtanzen als das Verbrechen 
ber Berleitung zum Mißbrauche der Amtsgewalt, vom oberften ®erichtshofe 
aber mit der E. vom 28. Februar 1855 (©. 3. Nr. 56) al die Mebertretung 
der verfuchten Verleitung eines Beamten zur Verlegung feiner Amtspflicht nach 
8. 311 erflärt. — Die Gründe diefer prineipiell wichtigen Entfcheibung waren 
nachſtehende: 

„Das Landesgericht als Berufungsbehoörde fieht übereinftimmend mit 
bem erften Richter Die Ausweifung der Anna ©. als eine Entſcheidung in 
einer Öffentlichen Angelegenheit an, weil dieſe Ausweifung in Hand⸗ 
habung ber Sicherheits- und Sittlichleitspoligei verfügt wurde. — Nach biefer 
Auffaffung würde jedes Amt nur öffentliheAngelegenheiten befor 
gen, denn alle Staatö- und Gemeindebeamten find im weiteren Sinne Organe 
ber Regierung, deren Beftimmung fich auf ben Grundzweck zurüdführen läßt, 
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bie perfönliche und Rechtsficherheit im gemeinen Wefen zu wahren, das Wohl 
ber Bürger im Intereſſe des Staatsverbandes zu fördern. Es würbe dem⸗ 
nach jede von einem öffentlichen Beamten in dem ihm zuge⸗ 
wiefenen Amtlihen Wirkungskreiſe gefällte Entſcheidung 
eine Entfeheibung Öffentlicher Angelegenheiten genannt 
werden müffen.” 

„In dieſem Sinne find jedoch biefe Worte im $. 105 nicht gebraucht. 
Eine öffentlihe Angelegenheit ift vielmehr die, welche das 
Intereſſe aller, oder doch eines gewiflen Kreifes der Bürger unmittelbar 
berührt, ihre Theilnahme direct in Anfprud nimmt. Dieß war bei ber in 
Frage ftehenden Ausweifung der Dirne S. aus dem Polizeibezirke Grab ficher 
nicht der Kal, unb zwar um fo minder, da dieſe Ausweifung zunächft nur im 
Intereſſe bes Familienverhältnifies des Beſchuldigten über das Einfchreiten 
feiner Ehegattin erfolgte, wie überhaupt bie Anwendung eines im 
Sntereffe desGemeinweſens gegebenen®efebes auf die einzelnen 
Perſonen wenigftens in der Regel Feine Entſcheidung einer öffent- 
lihen Angelegenheit if.” 

„Nach 8. 89 des 1. Theiles des Str. G. vom Jahre 1803 machte fich 
bes Verbrechens der Verleitung zum Mißbrauche ber Amtögewalt Derjenige 
ſchuldig, der durch Geſchenke eine Obrigfeit oder irgend einen in Pflicht ſtehen⸗ 
ben Beamten zur Parteilichkeit in einer Dienftfache, bei einer Dienftbeför- 
derung, oder überhaupt zur Verlegung der Amtspflicht zu verleiten fucht. 
Schon durch Art. V bes Patentes vom 17. Jänner 1850 wurde jenes ältere 
Strafgefes dahin abgeändert, daß die Berleitung zum Mißbrauche der Amts⸗ 
gewalt, zu einer Parteilichkeit oder zur Verlehung ber Amtspflicht nur bann, 
wenn fie an einem Eivil- oder Strafrichter, an einem Geſchwornen oder Staats- 
anwalt, ober in Fällen einer Dienftverleifung ober einer Entſcheidung in 
Öffentlichen Angelegenheiten an einem anderen Beamten verfucht wurbe, 
als Verbrechen, außerbem aber nur als Vergehen zu behandeln fei. In bem 
biefem Patente beigefügten Vortrage des Juſtizminiſters an Seine Majeftät 
wird ber gedachten Abänderung und rüdfichtlid Milderung bes älteren Straf: 
geſetzes die Abficht zu Grunde gelegt, bie Erimtnalität auf jene ernfteren von 
ben im $. 89 vorgebachten Fällen zu beichränten, wo wichtigere ftantliche ober 
Rechtsinterefien im Spiele find. — Im Weientlichen mit dem Art. V des 
Batentes vom 17. Jänner 1850 übereinftimmend, find nun auch im $. 105 
bes neuen Str. ©. nur dieſe als wichtiger angejehenen Fälle ber Berleitung 
zum Mißbrauche der Amtsgewalt fpeciell bezeichnet und als Verbrechen erklaͤrt, 
hingegen alle anderen nicht in dieſe Kategorie fallenden Verleitungen eines 
Beamten zur Parteilichleit oder zur Verlegung feiner Amtspflicht in 8. 311 
unter bie Webertretungen gereiht. Daraus, daß ber Geſetzgeber bei diefer beab- 
fichtigten Beſchraͤnkung des im $. 89 des älteren Str. ©. enthalten gewefenen 
umfaffenderen Begriffes des Verbrechens ber Verleitung zum Mißbrauche ber 
Amtögewalt, im $. 105 des neuen Str. ©. deu Eivil- und Strafrichtern und 
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ben Staatsanwälten, was immer für andere Beamte nur in ben Fällen von 
Dienftverleihungen ober Entfcheibungen öffentlicher Angelegenheiten gleiche 
geftellt, geht deutlich hervor, daß dem letzteren Ausdrude nur bie obenerwähnte 
engere Bebeutung beigelegt werden kann. Denn auch die Beftimmung und ber 
Wirkungskreis des Eivil- und befonders des Strafrichters fließen aus der Hand⸗ 
habung ber Sicherheit im gemeinen Wefen; in Rüdblid auf diefen entfernteren 
Ausgangspunct und Grundzweck entfcheiben auch fle in öffentlicher Angelegen- 
heit, e8 wäre daher ihre Sonderung von anderen Beamten, welche öffentliche 
Angelegenheiten zu entfcheiben haben, unnüß.” 

„Da alfo burch bie Ausweifung der Anna S. aus dem Bezirke Grab 
offenbar feine öffentliche Angelegenheit entfchieden wurde, die Poltzeidirechion 
dieſe Ausweifung auch nicht in bem ihr durch Die Verorbnung vom 11. Mai 
1854 zugewielenen Wirkungskreiſe als Strafrichter, welche Verordnung damals 
noch nicht in Ausübung war, verfügt hat, fo erfcheint bie dem Beichuldigten 
zur Laft liegende verfuchte Verleitung des Polizeicommiſſaͤrs durch eine 
unrichtige Geſetzesauslegung bem $. 105 unterzogen, da hierauf nur der 8.311 
Anwendung leidet.“ 

3. Die Ereirung eines neuen Gewerbes, namentlich eines Po- 
ligeigewerbes, muß als Sffentlihe Angelegenheit erflärt, bie Ver 
leitung eines Beamten zur Creirung und Verleihung eines folchen Gewerbes, 
ungeachtet die gefeßlichen Bedingungen nicht vorhanden find, als Verleitung 
zur Verlegung ber Amtspflicht angejehben werben (E. vom 19. Mai 1851, 
G. 3. Nr. 128). 





4. Wenn durch das Geſchenk nur die Befchleunigung einer Amtb- 
handlung bezweckt wird, biefe Beichleunigung aber nicht nothwendig mit 
einer pflichtwidrigen Verzögerung oder Hintanfegung ber Gefchäfte anderer 
Barteien verbunden fein mußte, fonbern auch ohne allen Nachiheil für andere 
Amtögefchäfte Durch ungewöhnliche Anftrengung von Seite des Beamten oder 
burch Verwendung von Stunden außer ber für Die Amtögefchäfte vorgefchrie- 
benen Zeit bewirkt werben konnte, — fo find in der Handlungsweife des An- 
gellagten weder die Merkmale des Verbrechens noch jene der Mebertretung ber 
Berleitung zum Mißbrauche der Amtögewalt (88. 105 und 311) vorhanden 
( E. vom 29. März 1854, ©. 8. Nr. 58) *). 


*) Eiche hierüber den Auffag in der ©. 8. 1854, Nr. 98: „Zur Berich⸗ 
tigung eines Mißverſtändniſſes“ — ded Mißverftändnifjes nämlich, als wäre 
erklärt worden, daß die Annahme eined Befchented von Seiten des Beamten 
unter den bdargeftellten Verhältniffen firaflos fei, während fie nach dem klaren Wort- 
laute des 8. 104 des Str. ©., oder doch des 8. 49 des Geſetzes vom 3. Mai 1853, 
(R. ©. Bi. Nr. 81) „über die innere Einrichtung und Geſchaͤftsordnung fammtlicher 
Gerichtsbehörden“ jedenfalls firafbar fein würde. 
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Eifftes Hauptftück. 
Bon der Verfälſchung der öffentlichen Greditspapiere. 


$. 106. 
Nachmachung der öffentlihen Creditspapiere. 

1. Die Viertel der einguldigen Banknoten älterer Form find als öffent. 
liche, al8 Münze geltende Creditspapiere anzufehen (E. vom 21. Auguft 1851, 
®. 3. Nr. 216). 

2. Der Angellagte hatte gegen das Urtheil, welches ihn nach ben $$. 106 
und 109 des Verbrechens der Nachmachung öffentlicher, ald Münze geltender 
Greditspapiere und des Verbrechens der Theilnabme an derfelben ſchuldig 
erklärte, die Nichtigkeitspefchwerbe aus dem Grunde ergriffen, „weil bie Hand» 
lungsweiſe, durch welche die Kalfificate ergengt wurden, nach dem Sprachge 
brauche nicht in den Begriff der Nach mach ung ber echten Diünzfcheine falle, 
auch das Product mit den echten Muͤnzſcheinen feine andere als die Aehnlich⸗ 
feit habe, daß beide aus, in eine gleiche ©eftalt zugefchnittenen Papiere 
gemacht find, und dag an den Stellen, auf welchen am Münzfcheine ein Drud 
erfichtlich ift, auf dem Falfificate Krigeleien mit dem Bleiftifte vorflommen, es 
baber für Fein nachgemachtes öffentliches Creditspapier angefehen werben 
fönne, und zur Täufchung gar nicht geeignet fei; weil ferner ber Angeklagte 
auch nicht die Ab ficht Haben konnte, jenes Product als echt weiter zu geben, 
wie er auch wirklich damit nur bezweckt habe, den Freudenmädchen bei finfterer 
Nacht folche Bapierftüde in die Hände zu brüden und fie Dadurch zum fleifch- 
lichen Zuhalten zu veranlaffen, oder nach folchem Zuhalten wieder los zu wer⸗ 
ben, nämlich fie zu täufchen, und um das, was fie fonit dafür befommen, zu 
hintergeben; es fei daher auf biefe Probuete, fowohl auf jene, Die der An- 
geflagte felbit machte, als auch auf die ganz gleichen und in gleicher Abficht 
von 3. verfertigten, bie ber Angellagte von ihm erhalten und zum Theil 
verausgabt hat, ber Begriff ber Rachmachung der 88. 106 und 109 nicht 
anwendbar und es falle ihm auch nicht bie darin vorausgefehte böfe Ab» 
ſicht zur Laſt“. 

Dieſe Nichtigkeitsbeſchwerde wurde jedoch mit der E. v. 10. November 
1853 (G. 3. 1854, Nr. 6) und zwar aus nachſtehenden Gründen verworfen: 
„on objectiver Beziehung haben bie Kabricate nicht nur ben nämlichen 
Zufchnitt bes Papieres wie die echten ungarifchen Münzſcheine gehabt, ſondern 
auch im Innern die ähnliche Einfaffung, die nämlichen Worte und Zahlen in 
gleicher Orbnung und mit ähnlichen Schriftzügen und Zeichnungen enthalten, 
wie fie auch aus der vom Angeflagten felbft angewendeten Manipulation an 
Form und Inhalt nicht anders, als den echten ungarifchen Münzfcheinen ähn- 
lich hervorgehen fonnten. Sie waren Daher ben ungarifchen Münzſcheinen in 
ber That und buchſtäblich nachgemachte Falfificate, und es kommt 
auf bie größere oder geringere Aehnlichkeit der Falfificate mit den echten Muͤnz⸗ 
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ſcheinen nicht an, ba es nach 8. 106 gleichgiltig iſt, ob das Falſificat zur Täu⸗ 
fchung geeignet fei, oder nicht. Aber auch die zum Verbrechen erforderliche böfe 
Absicht fallt dem Angeflagten zur Laft, da das Landesgericht als erwielen 
angenommen hat, daß jene Falfificate zum Behufe der Berausgabung gemacht 
und zum Theile auch wirklich verausgabt wurden, in welcher Beziehung es 
abermals nicht darauf anlommt, an welche Perfonen, zu weldem 
Zwede und ob fie bei Tag oder Nacht verausgabt zu werben beftimmt 
wurden.“ 
Bollbrachte Nachmachung öffentlicher Creditspapiere. 

3. Die Angeklagten waren nur wegen Verſuch der Creditspapierver⸗ 
fälſchung verurtheilt worden, weil die Fabricationscommiſſion ber National⸗ 
bank die Falſificate für einen mißlungenen Verſuch erklärte. Der oberſte 
Gerichtshof ſprach ſich jedoch über die Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsan⸗ 
waltſchaft dahin aus, daß, nachdem zwei Falſificate bereits ausgegeben worden 
find, und ein weiteres auszugeben verſucht wurde, die Verfälſchung als voll⸗ 
bracht anerfannt werden müffe, ba ed nach $. 106 gleichgiltig ift, ob das Fal- 
fificat zur Täufchung geeignet ift, oder nicht, fohin die fehlechte Befchaffenheit 
besfelben feinen Grund bildet, das durch Verfertigung der Fallificate und 
Verausgabung derfelben begangene Verbrechen bloß als verfucht zu erklären 
(&. vom 25. Juli 1855, ©. 3. Nr. 105). 

4. Bei der beitimmten Faſſung des 8. 106, dem zufolge es bei dem barin 
bezeichneten Verbrechen keinen Unterfchied macht, ob das nachgemachte Credits⸗ 
papier zur Taͤuſchung geeignet ift oder nicht, hängt die Feſtſtellung des Begriffes 
ber vollbrachten That oder des Verfuches durchaus nicht von der größeren oder 
geringeren Vollkommenheit des Falfificates ab, ſomit auch nicht von bem Out⸗ 
achten ber Kuntverftändigen, welchen biedurch eine bie Gränzen bes 8. 98 ber 
Str. Pr. O. weit überfihreitende Macht eingeräumt würde *); ben Begriff des 
Verſuches normirt vielmehr 8. 8 des Str. ©., und hiebei iſt die fubjective 
Thätigkeit des Befchuldigten faft ausfchließlih maßgebend. — 
run bat aber ber Befchuldigte alle zur wirflihen Ausübung führenden Hand⸗ 
Iungen nach Maß feiner perfünlichen Befähigung unternommen; er hat zwei 
Guldenbanknoten, freilich anf die unvolllommenfte Weife, immerhin aber fo 
gut er es im Stande war, verfertiget, und theils ausgegeben, theils aus— 
zugeben verfucht; die Ausgabe des Falſtficates ift aber ber legte Act ber 
- Vollendung des Berbrecheng, und es geht daher nicht an, unter biefen Um— 
ſtänden bie That felbft, bIoß wegen ber Unvollkommenheit des Falftficates, 
nur als Verfuch bes Verbrechens zu erflären (E. vom 8. Mai und 12. Sep- 
tember 1855, ©. 8. 1856, Nr. 3) **).— 


*) Die Fabricationscommiſſion der öfterreichifchen Nationalbank, welcher die 
Falfificate nach $. 98 der Str. Pr. D. vorgelegt worden waren, hatte diefelben als 
„ganz mißlungene Nachahmungsverſuche“ erklärt. 

**) Die unter 3. und 4. angeführten Entfcheidungen fprechen keineswegs aus 
(wie in der Zeitfchr. für Gefepfunde und Nechtöpflege, II. Nr, 16 behauptet wird), 
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Ueber ben Anfaugspunet des crimsinellen Verſuches bei dieſem Verbrechen 
ſiehe die bei $. 8 unter 8. angeführte E. vom 12. Auguſt 1852. 


$. 108. 

Etrafe vollbrachter Nachmachnug der ald Münze geltenden öffentlichen Grebitäpapiere. 

1. Wenn eine Nachmachung öffentlicher Erebitspapiere, bie als Münze 
gelten, mit Tinte und Feder vor dem 1. September 1852 begangen wurbe, 
fo ift fie nicht mehr ala Verſuch bes Verbrechens ber Verfälfchung äffent- 
licher Grebitspapiere, fondern als das vollbrachte Verbrechen, baber 
nach $. 108 mit ſchwerem Kerler von 10—20, nicht aber nach 8. 110 mit jenem 
von Einem bis zu fünf Jahren zu beftrafen (E. vom 18. November 1852, 
G. Z. 1853 Nr. 2)*). 


„Daß die Bollendung des Berbrehend in der Beraudgabung liege und 
Daß fih ohne Verausgabung feine Bollendung denken laſſe“, — fondern 
die Bedeutung, welche der oberfte Gerichtshof hiebei gewiß mit vollftem Rechte der 
Beraudgabung der Falfificate beilegte, beftand vielmehr darin, fie liefere den über» 
zeugendften Beweid dafür, daß fih die Nahahmung nah dem Plane des Thäters 
bereit als gänzlich ausgeführt darftellte, und er nicht noch weiter daran Hand anzu- 
legen im Sinne hatte. — Es bedarf aber feiner Erörterung, daß ein wefentlicher 
Unterfchied. zwifchen den beiden Sägen beftehe: Wenn das Falfificat bereitö verausgabt 
wurde, fo ift das Berbrehen fhon vollbradt, — und: Das Berbrechen it nur 
dann vollbracht, wenn bereitd die Berausgabung ftattfand. 

*) Die bezügliche Stelle der Entfheidungsgründe lautet: 

„Rah Art. IX des a. b. Patente vom 27. Mai 1852 fol dad neue Straf. 
gefeß auf die vor der Wirkfamkeit desfelben begangenen firafbaren Handlungen nur 
in foferne Anwendung finden, als diefelben durch das neue Strafgeſetz keiner firen- 
geren Behandlung ale nach dem früher beftandenen Rechte unterliegen.‘ 

„Nah dem Hofdecrete vom 25. October 1805, Nr. 751, ift die Berfertigung 
öffentlicher Greditöpapiere, die ald Münze gelten, mit Tinte und Feder ald Verſuch 
des Verbrechens der Ereditöpapierverfälfchung erklärt, und nah $. 96 I. Thle. des 
Str. ©. der Berfuh mit fchwerem Kerfer von 10—20 Jahren, und bei befonderer 
Gefährlichkeit mit lebendlangem ſchweren Kerker beftraft.” 

„Das neue Strafgefeß $. 108 macht, foweit ed fih um die Frage handelt, 
ob das Berbrehen vollbracht oder verſucht fei, feinen Unterfhied, ob die 
Berfertigung mit Werkzeugen, welche die Vervielfältigung erleichtern, oder mit der Feder 
oder anderen Werkzeugen gefchehe; es beftimmt aber eine verfchiedene Strafe; — für 
den erften Fall lebenslangen ſchweren Kerfer und für den zweiten Fall 10—20 Jahre 
fhweren Kerkers.“ 

„Da nun das Verbrechen der Nachmachung der ald Münze geltenden Credits» 
papiere, wenn fie mit der Feder gefchiebt, obwohl fie das vollbradte Ber 
brechen begründet, nach dem neuen Geſetze mit der gleichen Strafe von 
10—20 Yahren fchweren SKterfers, wie der Berfuh nah dem alten Geſetze 
belegt wird, fomit die dem Angeklagten zur Laſt gelegte That nad dem neuen Gtraf- 
geſetze feiner firengeren Behandlung unterliegt, fo ift auf ſolchen Fall auch das neue 
Strafgefeß und fomit die Strafe nah $. 108 von 10—20, und nicht nad 8. 110 von 
1—5 Jahren ſchweren Kerferd in Anwendung zu bringen.” 
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2. In einem Falle, wo bie Nachmachung mittelt Plattendruds erfolgte, 
wurde erklärt, daß Platten Werkzeuge find, welche bie Vervielfältigung erleich« 
tern, und daß es weiter nicht darauf ankommt, ob die angemendete Platte mehr 
oder minder brauchbar war oder baldige Reparaturen erheifchte (&. vom 
23. Auguft 1854, ©. 8. Nr. 126). 


8. 109. 
Strafe der Theilnchmer. 

Siehe die bei $. 5 unter 2. angeführte E. vom 9. September 1853 und 
die Anmerkung bafelbft über den Grundfaß, daß eine Handlung nicht als 
Theilnahbme an dem Berbrechen der Eredbitspapierverfälfchung 
beftraft werden könne, wenn fie fih zwar nach 8.5 als ſolche dar 
fellen würde, aber nicht in der einverftändlichen Berausgabung 
der Erebitspapiere befteht. 


$. 114. 
Abändernug öffentlicher Creditspapiere. 

Es war ald erwiefen angenommen, daß H. Münzfcheine und Banknoten 
zerfhnitten, und die Theile nach Abfonderung eines Streifens wieder 
zufammengeflebt babe, um aus den von mehreren Münzfcheinen und Banknoten 
abgejonderten Streifen einen neuen Dünzfchein und rüdfichtlich eine neue 
Banknote zufammenzufegen, dann daß von ihm folche verkürzte Münzicheine 
und Banknoten ausgegeben worden find. — Der oberfte Gerichtshof erflärte 
gegen die Anficht bes Lanbesgerichtes, daß in diefer Handlungsweife offenbar 
das im $. 114 lit. b normirte Verbrechen ber Verfälfehung öffentlicher Credits⸗ 
papiere liege; „benn H. hat in gewinnfüchtiger Abficht den Inhalt der zer 
fehnittenen Münzfcheine und Banknoten abgeändert, da die auf ſolche Art 
wieder zufammengellebten Scheine und Noten nicht mehr Alles enthielten, 
was fie urfprünglich enthalten haben und was zu ihrem Inhalte gehörte" 
(&. vom 28. December 1854, ©. 3. 1855, Nr. 32). 


——— — — — — 


Zwölſtes Hauptflück. 
Bon der Münzverfälſchung. 


$. 118. 
Abſicht bei dem Verbrechen der Münzverfälſchung. 
1. „Wenn es gleich richtig iſt, DaB das Verbrechen der Dlüngverfälfchung 
Schon dadurch begangen wird, wenn Jemand unbefugt Münze jchlägt, und daß 
Die Abficht, felbe auszugeben, geradezu nicht erfordert, ſondern fchon in 
der That vorausgefeht oder vermuthet wird, fo tft Doch eben fo gewiß, daß 
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gegen diefe Vermuthung fich erweifen kann, e8 habe ber Angellagte bei feiner 
Handlung gar feinen böfen Vorſatz gehabt, und daß ihm daher biefelbe, 
da e8 ohne böfen Vorfag Fein Verbrechen gibt, auch nicht zum Verbrechen ber 
Münzverfälfchung zugerechnet werben Tann“ (&. vom 11. Jänner 1854, 
©. ©. Nr. 31) *). 


Beihhaffenheit der Yalfificate. 


2. Das Geſetz forbert bei dem Verbrechen gegen das Drünzregale fo 
wenig als bei der Grebitöpapterverfälfchung eine volllommene Achnlichkeit 
bes Falfificates mit der echten Münze oder dem echten Papiergelde, jo daß 
biefe Verbrechen nicht mehr vorhanden wären, wenn Worte oder auch Zeilen 
des echten Geldes an dem nachgemachten mangeln, verſetzt, verkehrt oder undeut⸗ 
lich ausgedrüdt find, oder wenn das nachgemachte von dem echten leicht zu 
unterfcheiben iſt (E. vom 19. April 1854, ©. 3. Nr. 62) **). 


$. 118 it a und b. 
Schlagen falfher Münze, 

Die Frage, ob unter Dem Ausbrude „Münze fchlagen” auch das Gießen 
berfelben in Formen begriffen fei, tft bei einer buchftäblichen Auslegung zweifel- 
haft. Der oberite Gerichtshof hat jedoch ihre Bejahung ſtets als etwas fich von 
felbft Verftehendes vorausgefeßt (f. die bereit$ angeführten &. vom 4. Sep⸗ 
tember 1851, 11. Jänner und 19. April 1854), und namentlich mit der &. vom 
23. Auguft 1854 (©. 3. Nr. 126) erflärt, „auf den als erwieſen anerfannten 
TIhatbeftand, — daß ber Angeklagte aus einer Legirung von Zinn und Blei 


*) Nach $. 325 unterliegt es gar feinem Zweifel, daß zu dem Verbrechen ber 
Münzverfälfhung die Abfiht, JZemanden mit der verfälfchten Münze zu hin— 
tergeben, fie alſo auszugeben erfordert werde. — Uchrigene Hatte der oberſte Ge⸗ 
richtshof ſchon vor der Wirkſamkeit des neuen Strafgefeges mit E. vom A. September 
1851 (8. 3. Nr. 231) audgefprodhen, daB zum Verbrechen der Münzverfälfhung der 
böfe Borfap erforderlich fei, die verfertigte oder verfälfhte Münze ald Verkehrsmittel, 
d. i. ale echtes Geld zu benüßen (fiehe Senufl, U. Band, S. 85). — Der Ange- 
klagte hatte nämlich aus Zinn Zwanziger bloß in der Abfiht gegoffen, um fie 
beim Drechelfchreden, einem beim Landvolke in Oberfteiermarf beliebten Spiele, ale 
f- 9. Brechelſchreckgeld zu benützen; — und bei dem oben im Contexrte angeführ- 
ten Falle Hatte der Angeflagte einige Stüde öfterreichifcher Liren bloß „zur Probe 
und aud Neugierde” aus Blei gegoffen, diefelben aber wieder vernichtet. 

) Der Angeklagte batte ein echtes Sechskreuzerſtück auf den Tiſch gelegt, 
geihmolzened Blei darauf gegoffen, und auf die Mafle dann einen zweiten echten 
Süberfehfer fo eingedrüdt, daß von dem einen echten Sechfer der k. k. Adler mit der 
Krone, vom andern aber die Kehrfeite in Blei abgedrüdt wurde; dann die Ränder des 
Falſificates mit einer Feile geglättet und ausgegeben. An dem Falfıficate erfchienen 
daher Krone, Adler und Infchrift, fo wie die Rückſeite nicht erhaben, die Ziffer 6 aber. 
fo wie dad Wort „Kreuzer und die Jahreszahl verkehrt. 
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fächfifche Thaler gen offen habe, — finde die Beftimmung bes 8. 118 Hit. b 
ihre wortdeutliche Anwendung“. 


8. 118 At. c. 
Das Berfilbern echter Münzen begründet das Berbrechen der Münzverfülſchung nicht. 


Das Sefeh fordert zu dem Verbrechen ber Dlüngverfälfchung ausdrück⸗ 
lich eine Handlung, durch welche echten Stüden Geldes die „Seftalt” von 
Stüden höheren Werthes zu geben verfucht wurde; nun kann man aber nicht 
behaupten, daß durch das bloße Anreiben von außer Curs gefehten Biertel- 
Treuzern mit Zinn-Amalgam benfelben fchon bie „Oeſtalt“ von Stüden 
höheren Werthes (von Sechökreuzer-Silberftüden) gegeben worden fet, indem 
hiezu nicht bloß die Nachbildung ber den Silberftüden ähnlichen glänzenden 
Farbe, fondern auch noch die Nachbildung der weiteren äußeren Form — ber 
Prägung — was Alles zu bem Begriffe der „Geſt alt“ einer Silbermünze gehört 
— erforderlich gewefen wäre. Den fraglichen Münzen wurde daher bloß die 
Farbe, leineswegs aber die Geſtalt von gangbaren Silbermünzen zu geben 
geſucht (E. vom 28. Juni 1854, &. 3. Nr. 89). 


8. 118 lit. d. 
Herbeilhaffung von Werkzeugen zur Münzverfälſchnuug. 


Nach $. 118 lit. d iſt das Verbrechen der Müngverfälfchung ſchon dann 
als vollbracht anzufehen, wenn ber Thäter die Werkzeuge zur falfchen Mün- 
zung auch bloß herbeigefchafft und dabei die Abficht gehabt hat, Durch Deren 
Anwendung falſche Münzen zu prägen, ohne bag das Gefecht zu dieſer 
Bollbringung auch das Ausprägen falfher Münzen, ober wenige 
tens das Beginnen biefer Ausprägung fordert (E. vom 24. Mai 
1854, ©. 3. Nr. 81). 


8. 119. 
Strafe der Münzverfälfhung. 


Mehrere Berfonen hatten 250 falfche öfterreichifche Lire ausgeprägt, und 
im Kleinverlchre ausgegeben. Im Laufe der Unterfuchung kamen jeboch nicht 
mehr als zwölf von den verausgabten Stüden zum Vorſcheine, eines derfelben 
war von einem Golbarbeiter, zwei in einer Salztrafif eingenommen worden. 
Der Befund des Münzamtes Tautete dahin, daß bie Stüde aus oberflächlich 
verfilbertem Meſſing befteben, falfch und werthlos, und vorzüglich durch Die an 
ben erhabenen Stellen fichtbar hervortretende gelbe Meflingfarbe „Fehr leicht 
als falfch erkennbar“ feien. 


Der oberfte Gerichtshof nahm jeboch nichts befto weniger nicht an, daß 
„die Verfälſchung für Jedermann erkennbar" geweſen fei, und erfannte 


vielmehr auf den Strafſatz von fünf bis zehn Jahren, und awar in ber Erwaͤ⸗ 
Herbſt, grundſätzl. Entfcheidungen. 
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gung, baß die Leichte Erkeunbarkeit der Kälfchung, bie nach bem Ausſpruche 
ber Erperten auf bem fichtbaren Hervortreten des uneblen Metalles (Mefling) 
an den erhabenen Theilen ber Münzen beruht, zunächft nicht dem Fälfcher und 
ben eriten Ausgebern zu Gute kommen Lönne, weil die Münzen aus ihren 
Händen verfilbert in den Verkehr gelangten, und das theilweife Verſchwinden 
des Silbers nur bie fpäter eingetretene Folge der Abnütung burch den Ver⸗ 
kehr et, und baß der erwähnte Ausfpruch ber Kunftverftändigen burch bie 
Thatfache ber Ausgabe einer bebeutenden Menge falfcher Stüde an verſchiedene 
Perſonen entkräftet werbe, worunter noch dazu folche fich befanden, bei benen 
bie Möglichkeit, durch falfche Muͤnze Teicht getäufcht zu werben, nicht ange- 
nommen werben koͤnne (E. vom 15. April 1856, G. 3. Nr. 69). 


Dreizehntes Haupfftück. 
Bon der Religionsft drung. 


$. 122 lit. a. 
Gottesläfterung. 

1. Die böfe Abſicht bei dem Verbrechen der Öottesläfterung befteht 
eben nur darin, bag durch bie mündliche oder fchriftliche Aeußerung offenbare 
Verachtung gegen bie Gottheit Fundgegeben wird, fie Tiegt Daher unverkennbar 
in dem Gebrauche folcher Aeußerungen felbft (E. vom 24. November 1851, 
G. 3. Nr. 294). 

2. Der Behauptung in den landesgerichtlichen Motiven, daß jeder Ehrift 
das Erucifir als den gelreuzigten Heiland anbete, kann zwar nicht beigepflichtet 
werden, und fie Scheint auch wirklich nur in einer unrichtigen Ausdrudsweife 
zu liegen, da das Landesgericht offenbar nur fagen wollte, daß durch das 
Grucifir der gefreugigte Helland dargeftellt werde, den jeder Katholif als 
Gott anbeiet. So viel ijt aber jedenfalls gewiß, daß das Erueifir 
die bildliche Darftellung unfers göttlichen Erlöfers ift, und daß 
eine frevelhafte, ſchmähende Berahtung ausbrüdendbeleußerung 
nicht auf Das Bild, fondern auf das höchſte Wefen bezugen werben 
müfle, und das Object, welches durch folche Läfterungen getroffen werben 
follte, nicht das Grucifix, ſondern der dadurch vorgeftellte, gekreuzigte göttliche 
Erlöfer fei (&. vom 17. Februar 1853, Magazin VII. Band, Nr. 78). 

3. Die Kundgebung folcher Reben, deren Inhalt zweifellos eine Oottes⸗ 
läfterung enthält, begründet das Verbrechen der Religionsftörung, ohne daß 
ein weiterer Beweis der böfen Abficht erforderlich wäre (E. vom 27. October 
1853, bet Hye, a. a. O. ©. 764). 

4. Es ift nicht richtig, daß eine Sottesläfterung nur dann vorhanden, 
und der $. 122 Iit. a nur dann anwendbar ſei, wenn Jemand der Berfön- 
lichk e it Gottes Schlechte Eigenfchaften oder Laſter beilegt, oder gegen biefelbe 


Strafgefeb $. 122 Ht. b. 99 


Schmaͤhworte vorbringt, oder daß jenes Geſetz ausſchließlich nur Die Perſoͤnlich⸗ 
keit Gottes, abgeſehen von der ſpeciellen kirchlichen Auffaſſung bes Begriffes, Gott“ 
vor Augen habe; weil man auch ſchon durch Herabwurdigung und Schmähung 
ber Eigenfchaften des höchften Weſens, die Ehrfurcht gegen deſſen Perſoͤnlichkeit 
ſelbſt gröblich verlegt und offenbare Verachtung bezeigt, mithin eine Käfterung 
ausſpricht. Es ift baher jenes Geſetz auf alle folche Fälle und zwar ohne inter 
fchied der Eonfeffion der Befchuldigten anwendbar, ba es von Feiner fpeciellen 
Confeſſion fpricht, fondern ganz allgemein lautet (E. vom 24. Jänner 1855, 
G. 3. Nr. 39). 


8. 122 lit. b. 


Etsrung einer im Staate beftehenden Religionsübung; — entehrende Mißhandlung 
an den zum Gottesdienſte gewibmeten Geräthſchaften und dadurch der Religion 
öffentli begeigte Beratung. 

Es war in thatfächlicher Beziehung als erwiefen angenommen, daß, ale 
die Israeliten ihr heiligſtes Feſt, das Verföhnungsfeit, welches nach ihren 
Religionsvorfihriften Durch 24 Stunden ununterbrochen fortzubauern bat, in 
ihrem Bethaufe zu Neuftift feierten und damit gegen ſechs Uhr Abends ange- 
fangen hatten, ihr Gottesdienſt bald darauf um etwa fieben Uhr von, als Zu- 
fchauern verfammelten Ehriften in der Art geftört worben fet, daß es burd) laͤr⸗ 
mendes Reden und Lachen, Nahhöhnung ihrer Gebete und andere höchft 
unanftändige Handlungen in ber VBorhalle des Bethaufes unmöglich gemacht 
wurde, die Gebete ruhig zu verrichten, ſo Daß der Borbeter und die zur Andacht 
verfammelten Israeliten fich nicht mehr verftehen konnten, ber Vorbeter fich 
deshalb möglichft beeilen mußte, um nur bie nöthigften Gebete zu beenben, 
bag die Thüre des Vorhauſes mit Gewalt zugefchlagen, der Schlüffel abge- 
zogen und befeitiget wurde und die Störung durch faft zwei Stunden bauerte. 
— Ferner, daß das Waffergefäß, welches im Vorzimmer als einem zum Bet 
hauſe gehörigen Beſtandtheile nach den Religtonsvorfchriften nothwendig vor⸗ 
handen fein muß, und welches, fo wie das barin befindliche Waffer als 
ein heiliges unmittelbar zum Sottesbienfte gewidmetes Geräthe 
angeſehen wird, verumreiniget, das Wafler abgelaffen und auf die Zuſchauer 
veriprigt wurde. — Endlich, daß die Abficht fämmtlicher dabei betheiligten An⸗ 
geflagten dahin gerichtet war, bie Israeliten in ihrer Religionsübung zu ftören 
und ihrer Religion öffentlich Berachtung zu bezeigen. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte mit E. vom 21. April 1853 (G. 2. 
Nr. 64), daß durch dieſe Handlungsweife in böfer Abficht bie geſetzlich 
beſtehende israelitifche Religionsübung geftört und bas bemerkte 
Gefaͤß und Wafler, als zum Sottesdienfte gewidmete Geräthfchaften auf 
entehrendbe Weiſe mißhandelt und dadurch ber ißraelitifchen Religion 
öffentlich Verachtung bezeigt worden ift, daß fich fomit barin bie Kri- 
terien bes Verbrechens ber Religionsfiörung nad) 8. 122 lit. b vereinigen. — 

In den Richtigkeitsbeſchwerden gegen das mit ber Anficht bes oberften 

7* 
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Gerichts hofes übereinſtimmende Iandesgerichtliche Urtheil war geltend gemacht 
worden: 

1. daß zum Begriffe der Störung einer Religionsübung ein 
unmittelbar actives Eingreifen in die Thätigkeitsäußerung ber Beenden 
und eine unmittelbare Unterbrechung berfelben gehöre, hiezu aber das 
bloße Lärmen und Lachen nicht Hinreiche, weil baburch jene Thätigkeitsäußerung 
nicht geftört wird, fondern Höchftens veranlaßt werben Tann, daß bie in der 
Religionsübung Begriffenen folche aufgeben, welche Anficht auch durch ben 
$. 303 beftätiget werde; — 

2. daß durch das Verfpriken bes Waſſers bas Gefäß nicht mißhan⸗ 
beit und zum Gebrauche für den Gottesbienft nicht untauglich gemacht 
worden fe; — 

3. daß die Israeliten zur Errichtung bes Bethaufes in Neuftift 
Feine Bewilligung ber Behörde nachweiſen konnten. 

Die Entfcheidungsgründe bes oberiten Gerichtshofes fprachen fich jeboch 
über diefe Argumente folgendermaßen aus und zwar 

zu 1. Sjener engere Begriff der Störung möge wohl in Bezug auf ben- 
jenigen gelten, welcher in einer rein mechanischen Befchäftigung begriffen ift, 
weil berjelbe allerdings darin durch bloßes Lachen und Lärmen eines Anderen 
nicht gehindert wird; anders aber fei es Hinfichtlich eines in einer geiftigen Bes 
fhäftigung, mithin auch in einer Andachtsübung Begriffenen, beffen Thätigkeit 
busch Tautes Lachen und Lärmen in der Nähe allerdings gehindert und 
gelähmt, d. i. nach dem allgemeinen Sprachgebrauche geftört wird, welcher 
erweiterte Begriff von Störung auf den vorliegenden Fall um fo mehr pafle, 
als das Lachen und Lärmen im Vorzimmer veranlaßte, daß die Betenden ben 
Vorbeter nicht vernehmen konnten und deßhalb die Andachtsuͤbung zu unter 
brechen gezwungen wurden; — 

zu 2. daß den Angeklagten nicht Die Mißhandlung des Gefäßes, fon- 
bern das Verfprigen Des Waffers zur Laft gelegt wurde, und biefes Wafler 
von den Juden gleichfalls als ein Heiliges, zum Gottesdie nſte gewidmetes 
Geräthe angejehen werbe, daher allerdings zur Laft falle, Daß durch das 
erwähnte Verfprigen ein folches Geraͤthe mißhandelt worden ſei; — 

zu 3. Daß die ißraelitifche Religionsübung in Defterreich inı Allgemeinen 
beftebt, und e8 daher nun einmal eine im Staate beſtehende Religions: 
übung war, welche von den Angellagten geftört wurbe, auch nicht ihre Sache 
war, zu unterfuchen, ob die Israeliten eine Bewilligung ber Behörde zur Hal- 
tung eines Bethaufes zu Neuftift Hatten oder nicht. 


$. 123. 
Strafe des Verbrechens der Religionsſtörnug. 
Begriff eines öffentlichen Aergerniſſes. 
1. Daß im 8. 123 unter öffentlichem Aergerniſſe ein allgemeines 
verftanden werben müfle, zu welchem bie bloße Deffentlichleit des Ortes und 
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bie bloße Anweſenheit von zwei ober drei Perfonen, bie Aergernig nahmen, 
nicht Hinzeicht, geht fchon daraus hervor, daB fih der Erfchwerungsgrund bes 
öffentlichen Aergerniſſes auch auf den S. 122 lit. b, nämlich auf jenen Fall der 
Religionsftörung bezieht, wo ber Religion öffentlich, d. i. an einem öffentlichen 
Drte oder vor mehreren Leuten Verachtung bezeugt wird. Wenn aber in dieſem 
Halle der Religionsftörung die Deffentlichleit des Ortes oder die Anwefenheit 
mehrerer Perfonen ſchon zu den wefentlichen Merkmalen bes Ber« 
brechens der Religionsftörung felbit gehört, fo kann zum Hinzu 
fommen bes Erfhwerungsgrundbes bes öffentlichen Aergerniffes 
die Deffentlichkeit bes Ortes und bie Anmefenheit von ein Paar Perfonen 
offenbar nicht genügen, weil fonft der erwähnte Fall ber Religionsftörung nach 
$. 122 lit. b auch ſchon an und für fich zugleich mit bem Erfchwerungsgrunbe 
des öffentlichen Aergerniffes begleitet wäre, was Doch bei gehöriger Geſetzes⸗ 
auslegung nicht angenommen werben kann (E. vom 10. Mai 1854, ©. 8. 
Nr. 75). 


Begriffeiner gemeinen Gefahr. 


2. Weder im Worte, noch im Geiſte des Geſetzes ift es gegründet, Die 
gemeine Gefahr nur dann anzunehmen, wenn bie Verführung allgemein 
war, die bargelegte Lehre ſyſtemmaͤßig unb mit überzeugender Kraft vorgetragen 
wurbe. Wenn biefe Bedingungen eintreten, jo wirb mit der Religionsftärung 
eine große Gefahr verbunden fein, und felbe muß dann mit ſchwerem Kerker 
bis zu zehn Sahren beftraft werden; doch wenn auch dieſe Bedingungen 
mangeln, kann mit der Religtonsftörung immer noch gemeine Gefahr ver 
bunben fein und in diefem Falle findet der Straffat von Einem bis auf fünf 
Sabre feine Anwendung; — und 


3. Wenn das Haupt einer Familie, ber Bater von mehreren Kindern, 
bie noch in jenem Alter find, wo Verführung ohne befondere Schwierigkeit 
gelingt, nicht Ein Mal und im Momente einer Aufwallung, fondern öfter und 
mit Meberlegung in Gegenwart biefer feiner Kinder Gott und Religion Täftert 
und verfpottet, jene Kinder mit Hohn und Spott von fich weifet, bie bie Kirche 
befucht haben und die Lehre der Religion befolgen, dagegen jene mit befon- 
derer Zuneigung belohnt, die feinen Anfichten ſich zuneigen; wenn ein folcher 
Bater es unternimmt, auf biefe Weiſe jedes religiöfe Gefühl, die Achtung für 
Pflicht und Tugend in feinen Kindern zu zerftören, fie felbft auf den Weg 
bes Kafters und Verbrechens zu führen, fie zu gemeinfchädlichen, zu foldhen 
Menſchen zu bilben, bie im höheren Grade ber bürgerlichen Gefellfchaft gefähr- 
lich werben müffen, fo muß deſſen Unternehmen als ein foldes 
bezeichnet werden, mit welchem gemeine Gefahr verbunden if (E. 
vom 1. Zuli 1852, ©. 3. Nr. 119). 
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Vierzeöntes Hauptftüc. 


Bon der Nothzucht, Schändung und anderen fohweren 
Unzudtfällen. 


8. 126. 
Etrafe der Nothzucht. 

Der mit einer Unmündigen, wenn gleich mit ihrer Zuflimmung und 
baher ohne eigentlihe Sewaltanwenbdbung unternommene außereheliche 
Beiſchlaf kann doch die zweite Strafabitufung bes $. 126 nach fich ziehen”), 
weil wegen ber gefeglichen Unfähigkeit einzumwilligen, ein dießfälliger auch 
mit ihrem Willen unternommener Act bei dem vom Geſetze für fie und in 
ihrem Namen ausgefprochenen Proteſte als eine Bezwingung ihres Willens, 
fomit als eine Gewaltthat erflärt wird (E. vom 6. Mai 1851,9.3.Nr. 113). 


8. 127. 
Beiſchlaf mit einer Unmiindigen. 

1. Es muß fichergeftellt fein, daß es in der Abficht bdeffen, der an 
einer Frauensperſon unter vierzehn Jahren ben außerehelichen Beifchlaf unter 
nommen bat, gelegen fei, eine Perfon, die jenes Alter noch nicht 
erreicht hat, zum Begenftande feiner Lüfte zu machen”). Hatte er 
dagegen Gründe anzunehmen, daß dieſe Perfon die Mündigkeit fchon über 
fchritten habe, was aber dennoch nicht der Fall war, fo befand er fich allerdings 
in einem Srrthume, der ihn in feiner Handlung das obige Verbrechen nicht 
erkennen ließ, welche Handlung ihm daher auch als folches nach $. 2 nicht zuger 
rechnet werden kann (E. vom 7. October 1852, &. 3. Nr. 147) *. 


*) Der 8. 126 macht nämlich die Anwendbarkeit der höheren Strafe (des 
ſchweren Kerferd von 10 bis 20 Fahren), ebenfo wie vordem der $. 111 I. Thls. des 
Str. ©. davon abhängig, daß „Die Gemwaltthätigleit” einen wichtigen NRadı- 
theil — — zur Folge gehabt hat. Gegenwärtig kann bei der Zertirung des Schluß- 
faße® des 3. 126 die Nichtigkeit der obigen Anficht noch weniger bezweifelt werben, 
da fih dort nicht des Ausdruckes „die Gewaltthätigkeit“, fondern „das Ver⸗ 
brechen” bedient wird. („Hat dad Verbrechen den Zod der Beleidigten verurfacht, 
fo tritt febendlanger fehwerer Kerker ein.) — Zenull hatte in feinem Kommentare 
(I. Bd. S. 98) die entgegengefegte Anficht aufgeftellt und behauptet, der höhere 
Straffaß fei auf den Fall des Verbrechens befchräntt, wenn dasſelbe fih auf „Ge⸗ 
waltthätigkeit‘ gründet. 

») Zur Motivirung diefed Grundſatzes wurde eben jene oben bei $. 1 ange- 
führte Princip aufgeftellt, wonach die Zurechnung zum Verbrechen ausgeſchloſſen ift, 
wenn jene Thatumftände, die dad Geſetz ald Merkmale eined Verbrechens bezeichnet, 
ohne Wiffen oder gegen den Willen des Thäters eingetreten find. 

***) Zugleich erklärte der oberſte Gerichtshof, es fei nicht zu befürchten, daß 
beim Feſthalten an diefem Grundſatze die Schänder unmündiger Perfonen ſich leicht 
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2. Mit dem Ausdrude: „unternommen“ verbindet fchon ber allgemeine 
Sprachgebrauch nicht bie vollendete Ausführung einer heabfichtigten Hand⸗ 
lung, fondern nur ben Anfang berfelben; daß aber auch ber Geſetzgeber mit 
jenem Ausdrude im $. 127 bes Str. G. nicht ben vollendeten Beifchlaf 
gemeint babe, geht Har daraus hervor. weil er fich fonft ftatt bes Wortes: 
„unternommene" eines ber eben ſo kurzen und buͤndigen Worte: „ausge 
führte, vollendete oder vollzogene”“ bedient haben würde. Auch die Zufammen- 
ftellung ber 88. 125 und 128 dient ber entgegengeſetzten Auslegung nicht zur 
Stüße, ba nur der erftere vom Beifchlafe überhaupt, mithin vom verfuchten 
fowohl als vom vollendeten handelt, während ber Letztere bes Beiſchlafes gar 
nicht erwähnt, fondern nur von den Fällen eines anderweitigen gefchlechtlichen 
Mißbrauches fpricht (E. vom 2. December 1852, ©. 3. 1853, Nr. 29). 


3. Da rüdfichtlich einer unmünbigen Perſon fchon der „unternons 
mene“ außerehbelihe Beifchlaf (— früher nad $. 112 bes J. This. des 
Str. G. ſchon die „unternommene Schändung“ —) das vollendete Ver⸗ 
brechen begründet, fo ift eine zur Ausübung führende Handlung ber Verſuch 
Des Verbrechens der Nothzucht (E. vom 7. Zuli 1851, ©. 3. Nr. 169). 


4. „Der 8. 127 erflärt rüdjichtlich einer Perfon weiblichen Geſchlechtes 
unter 14 Jahren den unternommenen außerebelichen Beifchlaf als das Ver⸗ 
brechen ber Nothzucht.“ 


„Die Anficht: das Geſetz gebe, wenn ber 8. 127 zum Beftanbe ber Noth- 
zucht auch nicht den vollbrachten, fondern bloß den unternommenen 
oder angefangenen Beifchlaf fordert, doch Dadurch zu erfennen, baß bie im 
erwähnten Paragraphe gebachte Perfon meiblichen Sefchlechtes phyfiſch fo 
weit entwidelt fein müfle, um fie fleifchlich gebrauchen und ben Beifchlaf nicht 
bloß anfangen, ſondern auch vollbringen zu können, indem man nicht voraus» 
feßen Tänne, daß das Geſetz den Fall eines angefangenen ober verfuchten Bei⸗ 
ſchlafes auch dann als beftehend angefehen wiflen wolle, wenn fich deſſen Voll 
bringung als unmöglich offenbart — ift irzig, denn ber $. 127 macht keinen 
Unterfchieb weder nach bem Alter unter vierzehn Jahren, noch nach ber phyfl- 
fhen Entwidlung eines unmündigen Mädchens.‘ 

„Die wäre es auch bei ber Berfchiebenheit der Förperlichen Gonftitution 
und Entwidlung möglich, im Allgemeinen die unterfcheibenden Momente zu 
bezeichnen, welche der Beurtheilung ber verfchiedenen Fälle zum Grunde gelegt 
werben follen, und wie läßt es fich füglich denken, dag mit Rüdficht auf die 
Altersftufe von weniger als vierzehn Jahren, bie an einem jüngeren Maͤdchen 





— — 


der verdienten Strafe durch die Behauptung entziehen können, daß fie die Geſchaͤndete 
für mündig gehalten haben, indem ed den Richtern obliegt, jene Umftände genau 
zu erwägen, die für und die gegen eine foldhe Behauptung ſprechen, und fie nur 
dann als eriwiefen anzunehmen, wenn fie bie innerfle Heberzeuyung gewannen, daß 
felbe Glauben verdiene. 
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unternommene Handlung weniger ftrafbar ſei, al8 bie, welche an einem älteren 
Mädchen begangen wird, ba doch von felbft einleuchtet, daß je zarter bag Alter, 
deſto nachtheiliger und gefährlicher die Folge iſt. 


„Fordert endlich das Geſetz zum Verbrechen der Nothzucht im Sinne 
bes 8. 127 nicht die Bollbringung, fondern nur bie Unternehmung bes 
außerehelichen Betfchlafes, fo Tiegt diefer Beftimmung auch die Rüdficht zum 
Grunde, bag die Vollbringung bes Beifchlafes an einem unmünbigen Mädchen 
nicht immer möglich iſt)“ (E. vom 16. Juni 1853, ©. 3. Nr. 84). 


5. Die Anflcht, daß ber mit einer unmündigen Perfon ohne Anwendung 
von Gewalt unternommene oder vollzogene Belfchlaf nur dann das Verbrechen 
ber Nothzucht bilde, wenn das unmündige Mäbchen noch im Beſitze 
ſeinerjungfräulichen Ehre undfrüher von einem Manne noch nicht 
gebraucht worden war, iſt nicht richtig, denn dieß wird in dem Strafgeſetze 
nicht als ein Erforderniß bezeichnet und der 8. 127 gewährt ohne Unterſchei⸗ 
dung allen Srauensperfonen unter vierzehn Jahren, unter ben beftimmten 
Strafſanctionen den gefeßlichen Schuß, was auch in dem Geiſte und der Ab- 
ficht bes Geſetzes ſelbſt Liegt, da Mädchen unter vierzehn Jahren, welche viel« 
leicht noch in den Jahren ber Kindheit das Unglüd hatten, von einem Ver⸗ 
führer um ihre jungfräuliche Ehre gebracht zu werden, deßhalb von dem ihnen 
zugeftanbenen gefeßlichen Schuße gewiß nicht ausgefchlofien, und den Lüften 
auberer Männer ftraflo8 preisgegeben werben wollten, zumal durch derlei fort« 
geſetzte Beiwohnungen ber erfte bedauerliche Gindrud auf bas Gemüth immer 
erneuert, das Schamgefühl und die Moralität folcher jugendlichen Gefchöpfe 
untergraben und hierdurch ber Tendenz des Geſetzes entgegengewirkt wirb 
(&. vom 20. October 1853, ©. 3. Nr. 148). 


8. 132. 
III. Verführung zur Unzucht. 


1. Der Begriff der „Berführung” enthält Feine reine Thatfrage, ſon⸗ 
bern einen Rechtsbegriff, und dieſelbe beiteht darin, Daß eine Berfon ohne 
felbft durch ihr unfittliches Benehmen ober burch ihre befannte 
Kebensweife dazu aufzufordern, es fei burh Schmeichelei, Auf 
segung ihrer Sinnlichkeit oder auf anbere Art dahin gebracht wird, 
zu einer Unzuchthandlung fich herbeizulaffen, die fie fonft nie 
begangen, an fich nie geftattet haben würde; — 


2. Dem Mitvormunde tjt die Mitaufficht über die Pupillen anver- 
traut und zur Pflicht gemacht, und es wirb die richtige Anwendung bes 


) Das Landesgericht hatte den Angeklagten nur des Verbrechens der Schän« 
dung nach $. 128 fchuldig erklärt. 
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obigen Geſetzes auf ben Mitvormund dadurch, bag bie Erziehung ber Pupillen 
unb die Aufficht über diefelben zunächft und unmittelbar ber Mitvormünderin 
übertragen was, eben fo wenig gehindert, als durch ben Umftand, daß der 
Mitvormund durch Tängere Zeit fein Mitauffichtsrecht nicht ausübte, und feiner 
diepfälligen Verpflichtung nicht nachlam (E. vom 24. November 1851, ©. 3. 
Nr. 294). 


3. Ein Angellagter hatte behauptet, daß feine Stieftochter feiner Auf- 
ficht nicht anvertraut worden war, alfo das Verbrechen ber Verführung zur 
Unzucht nicht vorliege. Die Nichtigleitsbefchwerbe wurbe aber aus nachſtehen⸗ 
ben Motiven verworfen: „Abgefehen davon, daß das Landesgericht in that- 
fächlicher Beziehung als erwiefen annimmt, ber Angeflagte habe über feine 
Stieftochter bie Auffücht factiſch ausgeübt, hat derfelbe dadurch, daß er 
die Drutter derfelben geehelicht und fie mit ihren Kindern in feinen Haushalt 
aufgenommen bat, als Haupt ber Familie die Aufficht über felbe übernommen, 
und wenn auch ben verführten Minderjährigen ein Vormund, der für fie zu 
forgen hatte, beftellt war, fo bat diefer dadurch, daß er fie in der Pflege und 
Haushaltung des Angellagten belieh, worüber er dem vormundfchaftlichen 
Serichte in ben geſetzlich vorgefchriebenen Ausweiſen bie Anzeige zu machen 
verpflichtet war, bem Angellagten bie Pupillin zur unmittelbaren Aufficht wirk⸗ 
lich anvertraut” (E. vom 28. Jänner 1853, ©. 3. Nr. 51) *). 


4. Die Aufficht über die Kinder eines Dienftgebers gehört keineswegs 
zu den gewöhnlichen Dienftverrichtungen einer Magd überhaupt, fie ſetzt das 
Bertrauen ber Eltern auf bie fittlichen Eigenfchaften und die Gewiſſenhaftig⸗ 
feit jener Perfon voraus, welcher fie Die Aufficht über ihre Kinder übertragen 
(— und es ift daher in folchem Falle das Kind, wie e8 das Geſezt forbert, 
„eine ihrer Aufſicht anvertraute Perſon“). Auch läßt ſich aus dem 
Geſetze nicht rechtfertigen, daß der Begriff „Aufſicht“ im 8. 132 nur auf jene 
Perſonen beſchraͤnkt werben müfle, Denen die Bflege anderer Perfonen anver- 
traut wird, da felbft ber $. 378 Die „Pflege“ von ber „Aufſicht“ unterfcheibet 
unb ber $. 132 im Allgemeinen nur fordert, daß bie zur Unzucht verführte 
Perſon dem Verführer zur Aufficht anvertraut war, und biefes ebenfo 
von ber Kindsmagd, wie von dem Diener überhaupt behauptet werden muß, 
der das Kind in die Schule führt ($. 376 — E. vom 17. Kebruar 1853, 
G. 8. Nr. 54). 


) Ein ganz ähnlicher Fall wird in der Zeitfehrift 1838, IL. Bd. ©. 364 
erzählt. Bei demfelben mwurbe aber der Stiefvater vom Griminalgerichte aus dem 
Grunde fhuldlos erklärt, weil die Stieftochter feiner Erziehung oder Auffiht ämtlich 
nicht anvertraut worden fei; obfchon er bei feiner Berheiratbung mit ihrer Mutter 
den Bormund durch ein mit diefem getroffened Webereinfommen ausdrüdlich aller auf 
die Erziehung gerichteten Pflichten mit der Berficherung enthoben hatte, er werde für 
das Befte ded Mädchens ſchon forgen (fiehe dagegen die unter 5. angeführte E.). 
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5. &8 wird keineswegs erforbert, baß das Anvertrauen von dem &e- 
richte ober ber Bormundfchaft ausgegangen fet; es genügt, daß Jemanden 
eine Perfon zum Unterrichte, zur Aufficht, zur Erziehung überhaupt anver 
traut wurde, und biefer eine folche Verpflichtung übernahm (&. vom 6. Mai 
1853, ©. 3. Nr. 65). 

6. Aus dem gebrauchten Worte „verleitet“ ergibt fih, bag zur 
Eriftenz dieſes Verbrechens nicht erforderlich jet, daß die Kinder in Folge 
ber Berleitung wirklich unzüchtige Handlungen begehen, fondern es ift nad) 
ber Bedeutung des Wortes: Verleiten“ und dem Sinne biefes Geſetzes 
zureichend, wenn ber Thäter Die Verleitung untemommen hat, unb biefe 
ohne Erfolg geblieben ift. Bon feiner Seite it in einem folchen Kalle Alles 
geichehen, was das Geſetz zu dieſem Verbrechen erforbert, und der nach⸗ 
theilige Erfolg von Seite der Verleiteten müßte ihm als erfchwerenb zuge 
rechnet werden ”). 


7. Die Berleitung zu unzüchtigen Handlungen kann nicht nur durch 
Worte und Meberrebungen, fonbern auch durch darauf abzielende Handlungen 
geſchehen, und biefe Ießtere Art der Berleitung erfcheint als noch gefährlicher 
und verderblicher (&. vom 11. November 1852, G. 3. 1853, Nr. 15). 


8. 132. 
IV. Kuppelei. 


Siehe die über den Begriff der Kuppelei bei 8. 512 unter 1. angeführ- 
ten Entſcheidungen. 


*) Bei diefer Audlegung wird das Wort „verleitet bloß auf die KHaudlung 
des Thäterd und nicht auf das Eintreten des beabfichtigten Erfolges bezogen und das 
Berbrechen der „Verführung ald vollbracht angefehen, wenn der Thäter feinerfeit® 
die dahin abzielenden Handlungen vollftändig gefept hat, mögen diefelben auch von 
einem Erfolge nicht begleitet gemwefen fein. — Gegen diefe Auslegung läßt ſich aber 
mit Grund die Paralleiftelle im $. 105 (und $. 311) anführen. Dort will das 
Gefeg eine ohne Erfolg gebliebene Berleitung als vollbrachtes Verbrechen 
erflären, es bedient fih aber nicht des Ausdrudes „verleitet, fondern „zu ver⸗ 
leiten ſucht“, und gibt dadurch zu erfennen, daß nur derjenige, der feinen Zwed 
erreicht, „verleite”, jener aber, bei dem dieß nicht der Kal ifl, Bloß „zu ver- 
leiten fuche”. (Dasfelbe ergibt fi) auch aus der Tertirung ded &. 122 lit, c, wo 
von verfuhhter Berleitung zum Abfalle vom Chriſtenthume gefprochen wird). 
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Sünfzeßntes Hauptſtück. 
Don dem Morde und Todtichlage*). 


$. 134. 
Mord, 

Ueber bie Frage, ob ber Tob bann als aus ber Handlung erfolgt anzu» 
ſehen fei, wenn durch diefelbe die Wirkung ber fehon vorhandenen Tobesurfache 
nur beichleunigt wurde, f. die bei ben SS. 356 und 357 angeführte E. vom 
27. Jänner 1857; — ferner über bie Frage, ob jenes ber Fall fet, wenn ber 
Tod durch fofort und zweckmäßig angewenbete Kunfthilfe hätte abgewenbet 
werben koͤnnen, Die &. vom 6. Juni 1855 bei $. 140 unter 7.; — enblich über 
Mordyverſuch die bei $. 8 unter 3., 4. und 11. angeführten Entfcheidungen. 


8. 135. 
Arten ded Mordes. 
Meuchelmord. 


Ueber die Bedeutung bes Ausdruckes; tückiſcher Weiſe“ ſ. die €. 
vom 21. Auguſt 1851 bei 8. 155. 


$. 136. 
Strafe des vollbrachten Mordes fiir den Befteller. 


Da der Mord nur dann als beftellt anzufehen ift, wenn Jemand zu 
befien Verübung gedungen oder hiezuauf eine andere Weile von einem Dritten 
bewogen worben ift ($. 135 3. 3), fo „fann als Befteller eines Mordes nur 
ber Urheber der That, nur jener angefehen werben, ber nicht nur in einem 
Anderen ben Gedanken erregt hat, einem Dritten das Leben zu nehmen, ſondern 
der auch, fei ed nun burch Verheißung eines Lohnes, oder auf andere Weife 
dahin gewirkt Hat, daß biefer Gedanke zum Entfchluffe wurde, ber ihn daher 
auch bewogen hat, zur Ausführung dieſes Entfchluffes zu ſchreiten.“ 

„Dagegen tft ein fo fortgefehtes Einwirken nicht erforderlih, um von 
Jemand fagen zu können, er habe in einem Dritten ben Gedanken 
erregt, einen Mord zu begehen, er babe deſſen Sinn auf bie Boll 
bringung ber That gelenkt; — denn auch nur bingeworfene, felbft auch 
ohne Abficht ausgefprochene Worte können Urfache fein, daß in Jemand ber 


*) In der E. vom 25. November 1852 (©. 3. Nr. 154) wird augführlich nach» 
geiwiefen, daß auch nah dem Strafgeſetzbuche vom Jahre 1803 eine Handlung, welche 
den Tod eines Andern zwar nothiwendig, jedoch nur in Folge der perfönliden 
Befhaffenheit des Getödteten herbeiführte, ald zur Begründung des 
Thatheſtandes des Verbrechens des Mordes oder Todtſchlages geeignet angefehen 
werben mäfle. 
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Gedanke, einen Anderen zu morben, rege werde, und biefer Gedanke kann dann 
auch ohne fernere frembe Einwirkung zum Entfchlufle und zur That reifen.“ 

Diefen Grundſätzen gemäß wurde mit E. vom 15. Zuli 1852 ausgefpro- 
chen, die D., von ber daß Landesgericht als erwieſen annahın, fie habe bem 
Michael Gr. den Gedanken eingegeben, feine Gattin zu ermorden (avero sug- 
gerito al Gr. di ammazzare sua moglie) ſei mit Mecht nicht zu ber, ben Be 
fteller eines vollbrachten Mordes angedrohten Tobes-, fondern zu zeitlicher 
Kerkerſtrafe verurtheilt worden. 


8. 139. 
Kindesmord. 
Bedeutung des Ausdruckes: „Bei der Geburt“. 


1. Da das Geſetz im 8. 139 bei Aufſtellung des Begriffes des Kindes⸗ 
mordes ſich nicht bes Ausdrudes „während Der Geburt“ bedient, fo unter 
liegt e8 feinem Zweifel, daß die von einer Diutter auch kurze Zeitnad ber 
Geburt unternommene Töbtung ihres Kindes, als Kindesmorb zu behan⸗ 
bein ſei *). 

Diefer Zeitpunet ift im Geſetze nicht feitgefebt, e8 muß daher auf den 
rund, aus welchem das Geſetz bie von einer Mutter bei ber Geburt voll⸗ 
brachte Tödtung als die mit geringerer Strafe belegte Gattung des Morbes, 
nämlich Kindesmord erflärt, zurüdgefehen werben. 

Diefer Grund ift vorzugsweife in ber Durch die Nieberkunft verurfachten 
SGemüthszerrüttung ber Mutter zu fuchen. Ob ein folcher die Anwendung ber 
gelinderen Strafbeftimmung bedingender Gemüths- und Geifteszuftand bei 
ber Mutter zur Zeit der vollbrachten Tödtung vorhanden geweſen fet, muß, ba 
hierüber eine pofitive gefeßliche Zeitbeftimmung mangelt, von Dem Richter von 
Fall zu Fall nach der perfönlichen Befchaffenheit der Angellagten und ben ob⸗ 
waltenden Sachverhältniffen beurtheilt und entfchieben werben. Es bleibt in 
jedem folchen fperiellen zweifelhaften Falle wünfchenswerth, daß die Bezug 
nehmenden Erhebungen fachverfiändigen Aerzten mitgetheilt, und ihr &ut- 
achten eingeholt werbe, ob bei ben vorwaltenden VBerhältniffen nach mebicinifch- 
pſychologiſchen Grundſaͤtzen anzunehmen fet, daß die Befchuldigte fich zur Zeit 
ber That noch in dem erwähnten abnormen Gemüths⸗ und Geifteszuftande 
befunden habe (E. vom 7. Juni 1854, ©. 3. Nr. 83) **). 


*) Siehe die ausführliche Begründung derfelben Anfiht von Paſſy in der 
Zeitſchrift 1837, L Bd. S. 262—272, und in meinem Handbuche I. 8. 139, Ar, 3 
und 4. 

**) Die neueren deutſchen Strafgefeßbücher enthalten rüdfichtlih der Frage, 
welche Kinder (in Bezug auf die Zurechnung des Kindesmordes) ald neugeboren 
anzuſehen feien, großentheild numerifche Beſtimmungen. So fept das baieriſche 
Str. ©. (Art. 159) ein Kind voraus, welches noch nicht drei Tage alt geworden; — 
die Str. ©. für Sachſen (Art. 159), Würtemberg (Art. 249), Braunfchweig ($. 149) 
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Unterjchieb zwifchen Kinbesmorb durch Todtung und durch Inter 
laffung des bei der Geburt nöthigen Beiftandes. 


2. &8 war erwiefen, daß bie Angeklagte bie Abſicht hatte, ihr Kind bei 
der Geburt um das Leben zu bringen; daß fie basfelbe, nachdem fie es unmit- 
telbar nad) der Geburt kurze Zeit auf den Händen gehalten und fich von deſſen 
Leben überzeugt hatte, anf den abfchüffigen Uferrand bergeftalt hingelegt habe, 
daß es halb im Waſſer zu liegen Fam; endlich, daß fie das Kind in ber Abſicht, 
daß es umlomme, ohne alle Hilfe ließ, daher basfelbe in ber Falten Winter 
nacht jedenfalls umkommen mußte. 


Der oberſte Gerichtshof erflärte auf Grundlage biefes Ihatbeftandes 
gegen die Anficht des betreffenden Landesgerichtes, es könne hier 
von einer bloßen Unterlaffung des beider Geburt nöthigen Beiftan- 
Des wohl nicht bie Rede fein. Denn biefe befteht in einer gänzlichen Paſ— 
fivitätder Gebärenden, irgend etwas zu thun, um das Leben bes Kindes 
zu erhalten. 

Die Angellagte habe aber nicht nur unterlaffen, ihrem Kinde irgend 
einen Beiftand zu leiften, ſondern basfelbe, nachdem fie fich durch kurzes Be⸗ 
trachten von deſſen Leben überzeugt hatte, an den fehr abſchüſſigen Uferrain 
bergeftalt hingelegt, daß ein Theil bes Körpers im Wafler zu liegen fam, und 
fie felbit für wahrfcheinlich hielt, daß das Kind in das Waſſer rolle, wobei ſie 
nach ihrem Seftänbniffe in der Hauptverhbandlung allerdings dachte, daß das 
Kind davon fterben werde. 

Sie habe dadurch außer dem, daß fie dem neugebornen Kinde nicht den 
geringften Beiftand Teiftete, auch eine pofitive Handlung verübt, und 
gegen ihr Kind, in ber Abficht, eö um das Leben zu bringen, auf eine folche 
Art gehandelt, daß baraus beffen Tod erfolgte, worin nad) 8. 134 alle Merk⸗ 
male des Verbrechens des Mordes und mit Rüdficht auf die TIhäterin, das 
Objert und die Zeit ber That nach 8. 139 des Kindesmordes durch Toͤd⸗ 
tung bes Kindes beider Geburt enthalten find (&. vom 7. April 1853, 
G. 3. Nr. 57). 

3. Mit &. vom 27. Mai 1853 (©. 3. Nr. 75) wurde angenommen, baß 
eine Mutter, welche in der Abficht ihr Kind zu tödten, ſtehend geboren hatte, 
damit basfelbe auf die von Ziegeln gemauerte Stufe, alfo auf eine harte 
Unterlage fallen müffe, was auch wirklich deſſen Tod zur Folge hatte, fich bes 


und Baden ($. 215) ein Kind in den erften vier und zwanzig Stunden nach der Geburt; 
die beiden letzteren Geſetzbücher jedoch mit dem ausdrüdlichen Beiſatze (8. 149 und 
8. 216), dag die Strafe des Kindesmordes auch dann einzutreten habe, wenn es fich 
in dem einzelnen Kalle, wo das Derbrechen erft nah Ablauf von vier und zwanzig 
Stunden verübt wurde, ergibt, daß ber befondere geiftige und förperliche, Die 
Zurehnung bei diefem Verbrechen vermindernde Zuftand der Gebärenden noch fortge- 
dauert babe. 
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Kindesmorbes durch Tödtung und nicht bloß burch Unterlaffung bes 
nöthigen Beiftandes ſchuldig gemacht habe. 


Unterfhieb von bem Verbrechen ber Weglegung eines Kinbes. 


4. &8 war erwiefen, baß bie Angellagte ihrem lebendig gebornen, außer 
ber Ehe erzeugten Kinde den bei ber Geburt nöthigen Beiftanb zu leiften un- 
terlaflen, das Kind fodann in einen waflerleeren Graben gelegt, mit Steinen 
bedeckt und in eine folche Lage gebracht habe, daß ber Tod besjelben an 
Erfhöpfung ber Lebenskraͤfte hätte erfolgen müflen, wenn es nicht K. aufge- 
funden hätte. 

Das Landesgericht hat in diefem Thatbeftande nicht das Verbrechen bes 
verfuchten Kindesmordes durch abfichtliche Unterlaffung bes bei der Geburt 
nöthigen Beiftanbes, fondern nur das Verbrechen ber Weglegung eines Kindes 
gefunden, weil es die Abſicht der Angellagten, ihr Kind auf biefe 
Art umkommen zu laffen, nihtals erwiefen annahm, ſondern nur, 
daß fie das Kind, um basfelbe der Gefahr des Todes auszuſetzen, 
unter folhen Umftänden weggelegt habe, daß die baldige Wahr- 
nehmung und Rettung besfelben nicht leicht möglich war. 

Der oberfte Gerichtshof Hat jeboch mit &. vom 10. November 1853 (&. 
3. 1854, Ar. 11) erflärt, daß dieſe That nach ben 88. 139, 8 und 1 bad Ver⸗ 
brechen bes verfuchten Kindesmordes durch abfichtliche Unterlaſſung 
bes bei der Geburt nöthigen Beiftanbes begründet. Seine Entfcheidbung 
ergab fih aus nachitehenden Motiven: 

„Die beiden Verbrechen des Kindesmordes Durch abfichtliche Unterlaſ⸗ 
fung bes bei ber Geburt nöthigen Beiftandes und ber Kindesweglegung ftehen 
einander zwar nahe; fie kommen nämlich rüdfichtlich des das eine und bas 
andere Berbrechen bedingenden Thatbeftanbes darin überein, daß bem Kinde 
die ihm noch unentbehrliche Hilfe entzogen ober vorenthalten werbe.“ 


„Bei dem erfteren Verbrechen wirb jedoch ein eben erft gebornes 
Kind vorausgefept, hinfichtlich deſſen die Bedürftigkeit, die unerläßliche Noth⸗ 
wenbigfeit pofltiver Hilfeleijtung zu feinem Auflonımen von ber Mutter, bie 
zunaͤchſt Dazu verpflichtet ift, nicht verfannt werben Tann unb nicht verfäumt 
werben barf." 


„Wenn nun das Gericht einmal angenommen Hat, daß die Angeklagte 
ihrem Kinde den bei ber Geburt nöthigen Beiftand zu leiſten, gänzlich unter 
Iaffen, ja vielmehr dieſes neugeborne Kind in eine folche Lage verfeht hat, daß 
es nothmendig hätte umlommen müffen, wenn es nicht durch einen ganz un⸗ 
vorhergefehenen Zufall gerettet worben wäre, fo ift in dieſer Handlungsweiſe 
ber das Verbrechen des verfuchten Kindesmorbes burch abfichtliche Unterlaf 
fung des bei der Geburt nöthigen Beiftandes begrünbenbe Thatbeftand voll 
fonımen gegeben, und es kann biefe That durch bie Aufftellung, daß 
bie Angellagte nicht gerabezu bedacht und befchloffen habe, ihr 
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Kind umkommen zulaffen, und burch bie Rädficht auf den Neben» 
umftandb, baß fie ihr Kind, dem fie den bei ber Geburt nöthigen 
Beiſtand gänzlich ermangeln ließ, ſodann verlaffen hat, nicht in 
das Verbrechen ber bloßen Weglegung eines Kindes umgeändert 
werden” ”). 


8. 140. 
Todtſchlag. 


Zuſammenhang zwiſchen der Handlung und dem eingetretenen 
Tode. 


1. Beim Verbrechen des Todtſchlages gilt wie beim Morde die Regel, 
daß es keinen Unterſchied mache, wenn der Tod auch nur vermoͤge der perſoͤn⸗ 
lichen Beſchaffenheit des Verletzten oder vermoͤge ber zufälligen Umſtaͤnde, 
unter welchen die Handlung verübt wurde, ober auch nur vermoͤge ber zufällig 
hinzugelommenen Zwifchenurfachen eingetreten ift, in foferne dieſe letzteren 
burch die Handlung felbft veranlaßt wurben. — Diefes ergibt fich Mar daraus, 
weil der $. 140 fich auf den 8. 134 bezieht, deſſen Beitimmungen fohin als 
integrivenden Beftandbtheil aufgenommen hat, und der Grund des Geſetzes 
bei beiden Verbrechen einer und derſelbe ift (E. vom 25. Juli 1855, ©. 8. 
Pr. 104) **). 


*) Es ſcheint aber doch, daß bei dem Berbrechen des Kindesmordes ald einer 
Art des Mordes die diefem eigenthümliche Abfiht, den Tod herbeizuführen, 
unbedingt nothwendig fei (fiehe auh Paffy a. a. O. ©. 295). 

) F. Hatte ihrem Gatten am 3. Jänner 1855 aus Anlaß eines Wortwechfeld 
in feindfeliger Abfiht cinen Schlag auf den Kopf mit einem irdenen Topfe verfebt, 
woraus eine Gebirnerfhütterung, fofort eine Entzündung der harten und weichen 
Hirnhaut, wie aud des Gehirnes felbft, im weiteren Verlaufe die Lähmung bes [eß- 
teren, und am 9. Jänner der Tod erfolgte. Das ärztlihe Gutachten erklärte, daß der 
Tod in Folge der Verlegung am Kopfe erfolgte, daß die der Verlegung nachgefolgten 
zufälligen Umftände (— zweckwidrige ärztliche Behandlung, beftändige Aufregung des 
Kranken, fortwährende Wicdererzäblung bed Borfalled, Mangel der nöthigen Ruhe —) 
zwar fleigernd, aber nicht tödtlich wirkten, und daß fi nicht behaupten laffe, der 
unglüdlihe Ausgang hätte vermieden werden können, wenn die nachfolgenden Umftände 
nicht eingetreten wären. — — 

Eine ältere E. vom 18. März 1851 (©. 3. Nr. 68) ſprach den Grundfaß aus: 
E83 könne Jemanden eine in feindfeliger Abſicht gegen einen Anderen 
unternommene Handlung dann nicht als Zodtfchlag zur Strafe ange 
tehnetmwerden, wenn Die Tödtung nur eine mittelbare entferntere Folge 
diefer Handlung war. Demnad wurde gegen die Anficht des Schwurgerichtähofes 
und der Seneralprocuratur am Caſſationshofe in nachſtehendem Kalle nicht Todt⸗ 
ſchlag, fondern nur ſchwere Berwundung ald vorhanden angenommen: Der Tod 
des Joſef S. war nach dem Wahrſpruche der Geſchwornen nicht aus der Berlegung 
erfolgt, die ihm der Angellagte durch den Schlag mit einem Scheite Holz am Kopfe 





112 Strafgeieh 8. 140. 


Mitfhuld am Todtſchlage. 


2. &8 gibt eine Mitfhuld am Tobtfchlage*). Ob fle vorhanden 
fei, muß nach der Befchaffenheit eines jeden Falles beurtheilt, und es will nicht 


beibrachte, fondern war eine Folge jener Derlebung, welche er erhielt, indem er zu 
Boden ftürzte, und mit dem Kopfe auf die am Boden gelegenen feharfen Steine fiel, 
fomit nah dem Ausfpruche des Caflationdhofed nur eine mittelbare und zufällige 
Folge der von dem Angeklagten in feindfeliger Abficht gegen den Getödteten unternom- 
menen Handlung. — Die Entfheidung ftüste ſich vorzüglich darauf, daß fonft keine 
Gränze abzuſehen fein würde, und Handlungen ald Verbrechen würden zugerechnet 
werden können wegen entfernterer Folgen, in Bezug auf welche dem Thäter faum eine 
Fabrläffigkeit zur Laft fallen würde. 

Da jedoch gegenwärtig die (im Webrigen mit jener des alten Strafgefeged wört⸗ 
li übereinftimmende) Definition des Todtſchlages rüdfihtlih der Befchaffenheit der 
Thatbandlung den 8. 134 citirt, welcher den Beifab enthält: „wenn aud diefer 
Erfolg nur vermöge der zufällig Hinzugefommenen Zwifhenurfadgen 
eingetreten ift, infoferne diefe leuteren durch die Handlung ſelbſt veran- 
laßt wurden”, — fo dürfte nad dem Str. ©. vom 27. Mai 1852 in dem obigen 
Falle TZodtfhlag ald vorhanden angenommen werden müffen. Diefe Auf 
faffung findet auch in einer feither, nämlih am 11. Dctober 1854 (©. 3. Ar. 156) 
ergangenen Entfcheidung , welche das nahe verwandte Verbrechen der ſchweren körper⸗ 
lihen Befhädigung betrifft, ihre volllommene Beftätigung. (Der veranlaffende und 
ald das Verbrechen erklärte Fall war dem obigen ganz ähnlich, indem die 2. in Folge 
eined Stoßes mit der Hand in den Rüden mit dem Knie des rechten Fußes auf die 
fantige Schwelle der Hausthüre auffiel, und dadurch eine ſchwere Beichädigung erlitt.) 
Ich finde daher um fo meniger Anlaß, an der aufgeftellten Behauptung, der dagegen 
(in Haimerl’d Magazin, IX. Bd. S. 330) erhobenen Einwendungen ungeachtet, 
irgend etwas zu modificiren. 

*) Die Frage, ob es eine Mitſchuld am Todtfchlage gebe, ift bekanntlich ſowohl 
in der Theorie als in der Anwendung fehr beftritten (vgl. indbefondere den von 
Krenn im Suriften, XVI Bd. ©. 59 mitgetheilten Rechtsfall). Die Gründe, aus 
welden obige Entiheidung die bejahende Meinung vertheidiget, find nachſtehende: 

„Wenn auch bei dem Verbrechen des Todtſchlages zu der nicht auf Todtung 
gerichteten feindfeligen Abfiht der Zufall ded Erfolges Hinzutreten muß, fo ift doch 
niht abzufehen, warum die allgemeinen Grundfäpe des Strafgefehes nit auch auf 
das Verbrechen des Zodtfchlaged Anwendung finden follten, zumal dieſes nur, wie au 
einige auswärtige Gefeßgebungen annehmen, ald cin durch den Erfolg qualificirter 
höherer Grad der ſchweren Berwundung erfcheint.‘ 

„Wer in feindfeliger, wenn auch nicht auf Tödtung gerichteter Abficht einen 
Zweiten durch Anreizung oder Rath veranlaßt, auf einen Dritten zu fchießen, ober 
überhaupt diefen zu mißhandein; wer ihm dazu die Mittel und Werkzeuge verfchafft, 
die Perſon ausforfcht, durch eigene Thätigkeit und Handanlegung den im Einverftänd- 
niffe Handelnden unterflübt u. |. f.; — der muß im Sinne des 8. 5 auch ald Mit. 
ſchuldiger dieſes Zweiten angefehen werden, und muß die Folgen feiner Handlungs. 
weife mit vertreten, follte diefe felbft die Tödtung des Angegriffenen fein. Denn auch 
cr bat die feindfelige Adficht mit dem Hauptthäter gemein, und leßterer hat fo wenig 
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behauptet werben, daß in jedem Kalle die Vergefellfchaftung zu bem Angriffe 
auf einen Dritten Alle zu Mitſchuldigen des Todtfchlages machen würde, wel- 
hen etwa der Eine in erft entftehenber Feindſeligkeit von Leidenfchaft fort- 
geriffen, durch Führung eines tödtlichen Streiche8 verübt (&. von 11. Decmbr. 
1851, ©. 3. 1852, Nr. 2)*). 

3. Mitfchuld am Todtfchlage fann nur demjenigen zugerech— 
net werden, ber zu der Handlung, woraus ber Tod erfolgte, mit. 
gewirkt Bat, und es geht nicht an, daß eine Handlung, bem bloß ‚Hilfe 
leiftenden Angellagten gegenüber, als eine folche angerechnet werde, woraus 
ber Tod des Angegriffenen erfolgte, während fie dem Thäter gegenüber, 
nicht als folche angenommen wird (E. vom 15. September 1851, ©. 3. 
Nr. 240) *). 


Vorſatz beim Verbrechen bes Todtfchlage®. 

4. Die Abficht einer [hweren Verletzung ift fein wefentliches Be⸗ 
griffsmerkmal beim Verbrechen des Todtfchlages, die Abficht zu tödten aber 
präcife davon ausgefchloffen (E. vom 23. Jänner 1852, ©. 3. Nr. 55). 

Eben fo wurbe mit E. vom 10. Mat 1854 (G. 3. Nr. 75) ausgefpro- 
hen: es fei zum Berbrechen bes Todtfchlages nicht erforderlich, daß die Hand- 
lung, welche den Tod zur Kolge hatte, in einer beftimmten, allenfalls auf 
eriminelle Verlegung gerichteten böfen Adficht begangen wurde, ſondern es 
genüge hiezu eine feindfelige Abficht überhaupt. 

5. Der Finanzwachaufſeher Wenzel Sch. befand fich in der Ausübung 
einer Dienftpflicht, und war durch feine Dienftinftrucetion nicht nur berechtigt, 
fondern auch verpflichtet, mit Anwendung feiner Waffen jebem der Ausübung 


als jener die Abfiht der Tödtung. Man käme fonft auf die nothwendige Folgerung, 
daß derlei Mitwirkende, an deren Mitfehuld, wenn es bei der ſchweren Bermundung 
geblieben wäre, fein Zweifel obwalten würde, bei eingetretenem Todtſchlage völlig 
firaflos bleiben müßten, wenn nicht die Anwendbarkeit ded 8. 143 (des $. 126 I. Thls. 
des früheren Str. &.) bei dem befonderen Falle einer Schlägerei vorliegt.‘ 


) Desgleichen wurde in einem anderen Falle angenommen, daß Mitfhuld am 
Todtſchlage vorhanden war, mit der €. vom 5. Auguft 1852 (G. 8. Nr. 130). 


») Nach dem Wahrſpruche der Geſchwornen war nicht das Schlagen auf den 
Kopf des Angegriffenen für fih, fondern nur in Berbindung mit bem Berhindern, 
dag dem Befhlagenen [hnell Hilfe geleiftet werde, die dem Thäter zur Laſt 
fallende Handlung, welche den Tod nothwendig zur Folge hatte. — Da nun aber der 
Angeklagte durh das Erwarten, Berfolgen des Angegriffenen und da» 
dur, daß er diefen hinderte, fich zu entfernen, nur zu dem Schlage 
am Kopfe mitgewirkt hatte, und nicht entfernt zu entnehmen war, daß er den 
Thäter auh in dem abfihtlihen Verhindern, daB dem Gefchlagenen Hilfe geleiftet 
werde, auf irgend eine Art unterftüßt babe, fo wurde der Angeklagte nicht des Ber- 
brechens des Todtſchlages, fondern jenes der ſchweren Berwundung ald mit- 
fhuldig erklärt. 

Herbf, grundfagl. Entſcheidungen 8 
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feiner Dienftpflicht entgegengefeßten thätlichen Wiberflande entgegenzufreten, 
und ber ihm obliegenden Dienflverrichtung, nämlich der Stellung eines über 
bie Sränze eingebrachten Korbes zur Amtshandlung, buch den Waffen- 
gebrauch Nachdrud und Anfehen zu verfchaffen ($. 4 der a. h. Entſchließung 
vom 24. Jänner 1846). 

Da nun da8 Landesgericht aus der Hauptverhandlung die Meberzen- 
gung gefchöpft Hat, daß die Triebfeder der Handlung des Sch. weder in 
einem böfen Vorſatze, noch in einer feindfeligen Abficht, ſondern 
nur inbem Streben, den ihm im Dienfte entgegengefehten Wider- 
ftandb zu bezwingen, gelegen fei, jo konnte die That nicht als das Ver⸗ 
brechen bes Todtfchlages erflärt werden, indem die feindfelige Abficht gegen 
ben Getöbteten das wetentliche Merkmal diefes Verbrechens tft, die Abflcht 
aber, einen geſetzwidrigen Widerſtand pflichtgemäß zu unterdrüden, fich nicht 
als eine feindfelige darftellt (E. vom 18. November 1852, ©. 8. 1853, 
Nr. 25) *). 

6. Bei dem Berbrechen des Todtfchlages ift nach dem Begriffe besfelben 
jede auf Tödtung gerichtete direete und indireete Abficht wohl nothwendig 
ausgefchloffen. Deſſenungeachtet muß mit Rüdficht auf die Beſtimmung bes 
8.2 lit. £ (— daß eine Handlung ald Verbrechen nicht zugerechnet werde, wenn 
das Nebel aus Zufall, Nachläffigkeit oder Unwijjenheit der Folgen ber Hand⸗ 
lung entftanden ift —) zwifchen ber in feindfeliger Abficht ausgeübten Hanb- 
lung und dem burch diefelbe herbeigeführten Tode ein folder Zufammenhang 
obwalten, daß bem Handelnden die Möglichkeit jenes Refultates feiner Hand⸗ 
fung vorgefchwebt haben konnte, weil fonft ber zu jedem DBerbrechen unum⸗ 
gänglich erforderliche böfe Vorſatz ausgefchleflen ift. 

Daß dieß aber bei einer von einem vierzehnjährigen Knaben einem an« 
bern Knaben gleichen Alters mit der bloßen Hand verfeßten Obrfeige nicht der 
Fall fei, erhellt nicht nur aus der täglichen Erfahrung, fondern auch aus dem 
Outachten der medicinifchen Facultät, nach welchem eine Obrfeige nur in den 
feltenften Fällen derlei üble Folgen berbeiführt und den Tod bedingt. Der 
eingetretene Tod fann daher ald ein ganz unmwahrfcheinliches Refultat dem 
Angefchuldigten nicht al8 ein Verbrechen, fondern, da berfelbe aus feiner 
Handlung höchitens eine Gefahr für die Geſundheit des Gefchlagenen ent- 
nehmen konnte, nur nach 8. 335 ald Vergehen zugerechnet werben (&. vom 
4. Juli 1855, ©. 3. Nr. 95) "). 

7. Ein in vieler Beziehung ähnlicher Kal wird in ber Zeitfchrift für Ge 
ſetzkunde und Rechtöpflege (1. Nr. 3) mitgetheilt. 





*) ©. diefe Entfheidung audy bei $. 335, nad welchem Paragraphe Sc. 
fhuldig erflärt wurde, unter 1. 

**) Der Gefihlagene hatte in Folge der erhaltenen Obrfeige einen Gefichtéroth⸗ 
lauf befommen, der den Tod herbeiführte. 
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Der vierzehnjährige Johann PB. Hatte feinen fechzehnjährigen Bruder 
Joſef P. zur Vornahme einer Arbeit aus dem Zimmer herausgerufen. Da er 
ihn bei diefer Gelegenheit wegen feiner Saumfeligkeit ausfchalt, fo lief ihm 
Jofef P., Darüber in Zorm gerathen, in den Hofraum nach, und warf ihm mit 
den Worten: „Warte nur, ich werbe es dir geben, weil bu mich ausfpotteft" — 
ein zufällig in ber Hand gehaltenes fpitiges Kolbeneifen in der Entfernung 
oon ungefähr 16 Schritten nah. Das mit Kraft nachgeworfene Eifen drang 
am Hinterhaupte durch die Schäbelbededung in die Schäbelhöhle und bei 
fech8 Linien tief in die Gehirnſubſtanz, und hatte am vierten Tage nach die 
fem Borfalle den Tod des an der Gehimlähmung verftorbenen Johann P. 
zur Folge. 

Die Aerzte erflästen die durch ben Wurf verurfachte Verlegung der Ge⸗ 
hirnſubſtanz als eine Tebensgefährliche, und in foferne als eine bedingt 
(mittelbar) tödtliche, als die in Kolge ber Verletzung zunächft eingetretene 
Sehimentzündung,, welche in ber baraus hervorgegangenen Gehimlähmung 
ihren toͤdtlichen Ausgang fand, Durch ein allfogleich eingeleitetes rationelles 
und energifches Heilverfahren, — wie zahlreiche Erfahrungen herausftellen — 
wahrjcheinlich verhütei worden wäre. — Der Angeklagte fuchte übrigens 
bie böfe, auf Zufügung einer Unbild gerichtete Abficht mit der Behauptung in 
Abrede zu fielen: „er habe feinen Bruder durch das Nachwerfen des Eifens 
bloß fchreden wollen, und habe dasſelbe auf's Gerathewohl, ob er den Bruder 
treffe oder nicht, demſelben nachgeworfen.“ 

Deffenungeachtet nahmen beide untere Juſtanzen die feindfelige Ab- 
fiht als vollkommen erwiefen an; jeboch erflärte ber Gerichtshof erfter 
Inſtanz die That nur als das Verbrechen ber ſchweren förperlichen Be- 
fhädigung, weil die Urfache des töbtlichen Ausganges außerhalb ber durch 
den Angellagten gefebten Handlung liege, und lediglich in ber verabfäumten 
ärztlichen Hilfe, fomit in einer Zwifchenurfache, welche durch die 
Handlung besfelben nicht veranlaßt wurde, zu fuchen ſei. Das 
Dberlandesgericht verurtheilte Dagegen wegen bes Verbrechens des Todt- 
ſchlages. 

Die in dieſer Strafſache erfloſſene Entſcheidung des oberſten Gerichts⸗ 
hofes vom 6. Juni 1855 beſtätigte nun zwar die obergerichtliche Anſicht, daß 
die dem Joſef P. zur Laſt gelegte That objectiv alle Kriterien des Todt⸗ 
fchlages enthalte, weil der Tod des Johann B. aus der erlittenen Ber 
letzung erfolgte, und es mit Rüdficht auf den 8. 134 gleichgiltig ift, ob ber 
tödtliche Erfolg ein nothwendiger war, oder nur vermöge ber perfönlichen Bes 
ſchaffenheit des Verlebten, oder bloß vermöge der zufälligen Umftände, unter 
welchen die That verübt wurde, oder nur vermöge ber zufällig hinzugefommes 
nen Zwifchenurfachen eingetreten tft. 

Dagegen fprach ſich aber des oberſte Gerichtshof dahin aus, daß Joſef 
P. mit Hinblid auf den $. 268 der Str. Pr. D. der von ihm geläugneten 
feinbfeligen Abficht nicht überwiefen werden könne. Dieß wurde damit 

8” 
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begründet, daß fih die That plöglich ereignete, unb das eingetretene Uebel 
weder in der Handlung felbft fchon gelegen war, noch nach der natürlichen 
Ordnung der Dinge nothwendig aus derfelben erfolgen mußte, noch gewöhn- 
lich aus ſolchen Handlungen zu erfolgen pflegt. Aus ber Aeußerung bes Ans 
gellagten: „Wartenur, ich werde es dir geben! weil bu mich ausfpotteft“, 
bie fich mit feiner Vertheidigung: „er habe feinen Bruder bloß fchreden 
wollen", wohl vereinigen laffe, könne daher der böfe Vorfag um fo minder 
als erwiefen angenommen werben, als die Beranlaffung viel zu unbebeutend 
war, um bei bem beiten Einverjtändniffe beider Brüder annehmen zu follen, 
daß Zofef P. das Eifen feinem Bruder im Ernite, d. 5. in der Abficht, ihn zu 
befchädigen, nachgeworfen habe. 

Joſef B. wurde daher von der wegen des Verbrechens des Todtfchlages 
gegen thn erhobenen Anklage wegen Unzulänglichleit der Beweis» 
mittel freigefprochen, dagegen des im $. 335 bezeichneten Vergehens gegen 
die Sicherheit des Lebens für fchuldig erfaunt, weil er von feiner Handlungs⸗ 
weile einzufehen vermochte, DaB fie eine Gefahr für das Leben, die Geſundheit 
oder körperliche Sicherheit feines Bruders herbeizuführen geeignet fei. — — 

Ueber den Kal, wenn die in feindfeliger Abficht gegen eine beftimmte 
Perfon unternommene Handlung aus Verwechslung oder Ablenkung den Tob 
einer anderen Perfon zur Folge Hatte, |. die E. vom 21. Zuli 1853 und vom 
3. December 1856 bei $. 152 unter 8. und 9. 


8. 142. 
Strafe des Todtichlages. 


Der Angeklagte hatte an feiner Schwiegermutter das Verbrechen bes 
Todtfchlages begangen. Der oberfte Gerichtshof erfannte, daß nur ber gerin- 
gere Straffat von fünf bis zehn Jahren anwendbar fei, und zwar in der Er⸗ 
wägung, „daß 8. 142 die höhere Strafe von zehn bis zwanzig Jahren nur 
für jene Fälle ausfpreche, wo ber Thäter nicht einmal durch die Bande naher 
Verwandtſchaft oder befonderer Pflichten vom Verbrechen ſich zurüdhalten ließ, 
baß fein entfcheidender Grund vorliege, um dem Worte „Verwanbtfchaft” in 
biefer Geſetzesſtelle eine anbere, als Die engere Bedeutung beizulegen, welche 
ihm in den 88. 40 und 41 des a. b. ©. B. ausdrüdlich gegeben werde, weil 
es fich eben um eine Ausnahme von dem als Regel geltenden niebrigeren 
Strafſatze handle, und meil das Strafgefeß felbft dort, wo e8 beftimmt, wer 
zur Glaffe der nahen Verwandten gehöre, als folde nur Blutsverwandte 
bezeichne ($. 463 Tert und Rubril), daß endlich bei der oben gedachten Aus⸗ 
nahmsbeſtimmung bes 8. 142 zwar eben fo, wie in ben $$. 360, 96, 132 u. a. 
bes Str. G. ben natürlichen aus dem Kamilienverhältniffe entipringen- 
ben Verpflichtungen auch bie freiwillig übernommenen Pflichten, 3. B. des 
Vormundes, Erziehers u. f. w. beigeordnet und gleichgeftellt werben, daß aber 
eben dadurch mit genügenber Beſtimmtheit ausgebrüdt jet, daß diefe anderen 
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Berpflihtungen auf einem von ber Familienverbindung ganz verſchiede⸗ 
nen Berhältniffe beruhen müſſen und folglich das Verhaͤltniß ber Schwäger- 
ſchaft Darunter nicht gemeint fei” (E. vom 3. Juni 1856, ©. 9. Nr. 88) *). 


$. 143. 
Tödtung bei einer Schlägerei oder Mißhandlung. 
Siehe bie bei $. 157 angeführten Entſcheidungen. 


Sechzehntes Hauptftück. 
Bon Abtreibung der Leibesfrucht. 


8. 144. 
Abtreibung der eigenen Leibesfrucht. 
Siehe die bei 8. 8 unter 1. und 2. über den Verſuch Diefes Verbrechens 
angeführten Entjcheidungen. 


$. 147. 
Abtreibung einer fremden Leibesfrucht. 
Siehe die bei 8. 152 unter 4. angeführte E. vom 4. Zuli 1855. 


Siebenzedntes Hauptftück. 
Bon Weglegung eines Kindes. 


$. 149. 
Weglegung eines Kindes. 
Ueber den Unterſchied dieſes Verbrechens von jenem des Kindes— 
mordes durch abſichtliche Unterlaſſung des bei der Geburt noͤthigen Bei⸗ 
ſtandes ſ. die bei $. 139 unter A. angeführte E. vom 10. November 1853. 


*) Den Worten: „Samilienverhältniß” und „Familienverbindung“ 
dürften indeffen wohl die Auddrüde: „Verwandtſchaftsverhältniß“ und „aus 
der Berwandtfhaft hervorgehende Verpflichtung“ zu fubitituiren fein, da 
der an dem Ehegatten verübte Zodtfchlag ohne allen Zweifel, und zwar wegen des 
Verhältniſſes befonderer Berpflichtung den höheren Straffag berbeiführt, dad Verhält⸗ 
niß der Ehegatten aber ald ein von der Yamilienverbindung durchaus verſchiede— 
ned nicht bezeichnet werden kann. 





118 Strafgefeh $. 152. 


Achtzehntes Hauptftück. 
Bon dem Verbrechen der fehweren körperlichen Beſchaͤdigung. 


8. 152. 
Schwere Türperlihe Beſchädigung. 


Entſcheidungen über das Vorhandenſein einer ſchweren koͤrper—⸗ 
lichen Beſchaͤdigung. 

1. Der Befund der als Sachverſtaͤndige zugezogenen Aerzte ſoll dem 
Richter in der Regel nur zur Informirung über die Beſchaffenheit der Ver⸗ 
letzung in intenſiver und extenſiver Beziehung, über deren Folgen, ihren 
Zuſammenhaug mit der verletzenden Handlung und über andere Nebenum⸗ 
ſtaͤnde dienen, um zu der zur Entſcheidung über das Verbrechen erforder⸗ 
lichen Ueberzeugung zu gelangen; — der Richter iſt aber an den Aus 
fpsuch der Sadhverftändigen bei der Fällung feines Spruches 
nicht unerläßlich gebunden (E. vom 25. Auguft 1851, ©. 3. Nr. 217”). 

2. Der Umftand, Daß die Verlegung vorzüglich wegen ber 
perfönlichen Befchaffenheit des Verletzten zur ſchweren wurde, 
tft von feinem Einfluffe auf die Qualification ber That. Da 
jeder die Verpflichtung hat, alle jene Handlungen zu unterlaflen, woburd 
auch nur fchwächliche und kraͤnkliche Dienfchen befchädiget werben koͤnnen, fo 
bleibt er, wenn er dennoch mit feindfeliger Abficht eine Handlung biefer Art 
unternimmt, für alle Kolgen berfelben, wenn felbe auch bei einem vollkom⸗ 
men gefunden und Träftigen Individuum nicht eingetreten wären, verant- 
wortlich. Denn bei Handlungen gegen die Sicherheit ber Berfonen 
tft ja gerade der größere oder geringere Nachtheil, den fie ver- 
urfacht haben, der vorzüglihfte Maßftab für die Strafbeftim- 
mung (E. vom 17. December 1852, ©. 3. 1853, Nr. 36). 

3. Von der Berufungsinftang war ald eriwiefen angenommen worben, 
daß Anton B. die 2. in feindfeltger Abficht mit folcher Gewalt und zwar mit der 
Hand in den Rüden ftieß, daß dieſelbe auf die Fantige Schwelle der Hausthüre 
mit dem Knie des rechten Fußes auffiel nnd dadurch eine Verletzung erlitt, in 
Folge deren fie durch mehr als dreißig Tage Trank und erwerbsunfähig war. 

Der oberfte Gerichtshof erklärte, es fei, eine feindſelige Abficht einmal 
vorausgefeßt, gleichgiltig, ob die Verletzung der 2. nach dem Stoße 
zufällig ober vermöge ihrer kränklichen Leibesbeſchaffenheit 
erfolgte; denn hätte B. den eingetretenen Erfolg wirklich beabfichtigt, fo 
würde er nach 8. 155 in eine weit firengere Strafe verfallen fein. — Daß 


) Demgemäß wurde angenommen, der Richter ſei berechtiget gewefen, die von 
den Sadverftändigen als leicht erflärte Verletzung ald eine ſchwere zu betrachten. 
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Das Geſetz richtig angewendet wurbe, zeige auch ber 8. 134, welcher fogar 
bei dem Verbrechen des Mordes bei der vorhandenen Abficht zu tödten 
vorausſetzt, daß der Erfolg, d. i. der Tod eined Menichen nur vermöge ber 
perfönlichen Befchaffenheit des Verletzten, oder bloß vermöge der zufälligen 
Umpftände, unter welchen bie Handlung verübt wurbe, oder nur vermöge der 
zufällig binzugefommenen Zwifchenurfachen eingetreten fein koͤnne. Dieß 
müſſe alfo um fo mehr bei dem Verbrechen ber ſchweren koͤrperlichen Be⸗ 
fhädigung gelten (E. vom 11. October 1854, ©. 3. Nr. 156). 

4. Wenn Jemand eine Schwangere in der Art mißhanbelt, daß dies 
felbe in Zolge der Mißhandlung ein unzeitiges todtes Kind zur Welt bringt, 
fo ift unzweifelhaft eine fchmere förperliche Verletzung vorhanden, und es 
ift der Umſtand, ob der Thäter von der Schwangerfchaft der Mißhanbelten 
Kenntniß hatte ober nicht, bei der Frage, ob feine Handlungsweife das im 
$. 152 normirte Verbrechen begründe, burchaus nicht entfcheidend (&. vom 
4. Juli 1855, ©. 3. Nr. 98). 

5. Es kann wohl keinem Zweifel unterliegen, daß eine Sefundheits- 
ftörung fo lange vorhanden fei, als Jemand genöthiget ift, fich einer Arzt 
lichen Behandlung zu unterziehen (E. vom 6. November 1855, &. 3. Nr. 142). 


Borfak bei dem Berbrehen ber fchweren Törperlihen Be» 
ſchädigung. 

6. Nur eine feindſelige, nicht die Abſicht Jemand ſchwer zu 
beſchaͤdigen iſt zum Verbrechen der ſchweren koͤrperlichen Beſchaͤdigung erfor⸗ 
derlich. Nicht der hoͤhere oder geringere Grad der Bosheit allein, auch die 
Groͤße des durch eine Handlung verurſachten Schadens iſt der Maßſtab der 
Strafbarkeit derſelben. Dieſes iſt insbeſondere bei den die Sicherheit der 
Perſonen gefährdenden Handlungen der Fall, wo eine mit derſelben feind⸗ 
lichen Abſicht unternommene Handlung als Uebertretung, als Verbrechen ber 
ſchweren koͤrperlichen Beſchädigung, ja ſelbſt als Todtſchlag beftraft wird, je 
nachdem ſelbe eine leichte oder ſchwere Verletzung oder den Tod des Beſchaͤ⸗ 
bigten zur Folge hatte. Die Folgen einer gegen eine Perfon unternommes 
nen Handlung laſſen fih nie beftimmen oder genau bemefien, da es unmöglich 
if, deren Wirkung immer fo zu befchränfen, daß diefelbe nicht nachtheiligere 
als die gerade beabfichtigten Solgen habe. Wer aber demungeachtet eine 
Handlung biefer Art unternimmt, kann fi auch nach dem im $. 1 ausge. 
Iprochenen Grundſatze nicht beflagen, wenn er für bie Folgen berfelben in 
ihrer ganzen Ausbehnung verantwortlich gemacht wird (E. vom 17. Derember 
1852, ©. 3. 1853, Nr. 36). 

7. Die unter 3. angeführte E. vom 11. October 1854 ſpricht fich im 
Anfehung bes böfen Vorſatzes in folgender Weile aus: Bei dem Verbrechen 
der fchweren koͤrperlichen Beichädigung wirb nicht gefordert, daß die Abficht 
auf ben im Geſetze bezeichneten Erfolg gerichtet geweſen ſei; dieſes Ver⸗ 
brechen wirb vielmehr durch den Erfolg allein fchon begründet, fobald nur 
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eine feindfelige Adficht bei dem Ihäter vorhanden war. Eine ſolche Abſicht 
liegt gewiß in dem kräftigen Stoße, welchen B. feiner Dienſtmagd verfebte, 
ba nach 8. 413 das Recht der häuslichen Zucht nie in Mißhandlungen aus- 
arten darf. 


Entfheidungen über die Krage, ob das Verbrechen der ſchweren 
Förperlihen Befhädigung dann zuzurechnen fei, wenn bie in 
feindfeliger Abficht gegen eine beftimmte Perfon unternommene 
Handlung durch Verwechslung oder Ablenfung die fchwere för 
perlihde Beſchädigung einer anderen Perfon zur Folge hatte. 


8. Der Angeklagte hatte in feindfeliger Abficht gegen Anton M., den 
er für feinen Schwager K. hielt, eine Flaſche gefchleudert, M. flürzte 
in Folge dieſes Wurfes augenbliclich zu Boden, und erlitt hiedurch eine 
lebensgefährliche Gehirnerſchütterung, die ihn mehrere Monate lang berufs- 
unfähig und fchwer frank darniederliegen machte. 


Die E. vom 21. Zuli 1853 (©. 3. Nr. 101) erflärte, daß bierin alle 
Begriffsmerkmale des Verbrechens ber fchweren Zörperlichen Beichädigung 
vorhanden feien und ſprach fich bezüglich des Umftandes, daß der Angeflagte 
ben Zwed feiner in's Werk gefebten feindfeligen Abficht, nämlich feinen 
Schwager 8. zu befchädigen, nicht erreichte, folgendermaßen aus: 


„Das Geſezt bezeichnet im 8. 152 als Object des Verbrechens einen 
Menfchen im Allgemeinen, und nicht bloß einen beftimmten, einzelnen 
Menfchen; den Menfchen als folchen überhaupt verbietet das Geſetz, unter 
ber angedrohten Strafe, vorfäglich zu befchädigen. Es iſt zwar nur im 8. 134 
wörtlich ausgebrüdt, daß ber Thäter auch jenen Zufall zu verantworten 
babe, durch welchen ein anderer Menich, ald gegen den Die boͤſe Ab- 
ficht eigentlich gerichtet war, dem die That zugebacht war, um’s 
Leben kommt. Allein der bierin enthaltene Grundſatz, daß mehr ber ein- 
mal wertthätig gewordene böfe Vorſatz als die Außere Folge 
berüdfichtiget, Schon diefer werkthätig gewordene böfe Vorſatz 
auch ohne Erreichung des beabfichtigten Zwedes, gleihmäßig 
beitraft werde, muß folgerichtig auch für die verwandten Verbrechen des 
Todtichlages und der fchweren Eörperlichen Beſchädigung gelten; denn es 
erfcheint inconfequent und mit dem Geiſte des Geſetzes nicht vereinbar, daß 
dem Thäter der Zufall, die Jrrung in der Berfon, gegen die feine böfe 
Abficht urfprünglich gerichtet war, bei ben minder verpönten Verbrechen des 
Todtfchlages und ber fehweren Eörperlichen Verlegung, und nur nicht bei 
bem mit ber fchwerften, nämlich mit der Strafe des Todes bedrohten Ver⸗ 
brechen bes Mordes zu Gute gehalten werden fol. Es war fonach nicht 
nöthig, die Worte „oder einen andern Menſchen“ aud in die 88. 140 und 
152 zur Feſtſtellung des gleich geltenden Orundſatzes insbefondere aufzuneh⸗ 
men, wie bieß im $. 134 vielleicht allerdings zur Befeitigung des dießfalls 
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über ben 8. 117 des früheren Str. ©. beftandenen Zweifels geſchehen fein 
mochte. Es ift durch Diefe Ausdehnung der Verantwortlichkeit des Thäters, 
ber gegen den Menfchen, gegen ben er feine Thätigkeit ausübt, 
fei e8 auch nicht die bedacdhte Berfon, im Momente immerhin feind- 
felig und in der Abficht ihn zu befchädigen, handelt, feine Ausnahme von 
dem im $. 2 lit. f aufgeftellten Sabe gemadt, benn es ift bier nicht der 
Fall des Entitchens des Uebels aus Zufall, Nachläffigkeit oder Unwiſſen⸗ 
beit der Folgen der Handlung vorhanden, fondern es tft von einer vorfäß«- 
lichen körperlichen Verletzung eines Menfchen bie Rebe" *). 


9. Zwifchen den Brüdern M.W. und L. W., welche fih im Wirths- 
baufe bei einer Tanzmufif befanden, entſtand ein Streit, in Folge beffen 
M. W. mit einen leeren Glaſe feinem Bruder nach dem Kopfe fhlug. Das 
Glas berührte aber bloß die Hutträmpe des L. W. und zerbrach, ohne daß 
er befchädiget worben wäre, an feiner Schulter. Der Boden des Glafes 
ſprang ab und traf das rechte Auge bes in ber Nähe ftehenden &_M. fo, 
daß die Verlegung den Berluft des Auges zur Folge hatte. 


Das Kreisgericht erflärte den M. W. in Anwendung des im erften 
Theile des 8. 134 (binfichtlich des Verbrechens bes Mordes) ausgelprochenen 
Grundſatzes bes vollbrachten Verbrechens der fehmeren Lörperlichen Beſchaͤ⸗ 
digung ſchuldig; das Oberlandesgericht fand dagegen in feiner Handlungs- 
weife nicht das gedachte Verbrechen fondern nur, weil hieraus eine fchwere 


*) Schon während der Wirkfamkeit des Strafgefeßes vom Jahre 1803 war man 
fowohl bezüglich des DVerbrechend ded Mordes, ald auch jener des Todtſchlages und 
der ſchweren Berwundung wohl ziemlich allgemein darüber einig, daß ein Irrthum in 
der Perfon, gegen weldhe die Handlung gerichtet war, und welcher eben die Richtung 
der Handlung gegen diefe Perfon veranlaßte (der Fall des error), die Zurechnung des 
vollbrachten Verbrehend niht aufhebe; — daß aber nur Berfuch zugerechnet 
werden könne, wenn durch ein zufällige Ablenken der Handlung von ihrer Richtung 
gegen das beabfichtigte Object der gewollte Erfolg an einem anderen Gegenftande ein- 
trat (aberratio; fiehe indbefondere Senull, Zeitfchrift 1826, I. B. S. 312). — Das 
neue Strafgefegbuh hat nun im $. 134 bezüglich des Verbrechens des Mordes, aber 
auch nur bezüglich dieſes Verbrechens, in den Worten: „daß daraus deſſen 
oder eined anderen Menfchen Tod erfolgte” beide Fälle einander gleichgeftellt. 
Dagegen wurde bei dem Verbrechen ded Todtſchlages ($. 140), und noch mehr bei 
jenem der fhmweren förperlihen Befhädigung ($. 152) eine folche Gleiche 
ftellung nit nur niht ausgeſprochen, fondern vielmehr dur den Wortlaut des 
Befeged geradezu ausgeſchloſſen (fo heißt e8 im $. 152: eine fhwere Verlegung 
desfelben); — fie darf daher bei der beflimmten Weifung des IV. Artikels des Kund- 
mahungspatented auch nicht auf Ddiefelben ausgedehnt werden. — Uebrigens ift nicht 
zu überfehen, daß der obigen Entfcheidung der Fall cined error in objecto, und nit 
jener einer bloßen aberratio zu Grunde lag. In der That ftellt auch die gleich anzu⸗ 
führende Plenarentfcheidung vom 3. December 1856, welche über einen Fall der letzt⸗ 
erwähnten Art erging, den entgegengefehten Grundſatz auf. 
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törperlihe Beſchaͤdigung des 8. M. erfolgte, die Webertretung gegen bie 
Sicherheit des Lebens nad) 8. 335. 

Die Dagegen vom Staatsanwalte ergriffene Berufung wurde vom 
oberiten Gerichtshofe aus nachftehenben Gründen verworfen: 

Der $. 152 lautet: „Wer gegen einen Menfchen, zwar nicht in ber 
Abficht ihn zu tödten, aber bod) in anderer feindfeliger Abficht auf eine ſolche 
Art handelt, daß daraus ($. 134) eine Sefundheitäftörung u. f. w. besfels- 
ben erfolgte, macht fi) des Verbrechens ber ſchweren koͤrperlichen Beſchädi⸗ 
gung ſchuldig.“ — Da der angezogene $. 134 unmittelbar nach ben Worten 
„handelt, Daß daraus“ geſetzt ift, fo kann e8 feinem Zweifel unterliegen, baß 
ich das Wörtchen „Daraus“ nur auf die im $. 134 bezeichnete Handlungs⸗ 
weite beziehe, d. h. daß das Verbrechen ber ſchweren körperlichen Beſchädi⸗ 
gung vorhanden fei, wenn auch der Erfolg nur vermöge der perfünlichen 
Befchaffenheit des Verletzten, oder bloß vermöge der zufälligen Umſtaͤnde, 
unter welchen die Handlung verübt wurbe, oder auch nur Durch zufällig bins 
zugelommene Zwifchenurfachen eingetreten ift, in foferne diefe leßteren durch 
die Handlung felbft veranlaßt wurben. Hieraus folgt, daß nur ber zweite, 
nämlich der von der Befchaffenheit ber That fprechende Abfa des 8. 134 
in den Fällen ſchwerer förperlicher Befchädigungen zur Anwendung zu kom⸗ 
men habe, nicht aber auch der erſte Abſatz desjelben ungefähr in der Art, 
Daß derjenige, welcher gegen Jemand auf folche Art handelt, daß daraus 
eine Geſundheitsſtoͤrung u. f. w. desfelben ober eines anderen Menſchen 
erfolgt, ſich des Verbrechens ber fchweren körperlichen Beichädigung ſchuldig 
mache. Hätte die Geſetzgebung beabfichtiget, dem Begriffe des Verbrechens 
ber ſchweren Törperlichen Befchäbigung einen fo weiten Umfang zu geben, 
fo würde fle gewiß dem entfprechend den $. 152 tertirt haben; anftatt deſſen 
fagt aber dieſer Paragraph vielmehr, daß derjenige, „welcher gegen einen 
Menschen auf ſolche Art Handelt, daß daraus eine Gefundheitsftörung u. |. w. 
besfelben erfolgte”, fich des Verbrechens ber ſchweren Körpeswerlegung 
fhuldig macht, woraus fich für ben Thatbeſtand diefes Verbrechens Das 
gefeßliche Erforderniß ergibt, daß ber Befchädigte fein Anderer fei, als der 
jenige, gegen welchen die feindfelige Abficht und die Handlung des Thäters 
gerichtet war. Den erften Abfab des $. 134 in ben burch 8. 152 beflimmten 
Begriff des Verbrechens ber fchweren Körperverlegung hineinzutragen, ver- 
bietet dann auch die Borfchrift des Art. IV des Kundm. Pat., wornach nur 
dasjenige als Verbrechen zu behandeln tft, was im Geſetze ausdrücklich 
als folches erflärt wird. Demnach ift der $. 152, richtig ausgelegt, auf den 
vorliegenden Fall nicht anwendbar, wo anftatt besjenigen, gegen 
welchen ber Angellagte den Angriff gerichtet hatte, ein Dritter 
fehwer verwundet wurde”). — Allein auch abgefehen bievon fehlt auf 


*) In den Motiven der früber angeführten &. vom 21. Juli 1853 wurde bie 
entgegengefepte Anficht ausgefprochen; diefelbe entſchied übrigens, wie ſchon erwähnt, 
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Seite bes Beſchuldigten der böfe Vorſatz. Denn die That geichah plöklich, 
und daß ihr Erfolg, nämlich der Verluft bes Auges, welcher ben L. M. traf, 
ein ganz außerorbentlicher, in dem gewöhnlichen, alfo vorausfichtlichen Ver⸗ 
laufe der Greigniffe nicht gelegener war, ift zu einleuchtend, um noch näherer 
Srörterungen zu bebürfen. Der Mangel des directen böfen Vorſatzes aber 
ergibt ſich fchon daraus, daß die Abficht des Befchädigten Iebiglich auf Ver⸗ 
letzung eines Andern, des L. W. gerichtet, und das Abfpringen des Bodens 
bes Glaſes und die dadurch herbeigeführte VBefchädigung bes 2. M. rein 
zufällige Ereignifie waren (Plenarentfcheibung vom 3. December 1856, ©. 
3. 1857, Nr. 21). 


Mitſchuld an dem VBerbrehen der fohweren förperlidhen 
Beihädigung. 

10. Die Strafbarkeit einer Handlung als Mitſchuld an dem Verbres 
chen ber ſchweren Lörperlichen Befchädigung wirb dadurch nicht aufgehoben, 
Daß der Mitfchuldige weder die ſchwere Verletzung beabfichtiget, noch fich 
über deren Zufügung mit dem Thäter verabredet hatte; denn fo wie zu 
Dem Verbrechen der fohweren förperlichen Beſchädigung die böfe 
Abficht zu befhädigen genügt, fo ift eben dieſe Abfiht auch zur 
Straffälligleit des Mitſchuldigen hinreichend (E. vom 28. October 
1852, ©. 3. 1853, Nr. 14). 


$. 155 Hit. d. 
Begriff eines tückiſcher Weile geihehenen Angriffs. 

Tüde febt von Seite bes Thäters einen jo geheimen und überrafchen- 
ben Vorgang voraus, daß man der drohenden Gefahr einen Wideritand 
entgegenzufeßen nicht im Stande ift; — jeder Angriff, den man vorauszu⸗ 
feben, und gegen den man fich zu vertheidigen und ihn abzumehren nicht 


vermag, muß daher ein tüdifcher genannt werden (E. vom 21. Auguft 1851, 
G. 8. Nr. 214). 


8. 156 lit. b. 
Begriff einer unheilbaren Krankheit. 


K. hatte der 60jaͤhrigen ©. in feindfeliger Abficht mit dem Fuße einen 
Stoß auf den Unterleib verfeßt, welcher Stoß eine fortwährende unheilbare 


einen Fall, wo ein Irrthum in der befhädigten Perfon unterlaufen war. — Die obige 
in einer Plenarverfammlung befchloffene Entfcheidung, welche den im erflen Abſatze 
des 8. 134 aufgeftellten Grundfag beim Verbrechen der ſchweren körperlichen Beichä- 
digung mit aller Beftimmtheit als unanwendbar erflärt, ift daher um fo wichtiger, 
weil der Staatdanwalt in der Begründung feiner Berufung an den oberften Gerichts- 
bof jene frühere Entfheidung ausdrüdlich bezogen hatte. (Dal. auch die Bemerfungen 
Kitfa’3 über diefen Rechtsfall in der &. 3. 1857, Nr. 3.) 
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Sefundheitöftörung und für immer eine Verminderung ihrer Erwerbsfähig- 
teit durch Austreten eines Darmes in einem bereits entwidelten Bruche, 
und daher eine fchwere Verletzung zur Folge Hatte. Das Landesgericht 
brachte jedoch den Straffab des 8. 156 lit. b aus dem Grunde nicht in An⸗ 
wendung, weil es nicht annahm, daß bie Kolge dieſes Stoßes eine unheil⸗ 
bare „Krantheit” fei. 


Der oberfte Gerichtshof erflärte aber mit E. vom 18. Sinner 1854 
(©. 3. Nr. 35) die höhere Straffauetion des 8. 156 als anwendbar. Man 
verftehbe nämlich unter dem Ausdrude: „Krankheit“ zwar gewöhnlich nur 
innerliche, im weiteften Sinne aber auch Außerliche Krankheiten; und 
das Geſetz erkenne Dadurch, daß es an mehreren Stellen, 3. B. im $. 358 
von Heilung der Kranken durch Wundärzte, welche von ber Heilung 
innerlicher Krankheiten ausgefchloffen find, fpricht, auch äußere Störungen 
ber Geſundheit als Krankheiten an. Zortwährende unheilbare Störungen 
der Geſundheit müffen daher nach dem Sprachgebrauche mit dem Namen 
„Krankheit“ bezeichnet werben. 


8. 157. 
Schwere lörperliche Beihädigung bei einer Schlägerei oder Mißhandlung. 


1. Es war erwiefen, daß die einzige dem P. zugefügte fchwere Der: 
legung jene am Kopfe jet; daß Diefelbe mit einem flumpffpisigen Inſtru⸗ 
mente verübt wurde; daß K. bei der Rauferei den PB. zwar am Halſe 
gedrofleit, ihn aber nicht geichlagen habe; dag nicht fichergeftelli werben 
fonnte, wer dem P. die Verletung am Kopfe zufügte, und daß der Schlag 
auf den Kopf in demfelben Momente geſchah, als K. den P. mit den Hän- 
den am Halfe gepadt Hatte. 

Hieraus folgerte dad Landesgericht die Unanwendbarfeit bes 8. 157 
und zwar bes erften Abfates, weil diefer das Bekanntſein besjenigen, ber 
bie Schwere Verlegung zufügte, vorausfebt, was hier offenbar nicht der Fall 
fei; der erften Alternative bes zweiten Abſatzes, weil die einzige fchwere 
Verlegung P''s nicht durch das Zufammenwirten Mebrerer, fondern nur 
durch Einen, der eben unbekannt fei, verübt wurde; der zweiten Alternative 
aber, weil diefelbe den Beweis vorausfeße, daß nicht Einer, fondern Meh⸗ 
sere an ben Mißhandelten Hand angelegt haben, was hier eben wieder 
nicht ber Kal fei, da die erfte Inſtanz bezüglich der übrigen an dem Rauf— 
handel betheiligten drei Perfonen nicht als erwieſen angenommen babe, daß 
fie an B. Hand angelegt hätten. 


Dagegen gab die Staatdanwaltfchaft in ihrer Nichtigkeitsbeſchwerde 
dem Schlußfage bes 8. 157 die Auslegung, daß durch diefe Sanction, fo 
wie durch bie ähnliche in dem $. 143 vorzugsweiſe ber Erfolg geftraft 
werben follte, daher Zeber, der an den Mißhandelten Hand angelegt, und 
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dadurch zur ficheren Vollbringung ber That mitgewirkt hat, auch dafür ver- 
antwortlich fei. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte mit E. vom 9. December 1853 (G. 3. 
1854, Nr. 19) die Anficht der Staatsanmwaltfchaft als die richtige. Denn 
der Schlußfat des 8. 157 „Tann nur den Fall im Auge haben, wo in einem 
zwifchen mehreren Perſonen ftattgefundenen Handgemenge eine Perfon eine 
Ichwere Verlegung erleidet, ohne dag fich erweilen läßt, welcher ber Gegner 
bem Verletzten biefe fchwere Verletzung zugefügt hat; in einem ſolchen Falle 
ſtellt das Geſetz die Straffanction feit, daß Jeder, welcher an ben Mißhan- 
delten Hand angelegt hat, bes Verbrechens der ſchweren körperlichen Befchä- 
digung fihuldig erfannt werden folle. — Diefer Fall tritt nun hier ein; P. 
wurbe in einer Schlägerei ſchwer verlebt, es war aber nicht zu ermitteln, 
wer bemfelben biefe ſchwere Verletzung zugefügt habe, und fteht nur feft, 
dag K. es nicht geweſen fet; eben aber in dem Ausfpruche, daß K. die 
Ichwere Verlegung nicht zugefügt habe, obwohl er gleichzeitig an den Miß⸗ 
bandelten Hand angelegt, nämlich ihn am Halfe gewürgt hatte, Tiegt bie 
Anerkennung, daß Mehrere fih an dem Handgemenge betheiligten; daher 
Seden die Straffanetion des $. 157 zu treffen hätte. Der Umitand, bag jene 
Perfonen, welche außer K. an PB. Hand angelegt haben, nicht ermittelt, und 
daß die dießfalls verbächtigen L. 8. und 3. von der Schuld losgeſprochen 
wurden, fann bezüglich der Straffälligkett Kes, von dem als erwiefen ange: 
nommen ward, daß er an B. Hand angelegt habe, keinen Einfluß üben, 
fondern diefer muß nach 8. 157 bes Verbrechens der fchweren körperlichen 
Beſchädigung fchuldig erfannt werben” *). 

2. Da die Beftimmung des zweiten Abjabes des 8. 157 ganz allge 
mein lautet und auf alle Fälle paßt, wo bei einer zwiſchen mehreren Keuten 
entftandenen Schlägerei, oder bei einer gegen eine oder mehrere Perjonen 
unternommenen Mißhandlung die fchwere körperliche Befchädigung nur durch 
das Zufammenwirken der Verlegungen oder Mißhandlungen von Mehreren 
erfolgt, oder fich nicht erweifen läßt, wer eine fchwere Verlekung zugefügt 
babe, — fo muß in diefer Beitimmung auch der Fall des 8. 155 lit. d, 
wenn nämlich ber Angriff in verabredeter Verbindung geſchah, 
als Hegriffen erfannt werden (&. vom 2. Auguft 1854, ©. 3. Nr. 123). 


) In diefer Entfcheidung ift fomit der wichtige Grundſatz ausgeſprochen, daß, 
wenn fich nicht beftimmen läßt, wer die ſchwere Verletzung zugefügt habe, jeder, welcher 
an den Mifhandelten Hand angelegt hat, aud dann der ſchweren körperlichen Be⸗ 
ſchädigung fehuldig fei, wenn Gewißheit — vorliegt, daß er die ſchwere Ver⸗ 
letzung nicht zugefügt habe. 
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Zwanzigftes Hauptftück. 
Von der Brandlegung. 


8. 166. 
Brandlegung. 


1. Der $. 166 fordert zum Verbrechen der Brandlegung ausbrüdlich, 
daß beim Unternehmen der Handlung, worin bie Brandlegung beftcht, ber 
Anfchlag deſſen, der fie unternahm, dahin gerichtet gewefen fei, an frembem 
Eigenthume eine Keuersbrunft entſtehen zu machen; es genügt daher nicht, 
wenn nur erwiefen wurde, der Angellagte habe eine Handlung, unbelümmert 
um deren Folgen und gleichgiltig darüber, ob burch felbe ein nur unbebeuten- 
bes oder auch ein großes bedeutendes Hebel hervorgebracht werben wird, unter- 
nommen; es muß vielmehr erwiefen fein, baß feine Abficht gerabe auf 
das Entftehen einer Feuersbrunft gerichtet war. 

2. Nicht jedes Verbrennen einer Sache fann eine Feuers— 
brunft, nicht das Legen des Feuers an felbe immer eine Brand» 
legung im Sinne des Geſetzes genannt werden. Selbft das theilmeife 
Berbrennen einer Gefaͤngnißthür, Durch welche fih der Gefangene flüchten 
will, kann noch nicht für eine Brandlegung erklärt werben, wenn es nicht in 
ber Abficht des Thäters Tag, hiedurch das euer weiter zu verbreiten, eine 
Feuersbrunſt Dadurch hervorzubringen (E. vom 16. Jänner 1855, ©. 8. 
Nr. 41). 


8. 167. 
Strafe der Brandlegung. 


1. Es war erwiefen, baß ber Befchuldigte den Brandftoff zur Zeit, 
wie der Beichädigte mit Zurüdfaffung feiner fünfKinder und einer Dienftimagd 
in den Wald fuhr, in der Abficht, damit das ganze Gehöfte in Flammen auf: 
gehe, in das Stroh feines Nachtlagers geſteckt babe, daß hiedurch das Stroh 
zu glimmen anfing, und ber Rauch bereits heftig aus dem Stalle drang, und 
daß nur ein geringer Verzug erforderlich gewefen fein würde, um bie Flamme 
zum Ausbruche zu bringen, wodurch ficherlich das ganze Gebäude eingeäfchert 
worben wäre. Es war ferner burch den Localaugenfchein dargethan, daß in 
einem einzigen Gebäude die Wohnung des Beichäbigten und der Kuhſtall, 
in welchem fich gehäuftes frifches Stroh befand, nebft einer Kammer unter- 
gebracht find, während bie Scheuer, gegen welche nach der Ausfage des Befchä- 
digten damals der Winbzug gerichtet war, nur vierzehn Klafter entfernt Tiegt. 
Es gebt demnach aus dem Orte, wo die Branblegung ftattfanb, und aus der 
Befchaffenheit der Wohn. und Wirthfchaftsgebäude, welche bloß mit Schinbeln 
gedeckt waren, Har hervor daß das Feuer an einem nicht leicht bemerkbaren 
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Orte gelegt wurde, wo nothwendigerweife befien Verbreitung über bie gefammte 
Babe bes Befchädigten ftattfinden mußte. 


Der Straffat der lit. g tft Daher, obfchon das gelegte Feuer ohne auszu⸗ 
brechen und ohne Zufügung eines Schadens gelöfcht wurbe, unrichtig ange- 
wendet worden, und bie Strafe war vielmehr nach lit. £ zu bemeffen, weil 
das Feuer an einem Orte gelegt wurde, wo beffen Verbreitung leicht möglich 
war (E. vom 7. Auguft 1855, ©. 3. Nr. 107). 


2. Das von P. aus Rachfucht in ber Scheuer der %. gelegte und wirklich 
ausgebrochene Feuer hatte ſowohl jene Scheuer, als bie Scheuern von fünf 
Nachbarn und ben ganzen für die Duschwinterung bes Viehes darin aufbewahr- 
ten Futtervorrath verzehrt. Die Abgebrannten verzichteten auf den Erſatz 
bes ben erhaltenen Affecuranzbetrag überfteigenden Schadens und erflärten 
überhaupt die erlittene Befchädtgung (in ber Sefammtfumme von 895 fl. 16 fr.) 
nicht für erheblich. 

Das Oberlandesgericht hielt aber nichts deftoweniger den Straffat des 
8. 167 lit. c (lebenslangen fchweren Kerfer) für anwendbar. Bon vieren der 
Befchädigten fei der ihnen zugefügte Schade (wahrfcheinlich bei ihrer Ver⸗ 
nehmung im Unterfuchungsverfahren) als ein erheblicher erflärt worden, und 
biejer befchwornen Ausfage um fo mehr Glaube beizumeffen, da fie Durch den 
Berluft des Futtervorrathes gendthiget worden feten, Durch viele Monate das 
Futter um jeden Preis, alfo bei der bejtehenden Theuerung nicht ohne fchmerz- 
liche Opfer, berbeizufchaffen. 

Der oberfte Gerichtshof erkannte jedoch nur ben unter lit. e beitimmten 
Strafſatz (ſchweren Kerker von zehn bis zwanzig Sahren) als ben anzumwen- 
benden. Denn „bei ber Schlußverhandblung haben, laut Verhandlungs⸗ 
prototoll, ſaͤmmtliche Befchädigte und insbefondere auch die vier in den Mo⸗ 
tiven des obergerichtlichen Urtheiles bezeichneten, erflärt, daß fie ihren durch 
die Brandlegung erlittenen Schaden nicht erheblich nennen können. Da nun 
biefe Erflärung der Beichädigten durch ihre freiwillige Verzichtleiftung befräf- 
tigt wird, jo entfällt der einzige Grund, welcher das Oberlandesgericht zur 
Annahme des höheren Strafjages beſtimmte“ (E. vom 30. Juli 1856, ©. 3. 
Nr. 112). 


3. D., welcher ald Motiv feiner That angab, daß ihm darum zu thun 
war, „in einem Strafhaufe Verforgung zu finden”, hatte bei Tag an einer 
fremden Scheune Feuer gelegt. Diefelbe war aus Holz erbaut und mit Stroh 
gebedt und enthielt ungefähr 50 Eentner Heu im Werthe von 75 Oulden und 
70 Sarben Stroh im Werthe von 7 Gulden. D. verübte Die That, nachdem er 
ſich von dem Dafein biefer VBorräthe überzeugt hatte, und legte das Feuer auf 
der Straßenfeite, wo der eventuelle Ausbruch besfelben vom Gigenihümer der 
Scheune und feinen Nachbarn nicht fogleich wahrgenommen werden Tonnte. 
Um den in Zündhölgchen beſtehenden Brandftoff faufen zu können, mußte ſich 
bes Befchuldigte erft einen Kreuzer erbetteln. Die Flamme hatte beinahe ſchon 
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das Dach erreicht, als ein vorübergehendes Weib das Feuer wahrnahm und 
ſchleunigſte Hilfe veranlaßte. Die auf 200 Gulden geſchätzte Scheune litt keinen 
Schaden, da nur einige Balken angebrannt waren; von den darin aufbewahr⸗ 
ten Vorraͤthen verbrannte ungefähr ein halber Centner Heu. Der Beſchaͤdigte 
machte keinen Erſatzanſpruch. — Die zunaͤchſt der Scheune gelegenen Gebäude 
ſind nur 24 und 33 Schritte weit entfernt, jedoch lag in der Richtung des 
ſchwachen Südweſtwindes, der damals wehte, keines ber Gebäude, ſondern 
offenes Feld. 

Der oberſte Gerichtshof erkannte aus nachſtehenden Gründen den unter 
lit. e beſtimmten Strafſatz (ſchweren Kerker von zehn bis zwanzig Jahren) als 
anwendbar: „Wenn dieſer Strafſatz, trotz des wirklich ausgebrochenen Feuers 
nicht in Anwendung kommen ſollte, müßte bie That ohne beſondere Gefaͤhr⸗ 
lichkeit unternommen und das Feuer ohne Schaden geloͤſcht worden ſein. Genau 
genommen iſt nicht einmal das letztere der Fall, da eine wiewohl unbedeutende 
Quantität von Hen allerdings verbrannte. Um fo entſchiedener muß das näm— 
liche auch vom erfteren Erfordernijfe behauptet, und felbit abgefehen von dem 
empfindlichen Schaden, welcher auch nur durch die Vernichtung der Scheune 
und ihres Inhaltes für den Eigenthümer entitanden wäre, die That des Be- 
fchuldigten als eine mit befonderer Gefährlichkeit unternommene 
erfärt werben. Dieß ergibt fich aus feiner wohl überlegten und planınäßigen 
Handlungsweife. Erft mußte er fich durch ein Almofen die Mittel zum Ankaufe 
des nöthigen Branbitoffes verfchaffen; zur Ausführung feines Vorhabens erfah 
er fich eine einfam ftebende, ber unmittelbaren Aufficht des Eigenthümers und 
feiner Hausleute entrüdte Scheune, nachdem er fich überzeugt hatte, daß diefelbe 
mit leicht entzündbaren Gegenftänden voll angefüllt war, und endlich wählte 
er zur Brandlegung gerabe jene Stelle, wo ber Ausbruch des Feuers nicht 
fogleich von dem Eigenthümer und deſſen Nachbarn wahrgenommen werben 
fonnte, wie denn in der That nur dem glüdlichen Zufalle, der eine Perſon 
vorüber führte, die fchnelle Entdedung des Brandes und deſſen Löfchung zu 
verdanten war” (E. vom 4. November 1856, ©. 3. 1857, Nr. 10). 

©. auch die bei 8. 48 unter 2. angeführte &. vom 23. October 1855. 


$. 169. 
Brandlegung an eigener Sadıe. 


Aus der gegen M. geführten Specialunterfuchung erfchien berfelbe recht. 
Sich befchuldigt, fein Preßhaus in eigennüßiger, nämlich auf Verkürzung der 
Feuerverficherungsgefellfchaft gerichteter Abficht in Brand gefteckt zu Haben. — 
Dusch den an Ort und Stelle vorgenommenen Augenfchein wurde ermittelt, 
daß das eingeäfcherte Preßhaus zwar 220 Schritte vom letzten Wohnhaufe des 
Ortes entfernt, jeboch in ber Nähe anderer Preßhäufer ftand, deren eines nur 
ſechs Klafter davon abjtebt, und daß fremdes Eigenthum von ben Flammen 
verſchont blieb. Die Kunftveritänbigen erklärten, e8 Habe zwar bei ber Richtung 
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des Ruftzuges in ber winbdftillen Nacht der Feuersbrunſt Erin anderes Gebäude 
Gefahr gelaufen, vom Feuer ergriffen zu werben, wohl aber wären bie umliegen- 
den Preßhaͤuſer einer folchen Gefahr dann ausgefeht geweſen, wenn ber Luft⸗ 
zug eine andere Richtung genommen hätte. 

Der oberfte Gerichtshof entichied, daß die Anklage auf das Verbrechen 
ber Brandlegung zu flellen fei, und zwar in der Erwägung, daß im Sinne ber 
88. 169 und 170 jede böswillige Anitedung des Eigenthumes, wodurch auch 
fremdes Eigenthum ber Feuersgefahr ausgeſetzt wird, das Verbrechen ber 
Brandlegung begründe, — daß diefe Gefahr an und für fich Durch den Augen» 
ſchein außer Zweifel geftellt fei, weil Das dem angezündeten Preßhauſe des 
Beichuldigten nächſt gelegene, einem Dritten augehörige Preßhaus nur ſechs 
Klafter entfernt liege und bei einer andern Richtung des Luftzuges bedroht 
gewefen wäre, und daß die nur burch einen Zufall erfolgende Abwendung einer 
folchen Gefahr den Charakter ber That nicht änbere, indem fonft jede, ſelbſt 
die gefährlichfte Anſteckung in der Mitte fremden Eigenthumes, wenn irgend 
ein günftiger Umftand (4. B. die Windrichtung, ein Regenguß u. dgl.) dasfelbe 
vor dem Brande bewahrt, der gefehlichen Strafe entzogen würde (E. vom 
18, März 1856, ©. 3. Nr. 53). 


8. 170. 
Betrug durch Brandlegung an der eigenen Sat. 


©. hatte im Auftrage des A. an dem kurz vorher für 2100 Gulden ver- 
fiherten Heu bes Iehteren eine Brandlegung unternommen, bie jedoch ohne 
Erfolg geblieben war, weil S. auf der That betreten wurde. Fremdes Eigen- 
thum war burchaus Feiner Gefahr ausgefest. 

Der oberite Gerichtshof erflärte die That nach den SS. 170 und 8 als 
da8 Verbrechen bes verfuchten Betruges, welches in nachftehender Weife 
begründet wurde: „Die Norm des 8. 170 ift wörtlich zu verftehen, fo 
daß derjenige, welcher, um Jemanden einen Schaden zuzufügen, 
an feinem Gigenthume Brand legt (oder durch einen Andern legen laßt), 
baburch allein fchon fi eines Betruges fhuldig maht*). Der 


*) Bon Seite der Bertheidigung ded A. war dagegen geltend gemacht worden: 
Da der Berfiherungsvertrag für den Berficherer durchaus fein Recht, fondern viel- 
mehr lediglih die Pflicht zum Erfabe des an ber affecurirten Sache durch Zufall 
erlittenen Schadens erzeuge, fo könne nad dem Sinne des $. 170 und vermöge der 
Natur der Sache die vom Gigenthümer eined verficherten Gegenftandes an demfelben 
unternommene Brandlegung für fih allein einen ftrafbaren Verſuch durch Ber 
fürzung der Rechte des Berfihererd unmöglich begründen, fondern es mülfe 
der im $. 197 für den Betrug überhaupt geforderte Thatbeftand hinzutreten. Das an 
fi) rechtliche Derfahren des feine Sache der Flamme preiögebenden Eigenthümers 
erhalte die Bedeutung eined Betrugdverfuhes erft durch die an den Ber- 
fiherer geftellte Forderung auf Erfab des angeblich zufälligen en und 
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Vorwurf, daß ein folches Geſetz den bloßen Gedanken, das innerliche Vor⸗ 
haben beſtrafe, ift nicht gegründet; denn die Branblegung tit eben fchon bie 
Bethätigung der rechtswidrigen Abficht des Urhebers berfelben. Die größere 
Strenge aber, womit allerdings hier das Geſetz gegen den böfen Willen 
auftritt, da es fogar eine Handlung ftraft, die an fidh betrachtet nicht wiber- 
rechtlich ift, fondern im Kreife der Befugniffe bes Eigenthümers Liegt, erflärt 
und rechtfertigt ſich durch bie einleuchtende Nothwendigkeit eines energifche- 
ven Schutzes ber Rechte dritter Perfonen gegen die Gefahr der Verkürzung, 
welcher fie durch betrügerifche Brandlegungen an ber eigenen Sache nur zu 
ſehr ausgefebt find" (&. vom 17. Februar 1857, ©. 3. Nr. 58). 


Einund;wangigftes Haupfftück. 
Bon dem Diebftahle und der Veruntreuung. 


$. 171. 
Diebſtahl. 
A. Merkmale im Begriffe des Diebſtahles. 
I. Eine fremde Sache. 


1. Zur Feftftellung des Begriffes einer fremden Sache im Sinne 
bes Strafgefebes ift ein firenger Beweis des Eigenthumsrechtes 
besjenigen, der das Gut als daß feine anfpricht, nicht erforderlich (E. vom 
24. Suni 1852, ©. 3. Nr. 114). 

2. Wenn and allerdings der Umftand, daß fremdes bewegliches Gut 
aus dem Beſitze eines Andern entzogen werde, ein wefentliches Kriterium 
bes Diebftahles bildet, fo ift die Gigenfchaft des fremden Gutes doch nur 
in Beziehung auf den Thäter von Belang, es tit fo lange gleichgil- 
tig, weffen dag aus dem Befibe eines Andern entzogene Gut if, 
als nicht dargethan ift, daß e8 demjenigen gehöre, ber basfelbe aus dem 
Befitze eines Andern entzogen bat, weil es dann diefem, d. i. bein Thäter 
gegenüber, aufhört, ein fremdes Gut zu fein (E. vom 9. December 1852, 
G. 3. Nr. 34) *). 


vollendet fei der Betrug mit der wirklich gelungenen Täufchung des Ber- 
fiherers oder des erfennenden Civilrihterd. Was aber der unternommenen Täuſchung 
vorangehe (alfo auch die angebliche Auftraggebung), fei eben nur ein vworbereitender 
Act und firafrechtlich indifferent; es ahnden, hieße eigentlih den Gedanken, dad innere 
lihe Borhaben ftrafen. 

*) ©. aud bie bei 8. 176 IL lit. b und o unter A. angeführte E. vom 
4. März 1856. 
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3. Durch das kaiſerliche Patent vom 7 März 1849 (R. ©. BI. Nr. 
154) ift den Gemeinden die Jagd mit der Verpflichtung zugemiefen, biefelbe 
entweder ungetheilt zu verpachten ober burch eigens beftellte Sachverſtaͤn⸗ 
dige ausüben zu laffen, und nur ber jährliche Reinertrag ift am Schluſſe 
bes Verwaltungs« oder Pachtjahres unter ſämmtliche Grundeigenthiimer zu 
veriheilen. Dem einzelnen Orundeigenthümer ftehen daher, wenn er nicht 
Pächter der Oemeindejagd ift, keine Befibrechte auf die in der Jagd vor⸗ 
findigen Thiere zu. Auch wird in bem gebachten Patente 8. 10 ausbrüdlich 
barauf bingewiefen, daß fich die Gemeindeglieder in ihrer Einzelnheit auch 
bes Wilddiebſtahles in der Gemeindejagd fchuldig machen koͤnnen. 

Wenn daher die Angellagten in der Gemeindejagd ein Wild erlegten 
und fich zueigneten, fo haben fie nicht eine ihnen (ald Gemeindegliedern) 
gehörige, ſondern eine gegenüber den &emeinbegliedern in ihrer Einzelnheit 
fremde Sache aus dem gemeinfamen Beſitze entzogen, ſich alfo bes Dieb- 
tables fchuldig gemacht (E. vom 29. December 1852, ©. 3. 1853, Nr. 40). 

Damit im Einklange wurden mit der E. vom 14. April 1853 (©. 3. 
Nr. 61) mehrere Angeflagte, welche den dritten Theil einer Gemeinde 
wiefe abgemäht und das Grumet für fich verwendet hatten, gegen bie An⸗ 
ficht des betreffenden Landesgerichtes eines Diebftahles fchuldig erklärt, weil 
bie fragliche Wiefe nach $. 288 des b. ©. B. zum Gemeindevermoͤgen 
gehört und nicht als Eigenthum ber einzelnen Gemeindeglieder betrachtet 
werben kann, ihr Ertrag vielmehr unter die Gemeindeglieder zu vertheilen 
oder zur Beftreitung der Gemeindeauslagen zu verwenden ift (Patent vom 
17. März 1849, 8. 74), und weil fomit die Angellagten eine ihnen nicht 
gehoͤrige, fondern gegenüber ber Gemeinde in ihrer Einzelnheit fremde 
Sache aus deren Beſitz, ohne Einwilligung berfelben um ihres Vortheiles 
willen entzogen haben. 

Dagegen erflärt die &. vom 7. Juli 1853 (©. 3. Nr. 92), daß der 
Angellagte ©., welcher fih einen im eigenen Gemeindewalde Pascqua- 
letto gefällten Lerchftamm, im Werthe von zwei Gulden ohne befondere Bes 
willigung zueignete, einen Diebftahl nicht begangen habe, weil nach ber 
thattächlichen Annahme der Berufungsinftang nicht gefagt werben könne, 
daß ſich S. mit dem Baumflamme aus dem &emeindbewalde eine frembe 
Sache zugeeignet babe. Das Landesgericht fehe nämlich ©. keineswegs als 
einen in den Gemeindewald bloß eingeforfteten Servitutsberechtigten an, es 
nehme auch Teineswegs an, daß der Gemeindewald Pascqualetto etwa ver- 
pachtet oder auf fonftige befondere Weiſe in der Art benübt wird, daß ber 
ganze Ertrag einem beftimmten Gemeindezwecke ober ber Theis 
lung unter die Semeinbeglieder zugeführt werbe, wornach ben 
einzelnen Gommuniften unterfagt wäre, daraus für ſich Holz zu fällen, fon- 
bern es nehme geradezu das Verhältnig einer Gemeindewaldung an, 
welche zur Benütung ber einzelnen Gemeindeglieder dient. „Wenn 
baher ber Angellagte von biefem feinen aus dem Miteigenthume fließenden 

9* 
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Benübungsrechte Gebrauch machte und fich, wenn auch heimlich, einen 
Lerchſtamm zueignete, fo konnte er keinen Diebftahl, ſondern nur eine Ueber⸗ 
tretung der felbit bei Ausübung diefes Rechtes zu beachtenden Borfchriften, 
d. t. einen Koritfrevel begehen.“ 

In einem ferneren Yalle wurde der Angellagte, welcher fih Hol; aus 
dem Gemeindewalde zugeeignet hatte, des Diebitahls jchuldig erkannt, weil 
dieſer Wald nicht als ein gemeinfchaftlihes Eigenthum der einzel- 
nen Gemeindeglieder, jondern ald Gemeindegut anerfannt wurde. — 
Die Beziehung bes Befchwerbeführers auf die eben angeführte E. yom 7. Juli 
1853 wurde wegen ber Verfchiebenartigkeit der Faͤlle als verfehlt bezeichnet. 
Damals fei nämlich angenommen worden, daß das Holz in jenem Gemeinde 
walde fein Eigenthbum der Gemeinde bilde, deſſen Benützung den Ge- 
meindegliedern verboten fei, fondern zum Gebrauche und zur Benübung für 
die einzelnen ©emeindeglieder unter Beobachtung der zum Schuße der 
Waͤlder beftehenden Vorſchriften beftimmt fei; — ein factifches Verhältniß, 
welches bei dem nun in Frage ftehenden Gemeinbewalde nicht angenommen 
wurde (&. vom 26. April 1854, ©. 3. Wr. 74). 

Bon derjelben Auffaffung wurde endlich in folgendem Falle ausge- 
gangen. %., in dir Gemeinde A. anfällig, befigt und veriteuert eine Berg- 
wiefe in der Gemeinde B. Im Walde der leßteren Gemeinde fällte er eigen« 
mächtig ohne Erlaubniß der Vorftehung einen Baum im Werthe von ſechs 
Gulden, den er dann mit feinem Sohne nach Haufe führte, dort verarbeitete 
und das Holz theilweiſe verfaufte. — Der oberite Gerichtshof erklärte Beide 
bes in Geſellſchaft verübten und deßhalb verbrecherifchen Diebitahles fchuldig, 
und zwar in Erwägung, daß der fragliche Gemeindewald und bie darin 
befindlichen Bäume nicht zu jenen Sachen gehören, weldye vermöge der Lan⸗ 
besverfaffung beſtimmt find, im Sinne des 8. 288 des a. b. ©. B. zum 
willfürlichen Gebrauche eines jeden Oemeindegliedes zu dienen, — daß %., 
obgleich er als Befiger einer Bergwiefe in der Gemeinde B. als ein Mit- 
alied derfelben im Sinne des 8. 8 bes proviforifchen Gemeindegeſetzes vom 
Sabre 1849 angefehen werden muß, das Gemeindegut nach $. 22 3. 2 des⸗ 
felben Geſetzes doch nur nach den beitehenden Cinrichtungen zu benügen 
berechtiget fein fann, -— daß die Benützung des Gemeindewaldes den ein- 
zelnen Gemeindebürgern ohne Erlaubniß der Gemeindevorſtehung und ohne 
vorläufige Auszeigung der fchlagbaren Stämme verboten ift, — daß daher 
der von ben Angeklagten im Gemeindewalde gefällte Baum Gigenthum der 
Gemeinde B. und im Befite derfelben war, daß fomit die That als dag 
Verbrechen bes Diebitahles im Sinne der 88. 171 und 174 1. lit. b anzus 
feben ift, worüber nach 8. 59 des Koritgefehed vom 3. December 1852, wel- 
ches eine foldye Verlegung der Sicherheit des Waldeigenthums nirgends als 
einen bloßen Forſtfrevel erklärt, das Strafgericht nach ben Beſtimmungen 
bes allgemeinen Strafgefehes zu entfcheiden hat (E. vom 30. December 1856, 
®. 3. 1857, Nr. 91). 
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4. Nach den Beftimmungen des Strafgefeßbuches, in Verbindung mit 
jenen ber 88. 4, 5, 19, 20 und 26 der Jagdordnung vom 28. Februar 1786 tft 
bas, wenn auch im eigenen Reviere angefchoffene Wild dur bie 
Flucht in fremdes Jagdrevier eine fremde Sache geworben, bie Ent- 
ziehung desjelben aus fremdem Beſitze begründet Daher einen Diebitahl (E. v. 
4. Auguft 1851, ©. 3. Nr. 198). 

5. St. und %. hatten aus dem verfperrten Stalle der P. ein dem St. 
gehöriges Pferb im Schätungsmwerthe von 120 fl., welches für ®. zur Dedung 
einer Forderung von 225 fl. am Tage vorher gerichtlich gepfändet und 
gefhäkt und der P. in Verwahrung gegeben worben war, wiſſend, daß felbes 
gepfändet fei, nach Eröffnung des Stalles fortgeführt, fomit der Berwahrerin 
P. entzogen. s 

Das Landesgericht erkannte in biefer Thatfache nicht das Verbrechen 
des Diebftahles, weil St. durch die Pfändung bes Pferdes nicht aufgehört 
habe, Eigenthümer besfelben zu fein, ſohin dasfelbe für ihn auch Feine 
fremde Sache, und weil die P. als bloße Verwahrerin im Sinne der 88. 958 
unb 968 des a. b. G. B. nicht im Beſitze des Pfandes geweſen fei, folglich 
nicht behauptet werben könne, dad St. vereint mit %. eine fremde Sache, 
und daß er diefelbe aus dem Befite eines Andern entzogen babe. 

Der oberfte Gerichtshof erklärte jedoch, daß das Verbrechen des 
Diebftahles allerdings vorhanden war, und ftellte daher den wichtigen 
Grundſatz auf, daß eine gepfändete Sache, dem Eigenthüner gegen, 
über, als frembe Sache im Sinne bes 8. 171 anzuſehen fet. 

Diefer Grundſatz wurde folgendermaßen motivirt: 

„Rah 8. 354 des a. 6. ©. 2. befteht das Eigenthumsrecht in dem Bes 
fugnifle, mit der Subftanz und den Nubungen einer Sache nah Willkür zu 
Schalten, und jeden anderen davon auszufchließen.“ 

„Dieles freie ausschließliche Verfiigungsrecht gehört daher mwefentlich 
zum Begriffe des Eigenthumsrechtes, e8 ift ein unmittelbarer Ausflug desſel⸗ 
ben. Durch die erfolgte Pfändung des Pferdes und Mebergabe desfelben in 
die Verwahrung der P. ift aber St. aus dem Befige des Pferdes gefebt, und 
von dem freien Verfügungsrechte ausgefchloffen worden; denn es haftet das 
Dferd als Pfandobject, fowie ber Preis desfelben dem Pfandinhaber in fo 
lange, bis er Daraus feine Befriedigung erlangt, und es kann daher nicht mehr 
behauptet werden, baß bag gepfänbete Pferd feine eigene, d. i. frei dispo— 
nible Sache war, es hat vielmehr die Natur einer fremden Sade im 
Sinne des 8. 171 angenommen.” 

„Der Geſetzgeber gibt dieſes felbft deutlich Dadurch zu erfennen, daß er 
im 8.183 die von dem Gläubiger gepfändeten und in Verwahrung des Schuld- 
ners felbit belaffenen Sachen als ein dem lebteren anvertrautes Gut, und fo- 
mit die Borenthaltung oder Zueignung dieſes Gutes von Seite des Schuld: 
ner, wenn es ben Betrag von fünfzig Gulden überfteigt, als das Verbrechen 
ber Veruntreuung erflärt; denn bei der Veruntreuung wirb eben fo, mie bei 
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bem Diebitahle eine fremde Sache vorausgefeht, und betrachtet das Geſetz 
die gepfändete und dem Schuldner felbit in Verwahrung belaffene Sache als 
eine fremde, fo muß ed um fo mehr der Fall fein, wenn die gepfändete Sache 
einer dritten Perfon in Verwahrung übergeben worden tft. Es TAßt ſich auch 
nicht annehmen, daß ber Schuldner, wenn er die gepfänbete, jedoch in feiner 
Verwahrung belafiene Sache fich zueignet, wegen Beruntreuung beftraft, wenn 
ex fich dagegen bie gepfänbete, einer dritten Perfon in Berwahrung übergebene 
Sache zueignet, ſtraflos fein foll, da diefe Handlung boch gewiß als ftrafbarer 
ericheint" (&. vom 30. September 1853, ©. 8. Nr. 144) *). 


nd. Eine bewegliche Sache. 

6. Der im Civilrechte befondere Wirkungen erzeugende Umftand, ob eine 
Sache Zuge hör einer anderen fei ober nicht, und daß das Gras vor feiner 
Abſonderung von dem Grundftüde mit diefem eine unbewegliche Sache 
ſei, kann die Anwendbarkeit des Begriffes des Diebftahles auf das un be⸗ 
fugte Abweiden fremder Aecker nicht ausfchließen; — weil das Geſetz 
($$. 174 II. Jit. e und 175 I. lit. a) den Diebſtahl an Holz, Feld: und Baum- 
früchten als einen qualificirten erflärt, und derjenige Doch nicht gelinder behan⸗ 
belt werben Tann, ber wiflentlich fremdes Gut aus einem Zufammenhange 
bringt, deffen Aufhebung nur dem Gigenthümer zufteht, um fich die getrennten 
Theile zuzueignen, als derjenige, der das durch den Eigenthümer ſelbſt Ge⸗ 
trennte fich wiflentlich zueignet, alfo eine rechtswidrige Handlung weniger 
febt, al8 jener. Darin kann auch der Umftand keinen Unterfchteb machen, daß 
das Abfondern und Entziehen bes Graſes ftatt burch die Handlung des Ange- 
klagten, durch fein von ihm zu dieſem Zwecke gebrauchtes Thier geichah, weil 
in dem einen wie in dem anderen Falle bie Entziehung burch feinen Willen 
dolofe und durch feine Thätigkeit erfolgte und ber 8. 1321 des a. b. G. 8. 
nur in Anwendung bes $. 1320 die Bermuthung ber Eulpa gegen ben Vieh⸗ 
eigenthümer ausfprechend, das hiedurch begründete Entjchädigungsrecht durch 
Geſtattung ber Privatpfändung fichert, ohne den auf biefe Art etwa bolofe 
zugefügten Schaden dem ftrafrichterlichen Vorgange zu entziehen (E. vom 
17. September 1852, ©. 3. Nr. 155). 

7. Dagegen wurde mit einer E. vom 1. September 1853 (G. Z. Nr. 123) 
ausgesprochen: 

Nicht jeden unberechtigten Vieheintrieb in frembe Grunb- 
füde will das Geſetz als Diebſtahl angeſehen und beftraft wiffen; 
es tft Diejeö in ben 88. 60, 63 und ben folgenden des Forſtgeſetzes vom 
3. December 1852**) bezüglich freinder Wälder ausgefprochen, unb eben fo 


*) Den weiteren Theil der Entfheidung, worin nachgewiefen wird, daß fih das 
Pferd auch im Befige der Verwahrerin PB. befunden habe, und aus biefem entzogen 
worden fei, f. bei diefem Paragraphe unter 8. 

») Diefe Paragraphe handeln vom unberechtigten Dieheintriebe in fremde Wälder. 
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find die durch Beweidung fremder Wälder verurfachten Befchäbigungen in ber 
Regel nach den befonderen hierüber beftehenden Borfchriften zu behandeln. 
Wenn der oberfte Gerichtshof in einem befonderen (nämlich dem 
eben unter 6. angeführten) Yalle eine Handlung diefer Art für Dieb» 
ſtahl erklärt hat, fo gefchah es, weil in felbem erwiefen vorlag, baß 
ber Eintrieb bes Viehes in den fremden rund gerade mit ber 
zum Diebſtahle erforderlihen böfen Abſicht, nämlich mit der, fich 
fremdes Gut feines Bortheiled wegen zuzueignen, verübt wor- 
den war. 

Im vorliegenden Falle Hat aber das Landesgericht fich nicht ausgefpro- 
chen, daß es als erwieſen annimmt, ©. babe gerade mit diefer Abſicht gehan- 
belt; es ift nicht fichergeftellt, ob ber Eintrieb des Viehes in den Grund bes 
B. wirflich mit Wiffen und Willen des Angeklagten geſchehen fei. Sin der als 
erwiefen angenommenen That: ber Angeklagte babe dem Dominik B. etwas 
Gras mittelft Beweidung des Orundftüdes besfelben entzogen, find bie Merk 
male eined Diebftahles noch nicht enthalten. 


UI. Entziehung aus dem Beſihe eines Anderen. 

8. Sn ber unter 5. bei dem gegenwärtigen Paragraphe angeführten 
E. vom 30. September 1853 wurbe auch erflärt, daß fich die P. welcher bag 
gepfänbete Pferd zur Verwahrung übergeben worden war, im Befige besfelben 
befunden habe, und es wurbe hiebei über die Natur bes Beſitzes im Sinne bes 
8. 171 bes Str. ©. eine wichtige principtelle Anficht ausgefprochen. 

Denn (heißt es in den Entfcheidungsgründen) „es handelt ſich nicht 
um den civilsechtlichen Beſitz, ber eines Rechtstiteld zum Beſitze bedarf, 
oder um die Inhabung einer Sache mit dem Willen, felbe als die feinige 
zu behandeln, ſondern e8 handelt fich, wie bisher ftets anerkannt wurbe, um 
die bloße Sewahrfame, ober um das phyfifche Verhältniß einer Ber- 
fon zur Sache, welches ihr möglich macht, darüber zu fchalten und anbere 
davon auszufchließen" *). 

„Daß nach diefer Auffaffung die P. als dritte Perfon fich im Beſitze 
bes ihr zur Verwahrung übergebenen Pferdes befand, kann demnach) und zwar 
um fo minder bezweifelt werben, wenn man das ihr in Verwahrung übergebene 
Pferd eben fo als fremde Sache betrachtet, wie wenn es dem Schuldner felbft 
zur Verwahrung anvertraut worden wäre" ($. 183). 

9. Zur Eonftatirung bes Diebflahles ift es nicht genügend, daß Die 
Wieſe, auf welcher ber Angefchulbigte Bäume gefällt und fich zugeeignet hat, 
als ein zum Haufe eines Anderen gehöriges Grundſtück durch frühere Ent- 
ſcheidung ber dazu competenten Behörde anerlannt worben fei, fondern es 
müßte Gewißheit barüber vorliegen, daß fie ſich au im phyſiſchen Beſitze 
biefes Anderen befinde (E. vom A. Februar 1851, ©. 3. Nr. 32). 


*) ©. au die bei $. 176 IL. lit. b und c angeführte E. vom 4. März 1856. 
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10. Der Angellagte Hatte von einem Grunde, der früher zu feinem 
Haufe gehört hatte, jedoch, wie er fehr wohl, zweifellos und beſtimmt wußte, 
von einem feiner Befißvurfahrer vor mehreren Jahren an Michael H. verfauft 
worden war, Reiſig, Heu und Holz bezogen. Er wurde des Diebftahls ſchuldig 
erHärt, weil erwiefen war, daß Michael H. fich im Beige und Genuſſe des 
Grundes befunden und der Angeflagte dieß gewußt habe; weil ferner aus dem 
Umftande, daß diefer Grund im Orundbuche noch ald Beftandtheil des von 
ihm erfauften Haufes erfcheint, von ihm ein Recht auf Beſitz oder Genuß nicht 
abgeleitet werben koͤnne, da e8 nach ber gefeglichen Begriffsbeſtim— 
mung bei dem Diebftahlenicht auf ben eivilrechtlichen, fonbern 
nur auf ben phyfifchen Beſitz anfommt (E. vom 10. Mai 1854, ©. 3. 
Nr. 71). 

11. A. hatte eine zu einer Rufticalwirthfchaft gehörige Wiefe gekauft, 
und befand fich feither im phyfifchen Beſttze derſelben; auch hatte er, da er 
wegen noch nicht erlangter politifcher Abtrennungsbemilligung bas bücherliche 
Eigenthum berfelben damals nicht erlangen konnte, wenigftens die Pränoti« 
sung feiner Kaufrechte erwirkt. Der Befiber jener Wirthfchaft, dem biefe Ver⸗ 
hältnifje wohl befannt waren, bat nun die Wiefe ohne Einwilligung bes 
Eigenthümers (rüdfichtlich phyſiſchen Befikers) abgemäht und das Grumet 
fich zugeeignet. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte, daß nach den hier maßgebenden und 
bereits in zahlreichen Entſcheidungen ausgeſprochenen Grundſaͤtzen alle Krite- 
sien bes Diebitahles zufanmentreffen (E. vom 28. December 1854, G. 3. 
1855, Nr. 36). 


12. Die Anhängigmachung eines Streites, in der Abficht, um dann zu 
verfuchen, die hierauf erfolgende Entziehungshandlung gegen die Anwendung 
bes $. 171 zu fichern, fchließt den Diebitahl nicht aus, fondern ftämpelt ihn 
nur gegen ben Fein Befigrecht habenden Thäter zu einem argliftigen (E. vom 
28. October 1853, ©. 3. Nr. 157). 


13. Ein Handlungsdiener, der im Berlaufsgemwölbe feines Handels⸗ 
herren befindliche Waaren, die er zu verkaufen berechtiget ift, fich zueignet, 
begeht Dadurch feine VBeruntreuung, fondern einen Diebftahl (E. vom 
10. und 23. Juni 1851, ©. 3. Nr. 149 und 162; ſiehe die erftere auch bei ben 
88. 181—184 unter 13.). 


14. Die von einem Kaufmannsdiener eingenommenen Lofungsgelber 
find, fo lange fie nicht in bie Labencaffe erlegt find, ald ein ihm an- 
vertrautes Gut anzufehen, deſſen Zueignung eine Veruntreuung unb 
nicht einen Diebftahl begründet (E. vom 31. März 1853, ©. 3. Nr. 55). 


15. Das in Abfiht auf die Zueignung gefchehene Hinüberziehen 
bes auf fremden Boben gefallenen Hirfchen auf bes Angellagten Wiefe über 
den die Oränze bildenden Zaun fchließt alle Merkmale bed Diebftahles in fich 
(E. vom 7. Auguft 1851, ©. 3. Nr. 202). 
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16. Das vom Diebe erlegte Wild muß, fo lange es indem Sag d⸗ 
reviere tft, nach dem Geſetze als im Befite der Jagdinhabung befind- 
lich angefeben werden; bie Entstehung besfelben aus dem Beflge der Jagdin- 
habung wird daher erft dadurch verwirklicht und der Diebftahl erft dann 
vollbracht, wenn das erlegte Wild aus dem Reviere gebracht, und fo ber 
Disposition des Befigers der Jagbbarkeit entzogen wird (E. vom 
8. Juli 1852, G. 3. Nr. 120; ſiehe diefelbe auch bei 8. 174 II. lit. b unter 6.) *). 

17. Der Angellagte hatte einen Hund auf der Saffe ohne Maulkorb 
und Halsband, folglich ohne auf einen Befiger und Eigenthämer deutende 
Zeichen gefunden und mitgenommen, und konnte ihn unter diefen Umftänben 
allerdings als herrenlos anfehen; daher Läßt fich nicht fagen, daß er ben 
Hund, indem er denfelben mit fich nahm, aus eines Andern Befibe, ba ein ſol⸗ 
cher nicht erfennbar war, entzogen hat. Daran wird durch ben Umftand nichts 
geändert, daß Jemand dem Angeklagten befannt gab, der Hund gehöre dem 
H. da diefe Belanntgebung erſt geſchah, als ber Angeklagte den Hund bereits 
an fich gezogen hatte. Da er fomit ben Hund nicht aus dem Beſitze eines 
Anbern entzogen hat, fo kann ihm feine Handlung wegen Mangel eines weſent⸗ 
lichen Merkmales des Diebftahles nicht als folcher zugerechnet werden (E. vom 
7. Jänner 1853, ©. 3. Nr. 42; — fiehe diefelbe auch bei 88. 181—184 unter 6., 
dann bei $. 201 lit. c unter 1.). 

18. An dem Beleuchtungsapparate einer Schänfe war durch eine Vor⸗ 
fehrung bewirkt worden, daß das Gas aus der Bertheilungsröhre, welche noch 
Eigenthum ber Beleuchtungsanftalt ift, nicht durch den damit verbundenen 
Gasmeſſer, welcher bie Dienge des durchftrömenden Gaſes genau anzeigt, ſon⸗ 
ben unmittelbar, fomit ohne gemeſſen worden zu fein, in die Zweigröhre, 
welche fchon Eigenthum des Conſumenten ift, gelangte. 

Der oberite Serichtshof erfannte Üübereinftimmenb mit den unteren In⸗ 
ftanzen, daß die Handlung eine ftrafbare, und daß fie nicht Betrug, fondern 
Diebftahl fei (E. vom 2. Jänner 1856, ©. 3. Nr. 26). 

Dieß war von den unteren Gerichten folgendermaßen begründet worben: 
„Das Leuchtgas tft eine bewegliche Sache. — Gleich der Vertheilungsröhre ift 
das von ihr eingefchloffene Gas im Eigenthbum und Befige bes Verkäufers, 
ber Sasinhalt bes Gasmeſſers und der Zweigräöhre in jenem bes Käufers. 
Mithin ift das Gas bis zu feinem Ginftrömen in ben Gasmeſſer eine vom 


) Die entgegengefegte Anfiht wird in einem Auffape in der ©. 3. 1854, Nr. 46 
zu vertheidigen gefuht; — dagegen die des oberften Gerichtshofes ebenda, Nr. 91 
begründet. Aus diefer Anficht ergibt fich die weitere Folgerung, daß der Diebſtahl 
erſt dann vollbracht fei, wenn die Sache aus dem bisher beftandenen örtlichen Ber: 
bältniffe weggebracht und eben deßhalb aus dem DBefibe entzogen worden ift (f. mein 
Handbuch I. $. 171, Nr. 14, und dagegen den Auffag in der Zeitſchr. für ©. und R. 
I Nr. 3.). Diefe Auffaffung liegt offenbar aud der bei $. 174 I. unter 4. anzufüh⸗ 
tenden E. vom 19. Auguft 1856 zu Grunde. 
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Verkäufer befeflene, umb für jeben Andern eine frembe Sache. — Da ferner 
nad bem Vertragswillen ber Parteien der Verkauf des Gaſes nur gegen Mef- 
fung mittelft bes Gasmeſſers gefchieht, alfo die Mebergabe besfelben au ben 
Käufer, d. h. der von dem Verkäufer gewollte Uebergang bes Gaſes aus feis 
nem Befiße in jenen des Käufers nothwendig durch den Act der Meflung . 
vermittelt wird, fo liegt in der Befeitigung des Gasmeſſers, in Kolge welcher 
e8 aus ber Vertheilungsröhre ungemefjen in die Zweigröhre ftrömen mußte, 
eine gegen den Willen des Verkäufers bewirkte Entziehung von Gas aus 
feinem Befitze“ *). 

Was die Beurtheilung der Strafbarkeit ber That betrifft, fo erflärte bas 
Landesgericht diefelbe bloß als vollbrachten Diebſtahl (und zwar als 
Mebertretung), nachdem das beabfichtigte Greigniß, nämlich das unvermit- 
telte Einftrömen von Gas aus der Vertheilungs- in die angebrachte Verbin 
bungsröhre, Die augenblidliche und nothwendige Folge der Handlung war. 
Es unterliege zwar feinem Zweifel, daß der Thäter bie Abficht hatte, eine viel 
größere Gasmenge nach und nach zu entwenden. Allein trotzdem gehe es nicht 
an, bie That als Verbrechen bes theils vollbrachten, theils verfuch- 
ten Diebftahles zu qualificiren. Denn eine und biefelbe Handlung könne 
nur entweder vollbrachter oder verfuchter Diebftahl, nicht aber beides zugleich 
fein, und die vorliegende, welche wegen der nothwendig damit verbundenen 
Gasentziehung nun einmal vollbrachter Diebftahl ift, laſſe ſich deßhalb nicht 
nebenher auch noch als Vorbereitung Fünftiger Entwendungen, ald Verſuch 
denken. 

Der oberfte Gerichtshof theilte die Anficht des Landesgerichtes, in fo- 
ferne nach derfelben der Angeflagte nur des vollbrachten Diebſtahles, 
nicht auch des verfuchten fchuldig erflärt wurde, während das Oberlanbes- 
gericht in der That das Verbrechen bes theils vollbrachten und theils verfuchten 
Diebſtahls erfannte. 


IV. Dortheil des Wiebes. 


19. Bei Diebftählen, welche im Sinverftändniffe mit anderen Perfonen 
oder auf beren Anleitung oder überhaupt zu ihrem Nuben verübt werben, iſt 
es nicht nothwendig, baß ber Thäter gerade das entwendete Gut oder einen 


*) Um die Richtigkeit ihrer Auffaffung noch mehr hervorzuheben, verglich die 
erfte Inftanz den gegebenen Fall mit jenem, wo man an dem Gasmeſſer, anftatt ihn 
zu befeitigen, argliftigerweife eine Beränderung vornahm, in Folge welcher die Meffung 
des Gaſes zum Schaden ded Berkäuferd unrichtig wurde. Diefe Handlung jei num 
allerdings kein Diebftahl, fondern vielmehr Betrug, weil durd fie dad Bad aus dem 
Beſitze des Verkäufers in jenen des Käufers nicht ohne die vom Grfteren gewollte 
Meffung gelangt, alfo dem bisherigen Befiper nicht gegen feinen Willen entzogen, 
fondern derfelbe, durch die nur ſcheinbar richtige Meffung getäufcht, in feinem Rechte 
auf die Gegenteiftung des bedungenen Kaufpreifed verkürzt werde. 
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Theil Desfelben fih zugumenben beabfichtige, fonbern es genügt, baß er 
aus biefer Handlung irgend einen, wenn auch gerade nichtauf Gewinn⸗ 
ſucht jich gründenden Borthetl erwarte, der bei einem Dienftboten barin 
befteben fann, daß er fich feinem Dienftgeber gefällig erweifen will und hiefür 
eine Begünftigung in feinem Dienftverhältniffe fich verfpricht (E. vom 12. Mat 
1851, ©. 3. Nr. 125). 

20. Die isrige Meinung der Thäterin, das Feld, auf welchen fie Erb» 
apfel ausgrub, gehöre ihrem Schuldner, und die Abficht, fich Die Erdäpfel 
zuzueignen, um fich für ihre Forderung bezahlt zu machen, folglich fi 
keinen Vortheil zu verſchaffen, fondern nur einen Nachtheil abzuwen⸗ 
den, reicht hin, der begangenen That die Natur des Diebſtahles zu benehmen 
(E. vom 24. December 1850, G. 3. 1851 Nr. 1). 

Dagegen wurde zwar mit einer fpäteren E. vom 29. März 1854 (©. 2. 
Nr. 59) ausgefprochen, e8 verliere das Entziehen einer fremden beweglichen 
Sache aus eined Anden Beſitz ohne defien Einwilligung dadurch nicht die 
Eigenſchaft eines Diebftahles, daß der Vortheil, um deſſen willen ber Thäter 
dieß unternimmt, nur darin beftebt, fich für eine angebliche Forderung 
bezahlt zu machen. — Allein es darf nicht überfehen werben, daß in dieſem 
Halle der Beftand der angeblichen Forderung weder von der Beftohlenen zuge- 
geben, noch fonft erwiefen war. 


21. Zwei Gensd’armen vernahmen auf ber Streifung burch eine von 
einem Fluſſe und mehreren Ganälen durchfchnittene Ebene Flintenfchäfle und 
hielten unmittelbar darauf einen jungen Menfchen an, ber eine nahe Bauern- 
hütte als feine Wohnung bezeichnete. Weiter gehend entbedten fie einen ver 
laffenen Kahn und darin fünf Flinten, und vermochten den früher angehaltenen 
Burfchen, felben bis zu ihrer Eaferne zu rubern; diefer benützte jedoch die erite 
Gelegenheit dazu, mit den Flinten zu entfliehen. 

Der oberfte Gerichtshof hat Lebteren von dem ihm angefchulbeten Ver 
brechen des Diebftahles Iosgefprochen und ſchuldlos erkannt, und zwar „in Ers 
wägung, daß die Beichlagnahme der Schießgewehre und bes Nachens durch 
die Gensd'armen, da fie nur gu dem Ende geſchah, um die VBeftrafung bes unbe: 
fugten Waffenheflßes und der unberechtigten Jagdausuübung an den biepfälligen 
Schuldigen zu veranlaffen, in dem bisherigen Eigenthums⸗ und Befitverhält- 
niffe der fequeftrirten Gegenftände im Sinne des Strafgefebes Feine Aende⸗ 
sung berbeiführte, — daß alfo dem Angellagten gegenüber, die Thatfache ber 
Entziehung fremder beweglicher Sachen aus dem Beſitze eines Andern um 
eines Vortheiles willen um jo weniger feitgeftellt wurde, als die Gensd'ar⸗ 
men und zwar mit Grund in dem Angelagten felbft ben Urheber jener Geſetz⸗ 
übertrefungen vermutheten" (E. vom 4. Auguft 1857, ©. 3. Nr. 116.)*). 


*) Rachdem aber jedenfalld die Gensd'armen an der Ausübung ihres Dienftes 
durch die That ded Befchuldigten verhindert wurden, fo erflärte ihn der oberfle Ge⸗ 
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V. Mangelnde Einwilligung des Beſthers 


22. Zum Begriffe des Diebftahles ift eg einerlei, ob die That geheim 
ober öffentlich, mit oder ohne Wiflen des BVefikers verübt wurde (E. vom 
21. Mai 1852, ©. 3. Wr. 102°). 

Eben fo erflärt bie unter 11. angeführte E. vom 28. December 1854, e8 
werde an ber Natur des Diebftahles dadurch nichts geändert, daß ber Beflter 
der Wiefe vor der beabfichtigten Entwendung ſchon früher Kenntniß erhielt, 
und daß fie von der ganzen Gemeinde vorgenommen wurde, — auch hebe ber 
Unftand, daß der Beichädigte die Entwendung als Befisitörung behandelte: 
und vor dem Eipilrichter Klage führte, deren Strafbarfeit nicht auf. 


B. Ueber Diebftahleverfuc. 


Siehe die bei $. 8 unter 5., 6. und 7. angeführten &. vom 12. Februar 
1852, 28. Juli 1853 und 17. Mai 1854; — fowie über die Frage, ob durch 
Eine und diefelbe Handlung Diebitahl fowohl vollbracht ald auch ver—⸗ 
fucht werden fünne, die hier unter 18. angeführte €. vom 2. Jänner 1856. 


C. Unterfchied zwiſchen Diebftahl und Beruntreuung. 


©. die oben unter 13. und 14., dann bie bei ben 88. 181—184 über 
diefen Unterfchled angeführten Entfcheidungen. 


D. Unterfohied zwifhen Diebftahl und Betrug. 


23. A. und B., von ihrem Oheim in deſſen Teitamente gänzlich über 
gangen, hatten fich nach feinem Tode heimlich in ben Befit von zwei Schuld⸗ 
fcheinen über 200 und 400 Gulden gefebt, welche dem Berftorbenen von €. für 
empfangene Darlehen ausgeftellt worden waren. Sie fpiegelten dem Schuldner 
vor, ber verftorbene Oheim habe ihnen die in den Schuldfcheinen ausgebrüd- 
ten Beträge aus Erkenntlichkeit für den während feiner Krankheit geleifteten 
Beiftand geſchenkt, und ftellten die Alternative jogleicher Bezahlung der bereits 
verfallenen KBorderungen oder der Ausftellung von neuen auf ihren Namen 
Iautenden Schuldurfunden. C. ließ fich zu Teßterem herbei, worauf bie alten 
Scheine zerrifien und verbrannt wurden. C. Teiftete fpäter eine Zinfenzahlung, 
und verweigerte dann, von bem wahren Sachverhalte in Kenntniß gefest, 
weitere Zahlung, welche A. und B. fofort Durch gerichtliches Einfchreiten zu 
erwirken fuchten. 


richtshof nach 8. 314 der Mebertretung gegen öffentliche Anftalten dur Einmengung 
in die Vollziehung öffentlicher Dienſte ſchuldig. 

*) Die Angeklagten hatten fich darauf berufen, daß fie ihr Borbaben, in der 
im Befiße der Gutsinhabung befindlichen Au Holz zu fällen und ſich zuzueignen, dem 
berrfchaftlichen Förfter endedten und das Holz unter den Augen des en. Waid⸗ 
jungen fällten und davon führten. 
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Die Verſetzung in den Anflageftand gefchah wegen bes Verbrechens des 
Diebfiables begangen durh Entwendung der Schuldfcheine, und 
dieſe Qualification wurbe vom Oberlanbeögerichte auch im Enburtheile auf- 
recht erhalten. — Der oberfte Gerichtshof beftätigte dagegen in Betreff der 
Qualitfication das erftrichterliche Erkenntniß, welches bie That nach 8. 197 
und insbefondere nach 8. 201 it. d als Betrug erflärt hatte, und zwar in 
Erwägung, daß die Unterfchlagung der urfprünglichen Schuldfcheine für fich 
allein und ohne einen Act der Mebertragung der damit verbundenen Forde⸗ 
rungsrechte nicht hinreichte, um die Berlaffenfchaft des verftorbenen Gläubigerd 
des Beſitzes derfelben zu entfeben, daß vielmehr bie Bermögensbefchädigung 
recht eigentlich in den fpäteren Umtrieben der Angeklagten liegt, wodurd fie 
die Forderungen in auf ihren Namen lautende zu verwandeln mußten und hie 
mit das mit der Unterfchlagung der Schuldfcheine begonnene verbrecherifche 
Werk erft vollendeten (E. vom 12. Mai 1857, ©. 3. Nr. 101). 


F. 172. 
Mehrfache verbrecheriſche Qualification des Diebſtahles. 


D. hatte aus einer Wohnung Effecten im Geſammtwerthe von 36 fl. 
15 fr. entwendet, von welcher Summe 20 fl. 50 fr. auf Pretiofen fallen, bie 
verfperrt waren, und der Reſt pr. 15 fl. 25 fr. auf Wäſche und Kleidungsftüde, 
welche an unverfperrtem Orte aufbewahrt lagen. 

Der oberite Gerichtshof nahm an, daß fich der Diebftahl aus dem dop⸗ 
pelten Grunde des höheren Betrages und der Beichaffenheit der That zum 
Verbrechen eigne. Denn „zur Annahıne der aus dem Spertverhältniffe her⸗ 
geleiteten Qualification genügt ein die Summe von fünf Gulden um einen 
noch fo geringen Betrag überfteigender Werth. Diefer Werth muß nun nad 
dem Grundfage, daß Ein Umstand auch nur Einmal in Anfchlag zu bringen 
fei, bei der Frage nach der zweiten Qualification (aus dem höheren Betrage) 
allerdings außer Berechnung bleiben. Was aber nach Abzug bes für die Qua⸗ 
Iification aus dem Spersverhältniffe ausreichenden Betrages von dem Werthe 
ber verfperrt gewefenen Sachen noch übrig bleibt, das kann und muß bei ber 
Frage nach der Qualification aus dem höheren Betrage allerdings in Rechnung 
gebracht und zum Werthe bed aus unverfperrtem Orte entwenbeten Gutes 
hinzugefchlagen werben. — Diefes Verfahren findet nun auch im gegenmwärs 
tigen Falle feine Anwendung, und es ergibt fich daraus, daß ber Werth ber 
unverfperrten Sachen und jener ber verjperrten zufaınmengenommen, nach Abs 
rechnung bes für bie Qualification aus dem Sperrverhältniffe erforderlichen 
Tpeilbetrages, die Summe von 25 fl. dennoch überjteige, und daß fich mithin 
ber Diebftahl auch wegen des höheren Betrages zum Verbrechen eigne” 
(&. vom 20. Auguft 1856, ©. 3. Nr. 111”). 


*) Die erfte Inftanz war der entgegengefepten Anfiht, brachte deßh alb den 
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8. 173. 


Mafftab bei der Schätung bed Werthes der geftohlenen Sadıe. 


1. Dem R. wurde aus feinem Garten eine Fichte geitohlen, welche nach 
feiner eiblichen Angabe feit fünf und zwanzig Jahren gepflegt in einer nun⸗ 
mehr durch bie Xüde entfiellten Gruppe fand und deren Berluft er mit Rück⸗ 
ficht auf bie Koften und die Schwierigkeit des Erfaßes nicht auf weniger als 
dreißig Gulden anfchlagen zu koͤnnen behauptete. Sein Gärtner und ein zwei⸗ 
tes Gärtner jchäbten in ihren Verhören den Werth der Fichte gleichmäßig auf 
fieben bis acht Gulden; der Holzwerth eines Fichtenftammes von der Höhe und 
bem Umfange bes entwendeten, belief fich aber in ber betreffenden Gegend auf 
nicht mehr ald zwei Gulden. 


geringeren Straffab bes $. 178 in Anwendung, und erfannte auf zehnmonatfichen 
fhweren Kerker; — das Oberlandedgeriht dagegen, deſſen Erfenntniß vom oberften 
Gerichtshofe beftätigt wurde, nahm das fimultane Dafein beider Qualificationen an, 
und verurtheilte mit Anwendung ded höheren Straffaped zu ſchwerem Kerker in ber 
Dauer von fünfzehn Monaten. 


Es ift nun vorerft Mar, daß das Borhandenfein ber doppelten verbrecherifchen 
Qualification gegenwärtig nicht mehr die Wichtigkeit hat wie nach dem Str. ©. vom 
Sabre 1803, da die Anwendung des höheren Strafſatzes nah 8. 178 nur durch das 
Dafein von überwiegenden erfchwerenden Umftänden bedingt ift, und die mehrfache 
Qualification des Diedftahled dabei eben auch nur als ein folcher erfchwerender Um⸗ 
ftand in Betrachtung kommt (f. die Verordnung ded Suftizminifteriumd vom 13. Juni 
1856, R. ©. BL. Nr. 103). 


Aber auch hievon abgefehen, fcheint es der obigen, immerhin etwas fünftlichen 
Argumentation nicht zu bedürfen, um in dem gegebenen Falle dad Borhandenfein 
eined aus zwei Gründen verbrecherifchen Diebftahled anzunehmen. Vielmehr würde, 
wenn dem Thäter auch nur ein Diebflahl im Betrage von 26 Gulden, worunter aber 
mebr als fünf Gulden an verfperrten Saden, zur Laft fällt, der Ausſpruch ganz dem 
Geſetze entfprechen: der Angeklagte fei eines Diebftahles fchuldig, welcher fowohl aus 
dem Betrage ($. 173), ald auch aus der Befchaffenheit der That (8. 174 U. lit. d) 
zum Berbrechen geworden iſt ($. 172), oder er werde eines fowohl nad) 8. 173, ala 
auch nah $. 174 II. lit. d verbrecherifchen Diebftahles fhuldig erklärt — (womit 
jedoh an und für fich über den darauf anzumendenden Straffab noch gar nicht ent- 
ſchieden ifl). 

Dieß wurde übrigens ſelbſt beim Beftande des früheren Strafgefeges nicht 
bezweifelt, wie aus dem Juflizhofdecrete vom 23. Auguft 1815 (in Maucher's Hand- 
buch IL ©. 460) hervorgeht. Dasfelbe führt nämlich nebft mehreren anderen Beifpielen 
auch dad an, wenn Jemand in fünf Angriffen, in dem erften ſechs Gulden, in den 
übrigen aber jedes Mal fünf Gulden an verfperrtem Gute oder in Gefelfhaft Calfo 
im Ganzen 26 Gulden) geftoblen bat, und erklärt, daß diefer Diebftahl ſowohl 
aus dem DBetrage, ald aus der Defhaffenheit der That als Berbrechen 
erſcheine. 
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Der oberfte Gerichtshof erflärte den (in Geſellſchaft verübten) Diebſtahl 
als einen verbrecheriichen, und zwar „in Erwägung, daß bie von ben beiben 
Gärtnern vorgenomme Schaͤtzung ber Fichte ganz geſetzlich nach 8. 173 mit 
Bedacht auf den Schaben bes Beftohlenen gefchah" (E. vom 23. October 1856, 
G. 3. 1857, Nr. 24)*). 


Zuſammenrechnung des Betrages des wirklich Geftohlenen mit demjenigen, was 
bei einer anderen Gelegenheit zu ftehlen verfucdht wurde, 


2. Schon mit E. vom 1. April 1853, (G. 3. Nr. 70) wurde der Grund- 
fat anerlannt, daß bei der Frage, welcher Betrag demjenigen zuzurechnen iſt, 
ber fi) mehrerer Diebjtähle ſchuldig machte, die Beträge ber vom Thaͤter 
vollbsachten Diebitähle mit den von ihm nur verfuchten Diebftählen in 
Eine Summe zufammenzurechnen find. Bei biefer Entſcheidung handelte es fich 
zunächſt darum, ob dem Thäter ein Diebſtahl im Betrage von mehr als 
dreihundert Gulden zur Laft falle, und Daher ber Höhere im 8. 179 beftimmte 
Stsaffab in Anwendung zu bringen fet. Jene Entſcheidung wird eben deßhalb 
bei $. 179 angeführt werden. 

Bon demfelben Grundſatze wurbe neuerlich hei der Entfcheibung bes 
nachfiehenden Falles ausgegangen: 

Segen P. waren drei firafbare Hanblungen rechtlich erwieſen, nämlich 
ber in Geſellſchaft des B. unternommene, mindeftend auf ein Reh im 
Werthe von 5 fl. C. M. abzielende Diebſtahlsverſuch, der von ihm in Ge⸗ 
fellfchaft desfelben Genoſſen vollbrachte Diebftahl an einem auf 5 fl. 
GM. geſchätzten Reh und endlich die von ihm allein vollbrachte Ent- 
wenbung eines Reh's von gleichem Werthe. 

In erfter Inſtanz wurbe P. wegen des bei einem Betrage von mehr als 
5 fl. C. M. eintretenden Gefellfchaftsverhältnifles nach SS. 8, 171, 174 IL lit. b 
bes Verbrechens des vollbsachten und des verfuchten Diebftahles**) für fchuldig 
erflärt, und dieſes Urtheil — gegen bie Anftcht des Oberlandesgerichtes, welches 
die Zurechnung bes verfuchten zum vollbrachten Diebftahle für unzuläffig hielt 


*) Das Oberlandeögericht, deffen Entfcheidung vom oberften Gerichtshofe beſtaͤ⸗ 
tiget wurde, erflärte in feinen Motiven noch indbefondere: In fo ferne bei der vor- 
liegenden Entwendung ber Schade des Beſtohlenen in Betrachtung komme, dürfe der 
in einem Garten gezogene und gepflegte Baum mit einem Waldbaume derfelben Gat« 
tung keineswegs auf gleiche Linie geftellt, und fo der Schade, welchen der Eigenthümer 
dur) den Verluſt des erfteren crleide, Tediglich nach dem reinen Holzwerthe des letzteren 
beftimmt werden. Wenn daher die funftverfiändigen Gärtner bei der Schäßung ber 
geftohlenen Sache auf die Eigenfhaft eined Gartenbaumes Rüdficht nahmen, und 
hienach ben Werth desſelben berechneten, fo ergebe fih aus ihrer Schäßung eben der 
entjheidende, nämlich der Betrag bed dem Beftohlenen zugefügten Schadens. 

») Nach der Sachlage ann bieß wohl nur die Bedeutung haben: des Ber- 
brechens des theils volibrachten umd theils verſuchten Diebflahles. 
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— mit E. som 28. October 1856 (G. 3. Nr. 147), und zwar nach ber Mitthei- 
Jung in der Gerichtszeitung aus benfelben Gründen, auf welchen die Entfchei- 
dung vom 1. April 1853 beruht, beftätiget. 


Der Grundſatz Über die Zuſammenrechnung des durch mehrere Angriffe zugefügten 
Schadens findet auch bei anderen Verbrechen gegen bad Eigenihum Anwendung. 


3. Daß der im gegenwärtigen Paragraphe aufgeftellte Grundſatz über bie 
Zufammenrechnung des durch mehrere Angriffe zugefügten Scha- 
dens, überhaupt bei Verbrechen gegen die Sicherheit des Eigenthumes an- 
wendbar ſei, wenn bei denfelben die Briminalität von einem beflimmten Be- 
trage abhängig gemacht wird; — hierüber ſiehe bezüglich des Betruges bie 
bei $. 200 angeführten E. vom 21. October 1852, 21. April und 1. Decem⸗ 
ber 1853 °). 


*) Die nämliche Anfiht wird vertheidiget von Hye a. a. D. S. 110, Jrüß- 
wald a. a. D. ©. 200, Kitfa (Magazin, VIIL Bd. ©. 347 ff.), Baffy (Magazin, 
IX. Bd. ©.289) und in meinem Handbudhe I. $. 173, Nr. 1; — die entgegengefeßte 
Anfiht aber vom Prof. Dr. Rulf (Magazin, VII. Bd. ©. 70). 

Die im Gonterte citirte E. vom 22. October 1852 legt wefentliches Gewicht 
auch auf die Stylifirung des 8.200 felbft, wo es heißt: daß Betrügereien (Gaher 
niht nurein einzelnes Betrugsfactum) zum Verbrechen werden, wenn der ver 
urfachte oder beablichtigte Schade fich höher als auf fünfundzwanzig Gulden beläuft. 
Nicht minder erklärt aber auch F. 85 „bodhafte Befhädigungen” fremden Eigen- 
thumes find ald Verbrechen anzufehen, wenn der entflandene oder beabfihtigte Schade 
fünfundzmanzig Gulden überfteigt; depgleihen erklärt $. 186 die Theilnehmung am 
Diebftahle oder der Beruntreuung ald Verbrechen, wenn „die zu mehreren Malen 
verhehlten, an fi gebrachten oder verhandelten Sahen zufammen‘ den Betrag 
oder Werth von fünfundzwanzig oder von fünfzig Gulden überfteigen. Eben fo ifl nad 
8. 179 auf fünf- bie zehnjährigen fchweren Kerker zu erfennen, wenn fi die „Summe 
des Geftohlenen‘ über dreihundert Gulden beläuft u. f. f. — Hieraus dürfte denn 
doch zur Genüge hervorgehen, daß nach dem Geiſte des Geſetzes die im $. 173 ent» 
baltene Borfchrift über die Zufammenrechhnung der Beträge nicht als eine finguläre, 
bloß auf den im gedachten Paragraphe zunädft normirten Yall (nämlich bloß auf die 
Frage, ob der Diebftapl aus dem Betrage zum Berbrechen werde) zu befchränfende 
angefehen werden dürfe, vielmehr als Ausfluß eines Principes zu betrachten fei, wel« 
bes überall zur Anwendung zu fommen bat, wo von einer gewiffen 
Höhe des Schadens die Kriminalität oder ein beftimmted höheres 
Strafmaß abhängig gemadt wird. — — 

Ein ungenannter Schriftfleller meint zwar in der ©. 3. (1854, Ar. 20), der 
oberfte Gerichtshof lege mit Unrecht Gewicht auf dad im $. 200 gebrauchte Wort 
„Betrügereien, meil im 8. 198 die einfache Zahl gebraudt und gefagt werde: 
Der „Betrug“ wird zum Verbrechen aud dem Betrage ded Schadens. — Allein biefe 
Einwendung ift wohl ohne alle Bedeutung. Denn au 8.172 fagt: der „Dieb⸗ 
ſtahl“ wird zu einem Verbrechen aus dem Betrage; — und $. 173 felbft: Der 
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8. 174 1. 
Diebftahl durch einen mit Waffen verfehenen Thäter. 


1. Die Angellagten P. und M. riffen aus einem Grundftüce zwölf junge 
Meidenbäume im Werthe von fünfzig Kreuzern heraus und trugen ſie fort. 
P. Hatte bei Verübung der That eine mit Schrott geladene Flinte bei fih. Ob 
die Flinte fein oder M.s Eigenthum gemefen fei, ob er wegen bes Diebftahles 
fih bewaffnet, ob er die Flinte für die Jagd mitgenommen oder fle ganz zus 
fällig bet fich gehabt habe, konnte im Procefje nicht ermittelt werden. 

Das Oberlanbesgericht erklärte die That als das Verbrechen des Dieb» 
ftables und bemerkte, daß die von der eriten Inſtanz behauptete Beſchraͤnkung 
ber Anwendbarkeit bes 8. 174 1. auf den Kall, daß ber Dieb fich eigens zur 
That mit einem der perfünlichen Sicherheit gefährlichen Werkzeuge verſehen 
babe, — weder aus dem vom Geſetze gebrauchten allgemeinen Ausdrüden her⸗ 
vorgehe, noch im Geiſte beöfelben liege. Nicht die Abſicht, in der der Dieb 
fich bewaffnen mag, fei bier entfcheidend, fondern bie größere Gefahr, womit 
auch der nur zufällig mit Waffen verfehene Dieb im Gegenſatze zum Unbe- 
wehrten die Sicherheit des Eigenthumes und der Perſon bebrohe, fowte ber 
Umftand, dag im Falle der Betretung auf frifcher That die Verhinderung ber 
Vollendung des Diebftahles einem Bewaffneten gegenüber um fo fohwieriger 
und gefahrvoller fei. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte diefes Erkenntniß aus gleichen Grün- 
ben und mit ber Zufabbemerkung, daß in dem bier vorliegenden fpeciellen 
Falle ber entgegengefebten Anficht der erften Inſtanz um fo weniger beige 
pflichtet werben könne, da die Angellagten auch nicht Die gefebliche Erlaubniß 
zun Tragen von Waffen hatten (E. von 21. Mai 1856, ©. 3. Nr. 90). 


Auwendung wirklicher Gewalt oder gefährliher Drohung gegen eine Berfon bei 
der Betretung auf dem Diebftahle, um fich im Beſitze der geitohlenen Sade zu 
erhalten. 


2. Der Fall des 8. 174 1., welcher nach 8. 179 die Strafe bes fchweren 
Kerkers von fünf bis zu zehn Jahren nach fich zieht, feht voraus, der Dieb 
fet auf frifcher That fo betreten oder überrafcht worden, daß er Ge—⸗ 
fahr läuft mit der geſtohlenen Sache ergriffen zumerben, unb daß 


Betrag macht „den Diebſtahl“ zum Verbrechen; — und gibt dann die befannte 
Vorſchrift über die Zufammenrehnung der aud mehreren Angriffen refultiren- 
den Beträge. — 

Uebrigens wird in dem citirten Auffage die Anficht vertheidiget, daß die Vor⸗ 
ſchrift des $. 173 allerdings bei der Beruntreuung, nicht aber auch bei den qu ali⸗ 
ficirten Diebſtählen (88. 174—176), der boshaften Befhädigung fremden 
Eigenthumes und dem Betruge analog anzuwenden fei. 

Herbf, arundfägl. Entſcheidungen. 10 
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er, um fich in deren Beſitze zu erhalten, keck genug iſt, Diefes Zweckes willen 
wirkliche Gewalt oder gefährliche Drohungen gegen eine Berfon zu gebrauchen 
oder einen gewaltiamen Widerftand zu leiten, wozu jene befondere Kühnheit 
gehört, welche die 88. 174 . und 179 zur Berhängung der ſchweren Kerkerſtrafe 
von fünf bis zu zehn Sahren erfordern (E. vom 10. Jänner 1855, G. 8. 
Nr. 42) *). 


Unterſchied zwiſchen diefem Falle des Diebftahle8 und dem Verbrechen des Raubes. 


3. Die Beſtimmung bes $. 174 1. feßt voraus, daß ber Dieb bei feiner 
Betretung fich in dem Befige der geftohlenen Sache befunden und 
daß er zur Wahrung diefes Befibes die gefährliche Drohung oder Gewalt 
geübt habe. 

Die Angeklagten hatten aber bei ihrer Betretung im Diebftahle das 
erlegte Reh von fich geworfen, ſich des Beſitzes desfelben entäußert und faßten 
bann, als fie Hilfe zu dem gemaltfamen Heberfalle der Korftpartei herbeiholten, 
ben Entfchluß, fich des Rehes, — einer in dem Befige des Bevollmächtigten 
bes Öutseigenthüners befindlichen Sache, — auf gewaltiamem Wege (wieder) 
zu bemächtigen. Es war daher bei ihnen jene Abficht vorhanden, Die nach $. 190 
zur Conftatirung des Verbrechens des Raubes erfordert wird, und es han⸗ 
belte fich nicht mehr um die Erhaltung bed Befibes einerin ihrer 
Snnebabung noch befindlichen Sache, fondern um die Befißergrei- 
fung eines in dem Befite bes Beihädigten bereits (wieder) befind- 
lihen Gegenſtandes. 

Diefe Unterfchiebe müffen in Anſehung bes $. 174 1. firenge im Auge 
behalten werben, ba fonjt in Anfehung des Zeitpunctes, wann die Drohung 
oder Gewalt ausgeübt fein müffe, un bloß das Verbrechen des Diebftahles zu 
begründen, jeder Maßftab fehlen würde, und auf diefe Weife bei einem miß⸗ 
lungenen Diebitahle, ber felbft nach einiger Zeit ausgeführte gewaltfame Ueber⸗ 
fall, um fich desfelben beweglichen Gutes zu bemächtigen, immer nur als Dieb- 
ftahl und nicht als das Verbrechen des Raubes angeſehen werden müßte, was 
dem Wortlaute und auch dem Geifte bes Geſetzes geradezu entgegen wäre; benn 
das Geſetz faßt die bei einem Diebjtahle geübte Drohung oder Gewalt, um 
fich in dem Befige des gejtohlenen Gutes zu erhalten, Darum milder auf, weil 
ber Thäter die für die Sicherheit des Eigenthumes und auch der Perfon bedeu⸗ 
tend gefährlichere Abficht,, fich der fremden beweglichen Sache mit bem An- 


*) Mit dem angefochtenen Urtheile war der Angeklagte wegen des Berbrechene 
des Diebftahle nah den 88. 174 I. und 179 zur Strafe des ſchweren Kerkers 
in ber Dauer von ſechs Jahren und ſechs Monaten verurtbeilt worden; der 
oberfte Serichtöhof erklärte ihn aber mit Anwendung der obigen Grundfäge nur der 
Webertretung des Diebftahled Thuldig, und erkannte auf die Strafe des firengen 
Arrefted in der Dauer von vier Wochen. 
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griffe auf Die Perfon des Beflbers zu bemächtigen, nicht hatte, ſondern feine 
Abficht Iediglich auf die Wahrung des fhon erlangten Beſitzes richtete 
(&. vom 19. Juli 1854, ©. 3. Nr. 105). 

4. B. und R. begaben fich zur Nachtzeit zum verfperrten Hauſe ber 
Witwe Regina P. und gruben eine Deffnung unter ber Schwelle ber Haus⸗ 
thuͤre aus; fo gelangten fle in die Flur, und von da in die Wohnftube, deren 
verfchloffene Thür fie mit Gewalt erbrachen. Dort ftand an der Krippe ange 
bunden die Kuh ber B. fammt bem Kalbe, worauf fie es abgefehen hatten. 
Trotz bes Bittens und ber Vorftellungen ber P. welche in derſelben Stube mit 
ihren Rindern fchlief, und über ben Lärm erwacht war, frhnitt B. den Strid 
entzwei, und trennte fo die Kuh von ber Krippe. Da erfaßte bie P. das zuruͤck⸗ 
gebliebene Ende bes Strides, verfuchte Damit den B. welcher die Kuh an ber 
Hand hatte, am Wegführen berfelben zu hindern, unb rief zugleich ihrer drei⸗ 
zehnjährigen Tochter, ba fle ihr die Art reiche. In biefem Augenblide erhielt 
fie von R. einen Fauftfchlag in das Geſicht fo, daß fie biutete und den Wiber- 
fand aufgab; bie mit ber Art herbeigeellte Tochter wurde in ähnlicher Weiſe 
mißhandelt und fo gelang es endlich jenen Beiden, Die Kuh und das Kalb aus 
dem Haufe zu fchaffen. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte Die That übereinftimmend mit dem Ober- 
Iandesgerichte als Raub, und zwar „in ber Erwägung, daß die Entfernung 
ber Kuh aus ber Wohnung ber Eigenthümerin exft burch bie Mißhandlung 
erzwungen wurbe, welche fie von Seite der Einbringlinge erlitt, als fie ſich ber 
MWegführung widerfeßte, — daß von einem Beſitze, in welchen fich bie 
Angreifer bereits geſetzt und zu deſſen Erhaltung fie Gewalt ange- 
wendet haben follen ($. 174, 3.1.) um fo weniger die Rebe fein könne, als 
die Beſchädigte eben erft Durch ihre Bemühung, fich die Kuh von ihnen nicht 
entreißen zu laſſen, die fofort ftattgefundene Gewaltthaͤtigkeit veranlaßte, — 
daß alfo die Gewalt an ihr verübt wurde, um fich ihres beweglichen 
Gutes zu bemächtigen" (E. vom 19. Anguft 1856, ©. 3. Nr. 124). 


$. 174 I. ii. b. 


Diebſtahl in Geſellſchaſt eined oder mehrerer Diebögenoflen. 


1. Al8 Diebsgenoſſe kann nur jener angefehen werben, der einver- 
ſtändlich mit bem andern ben Diebftahl unternimmt; es möge nun dieſes 
Einverftändniß durch eine vorläufige Verabredung oder auch nur durch 
ein erft beim Beginne der That getroffenes Uebereinkommen bewirkt 
worden fein (&. vom 26. Auguft 1852, ©. 3. Nr. 138). 

2. Jemand, der von der Anklage freigefprochen wurbe, kann nicht als 
Diebs genoſſe betrachtet werden (E. vom 23. April 1852, ©. 3. Nr. 89) *). 


*) Hier wird offenbar vorausgefeht, daß Jemand bei der Entziehung mitwirkte, 
ohne jeboch zu wiflen, daB dad Gut ein fremdes und er daber zu einem Diebftahfe 
10” 
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3. Zum Begriffe des Geſellſchaftsdiebſtahles find bie Kriterien ber 
früheren Verabredung zur Erreichung eines gemeinfchaftlichen 
Zwedes und eines gemeinfhaftliden Vortheiles nicht nothwen- 
Dig’); — weil die Beftimmungen bes bürgerlichen Geſetzbuches über „Sejell- 
fchaft" im Strafrechte Feine Anwendung finden, da im Strafgefeßbuche bie 
Begriffe nach dem gemeinen Sprachgebrauche aufgenommen find, und baher 
zum Begriffe der Gefellichaft im Sinne des Strafgeſetzes die Vereinigung 
genügt (E. vom 24. März 1852, ©. 3. Nr. 73). 

4. Zur Berübung des Diebitahles in Geſellſchaft eines oder mehrerer 
Diebsgenoſſen ift nach der Bedeutung biefer Worte bie Anweſenheit, bas 
gleichzeitige Mitwirken mehrerer Diebögenoffen erforderlich. Ein 
Diebſtahl ift alfo nicht als ein Geſellſchaftsdiebſtahl anzuſehen, wenn die 
Verübung besfelben nurburch eine einzelne Berfongefchah. biefer 
Diebftahl aber Durch einen Anderen eingeleitet, veranlaßt, vor 
bereitet wurbe. Denn ber Grund ber mehreren Strenge bes Geſetzes liegt 
offenbar nur in der größeren Gefährlichkeit der Handlung für Die gemeine 
Sicherheit, da die gleichzeitige Anwefenheit, das gemeinfchaftliche Wirken ber 
vereinigten Genoſſen fie ficherer macht, fie wechfelfeitig ermuthiget,, bie Gefahr 
der Entdedung ficherer hintanhält, die Ueberwindung von allfälligen Hinber- 
niffen erleichtert, welches alles bei bem Mitfchulbigen, der den Diebitahl 
bloß eingeleitet, veranlaßt, vorbereitet hat, aber bei der Verübung nicht Geſell⸗ 
fchaft Teiftet, dazu nicht thätig mitwirkt, nicht ber Kal iſt (E. vom 23. April 
1852, ©. 3. Nr. 89) **). 

5. Wurbe ber Diebftahl von mehreren zu deſſen Berübung Verbundenen 
begangen, fo erfcheint dann die während des Diebitahles verübte Ent⸗ 
wendung jedes einzelnen Gegenſtandes als eine in Geſellſchaft des Diebsge⸗ 
nofjen vollbrachte, wenn auch ber Gegenſtand nicht eben in Folge einer befon- 
deren Verabredung entwendet wurde, fo wie auch dann, wenn Einer ber 
Diebögenoffen ohne unmittelbare Mitwirkung der Anberen, ja 
felbft ohne ihr Wiffen einen Segenftand entwendet bat (E. vom 
26. Auguft 1852, ©. 3. Nr. 138). 

6. Da erft burch das Enttragen des erlegten Wildes aus dem fremben 
Jagdreviere der Diebitahl vollbracht wird (fiehe bei$. 171 unter 16.), fo ift ein 


behilflich fei, und daB aus diefem Grunde feine Freifprechung erfolgte. Cinen ähn- 
lichen Fall, bei dem jedoch für den Thäter durh Stimmenmehrheit eine Derurtheilung 
wegen Geſellſchaftsdiebſtahl erfolgte, erzählt Kitka und entmwidelt feine mit der 
des oberften Gerichtshofes übereinſtimmende Geginanfiht in ber Zeitfchrift 1846, 
IL Bd. ©. 430. 

*) Ter eine Genoſſe war nämlich Diener des Anderen und hatte bloß auf An- 
trieb und im Intereſſe des Letzteren mitgewirkt. 

**) Eine ausführliche Begründung der nämlichen Anſicht findet fi in einem Auf⸗ 
fage des Oberlandesgerichtsrathes Krenn im Juriften, XVI. Bd. S. 269. 
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Seſellſchaftsdiebſtahl vorhanden, wenn biefe Enttragung in Geſell⸗ 
ſchaft geſchah, mag auch die Erlegung von einem einzelnen Thäter und ohne 
vorläufige Einverftändniß mit den erft fpäter bei der Enttragung Mitwirken⸗ 
den erfolgt fein (&. vom 8. Juli 1852, ©. 3. Nr. 120). 

7. &8 war fichergeftellt, daß Chriftine W. in Folge Einverſtaͤndniſſes mit 
ber M. in dem Berlaufsladen bes Kärbers F. erfchtenen ift, daß ſte dieſes mit 
ber Kenntniß, die M. wolle daſelbſt einen Diebftahl verüben, und mit bem 
Erbieten, das enifremdete Gut über die Graͤnze zu Schaffen, gethan habe, und 
daß fie im befagten Berlaufsladen, während M. in ben ihr vorgelegten Schür- 
zen herumwühlte, eine derfelben an fich legte, um bie Aufmerkfamteit bes Ver⸗ 
kaͤufers auf fi und von der M. abzuleiten; bet welcher Gelegenheit bie letztere 
wirflich mehrere Schürzen einftedte. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte, die DVerabrebung diefer Berfonen an 
einem beftimmten Orte zur beitimmten Zeit zufammen zu fommen, um fich ba, 
felbft in Erreichung einer und derfelben diebifchen Abficht behilflich zu fein, in 
Verbindung mit der am Thatorte Durch Ablenkung der Aufmerkſamkeit bes 
Kaufmannes geleifteten unmittelbaren Mitwirkung bei Verübung des Dieb» 
ſtahles laſſe feinen Zweifel übrig, daß bier nicht eine bloße Mitfchuld am 
Diebftahle vorliege, fonbern die Thät einen in Gefellfchaft verübten Dieb- 
ftahl,bildete (&. vom 19. November 1852, ©. 8. 1853, Nr. 27). 


$. 174 I. it. d. 
Diebftahl an verſperrten Sachen. 


1. Der Begriff der VBerfperrung eines Gutes fallt nicht mit einer 
ſolchen Verwahrung besfelben zufammen, beren Wirkung nur Durch gewalt- 
fame Wegräumung oder liftige Eröffnung der Verfchließung befeitiget werben 
kann; — 

Das Offenlaffen eines Fenſters ftellt, an fich betrachtet, das Haus 
nicht als unverfperrt bar; — 

Diebftähle, die nicht etwa durch einfaches Greifen nach den am niede⸗ 
sen offenen Raume liegenden Gegenftänden, fondern burch ein mittelft Leitern 
bewirktes Einfteigen verübt werden, find Diebfiähle an verfperrtem 
GSute (E. vom 1. September 1851, ©. 3. Nr. 226) °). 

2. Die beiden oberen Laden eines Kaftens mit drei Schubladen waren 
offen, die unterfte aber verfperrt und der Schlüffel abgezogen. Die Angellagte 
hatte die mittlere Lade herausgezogen und dann aus ber unterften Lade meh⸗ 
rere Gegenſtände entwendet. 


*) Das vordere Thor der Scheuer, aus welcher Getreide geſtohlen wurde, war 
mit einem Vorbängfchloffe, das rüdmwärtige dur einen Riegel von Innen verfperrt 
der Thäter aber war mittelft einer Leiter Durch eine Deffnung im Vordache in 
den Boden eingeftiegen. 
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Der oberfte Gerichtähof erklärte mit &. vom 26. Kebruar 1856 (G. 8. 
Nr. 38) den Diebftahl als an verfperrter Sache verübt, und zwar in ber Er⸗ 
wägung, „daß, um den Diebftahl zu vollbringen, die Oberlade ganz heraus⸗ 
gezugen, aus bem Kaften entfernt, alſo dieſer theilweife zerlegt werben mußte, 
wodurch allerdings nicht das Schloß ber Unterlade verleht oder geöffnet, wohl 
aber der Zweck biefer zum Schube des Inhaltes dienenden Vorrichtung ver 
eitelt wurbe, und daß das öfterreichtfche Strafgeſetz, indem es nicht, gleich 
anderen Geſetzgebungen, den Einbruchsdiebſtahl allein, fonbern vielmehr 
ben Diebftabl an verfperrten Sachen im Allgemeinen als einen aus⸗ 
gezeichneten behandelt, deutlich genug erklärt, Daß zum Thatbeflanbe eines 
folchen in höherem Grade firafbaren Diebftahles die Anwenbung von Ge⸗ 
walt nicht wefentlich fei.“ 


3. Aus dem Hofraume eines Bauernhaufes war ein dort freiftehender 
Keffel in nachftehender Weife geftohlen worden. Das Haus tft auf brei Seiten 
mit Mauern umgeben und auf der vierten Seite quer vom Mincio begrängzt, 
in deffen Bett die Mauern der beiben Längenfeiten des Haufes hinunterreichen, 
fo daß der Hofraum dem Fluſſe zunächft liegt. Da num der Hauseingang an 
der Landfeite gefchloffen war, flieg der Thäter an der Stelle, wo die Mauer 
ber einen Zängenfeite des Haufes im Bette bes Mincio ftebt, an berfelben 
fih anhaltend, in das Flußbett hinab, umtletterte ihr Ende, und watete nun 
der inneren Seite der Dauer entlang durdy das dort ziemlich feichte Waſſer 
bis zum Hofraume, wo er fich des Keſſels bemächtigte und zur Rückkehr einen 
eben dort gefundenen Nachen benübte. 


Der oberſte Gerichtshof nahm an, daß der Diebftahl an verfperrter 
Sache verübt worden fei, indem er in ben Motiven insbefondere bemerkte, daß 
bie Schwierigkeiten, welche der TIhäter zu überwinden hatte, um auf bie 
einzig mögliche Art in das Haus zu gelangen, biefelbe ber Erkletterung 
und Ueberſteigung einer Mauer gleichftellten (&. vom 27. Mat 1856, &. 8. 
Nr. 89). | 


4. Jemand hatte fich in ein offenes Haus eingefchlichen, und daſelbſt, 
nachdem fich Die Bewohner nach forgfältiger Verfchließung des ganzen Haufes 
zur Ruhe begeben batten, Sachen, bie an offener Stelle lagen, geftohlen, 
worauf er dad Hausthor von Innen eröffnete und unbemerkt entfchlüpfte. — 
Der oberfte Gerichtshofnahm an, daß ber Diebftahl an verfperter Sache 
verübt worben fet, weil in Folge der ftatigefundenen gänzlichen Verfchließung 
bes Hauſes die darin aufbewahrten Gegenftände (jedem Auswärtigen gegen- 
über) verſperrt waren, und bie Lift, wodurch der Befchuldigte die Ausführung 
feines Vorhabens jich erleichterte, den Beſtand des Sperrverhältniffes nicht 
aufbob (E. vom 9. Juni 1857, &. 3. Nr. 113). 
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8. 17611. 


Gewohnheitsdiebſtahl. 


1. Das Geſeztz erklaͤrt nicht, unter welchen Vorausſetzungen von Jeman⸗ 
ben gejagt werben könne, er habe fih das Stehlen zur Gewohnheit gemadht; 
allein aus dem Begriffe Gewohnheit“ fließt fchon von felbft, daß diefes 
nur von jenem behauptet werden könne, ber burch bie Wiederholung des 
Stehlens einen folhen andauernden Hang bazuan den Tag legt, 
daß er Diebftähle beijeder Gelegenheit verübt, ohne einen befon- 
beren Beſtimmungsgrund dazu nachweifen zu fönnen*). 

Nicht eine mehrmalige Beſtrafung wegen Diebftahles und auch nicht 
eine Wiederholung bes Stehlens allein begründet den Begriff eines Gewohn⸗ 
heitöbiebes; denn wenn auch ein bereitö mehrmal beftrafter Dieb neuerdings 
und auch wiederholt Diebftähle begeht, weil er durch drückende Noth dazu 
beftimmt wurde, fo laͤßt fich nicht wohl behaupten, baß er aus Gewohnheit 
ſtehle, welche vielmehr darin erfennbar if, Daß er ohne jeden anderen 
Befimmungsgrund, als um zu ſtehlen, Diebftähle verübe (E. vom 
1. September 1853, ©. 3. Nr. 122) *”). 

2. Der Angellagte war bereits fiebenmal wegen Diebſtahls beftraft 


) Diefe Definition flimmt wörtlich mit der von Jenull in feinem Commen⸗ 
tare (II. Bd. ©, 170, Anmerkung) aufgeftellten überein. 


») Die Umftände, unter welchen das Landesgericht Gewohnheitsdiebſtahl ale 
vorhanden angenommen hatte, beflanden darin, daß der Angeklagte wegen Diebflahl 
mebrere Male unterfucht, und dreimal mit viermonatlichem Kerker, achttägigem Arrefte 
und achtzehnmonatlichem ſchweren Kerker beftraft, daß er ferner auch wegen Beirug, 
Mißhandlung und verbotener Rückkehr wiederholt mit Arreftftrafen belcgt worden ift, 
woraus, wie aus feinem unfteten Treiben und Herumvagiren und der immer wieder- 
fehrenden Berübung geſetzwidriger Handlungen feine Gefährlichkeit für fremdes Eigen- 
tum, fowie der Umftand gefolgert wurde, daß er fi) das Stchlen zur Gewohnheit 
gemacht habe. 

Der oberfte Gerichtshof erklärte aber, daß diefe Umftände nach den obigen Grund- 
fägen offenbar nicht zureichen, den Angeflagten als einen Gewohnheitsdieb zu bezeich- 
nen, da weder die früher verübten Diebftähle fo zahlreich, noch feine dreimaligen Ab- 
ftrafungen wegen Diebſtahls, wovon die letzte und fchwerfte am 25. Februar 1850 
erfolgte, von der Art waren, daß man mit Grund behaupten fünnte, er habe den ihm 
nun zur Laft gelegten Diebflahl einer Saduhr bloß aus Hang und Gewohnheit zum 
Stehlen verübt, und zwar um fo weniger, als er nicht nur vom Jahre 1843 bis 1850 
feines Diebſtahles befchuldiget wurde, fondern auch feit feiner legten Abftrafung zwei 
Sabre verfloffen find, ohne daß ihm ein Diebftahl zur Laft fiel, mad mit der Annahme 
einer Gewohnheit zum Stehlen nicht wohl in Einklang zu bringen wäre, er vielmehr 
obne Geld und Supfiftenzmittel anfommend, allem Anfheine nah durch Noth zum 
Stehlen beſtimmt worden fein dürfte, wozu fih ihm die Gelegenheit aus fremder Nach⸗ 
läffigkeit darbot. 
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worben, er hatte bie diebifchen Angriffe bei feinem jugendlichen Alter und 
feiner Arbeitsfähigkett ohne Noth und in kurzen Zwiſchenräumen verübt, und 
ungeachtet der zulegt erlittenen einjährigen ſchweren Kerkerftrafe, feinem Hange 
zum Stehlen nicht widerftehen können. Der oberite Gerichtshof erflärte nun 
mit E. vom 17. Februar 1853, daß dieſe Verhältniffe den Angeklagten 
unftreitig al8 einen Gewohnheitsdieb charakterifiren, wenn ihn auch zum 
neuerlihen Diebftahl durch fremde Nachläffigkeit aufgeftoßene 
Selegenheit mitbeftimmte, aus weldyem leßteren Grunde in der Nichtig- 
keitsbeſchwerde das Vorhandenſein eines Gewohnheitsdiebſtahles beftritten 
worden war (Magazin, VII. Bd. Nr. 72) *). 

3. Dagegen wurde in einem anderen Falle mit E. vom 9. Auguft 1854 
(©. 3. Nr. 123) gegen die Anficht des betreffenden Landesgerichtes fein Ge⸗ 
wohnheitsdiebftahl angenommen. 

Die Entfcheidung des Landesgerichtes war darauf gegründet, weil ber 
Angeklagte in einem Alter von 25 Jahren wegen Diebitahl bereits einmal mit 
fünfmonatlihem, zweimal mit ahtmonatlichem und das lehte Mal mit 2/,jäh- 
sigem fchweren Kerker abgeftraft wurde, nach erhaltener Freiheit jebesmal in 
furzen Zwifchenräumen wieder in denfelben Fehler verfiel und obwohl Ende 
1853 aus feiner legten empfindlichen Strafe entlaffen, ſchon am 2. Februar 1854 
einen neuen an fich verbrecherifchen Diebftahl beging, und weil weiters erhoben 
vorliege, daß er keineswegs aus Noth zur Verübung von Diebitählen veran- 
laßt wurbe, indem er im Haufe feines Vaters ein zureichendes Austonımen 
hatte, dieſes Verhaͤltniß aber ohne andern Anlaß verließ, daher jener Diebftahl 
nur feinem unverbeflerlichen Hange zum Stehlen zugefchrieben werben koͤnne. 

Die entgegengefeßte Anficht Des oberften Gerichtshofes aber war damit 
motivirt, daß man von einem Menfchen, der wie Der Angeklagte in einem Zeit⸗ 
raume von neun Jahren fünf Diebftähle, und zwar die eriten vier in dem noch 
unreifen Alter von 16 bis 21 Jahren begeht, und wo von den geitpuncten ber 
wieder erlangten Freiheit bis zum nächiten Angriffe Zwifchenräume von 14, 4, 
12 und 3 Monaten liegen, in welchen ihm nichts zur Laſt fill — nidt 
behaupten könne, daß er jebe Gelegenheit zum Diebftahle benüße, daß er bloß 
aus Hang zum Diebitahle ftehle nnd fich demnach entfchieden als ein unver 
beflerlicher Gewohnheitsdieb darſtelle. 
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Zweimalige Beſtrafung wegen Diebſtahls. 


Die gefepliche Folge der zweimaligen Beftrafung wegen Diebftahls 
tritt auch bei jenem Thäter ein, welcher beim Militär bereit zweimal 





*) ©. aud die E. vom 25. Jänner 1854 (©. 3. Nr. 35), mit welcher in einem 
an fi wohl faum zweifelhaften Falle gleihfalld Gewohnheitsdiebſtahl ald vorhanden 
Angenommen wurde. 
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wegen „»Diebſtahls“ abgeftraft wurde (&. vom 22. September 1851, 
G. 3. Rr. 251) ). 


8. 176 IL Dit. b und c. 
Diebftahl von Dienft- oder Gewerbölenten an ihren Dienftgebern, Meiftern n. ſ. f. 


1. Der Fall des von Dienftleuten an ihrem Dienftgeber begangenen 
Diebftahles mug, nad) dem Haren Wortlaute des Geſetzes, nur auf das reine 
Privatverhältniß zwifchen Dienftleuten und Dienitgebern befehränft und fann 
nicht auf die Eigenfchaft eines Beamten in feinem Berhältniffe zum 
Staate ausgedehnt werden, oder man müßte annehmen, daß jeder Beamte 
ohne Unterfchied bes Ranges zur Claſſe ber Dienftleute oder des Dienitgefindes 
gehöre, was doch dem gemeinen Begriffe von der Sache widerftreiten würde 
(&. vom 13. Mai 1852, ©. 3. Nr. 96). 

2. Der von einem Handlungsdiener an feinem Handelsherru 
begangene Diebitahl wird bei einen Betrage von mehr als fünf Gulden jeden: 
fans entweder nach Hit. b oder c des $. 176 11. zum Verbrechen (&. vom 
10. Juni 1851, ©. 3. Wr. 149). 

3. Der Angellagte war zum Holzfchlagen in einem Reviere gegen Bes 
zahlung aufgenommen worden, und hatte bei ber Gelegenheit, ald er das Holz 
geichlagen, anderes ihm nicht zum Schlagen angewiefenes Holz aus bem Re⸗ 
viere entwendet. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte mit &. vom 13. September 1854 (G. 8. 
Nr. 139), daß auf diefen Diebftahl 8. 176 II. lit. c allerdings anwendbar fei. — 
Denn der Angeflagte lebe von der Handarbeit, alfo von dem, was er von Tag 
zu Tag bloß durch feine Hände erwirbt, ohne übrigens mit dem Arbeitögeber 
in ein regelmäßiges Dienftverhältniß getreten zu fein; mithin war berfelbe bei 
dem bedungenen Holzichlagen gegen Arbeitslohn allerdings als Taglöhner zu 
betrachten, wobei e8 gleichgiltig fet, nach welchem Maßftabe er für feine Arbeit 
entlohnt wurbe, nämlich ob täglich oder wochentlich, ober für jede Klafter 
geichlagenen Holzes einzeln, oder für mehrere Klafter auf einmal, dann ob er 
in die Arbeit nach Belieben treten, und aus berfelben treten konnte oder nicht, 
indem alle diefe zufälligen Umftände ben Begriff eines Taglähners nicht 
aufheben können. 

Auch pafle der Grund bes Geſetzes volllommen auf ben Angellagten; 
benn ber von Taglöhnern an ihren Arbeitögebern verübte Diebftahl werde 


*) Dieß wurde mitunter aus dem Grunde bezweifelt, weil früber der 34. Kriegd- 
artikel auch Beruntreuungen ald Diebftähle erklärte und dasfelbe im 8. 4 des 94. Artikels 
der vordem bei den Militärgerichten in subsidium anzumendenden Thereflana der Fall 
war. Dieß fland aber nad der Anficht des oberften Gerichtähofes der Anwendbarkeit 
jenes Geſetzes deßhalb nicht entgegen, weil die Handlungen, wegen welcher der Thäter 
ven den Militärgerichten verurtheilt worden war, fih ald wirkliche Diebſtähle auch 
im Sinne ded allgemeinen Strafgefeges darftellten. 
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nur aus dem runde firenger beftraft, weil ber in bie Arbeit auf 
genommene Taglöhner bei Berrichtung derſelben fehrleiht Ge⸗ 
legenheit erhält, fih an dem Eigenthbume des Arbeitsgebers zu 
vergreifen. 

4. &. hatte aus der unverfperrten Küche des St., während er bei ihm 
als Taglöhner in Arbeit ftand, eine Spedfeite entwendet. Diefelbe gehörte 
nicht dem Arbeitögeber, fondern der S. welche mit beffen Erlaubniß in feiner 
Kuͤche mehrere Spedfeiten zum Näuchern aufgehängt hatte, übrigens mit St. 
nicht dasſelbe Haus bewohnte, und folglich auch nicht im phyfifchen Beſitze 
dieſes ihres Eigenthumes war. 

Die Frage, ob Hier ein von einem Taglöhner an feinem Arbeitögeber 
verübter Diebftahl, alfo mit Rüdficht auf ben Werth des entwendeten Gutes 
das Berbrechen bes Diebitahles vorliege, wurde vom oberften Gerichtshofe 
. mit E. vom 4. März 1856 (©. 3. Nr. 42) bejaht, „weil im Sinne bes 
8. 171 unter „Beſitz“ das einfache Detentionsverhältnig und nicht der durch 
einen Stellvertreter ausgeübte Beſitz zu verfiehen, und der Begriff „[rembde 
Sache“ nur auf den Dieb zu beziehen fei, gleichviel ob der Gegenſtand der 
Entwendung dem Detentor oder einem Dritten angeböre.“ 


8. 177. 


Daß die Beftimmungen dieſes Paragraphes auf bie Veruntreuung 
feine Anwendung finden, wurde mit der bei den 88. 181—184 unter 12. anzu⸗ 
führenden E. vom 31. Mat 1854 audgefprochen. 


8. 178. 
Strafe des Verbrechens des Diebftahles. 


Jene Auslegung bes 8. 178, welche ſeither in der Erläuterungsverord⸗ 
nung des Yuftizminifteriums vom 13. Juni 1856 (R. ©. BI. Nr. 103) als die 
sichtige anerfannt wurde, war fchon früher vom oberften Gerichtshofe feſtge⸗ 
halten, und mit ben E. vom 7. April und 12. Mai 1853 (G. 3. Nr. 59 u. 69) 
in nachftehbender Weiſe begründet worden: 

„Die Tertirung des $. 178, wo im Nachſatze von erfchwerenben Um⸗ 
ftänben überhaupt die Rede it, und die Befeitigung der Beflimmung bes 
8. 158 des alten Gefeßes”’) durch das neue Geſetz Taffen mit vollem Grunde 


*) Nah $. 158 des I. Thls. des Str. G. vom Jahre 1803 war nämlich die 
Anwendbarkeit der Strafe zwifchen Einem und fünf Jahren davon abhängig, daß 
„zu dem, was ſchon für ſich zur Eigenfchaft eines Verbrechens genug wäre, noch ein 
zweiter in den 88. 153—156 ausgedrüdter Umftand hinzukam“, alfo von dem Vorhan⸗ 
denfein eine zweiten Qualificationdumflandes, während der 8.178 des jegigen 
Sefebed dazu ganz allgemein „erfhwerende Umftände‘ fordert. 
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annehmen, baß es bie Abficht bes Geſetzgebers war, im $. 178 ſowohl bie 
Qualificationsumftände ber 88. 173—176 als auch alle allgemeinen 
Erfhmwerungsumftände nad ben SS. 43 —45, fo weit dieſe nach Dem 
Sinne bes $. 48 in Entgegenhaltung mit den eintretenden Milde 
sungsgründen als überwiegend erfcheinen, einzufchließen.” 


8. 179. 
Strafe, wenn dad zu ftehlen Berfuchte fi) ber dreihundert Gulden beläuft. 


1. Ein Unterfuchter, welcher dringend verbächtig befunden wurbe, zwei 
Diebftähle, zufammen im Betrage von 272 Gulden, wirklich vollbracht und 
einen britten von minbeftens 41 Gulden 40 Kreuzer nur verfucht zu haben, 
war von der Anklagelammer wegen bes Verbrechens bes vollbrachten und 
bes verfuchten Diebfitahles in ben Anflageftand verfeßt und nur nach 8. 178 
firafbar zur Verhandlung vor das Bezirks⸗Collegialgericht verwieſen 
worden. Der oberite Gerichtshof hat aber mit &. vom 1. April 1853 „das 
Verweiſungserkenntniß, in foweit als ber Angeflagte nur nach $. 178 ftrafbar 
erfannt, und bie Sache zur Verhandlung vor das Bezirks⸗Collegialgericht ver⸗ 
wiefen wurde, aufzuheben, und das dem Angeflagten zur Laft gelegte 
Verbrechen des vollbrachten und verfuchten Diebftahles nach $-179 
firafbar zu ertennen und zur Verhandlung vor ba8 Landesgericht zu 
verweifen befunden” (©. 3. Nr. 70). 

In diefer Entfcheidung find zwei fehr wichtige und nichts weniger als 
unbeftrittene Srundfäße ausgefprochen; — nämlich erftens, daß die firenge 
Straffanction des 8. 179 (Schwerer Kerker von fünf bis zehn Jahren) nicht nur 
dann anwendbar fei, wenn ber Thäter mehr als dreihundert Gulden wirklich 
geftohlen, jondern auch dann, wenn er bei einem Diebftahle nachweislich mehr 
als 300 Gulden zu ſtehlen nur verfucht hat, und bag fomit im $. 179 
eine Ausnahme von dem im Schlußfaße des 8. 8 ausgeiprochenen Orundſatze 
(— Anwendbarkeit der für das vollbrachte Verbrechen geltenden Beitimmungen 
auch beim Verfuche —) aufgeftellt worden ſei, — und zweitens, baß bei der 
Frage, welcher Betrag demjenigen zuzurechnen fei, ber fich mehrerer Diebftähle 
fchuldig gemacht hat ($. 173), Die Beträge ber von dem Thäter vollbrachten 
Diebftähle mit ben von ihm nur verfuchten Diebitöhlen in Eine Summe 
zufammenzurechnen find ”). 

Die Gründe biefer Entſcheidung waren wefentlich nachfiehenbe: Im 
8. 8 wird ber Verſuch ſchon ald das Verbrechen und dann weiter ausdrücklich 


— — 





*) Eine ſehr ausführliche Beleuchtung der gegen dieſe beiden Grundſätze erho⸗ 
benen Bedenken gibt Hye's Auffap: Beitrag zur Erklärung der 88. 8 und 179 
des neuen Strafgefeßed vom 27. Mai 1852 (in der ©. 8. 1853, Nr. 53). — 
Der zweite Grundfab wurde auch feither mit der E. vom 28. October 1856 (f. die- 
felbe bei $. 173 unter 2.) wieder anerkannt. 
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erflärt, Daß daher in allen Fällen, wo das Geſetz nicht befonbere Ausnah⸗ 
men anordne, jede für ein Verbrechen überhaupt gegebene Beftimmung 
auch auf dad verfuchte Verbrechen anzuwenden und der Berfuch einer Uebel» 
that unter Anwendung bes $. 47 mit derfelben Strafe zu ahnden fei, welche 
auf das vollbrachte Verbrechen verhängt ift. Da nun in dem Hauptitüde vom 
Diebitahle für den Verfuch Leine befondere Strafe beftimmt, folglich eine Aus- 
nahme dafür nicht enthalten ift, wie foldde Ausnahmen befonderer Strafbeftim- 
mungen für den Berfuch bei anderen Verbrechen in den 88. 80, 110, 113, 138, 
145 vorfommen, fo ergibt fih daraus von felbft die Schlußfolge, daß ber 
Verſuch des Diebfiahlesnac der allgemeinen Regel des 8. 8 gleich 
dem vollbrachten Diebftahle beftraft, fomit auch der Betrag des ver 
fuhten Diebftahles den Beträgen der vollbrachten Diebftähle 
zugezählt werden muß, und baß, foweit e8 bei dem Berfuche blieb, nur 
jene Milderung einzutreten bat, welche der 8. 47 für ben Verſuch im Allgemei- 
nen innerhalb des gefeßlichen Straffabes gewährt." 


„Diefe Auslegung kann ber im $. 179 gebrauchte Ausdrud: „Summe 
des Geſtohlenen“ um fo minder beirren, als derfelbe auch im 8. 173 mit 
den Worten: „mas geftoblen worden” enthalten ift und daher, wenn ber 
8. 173 dennoch fowohl auf den verfuchten, als auf den vollbrachten Diebftahl 
Anwendung findet, wie wohl Niemand bezweifeln wird, folgerecht auch ber 
8. 179 auf den Verſuch bezogen werden muß. Eine entgegengelehte Auslegung 
würde auch zu manchen Anomalien führen. Wer in zwei Angriffen jebesmal 
13 Gulden zu ftehlen verſucht, wäre Verbrecher und fchlechter daran, als der⸗ 
jenige, der einmal 13 Gulden wirklich ſtiehlt, bad andere Mal aber den 
gleichen Betrag zu fehlen verfucht und fonach nur als Uebertreter behandelt 
werden follte. Unb wenn ber 8. 203 bei dem Verbrechen bes Betruges bie 
Strafe von 5 bi8 10 Jahren fchweren Kerkers nicht nur für den Fall beitimmt, 
daß fich der Thäter eine Summe über 300 Gulden wirklich zugewendet, fonbern 
auch für den Fall, daß er auch nur die Abficht darauf gerichtet hat, fo muß 
dieß um fo mehr bei dem Verbrechen des Diebftahles angenommen werben, 
da der Diebftahl im Allgemeinen fchmerer als der Betrug verpänt ift" *). 


*) Weber dad bedeutendfte Argument für die gegentheilige Anficht, nämlich die 
Richtübereinftimmung der Tertirung in den 88. 179 und 203 hatte fih der General 
procurator für Tirol und Vorarlberg, deffen Anficht der oberfte Gerichtshof vollkommen 
theilte, in feiner Nichtigkeitöbefchwerde folgendermaßen ausgefprohen: „Es iſt zwar 
wahr, daß bei dem Verbrechen ded Betruges nach 8. 203 der höhere Straffag, außer 
dem Falle, wenn der Betrag oder Werth, den fich der Thäter dur das Berbrechen 
zugewendet, den Betrag von 300 Gulden überfleigt, ausdrüdlich auch auf den Fall 
ausgedehnt wurde, wenn auch nur die Abfiht darauf gerichtet ift, und es iſt 
wahr, daß diefer Beifag im 8. 179 nicht vorkomme; ‘allein dieß find Feine analogen 
Gefepeäftellen; denn der $. 203 fpricht vom Verbrechen des Betruges, bei welchem dad 
vollendete Verbrechen in dem in Irrthum Führen oder im Benügen des Irrthumes 
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Gtrafe bed mit befonderer Berwegenheit verübten Diebftahles. 


2. Der Begriff von befonderer Berwegenheit kann nach ber eigen- 
thämlichen Bedeutung ber Worte und im Geiſte des Geſetzes, nach welchem 
dDiefer Erfchwerungsgrund die fchwere Kerkerftrafe von fünf bis zehn Jahren 
nach fich zieht, nur in dem Sinne aufgefaßt werden, daß der Dieb, ohne 
auf Hinberniffe oder Widerftand zu achten, und trob augenfchein- 
liher Gefahr entdedt, betreten oder angehalten zu werden, bie 
That bennocd verübt (E. vom 14. Juni 1854, ©. 3. Nr. 89) *). 


3. Das von Dr, B. und feiner Sattin in Roveredo bewohnte Haus ift 
in einer der Vorftädte gelegen und ftößt an ein Bräuhaus. Im erften Stod- 
werke fteben mit der Küche zwei Zimmer in Berbinbung, worin B. eine bedeu⸗ 


oder der Unmwiffenpeit, in der Abfiht einem Anderen zu fhaden liegt, die Zus 
wendung der fremden Sache aber zum vollendeten Verbrechen nicht erforderlich if. 
Entbielte der 8. 203 den Beifag nicht: „oder worauf die Abfiht gerichtet war”, wie 
ihn auch wirklich früher der 8. 182 des alten Str. ©. I. Thls. nicht enthalten bat, 
fo hätte felbft dad vollendete Verbrechen des Betruges nicht nach diefem Paragraphe 
beftraft werden können, fondern cd wäre noch das Borhandenjein des befonderen 
Umftandes erforderlich gewefen, daß der Xhäter fih wirflidh einen ſolchen Be- 
trag zugemwendet hatte. Diefer Beifag fpricht aljo nicht vom Verſuche des Berbrechend. 
Anders ift dieß im $. 179; dieſer fpriht vom Diebftahle, und zum Berbrechen des 
vollendeten Diebftahled genügt nicht die Abficht, etwas zu entzichen, fondern es 
wird die Entziehung felbfl erfordert. Die Ausdrüde: „Summe des Geftoblenen“, 
„Betrag deffen, was geftohlen worden”, „Betrag von mehr ale fünf Gulden“ find fomit 
nur die Auddrüde für dad vollendete Verbrechen und der 8. 8 ftellt damit den Berfuch 
gleich in der Strafbemefjung.” 


*) Sch. war vom Landedgerichte ſchuldig erfannt worden, das Verbrechen des 
Diebſtahles mit befonderer Verwegenheit dadurdh begangen zu haben, daß er 
im December zwifchen 5 und 6 Uhr Abende dem G., von dem er wußte, daß er Geld 
befaß, nachging, ihn auf der Straße mit den Worten: „Menſch, dad Geld gehört mein“ 
anrebete, alddann ihm mit einer Hand in die finfe Brufttafche der Jade ariff, und 
daraus die Brieftafche mit Geld, fo wie cine Tabakspfeife 309. 

Der oberfte Gerichtähof erklärte jedoch, daß diefe That die oben aufgeftellten 
Merkmale befonderer Berwegenheit nicht an ſich trage. Den Angeklagten begün« 
fligten nämlich zur ungefcheuten Berübung der That alle Umflände, namentlich das 
Dunkel der Nacht, die Einfamfeit des Ortes und die körperliche Schwädhlichkeit des 
Befchädigten gegenüber feiner phyſiſchen Ucherlegenheit dergeftalt, daß er, zumal bei der 
fo ſchnell verübten That und gleich hierauf ergriffenen Flucht kein Hinderniß zu befei- 
tigen, noch fonft etwad zu beforgen hatte, weder Widerftand, noch Anbaltung, oder 
Entbedung; und zwar aud nicht von Seite des Beichädigten, der ihn eben früher 
zum erfien Male gefeben hatte und mit ihm in feine nähere Berührung gefommen 
war. Es enifalle demnach in der That jedenfalls das Merkmal befonderer Berives 
genheit und könne höchſtens gefagt werden, daB der Angeklagte ein feder und frecher 
Dieb fei. 
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tende Barfchaft, dann eine große Anzahl von filbernen Ehbefteden, Medaillen 
und Silbermünzen in Schränten aufbewahrte. — In einer mondhellen Nacht 
Hatte B. mit feiner Frau gegen zehn Uhr das Hans verlaffen, um frifche Luft 
zu fohöpfen, und es war ihre Magb allein darin zurücdgeblieben. D., welcher 
in ber Nähe bes Haufes gelauert hatte, benüßte nun diefe Zeit, um den Dr. 
B. zu beftehlen, und flieg von der Straßenfeite Durch ein neun Schub über ber 
Straße erhabenes offenes Fenfter in das erfte Stodwerf, was ihm durch das 
unter jenem enfter gelegene Fenfterchen wefentlich erleichtert wurde. So 
befand er fich in der Lage, feinen diebifchen Vorſatz auszuführen, als ein Ge⸗ 
säufch,, welches er unvorfichtiger Weife machte, feine Anmwefenheit der Magb 
entbedte, Die eben in ber Küche zu thun hatte. Diefelbe näherte ſich mit bren- 
nendem Lichte ber Thüre bes einen Zimmers, und ſah burch biefelbe hinein» 
blickend den ihr unbelannten D. herbeilommen, welcher nun heraus und in bie 
Küche trat, und fie fragte ob fieihn kenne. Ste begann laut zu fchreien, und 
{hr Rufen nach Hilfe wurbe noch ftärker, nachdem ber Fremde ihr Licht aus⸗ 
gelöfcht Hatte. Gr that dieß nur, um die Dunkelheit zu feiner Flucht zu 
benützen, und entfprang burch das nämliche Fenſter, burch welches er einge: 
fliegen war (und zwar unverrichteter Sache, ba fich in ber Kolge zeigte, daß gar 
nichts weggelommen war). 

Der Gerichtshof erſter Inftanz nahm an, daß bie Umftände, unter 
welchen D. zur That fehritt und bie Art und Weife feines Handelns — Das 
Hinaufflettern zum Fenfter im Mondfchein zu einer Stunde, wo noch viele 
Leute durch die Straßen gingen, und bas Einfteigen in einem ihm fremden 
Haufe faft mit ber Gewißhelt, von einem Bewohner besfelben gefehen zu wer: 
den — bie Verachtung augenicheinlicher Entdeckungsgefahr, alfo eine befon- 
bere Verwegenheit bes Angeflagten beweifen. 

Der oberite Gerichtshof erflärte jedoch, daß bie Annahme befon- 
berer Berwegenheit von Seite bes Angellagten keinen Grund 
habe. Denn Des Lauern in der Nähe des Haufes, bis Dr. B. und feine Gat⸗ 
tin e8 verlafien Hatten, bekundet feine Borficht bei ber Wahl der Zeit zur 
Ausführung des gefaßten Entfchluffes, — bie unbedeutende Höhe des Fenſters 
machte ihm Feine Schwierigkeit beim Einfteigen, ja das unter bemfelben ange⸗ 
brachte Kenfterchen erleichterte es ihm fogar mefentlich ; — bei ber vorgerüdten 
Nachtitunde war e8 ihm auch nicht fehwer, zum Einfteigen einen Augenblid zu 
finden und zu benützen, in welchem die Straße Teer war, und baher Niemand 
ihn beobachten konnte, — und wenn auch die Frage, ob D. befürchten konnte 
ober mußte, im Innern bes Haufes von Jemanden betreten odes angehalten 
zu werben, fich mit Zuverficht weber bejahen noch verneinen läßt, fo ſteht Doch 
andererfeits feſt, daß er auf bas Hilferufen ber Magd, um nicht ergriffen zu 
werden, eiligft Durch das nämliche Fenſter entflohen ift, welches ihm auch ben 
Rückzug wahrte (E. vom 22. April 1856, &. 3. Nr. 75). 
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Strafe des Gewohnheitsdiebſtahles und des Dichftahles mit Anwendung von Ge⸗ 
walt gegen eine Perfon. 


4. Die Erläuterungsverorbnung des Juſtizminiſteriums vom 13. Juni 
1856 (R. ©. BI. Nr. 103) erklärt belfanntlich, daß beim Gewohnheitsdiebſtahle 
jo wie in dem Kalle der bei ber Betretung angewenbeten wirklichen Gewalt 
oder gefährlichen Drohung gegen eine Berfon, um fich im Beſitze ber geſtoh⸗ 
Ionen Sache zu erhalten, die im $. 179 feftgefeßte Strafe bes fchweren Kerkers 
von fünf bis zehn Jahren auch dann anzuwenden fei, wenn fein 
anderer Umftand hinzukommt, welcher die That zum Verbrechen 
eignet. 

Der oberite Gerichtshof hat diefe Anficht ſchon früher feinen Entfchei- 
dungen beftändig zu Grunde gelegt, und nanıentlicdy mit E. vom 29. December 
1852 (©. 3. 1853, Nr. 41) bezüglich des Gewohnheitsdiebſtahles in 
folgender Weiſe motivirt: 

Sm 8. 179, welder insgemein die Strafe des ſchweren Kerfers von 
6 Monaten bis zu Einem Jahre bejtimmt, wird zwar allerdings auch der 
$. 176 und fomit auch der Fall bezeichnet, wenn ſich der Thäter das Stehlen 
zur Gewohnheit gemadt hat, und man könnte deßhalb Leicht auf die Anficht 
geleitet werben, daß ber Diebftahl, um in die höhere Straffategorie des 
$.179 zu fallen, ſich fchon wegen eines anderen Umſtaudes zum Verbrechen 
eignen müfle. 

Allein diefe Auslegung entfpricht Doch nicht dem jtrengen Sinne der 
Worte und dem Geiſte des Geſetzes. Denn der $. 178 beitimmt die Strafe für 
die in den 88. 173 bis 176 bezeichneten Fälle im Allgemeinen und enthält die 
Regel, der 8. 179 aber bildet die Ausnahme zur firengen Beitrafung der in 
biefem Paragraphe noch befonders bezeichneten Källe und fpricht die Strafe 
des fchweren Kerkers von 5 bis 10 Jahren für ben Gewohnheitsdiebſtahl, fo 
wie für die anderen barin bezeichneten Fälle ohne allen Unterfchted aus, und 
ohne Diefe Strafe an eine Bedingung zu fnüpfen, weder des Betrages noch) 
eines anderen erſchwerenden Umftandes. 

Diefer Paragraph fteht auch im Einflange mit dem 8. 159 des Straf: 
gefeße8 vom Jahre 1803, und es läßt fich nicht erflären, daß der Geſetzgeber 
einen Gewohnheitsdieb, deffen perfönliche Gefährlichkeit für fremdes Eigen- 
thum doch Flar ift, gleich einem gewöhnlichen Diebe mit der geringften Strafe 
behandeln wollte, wo Doch auch bei dem Betruge, welcher ſowohl nach dem 
alten als nach dem neuen Str. ©. minder verpönt ift, nach $. 203, wenn 
ber Thäter bie Betrügereien fih zur Gewohnheit gemacht hat, die 
Strafe von 5—10 Jahren ſchweren Kerfers beftimmt wird (E. vom 
29. December 1852, ©. 3. 1853 Nr. 41) °). 


*) Berl. Hye a. a. D. ©. 567—573 in der Anmerkung, wo die mit obiger 
Entſcheidung übereinftimmende Anficht fehr ausführlich dargeftellt und begründet wird. 
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Hiezu fügte die E. vom 13. October 1853 (G. Z. Nr. 148) noch das 
weitere Motiv, daß dieſe Nechtsanficht nach dem Wortlaute bes 8. 179 und 
nach dem durch das Wörtchen „aber” im Gingange dieſes Paragraphes 
bezeichneten Gegenſatze als Ausnahme von der Regel des 8. 178 keinem Zwei- 
fel unierliege. 

Ebenſo wurde auch im nachitehenden Falle erfannt, wo der Angeflagte 
übermwiefen war, bei feiner Betretung auf einem fonft nicht weiter befchwerten 
Diebftahle gegen eine Perfon Gewalt angewendet zu haben, um fich im Befike 
ber geftohlenen Sache zu erhalten. Das Landesgericht erfannte den Strafſat 
des 8. 179, das Oberlandesgericht aber nach $. 178 nur jenen bes ſchweren 
Kerkers von ſechs Monaten bis zu Einem Jahre ald anwendbar. — Der oberfte 
Gerichtshof betätigte die Anficht der erſten Inſtanz und zwar in Erwägung, 
Daß die 88. 178 und 179, worin die abgeftuften Strafen des Verbrechens des 
Diebftahls beitimmt find, fich zu einander wie Regel und Ausnahme verhal- 
ten, daß alfo die im 8. 179 bezeichneten Fälle des Verbrechens bes Diebftahld 
ausnahmsweiſe mit ſchwerem Kerker von fünf bis zehn Jahren felbft dann 
zu beftrafen feien, wenn fie außerdem (nämlich außer der Gewohnheit bes 
Stehlens u. f. w.) aus feinem andern der in den SS. 173-—176 aufgeführten 
Gründe fich zum Verbrechen eignen, wo hingegen fienad der Regel des 
8. 178 als einfach qnalificirte Diebftähle allerdings nur der Strafe von ſechs 
Monaten bis zu Einem Jahre unterliegen würden (&. vom 4. December 1855, 
G. 3. 1856, Nr. 22). 


8. 180. 
Beitrafung eines zur Nachtzeit verlibten Diebftahles. 


Das Landesgericht hatte wegen eines zur Nachtzeit verübten Diebftahles 
auf die geringfte in feiner Amtsmacht ſtehende Strafe des Einjährigen Ker⸗ 
ters (8. 346 ber Str. Pr. DO. vom Jahre 1850) erkannt. Die Staatsanmalt- 
fchaft fand darin eine Nichtigkeit (wegen Meberfchreitung der Graͤnzen bes bem 
Gerichtshofe zuſtehenden Milberungsrechtes), weil ein folder Diebſtahl 
immer ſtrenger beftraft werben foll, als wenn er unter übrigens 


In Bezug auf das legte Argument der Entfcheidungsgründe, welches fich auf die Ana⸗ 
logie des 8. 203 ftüßt, dürfte fich jedoch nicht ohne Grund bemerken laffen, daß ja ber 
gewohnheitdmäßige Betrug nady 8. 203 keineswegs unbedingt, fondern nur unter der 
Borausfegung der Strafe des ſchweren Kerkerd von 5—10 Jahren nady fid, ziehe, wenn 
ein fonftiger den Betrug zum Verbrechen qualificirender Umftand vorhanden war, wäh⸗ 
tend es fih bei dem Gcewohnbeitödichftahle gerade um die Nachweifung handelt, ob 
derfelbe vom Geſetze au dann mit jener Strafe bedroht fei, wenn der Diebftahl nicht 
fhon dur einen anderen von den Umftänden der 88. 173—176 zum Berbreden 
geeignet war, fondern eben nur dadurch zum Berbrechen wurde, weil ſich der Thäter 
das Eteblen zur Gewohnheit gemacht hatte. 
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gleihen Umftänden bei Tage gefhehben wäre; bas Landesgericht 
aberaucdh unter legterer Borausfehung auf feine geringere Strafe 
als die des Einjährigen Kerkers hätte erfennen lünnen. 

Allein der oberfte Gerichtshof erflärte mit der E. vom 26. Mai 1852: 
„Wenn das Landesgericht nach feiner Ueberzeugung erfennt, daß die Milbe- 
rungsgrünbe die erfchwerenden, unter welche auch der Umſtand ber Nachtzeit 
bei einem verübten Diebftahle gehört, weit überwiegen und hiernach die Strafe 
in dem geringiten bemfelben geftatteten Maße verhängt, fo kann hieraus ein 
Nichtigkeitsgrund nicht abgeleitet werben" (©. 3. Nr. 104). 


88. 181 - 184. 
Beruntrenung. 
A. Merkmale im Begriffe der Veruntreuung. 


1. Beruntreuung kann nicht bloß an zur Verwahrung gegebenen Sachen, 
fondern überhaupt in allen Källen begangen werden, wo Sachen, wenn auch 
um einen übertrieben hohen Preis, doch mit ber Verpflichtung zur Zurüdgabe 
übernommen werden (E. vom 14. Jänner 1851, ©. 3. Nr. 4). 


2. Wenn ein Arreftant nur eine beitimmte (— Arreftanten-) Kleidung im 
Arrefte zu fragen genöthiget iſt, fo ift ihm folche dennoch nicht als fein Eigen- 
thum überlaffen, fondern bloß zum Gebrauche übergeben, daher an- 
vertraut. Sobald er dieſes ihm anvertraute ®ut bei feiner Entweichung aus 
dem Arrefte mitnimmt und hintangibt, macht er ſich Demnach allerdings 
einer Beruntreuung fohuldig (E. vom 15. April 1852, Nr. 86). 


3. Dem Pfandgläubiger ſteht ein dingliches Necht auf das Pfand 
zu, kraft deflen er nach 8. 454 bes a. b. ©. 8. dasfelbe einem Dritten wieder 
verpfänden, aus bemfelben feine volle Befriedigung fuchen, und zu dieſem 
Ende die Feilbietung des Pfandes verlangen kann. Wennnun der Pfanb- 
inhaber das Pfandſtück ohne Einverftändbniß mit dem Pfandbgeber 
veräußert, fo fällt ihm nur eine Verlegung bes Pfandvertrages zur 
Laſt, wegen welcher er im civilrechtlihen Wege zur Zurüdverfchaffung bes 
Pfandftüdes oder zum Schabenerfage verhalten werben kann; allein biefe 
eigenmächtige Veräußerung bes Pfandobjertes ftellt ſich an und für fich nicht 
als eine nach dem Strafgeleße zu ahndende That dar; es fei denn, daß babet 
eine abfichtliche Bevortheilung des Schuldners ftattgefunden, beziehungsmeife, 
daß der Pfanbinhaber, falls für das Pfandſtück mehr gelöst worben wäre, als 
die fragliche Schuldforberung betrug, auch ben Ueberfchuß fich zugewenbdet, und 
ſonach dem Schulbner einen Schaden an feinem Dermögen verurfacht Hätte 
(&. vom 24. October 1854, ©. 3. 1855, Nr. 3). 


4. „Die Mebergabe eines Geldbetrages zur alfälligen Verwendung unb 
Berausgabung für einen beftimmten Zwed begründet ein Manbatsver- 
hältniß; dieſelbe kann aber nie den Mebernehmer im Sinne * 8. 183 des 

Herb, grundfägl. Entſcheidungen. 
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Str. ©. und des $. 957 des a. 6. ©. B. zum Berwahrer eines ander- 
trauten Gutes und eine fonftige eigenmächtige, felbft mit Dem Auf: 
trage nicht übereinftimmende Verwendung nicht zu einer anderen, als 
zu einer civilrechtlich zu verantwortenden Handlung machen". 

In dieſem Rechtsverhältnifie iſt die Partei nur verpflichtet, die Vollzie⸗ 
hung bes erhaltenen Auftrages nachzumweifen und Rechnung zu legen, wobei 
ſie ihre allfälligen Gegenforderungen geltend zu machen allerdings das Recht 
bat, über deren Liquidität jedoch nicht dem Straf-, fondern dem Givilrichter die 
Entſcheidung zuſteht (&. vom 11. Juni 1852, ©. 3. Nr. 107). 

5. Der Angellagte hatte behauptet, es könne die zugeftandene Borent: 
haltung und Zueignung bes zum Mahlen anvertrauten Getreides und des 
zum Einkauf von Getreide anvertrauten baren Geldes deßhalb Feine ſtrafbare 
Hanblung begründen, weil ihm nicht oblag das Getreide und das Geld in natura 
zurüdzuftellen, fondern nur ben betreffenden Parteien eine entiprechende Quan⸗ 
tität Mehl dafür zu liefern. Der oberite Gerichtshof nahm aber mit der E. vom 
12. Februar 1852 (©. 3. Nr. 65) an, daß das Geſetz nad dem Zwede, 
wozudaß fremde Gut anvertraut wurbe, feinen Unterfchied mache, 
und die Handlung alle Merkmale der VBeruntreuung an fich trage, nachdem 
auch die zum Thatbeftande bes Verbrechens erforderliche böfe Abficht von dem 
Gerichtshofe anerkannt fei, welche fich hier, wo bei den mißlichen Vermögens: 
verhältniffen des Angeklagten die Beſchädigung der Mahltimdfchaften oder 
des allfällig haftenden Mühleigenthümers leicht erfolgen konnte, nach $. I des 
Str. ©. von ſelbſt ergebe. 

6. Mit der E. vom 7. Jänner 1853 wurde ausgefprocdhen, daß in bem 
oben bei $. 171 unter 17. angeführten Falle audy von einer Beruntreuung Beine 
Rebe fein Fönne, da ber Hund bein Angeflagten von Niemand anvertraut war 
(®. 3. Nr. 42). 

7. Dem Angellagten wurde zur Laft gelegt, daß er den von dem Dkeift- 
bote für das im Auftrage der Bezirkshauptmannſchaft verfteigerte Vieh ber 
Roſalia &. nah Berichtigung ihrer Steuerausftände erübrigten Betrag vor- 
enthalten habe, was er damit entfchuldigen wollte, daß er nicht mehr ber Be- 
hörde, fondern der Roſalia E., die in einem höheren Betrage feine 
Schuldnerin war, das Geld vorenthalten habe. 

„Allein dadurch, daß der Angeklagte von der Bezirfshauptmannichaft 
beauftragt war, den Meiftbotöreft der E. zu übergeben, hörte dieſes Geld 
nicht auf, ein ihm vermöge feines Öffentlichen Amtes ald Gemeinde. 
vorftand, und vermöge befonderen obrigkeitlichen Auftrages anvertrautes 
Out zu fen." 

„Durch die gefliſſentliche Vorenthaltung bdiefes Geldes Hat der Ange- 
klagte feine pflichtmäßige Amtstreue verleßt und bieburch nach 8. 181 bag 
Berbrechen der Veruntreuung begangen.“ 

„Das privatrechtliche Verhaͤltniß desfelben zur @., ber das Geld abzu- 
führen war, fein behauptetes Forderungsrecht gegen dieſelbe, welches übrigens 
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bas Landesgericht nicht als erwielen angenommen bat, mag bie Handlung 
minder ftrafbar erfcheinen laſſen; es entkleibet aber biefes privatrechtliche Ver⸗ 
haͤltniß die Handlung nicht der ihr eigenthümlichen Befchaffenheit der Ber- 
legung pflichtmäßiger Amtstreue, hebt daher ihre Strafbarkeit nicht auf, wie 
überhaupt der Zwed des Vorenthaltens ober ber Zueignung bed 
anvertrauten Gutes, fei es auch, um fich oder einem Dritten zu 
feinem vermeintlichen Rechte zu verhelfen, die einer ſolchen 
Handlung durh das Geſetz beigelegte Eigenfchaft eines Ber» 
brechens oder einer Mebertretung nicht benimmt, es müßten benn 
befondere Umftände obwalten , die den Ihäter in feiner Handlung ein Ver⸗ 
brechen nicht erfennen ließen, was jedoch bier nicht der Fall ift, wo ber Ange 
flagte durch die nach feinem Geftändniffe theild unternommenen , theils 
beabfichtigten Schritte bei der &. und bei dem Bezirföhauptmanne das Bes 
wußtfein der unerlaubten Handlung an ben Tag legte (E. vom 14. Juli 1853, 
®. 3. Nr. 94). 

8. Zueignen und Borenthalten find in Beziehung auf bie Verun⸗ 
treuung Feine entgegengefebten Begriffe, welche fich gegenfeitig ausichließen, 
fondern dad Weſen der Beruntreuung befteht in der rechtömwidrigen Vorent—⸗ 
haltung der anvertrauten Sache, welche auch in der Zueignung berfelben 
liegt. Zum Thatbeitande der Veruntreuung ift daher nur der Beweis noth« 
wendig, baß der Thäter bie anvertraute Sache zur Zeit, ba er fie herausgeben 
fol, nicht herausgibt, fomit widerrechtlich vorenthält; es geſchehe dieß nun 
dadurch, daß er fie in feiner Macht behält, ihre Inhabung verleugnei oder ver- 
heimlicht, oder daß er bereits darüber bisponirt hat (E. vom 5. October 1854, 
®. 3. Nr. 155)*). 

9. Die dem Angellagten zur Laſt gelegte That enthält allerdings bie 
Merkmale des im 8. 183 bezeichneten Verbrechens ber Veruntreuung; denn er 
bat Durch das Verfeben der ihm bloß zur Verwahrung anvertrauten Effecten, 
durch das weitere Verpfänden ber Verſatzſcheine und durch die Zueignung des 
gelöiten ®eldes, mit bem ihm anvertrauten Gute anf eine Art widerrechtlich 
verfügt, Daß bei feinen und der Anvertrauenden miplichen Verbältniffen ber 
Daraus für die letztere — durch den Verluft der Effecten, welche fie nicht mehr 
auslöfen kann, weil fie bereits verkauft find, oder durch ben Verluſt des Geldes, 





*) Der Angeklagte hatte nämlich in feiner Nichtigkeitsbeſchwerde behauptet: Da 
dad Gerrit in feinen Motiven erklärt, man könne nicht wiffen, ob er die Gelder fi 
zugeeignet, und für ſich oder Andere verwendet habe, oder ob er fie bloß vorenthalte, 
— fo erlläre ed, daß weder für dad Eine noch für das Andere thatfächliche Umftände 
vorliegen, mithin der Thatbeftand der Beruntreuung nicht vorhanden fei. — Allein dad 
Gericht Hatte damit, wie die Motive des oberften Gerichtshofes bemerken, nur ausge⸗ 
fprochen, daß die Borenthaltung und dadurch begründete Beruntreuung auch dann 
dorliege, wenn gleich der Angeklagte die anvertraute Sache fi) zugeeignet, und darüber 
disponirt, folglich diefelbe nicht mehr in feiner Macht haben follte. 

11° 
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welches fie zur Auslöfung der Pfandfcheine und dann erft ber Effecten aufwen- 
ben müßte, was zufammen jedenfalld mehr als fünfzig Gulden beträgt, — ent- 
ftandene Schabe leicht erfolgen und kaum ausbleiben Tonnte (E. v. 14. Februar 
1855, ©. 3. Nr. 51)*). 

10. Bermöge des Colonenvertrages wird (in Dalmatien) das Grundftüd 
vom Eigenthümer dem Eolonen übergeben, ihm anvertraut und ihm die Pflicht 
auferlegt, Geld und Arbeit zur Fruchterzeugung aufzumenden und bie gewon- 
nenen Früchte mit dem Grundheren nach dem im Bertrage feftgeftellten Ber- 
bältniffe zu tbeilen. Allein hiedurch ift für den Grundherrn nur das perfün- 
liche Recht auf (Real-) Theilung ber Früchte und auf Uebergabe des feiner 
Quote entfprechenden Quantums begründet, fowie auf Sicherftellung diefes 
Anfpruches vor Berlufigefahr, Teineswegs aber eriftirt vor ber wirklichen 
Theilung für ihn ein Eigenthum an irgend welchem Theile der Nubungen; 
diefes erlangt er eben erft durch die Webergabe ber ald Herrengabe auszu⸗ 
fcheidenden Früchte. Bis dahin kann alfo fein Theil derfelben dem Colonen 
gegenüber als fremde Sache angefehen werben und es fehlt Demnach eine 
ber weſentlichen Vorausfeßungen der Veruntreuung (E. vom 5. März 1856, 
&. 3. Nr. 42). 

11. A. hatte zwei Stüd Rindvieh des B. im Werthe von 150 Gulden 
mit der Verpflichtung bei fich eingeftellt, fie zu füttern und feiner Zeit ald Mait- 
ochfen zu verfaufen; von dem Erlöfe follte zunächft jener Werthbetrag abge: 
zogen und B. zurüdbezahlt werden, der verbleibende Gewinn aber zu zwei 
Drittheilen dem A. und zu einem Drittel dem B. zufallen. N. verkaufte zuerft 
den einen Dchfen und bezahlte dem ®. die entfprechende Gapitals- und Gewinn- 
antheilsfumme. Später veräußerte er auch das andere Stüd, ließ aber ben B. 
mit feiner dießfälligen Forderung gänzlich unbefriedigt und entfernte fich von 
feinem bisherigen Wohnorte. Auf Grund der Ergebniffe der wegen dieſer offen: 
bar dolofen Handlungsweife eingeleiteten Specialunterfuchung wurde vom 
oberften Gerichtshofe auf Verſetzung in den Anklageſtand wegen bes Verbre⸗ 
chens der Beruntreuung erfannt, und zwar aus folgenden Gründen”): 


*) Der Angellagte hatte behauptet, die ihm zur Laft gelegte That enthalte nicht 
die Merkmale der Beruntreuung, weil die Möglichkeit und Gelegenheit noch immer 
offen ftand, die Sachen auszulöfen; im fchlimmften Kalle könne nur bezüglich jener 
Cffecten, welche bereit® verkauft find, eine Beruntreuung angenommen werden, die 
aber nur eine Mebertretung begründen würde, weil der Werth derjelben fünfzig Gulden 
nicht erreiche. 


») Dagegen hatte das Oberlandesgericht einen Ablaffungsbefchluß gefällt, weil 
der Verkauf des zweiten Ochſen eben fo wenig als jener des erften unter den Begriff 
der Beruntreuung falle, die Gontractöverlegung aber, welche in der allerdings dolofen 
Borentbaltung der dem B. aus dem Erlöfe gebührenden Summe liege, nur eine Civil⸗ 
lage des Beichädigten und keineswegs eine flrafrechtlihe Berantwortiichleit des A. 
begründen koͤnne. 
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„Durch Die Strafe, womit das Geſetz die Veruntreuung bedroht, will es 
den Mißbrauch des von einer Perfon in eine andere gefehten Bertrauens 
bintanhalten. Deßhalb erflärt $. 183, daß fich einer Veruntreuung fchulbig 
mache, wer immer eine ihm anvertraute Sache vorenthalte oder ſich zueigne, 
gleichviel aus welchem Grunde fie ihm anvertraut wurbe; bie Befchrän- 
fung des gefeßlichen Thatbeftandes auf gewiffe Yälle bes Anvertrauens ober 
gar auf den alleinigen des Depofitums in civilzechtlicher Bedeutung widerſtreitet 
bem wahren Sinne jener Beſtimmung. Bei ber Viehverftellung (contractus 
socidae) behält der Beſteller das Eigenthum an dem Vieh; ber Einfteller über- 
nimmt die Wartung und Fütterung deöfelben, und erhält dafür Anfpruch auf 
einen beſtimmten Antheil an dem bezielten eventuellen Nuten, keineswegs 
aber das Recht, nach Willkür mit dem eingeftellten Vieh zu verfügen. Wenn 
nun der Einfteller, dieſem Vertragsverhältniffe zuwider, das Vieh in der Abficht 
verlauft, um den Erlös ganz für fich zu behalten und diefe Abficht auch ver- 
wirficht, fo liegt in feinem Handeln offenbar eine auf böfem Vorſatze beru- 
hende Zueignung bed Viehes als einer ihm anvertrauten fremden Sache, und 
fein Anfpruch auf einen Theil des Erlöfes, d. i. auf ben Werth des ihm gebüh- 
senden Sewinnantheiled, befreit ihn jo wenig von ben ftrafrechtlichen Folgen 
feiner That, ald den treulofen Verwahrer einer Sache das Recht auf den für 
bie Verwahrung allenfalls ihm zugeficherten Lohn” (E. vom 14. October 1856, 
G. 3. 1857, Nr. 53) *). 


B. Die im $. 177 enthaltene Beflimmung findet auf die Mit- 
fhuld an der Beruntreuung feine Anwendung. 


12. Der Angellagte hatte ben M. vorfäblich veranlagt, bie ihm als Bür- 
germeifter, folglich vermöge feines öffentlichen Amtes anvertrauten Gelder, im 
Betrage von 30 Gulden, fich zuzueignen, um damit feine Privatfchuld-an ihn 
abzutragen. 

Nach der Anficht des oberiten Gerichtshofes hat er fich dadurch ber Ver⸗ 
untreuung al8 Berbrechen mitfchuldig gemacht: „Die von dem Landesgerichte 
zur Begründung feines Urtheiled, wodurch der Angeflagte an der Veruntreuung 
nur als Webertretung mitjchuldig erfannt wurde, berufenen 88. 186 lit. a 
und 177 koͤnnen auf vorliegenden Kal nicht angewendet werden, weil erfterer 
nur von ber Theilnehinung an der Beruntreuung, und Teßterer nur vom Dieb» 
ftahle, keiner daher von ber hier fraglichen Mitfchuld an einer VBerun- 
treuung handelt. Ebenſo Tann deßhalb allein, weil ber Geſetzgeber ben 
Diebftahl und die Veruntreuung in bemfelben Gapitel behandelt und beibe 
Verbrechen, auch was die Straflofigkeit Durch eingetretene thätige Reue betrifft, 


*) Auch in einem früheren ganz ähnlichen Falle war vom oberften Gerichtähofe 
aus den nämlichen Gründen ein Strafurtheil gefällt worden (E. vom 30. September 
1856, ©. 3. 1857, Nr. 53). 
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ganz gleichgehalten bat, noch nicht angenommen werden, daß bie gefetliche 
Beitimmung binfichlich der Mitfchuld an dem, Tediglich aus der perfünlichen 
Eigenschaft bes Thaͤters ſich zum Verbrechen geftaltenden Diebftable auch auf 
die Mitfchuld an einer gleichgearteten Veruntreuung anzuwenden fei, weil zu 
diefer Annahme alle pofitive nähere Andeutung im Strafgefege mangelt, und 
daher vielmehr vorausgefeßt werden muß, daß der Geſetzgeber die erwähnte 
Beſtimmung auch auf die Mitſchuld an einer Beruntreuung nicht ausdehnen 
wollte, da derfelbe ſich font über eine folche fo nahe gelegene Auslegung näher 
ausgefprochen haben würde" (E. vom 31. Mai 1854, ©. 3. Nr. 82)*). 


C. Gränzlinie zwiſchen Beruntreuung und Diebftapl. 


13. Um das Anvertrauen einer beweglichen Sache in der Weife zu 
begründen, daß durch deren Zueignung nur eine Beruntreuung (— fein Dieb- 
ſtahl —) begangen werde, muß eine Art Mebergabe zur Sewahrfame 
eintreten. Nicht ein allgemeines Vertrauen, fondern ein fpeclelled Anver 
trauen; nicht die in jeder Hausgenoffenfchaft unvermetdliche Zugänglichkeit; 
nicht die Dispoftitionsmöglichkeit oder bie Berechtigung zu einem beftimmten 
Gebrauche oder zu einer befonderen Verfügung kann das hier geforderte Ver⸗ 
hältniß des Anvertrauend, der Gewahrſame ($. 957 bes a. b. G. 3.) begrün- 
ben (&. vom 10. Juni 1851, ©. 3. Nr. 149) *”). 


*) Die entgegengefepte Anfiht vertheidiget Hye a. a. O. ©. 246 in der An- 
mertung. — Zur Begründung der Anficht des oberften Gerichtshofes ließe fich vielleicht 
auch anführen, daß es in der That gar feinen Fall gibt, in welchem die Verun⸗ 
treuung lediglich aus der ECigenfhaft des Thäterd zum Verbrechen würde. Denn 
im alle des 8. 181 wird fie nach der ausdrüdlichen Erklärung der Randrubrit „aus 
der Befhaffenheit der That”, nicht aus der Eigenfhaft des Thäters, und 
nicht deßhalb zum Verbrechen, weil der Thäter ein Staatd- oder Gemeinde 
beamter war, fondern weil er ein ihm vermöge feines Amtes oder befonderen 
obrigkeitlichen Auftrages (wodurch doch gewiß an feiner perfönlihen Eigenfchaft nichts 
geändert wird) anvertrauted Gut veruntreute.e — Bei diefer Auffaffung würde es 
erflärbar, warum das Gefeh die Negel ded 8. 177 nur bezüglich ded Diebflahles, 
und warum es dieſelbe nicht erft nach Behandlung der Beruntreuung, gemeinfchaft 
lich für diefe und für den Diebſtahl aufgeftellt hat. Nach derfelben würde ferner auch 
der betreffende befchräntende Beifag im $. 186 lit. a fih nur auf die Theilnehmung 
am Diebftahle beziehen, fo wie er wirklich ſchon früher nad dem Hofdecret vom 
7. December 1841 (J. ©. ©. Nr. 576) und dann durch Allerhöchſte Entſchließung 
vom 10. Zuli 1843 nur in Beziehung auf den Diebftahl zu gelten hatte. Xepterem 
Geſetze aber entfpriht genau der 8. 177, fo wie dem erfteren der erwähnte Zufaß im 
8§. 186 lit. a. 


) Eine ausführlihe Begründung dieſer Anficht enthält Jenull's Auffap: 
„Ueber den Unterfhied zwifhen Hausdiebftahl und Beruntreuung”, in 
Pratobevera's Materialien, II. Bd. ©. 205, 
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Aus diefer Motivirung wurde ber oben bei 8. 171 unter 13. angeführte 
Grundſatz über die Behandlung der von Handlungsdienern an Berfaufsartifeln 
aus dem Gewölbe ihres Handelsherrn verübten Entwenbungen abgeleitet; und 
mit fperieller Anwendung auf ben damals vorgelegenen Fall bemerkt: „Der 
Angellagte” (ber zu dem Verlaufe der Waare für ben Handelsmann, oder zur 
eigenen Abnahme derfelben gegen Bezahlung ober Meldung und Eintragung 
in die Strazze berechtiget war) „hatte nicht Die Verpflichtung ber Verwahrung 
„und die Berechtigung, die Waare auch in feinem Zimmer einzufchließen; er 
„ließ dieſelbe heimlich dorthin, in ber Abficht,, fich felbe zugueignen, enttra- 
„gen; er entzog fie alfo dem unbezweifelt im fortbauernden Befige ber Waaren 
„im Verlaufsgemölbe befindlichen Kaufber. Die Zueignung tft das ge⸗ 
„meinfchaftlide Kriterium ber VBeruntreuung und bes Diebſtahls; 
„jene nothwendig vorhergehende Entziehung charakterifirt aber 
„den Diebftahl." 

14. Dagegen wurbe bezüglich der von einem Handlungsdiener für den 
Waarenverlauf eingenommenen Loſungsgelder ausgeiprochen, daß fie vor 
der Erlegung in die Ladencaffe allerdings als ein dem Kaufmanns⸗ 
biener anvertrautes Gut anzufehen find, deffen Zueignung feinen Dieb- 
ftahl, fondern eine Beruntreuung begründe (E. vom 31. März 1853, ©. 3. 
Hr. 55). 

15. Mit &. vom 5. December 1854 (©. 3. 1855, Nr. 23) wurde der in 
ber &. vom 10. Juni 1851 über ben Unterfchied zwifchen Diebftahl und Ver 
untreuung und rüdfichtlich iiber ben Begriff des zur Veruntreuung erforderlichen 
„Anvertrauens” aufgeftellte Grundſatz ausbrüdlich berufen und mit der de 
merkung wiederholt, daß derfelbe ſchon vorbem von Theorie und Praris 
eingehalten, auch feither in vielen Entfcheidungen wiederholt ausgefprochen 
und ſtets unverändert feftgehalten worben fei. 

In Anwendung dieſes Grundfages wurbe erflärt, daß Fuhrknechte, 
welche Wolle, die ihren Dienftgebern (Krächtern) zur Verfrachtung über- 
geben worden war, und deren Verführung ihnen zu beforgen gblag, entwen- 
beten, fih dadurch allerdings eines Diebftahles fchuldig gemacht haben. 
Denn die Wolle war ihnen weder zum Sebrauche, noch zur Verwahrung, noch 
zu einer anderen willfürlichen Verfügung anvertraut worden, fie hatten nur 
den Auftrag diefe Wolle von einem beitimmten Orte an den anbern zu über- 
führen, d. h. eine genau beftimmte, in ihren gewöhnlichen Berufspflichten als 
Fuhrknechte gelegene Dienftleiftung vorzunehmen; bie Wolle ift ſtets, felbft 
während des Transportes, in dem Befibe ber Eigenthümer geblieben, 
und erſt Durch den Act ber unberechtigten Veräußerung um des eigenen Vor⸗ 
theils willen von den Fuhrknechten aus dem Beſitze ber Eigenthümer 
entzogen worden; bdiefe Thathandlung wurde alfo ganz richtig ald Dieb- 
ftahl erflärt”). 


*) ©. die Anmerkung ”) auf S. 168. 
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16. Ein Kahrbote (iramessiere) erhielt von B. drei verfiegelte Geldbriefe 
mit dem Auftrage, fie dem an einem anderen Orte wohnhaften Abdreffaten zu 
überbringen und einzuhändigen. Er öffnete jedoch eigenmächtig die Briefe, 
nahm den größeren Theil des Geldes (fieben und neunzig Gulden) heraus und 
behielt ihn für ſich. 

Der Gerichtshof erſter Inſtanz erflärte die Handlungsweife als Dieb- 
ſtahl, weil kein fpecielled Anvertrauen, feine Mebergabe zur Ge— 
wahrfame ftattgefunden habe, Indem folche in dem Auftrage die Geldbriefe 
an ihren Beftimmungsort zu bringen und dort zu übergeben, nicht liege, und 
weil Daher die Zueignung des Geldes um fo weniger ald Veruntreuung behan- 
delt werben könne, als es in verfiegelten Briefen eingefchloflen, und ber Thäter 
nicht ermächtiget war, die Briefe zu öffnen. 


Das Oberlandeögericht und der oberjte Gerichtshof nahmen jedoch nur 
Deruntreuung als vorhanden an, und zwar leßterer in der Erwägung, „daß B. 
dem Befchuldigten die Geldbriefe zur Meberbringung an den Ort ihrer Beftim«- 
mung und mit dem Vertrauen auf die ihm namentlich in der Eigenfchaft eines 
Fahrboten zugemuthete Treue in bie Gewahrſame übergeben babe, 
fomit das Geld zweifellos als ein ihm anvertrautes Gut zu betrachten fei, 
deſſen Vorenthaltung oder Zueignung ſich als Veruntreuung im Sinne bes 
8. 183 und nicht als Diebftahl nach 8. 171 darftelle” (E. vom 3. Juni 1856, 
©. 3. Nr. 108). 


17. A., welcher von B. zur Reinigung der Kleider und zur Beforgung 
Heiner Aufträge gegen einen Monatlohn von acht Lire in Dienft genommen 
worden war, unterfchlug bald nach dem Antritte des Dienftes bie Wäfche, 
die ihm fein Dienftgeber zu dem Ende übergeben hatte, damit er fie ber bie 
Reinigung derfelben beforgenden Berfon überbringe. 


Der oberfte Gerichtshof erflärte die That als Veruntreuung und zwar 
in ber Erwägung, daß die Wäfche, die der Angellagte übernahm, um fie reini- 
gen zu laffen, allerdings ein ihm zu dieſem beitimmten Zwecke anvertrautes 
Gut war, in deſſen Beſitz er demnach nicht ohne Wiffen und Einwilligung bes 
Eigenthümers der Wäfche gefommen ift, daß alfo im gegenwärtigen Falle 
die gefeßlichen Erforderniffe der VBeruntreuung zufammentreffen die bes Dieb» 
itahles aber mangeln (E. vom 26. Auguft 1856, ©. 3. Nr. 104) *). 


*) Der oberfte Gerichtshof ging bei den unter 16. und 17. angeführten Ent- 
fheidungen offenbar von einer anderen Rechtsanſicht aus, als bei der früheren vom 
5. December 1854 (oben unter 15.). Und ohne Zweifel ift die den fpäteren Gntfchei- 
dungen zu Grunde liegende Auffaffung diejenige, welche der Natur ber Sache im 
höheren Grade entfpricht. Denn der Zurechnung eined Diebftahles fleht in allen drei 
Fällen der Umftand entgegen, daß das Frachtftü (dad Geld, die Wäſche) nicht erfl 
durch die Zueignung aus dem Befibe des Beſchädigten (im Sinne des $. 171) 
entzogen worden ifl. 
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18. Der Angellagte (ein herrfchaftlicher Jäger) hatte dem B. und Sch. 
vorläufig zugeftanden, daß fie fich einige Fichten aus dem unter feiner Aufficht 
Rehenden Waldantheile zueignen, fich im Boraus fiber feinen Gewinnantheil 
verfändiget und fich diefen auch zugewendet; er hatte ihnen ferner die Zeit 
zur Ausführung der That bekannt gegeben und zu deren ficherer Vollſtreckung 
durch abjichtliche Bernachläfftgung der ihm obliegenden Bewachung des Wald⸗ 
ſtandes beigetragen. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte mit &. vom 16. Auguft 1854 (©. 8. 
Nr. 124), bag diefe Handlungsmweife allerdings Mitfhuld am Diebftahle 
begründe, und nicht al8 bie minder verpönte Veruntreuung angeſehen wer- 
den könne; denn daraus, daß der Waldantheil feiner Obhut anvertraut war, 
folge nur, daß er davon jede Schabenszufügung fern zu halten hotte; auch ſetze 
bie Beruntreuung voraus, daß eine Art von Uebergabe zur Gewahr 
fame ftattgefunden, und daß fich daher der Thäter in bem Beſitze 
der anvertrauten Sache befunden habe, was fih in dem vorliegenden 
Kalle nicht fagen läßt, da bie Herrfchaft fortan im Beſitze der im Walde befind» 
lichen Stämme geblieben ift°). 

19. Der Angellagte bat geftanden, aus dem ihm zur Aufficht als Heger 
anvertrauten Walde vier Kieferflöße fich zugeeignet zu haben. — Die wahr- 
Icheinlich aus feinem Dienftverhältniffe als Waldheger hergeholte Behauptung, 
bag ihm die Zueignung biefer vier Holzflöbe nur als Veruntreuung zu« 
zurechnen fei, entfällt bei der Erwägung, daß ihm wohl die Aufficht über den 
Wald übertragen, wie aber aus den eidlichen Ausfagen bes Forſtmeiſters und 
des Förfters hervorgeht, zwar das Klafterholz zum Verlaufe an Parteien 
anvertraut war, ein ähnliches Anvertrauen aber bei dem Bau⸗ und Geräthe- 
bolze, wozu auch die Klöße gehören, nicht ftattfand, über welch' letzteres er 
ohne forftämtliche Anwetfung nicht verfügen burfte, fondern es nur fo wie 
das noch am Stamme befindliche Holz zu überwachen hatte. — Es fehlen 
fomit die Kriterien des Anvertrauens im Einne des 8. 181, die That wurbe 
vielmehr ganz richtig als Diebftahl bezeichnet (E. vom 25. September 1855, 
®. 3. Nr. 130). 


D. Gränzlinie zwifhen Veruntreuung und Betrug. 


20. Bon einer Beruntreuung kann Dort Feine Rebe fein, wo das Anver⸗ 
trauen der Sache felbft nur durch vorausgegangene liſtige Vorfpiegelungen 
erjchlichen, Die Sache daher Durch betrügerifche Täufchung entlodt 
wurde, ohne welche das Anvertrauen derfelben nicht gefchehen wäre, mit ber 
vorgefaßten Abficht, das anvertraute Gut für fich zu verwenden und ben Eigen- 
thümer hiedurch an feinem Vermögen zu befchädigen (E. vom 1. Juli 1852, 


) ©. aud einen ähnlihen von Weffely mitgetheilten Rechtsfall in der Zeit- 
ſchrift 1833, IL ©. 321. 
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®. 3. Nr. 119). — Bon benfelden Grundfägen wurde auch bei zwei am 
7. Jänner 1853 gefälten Entfcheidungen ausgegangen, und zwar bei einer 
berfelben fpeciell mit Beziehung auf den Kal, wenn die gepfänbeten 
Effeeten nicht dem Schuldner anvertraut, fondern von ihn dem gerichtlich 
beftellten Obforger und Berwahrer auf eine liftige Art in betrügerifcher Abficht 
entlodt wurden (©. 3. Nr. 42). 


8. 181. 


Bernutrenung an den vermöge eined Amtes oder beionderen obrigkeitlichen Anf⸗ 
trages anvertranten Saden. 


1. Mit ber &. vom 1. Juli 1852 wurde über eine zur Wahrung Des 
Geſetzes ergriffene Nichtigkeitäbefchwerde ausgefprochen, daß die That des 
Franz M. — welcher aus den ihm als Afpiranten einer E. k. Poftdirection 
anvertrauten mit Geld befchwerten Briefen durch Erbrechung derfelben und 
Ablöfung der Briefmarken eine Summe von mehr ald 300 Gulden fich zuge: 
eignet hatte, — als Amtliche Veruntreuung zu behandeln war. 

Der oberfte Gerichtshof ging dabei von den Grundfähen aus: daß M., 
wenn er auch in Bezug auf Amtsvorzüge nicht zur Kategorie wirklicher Beam⸗ 
ten im engeren Sinne gehöre, doch bezüglich feines Verhaltens im Amte ein 
Beamteter und in ber Verpflichtung eines öffentlichen Amtes war, und mehr 
von dem Geſetze nicht gefordert werde’); — es fönne ferner nicht mit Grund 
bezweifelt werden, daß die Briefpoftdienftleiftung ein öffentliches Amt fei; — 
es fei bei der ämtlichen Beruntreuung ebenfomwenig ald beim Mißbrauche der 
Amtsgewalt zum Erforderniſſe gemacht, daß die Verpflichtung des Thäterd im 
Amte in einer Eidesleiftung zu beftehen habe; — und wenn ein Individuum, 
welches nicht in Die Kategorie der Beamten im engeren Sinne gehört, Dennoch 
das Verbrechen des Mißbrauches der Amtsgewalt begehen fann”*), fo fei weder 
nach dem Wortlaute noch nach dem Grunde des Geſetzes abzufehen, warum 
dasfelbe nicht auch wegen ämtlicher Veruntreuung follte verurtheilt werben 
fönnen, falle es einen Amtsmißbrauch begeht, welcher jedoch nad 


*) Das Landesgericht hatte aus der Stelle des Angelobungäprotofolled, worin es 
hieß: „Ihre Stellung in diefer Eigenfhaft (ald Afpirant des Poftamted ©.) ift zwar 
nicht die eines öffentlichen 1. f. Beamten. Sie follen fih aber“ u. |. f. — 
abzuleiten geſucht, daß M. kein Beamter beim Poftamte gemwefen fei. Allein ed hieß in 
eben diefem Protokolle weiter: „Um Ihnen die Mittel hiezu (zur Ablegung der Pofl- 
prüfung) zu bieten, ift ed unvermeidlich, Sie an allen Geſchäften des biefigen Poſtamtes 
theilnchmen zu laffen, und Sie übernehmen folgerichtig auch alle Verpflichtungen eines 
ffentlihen Bedienfteten, fowohl dem Staate, wie Ihren Vorgefebten und dem Publi« 
cum gegenüber.‘ 

**) Dieß ſchien nämlich, wie die Entfcheidungsgründe bemerfen, nach dem (— in 
den 8. 101 des Strafgefepes vom J. 1852 übergegangenen —) Hofdecrete v. 9. Ro» 
vember 1816 auch beim Landesgerichte nicht bezweifelt worden zu fein. 
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dem Geſetze nicht als ſolcher, ſondern als Veruntreuung zu bezeich— 
nen iſt (G. Z. Nr. 117 vom J. 1852). 

2. Ebenſo wurde in einem anderen Falle mit E. von 28. Jänner 1853 
(®. 3. Nr. 52) ebenfalls gegen die Anficht des betreffenden Landesgerichtes 
ausgefprochen,, e8 könne um fo minder bezweifelt werden, daß ber Angeflagte 
als Pofterpeditor bei dem. f. Poſtamte in N. ein Beamter im weiteren 
Sinne oder ein öffentlicher Bedienfteter war, als feine Stellung als Pofterpe- 
ditor in einem öffentlichen k.k. Boftamte fowohl das Vertrauen bes Publicums 
als auch der Staatöverwaltung in Anfpruch nimmt, und feine poftämtliche 
Manipulirung und Ausfertigung der Recepifie fomohl dem Nerar als den 
Parteien gegenüber vollen Glauben verbienen; wenn er auch, fo weit es fich 
um Schadenerfak handelt, unmittelbar nur dem Poftmeifter und dieſer 
dem Aerar verantwortlich ift. 

3. Die bei der Verfabanftalt in Padua Angeftellten verfehen zwar als 
folche weder ein Staats- noch ein Gemeindeamt”), fie find aber, weil von ber 
Landesftelle ernanntund durch Eid verpflichtet, in ihren Dienftver- 
richtungen gleichwohl als Perfonen anzufehen, welche vermöge eines befon- 
beren von der Staatsbehörde ertheilten, d. i. vermöge eines öffent- 
lichen obrigfeitlichen Auftrages handeln, wodurch die Beruntreuungen, 
deren fie fich im Dienfte gegen die Leihanftalt fchuldig machen, den Charafter 
ämtlicher Veruntreuungen im Sinne des 8. 181 erhalten (E. vom 3. December 
1856, &. 3. 1857, Nr. 16). 

4. Mit &. vom 27. Mat 1857 (G. 3. Nr. 102) wurde die Anficht eines 
Oberlanbesgerichtes gebilligt, wornach die That eines Rottocolleetanten, ber 
die von ihm eingenommenen Spieleinfäße unterfchlägt, unter bie Beftimmung 
bes 8. 181 fällt”). 


$. 182. 
Strafe der Veruntrenung im Amte. 
Sm $. 182 find für den Kal, daß die Veruntreuung hundert Gulden 
überfteigt, zwei Straffäte beftimmt. Da das Gefeb die Graͤnze nicht beftimmt, 


) Die Delegation hatte über die Verhältniffe der Anftalt die Auskunft gege⸗ 
ben, fie fei weder ein Staatd- noch ein Gemeindeinſtitut, fondern habe eine eigene 
Berfaffung, vermöge welcher fie ihre Angelegenheiten unabhängig won der Gemeinde- 
behörde, wiewohl unter dem Schuge und der Aufficht der Staatöbehörden verwalte, 
die bei diefer Körperfchaft Ungeftellten feien daher als foldhe nicht Staate- oder Ge 
meindes, fondern bloß Privatbeante. 

») Das Oberlandesgericht identificirte nämlich die Begriffe: Staatsbchörde 
und Obrigfeit (im Sinne des 8. 181) und betrachtete deßhalb den im der Kicenz 
der Lottodirection und der (dem Angeklagten gleichzeitig ertheilten) Inſtruction Tiegen- 
den Auftrag, die nad Abrechnung der Provifion und der ausgezahlten Gewinnſte ver- 
bleibende Sefälldeinnahme nach jeder Ziehung der Lottocaffe einzuliefern, als einen 
obrigfeitlichen. 
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wann der höchfte Straffab von zehn bis zwanzig Jahren einzutreten habe, ſo 
folgt, daß es lediglich der Beurtheilung des Richters anheimgeftellt ift, ob ber 
zugefügte Schade und die vorhandenen Erfchwerungsumftände von der Art 
feien, daß der mittlere Straffab von fünf bis zehn Jahren, oder aber der 
höcdhite Straffab von zehn bis zwanzig Jahren ſchweren Kerkers einzutreten 
habe (E. vom 4. Auguft 1853, ©. 3. Nr. 106). 


$. 183. 


Deruntrenunug an gepfändeten und in der Verwahrung des Schuldners belaflenen 
Sadıen. 


G. hatte zur Befriedigung ausftehender Pachtgelder gegen feinen Pächter 
P. die Mobilarpfändung und die Sequeftration der ftehenden und der abges 
fonderten Früchte der mit Kukurutz bebauten Pachtfelder, ſowie bie Aufitellung 
eined Sequeſters angefucht und erwirkt. Der Schuldner P., durch die Noth 
feiner Familie hiezu beftimmt, fchnitt gegen ben ausgefprochenen Willen bes 
Glaͤubigers zur Nachtzeit heimlich eine nicht unbeträchtliche Dienge von noch 
nicht volllommen reifem Maid ab, und verbarg ihn einftweilen in der Hütte 
eines Bekannten, wo felber entdeckt wurbe. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf die Qualification der That ald Dieb» 
ſt ahl aus dem Grunde, weil bie ftehende Frucht auf bem Pachtgute durch bie 
Sequeitration allein nicht aufgehört hatte, ein Gegenſtand bes Beſitzes bes 
Pächters nach der gewöhnlichen Auffaffung dieſes Begriffes zu fein. Da jedoch 
die Frucht vom Gläubiger gepfändet und ungeachtet ber Beichlagnahme und 
der Aufftellung eines Sequefters in Verwahrung des Schuldners belaffen 
wurde, mithin nach der ausdbrüdlichen Beitimmung des letzten Abfabes des 
8. 183 als ein dem Schuldner anvertrautes Gut „zu betrachten“ mar, obſchon 
ein Anvertrauen berfelben nicht jtattfand *), fo erkannte der oberfte Gerichtshof 
(ohne die Geſetzesanalogie zu Hilfe nehmen zu müffen) in der Handlungsweife 
bes Beichuldigten ben Thatbeftand einer Beruntreuung (E. vom 3. Februar 
1857, ©. 3. Nr. 51) **). 

Siehe auch die bei den SS. 181—184 unter 20. angeführte E. vom 
7. Sänner 1853. 


) Daß Oberlandesgericht hatte nämlich auch die Qualification als Veruntreu⸗ 
ung ausgefchloffen und in der That lediglih eine durch die Eivilflage zu verfolgende 
Nechtöverlegung erfannt, weil die ſtehende Frucht nicht dem Befchuldigten, fondern 
einer dritten Perfon anvertraut war, mithin in feiner Handlung keineswegs bie firaf- 
bare Verlegung eines ihm gefchenkten Bertrauend liege, — und weil hier, wo ed ſich 
um eine Frage ded Strafrehteö handle, von einer analogen Anwendung des zweiten 
Abſatzes des 8. 183 nicht die Rede fein könne. 

*) Ein ganz ähnlicher Kal wurde in gleicher Weife am 24. Februar 1857 
(8. 3. Nr. 51) entfchieden. — Die erfte Inftanz hatte in beiden Fällen Diebſtahl 
ald vorhanden angenommen. 
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8. 184. 
Berechnung des Betrageö der Veruntreuung. 


A. Wenn der Schuldner gepfändete und in ſeiner Verwahrung 
belaſſene Sachen veruntreut hat. 


Wenn fich der Schuldner die gepfändeten, aber in feiner Verwahrung 
gelaflenen Sachen zueignet, fo kann zur Beitimmung der verbrecherifchen Gigen- 
Schaft der Veruntreuung und des anwendbaren Straffabes nur ber Werth 
biefer Segenitände ſelbſt, keineswegs aber jene Summe angenom- 
men werben, zuderen Dedung das veruntreute Pfandſtück bienen 
follte. Denn die vom Geſetze aufgeitellten Werthbeträge (von mehr als 
50 und rüdfichtlih von mehr ald 300 ®ulden) beziehen fich nach dem Maren 
Wortlaute auf das anvertraute Gut felbit; — es fommt ferner bei der Verun⸗ 
treuung offenbar nicht Darauf an, wer bie Sache anvertraut bat, fondern welche 
anvertraute Sache veruntreut wurde; — es tft endlich Feineswegs im Geſetze 
angedeutet, Daß bie gedachten Sachen nur rüdfichtlich jenes Korberungsbetrages 
als anvertraut angefehen werben follen,, der hierin feine Deckung findet, was 
um fo weniger in ber Abficht des Geſetzes gelegen fein fonnte, als fich vor ber 
gerichtlichen Veräußerung ber Pfandobjecte nicht beitimmen läßt, welcher Be⸗ 
trag der Korderung aus denfelben eine — finden werde (E. vom 15. Juli 
1852, ©. 3. Nr. 120). 


B. Benn die Beruntreuung durch Berpfändung anvertrauter 
Sahen begangen wurde. 


Schon in einem früheren Falle, wo anvertraute Wäfche im Gefammt« 
werthe von 340 Gulden un 98 Qulben verfeßt worben war, wurde mit E. vom 
14. Anguft 1851 (G. 3. Nr. 209) der höhere Straffab des $. 184 als unan⸗ 
wendbar erflärt. Aus den Entjcheidungsgründen ließ fich jedoch nicht mit 
Beitimmtheit entnehmen, ob ber oberite ©erichtöhof die von den unteren Ge⸗ 
richten angewendete Berechnungsart des veruntreuten Betrages als die richtige 
anerkannt, oder ihre Entſcheidung bloß aus dem Grunde beitätiget habe, weil 
er die Fragen: welcher Betrag ift veruntreut worden, und auf welchen bie Ab⸗ 
ficht gerichtet gemefen, als thatfäcliche anfah, deren Erörterung ihm nad) 
ber Strafproceßordnung vom 17. Jänner 1850 nicht zufam. 

Allein aus zwei fpäteren Entjcheibungen geht mit Beſtimmtheit bie 
Hechtsanficht bes oberften Gerichtshofes hervor, daß bei ber Strafbenef- 
fung wegen unbefugter Verpfändung anvertrauter Sachen nicht 
Der Werth der veruntrenuten Sache felbft, die fich der Thäter nicht 
zueignete, fondern nurjener Betrag in Anſchlag gebracht werben 
Tönne, für welchen die Berpfändung geichah, und durch deſſen Er- 
Tag der Eigenthümer bie Sache wieder erlangen fann. 
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In dem einen Kalle hatte der Angellagte anvertraute Uhren im Werthe 
von 457 Gulden, um 223 Qulden verfebt. Der oberfte Gerichtshof erklärte mit 
E. vom 7. Juni 1854 (©. 3. Nr. 90), daß die Veruntreuung den Betrag von 
breihundert Gulden, welcher nach dem $. 184 den Straffaß des fchweren Ker- 
kers von Einem bis zu fünf Jahren herbeiführt, nicht erreicht habe und zwar 
aus nachftehenden Gründen: 

„Der Angellagte hat zwar Dadurch, daß er die ihren verfebt bat, fich die 
Rechte eines Eigenthümers angemaßt und eine eigenmächtige, orbnungswidrige 
Handlung unternommen, doch kann diefe nicht al8 eine Zueignung der Uhren 
betrachtet werden”. 


„Die Uhren waren in dem von bem Angeflagten erwähnten Verfaßanıte 
deponirt und wirklich vorhanden; — der Angeflagte befand fi im Beſitze 
ber Verfaßzettel, die er jederzeit den Eigenthümern zur Dispofition ftellen 
konnte, und bei Entbedung feines ordnungswibdrigen Benehmens auch wirklich 
geitellt hat, wodurch er und bie Eigenthümer in der Lage waren, die Uhren 
gegen Erlag des von ihm hierauf entlehnten Betrages einzulöfen und zurüd 
zu erhalten, daher die Eigenthümer Teineswegs die Uhren oder deren Werth, 
fondern nur jenen Betrag verlieren konnten, ben ber Angeklagte unter Ber: 
pfändung berfelben entlehnt hat.“ 


„Bei diefen obmwaltenden Verhältniffen und da das Landesgericht in 
Bezug auf den zum fubjectiven Theile des Thatbeſtandes gehörigen böfen 
Vorſatz ausfpricht, daß der Angellagte fih bloß ben entlehnten Betrag 
sumenden wollte, kann nicht Der ganze Werth der übren, fondern 
nur jenerTheilbetrag Desfelbenals veruntreut angefehen werben, 
welchen ber Angellagteald Darlehen hierauf entnommen bat, und 
welchen die Beihäbdigten, um zum Befiße der im Depoſite befind- 
lichen Uhren zu gelangen verwenden mußten”. 


Die zweite Enticheidung aber erging am 21. Juli 1856 (©. 3. Nr. 111) 
und lautet, wie folgt: „Die im $. 183 nebft der Unterfchlagung geforderte böfe 
Abficht des Thäters muß darauf gerichtet fein, entweder ben Eigenthümer 
bes anvertrauten Gutes außer Stand zu feßen, daß er mit demfelben verfügen 
koͤnne, oderihn um ben Vermögensmwerth des Gutes zu bringen. indem nun 
der Angellagte die ihın zum Verkaufe anverirauten Waaren anftatt deſſen ver: 
feßte,, hinterher aber dem Eigenthümer aus freien Stüden die Pfandfcheine 
übergab und ihm fo bie Einlöfung ber verpfändeten Sachen ermöglichte, bat 
er demfelben nicht bie Verfügung über fein But entzogen, fondern ihn vielmehr 
nur um bie zur Wiedereinlöfung nötbige Summe, alfo um einen Theilwerth 
berfelben gebracht. Es fällt folglich nur dieſer Theil» und nicht ber volle Werth 
der verſetzten Waaren in ben Thatbeftand der Veruntreuung, zumal ba bie 
Etrafbarkeit der That vollends erlofchen gewefen wäre, wenn ber Thäter dem 
Eigenthümer vor ber gerichtlichen Anzeige nebſt den Verſatzſcheinen auch noch 
bie zur Einlöjung nöthige Summe übergeben hätte". 
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8. 185. 
Theiluehmung am Diebftahle oder der VBeruntreuung. 


Begriff der Theilnehmung. 

1. Die Anficht, daß zur Diebftahlstheilnehmung ein vorläufiges Ein— 
verftändniß mit bem Entwender erforderlich fei, ift nicht richtig. Denn ber 
8. 5 betrifft nur jene Theilnehmer, welche im vorläufigen Einverftändniffe mit 
dem Thaͤter gehandelt haben, während 8. 6 von ben Theilnchmern ohne vor- 
läufige8 Ginverftändnig handelt, die durch ihre Thätigkeit nicht desſelben Ver⸗ 
brechens wie der Thäter, fondern eines andern im Geſetze beſonders beftimm- 
ten fchuldig werden. Diefe befonderen gefeßlichen Beitimmungen für den Kal 
des Diebftahles enthalten die 88. 185, 186, und die 88. 460—464. Der Dieb: 
ſtahlshehler ohne vorläufiges Einverftändniß mit dem Thäter iſt baher auch 
nicht des Diebftahles ſelbſt, fondern der Theilnehmung fehuldig. Daß zur 
Theilnehmung nach den 88. 185 und 464 fein vorläufiges Einverftändnig mit 
dem Thäter erfordert werde, fondern daß es genüge, wenn ber nach dieſem 
Paragraphe zu Behandelnde gemußt hat, das an ſich zu bringende und 
an fih gebrachte ®ut fei geftoblen oder veruntreut, zeigt die klare 
Beitimmung des analogen $. 196, und daß der Hehler nicht nach den 88. 473 
bis 476 wegen Anfichbringung bloß verdächtigen Gutes behandelt werben 
fönne, folgt auch daraus, daß der Zweck biefer Gefeßesftellen als einer Prä- 
ventivmaßregel, Hintanhaltung der Fahrläffigkeit beim Verkehre Verdacht 
erregender Gegenſtände ift; von jenem aber, der eine Sache an fich bringt, von 
ber er weiß, daß fie geftohlen, geraubt oder veruntrent ijt, nicht mehr gejagt 
werben kann, daß er bloß culpos gehandelt habe, da er ja abfichtlich eine 
derlei Sache an fich brachte (E. vom 15. März 1854, ©. 3. Nr. 58). 


2. H. hatte behauptet, e8 Itege in der ihm zur Laſt fallenden That keine 
Theilnehmung im Sinne des Geſetzes, weil er den von feiner Gattin entwen- 
beten Schmud nicht verhehlt, verhandelt oder an fich gebracht, fondern nur 
einen Theil des baranf entlehnten Geldbetrages für fich verwendet habe. — 
Der oberfte Gerichtshof erflärte jedoch mit Rückſicht auf den $. 6 diefe Be- 
bauptung für völlig ungegrünbet, denn da das Geſetz überhaupt Denjenigen 
als Theilnehmer bezeichnet, welcher von dem ihm bekannt gewordenen Ber: 
brechen Gewinn und Vortheil 309g, diefer Hauptbegriff ber Theilnehmung aber 
bei allen Verbrechen gelte, fo fünne H. durch den Vorwand, daß er nicht Die 
geitohlene Sache, fondern das darauf entlehnte Gelb verwendet habe, nicht 
ftraflo8 werden (&. vom 30. Mai 1855, ©. 3. Nr. 82)*). 





*) Dagegen läßt fich jedoch einwenden, daß 8. 6 feine wahrhaft difpofitive 
Norm enthalte, und nicht fo wie 8. 5 einen für alle Verbrechen gleihmäßig geltenden 
Grundſatz über die flrafrechtliche Zurechnung der Betheiligung an denfelben aufftele. 
Die auf fein vorläufigesd Einverfländniß fi gründende Zuwendung eines 
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Zheilnehbmung durch Verhehlung. 

3. Das Verhehlen beſteht in einer dem wirklichen Thäter ohne 
vorläufiges Einverfländniß geleifteten Hilfe in Bergung des entwendeten 
Gutes (E. vom 8. April 1852, ©. 8. Nr. 84) ”). 

Dagegen wurde aber mit einer fpäteren &. vom 31. Mai 1854 (®. 3. 
Nr. 83) ausgefprochen, e8 fei zur Theilnehmung durch Verhehlung nicht noth- 
wendig, daß der Angeklagte im Einverftändniffe mit dem Thäter ban- 
beite ober ihm Hilfe leitete‘, fonbern nach dem Haren Wortlaute der 88. 185 
und 186 lit. a vollflommen genügend, daß ihm die Eigenfchaft bes Gegen⸗ 
ftandes als eines geftohlenen oder veruntreuten Gutes befannt war. Mit 
biefer Anficht ftehe auch Die (eben angeführte) Entfcheidung vom 8. April 1852 
nicht im Widerfprusche, da fie bIoß einen mit anderen Umftänden begleiteten 
Fall betroffen nnd feinen allgemeinen Grundſatz über den Begriff der Verheh⸗ 
lung eines geftohlenen oder veruntreuten Gutes ausgefprochen habe **). 


Bortheiled aus dem erft fpäter befannt gewordenen Verbrechen, kann daher nicht mit 
Berufung auf den $. 6 fchlechthin, fondern nur in foferne beftraft werden, als fie im 
befonderen Theile des Strafgeſetzes ausdrüdlih als flrafbar erklärt if. Der 
Begriff der Theilnehmung an dem Diebftahle oder der Beruntreuung kann fomit eben 
fo wenig als jener der Theilnehmung an irgend einem anderen Verbrechen aus dem 
8. 6 entnommen oder ergänzt werden, er ift vielmehr nur im $. 185 zu fuchen. Diefer 
erflärt aber nicht Feden, der aus dem ihm bekannt gewordenen Diebftahle oder der 
Beruntreuung Vortheil zieht, fondern nur Jenen der Theilnehmung fehuldig, welcher 
die „geftohlene oder veruntreute Sache verhehlt, an ſich bringt oder verhandelt‘. 

Daß übrigend gerade dieſe drei Arten von Thätigkfeit für die Cigenthums⸗ 
ficherheit ganz beſonders gefährlich find, weil durch fie die Entdedung der ftrafbaren 
Handlung und die Wiedererlangung des Eigenthumes vereitelt oder doch erfchwert wird, 
und daß die Hoffnung, es werde fih Jemand dazu bereit finden, ganz befonders zu 
Angriffen auf fremdes Eigenthum ermutbiget, bedarf wohl feines Beweifed. Es ift aber 
eben deßhalb recht wohl erklärlih, daß das Geſetz gegen die folher Handlungen 
Schuldigen (die fogenannten Diebshehler) mit befonderer Strenge vorgehe, und fie 
jedenfalls eines Verbrechens oder doch einer Webertretung fchuldig erkläre, was bei 
PVerfonen, welche an dem vom Diebflable oder der Beruntreuung herrührenden Ge 
winne Dortheil zogen, nur dann der Fall ift, wenn fi dieß auf ein vorläufiges 
Einverftändniß mit dem Thäter gründet ($. 5). 

*) Daher wurde in nachſtehender Handlungsweiſe des Angeflagten allerdings 
Berbehlung ald vorhanden angenommen: Er hatte fhon nad verübtem Diebftahle 
dem Thäter das entwendete und noch nicht in Sicherheit gebrachte Gut in ein andere 
Berfte übertragen und dort verbergen geholfen, an einem Orte, von dem es für den 
Thäter leicht war, es ohne weitere Hilfe in feine Wohnung zu bringen und dort zu 
verhandeln; er hatte dadurch Handlungen begangen, wodurd dem Eigenthümer des 
entfremdeten Gutes deſſen Zuftandebringung vereitelt werden follte, worin eben das 
Wefen der Verhehlung beftcht. 

**) In diefem Falle hatte der Angeklagte veruntreute und von feiner Frau 
an fih gebrachte Sachen, mwiffend, daB ſolche veruntreut worden waren, nachdem 
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Borfap bei der Theilnchmung. 

4. Wer wifjentlich geftohlenes Gut für ben Thäter ober Meberbringer in 
Verwahrung nimmt ober verbirgt, verhehlt ſolches. Das Wiffen oder Bewußt⸗ 
fein des Berwahrers, daß es entwendetes Gut fei, ift aber ein Gemuthszu⸗ 
ſtand, auf den nur aus den Nebenumſtänden und obwaltenden Berhältniffen 
gefchloffen werden Tann, und in welchem eben ber böfe Vorſatz liegt (E. vom 
3. Jänner 1855, ©. 3. Nr. 41). 

5. Die Behauptung des Angeklagten, daß er bie Eigenfchaft der an fich 
gebrachten Sache als einer geftohlenen nicht gefanut habe, muß mit NRüdficht 
auf die 88. 185 und 186 dem Läugnen bes böfen Vorſatzes gleichgebalten 
werden, da das Wiſſen irgend eines Umftandes nur felten auf Directem Wege 
erwiefen, fondern regelmäßig bloß aus concludenten Handlungen gefolgert 
werben kann (E. vom 25. Jänner 1855, ©. 3. Nr. 49). 

6. &. hatte von der wegen der Mebertretung des Diebftahles verurtheil« 
ten P. einen auf acht Gulden gefchäbten Siiberlöffel, den fie irgendwo im 
Unrathe gefunden zu haben vorgab, um fünfzig Kreuzer gefauft. Er zerbrach 
den Löffel in mehrere Stüde, nad feiner Angabe, um fich zu überzeugen, ob 
derfelbe nicht von ganz werthlofem Metalle fei, und trug die Stüde zu 
einem Silberarbeiter, um fic wägen zu laffen. Diefer erfannte an der Namens⸗ 
chiffte den Eigenthümer und machte Die Anzeige. 

Sn eriter Inſtanz wurde ©. Der Mebertretung gegen die Sicherheit des 
Eigentbumes nah $. 477 (Anlauf verbächtiger Waare), vom Oberlandes- 
gerichte aber ber Uebertretung ber Diebftahlstheilnehmung fchuldig erflärt. 
Denn ©. habe ih von der Thatfache der Entwendung ſchon burch ben gerin- 
gen Preis überzeugen müfjen, für welchen ihm die geftohlene Sache angetragen 
wurde, und Daß er biefe Ueberzeugung Inder That hegte, beweife die 
Zerftüdung bes Löffel, die von ihn augenscheinlich nur in der Abficht vorge⸗ 
nonmen wurde, um burch die Zerſtörung der Form unmöglich zu machen, daß 
das Eigenthum des rechtmäßigen Beſitzers erkannt werde. — Der oberite Ge⸗ 
richtshof hat dieſes Urtheil aus den nämlichen Gründen und in ber ferneren 
Erwägung bejtätiget, daß auch die notorifche Armuth der Verkäuferin und die 
bandgreifliche Lügenbaftigfeit ihres Vorgebens, ben Löffel im Unrathe gefun- 
ben zu haben, ihm bie Meberzeugung von dem wahren Sachverhalte verfchaffen 
mußte (&. vom 23. December 1856, ©. 3. 1857, Nr. 42). 


8. 186. 
Strafe der Theiluehmung. 

1. &8 find hier nicht zwei Straffäße aufgeftellt (nämlich von ſechs Mo- 
naten bis auf Ein Jahr, dann von Einem bis auf fünf Jahre), fondern das 
er gehört hatte, daß die Thäter (Sonducteure) wegen Entwendung von Frachtgütern 
eingefperrt worden waren, in ein Padet gepadt, verfiegelt, aus feiner Wohnung im 
Wirthshauſe im Föhrenwalde in die Wohnung zu P. fortgefhafft und dort verborgen. 

Herbft, grundfäpl, Entſcheidungen. 12 
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Dafein und die Wichtigfeit ber Momente, welche die Strafbemeflung über Ein 
bis zu fünf Sahren begründen follen, fallen ganz der Würdigung des Richters 
auheim (&. vom 21. Juli 1851, ©. 3. Nr. 184). 

2. Die Anfiht: — daß ber Strafjab von Einem bis auf fünf Jahre 
Kerker nur dann in Anwendung gebracht werden könne, wenn jene brei Um⸗ 
fände gleichzeitig eintreten, welche im Schlußfabe bes 8. 186 als bie 
Strafbarfeit des Theilnehmers befonders erhöhend bezeichnet werden, — ift 
weber durch das Wort, noch durch die Abficht des Geſetzes gerechtfertiget. 
Nicht durch das Wort, denn wenn auch der leßte jener Umſtände mit ben frü- 
heren durch „und“ verbunden ift, fo kaun daraus noch nichts gefolgert werben, 
da an mehreren Stellen bes Geſetzbuches dieſes Bindemwort ftatt „oder“ 
gebrauch: wird. 

Sn der Abficht des Gefeßgebers lag es aber gewiß nicht, einen Theil⸗ 
nehmer am Diebitahle erft Dann firenger beftraft zu fehen, wenn er nebit- 
dem, daß er eine bedeutende Summe verhehlt oder au fich gebracht hat, dieſe 
Verhehlung auch noch mit einer befonderen Arglift beging, und dann aud 
noch durch felbe einen größeren Schaden befördert. Die für Die gemeine 
Sicherheit immer fehr gefährlichen Hehler erfcheinen auch dann fehon in einem 
höheren Grade jtrafbar, wenn ihre That auch nur von Einem jener Umftände 
begleitet iſt EE. vom 13. October 1853, ©. 3. Wr. 146). 


3. Mit der nämlichen E. vom 13. October 1853 wurde auch erklärt, daß 
ein Betrag von mehr ald dreihundert Gulden ganz im Sinne des Geſetzes 
($. 179) für einen folchen angenoumen worden fet, der eine höhere Strafbar- 
feit der Theilnehmung zur Folge hat. 


8. 187. 
Straflofigteit ded Diebjtahles und der Veruntrenung wegen thätiger Rene. 


A. Thätige Reue. 

1. Dan Fann nicht jagen, daß der Angeflagte aus thätiger Reue bie ent» 
wenbeten Gegenſtaͤnde zurüdgeitellt habe, wenn er nur durch die Drohung mit 
bem ©erichte und mit der Arretirung zur Rüditellung bewogen wurde (E. vom 
22. April 1851, ©. 3. Nr. 105). 

2. Der Angeflagte, welcher (in bein oben bei $. 171 unter 15. angeführ- 
ten Falle) den nacheilenden Jägern gegenüber unter dem Vorwande, ber Hirſch 
babe auf feiner Wiefe verenbet, ben Diebftahl fortan beftritt, und endlich nur 
gegen Vorbehalt und auf das Verſprechen der Entſchaͤdigung, falls ſolche 
gebühre, das Thier ihnen überließ, hat den Schaden nicht aus Reue wieber 
gut gemacht (E. vom 7. Auguft 1851. ©. 3. Nr. 202). 

3. Der Angeklagte hatte einen von 8. in ber offenen Vorhalle eines 
Kaffeehaufes niedergelegten Bündel mit Kleidungsftüden auf die Eiſenbahn 
fortgetzagen und bafelbft, um ihn nach Wien mitzunehmen, in feinem Ein» 
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bindtuche unter ben Si gegeben; er machte jedoch geltend, daß das dadurch 
begangene Berbrechen des Diebftahles durch die freiwillige Zurüditel- 
lung bes Bündels, fobald dieſer gefucht worden war. erlofchen fei. 

Der oberfte Gerichtshof hat jedoch mit E. vom 22. December 1853 
(G. 3. 1854, Nr. 23) dieſe Einwendung als unitatthaft erflärt, „weil ber 
Angeklagte, wie das Landesgericht annahın, den Bündel nicht aus eigenem 
Antriebe (thätiger Reue), ſondern erit, nachdem ber Polizeifeldwebel bei Dem 
Eintritte in ben Waggon verkündet hatte, dag eine Nachfihau gepflogen werde, 
weil ein Bündel in Verluſt geratben jet, und nachdem die Vifitation Hierauf 
bis über die Hälfte des Waggons gekommen und nur mehr zwei Sige von 
dem bes Angeflagten entfernt war, folglich erft in jenem Momente zurück⸗ 
geftellt hat, wo er im Befibe bes Bündels entdedt werden mußte, 
und benfelben nicht mehr in Sicherheit bringen fonnte, unter welchen 
Berhältniffen ihın die Begünitigung ber Straflofigfeit nach 88. 187 und 188 
nicht zu Statten fommen Tann." 


Das Anerbieten des Beamten, ber ſich einer Veruntrenung ſchuldig gemacht hat, 
daß feine Kaution zur Bergitung ded Schadend verwendet werde, Taun nicht als 
eine and thätiger Reue geſchehene Gutmachung des Schadens angeſehen werben. 


4. Die Angellagten hatten die ihnen als beeibeten Steueramtscommif- 
fären übergebenen Steuer- und Strafgelber unterfchlagen. Sie behaupteten, 
die Dadurch begangene Veruntreuung babe nach $. 187 aufgehört firafbar zu 
fein, weil der veruntreute Betrag mitihrer Einwilligung aus ihrer 
Gaution den befhädigten Parteien vollitäudig wieber erfegt 
wurde. Der oberfte Gerichtshof erflärte dieß jeboch als unftatthaft, weil bie 
Gutmachung des Schadens, e8 mögen der Magiftrat oder die fteuerpflichtigen 
Parteien als befchädigtangefehen werden, exit gefchah, nachdem der Magiitrat, 
welcher allerdings als eine Obrigkeit angefehen werben muß, von dem Ver- 
ſchulden der Berurtheilten bereits Kenntniß hatte, und in dem Anerbieten ber- 
felben, ihre Caution zur Vergütung bes Schabens zu verwenden, um fo went- 
ger eine aus thätiger Reue gefhehene Sutmadhung bes Schabens 
erfannt werben kann, da fie die Beichlagnahme ihrer Saution nicht hindern 
fonnten nnd ihre Einwilligung zu deren Verwendung für den Schadenerſatz 
gar nicht nothwendig war (E. vom 28. April 1853, ©. 3. Nr. 65). 


5. In ber Deckung, welche bie VBetriebsdirection in der von Dem Ange- 
Hagten fchon früher erlegten Dienftcaution für die ihm aus was immer für 
einem Grunde zur Laft fallenden Erſätze bis zu den Betrage von fechshundert 
Gulden hat, liegt nicht Die vom Geſetze geforderte, aus thätiger Reue gefchen 
hende Outmachung des aus der That entfpringenden Schabens (E. vom 
4. Jänner 1854, ©. 3. Nr. 29). 


6. Gelegte Cautionen müffen nach dem Geſetze bis zum Austritte des 
Beamten aus ber Dienftleiftung unverändert bleiben; es bürfen daher Die ben 
— 12* 
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Beamten während ber Dienftzeit treffenden Erfäße nicht aus der Caution, 
fondern fie müflen in anderem Wege gutgemacht werden. An biefer Anficht 
kann durch die Bemerkung des Angellagten, daß Beamte, wenn fie zur Out⸗ 
machung von Erfägen Fein anderes Vermoͤgen als die gelegte Caution bieten 
fönnen, von der Wohlthat des 8. 187 ausgefchloffen fein würden, nichts geän- 
dert werden, weil die Geſetze ganz allgemein lauten, und bei Berhältnifien, 
wie die angeführten find, keinen Unterfchieb machen (E. vom 9. September 
1854, ©. 3. Nr. 141). | 

Diefelbe Anficht wird auch in ber unter 11. angeführten &. vom 
26. März 1857 ausgefprochen. 


B. Berfhulden des Thäters. 


7. Das Verfchulden ift der Obrigkeit fchon dann befannt, wenn ihr der 
Thaͤter bloß befannt ober angezeigt worden tft, ohne daß folche Verdachts⸗ 
gründe, welche im Sinne ber Strafproceßordnung zu einer rechtlichen Be- 
fhuldigung genügen, erforderlich wären (E. vom 22. April 1851, ©. 3. 
Nr. 105). 


C. Obrigfeit. 


8. Unter „Obrigkeit“ ift jede von ber Regierung, fei es auf directem 
oder indireetem Wege eingefebte öffentliche Autorität, welche für die Aufrecht- 
haltung der Ruhe, Ordnung und Sicherheit Sorge zu tragen bat, zu verjtehen. 
Daß auch ein Gemeinbevoritand eine folche Autorität fei, kann nach den 
demfelben auferlegten Verpflichtungen und eingeräumten Befugniffen nicht 
bezweifelt werden (E. vom 19. Auguft 1852, ©. 3. Nr. 134). 

9. Da ber Gensb’armerie nach dem organischen Geſetze für diefelbe vom 
18. Jänner 1850 ($. 44) eben jene Rechte wie obrigkeitlichen Perfonen ertheilt 
werden, und die Aufgabe dieſes Sicherheitsinititutes vorzüglich in der Ent 
dedung von Sefeßübertretungen und Ausforfchung der Thäter beſteht ($. 12), 
jo ift Har, daß 8. 187 dann unanmwendbar fei, wenn die Erſatzleiſtung erit ein- 
trat, nachdem bie ftrafbare Handlung bes Thäters bereit8 zur Kenntnip ber 
Sensb’armerie, d. i. jener aufgeitellten öffentlichen Autorität gelangt war, 
welche für die Aufrechthaltung ber Ruhe, Ordnung und Sicherheit Sorge zu 
tragen bat (GE. von 16. Auguft 1854, ©. 3. Nr. 124). 

10. Mit E. vom 8. April 1856 (©. 3. Nr. 59) wurde neuerlich aner 
kannt, daß die in Dienftverrichtungen begriffene Gensd'armerie allerdings im 
Sinne des 8. 187 als Obrigkeit anzufehen fei. 

11. Ueber bie Anzeige, daß mehrere einer Pofterpebition zur Weiter 
beförderung übergebene Geldbriefe an den Ort ihrer Beftimmung nicht gelangt 
feien, Tieß die vorgefeßte Poftdireetion durch einen abgeordneten Gommilf- 
fär die Erpebition unterfuchen, wobei filch ein Abgang von 147 Gulden zeigte, 
bie der Erpeditor an Poftgebühren eingenommen hatte. Er geitand bie Zueig- 
nung biefer Gelder, erklärte aber, daß zur Dedung berfelben feine Caution 
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verwendet werben möge. Auch die Poftdirection beftätigte Im Laufe der Unter- 
fuchung, daß der Abgang durch die Caution bededt ſei. 

Der oberfte Gerichtähof erfannte, daß hier die Bedingungen bes 8. 187 
nicht vorhanden feien, — und zwar in ber Erwägung, Daß die Poftdirection, 
in deren Auftrage und Namen der von ihr abgeordnnete Unterfuchungscommif- 
fär handelte, die Dem Angellagten vorgeſetzte Behörde und deßhalb, 
iHm gegenüber, ald Obrigkeit“ im Sinne bes 8. 187 zu betrachten if *), 
wornach der Erfat des Schadens, felbft wenn man bie Anmweifung ber Caution 
als einen folchen gelten laſſen wollte, jedenfalls zu fpät erfolgt wäre, um bie 
Straflofigkeit der verbrecherifchen Handlung zu begründen, — baß aber auch 
bievon abgeſehen, die deponirte Dienftcaution überhaupt nicht geeignet ift, 
das gefeßliche Erforberniß der Gutmachung des Schadens im Sinne bes citir⸗ 
ten Paragraphes zu vertreten (E. vom 26. März 1857, G. 3. Nr. 94). 

©. auch die unter 4. angeführte &. vom 28. April 1853. 


D. Wirkliche Wiedergutmahung ded Schaden. 


12. Wenn die Zurüditeflung des geitoblenen Gutes Durch einen Drit« 
ten bereits erfolgt und daher dem Angeflagten nicht mehr möglich ift, fo muß 
derfjelbe, wenn er ausnahmsweiſe ftraflos fein foll, wenigitens das Beftreben 
bewährt haben, den durch feine That verurfachten Schaden wieder gut zu 
machen (E. vom 12. Mat 1851, ©. 3. Nr. 125). 

13. Die Berzichtleiftung des durch einen Diebftahl Beſchädigten 
auf den Erfab des ihm verurfachten Schadens hebt die Strafbarkeit eines 
begangenen Diebftahles nicht auf, da das Geſetz dem eines Diebftahles 
Schuldigen die Straflofigkeit nur dann gewährt, wenn er felbft den ganzen 
aus feiner That entipringenden Schaden gutgemacht bat, ehe fein Verfchuf- 
ben ber Obrigkeit befannt wurde (E. vom 24. December 1852, ©. 3. 1853, 
Nr. 40) **). 


) Diefe Auffaffung, wornach die einem Beamten vorgefeßte Behörde für ihn 
alö feine Obrigkeit erfcheint, dürfte mit Rückſicht auf den Sprachgebrauch und die 
in den früheren Entfcheidungen gegebene Begriffebeltimmung doch Bedenken unterliegen. 


») Der obige Grundfag dürfte jedoch, wie fih auch aus der unter 12. ange- 
führten Entfheidung ergibt, für den Kall eine Befchränfung crleiden, wenn der Bes 
fhädigte vor obrigfeitliher Entdedung dem fih zum Erfage anbietenden 
Thäter denfelben ganz nachgefchen hat. — Uebrigens feheint zu der in der ©. 9. 
nur im Audzuge mitgetheilten E. vom 24. December 1852 ein Fall Anlaß gegeben zu 
haben, wo der Befhädigte erſt dann auf Erfah Berzicht Leiftete, nachdem 
der Diebftahl bereitd zur obrigkeitlichen Kenntniß gelangt war. (Bergl. 
mein Handbuch I. 8. 187, Nr. 8. und den Auffag von Koppel in der Zeitfchrift 
1838, U. Bd. S. 241 ff, wo auch ohne die Bedingung, daß fi der Thäter 
zum Erſatze erboten hat, die Behauptung aufgeftellt und begründet wird, daß 
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14. Das Geſetz fordert zur Straflofigkeit, daß der Thäter eher, als das 
Gericht oder eine andere Obrigkeit fein Verſchulden erfährt, den ganzen aus 
feiner That entfpringenden Schaden wieder gut mache, fomit die wirkliche 
Entſchädigung, nicht bloß die Willensäußerung bes Thäters, 
foldhe leiften zu wollen. 

In dem vorliegenden Falle war nun nicht der Foͤrſter, fondern ber 
Eigenthümer des Waldes der Beichädigte; und nachdem Erfterer erflärt hatte, 
auf die Annahme einer Entihädigung nicht eingehen zu können, weil bie 
Höhe des Schadens fein Befugnig zur Nusgleichung überftieg, jo wäre es 
Sache der Thäter geweſen, fih, um ber Wohlthat des 8. 187 theilhaftig zu 
werben, mit ihrem Anerbieten wegen Schadloshaltung an das Forftamt, als 
den dießfälligen Bevollmächtigten des Outseigenthümers, zu wenden, ober ben 
Schadensbetrag gerichtlich zu erlegen. Das bloße Anerbieten gegenüber 
dem zur Verhandlung fich nicht berechtigt erflärenden Förfter, den Schaden 
erfeben zu wollen, begründet aber fein Recht auf Straflofigkeit (E. vom 
31. October 1854, ©. 3. 1855, Nr. 8). 

15. Nach dem Ergebniffe der Strafverhandlung beitand die angebliche 
Erſatzleiſtung bloß darin, daß der Angeflagte dem Förfter H. 1 fl.3 r. C. M. 
zur Aushändigung an den Befchädigten W., nicht aber dem letzteren felbft 
übergab; daß ferner der Förſter H. dem W. den Geldbetrag übergeben, diefer 
aber ihn nicht annehmen wollte, weßhalb H. dem A. den Betrag zurück— 
ftellte, derihn auch Derzeitin Händen hat. Die Entſchädigung an den 
W. war alfo noch nicht geleiftet,, wie das Bericht bie Anzeige von dem Dieb- 
ftahle erhielt, und ift auch jetzt noch nicht geleiftet. Es reicht nicht hin, 
ben Erfabbetrag zu Handen eines Dritten zu übergeben, und jelbft wenn ®. 
benfelben nicht annehmen wollte, fo hätte. fich nur Dadurch von der weiteren 
Haftung gefebmäßig entledigen können, daß er den ganzen Schabensbetrag 
bei Sericht erlegte. Der 8. 187 findet daber bei ihm, der fchon mehrmals 
wegen Holzdiebitahl beftraft wurde, feine Anwendung (E. vom 25. April 1855, 
G. 3. Nr. 64). 


E. Wiedergutmahung ded ganzen Schaden?. 


16. Eva K. hat ihre Dienftgeberin zweimal beftohlen, indem fle ihr aus 
einem verfperrten Kalten das eritenal Effecten im Werthe von 38 fl. 29 kr., bad 
zweitemal aber PBretiofen im Werthe von 417 fl. 2 Er., entwendete; — letztere, 
nicht aber auch die das erftemal geitohlenen Efferten hat Die Angellagte zurüd- 
geftellt, ehe der Obrigkeit ihr Verfchulben befannt wurde. 

Der oberſte Gerichtähof nahm jedoch an, es erfcheine, „insbeſondere 
wenn man berüdfichtigt, daß beide Male der Diebitahl zum Nachtheile ber- 


durch die Erlaffung der Verpflichtung zum Schadenerfaße von Seite des Befchädigten 
die Strafbarkeit audgefchloffen werde.) 
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felben Perfon, an Gegenſtaͤnden der gleichen Art, bie in bemfelben Behältniffe 
fid) befanden, unternommen, und unter gleichen Umftänden mit Anwendung 
berfelben Mittel ausgeführt wurde, ber fpätere Angriff als „Fortſe zung“ 
bes früheren, beide Angriffe müflen baher als „Ein“ Diebftahl angeſehen 
werden. Die Anficht, daß Diebftahlsangriffe Diefer Art ald von ein- 
ander abgefonderte Thaten zu behandeln find, Infie fich durch das Strafgefek 
nicht rechtfertigen, ja fie wiberftreite den im $. 173 aufgeftellten Srundfägen". 

„Durch eine ſolche abgefonderte Beurtbeilung verfchtebener Diebftahls- 
angriffe würde endlich auch der Zweck vereitelt, welcher burch die Anordnung 
bes 8. 187 erreicht werben foll”. 

„Dieter ift, dem Befchädigten möglichit vollfändigen Erfak bes ihm 
durch einen Diebftahl verurfachten Schadens zu verichaffen. Wenn nun aber ber 
Dieb hoffen Tann, fih den ftrengeren Strafbeftimmungen ſchon daburch zu 
entziehen, daß er ben auch nur Durch Einen Angriff verurfachten Schaden gut 
macht, fo wirb der Antrieb eine vollftändige Entichädigung zu leiften, geringer 
fein und felbe daher auch weit feltener erfolgen. Das Geſetz gewährt 
Straflofigkeit für einen begangenen Diebftahl nur für den Fall, 
wenn der ganze aus ber That entfpringende Schabe gutgemadt 
worden ift; wurde nun aber nur Erfak für das geleiftet, was bei 
Einem Angriffe entwenbet wurde, fo fann nicht mehr behauptet 
werben, daß der ganze Schabe gut gemacht worden tit, ber Thäter bat 
Das nicht geleiftet,, was ihm zu Teiften oblag, um jene Begünftigung des Ge⸗ 
jeßes in Anfpruch nehmen zu konnen“ (E. vom 30. September 1852, ©. 8. 
Nr. 157) *). 





*) Aus den obigen Motiven ſcheint hervorzugehen, daß der vom oberſten Ge⸗ 
rihtshofe angenommene Grundfag nit bloß auf jene Falle, wo die mehreren Dieb- 
ſtahlsfacta ſchon ſprachgebräuchlich ale Fortfepungen, fomit zufammen ald Ein Dieb» 
ſtahl anzufeben wären, zu befchränfen, fondern allgemeiner Natur fei, fo wie denn auch 
die betreffende Entfheidung in der Gerichtszeitung unter der Ueberſchrift mitgetheilt 
wird: „Ein Dieb, der fih mehrerer Diebftahldangrifie ſchuldig gemacht 
bat, kann ſich den ftrengeren Strafbefliimmungen nit ſchon dadurd 
entziehen, Daß er den nur durch einen Angriff verurfahten Schaden 
gutmacht.“ — Der nämliche Grundfag wurde ſchon früher aufgeftellt von einem 
ungenannten Appellationdrathe (in der Zeitfchrift 1837, IL. Bd. ©. 292) und von 
Kudler (in der fünften Auflage feines Commentars S. 453), indem Beide behaupten, 
„wenn in einer wegen Diebftabld geführten Unterfuhung vorfommt, 
Daß der Thäter für einen anderen, früber von ihm begangenen Dieb- 
ſtahl Erſaß geleiftet hatte, fo fei lepterer nur dann für erloſchen zu 
halten, wenn der Erfag früber war geleiftet worden, als der zweite 
Diebſtahl verübt wurde, weil fonft beide Diebſtähle gefeplih nur als 
eine That erfheinen, bei weldher nur für einen Angriff, nicht aber für 
den ganzen Schaden Erfap geleiftet wurde.” Es verfteht fi von felbft, daß 
nach diefer Anfiht um fo mehr die Erlöfchung ded zweiten Diebftahled, wenn nur 
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F. Nichtanwendbarkeit der Beftimmungen des $. 187 auf den 
Betrug. 


17. Hterauf wurde hingewieſen mit den €. vom 17. März 1853 (G. 3. 
Nr. 38) und vom 10. December 1853 (©. 3. Wr. 19). 


8. 188, 


Wirkung eines mit dem Beſchädigten iiber den Schadenerſatz eingegangenen 
Vergleiches. 


Der $. 188 lit. b fordert ausdrücklich, daß, wenn ein ſolcher Vergleich 
ben Tihäter ſtraflos machen full, fich dieſer verpflichtet Haben muß, die Ber 
gütung binnen einer beftimmten Zeit zu leiften. In dem vorliegenden Ver⸗ 
gleiche ift aber der Zeitpunet der Entfchädigung nicht beftimmt, vielmehr voll⸗ 
kommen ber Willfür bes Thäters anheimgeftellt, da fich derſelbe Tediglich ver⸗ 
pflichtet Hat, die Entfchädigung dann zu leiften, wenn er den mütterlichen Erb⸗ 
theil erheben wird, was er nun nad) Belieben Jahre lang verfchieben, ja mög- 
licher Weife ganz unterlaffen kann. Es ift Daher durch jenen Vergleich der 
Diebſtahl im Sinne des 8. 187 nicht firaflos geworden (E. vom 6. October 
1853, ©. 8. Nr. 145) ”). 


8. 189. 


Diebftähle und Beruntrenungen zwifchen, in gemeinſchaftlicher Sandhaltung 
lebenden Verwandten, 


1. Die 88. 189, 463 und 530 beziehen fich ausbrüdlich nur auf bie 
zjwifchen Ehegatten, Eltern, Kindern und Gefchwiltern in gemeinfchaftlicher 
Haushaltung vorfallenden Diebftähle, und das Decret vom 6. Auguft 1806, 
wodurch die vorbeftandene Hoflanzlei in einem fpeciellen Falle erflärte, daß 


für diefen und nicht auch für den zuerft begangenen Erfah geleiftet wurde, audge- 
ſchloſſen fei. 

Dagegen wird die Anficht, daß bei der Frage, ob die Erlöfhung wegen Wie- 
bergutmadhung ded Schadens ftattgefunden habe, jeder einzelne Diebſtahl für ſich in 
Betrachtung komme, vertheidiget von Scari (in feiner Recenfion des Kudler’fchen 
Commentars, Zeitfchrift 1842, ITI. Bd. ©. 134) und in einem anonymen Auffape 
(3. 1836, II. Bd. ©. 114); dann in meinem Handbuche I. 8. 187, Nr. 4. 

*) Wenn man indeffen annimmt, daß die rechtzeitige Verzichtleiftung des Be» 
fhädigten auf den angebotenen Schadenerfaß die Straflofigfeit des Thäterd begründe, 
fo dürfte das nämliche auch dann gelten, wenn der Befchädigte fich freiwillig zu einem 
Bergleiche berbeiließ, durch welchen die Erfapleiftung auf unbeftimmte Zeit hinaudges 
[hoben wurde. Dem ficht wohl auch die lit. b des 8. 188 nicht entgegen. Denn biefe 
Sefepesftelle handelt wefentlih nur von dem Einflufje, welchen die Rihtzuhaltung 
des Vergleiches und die deßhalb gefchehene Anzeige übt, nicht aber davon, wie der 
Bergleich befchaffen fein müffe, wenn durch ihn Straflofigkeit herbeigeführt werden fol. 
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auch Stieflinder, wenn fie von einem ber befchädigten Elterntheile abſtam⸗ 
men, zu ben Berwandten zu zählen feien, welchen bie Begünftigung bes 
Geſetzes zu Guten fommt, berechtiget nicht zur Ausdehnung diefer Begünfti- 
gung auf bie in den betreffenden Paragraphen bes Älteren und bed neuen Ge⸗ 
ſetzes nicht genannten, mit den Befchädigten bloß verfchwägerten ‘Perfonen 
(&. vom 22. December 1853, ©. 3. 1854, Nr. 21). 

2. Die T. hatte von ihrer Schwefter E. eine Partie Garn übernommen, 
um Leinwand für fie daraus zu weben. Bon ber fertigen und noch in ber Woh⸗ 
nung der T.’fchen Eheleute befindlichen Leinwand entwendete ihr Sohn Pas—⸗ 
halis T., welcher mit feinen Eltern in gemeinfchaftlidyer Haushaltung lebte, 
einen Theil, und es beirug nach Abrechnung des Arbeitslohnes der Schaͤtzungs⸗ 
werth bes darin enthaltenen Garnes ſechs und zwanzig Gulden. — Er wurbe 
vom Oberlandesgerichte des Verbrechens bes Diebftahles fchuldig erklärt, 
die dagegen ergriffene Berufung aber aus nachftehenden Gründen verworfen: 
„In Erwägung, daß der Begriff des Hausdiebitahles im Sinne des $. 463 
(und des $. 189) auf Sachen, die der Kamilie des Diebes oder ihrem Ober- 
baupte zu Eigen gehören, einzufchränten ift, und fremdes, wenn gleich in ber 
Wohnung der Familie des Entwenders befindliches Eigenthum ausschließt, in 
Erwägung ferner, daß die geitohlene Leinwand Eigenthum einer dritten Perſon 
war, worüber Das Zamilienhaupt durchaus kein VBerfügungsrecht hatte, in Er⸗ 
mägung endlich, daß der Angeflagte felbit nicht behauptete, die entwenbete 
Sade für ein Eigenthum feines Vaters gehalten zu haben” (E. vom 5. Sep- 
tember 1855, ©. 3. 1856, Nr. 1). 


Zweiund;wanzigftes Hauptftück. 
Bon dem NRaube. 


8. 190. 
Begriff des Raubes. 


1. Zum Thatbeſtande des Raubes wird weder ein hoher Grab 
von Gewaltſamkeit, noch eine gefährlihe Drohung erfordert. 

Mit Anwendung dieſes Grundſatzes wurbe in einem Zalle, welchen Das 
Dberlandesgericht nur als Uebertretung bes Diebftahles erflärt hatte, ber 
Thatbeſtand des Raubes als vorhanden angenommen, und zwar „in Erwä- 
gung, daß der Angeklagte nach feinem eigenen Geftänbniffe ben Entfchluß 
gefaßt habe, ber C. Furcht einzujagen, bamit er zum Beſitze ihres Geldes 
gelange; — daß er in diefer Abficht fie unverfehens von rücdwärts überfallen 
und umfchlungen habe und ihre Arme feftzubalten bemüht gewefen fei, um mit 
feiner Hand in ihre Rocktaſche mit dem Gelbe zu gelangen; — baß er offen- 
bar um feinen Zweck defto ficherer zu erreichen, verfucht habe, Durch einen Stoß 
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fle auf Die Erde zu bringen; — baß die C., obfchon fie (ein rüftiges junges 
Landweib) fich ihm (einem neunzehnjährigen Burfchen von zartem Körperbau) 
mit Leichtigkeit entwand und fich von feiner nicht großen Körperftärke über: 
zeugte, dennoch und zwar aus Furcht zur Herausgabe des Geldes fich berbeis 
gelaffen Habe; — daß diefe Furcht mit Rüdficht auf ale mit einander zufam- 
menbängenden und im Zufammenhange aufzufaflenden Umftände auch voll⸗ 
fommen gerechtfertigt gewefen ſei, nämlich mit Rüdficht auf das Geſchlecht 
der C., auf ben vorausgegangenen Anfall, auf den befehlenden Ton, in welchen 
P. feine wiederholte Forderung ihres Geldes kleidete, und auf die Hilflofigkeit 
ber Lage, worin fie fich an einem augenblidlich vereinfamten, durch frühere 
Sewaltthaten berüchtigten Orte einem Menfchen gegenüber befand, der ihr 
unbekannt und fchon vom Anbeginne her durch fein ganzes Benehmen bebent- 
Ith geworden war; — daß alfo nach bem Sefagten ber Beweis einer an ber 
Perſon der C. verübten, auf die Erlangung ihrer Barfchaft abzielenden Gewalt 
vorliege, welche, obſchon an fich nicht bedeutend, nichtödeftoweniger das 
im 8. 190 bezeichnete Verbrechen des Raubes begründe, zu defien Thatbeftand 
nad) diefem Paragraphe weder ein hoher Grab von Gewaltſamkeit, noch eine 
gefährliche Drohung gehöre" (E. vom 14 Mat 1856, ©. 3. Nr. 86). 


Diefelbe Anficht über die Befchaffenbeit der zum Verbrechen bed Raus 
bes erforderlichen Gewalt Tiegt auch nachitehenden früheren Entfcheibungen 


zu Grunde. 
2. Zum Thatbeitande des Verbrechens des Raubes wird keine foldhe 


Drohung gefordert, welche den Bedrohten außer Stand feßt, den Raub zu 
vereiteln,, fondern die Androhung eines Uebels, defjen Größe und imminente 
Gefahr den Bedrohten beftimmt, zu unterlafjen, was zum Schuhe feines Ver⸗ 
moͤgens, oder feines Lebens oder feiner Geſundheit möglich geweſen wäre 
(&. vom 15. April 1852, ©. 3. Wr. 86). 

3. Das zum Verbrechen des Raubes wefentliche Merkmal der Gewalt 
fest feine phyfifche Kraftanftrengung zur Meberwältigung eines Wibderftandes 
voraus, fondern es genügt, wennnur der Thäter durch Handanlegung an eine 
Perſon oder durch Drohung die Abficht, fich Dadurch eines fremden beweglichen 
Gutes zu bemächtigen, zu erreichen furcht (E. vom 29. December 1851, ©. 3. 
Nr. 15 vom J. 1852) *). 


*) Die an die Geſchwornen geftellte Frage lautete: „Sft der Angeklagte ſchul⸗ 
dig, den ©. unvorgefehen an der Bruft gepadt, und indem er 20 fr. von ihm verlangte, 
und ausrief: „Heraus mit dem, was Du haft!” ihm die beraudgegebene Brieftafche 
abgenommen, dann ſtets an der Bruft ihn haltend, ihm aus der Tafche einen Kamm 
berandgezogen, endlich aud aus der Hand cine Tabaksdoſe entriffen und fih dadurch 
der erwähnten Segenjtände mit Gewalt bemächtigt zu haben?” — — 

Die Frage wurde von den Gefhwornen, jedoch mit dem Zuſatze bejaht: „mit 
Ausfchließung von Gewalt“. Der oberſte Gerichtehof erfannte übereinftinanend 
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4. Dem Nalentin DI. fiel zur Laft, daß er zugleich mit zwei Genoffen 
dem italienifchen Kuhrmanne Johann R. in der Nacht auf der Straße mit 
erhobenen Stöden drohend und mit ben Worten: „Halt Wälfcher, und nicht 
fchreien"! in ben Weg getreten fei, um fich deſſen Geldes zu bemächtigen, und 
daß, während R. fein Fuhrwerk anhaltend, erfchredt vor ihnen ſtand, bie 
Thereſia R. dem R. von rüdwärts zugefommen fei, ihn mit ben Armen um- 
faßt, und mit der einen Hand ihm die Brieftafche mit 91 Gulden aus der 
Reibeltafche genommen babe. Diefed Vorgehen von drei Männern, gegenüber 
einem Einzelnen in ber Nacht, an einem einfamen Orte, begründet allerdings 
ein Gewaltanthun mittelft Drohung, mithin das Verbrechen des Raubes (€. 
vom 23. September 1853, ©. 3. Nr. 137). 


Adficht bei dem Verbrechen des Raubes. 

5. Damit eine Handlung als Das Verbrechen des Raubes erflärt werden 
Tönne, wird erfordert, daß fie in dDiebifcher, gewinnfüchtiger Abficht 
unternommen worden ſei (E. vom 24. Jänner 1855, ©. 3. Nr. 49) ”). 

Ebenſo erklärt auch die bei 8. 98 unter 5. angeführte &. vom 18. Novem- 
ber 1856: „Sowohl der allgemeine Sprachgebrauch, als auch der Sinn ber 
88. 190 und 196 feben beim Haube voraus, daß ber Thäter ans Gewinn 
ſucht handle”. 


Verſnch des Verbrechens des Raubes. 


6. Daß dieſes Verbrechen einen Verſuch zulaſſe, wurde mit E. vom 
24. October 1854 (G. Z. 1855, Nr. 8) angenommen. Dieſelbe erklaͤrt nämlich: 
„Das mitternächtliche Eindringen mit vier Genoſſen in die verfperrte Keifche, 
in der Abficht, fich fremden Gutes nöthigen Falles mit Gewaltanwendnng 
gegen die Bewohner zu bemächtigen, würbe jedenfalld als eine zur wirklichen 
Ausübung diefes Vorhabens führende Handlung , mithin als Verfuch des 
Verbrechens des Raubes angefehen werden müflen, von deffen Bollbrin- 
gung die Thäter bei ihrer individuellen minderen Verwegenheit und Ent. 
fchloffenheit fchon durch das unerwartete Antreffen eines kräftigen Mannes in 
ber Keifche, außer ben darin allein vermutheten zwei Weibern, und durch ben 
von dieſem unternommenen muthigen Angriff gegen ben die Hauptrolle fpie- 
Ienden D., abgehalten wurden“. 


mit dem Schwurgeridhtähofe, daß nichtödeftoweniger dad Verbrechen des Raubes vor- 
banden war. 

*) Die Angellagten hatten ſich des Getreided, welches ein Getreibehänbler 
gefauft hatte, mit Gewalt gegen feine Perfon, jedoch nicht in diebifcher, gewinnfüch- 
tiger Abfiht, fondern Iediglich in der Abficht bemächtiget, um der Ausfuhr des Ge- 
treides in dad Ausland wegen der zu jener Zeit beftandenen Noth und Theuerung 
auf unerlaubte Art entgegenzutreten. Sie wurden nad) dem obigen Grundfaße 
nicht des Berbrechend des Raubes, fondern jenes der öffentlichen Gewaltthätigfeit 
ſchuldig erflärt. 


188 Strafgeſetz 8. 190. 


7. Ebenſo wurde die Moͤglichkeit eines Verſuches bei dem Verbrechen 
des Raubes auch neuerlich mit der E. vom 21. Auguſt 1855, (©. 3. 1856, 
Nr. 1) anerfannt. Es war nämlich von mehreren Befchuldigten gegen Die Ber- 
ſetzung in den Anklageftand wegen bes Verbrechens des verfuchten 
Raubes die Berufung ergriffen worden, worüber der oberfte Gerichtshof ent» 
ſchied, wie folgt: 

„sn Erwägung, daß durch die gemachten Erhebungen bie Verabrebung 
ber Befchwerbeführer zur Verübung eines Raubes außer Zweifel geftellt ift, 
und daß, hievon abgefehen, Die Umftände, welche die That begleiteten, für fich 
allein fchon gegen fie die rechtliche Sinzicht eines, nicht auf Diebftahl, fondern 
auf Raub gerichteten Anfchlages begründet haben würden, — in Erwägung, 
daß G. und St. folder Handlungen befchuldiget find, die zur Vollbringung 
des von ihnen verabrebeten Raubes führen mußten, und daß fie an ber Boll. 
bringung nur durch Unvermögenheit verhindert wurden, indem im Augenblide, 
als fie die That auszuführen im Begriffe jtanden, ihre Verhaftung erfolgte *), 
— in Erwägung, daß, weil es zu einer Bedrohung der E. noch nicht gelommen 
war, die Handlungsweife der Befchuldigten zwar nicht das im 8. 190 vors 
gefehene vollendete Verbrechen bes Raubes, immerhin aber einen nach $. 8 
ftrafbaren Verſuch dieſes we begründet, — mird die eingelegte Be 
rufung verworfen”, 


Ueber ben Unterfchied zwifchen Raub und öffentlicher Gewaltthaͤ— 
tigfeit durch Erpreffung f. die bei $. 98 unter 5. und 6., — über den 
Unterfchied zwifchen Raub und Diebftahl mit Anwendung von Gewalt oder 
gefährlicher Drohung die bei $. 174 I. unter 3. und 4. angeführten Entſchei⸗ 
dungen. 


*) Sie waren nämlich in dad Zimmer getreten, wo die E. eine alte, erft von 
fchwerer Krankheit genefene Frau, noch im Bette lag, und ed ging die Berabredung 
dahin, daß diefelbe im Bette feftgebunden und die Dede über ihr Geficht gefchlagen 
werden follte. Zu jenem Behufe fanden fi in den Kleidern des ©. zwei Stride, aud 
deren einem eine Schlinge gebildet war. Die Polizei war jedoch durch einen fcheinbar 
Einverftandenen in Kenntniß gefeßt, und Polizeimache im Nebenzimmer verſteckt worden, 
welche fofort die Verhaftung vornahm. 
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Dreiundzwanzigftes Hauptftück. 
Vom Betruge. 


8. 197. 
Beirng. 


A. Begriffsmerkmale des Betruge?. 


1. Man Tanıı nicht fagen, daß der Schuldner, welcher feinen Glän- 
biger nicht zahlt, felbft wenn er das Gelb dazu in Händen hat, in Irrthum 
führt, da hiezu die Verleitung des Betrogenen zu einer ihm fchäblichen Hanb- 
lung, nicht aber zu einer ihm nachtheiligen Duldung gefordert wird (E. vom 
4. September 1851, ©. 3. Nr. 232). 

2. Nach bem Geſetze ift es einerlei, in welchen Rechten Jemand 
durch einen Betrug befchädigt wird; ed fünnen dieß Eigenthumsrechte, Pfand- 
sechte und andere Rechte fein (&. vom 29. April 1852, ©. 3. Nr. 96). 

3. Wenn ein fingirter Ausweis über den zur Erwerbung einer Handels⸗ 
gerechtigfeit nothwendigen Fond vorgelegt wurde, fo tft bie Abficht, Die 
Genehmigung dieſes Fondsausweiſes zu erwirken, unzweifelhaft 
eine folche, welche Dem Begriffe bes Betrugesvolllommengenügt. 
Denn der Verpflichtung zur Fondsausweiſung fieht das Recht und bie Ver⸗ 
pflichtung der Behörde zur Prüfung bes Ausweifes und das öffentliche Inter 
eile des Credits und Handels gegenüber, welche durch ben abfichtlich herbei 
geführten Irrthum Schaden leiden follen, und durch welchen Irrthum zugleich 
der Vortheil der fchnellen Ausübung der Hanbelögerechtigfeit fich ungefeglich 
zugewendet werden will (E. vom 19. Auguft 1852, ©. 3. Nr. 133,)*). 

4. „Wer als Erbe eines Verſtorbenen anzufehen fei, beitimint das a. b. 
G. B., und auch der Strafrichter ift an bie Beſtimmungen besjelben bei der 
Frage gebunden, wen er ald Erben bezeichnen und anerkennen dürfe. Nun hat 
weber die Schweiter bes Erblaſſers ihr Erbrecht ans dem Geſetze, noch die H. 
ihr Erbrecht aus einer angeblichen Tegtwilligen Anorbnung im gehörigen Wege 
geltend gemacht, fie haben Feine Erböerklärungen überreicht und wurben nic 
von dem competenten Richter als rechtmäßige Erben anerfannt. Dagegen bat 
fich die Angeflagte als Hinterlaffene Gattin aus dem Geſetze bedingt erbser- 


*) Die Entfcheidungdgründe fprechen zugleich ausdrücklich aus, daß ein derlei 
Betrug, weil fich bei demfelben ein in einem beftimmten Geldbetrage anzufchlagender 
Schade nicht ermitteln läßt, nur ald Mebertretung (88. 200 und 461) qualificirt 
fei; fo wie e8 fi) von felbft verfteht, daß die Beftrafung wegen dee Bergebend 
des verfhuldeten Concurſes (8. 486 lit. a) einzutreten bat, falls eine folche falfche 
Fondsausweifung einem in Concurs verfallenen Handelsmanne zur Laft fällt (f. jedoch 
aud die Anmerkung bei $. 486 unter 7.). 
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Härt, wurde als rechtmäßige Erbin vom competenten Gerichte anerkannt und 
ihr der Nachlaß eingeantwortet. Wenn fomit nur die Angeklagte felbft einzig 
und allein ald Erbin ihres Gatten angefehen werben darf, fo konnte fie fich 
durch Verſchweigung von Activen und Fingirung von Pafliven nicht wohl 
ſelbſt in Irrthum führen und befchädigen, daher auch Feines Betruges ſchuldig 
machen". 

„Daran wird auch dadurch nichts geändert, daß die Verfchweigung der 
Activen fowie die Umfchreibung der Schuldfcheine auf ihren Namen zu einer 
Zeit geſchah, als der Convocationstermin noch nicht verftrichen war, weil es 
immer unbeftritten bleibt, daß eben nur fle fchon Damals ihre Erbserflärung 
überreicht hatte, und Niemand außer ihr einen gesichtsordnungsmäßigen An⸗ 
fpruch darauf machte, der in feinem Rechte gekraͤnkt worden wäre, endlich ihr 
auch wirklich der ganze Nachlaß rechtöförmlich eingeantwortet worden ift, woburch 
eine etwaige Verkürzung anderer fich etwa melbenber Erben, da ſolche nicht 
erfchienen, von felbft entfällt; übrigens aber fein Grund iſt, anzunehmen, daß 
fie gerichtlich auf die Abtretung des Nachlaſſes belangt und hiezu verurtheilt, 
einen Theil besfelben verfchmeigen und verheimlichen werde; — eine Ihat- 
lache, die erjt eintreten müßte, daher nicht im Voraus als beftehend angenont- 
men werben fann“ (E. vom 22. April 1852, ©. 3. Nr. 89). 

5. Es ijt allerdings richtig, daß es nicht angehe, im Allgemeinen den 
Angriff auf ein formell feitgeftelltes Hecht durch den bloßen Vorwand bes An- 
greifers, daß nach feiner moralifchen Ueberzeugung jenes Recht materiell nicht 
beftehe, ber ftrafgerichtlichen Ahnbung zu entziehen. Wenn jedoch diefe Ueber⸗ 
zeugung auf Thatfachen gebaut und begründet wird, wenn die obgleich 
liftige und einen Anderen in Irrthum führende Handlung den Schuß des 
eigenen Eigenthumes vor Beihädigung, und nicht die Beichäbigung 
einer anderen Perfon an ihrem Eigenthume oder ihren Rechten im Auge hat, 
jo kann die allerdings auch auf Vereitlung bes formellen Rechtes gerichtete 
Abfiht nicht al8 der Dolus des Betruges qualificitt werden (E. vom 
10. Februar 1833, ©. 3. Nr. 26) *). 


6. In der Einflagung einer ungegründeten Korberung an fid 
und in der bloßen Anführung unwahrer Thatumftände Itegt keines⸗ 
wegs fchon Das Verbrechen bed Betruges im Sinne bes 8. 197, weil im Civil⸗ 
procefie der Gegenpartei die procefjualifche Vertheidigung zufteht, und über 


*) ©. hatte feinem Schwiegerfohne Sch. 370 Gulden in Verwahrung gegeben, 
dann diefelben felbft durch einen Einbruch entwendet. Nichtsdeſtoweniger klagte er 
(nachdem eine gegen ihn anhängig gemachte Griminalvorunterfuchung erfolglo® geblieben 
war) jene Summe ein, und führte auf das erwirkte Urtheil die Erecution gegen ©. 
Die Anklagefammer hat nun angenommen, daß Sch. cinfah und einfehen mußte, 
G. verfolge bei Ginklagung jener 370 Gulden nur ein betrügerifch erſchliche— 
ned Recht, deſſen Execution er (Sch.) lediglich durch die Aufftellung fingirter Blän- 
iger vereiteln wollte. 
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die Wahrheit oder Unwahrheit eines angeführten Factums nach ben Regeln 
und Formen der Gerichtsordnung vom Richter zu enticheiden tft, bie bloße 
Anführung eines unwahren Kactums daher noch Feine Srreführung des Rich⸗ 
ters im Sinne des $. 197 bildet, indem es dem Gegentheile zuftcht, das 
angeführte Factum zu widerfprechen ober einzugeftehen. Ein Verbrechen 
tann bei Führung eines Givilprocefjes nur durch Anwendung 
betrügliher Beweismittel verübt werden. Jede Beibringung eines 
folhen falfchen Beweismitteld bildet für fich das Object eines befonberen 
Verbrechens ohne Rüdficht auf die materielle Wahrheit des zu beweifenden 
Factums, weil die Beibringung oder Anerbietung eines faljchen Beweismittels 
eine Irreführung bes Richters in der Schöpfung feines Urtheiles if. &E8 muß 
daher die Beibringung jedes foldhen falfhen Beweismittels als 
ein beſonderes, einzelnes Verbrechen angefehen und behandelt 
werden (E. vom 19. Mai 1853, ©. 3, Nr. 72) ”). 

7. Das Landesgericht hatte in thatfächlicher Beziehung als erwieſen 
angenommen, daß die Angeklagten dem Sch. einen Schuldbrief zur Unterfchrift 
vorlegten, ohne daß diefer bei deſſen Unterfertigung von bem Inhalte Kenntniß 
genommen hatte; e8 wurde aber nicht für erwielen erflärt, daß die Durch diefen 
Schuldſchein beurkundete Forderung der Angeklagten falſch und erdichtet fei 
und eben fo wenig, daß den Angeklagten die im Geſetze geforderte Abficht, 
Jemanden an feinem Bermögen zu fchaden, zur Laſt falle. Der oberſte Gerichts⸗ 
hof erflärte, daß hierin der Thatbeſtand bes Verbrechens des Betruges nicht 
enthalten fei. Derfelbe liege aber auch nicht darin, daß bie Angeflagten 
dem Sc. ein Beweismittel füreine wirklich beſtehende Forderung 
berauslodten; — weil das Randesgericht auch in diefer Beziehung eine 
böfe, auf Beſchaͤdigung gerichtete Abficht nicht für erwielen annehme, ohne 
welche das Verbrechen bes Betruges nicht vorhanden ift, weil es ferner nicht 
für erwiefen erfannte, dab Sch. zur Unterichrift des Schuldfcheines durch 
liſtige Vorfiellungen, wodurch er über den Inhalt der Schrift im Irrthum 
geführt worben wäre, verleitet worden fei, oder daß die Angeklagten hiezu 
feinen Irrthum in ber Abficht benüsten, um ihm Schaden zugufügen, da das 
Landesgericht bloß für erwiefen hält, daß Sch. bei der Unterjchrift des Schuld- 
fcheines keine Kenntniß von befien Inhalt nahm, daß vielmehr bei dem auf- 
rechten Beitanbe ber Forderung eine folche böfe Abſicht gänzlich entfalle. 

Vebrigens konnte Sc). ungeachtet des Schuldfcheines in feinen Nechten 


*) Aus diefem legteren Grundfage wurde dann weiter gefolgert, das Verbrechen 
der Berleumdung — begangen vom Geklagten durd die falfche Befchuldigung, der 
Kläger habe ihm eine noch nicht unterfertigte Urkunde geftohlen und derfelben des Ge— 
Magten Unterfchrift fälfchlich beigefügt — fei deßhalb nicht audgefchloffen, weil ſich 
etwa der Kläger eines anderen als dieſes ihm angedichteten fpeciellen Betrugsverbre⸗ 
hend wirklich ſchuldig gemacht, oder font unlautere Mittel gegen den Geklagten ange. 
wendet habe (f. diefe Eutfcheidung auch bei 8. 209 unter 3.). 
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keineswegs gefränkt werden, da ihm alle Einwendungen Dagegen offen 
blieben und Durch dieſen Schuldfchein allein Die angemeldete For⸗ 
derung der Angeflagten keineswegs in ein liquides, unbeftreit- 
bares und unumftößliched Recht verwandelt wurde (E. v. 19. Auguft 
1853, ©. 3. Nr. 110). 

8. Sin der bei$. 199 lit. d ausführlicher angeführten &. vom 6. October 
1853 wird ausdrüdlich unterfchieden, zmwifchen der zum Betruge erforderlichen 
Abfiht, Jemanden zu befchäbigen, und der davon verfchiebenen , Die 
bereitö ausgeführte Beſchädigung zu verdeden. 

9. „Nach den Entfcheldungsgründen foll der Betrug darin beftehen, daß 
&h., indem er den ©. der Entwendung einer Kreuzgerfemmel, fo wie einer frür 
beren, ähnlichen Entwendung befchuldigte, und ihn ftrafgerichtlich anzuzeigen 
brohte, von diefem unter Sintervenirung des Gemeindevorſtehers R. die Aus⸗ 
ftellung eines Schuldfcheines über 16 fl. erwirkte.“ 

„Allein diefer ganzen Thathandlung fehlt ein Hauptlriterium 
jedes Betruges, nämlich eine Liftige Vorftellung oder Handlung, 
um Jemand in Irrthum zu führen, ober die Benützung eines fol- 
hen Irrthumes, da eine folche liftige Handlung in der Drohung der gericht. 
lichen Anzeige um fo weniger liegt, als das Landesgericht nicht als erwieſen 
annahm, Ch. würde, wenn S. den Schuldfchein nicht ausgefertigt hätte, bie 
Drohung der Anzeige nicht in Vollzug geſetzt haben.“ 

„Wenn nun anch diefer Vorgang von Seite bes Ch. nach ethifchen Ge⸗ 
feßen fträflich erfcheint, ja gewiſſermaſſen einer Erpreſſung fehr nahe fommt, 
fo liegt doch darin Fein Betrug” (E. vom 11. Jänner 1854, ©. 3. Nr. 29). 

10. Der Angellagte hatte einen Wechfel ausgeitellt, demfelben das falfche 
Accept des ©. beigefügt und fodann dieſen Wechfel dem Sch. verfauft. Das 
Landesgericht nahm aber nicht als erwiefen an, daß der Angeflagte bei ber 
Falfificirung und dem Verkaufe bes Wechfeld die Abficht gehabt Habe, ben 
Sch. oder ſonſt Jemanden zu befhäbdigen, indem Sch. vielmehr vollftän- 
big befriedigt worben fet. 

Gegen das freifprechende Urtheil des Lanbesgerichtes wurbe von der 
Staatsanwaltichaft Die Nichtigkeitsbeſchwerde ergriffen, biefe aber aus dem 
Grunde verworfen, weil ber Ausipruch des Randesgerichtes über den mangeln- 
ben Beweis der Abjicht, Jemanden zu befihädigen, bei dem Umitande, auch 
für den Gaffationshof bindend fei, als das Kandesgericht auch die Zahlung #- 
fähigfeit bes Angellagten als erwiefen annahm, und berfelbe mittelft 
feines eigenen Giro den Wechfel an Sch. übertragen Hatte, wonach er alfo 
dieſem wechfelrechtlich verpflichtet war, und Daher nicht behauptet werben kann, 
daß die Abficht ihn zu befchädigen, fchon in ber Handlung felbit liege (E. vom 
25. Jänner 1854, ©. 3. Nr. 39). 

11. Die bloße Berufung auf Geſetzesſtellen, die in einem gegebenen 
Falle feine Anwendung finden, begründet keineswegs eine liſtige Vorftellung 
oder Handlung im Sinne des $. 197, wenn ber Gegentheil jeben Augenblid 
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in der Lage war, durch das Nachlefen der bezeichneten Geſetzesſtellen fich zu 
überzeugen, bag ein geltend gemachter Anfpruch in den eitirten Paragraphen 
feine Begründung nicht finde (&. vom 26. April 1854, ©. 8. Nr. 65). 

12. &8 war als erwiefen angenommen, baß Gr. dem ©. vorgefchlagen 
babe, ihm neue Waaren, im Belrage von 1300 &ulden, unter ber Bebin- 
gung zu ereditiren, wenn &. ben für früher dem Gr. abgekaufte Waaren zu 
feinen Gunſten aeceptirten Wechſel per 500 fl., ber noch brei Monate zu 
laufen Hatte, fogleich ausläfe; daß ©. ben Wechfel wirklich einlöfte, Gr. aber 
die behandelte neue Waare nicht ausfolgte und fih damit entfchuldigte, &. 
fei ihm nicht mehr ficher; endlich Hatten beide unteren Inſtanzen als erwie⸗ 
fen angenommen, baß &r. dieſes in Tiftiger Abficht zum Nachtbeile des G. 
und um fich einen Vortheil zuzuwenden geihan habe, und ber Schabe min- 
beftens den von ©. angegebenen Betrag vun 13 fl. 50 fr. erreiche. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte jeboch mit E. vom 5. Juli 1854 (©. 8. 
Nr. 95), daß in der dem Angeflagten zur Laft gelegten That die Merkmale 
des Betruges nicht vorhanden feien. „Denn hätte Gr. Die verabrebeten Waa⸗ 
ren dem &. gegen einen neuen Wechfel übergeben, fo würbe wohl Niemand 
in diefer Handlungsweife auch nur ben entfernteften Schein einer burch das 
Strafgeſetz verpönten Handlung erbliden; die Handlungsweiſe foll erft da⸗ 
durch ftrafbar geworben fein, daß Gr. bie Ausfolgung der Waare, nachdem 
er die Zahlung für den früheren Wechfel noch vor beffen Verfallszeit erhalten 
hatte, verweigerte, d. i. ben mit &. über jene Waaren geichloffenen 
Bertrag nicht erfüllen wollte.“ 

„Die bloße Verweigerung der Erfüllung eines Bertrages 
begründet aber an und für fih noch Feine firafbare Handlung, 
fondern gibt lediglich dem Gegentheile das Recht nach 8. 919 bes 
a. b. G. B. auf Erfüllung des Bertrages im ordentlichen Eivtl- 
rechtsmwege zu bringen. Aber auch der Umftand, daß der Angellagte dem 
®. neue Waaren bloß deßhalb zu erebitiren verfprach, um ihn zu bewegen, 
ben erſt in drei Monaten fälligen Wechfel fofort zu bezahlen, macht die 
Handlungsweife noch zu Feiner ftrafbaren, indem dadurch das Geſchaͤft 
lediglich die Natur eines EScompte⸗Geſchäftes annahm, wo das Ver- 
fprechen neue Waaren zu cerebitiren, den Disconto bildet, beffen 
Verweigerung jedoch ebenfalls nur vor dem ordentlichen Eivtlrichter geltend 
zu machen ift, keineswegs aber eine durch das Strafgefeb verpänte Hand⸗ 
Inng bildet.” 

„Allein auch das weitere Merkmal des Betruges, daß nämlich ©. 
einen Schaden durch feinen Irrthum leiden follte, laͤßt fich im vorliegen- 
ben Kalle nicht erfennen; denn Gr. wollte nicht dem ©. einen Schaden 
zufügen, ſondern lediglich fich felbft vor Schaden bewahren. Zudem koͤnnte 
ber Schade, felbft abgefehen davon, daß das Geſetz Hier nur einen durch 
eine unerlaubte Handlung zugefügten Schaden gemeint haben Eonnte, bloß 
in dem Nachtheile beftehen, den G. Dadurch erleidet, daß au ann fen 

Herbf, grundfägl. Entfcheidungen. 
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vom Tage ber geleifteten Zahlung bis zum Berfallstage verliert. 
Allein von einem ſolchen Schaden kann Feine Rebe fein, indem dieſe Zinfen 
eben durch das neue Sefchäft vergütet werden follten, über deſſen Giltigkeit 
oder Ungiltigkeit nur im ordentlichen Rechtswege abgefprochen werben Tann. 
Uebrigens könnte ©. nach $. 1434 bes b. ©. B. nicht einmal die Rüdzah- 
lung des Capital von 500 Gulden, umfoweniger aljo die Vergütung ber 
Zinfen für ben vorbezeichneten Zeitraum fordern, und ber Entgang deſ—⸗ 
fen, wa8 man nach dem Geſete zu fordern nicht berechtiget ift, 
kann auch fein Schade genannt werden." 

13. Die Auflage gegen Mathias ©. lautete dahin, daß er fih in ber 
Abficht, dem Jacob P. an feinem Vermögen Schaden zuzufügen, von Johann 
©. im Jahre 1852 einen auf den 20. Zuli 1851 zurüdbatirten Schuldfchein 
über eine fingirte Schuld pr. 4000 fl. C. M. ausftellen ließ, da er Doch wohl 
wußte, daß Johann ©. fein Safthaus in Mirotic dem Jacob P. um 3320 fl. 
C. M. verfauft, und von demſelben 2000 fl. C. M. auf Abfchlag des Kauf- 
fchillings bereits erhalten hatte; daß er einveritändlich mit Johann ©. den⸗ 
felben, da er noch nicht im bücherlichen Befite war, als Gigenthümer bes 
Baithaufes im Grundbuche anfchreiben und unter Einem feine Forderung 
von 4000 fl. C. M. einverleiben ließ; daß er fohin dieſe fingirte Forderung 
gegen Sohann ©. einklagte, und auf Grund bes erhaltenen gerichtlichen Er 
Tenntniffes fofort gegen Sacob P., der feinen Kaufcontract erft ſpaͤter dem 
Grundbuche einverleiben Tieß, exequirte, obfchon er wußte, daß die Strafamts- 
handlung gegen ihn und Johann ©. bereits im Zuge fei; daß er dann im 
Monate November 1852 feine bücherliche Forderung pr. 4000 fl. C. M. als 
Pfand für 600 fl. C. M. beftellte, und den Seligmann 8. bewog, ihn Woll⸗ 
waaren um 600 fl. C. M. auf Credit zu geben; daß er daher durch dieſe 
Iiftige Handlungsweife Andere in Irrthum führte, und dadurch fich nicht 
nur den Antheil pr. 600 fl. C. M. zumendete, fondern auch einen Schaden, 
ber 300 fl. ©. M. weit überjtieg, bezwedte, und baburch das Verbrechen bed 
Beiruges beging. 

„Die Frage nun, ob dem Mathias S. wegen biefer feiner Hand⸗ 
lungsweiſe das Nerbrechen des Betruges zur Laft fällt, beruht einzig darauf, 
ob feine Schuldforderung an Johann ©. wirklich fingirt war; denn beſtand 
dieſe Forderung zu Recht, fo hat Mathias ©. nur von dem jedem Glaͤu⸗ 
biger zuſtehenden Rechte Gebrauch gemacht, fich für feine Forderung eine 
Dedung zu verfchaffen, und Jacob B., der bei ber Zahblungsunfähig- 
keit des inzwifchen verftorbenen Johann S. wegen der voraus 
bezahlten 2000 fl. allerdings zu Schaden Fam, hat fi biefen 
Schaden nur felbft beizumeffen, weil er es verfäumte, ben Kauf 
eontrart über das Gaſthaus zur rechten Zeit zur büderlichen 
Einverleibung zu bringen.” 

„Die vorliegende Strafverhbandlung bat aber keineswegs herausgeftelll, 
daß die Forberung pr. 4000 fl. C. M. eine fingirte Schuld war. Vielmehr 
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bat ba8 Gericht nach Inhalt feiner Entfcheidungsgründe nicht als erwies 
jen angenoınmen, daß Mathias ©. dem Johann ©. jene Summe nicht 
dargeltehben habe, und es hatte hiezu gute Gründe, weil Johann ©. die 
Schuldverfchreibung pr. 4000 fl. C. M. in geböriger Form und vor Zeugen 
auögeftellt, und die Richtigkeit dieſer Schuld auch vor Gericht eingeftanden 
hatte, was er nur zu feinem eigenen Nachtheile und Schaden gethan haben 
würde, wenn dieſe Schuld bloß fingirt wäre, indem Mathias ©. halb darauf 
gegen ihn die Erecution führte. Wenn Johann ©. in der Folge bei feiner 
Dernehmung vor dem Strafgerichte diefe Forderung als unwahr und nicht 
beftehend erflärte, jo verdient biefe feine Angabe deßhalb weniger Glauben, 
weil er als ein Tügenhafter, unordentlicher und verfchwenderifcher Menſch 
geichildert wird, deſſen Vermögensverhältnifje fo zerrüttet waren, daß er felbit 
davon Feine Mare Kenntniß hatte.“ 

„So lange das Gericht nicht als erwiefen annahm, daß die Schuld 
pr. 4000 fl. C. M. fingirt fet, muß fie ald zu Necht beftebend angenom⸗ 
men werden, und Mathias ©. fonnte durch die Verficherung ber- 
jelben auf der von Johann ©. erfauften Realität und burch die 
weitere Berpfändung feiner Korderung keinen Betrug begehen, 
felbft wenn er um den Verkauf gewußt, und den Käufer badurd 
verfürzt hätte; denn, wer feine Rechte auf eine gefeßmäßige Art wahrt, 
begeht Tein Berbrechen“ (&. vom 19. September 1855, ©. 3. Nr. 130). 

14. P. hatte, um ſich aus einer Oeldverlegenheit zu reißen, mitteljt 
eined auf den Sefchlechtsnamen feiner Gattin Tautenden Subſcriptionsbogens 
„gr eine durch Eholera- und Eifenbahnunfälle verunglücte Familie” Almo⸗ 
ſen im Betrage von mehr als 25 Gulden gefammelt und für fich verwendet. 

Der oberfie Gerichtshof erklärte übereinftintmend mit der Anficht des 
DOberlandesgerichtes: „Die im Vermögen der Jrregeführten einge 
tretene Berringerung fei ein wahrer Schade, den fie an ihrem 
Eigenthume erlitten, obfchon fie fich der gefpendeten Gaben aus 
bloßer Liberalität entäußerten. Die von P. gebegte und erreichte 
Abficht fei daher auf Beichädigung Anderer im Sinne des 8. 197 gerichtet 
geweſen, folglich feine hiezu gebrauchte Tiitige Vorftellung mit Rückſicht auf 
die Höhe der Geſammtſumme das Verbrechen des Betruges" (E. vom 4. Der 
eember 1855, ©. 3. 1856, Nr. 7). 

15. Peter D. verkaufte fein Haus in Gantu feiner Gattin Claudia, 
welche ihm den Kaufpreis baar bezahlte. Einige Zeit fpäter flüchtete er fich 
über die Gränze nach Lugano, um einer gegen ihn eingeleiteten ftrafgericht- 
lihen Berfolgung zu entgehen. Wiederholte drohende Aufforderungen von 
feiner Seite bewogen feine Gattin, einmal nad Lugano zu Tommen, wo er 
ihr bei verfchloffenen Thüren mit einem blanken Fleifchhauermefler drohend 
die Zufage erpreßte, daß fie beim Notar P. eine Urkunde über den Rückver⸗ 
fauf des Haufes unterfchreiben werde. Im Bureau bes Notars erfüllte fie 
unter bem fortwirkenden Eindrude ber vorausgegangenen Drohungen das 

13* 
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abgeziwungene Berfprechen, wobei an eine Auszahlung bes bedungenen Kauf 
preifes von Seite des Mannes, ber fich gerade burch den Befitz des Haufes 
Selb zu verfihaffen Hoffte, gar nicht zu denten war. Vom Notar zurüdge 
kehrt, unterrichtete fie ihren Sohn Achill, der fie nach Lugano begleitet hatte, 
fofort von dem Gefchehenen, welcher auf das höchfte entrüftet ſich vermaß, 
die Sache auf feine Weife in Ordnung bringen zu wollen. 

Gr erfchten nämlich einige Tage fpäter im Bureau bes Notar und 
verlangte eine Abfchrift der fraglichen Notariatsurkunde. Während nun ber 
Notar zur Beſchaffung ber Abſchrift fich anfchidte, nahm Achill, ber ben 
Wunſch darnach nur vorgefchüßt hatte, um zur Bemächtigung ber Urfchrift 
©elegenheit zu erhalten, das Driginaldocument weg, und entflohb mit dem⸗ 
felben, welches er fpäter vernichtete. In biefer Weife befannte der im befien 
Rufe ſtehende Achill als Befchuldigter dem Richter unummwunden bie That, 
Durch die er fich weder gegen Gott noch gegen die Menfchen vergangen zu 
haben glaube. — Uebrigens war eine authentifche Ausfertigung der Nota- 
riatsurkunde im Befibe des Peter D., wovon Achill nichts wußte. 

Der oberſte Gerichtshof erflärte den Achill D. des vollbrachten Ber 
brechens bes Betruges frhuldig, und zwar „in ber Erwägung, daß ber Be 
fohuldigte, fo fehr er von der Rechtswidrigleit des feiner Mutter angethanen 
Zwanges überzeugt und das Verlangen ihr zu helfen, in ihm vorherrfchend 
war, ſich unmoͤglich des Gedaukens erwehren Eonnte, baß fein Vater, welchen 
er um das Beweismittel für den abgeichloffenen Vertrag zu bringen beab⸗ 
fichtigte, durch feine Handlung einen Schaden Teiden könne, und daß nad 
ben 88. 197 und 200 in der angewandten Zift, verbunden mit ber, wenn 
auch nicht erreichten Abficht, einem Anderen Schaden zuzufügen, ſchon das 
vollendete (nicht erit das verfuchte) Verbrechen bes Betruges liege, folglich 
bie dem Angellagten noch bazu unbefannt gebliebene Griftenz der authenti- 
fihen Ausfertigung des von ihm vernichteten Notariatsinftrumentes ber Voll: 
bringung bes Verbrechens nicht im Wege ftand” (E. vom 8. October 1856, 
©. 8. Nr. 134). 

16. A. hatte in vier verſchiedenen Schuhmacherladen im Ganzen fleben 
Baar Stiefel unter fälfchlicher Berufung auf einen angeblichen Commiſſions⸗ 
auftrag und mit dem Verſprechen herausgelodt (längftens in einer halben 
Stunde, — in fürzefter Zeit, — fofort) entweder mit dem Gelbe ober mit 
ben Stiefeln zurückzukehren. Die erhaltene Waare fuchte er dann in einer 
anderen Ortfchaft durch Ausbieten unter dem wahren Werthe Ioszufchlagen, 
was ihm jedoch nicht gelang. 

Der oberfte Gerichtshof erfannte Hierin nicht den Thatbeſtand bes 
Betruges, und zwar in Erwägung, daß bie erwähnten Geſchaͤfte die Nahır 
bes in 8. 1086 des a. b. G. B. normirten f. g. Troͤdelvertrages haben, da 
ber Befchuldigte fich zur Bezahlung des PBreifes ber übernommenen Waare 
für den Fall verpflichtete, als er diefelbe in der immerhin, wenn auch nur 
ungefähr beftimmten Zeit nicht zurüditellen würbe, — daß die von ihm hiebei 
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gebrauchten Mittel, nämlich das Borzeigen ber Maße, die vorgefchüste Eile, 
bie Berufung auf angebliche Gommittenten und das Berfprechen fchleuniger 
Rückkehr als Tiftige, auf Herauslodung der Waare abzielende Umtriebe im 
Sinne bes $. 197 aus dem Grunde nicht angefehen werden können, weil 
die Individuen, mit benen er unterhandelte, nicht um deßwillen, 
fondern im Bertrauen auf feine Perfänltichkeit ihm bie Stiefeln 
überltießen, — baß alfo nur die von feiner Seite unterbliebene Erfül⸗ 
lung der übernommenen Bertragspflicht in rechtlichen Betracht komme, 
und baher gegen ihn Iebiglich die Eivilflage aus dem Eontracte begründet fei 
(&. vom 16. April 1857, &. 3. Ne. 95). 


B. Sränzlinie zwiſchen dem Betruge und anderen flrafbaren 
Handlungen. 


17. Der wiffentliche Verkauf gefälfchten Stämpelpapieres 
{ft ein Betrug, und nicht bloß nach den 88. 415, 8.5 und 416 bed Straf. 
gefebes über Gefällsübertretungen zu beftrafen (E. vom 28. Auguft 1851, 
G. 3. Nr. 222). 

18. Die Beeinträchtigung ber Abhandlungsbehärbe in ihrem 
Taren- und Gebührenbezuge durch Verſchweigung von Activen 
und Fingirung von Paffiven tft nicht nach dem Strafgefebe, ſondern 
nad) den dafür befonders beftebenben Geſetzen zu behandeln (E. vom 22. April 
1852, ©. 3. Nr. 89). | 

19. Jede gerichtliche falfche Ausfage, in foferne fie eine andere 
Perfon betrifft und eine Handlung oder Unterlaffung berfelben bezeugt, ent⸗ 
hält auch ein falſches gerichtliche Zeugniß, begründet aber nur in foferne 
unter ben Bedingungen bes $. 197 das Verbrechen des Betruges, als eine 
jolhe Handlung vom Geſetze nicht als befonderes Verbrechen erflärt wir, 
wie dieß beim Verbrechen des Mißbrauches ber Amtsgewalt ($. 102) 
und insbeſondere bei der Berleumdung (8.209) der Fall if. Da jedoch 
in dem eonereten Falle die Handlung, beren Jemand durch eine falfche 
gerichtliche Ausfage befchuldiget worden war, Fein Verbrechen, fonbern 
bloß eine Mebertretung begründete, fomit auch die Merkmale des Ber 
brechens der Berleumdbung nicht vorhanden waren, fo erflärte ber oberfte 
Gerichtshof, daß die fälfchliche Befchuldigung mit Necht dem $. 487 (ale 
Uebertretung der Ehrenbeleidigung) unterzogen worben ſei (E. vom 
14. October 1852, ©. 3. 1853, Nr. 8) *). 


*) Dbiger Grundſatz, wonach die fälfchliche gerichtliche Befchuldigung wegen 
eined Verbrechens nicht nach den 88. 197 und 199 lit. a ald dad Verbrechen des Be⸗ 
truges, fondern nach 8. 209 als Berbrechen der Berleumdung zu beflrafen ift, dürfte 
jedoch dann einer Beſchränkung unterliegen, wenn bie falfche gerichtliche Ausfage auch 
befhworen wurde (was im vorliegenden Falle, wo ein Angeklagter die fälfch- 
liche Beichuldigung zu feiner vermeintlichen Dertheidigung vorgebracht hatte, nicht der 
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20. Das Einlöthen eines fremden Körpers in Siibergeräthe 
ift, wenn es in böfer Abficht gefchah, als Betrug zu beftrafen (E. vom 


22. Yebruar 1854; fiehe diefelbe bei Art. V des Kundmarkhungs - Batentes 
unter 10.). 


21. Wenn die Beſtimmungen ber SS. 6, 197, 199 lit. a, 204, 214 und 
215 und des Art. IV des Kundmachungs: Patentes in ihrem Zufammenhange 
einer forgfältigen Prüfung unterzogen werben, fo ftellt fi) als zweifellos 
dar, daß, ſobald die Verheimlichung der zur Entdedung eines Verbrechens 
oder bes Thäters Dienlichen Anzeigungen (welche an fich das Verbrechen ber 
Vorſchubleiſtung durch Verhehlung begründen würde) burch ein 
gerichtlich abgelegtes falſches Zeugniß in das Werk geſetzt wurde. 
bie 88. 197 und 199 lit. a, und in Folge deſſen nach Beſchaffenheit der Um— 
ftände auch die höheren Straffanctionen ber 88. 202 und 204 ihre volle 
Anwendung finden (E. vom 30. Juli 1856, ©. 3. Nr. 113)*). 


Tall war). Denn es unterliegt wohl feinem Zweifel, daß unter folher Borausfegung 
die auf den dur falfchen Eid begangenen Betrug im $. 204 feftgefegte firengere 
Straffanction in Anwendung zu bringen fei. (Vergl. über diefe Frage Hye a. a. O. 
©. 484 ff.) — Auch dem möchte faum beizupflichten fein, daß die fälfchliche Befchul- 
digung nur als Mebertretung der Ehrenbeleidigung zu beftrafen fei, wenn die Hand» 
lung, deren Jemand durch die falfche gerichtliche Ausfage befchuldiget wurde, fein Ber 
brechen, fondern bloß ein Vergehen oder eine Uebertretung begründet, und wenn cben 
deßhalb auch die Merkmale des Verbrechend der Berleumdung nicht eintreten. Dehn 
ed wäre ein offenbarer Widerſpruch, daß die falfche Ausfage bloß deßwegen auf 
hören fol ein Verbrechen zu fein, weil ihr nicht bloß die für fich allein zur Cri— 
minalität genügende Abficht zu Grunde lag, den Staat in der Ausübung der Gerech— 
tigkeit zu hindern oder zu beirren, fondern der Thäter noch überdieß beabfichtigte, 
die Ehre eined Menfchen zu verleßen. 


*) Obiger Grundſatz flimmt nicht mit jenem überein, welcher in der eben unter 
19. angeführten &. vom 14. October 1852 aufgeftellt wurde, daß nämlich „eine gericht: 
liche falfche Ausfage nur in foferne dad Verbrechen des Betruges begründet, als eine 
folhe Handlung vom Gefege nicht als befonderes Verbrechen erklärt wird.” 


Der die obige Entſcheidung veranlaffende Fall war nachftehender: Durch die 
in einer Unterfuhung wegen Diebftahl übereinftimmend und eidlich abgelegte Ausſage 
von drei volllommen glaubwürdigen Zeugen war erwiefen, daß R. ihnen den Urheber 
der That in der Perfon de8 ©. bezeichnet habe. R., ald Zeuge vorgefordert, behauptete, 
über die Perfon des Diebes nichts zu wiffen, und läugnete, daß erden Zeu- 
gen die vorhin erwähnte Mittheilung gemacht habe. — Es darf nun nidt 
überfehen werden, daß die oberftrichterlichen Motive dem im Conterte aufgeführten Grund» 
fage noch die „Fernere Erwägung“ beifügen, „daß im gegebenen Falle die Merk⸗ 
male des Berbrechend der Borfchubleiftung um fo weniger ald vorhanden angenommen 
werden können, als durchaus nicht bewiefen ift, daß die außergerihtlichen 
Eröffnungen ded Angellagten an die drei Zeugen auf wahren That- 
faden berubten” — Daß nun diefe leptere Erwägung für fich genüge, um im 
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22. Ueber den Unterfihieb zwiſchen Betrug und Vorſchubleiſtung burch 
Berhehlung f. auch die bei 8. 199 lit. a unter 19. angeführte €. v. 17. März 
1857. Diefe entfchteb aber einen Fall, wo die Berheimlichung ber zur Ent⸗ 
befung des wirklichen Thäters bienlichen Anzeigungen Dadurch bewerkitelliget 
worden war, daß fich fein Bruber ſelbſt für den Thäter ausgab und 
hierüber vor Gericht ein Geſtaͤndniß ablegte; ba alfo feine Ausfage nicht 
als ein Zeugniß erfchien, fo konnte fle aus die ſem Grunde nicht als das 
Verbrechen des Betruges nach $. 199 Hit. a, fondern nur als eine (nach 
8. 216 firaflofe) Vorfcehubleiftung aufgefaßt werden. 

©. ferner die bei 88. 181—184 unter 20. angeführten Entfcheibungen 
über die Sränzlinte zwifchen Beruntreuung und Betrug; und bei 8. 320 
it. f jene vom 29. Jänner 1852 über bie bloß als Mebertretung ftrafbare 
Nahmahung ober Verfälfhung Sffentlicher Urkunden. 

Ueber den Unterſchied zwifchen Betrug durch Ablegung eines falfchen 
Zeugniffes vor Gericht und ber Selbitverantwortung des einer firafbaren 
Handlung Verdächtigen ober doch dabei nicht Unbefangenen |. die bei $. 2 
unter 3., dann bet $. 199 lit. a unter 16. und 17. angeführten Entſchei⸗ 
dungen. 


C. Berfuh des Betruges. 


23. Mit der bei 8. 201 a unter 2. angeführten E. vom 10. September 
1853 wurbe unter Anderem ausgefprochen, e8 werde zum Begriffe des voll- 
endeten Verbrechens im 8. 197 nicht erfordert, daß bie Srreführung 
gelungen fei. Es fiheint daher von der Auslegung ber Worte: „Wer — — 
einen Anderen in Irrthum führet" ausgegangen worben zu fein, daß fich die⸗ 
jelben Tebiglich auf die Handlung bes Thäters, nicht auf den beabſich⸗ 
tigten Erfolg beziehen; daß daher Im Sinne des Geſetzes fchon jener „in 
Irrthum führe”, welcher Alles thut, wodurch der Irrthum bes Anderen her⸗ 
borgerufen werben fol, und nicht bloß Jener, deifen Handlung in dem Anderen 
wirklich einen Irrthum bewirkte; daB alfo, da das Geſetz im 8. 197 ebenfo 
wie bei den übrigen Begriffsbefimmungen der Verbrechen das vollbrachte 
Verbrechen befintrt, diefes fchon dadurch begründet werde, wenn der Thäter die 
ben Irrthum des Anderen bezielende Handlung gefeßt hat, wenn biefelbe auch 
nicht einmal bie wirkliche Srreführung, und daher noch viel weniger 
ben endlich beabfichtigten Schaden herbeigeführt hat”). 


gegebenen Kalle die Annahme des Thatbeftandes der Vorfehubleiftung durch Ber- 
hehlung audzufchließen, bedarf faum einer Erwähnung. 

*) Es ift diefe Auslegung ganz ähnlich der ded Worted „verleitet im 8. 132 
II., vermöge welcher der oberfte Gerichtshof mit der (ebendort unter 6. und 7. anges 
führten) €. vom 11. November 1852 annahm, es fei das Berbrechen der Verführung 
zur Unzucht vollbracht, wenn der Thäter die die Verführung zur Unzucht bezielende 
Handlung, wenn glei ohne Erfolg gefept hat, weil er gerade durch das Sepen jener 
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Dagegen ſcheint fchon bei der &. vom 15. September 1853 (©. 3. 
Nr. 133) von einer anderen Auffaffung des Verſuches beim Betruge, und zwar 
im Sinne ber eben in ber Anmerkung angeführten Anficht ausgegangen worben 
zu fein. Der Angellagte hatte nämlich von bem Jacob H. und Ferdinand K. 
unter Benüsung ihrer Unwiffenheit über dic Werthlofigleit ber Schulbver- 
fihreibungen bes Grafen Karl %. gegen Verpfändung einer ſolchen Obligation 
per 500 fl. ein Darlehen, und zwar yon K. im Betrage von 200 fl. mit 
ber liſtigen Borfpieglung eines vorzunehmenden Flachseinkaufes zu entloden 
verfucht. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte, „Daß bier ganz im Sinne ber 88. 8, 
197 und 200 das verfuchte Verbrechen bes Betruges vorliege, benn ber 
Beſchuldigte hat feinerfeits alle Schritte gethan, um auf eine in 
bem $. 197 als das Verbrechen des Beiruges erflärte Weiſe das Darlehen zu 
erlangen, nur die größere Vorficht der Darleiher und das Mißtrauen, welches 
fie in den Werth dieſes Papieres ſeßzten, war ber Grund, baß ber gefpielte 
Betrug nicht gelang”. 

Ganz entfihieben wurde aber diefe Anficht mit ber &. vom 27. October 
1853 (©. 3. Nr. 156) ausgefprochen, welche in der betreffenden Stelle *) Tautet 
wie folgt: 

„Der $. 197 fordert zum Thatbeftande des Verbrechens bes Betruges, 
baß Jemand durch liſtige Vorftellungen ober Handlungen in Irrthum geführt 
werbe, wodurch er, ober ein Anderer befhäbigt werben fol. Wenn daher 
auch bie erfolgte Beſchädigung nicht nothwendig if, um dieſes 
Derbrechen als vollbracht zuerfennen, fo muß boch die Irrefüh— 
sung gelungen fein, weil, wenn biefe nicht gelingt, nihtbehauptet 
werben fann, daß Jemand in Irrthum geführt, und ſomit das Ber 
brechen bes Betruges, welches eben in dieſer Srreführung wefent- 
lich befteht, vollbracht worben fei; es ift vielmehr dem Geiſte und Wort- 
laute des Geſetzes vollkommen angemeffen, zu behaupten, daß derjenige, welcher 
es unternimmt, Jemand in ber angebeuteten Abficht Durch Tiftige Vorftellungen 
ober Handlungen in Irrthum zu führen, in dem Stabiv des Berfuches 


Handlung „verleitet”. — Anderer Meinung ift jedoh, in Bezug auf den Betrug, 
Hye, indem er fih (a. a. D. S. 353) ausdrücklich dahin ausſpricht: „Sobald auch 
nur die liſtige Srreführung eined Andern in der voraudgefepten Abfiht vollendet, 
wenn auch die beabfichtigte Rechtöverfürzung eines Andern noch nicht eingetreten ifl, 
ſtellt fi die ſtrafbare Handlung des Betruges ald vollbracht bar; dennod ift aud 
bier ein flrafbarer Verſuch denkbar, in foferne nämlich die Handlung des Srrefüh- 
rend felbft noch im Stadio ded Verſuches begriffen ift, wenn nämlich 3. B. der Thäter 
in der erwähnten flräflihen Abficht bereits Alles gethan hat, um einen Anderen irre 
zu führen, diefe Irreführung felbft ihm aber nicht gelungen iſt.“ (S. au 
mein Handbuch J. $. 197, Nr. 10.) 
*) Eiche diefe E. auch bei $. 8 unter 10. 
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geblieben ſei, wenn bie Irreführung nicht gelang, weil ben beirügerifchen 
Vorwaͤnden kein Glaube gefchentt oder die Lift fogleich erfannt wurde, daher 
jene Handlung nicht erzielt werben konnte, zu welcher Jemand hieburch 
beſtimmt werben follte, um die Beichädigung eines Anderen, oder feine eigene 
besvorzubringen“ ”). 


8. 199. 
a) Aus ber Belchaffenheit der That verbrecheriſche Betrugsfälle. 
Lit. a. 
I. Falſcher gerichtlider Eid. 


Mann der Eid als bei Gericht angeboten anzufehen fei? 


1. &8 Tiegtim Geiſte und in ber Abficht bes Strafgefehes, 
das Erbieten zu einem falfhen Eibe erfi dann als Verbrechen zu 
behandeln und zu beftrafen, wenn es in eivilrechtlicher Beziehung 
eine Wirkung haben fann. 

Diefem Grundſatz gemäß wurde mit der E. vom 22. April 1852 (©. 8. 
Nr. 96) ausgefprochen, daß, nachdem ber Vorgang nicht mit einem civilrecht⸗ 
lihen Erfolge geltend gemacht werben koͤnnte, wenn es auf die Frage anläme, 
ob der Eid nad den Beitimmungen ber Civilproceßgeſetze (nämlich in bem 
Falle, wenn die Partei mittlerweile geftorben wäre) für abgelegt zu halten fei? 
— der Angeflagte durch irrige Auslegung und unrichtige Anwendung bes 
Geſetzes des Verbrechens des Betruges ſchuldig erklärt worden fei**). 

2. Mit diefem Grundſatze fieht es ganz im Einflange, wenn mit der €. 
vom 7. April 1853 (9. 3. Nr. 56) auögefprochen wurbe, daß die tın ſummari⸗ 
ſchen Berfahren während ber Proceßverhandlung abgegebene Erflärung 





— 


*) Eine noch ſpätere E. vom 31. Mai 1854 (G. 3. Nr. 82) erklärt: „daß die 
Irreführung bewirkt und der dadurch bezielte Zweck wirklich) erreicht wird, ift zur We⸗ 
fenheit ded Betruges, oder doch deffen Verſuches, nicht erforderlich.‘ 


**) Der Angeklagte hatte den Syndicus H. mündlih um die Beforgung des 
Eidesantretungsgefuched angegangen, und diefer das Gefuch mit des Erfteren Bor- 
wiffen wirklich überreiht. &8 war aber weder dad Geſuch noch die demfelben beige: 
legte Eidesformel von dem Angellagten felbft eigenhändig unterfchrieben worden; auch 
H. weder mit ciner von dem Angeklagten unterfihriebenen Species facti noch mit 
einer Bollmacht desfelben zur Antretung des Haupteides verfehen, fomit ber Eid nicht 
in einer Weife angeboten, um irgend eine rechtlihe Wirkung zu haben ($. 233 allg. 
G. D.; Hofdecret vom 5. März 1795, Nr. 222). 

Bei der Zagfagung erfchien der Angeflagte, und antwortete über die vom Be⸗ 
zirförichter an ihn geftellte Frage, ob er noch immer bereit fe, den im Urtheile enthal« 
tenen Eid abzulegen, bloß mit „ja; über die Erinnerung an die Wichtigkeit des Eides 
aber zählte er der Klägerin die betreffenden Beträge auf, womit die Sache abgethan 
war und fein Wort gefchrieben wurde. 
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den (— falfchen —) Eid ablegen zu mollen, allerdings als ein gerichtlides 
Anerbieten angeſehen werben könne, weil dieſe Erflärung in civilrecht— 
licher Beziehung nicht gleichgiltigift und allerdings eivilrechtliche 
Kolgen nad fich ziehen fann. 

Denn nach ben 88. 32 und 36 der Vorfehrift über das fummartfche Ver- 
fahren tft derjenige, dem ein Etb aufgetragen wird, zu ber beſtimmten Er 
Märung aufzufordern, ob er benjelben annehmen ober zurückſchieben wolle. 

Da nun nach den beftehenden Geſetzen) ein Eid auch dann für abge 
ſchworen erkannt werben darf, wenn bie vor ber Eidesablegung verftorbene 
Partei die bezugnehmende Satzſchrift unterfertiget bat, fo müfle bieß 
um fo mehr dann der Fall fein, wenn diezueinerbeftimmten &rflärung 
hierüber aufgeforberte Partei vor Gericht fich zur Annahme bes 
ihraufgetragenen Eides bereit erflärt. — Der imftand aber, Daß bei 
bem nicht erfolgten Ableben bes Angellagten bas Anbieten in dem 
eoncreten Falle ganz ohne Folgen blieb, ſei von feinem Belange, weil bad 
in böfer Abficht gefchehene Anbieten des Eides ſchon an ſich das Verbrechen 
des Betruges bildet, felbft wenn auch kein Nachtheil hieraus erfolgt ift. 

3. Aus eben bemfelben, wörtlich wiederholten Grundſatze wurde ferner 
mit ber E. vom 1. Februar 1854 (G. 3. Nr. 42) die Folgerung abgeleitet, daß 
das Anbieten des Erfüllungseibes das Verbrechen des Betruges nicht 
begründe, wenn es gar nicht denkbar ift, daß ber als erfte halbe Probe ange 
botene Zeugenbeweis habe gelingen und daher auch das Anbieten des Er- 
füllungseides möglicherweife eine Folge haben Tönnen. 

4. Dagegen wurbe aber bei ber E. vom 29 November 1854 (G. Z. 1855 
Nr. 17) eine noch viel engere Bedeutung bes Begriffes: Anbieten zum Eide 
zu Grunde gelegt. Es wurde nämlich der Nichtigleitsbefchwerbe bes Angellag- 
ten in Betreff feiner Berurtheilung wegen bes Verbrechens bes Betruges durch 
Anbietung zum falfchen Eide aus nachftehenden Gründen flatt gegeben: „Die 
„Anbietung geſchah bloß in ber Klage und Inder fummartifchen Eivil- 
„serhbandlung, mithin auf eine fo entfernte Art, daß dieſe Anbietung im 
„Sinne des 8. 8 nicht einmal als ein verfuchter Betrug angefehen 
„werden kann, indem bei Geltendmachung der Gegenanſicht felten ein Civil⸗ 
„proceß, In welchem es auf das Beweismittel durch Eide ankommt, vorfom- 
„men würbe, mo fich nicht zu Eiden und Gegeneiden wechſelſeitig erboten 
„wird, und wo daher nicht gegen bie fich zu folchen Eiden Anbtetenden eine 
„Nrafgerichtliche Amtshandlung eintreten müßte. Eine ſolche Amtshand- 


9) 8. 233 der allg. ©. D.; Hofdecret vom 15. Juli 1784, Nr. 317; 26. April 
1792, Nr. 10, und 5. März 1795, Nr. 222. — Die Eivilproceßordnung für Ungarn 
u. f. f. beſtimmt hierüber im $. 255, daß der Eid für abgeſchworen zu halten fei, 
wenn die Partei fih zu demfelben erboten, hierüber entweder ihre Erflärung per 
ſönlich bei Gericht abgegeben, oder die gerichtliche Eingabe, worin dad Anbieten 
enthalten ift, eigenhändig unterfchrieben bat. 
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„fung koͤnnte daher nurin jenen Fällen zur Sprache kommen, wo 
„bie Partei den Eid, auf welchen erfannt wird, bereits angetres 
„ten, oder fich zur Ablegung besfelben bei ber Meineidserinne⸗ 
„rung bereit erflärt bat“. 


Die Abficht, dem Gegner einen Schaden am Bermögen zuzu— 
fügen, ifi zur verbrecherifchen Eigenſchaft des falfchen gericht— 
lichen Eides nicht erforderlich. 


5. Diefer Grundſatz tft wiederholt, und namentlich in ber E. vom 
4. September 1851 (©. 3. Nr. 277) mit nachftehendben Worten ausgefprochen 
worden: „Der falfche gerichtliche Eid ift ſchon an und für fich, ohne 
„alle Rüdfiht 06 baburch irgend ein Schabe eines Dritten au 
„feinem Bermögen oder Einkommen beabfichtiget oder zugefügt 
„wurbe, als das Verbrechen des Betruges anzufehen und zu 
„beftrafen“. 

Die Sefchwornen hatten nämlich bei einem in einem Paternitätsprocefie 
abgelegten falfchen Eide die Abficht, fich dadurch der Zahlung der 
Unterhaltstoften des Kindes zu entziehen verneint; der Schwurge: 
richtshof aber Demungeachtet verurtheilt, was auch vom oberften Gerichtähofe 
gebilliget wurde. 

6. Bon gleichem Grundfage wurbe auch bei der &. vom 24. November 
1851 (®. 3. Nr. 293) ausgegangen. Es war an die Geſchwornen nachitehende 
Frage geftellt worden: „Iſt der Angellagte ſchuldig, ben ihm in feiner Rechts⸗ 
„ſache wider Maria Fr. in Bezug des rüditändigen Arbeitslohnes aufgetra- 
„genen Haupteid: „„dbaß er bie mit vierzehn Gulden angeſetzte Winde 
unmit feinem Wiſſen und Willen nicht beftellt und erhalten habe““ 
„in der Abficht, fich der Zahlung zum Nachtheile der Fr. zu entichlagen, wiffent- 
„lich falfch abgelegt zu Haben?" — Diefe Frage wurde bejaht, jedoch beige- 
fügt: „nicht in der Abflcht, fich der Zahlung ber vierzehn Gulden zu entfchlas 
gen". Nichts defto weniger wurde nach der Anficht des oberften Gerichtshofes 
mit Recht das Verbrechen des Betruges als vorhanden angenommen. 

7. Durch rechtöfräftiges Urtheil war erfannt worden, Thomas J. habe 
von dem Geflagten nur dann eine Entfchädigung (wegen von ihm erlittener 
Mißhandlung) zu fordern, wenn er ſchwoͤrt, daß er bie Aerzte B. und F. mit 
40 und 45 kr. C. M. bezahlt habe. 3: hat nun am 9. Jänner 1852 biefen Eid 
abgelegt, objchon er wußte, daß bis zu biefem Tage die Zahlung an die Aerzte 
nicht erfolgt war; — daß er nicht bloß die Höhe feiner Forderung, fondern den 
Umftand zu beichwören hatte, die Aerzte feien bereitö bezahlt; — daß endlich 
feine Forderung durch den erwähnten Eid bedingt war, fomit nicht zu Mecht 
beftaud, wenn er die gedachten Beträge ben Nerzten nicht wirklich bezahlt hatte. 

Der oberfie Gerichtshof verwarf Die von 3. gegen feine Berurtheilung 
wegen des Verbrechens des Betruges ergriffene Nichtigkeitsbefchwerbe, bie fich 
barauf flüßte, Daß bei feiner Handlung aller böfer Vorſatz mangelte und ein 
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Schade weber beabfichtiget noch verurfacht wurde: — „S. habe wiflentlich und 
„abfichtlich einen falfchen Eid abgelegt, wodurch er die Geklagten in ihren 
„urtheilsmäßigen Rechten zu Schaben bringen wollte; er würde auch ohne alle 
„Rückſicht auf den Schabenshbetrag das Verbrechen bed Betruges begangen 
„haben, da das Recht des Staates auf Wahrhaftigleit vor Gericht unbedingt 
„if, und es würbe zu ben bebauerlichften Folgen führen, wenn es geftattet 
„wäre, im Eivilprocefie eine unwahre Thatfache als wahr zu befchwären, 
„weilderjenige, welcher ſchwoört, von ber Rechtmäßigkeit feiner 
„Sache überzeugt zu fein vermeint" (E. vom 26. Auguft 1852 ©. 2. 
Nr. 135)”). 

8. Ebenfo wurde mit ber &. vom 14. October 1852 (G. 3.1853, Nr. 7 
- ausgefprochen: „Der behauptete Abgang der böfen Abficht zu ſchaden und 
eines wirklichen Schadens der Gegner und das Beſtreben die Unzurechnungs⸗ 
fähigfeit des Verurtheilten zu bebuciren, ftellen fich als fruchtlofe Ausflüchte 
bar, indem in den Worten „wiffentlich falſch“ des Iandesgerichtlichen Ur- 
theiles bie Annahme des böfen Vorſatzes und die Ausfchliegung ber Unzurech⸗ 
nungsfähigfeit Tiegt, e8 übrigens bei dem DBerbrechen des Betruges durch 
Ablegung eines falfchen Eibes ber Nachweiſung eines Schabens von Seite 
besjenigen, gegen welchen ber Eid gerichtet war, nicht bebarf.“ 


Unzulänglihe Entfchuldigungsgrünbe beim Verbrechen des Be 
truges durch Ablegung eines falfchen Eides. 


9. Es genügt zum Thatbeftande des Betruges durch Anbietung eines 
falſchen Eides, wenn bem Anbtetenben auch nur einer ber Umftände, 
worüber er den Haupteid negativ anbot, als vorhanden befannt ift, und es bat 
der Ausdrud „feines Wiffens und Erinnerns“ feineswegs bie Deutung, 
daß der Schwoͤrende nicht wiffe und fich nicht erinnere, daß ein beftimm- 
te8 von ihm zu befchwörendes Factum vor fih ging, fondern er ift vielmehr 
dahin auszulegen, daß er wiffe und fich erinnere, baß ein beftimmtes von 
ihm zu befchwörendes Factum nicht vor fih ging (&. vom 13. Mai 1852, 
G. 3. Nr. 98). 

10. Der Angeklagte hatte geſchworen, daß ihm feines Wiffens und 
Erinnerns Jacob D. die im Conto B der Klage fpecificirten Sattlerarbeiten 
nicht geliefert Habe, welches Factum als unwahr erfannt wurbe. Der oberfte 
Gerichtshof nahm mit der &. vom 23. April 1852 (©. 3. Nr. 92) an, e8 vers 
möge bie Beichaffenheit der betrügertfchen Handlung ber von bem Beſchwerde⸗ 
führer geltend gemachte Umftand nicht zu ändern, daß nicht Jacob D., fondern 
deſſen Sohn Johann D. die Arbeiten geliefert habe, und bag nicht fämmtliche 
im Conto verzeichneten Arbeiten geliefert worden ſeien. Denn ber Thäter habe 
auch bie anerfannt richtigen Eonto-Abfähe, fomit wahre That. 


*) Vergl. die bei $. 197 unter 5. angeführte E. vom 10. Februar 1853. 
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ſachen beftritten, und das Geſet forbere, daß jeber Eid ohne Gemüths⸗ 
hinterhalt oder zweideutigen Berftand abgelegt werbe. 


11. Der Angellagte hatte geltend gemacht, daß das Darlehen am 26. 
und nicht am 25. Kebruar 1852, wie die Eibesformel lautete, erfolgt, fomit der 
in biefer Form abgelegte Eid nicht falfch fe. Allein der oberfte Gerichtshof 
erflärte mit der &. vom 15. September 1853 (©. Z. Nr. 131), das in die Eibes- 
formel gebrachte Datum vom 25. Februar fei ein ganz außerwefentlicher Um⸗ 
ftand; denn ob der Angellagte das Darlehen an dem einen oder dem anderen 
Tage empfangen habe, entjcheibe nichts; es komme hauptfächlich nur barauf 
an, ob ber Angellagte das fragliche Darlehen erhalten und zur Rüdftellung 
besfelben am Märgmarkte fich verpflichtet habe; biefe Umftände habe er mit 
feinem Eide verneint, und der Eid bleibe falſch, ohne alle Rüdficht auf das 
Datum des erfolgten Darlehens. 


Wenn der angebliche falfche Eid nicht über Thatſachen, ſondern 
über fireitige Rechtsfragen abgelegt wurde, fo finben die Bor- 
fhriften bes Strafgefehbud es feine Anwendung. 


12. Der Givilsichter hatte die Eidesformel dahin normirt, der Ange 
Hagte folle fchwören, die bei 3. erliegenden 34 Städ Tücher von 
Traugott®. „nicht ertauft” zu haben. Es ift ſomit die eigentliche richter- 
liche Function, welche darin beftand, in Berüdfichtigung der beſtehenden 
Geſetze zu enticheiden, ob bie zwifchen B. und Sch. getroffene Verabredung 
einen wirklichen Anlauf der bei 3. befindlichen B.'ſchen Tücher bildete, dem 
Angeflagten überlaffen worden. 

Die in dem Civilproceſſe verbandelte Frage, ob durch die zwilchen B. 
und Sch. ftattgehabte in der Weſenheit von beiden Theilen zugeitanbene 
Berabredung bie in Frage ftehenden Tücher von dem Angeflagten wirklich 
angelauft worden find, ift eine Rechtsfrage, melde nad ben Beſtim⸗ 
mungen bes a. b. G. 3. von dem Richter zu entjcheiden ift, gleichwie fie 
auch das Landesgericht nach dieſen Geſetzen in feinen Entfcheidungsgrünben 
bejahend beantwortet hat. 

Abgefehen nun davon, daß nach den beitehenden Geſetzen Eide bloß 
über Thatfachen, und nie über ftreitige Rechtsfragen zuläffig find, unter 
liegt es keinem Zweifel, daß über Rechtsfragen eine BVerfchiedenheit der 
Meinungen oder Anfichten obwalten kann, ohne daß biepfalls Se- 
manben ber Borwurf einer Unreblichkeit mit Grund gemadt 
werden fann. 

Der Angellagte war und ift nach dem Inhalte feiner Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde noch immer der Mechtsanficht, Daß burch die zwifchen ihm nnd 2. 
getroffene Verabredung Fein rechtöverbinblicher Kauf aller bei 3. erliegenden 
Tücher abgefchloffen worden und er hiernach mit Rüdficht auf den Platz⸗ 
gebraud in Bielitz vollkommen berechtiget war, Die Tücher, welche ihm nicht 
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eonvenirten, und welche bie vorausgeſetzten Eigenichaften nicht hatten, zurüd- 
zuſchicken. 

Für dieſe Rechtsanſicht, wenn ſelbe auch von dem Landesge⸗ 
richte in ſeinen Entſcheidungsgründen als falſch anerkannt wird, kann 
der Angeklagte im Strafrechtswege nicht verantwortlich gemacht 
werben, und wäre es nur dann, wenn er Thatſachen eidlich widerſpro⸗ 
chen hätte, welche durch die Erhebungen fich als mwirfli vorhanden darge: 
ftelt haben (E. vom 10. Februar 1853, ©. 3. Nr. 54). 


$. 199 lit. a. 
D. Anbietung oder Ablegung eines folfchen Sengniſſes. 


Das Zeugniß muß beftimmt fein, gerihtlih angeboten oder 
abgelegt zu werben. 


13. Zu dem zur Laft gelegten Verbrechen des Betruges wird erfordert, 
daß fih um ein falfehes Zeugniß beworben merbe, welches vor Gericht 
abgelegt werden fol. 

Es muß baher Jemand angegangen worben fein, eine falfche 
Ausfage vor Gericht zu machen, wie ſchon das Wort ablegen Mar 
anbeutet, und ed muß dem Angegangenen betannt fein, daß er bie 
falfhe Ausfage vor Gericht ablegen foll. 

Wird in dieſer Abficht und zu dieſem Behufe ein fchriftliches Zeugniß 
ausgeftellt, jo würde hierin für den Zeugen ber Verfuch dieſes Verbrechens, 
fo wie in der mündlichen Zufage, ein falfches Zeugniß vor Gericht ablegen 
zu wollen, das vollendete Verbrechen bed Betruges für den Bewerber liegen. 
Bon dem Einen und Anderen Tann daher feine Rede fein, wenn dem An- 
gegangenen nicht eröffnet wurde, daß er fein Zeugniß vor Gericht 
ablegen müffe, wenn er folches auch fchriftlich ausftellte, weil in 
diefem alle weder behauptet werben kann, daß fich um ein falfches Zeugniß, 
fo vor Gericht abgelegt werden foll, beworben, noch daß ein ſolches 
zugefagt wurbe*) (E. vom 18. November 1852, ©. 3. Nr. 152). 





*) Sn Anwendung dieſes Grundfaged auf den betreffenden Fall heißt ed in 
den Entfcheidungdgründen weiter, wie folgt: „Ed mangelt fomit in der dem Angeflag- 
ten zur Laft gelegten That das wefentliche Merkmal des Verbrechens des Betruges im 
Sinne des $. 199 lit. a, zu deifen Begründung ed nicht genügt, daß der Angellagte 
fohin von den Zeugniffen wirklich den Gebrauch machte, daß er damit feine gegen bie 
Therefia 3. bei dem Strafgerichte überreichte Anzeige wegen Meineided belegte, weil 
die Geugniffe zu diefem Zwecke weder abgefordert noch audgeftellt worden find, und 
aus dem vom Angellagten davon gemachten Gebrauche nicht gefolgert werden kann. 
daß die erwähnten Zeugen den Inhalt ihres Zeugniffed auch bei Gericht beftätigen 
würden, was fie wirflih nicht thaten, noch daß fie von dem Angellagten aufge: 
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Falſche Zeugenausfagen find an ſich, ohne Rückicht auf 
anbere Kolgen ober Nachtheile, das Verbrechen des 
Betruges. 


14. Da in der Juſtizpflege, um deren Zweck zu erreichen, alles daran 
liegt, die Wahrheit zu erfahren, und daher der Staat berechtiget iſt, von jedem 
Bürger zu fordern, daß er vor Gericht die Wahrheit ausſage, ſo begründet eine 
falſche Zeugenausſage für ſich ſchon, wegen Verletßzung dieſes Rechtes 
des Staates, ohne Rückſicht auf andere Folgen oder Nachtheile, nach den 
88. 197 und 199 lit. a das Verdrechen des Betruges (E. vom 11. November 
1852, ©. 3. 1853, Nr. 21). 


15. Wenn es fich um bie fihon nach der Beichaffenheit der That ausge⸗ 
zeichneten Fälle des Betruges handelt, fo kommt es zur Begründung dieſes 
Verbrechens nicht darauf an, ob der Befchuldigte babei ein pecuniäres 
Intereſſe gehabt oder ob Jemanden ein Schade zugefügt ober die Zufü- 
gung eines Schadens aud nur beabfichtigt worden fei; e8 Handelt fich um das 
Mecht des Staates aufdie Wahrhaftigkeit der Zeugen, als weſent⸗ 
liche Bedingung zur Erreichung bes Zwedes der Griminalvechtöpflege, und bie 
Verletzung dieſes Rechtes bes Staates iſt es, welche eine falfche Zeu⸗ 
genausfage vor Gericht ſchon aus diefem Geſichtspuncte allein zum Verbrechen 
ftämpelt (E. vom 21. Mai 1852, ©. 3. Nr. 99 und vom 1. Juli 1853, ©. 3. 
Nr. 86). 

Bon gleihem Grundſatze wurde auch bei der &. vom 11. Auguft 1851 
(®. 3. Nr. 207) ausgegangen. Die an die Gefchwornen geftellte Frage Tautete: 
„Iſt ber Angeklagte fchuldig, wiffentlich in feinem gerichtlichen Verhoͤre falſch 
„und in der Abficht, feiner Anzeige gegen die Familie Ch. wegen Verwundung 
„mehr Gewicht zu geben und in der Abficht zu ſchaden, ausgefagt zu 
„baben, daß er bei dieſer Selegenheit ſechs Banknoten zu fünf und drei zu zwei 


fordert wurden und fie fih erboten, das falfhe Zeugniß auch vor Gericht 
abzulegen.’ 

„Aus dem von dem Landeögerichte geltend gemachten Umftande, daß er den 
Zeugen den beabfichtigten gerichtlichen Gebrauch der Zeugniffe liftig verſchwieg, da er 
überzeugt war, fie würden von ihrer früher beſchworenen Ausfage nicht abweichen, 
At fih vielmehr annehmen, daß der Angellagte geglaubt Haben möge, daß biefe Zeug⸗ 
niffe, als vom Rotar aufgenommen, vollfommen genügen, und eine gerichtliche 
Bernehmung der Ausfteller nicht erfolgen werde.‘ 

„Mag daher immerhin für richtig angenommen werden, daß der Angellagte 
fi um diefe Zeugniffe deßhalb bewarb, um davon einen gerichtlichen Gebrauch zu 
machen und damit die darin enthaltenen Umftände von den Zeugen bei Gericht 
beftätiget würden, fo war doch hievon Feine Rede zwifchen ihm und den Zeugen, daher 
aud nicht behauptet werden kann, er babe fih um ein falſches Zeugniß 
beworben, welches vor Gericht abgelegt werden follte, wenn er auch diefe 
Abſicht heimlich genährt hätte.‘ 
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„Gulden verloren habe?" — Die Frage wurbe, jeboch mit Ausfchluß des Bei⸗ 
ſatzes: „und in ber Abficht zu ſchaden“ bejaht, worauf der Gerichtshof 
ben Angeflagten freiiprach. Diefes Erkenntniß wurbe, dem obigen Grundſatze 
gemäß, vom oberften Gerichtshofe vernichtet. 


Unterfchied zwifchen falſchem Zeugniffe und ber Selbfiverant- 
wortung eines Verdächtigen. 


16. Der Begriff des Ablegens eines falfchen Zeugniſſes, wodurch ber 
Richter, Der darauf fein Erkenntniß ſtützen fol, tere zu leiten gefucht wird, barf 
nicht mit ber Berantwortung einer, wenn gleich bes Verbrechens noch nicht 
angeflagten, auch noch nicht verbächtigten,, aber doch in der Sache nicht unbe 
fangenen Perſon verwechfelt werden, welche nicht eigentlich ein Zeugniß in 
ber Sache ablegt, fondern nur in Rüdficht auf ihre eigene Perfon, um fih 
vor ber Verantwortung oder einer Unterfuchung zu ſchützen, bie Wahrheit vor 
enthält (E. vom 22. Juli 1852, ©. 3. Nr. 122) *). 


17. Der Fuhrmann Johann ©. hatte einen Theil bes übernommenen 
Frachtgutes (im Werthe von 40 Liren) veruntreut. Im Verhoͤre erflärte er, fein 
Bruder Franz ©. (mit welchem er ſchon vorher die Abrebe getroffen hatte, daß 
er im Falle feiner Vernehmung diefe Angaben beftätigen folle) babe von ihm 
bie betreffende Kifte übernommen, um fie ihrem Beſtimmungsorte zuzuführen, 
auf deſſen Reife fei fie aber erbrochen, und das Fehlende daraus entwendet 
worden. Diefe Ausflucht war Urfache, daß Kranz G. über die angebrachten 
Umftänbe als verbäcdtiger Zeuge vernommen, daher weder beeidet, noch 
an das Recht erinnert wurbe, fich gemäß 8. 113 der Sir. Pr. O. der Ausfage 
zu entfchlagen. Er beftätigte in drei Verhoͤren volllommen die unwahren An 
gaben feines Bruders, bei feiner vierten Vernehmung erflärte er aber feine bie 
herige Ausſage für falfch, und geftand den wahren Sachverhalt, zu deſſen Ent- 
ftellung ihn brüderliche Liebe verleitet habe. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte mit &. vom 12. Deceinber 1855 (©. 3. 
1856, Nr. 10) aus nachftehenden Gründen, daß er fich allerdings nach 8. 199 
lit. a des Verbrechens des Betruges fehuldig gemacht habe; „es fei zwar mit 
Recht vom Richter dem Franz ©. die Wohlthat des $. 113 der Str. Pr. O. 
vorenthalten, und er als der That verbächtig verhört worden, nachdem fein 
Bruder Johann die Verantwortlichkeit für diefelbe von fich abzulehnen und 
auf ihn zu wälzen verfucht hatte. Da jedoch ſchon vorher biefe Art ber 
Dertheidigung von Beiden verabredet, und von Kranz G. die Tänfchung bed 
Richters befchloffen war, fo koͤnne feine bemgemäß vor Gericht abgelegte 
falfche Ausfage nicht mehr als ein zur eigenen Vertheidigung ange: 
wendetes Mittel angefehen werben, fondern erfcheine vielmehr als bie 
Ausführung feines direct auf Srreführung des Richters zu Gunſten eines 


*) Eiche auch die bei $. 2 unter 3. angeführten Entfcheidungen. 
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Dritten zielenden Vorſatzes, mithin als das Verbrechen bes Betruges durch 
falſches Zeugniß, zumal feine Lage, falſch ausfagen zumüffen, um 
niht den Bruder einer Unwahrheit zu befchuldigen, von ihm ſelbſt 
freiwillig und mit Vorbedacht herbeigeführt wurde". 


18. Wenn der Angefchuldigte die Perfon, welche er zu einer falfchen 
Ausſage verleitete, nicht al8 Zeugen, fondern vielmehr als Theilnehmer an ber 
That betrachten mußte, fo tft Die objective und fubfective Bedingung zum Ver- 
brechen des Betruges nach den 88. 197 und 199 lit. a ausgefchlofien, weil das 
zur falfchen Ausfage zu verleitende Subjert, d. t. ein Zeuge fehlt (E. vom 
8. Kebruar 1854, ©. 3. Nr. 51). 


Unterſchied zwifchen einer falfhen Selbftanfhuldtigung 
und falſchem Zeungniffe. 


19. Die Brüder Jacob und Earl N. hatten in Weingarten ihres Vaters 
Diebe auf frifcher That betreten. Da biefe Miene machten fich zu wiberfeßen 
und Streit anfingen, fenerte Carl fein mit Schrott gelabenes Gewehr auf 
einen der Diebe ab und vermundete ihn Teicht am Schenkel. Um die für Carl, 
welcher Soldat war, befürchteten Folgen abzumwenben, fchlug Jacob vor, daß 
Dominik, der jüngfte der Brüder, Die Schuld auf fich nehmen und fich ftatt bes 
Carl als Thäter angeben möge. Dominik war um des Bruders willen fogleich 
hiezu bereit, und gab fich der Gensd'armerie als Urheber der Berwundung an, 
er wurde fofort verhaftet und legte auch bei der Prätur das falfche Geſtändniß 
ab. Da Carl erkrankte und jtarb, jo geftanden nunmehr Dominif und Jacob 
bie Wahrheit. 

Mährend das Oberlandesgericht Beide nach $. 199 lit. a verurtheilt 
hatte, beftätigte der oberfte Gerichtshof das in erfter Inftanz gefällte Schuld- 
lofigfeitsurtheil: Dominik fei von der Prätur nicht als ein Zeuge vorgeladen 
und verhört, fondern als der vermeintliche Urheber der von feinem Bruder ver- 
übten firafbaren That dem Gerichte eingeliefert worden; es Fünne daher fein 
Geftänbniß, obfchon es eine Unwahrbeit enthalten habe, nicht als ein falfches 
Zeugniß im Sinne des 8. 199 Iit. a aufgefaßt und behandelt werben. Die 
Handlun gsweiſe der Angellagten würde mit Rückſicht auf die ihr zu Grunde 
liegende Abſicht vielmehr als Vorfchubleiftung zu behandeln fein, als 
ſolche fei fie aber, abgefehen Davon, daß ber durch fie Begünitigte kein Ver⸗ 
brecher war, fchon wegen der verwandtichaftlichen Beziehungen der Angeklag⸗ 
ten zu demfelben nach $. 216 itraflos (E. vom 17. März 1857, ©. 8. Nr. 81). 


Ein bei der Zeugenvernehmung unterlaufenes, die Nichtigkeit 
bes Verfahrens nad fich ziehendes Gebrechen hebt die Erimina- 
lität der abgelegten falſchen Zeugenausfage nicht auf. 


20. Der Angeflagte hat, über einen vorgefallenen Raufhandel gerichtlich 
als Zeuge vernommen, wiffentlich eine falſche Ausſage in ber abgelegt, 
Herbit, grundjagi. Entſcheidungen. 
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um das Gericht irre zu führen, und das Recht, von den Zeugen bie Wahrheit 
zu erfahren, zu beeinträchtigen. In biefer Handlungsweife find alle Diomente 
enthalten, welche Die 88. 197 und 199 lit. a zum Berbrechen des Betruges ald 
erforderlich aufitellen. Hieran wird durch ben fpäter erhobenen Umftand, daß 
ein jenes Raufhandels Mitsefchuldigter ein Neffe des Angeflagten fet, und 
daß leßterer gegen die Anordnung der 88. 172 und 160 der Str. Pr. ©. vom 
Sabre 1850 weder um das Berwanbtichaftsverhältniß zu den bes Raufhandels 
Befchulbigten befragt, noch berfelbe auf das ihm rücfichtlich feines Neffen 
zuftebende Entfchlagungsrecht erinnert wurde, feine Aenderung bervorgebradit, 
weil der Angeklagte felbft nicht erflärt, die falfche Angabe aus Rückſicht für 
feinen in ber Unterfuchung befindlichen Neffen gemacht zu haben, fondern nur 
behauptet, daß er bloß zur Vermeidung mehrerer Gänge falfch ausgefagt habe; 
weil ferner felbft das Landesgericht nicht angenonmmen hat, daß er ſich bei 
jener Ausfage in einer moralifchen Zwangslage befunden habe; weil von ber 
im $. 160 ber Str. Pr. O. enthaltenen Sanetion nur in dem fpeciellen Kalle, 
in welchem die falfche Ausfage abyelegt wurbe, bie Rede fein kann); weil 
endlich das Entfchlagungsrecht nicht das Recht, den Richter zu belügen, in ſich 
begreifen kann (&. vom 11. November 1852, ©. 3. 1853, Nr. 18). — 

21. Bon einer anfcheinend abweichenden Auffaffung wurde bei der Ber 
urtheilung bes nachitehenden Falles ausgegangen, was jedoch in der wejent- 
lichen Berfchiedenheit beider Fälle feine vollftändige Erklärung findet. 

Sn einem gegen A. wegen Todtfchlag geführten Strafprocefle ſollte B. 
ber Bruder feiner Gattin, als Zeuge vernommen werden, nachdem beide 
Untergerichte die Frage verneinenb entfchieden hatten, ob ihm nad 
8.113 lit. a der Str. Pr. O. das Recht zukomme, fich der Zeugenausfage zu 
entfchlagen. Er legte nun im Unterfuchungsverfahren ein feinen Schwager gravi⸗ 
rendes Zeugniß ab, welches er bei der Schlußverhandlung anfänglich widerrief, 
fchließlich aber wieder als wahr befräftigte, indem er erflärte, daß ihn nur 
bas Mitleid für den Angeflagten zu jenem Widerrufe verleitet habe. B. wurbe 
deßhalb in eriter Inſtanz nach 8. 199 lit. a des Verbrechens des Betruges für 
fhuldig erklärt. Bevor aber das Urtheil die Rechtskraft befchritten hatte, 
erichien bie A. 5. Entichließung vom 27. April 1857 (R. ©. Bl. Nr. 86), der 
zu Kolge nach 8.113 der Str. Pr. DO. auch die Geſchwiſter des Ehegatten 
bes Befchuldigten von der Verbindlichkeit zur Ablegung eines Zeugniffes im 
Strafverfahren befreit find. Der Staatsanwalt ergriff Daher im Intereſſe bed 
B. die Berufung, weldye auch in der That die Folge hatte, Daß das Oberlandes- 
gericht das erftrichterliche Urtheil aufhob und im Sinne bed $. 289 lit. a ber 
Str. Pr. D. einen Ablaffungsbefchluß erliep. 


*) Nah 8. 160 der Str. Pr. DO. vom Jahre 1850 waren nämlich die von der 
Berbindlichkeit zur Ablegung eines Zeugniffes befreiten Berfonen, wenn fie als Zeugen 
vorgerufen wurden, über ihr Recht, fich des Zeugniffes zu entſchlagen, bei fonftiger 
Nichtigkeit zu belehren. 
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Da jedoch der Staatsanwalt dafür hielt, daß kein Ablaffungsbe- 
ſchluß, fondern ein Schuldlofigfeitsurtheil Hätte gefällt werden follen, 
fo gelangte der Fall auch zur Entfcheidung des oberften Gerichtshofes. Der: 
ſelbe theilte vollkommen die Anficht des Oberlandesgerichtes und erflärte in 
ben Motiven: Daraus, daB das Recht des B. fid) der Zeugenaudfage zu 
entfchlagen, an deſſen Ausübung er burch unrichtige Auslegung des $. 113 
der Str. Pr. O. verhindert worden war, durch die nachträgliche authentifche 
interpretation dieſes Paragraphes feitgeitellt wurde, ergebe fich bie rechtliche 
Unwirkfamleit der von ihm abgelegten falfchen Ausfage, und in weiterer 
Zolge die Nichtigkeit bes ganzen auf Grund jener Ausfage gegen 
ihn jtattgefundenen Strafverfahrens (E. vom 23. Juni 1857, G. 3. 
Nr. 92) ). — 

Ueber das Berhältniß des Verbrechens bes Betruges durch Ab- 
legung eines falfchen gerichtlichen Zeugniffes zu jenem der Ver 
leumdung und zur Webertretung der Ehrenbeleidigung, danı zu 
dem Berbrechen ber Borfchubleiftung Durch Verhehlung f. die bei $. 197 
unter 19. und 21. angeführten Enticheidungen. 


$. 199 lit. c. 


Gebraud unchten oder geringhäaltigen Maßes oder Gewichtes in einem öffentlichen 
Gewerbe. 


Begriff eines öffentlihen Gewerbes. 


1. Der Begriff eines Gewerbes ift im $. 199 lit. c im allerweiteiten 
Sinne zum Unterfchiede von ben landwirthfchaftlichen Befchäftigungen anzu⸗ 
nehmen, ohne daß von der Geſetzgebung zwischen zünftigen und unzünftigen 
Bewerben oder freien Befchäftigungen ein Unterfchied aufgeftellt würde (E. 
vom 17. November 1851, ©. 3. Nr. 289). 


2. Der Angeflagte war Pächter eines Wirthshauſes und betrieb auch 
das Kleifchergewerbe, wie e8 feine Vorfahren auf dieſem Wirthshauſe gethan, 
ohne hiezu die Bewilligung ber zuftändigen Behörde angefucht und erhalten 


*) Die wefentlihe Verſchiedenheit dieſes Falles von dem unter 20. angeführten 
ift offenbar. Hier wollte der Befchuldigte von feinem Entſchlagungsrechte Gebrauch 
machen, wurde aber daran durch gleichförmige richterliche Entfcheidungen, und zwar, 
wie die fpätere autbentifche Interpretation zeigt, gegen das Geſetz gehindert; — er 
wurde daher zur Ablegung der Zeugenausjage ganz eigentlih gezwungen, ohne daß 
zu folchem Zmange ein Recht vorhanden gewwefen wäre. In diefer Zwangslage lich er 
fi) dann durch eben jenes Verhältniß, welches ihm nach dem Geſetze das Recht gab, 
fidy des Zeugniffed ganz zu enthalten, beflimmen, feine urfprüngliche der Wahrheit 
gemäß abgelegte Ausfage zu widerrufen. — Bon all! dem war in dem früheren Falle 
Nichts eingetreten. 

14° 


— — — 
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zu haben. Er machte nun in der Nichtigkeitsbefchwerbe geltend, daß aus 
diefem Grunde nicht von einem dffentlichen Gewerbe im Sinne bes 8. 199 
lit. c gefprochen werden koͤnne. 

Der oberfte Gerichtshof fprach jedoch mit E. vom 10. November 1853 
(®. 3.1854, Nr. 8) die entgegengefegte Auflcht aus, „denn bie Deffentlich- 
feit bes Fleifchergewerbes hänge vorzüglich von dem Umftande ab, ob der 
Fleifchhader einem Jeden auf fein Verlangen das Fleiſch offen zumiege und 
verkaufe; und da dieß bei dem Angeflagten wirklich der Fall war, fo muß 
auch fein Gewerbe als ein öffentliches angefehen werden. Würde man bie 
Deffentlichkeit bloß auf die Ertheilung des Befugniffes befchränten, fo 
Time man auf die Sjneenfequenz, daß nur ber mit diefem Befugniffe ver- 
fehene, mithin der Ioyale Gewerbsmann, nicht aber auch der Pfufcher, der 
fih um die Erlangung des Befugniffes nicht kümmert, und daher ſchon deß⸗ 
halb ſtrafwürdig ift, das fragliche Verbrechen des Betruges begehen könne.” 

3. Wenn auch der behördlich eonceffionirte öffentliche Tabakver—⸗ 
fchleiß fein Gewerbe im engeren Sinne des Wortes ift, fo muß doc die 
Strenge bes $. 199 lit. c bezüglich des Gebrauches falfchen Maßes und Ge⸗ 
wichtes in einen: öffentlichen Gewerbe auch auf den Nerfchleiß von Mono- 
polsgegenitänden um fo mehr ausgedehnt werben, als der Begriff der Oeffent⸗ 
Vichkeit eines Gewerbes von dem Umftande, ob dasfelbe ein zünftiged ober 
unzünftiges Gewerbe oder auch nur eine freie Befchäftigung fet, und ob das⸗ 
felbe mit oder ohne behördliche Genehmigung betrieben wird, wie ber oberite 
Gerichtshof ſchon wiederholt ausfprach, unabhängig iſt; daher gewiß aud 
einem Berfchleige zufommt, welcher unter fpecieller Aufjicht des Staates und 
gewiffermaßen von einem Beftellten besfelben mit Gegenftänden, die bem 
allgemeinen Verkehre entzogen find, gewerbsmäßig betrieben wird (&. vom 
19. April 1854, ©. 3. Nr. 64). 

Der nämliche Grundfag wurde, und zwar mit wörtlich gleichlautender 
Motivirung auch in einer am 5. Mai 1857 geraten Entfcheidung ausge. 
fprochen (©. 3. Nr. 98). 


Der Gebrauch muß eben in jenem Gewerbe gefhehen fein, 
welches vom Thäter als ein öffentliches betrieben wird. 

4. Es genügt nicht, daß derjenige, welcher fih des falſchen Maßes 
bedient bat, irgend ein Gewerbe treibe, weil fonft 3. B. der Weber, 
welcher — zugleich Srundbefiger — einige Meten Kartoffeln verkauft, und 
fih hiebei eines falfchen Maßes bedient, eben dieſer Straffanction unter: 
läge, welche Auslegung wehl Niemand wird vertreten wollen; es ift vielmehr 
erforderlich, daß das falfhe Map oder Gewicht in dem öffentliden Se 
werbe, welches der Thäter betreibt, gebraucht wird (E. vom 12. Mai 1853, 
©. 8. Nr. 71)*). 


) Demgemäß wurde entfchieden, daß der Angeklagte, welcher Werkführer in 
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5. Wie bereits in einem ähnlichen Kalle anerfannt wurde, genügt es 
zur Anwendung des $. 199 Iiı. c nicht, daß Derjenige, welcher fich eines 
geringhältigen Maßes bedient hat, irgend ein (öffentliches) Gewerbe 
treibe, fondern es iſt noͤthig, daß dieſes geringhältige Maß in dem öffent 
lichen Gewerbe, welches der Thäter betreibt, gebraucht werde. Der Ange- 
Hagte ift feinem Gewerbe nach ein Eifen- und Blehwaarenhänbdler; 
mit dieſem Gewerbe, bei welchem der Verkauf der Waare nicht nach dem 
Hohlmaße geichleht, ftebt der Verkauf von Kleefamen offenbar in feinem 
Zufammenhange. Es fonımt auch nicht vor, daß der Angellagte, welcher auf 
dem Jahrmarkte nur den erübrigten Reit einer fiber Beftellung mehrerer Be- 
kannten gekauften größeren Partie Kleefamens feilgeboten haben will, aus 
diefem Kleefamenverfaufe eine eigentliche Befchäftigung gemacht, den Handel 
mit Kleefamen alfo, wenn auch als freie Beichäftigung, gewerbsmäßig 
betrieben habe. Es kann daber nicht als feititehend angenommen werden, 
daß er in einem öffentlichen Gewerbe geringhältiges Map gebraucht 
babe (E. vom 25. April 1855, ©. 3. INtr. 65). 


Der Gebrauch begründet an fih das Verbrechen. 


6. Der Angeflagte hat durch den fich wiflentlich erlaubten Gebrauch 
ber beanjtändeten Gewichte das Berbrechen des Betruges begangen, und es 
kommt hiebei, da folche Handlungen nad dem Geſetze fchon aus der Befchaf- 
fenbeit der That zum Verbrechen werden, nicht erft noch darauf an, ob ein 
daraus hervorgegangener Schade erwiefen vorliege oder nicht (E. vom 
24. September 1852, ©. 8. Nr. 155) *) 


Nothwendigkeit des böfen Vorſatzes. 


7. Das Landeögericht hatte angenommen, daß durch die von dem An⸗ 
geflagten vorgenommene Anhängung von Ausgleichungsgegenftänden an bie 


dem Bädergewerbe eines Underen war, und beim Kleienvertaufe ein falfches Maß 
gebraucht hatte, ſich des Verbrechens des Betruged nicht fhuldig gemacht habe, 
indem der Kleienvertauf nicht zu dem eigentlichen Gewerbsbetriebe eines Bäckers gehört, 
deffen Erzeugniffe nah dem Gewichte und nicht nah dem Hohlmaße verkauft werden; 
auch nicht erwichen vorlag, daß der Angeklagte aus dem Kleienverkaufe cine Ber 
fhäftigung gemacht, den Handel mit Kleien fomit, wenn auch als freie Befchäftigung 
gewerbsmäßig betrieben habe, in welchen Falle $. 199 lit. e allerdinge anwendbar 
gewefen mwäre. 

*) Es verſteht ſich jedoh von felbft und wird durd die Eingangemworte des 
8. 199 außer allen Zweifel gefekt, dag jede Handlung, die als verbrecheriſcher 
Betrug beftraft werden fol, die Bedingungen des Betruges überhaupt an fih 
tragen, folglich ihr die AUbficht zu Grunde liegen müffe, dag Jemand durch fie an 
feinem Eigenthume oder anderen Rechten Schaden leiden ſolle. Dieß beflätigen auch 
die gleich folgenden E. vom 26. Juli 1854 und vom 27. Juni 1855. 
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au fich unrichtige Wage und die hiedurch an den Tag gelegte Bemühung, 
das Bublicum vor jeder Bevortheilung zu bewahren, der böfe Vorſatz geradezu 
aufgehoben werde. 

Der oberite Gerichtshof erklärte dennah mit E. vom 26. Juli 1854 
(8. 3. Nr. 107), daß bei dem Entfallen des böfen Vorfages die That nicht 
als Verbrechen zugerechnet werden fünne, weil nach $. 197 zum Verbrechen 
des Betruges ansdrüdlich die böfe Abſicht, Jemanden Schaden zuzufügen, 
erfordert, und im Gingange des 8. 199 auf die Bedingungen bes $. 197 
bingewiefen wird. 

8. Der Angeklagte hatte geringhältiges Gewicht nur bei ber Theilung 
des rohen Teiges, nicht aber bei dem Verlaufe des gebadenen Brotes 
benübt. Da er alfo durch den Gebrauch der yeringhältigen Gewichte Nies 
manden Schaden zufügen konnte, und auch Niemanden Schaden zufügen 
wollte, fo hat er fich des Verbrechens des Betruges nicht ſchuldig gemacht, 
weil $.197 zum Betruge ansdrüdlich die böfe Abficht, Jemanden Schaben 
zugufügen, erfordert, und im Gingange des $. 199 auf dieſe Bedingung hin⸗ 
gewiefen wird (@. vom 27. Juni 1855, ©. 3. Nr. 96). 


Mebervortheilungen mit echtem Maße und Gewichte find nicht 
hieher zu beziehen. 

9. Eine Hebervortheilung beim Abwägen mit einer richtigen Wage 
begründet feinen ſchon aus der Beſchaffenheit der That verbrecherifchen Be- 
trug. Es wurde daher ein folcher nıit E. vom 4. März 1852 (©. 3. Nr. 74) 
in dem Falle nicht ald vorhanden angenommen, wo ein Bäcker die Käufer 
dadurch übervortheilte, daß er an ber Kette der einen Wagfchale äußerlich, 
für Jeden erfennbar ein Stüd Eifen beigefügt hatte, während im Uebrigen 
Mage und Gewicht echt und vollitändig waren. Der oberfte Gerichtshof ging 
nämlich von ber Anficht aus, daß hier nicht von dem Gebrauche einer „un- 
echten”, „unrichtigen” oder falfchen Wage die Rede fei, und erkannte ben 
Sprachgebraud als maßgebend an, der in diefem alle bie richtige Wage 
gewiß Feine falfche nennen konnte. — Dagegen wurde in einem anderen Falle, 
wo eine Wage gebraucht worden war, deren Sewichtfchale um 
"s Loth weniger wog, als die Waarenfchale, mit E. vom 29. Juli 
1852 (©. 3. Nr. 123) ein aus der Befchaffenheit der That cerimineller Be⸗ 
trug angenommen, da eine ſolche Wage offenbar falfch fei, indem fle die 
Schwere nur falſch beftimmen fann. 


Gebrauch urfprünglich echter und fpäter erft verringerter Maße 
. and ®ewidte. 

10. Mit E. vom 29. Zänner 1852 (©. 8. Nr. 57) wurde ausgeſpro⸗ 
hen, daß die Unterfcheidung zwifchen dem Gebrauche eines urſprünglich 
falfhen und eines abgeänderten Gewichtes in Bezug auf die Verübung 
eined Betruges mit folhem Gewichte gänzlich unhaltbar fei, und mit jener 
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vom 11. März 1852 (©. 3. Nr. 84), daß auch ein von ber Behörde 
approbirtes Gewicht, welchem an feinem inneren Gehalte, den es vor« 
fiellen fol, etwa genommen it, bieher zu beziehen fei. 

11. Es wirb nicht erfordert, daß der Gewerbsmann, welcher fich falfcher, 
geringhältiger Gewichte bedient, felbe ſelbſt verfälfcht habe (E. vom 29. De 
cember 1853, &. 3. 1854, Nr. 23). 


Gebrauch unrichtiger Wagen in öffentlichen Gewerben. 


12. Da das Geſetz nur vom Gebrauche unechten oder geringhältigen 
(Maßes oder) Gewichtes“ fpricht, fo fann bei mörtlicher Auslegung bezwei⸗ 
felt werben, ob auch der Gebrauch unrichtiger „ Wagen” in einem öffent- 
lichen &ewerbe einen aus der Befchaffenheit der That verbrecherifchen Be⸗ 
trug begründe. Nenerlichit wurbe für die Verneinung biefer Frage außer 
dem YBuchftaben bes Geſetzes auch noch der Umſtand geltend gemacht, baf 
fih das Publicum von der Richtigkeit der gebrauchten Wage durch ben 
blogen Angenfchein überzeugen koönne (ob fih nämlich die Wagebalfen im 
unbelafteten Zuftande das Bleichgewicht halten), daher in diefer Beziehung 
nicht eben fo, wie gegen den Gebrauch unrichtiger Maße oder Gewichte im 
Öffentlichen Gewerbe eines befonderen Schußes bedürfe*). — Der oberfte 
Gerichtshof ift jedoch in zahlreichen Entfcheidungen immer mit Beitimmt- 
heit von der entgegengefetten Anficht ausgegangen **). Und zwar betrachten 
faft alle diefe Entfcheidungen die Anwendbarkeit des Geſetzes auf den Ge⸗ 
brauch unrichtiger Wagen als etwas, was ſich von felbft verfteht und gar feiner 
befonbderen Erörterung und Begründung bedarf, fo wie e8 auch den Beſchwerde⸗ 
führern nicht eingefallen war, diefe Anwendbarkeit in Zweifel zu ziehen. — 
Die &. vom 29. Juli 1852 (G. 3. Nr. 123) fprach fich jedoch darüber auch 
insbefondere aus. Es handelte fich nämlich um den Gebrauch einer Wage, 
deren Sewichtfchale um ?7/, Loth leichter war ald die Waarenfchale. Der 
oberite Gerichtshof erflärte nun, „es laſſe fich nicht in Abrede ftellen, daß 
der öffentliche Gewerbsmann, welcher fich wiſſentlich eines folchen Inſtrumen⸗ 
tes bedient, ein falfched Gewicht gebraucht, indem er immer 31Y, Loth 
Paare als 32 Loth zumwiegt. Das Geſetz, deſſen Zwed klar ift, war daher auf 
vorliegenden Fall anzuwenden. Gerade die Gefahr, welche bei der nicht fo 
leicht erfennbaren Falfchheit der Wage größer iſt, als felbit jene, die durch 
den Gebrauch von unrichtigen und falfhen Gewichten droht, da letztere 
mit einem beftimmten Zeichen erfennbar verfehen zu fein pflegen, worauf 


) ©. den Auffaß von Tuma: Ueber dad Wefen des Betruges durch den Ge- 
brauch einer unrichtigen Wage im öffentlihen Gewerbe (©. 3. 1856, Nr. 115). 

») ©. die €. vom 4. März und 29. Zuli 1852, 10. November 1853, 16. April 
und 26. Yuli 1854, welche bei dem gegenwärtigen Paragraphe, dann die &. vom 
22. Februar und 3. März 1854 (©. 3. Nr. 53 und 57), welche bei 8. 34 unter IV, 
angeführt worden find. 
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von den Parteien gebrungen werben kann, weiſt auf die Nothwendigkeit ber 
Anwendung des ©efebes hin.” 


Gebrauch geringhältiger Trintgefhirre bei einem Shan 
gemwerbe. 


13. Die Verordnung des Minifteriums des Innern vom 1. Februar 
1855, 3. 28591, welche nur die Zimentirung bei den zur Zumeffung be- 
ſtimmten Gefäßen, nicht auch bei dem für die Säfte gebrauchten Trink 
gefchirre vorfchreibt, gab Anlaß zur Erörterung der Frage, ob feit dem Be⸗ 
fteben diefer Verordnung als Verbrechen des Betruges ohne Rüdficht auf die 
Größe des Schadens nur der Gebrauch von geringhältigen Zumeffungs- 
gefäßen und nicht auch jener von geringbältigem Trinkgeſchirr, da wo 
man fich beider Arten von Gefäßen bedient, ftrafbar fei. — Der oberjte Gerichts» 
hof verneinte dieſe Frage, weil eine Unterfcheidung zwiſchen Zumeffungs- und 
Trinfgefäßen Behufs der Anwendung verfchiedener Strafgefebe (nämlich des 
8. 199 lit. c, wenn die eriteren, des 8. 200 wenn nur die Teßteren geringhältig 
befunden wurden) aus den Worten der politifchen Verordnung, bei deren Er⸗ 
lafjung es jich überhaupt nur um die Frage nach der Nothwendigfeit der 
Zimentirung auch des Trinkgefchirres handelte, nicht zu entnehmen ift, 
— weil ferner die Abficht ber oberften politischen Behörde keineswegs auf eine 
Erläuterung des allgemeinen Strafgefeßes gerichtet fein fonnte, da fie hiezu 
nicht berufen ift, — und weil endlich jedeufalld eine folche Erläuterung aus 
dem letzteren Grunde für den Richter nicht maßgebend wäre (E. 0.27. October 
1857, ©. 3. Nr. 137). 


DiegefepliheBeftimmung findetaunhauf®ewerbögehilfen 
Anwendung. 

14. Gin Oberlandesgericht hatte folgende Anſicht ausgefprochen: Die 
Vorfchrift des $. 199 lit. c, welche den Gebrauch unechten Maßes in einem 
öffentlichen Gewerbe ohne Rüdjicht auf den Betrag des hiebei beabfichtigten 
oder wirflich verurfachten Schadens als Verbrechen erklärt, ftatuire hiemit eine 
Ausnahme von der Regel des $. 198, wornach die verbrecherifche Eigenfchaft 
betrügerifcher Handlungen durch das Borhandenfein eines beftimmten Scha- 
densbetrages bedingt ift. Daher müfle jene Vorfchrift ftreng ausgelegt, und 
bürfe, wenn ber Befißer bes Gewerbes es felbit ausübt, nicht auch 
gegen feinen Gewerbsgehilfen (im Begenfage zu einem ®ewerbsführer) 
zur Anwendung gebracht werden, weil jenem allein die Pflicht obliege, für bie 
Beifchaffung echter Maße Sorge zu tragen, und den Gehilfen, der nicht einmal 
in ber Lage fet, den Verfügungen des Herrn und Leiters bes Gefchäftes fich zu 
widerfeben, die gefebliche Verantwortlichkeit nicht treffen könne. 

Diefe Auffaffung des Strafgefeßes wurde jedoch vom oberiten Gerichts⸗ 
hofe verworfen. Die fragliche Geſetzesſtelle enthalte nichts, was die vom Ober 
Iandesgerichte gemachte Unterfcheidung rechtfertigen koͤnne; bie allgemeine 
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Zaffung derfelben deute vielmehr an, daß es für Die Anrechnung der That ale 
Verbrechen gleichgiltig fein folle, ob der Gewerbsmann ſelbſt oder Einer feiner 
Dienftleute von unechten Maße in dem Gewerbe wiflentlich Gebrauch gemacht 
habe. Daß die Dienftperfon daraus einen Nuben für fich ziehe oder zu erlan⸗ 
gen bie Abficht habe, fei deßhalb nicht nothwendig, weil nach dem den Ber 
trugsbegriff beflimmenden $. 197 feineswegs erfordert werde, daß der Han- 
beinde einen Bortheil bezwede ober erlange, fondern bie auf Befchädigung 
eines Andern gerichtete Abficht genüge (E. vom 17.März 1857, &.3.Rr. 75). 


8. 199 lit. d. 
Verfälſchung üffentliher Urkunden. 


1. Ein Finanzwachaufſeher hatte die ihm von Parteien zur Abfuhr über- 
gebenen Verzehrungsitenerbeträge theilweife für fich behalten, und Bolleten 
auögefertiget, die auf weniger Gegenftände und daher auf eine geringere 
Steuer Tauteten; fodann die von dem Steueramte mit der Zahlungs— 
bettätigung verfehenen Bolleten auf bie wirflich zu verftenernden 
Mengen, und den davon wirklich zu entrichtenden Steuerbetrag 
abgeändert und diefe abgeänberten Bolleten den Parteien zu ihrer Dedung 
bebhändiget. 

Die Staatsanwaltfchaft war ber Anficht, daß bie Verfälfhung der 
Bolleten das Verbrechen bes Betruges nach $. 199 lie. d begründe. 

Der oberfte Gerichtshof aber fprach fich dahin aus, daß, wenn die drei 
Handlungen des Angeflagten (— Borenthaltung des Geldes; — Srreführung 
bed Amtes durch falche Angaben und unrichtige Ausfertigung der Bolleten; — 
nachträgliche Abänderung diefer letzteren —) in jtrafrechtlicher Beziehung im 
Zufammenhange und nur als Eine in Betracht gezogen und beurtheilt werben, 
ber Anficht des Kandesgerichtes beigepflichtet werden müffe, vermoͤge welcher 
der Schwerpunct des ftraffälligen Handelns des Angeflagten in der Irrefüh—⸗ 
rung des Amtes durch unrichtige Anmeldung der fteuerbaren Gegenftände 
mittelt Ausfertigung unrichtiger Bolleten, und durch die Abfuhr eines zu 
geringen Geldbetrages und Zuelgnung des mehreren gefunden, die nach“ 
trägliche Abänderung der Aämtlich unterfertigten Bolleten hin— 
gegen nur als eine untergeordnete Nebenhandlung betrachtet 
wurde, welche das im 8. 199 lit. d bezeichnete Verbrechen des Betruges nicht 
begründet. Denn auch hiezu ift nach $. 197 die Abficht, Jemanden zu bejchä« 
digen, erforderlich, während nach ber Annahme des Landesgerichtes, ber Ange- 
klagte die nachträgliche Berfälfchung ber VBolleten nicht in der Abficht, den 
Staat zu befrhädigen oder zu verkürzen, ſondern nurin der Abficht, 
Diefe bereitö ausgeführte Beſchädigung zu verdeden, vorgenommen 
bat (&. vom 6. October 1853, ©. 3. Itr. 149). 

2. Der Angellagte hatte behauptet, daß da8 Concurrenz⸗Gaben—⸗ 
buͤchel, deſſen Verfälfchung ihm zur Laft fiel, Feine öffentliche Urkunde fei, - 
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indem es die Dazu in der Gerichtsordnung vorgefchriebenen Eigenfchaften nicht 
befiße, fondern eine einfache Zahlungsbeftätigung von Seite eines Steuer 
pereipienten auf einem Blatte Papier bilde. Der oberite Gerichtshof erflärte 
jedoch mit &. von 24. Jänner 1855 (©. 3. Nr. 39), daß die Gabenbüchel in 
der Form wie das vorliegende gefeßlich vorgefchrieben find, von beeibeten, 
eigens zu ihrer Fuͤhrung beftimmten Steuerbeamten geführt werben, und ben 
wefentlichiten Beweis über Steuerſchuldigkeit und Abftattuug zwifchen dem 
Steueranite und den Steuerpflichtigen bilden; daß fie baher in biefem Ber- 
hältniffe als öffentliche Urkunden angefehen werden müſſen, ungeachtet fie 
nicht mit allen durch die Gerichtsordnung für, zu anderen Zweden beftimmte 
Urkunden vorgefchriebenen Körmlichkeiten verfehen find. Ericheinen fie nun 
als öffentliche Urkunden, fo bilde die Radirung, welche der Angeflagte in eigen- 
nüßiger Abficht zum Schaden des Concurrenzfondes vorgenommen bat, aller 
dings das Verbrechen des Betruges. 

3. Durch Ausfertigung falfcher Paffirfcheine zu dem Ende, um mittelft 
derſelben falfche Paͤſſe zu erhalten, fei es, daß fie wiflentlich auf erdichtete 
Namen ausgeftellt wurden, oder daß hiebei die Unterfchrift des hiezu berechtig- 
ten Beamten nachgeahmt, oder das Amtsſtegel unbefugter Weife beigedrudt 
wurde, wird das im 8. 199 lit. d bezeichnete Verbrechen des Betruges began- 
gen, und ed wird zu diefem Verbrechen nicht die Abficht, daß der Staat, eine 
Gemeinde oder eine andere Perſon am Eigenthum oder an anderen materiel- 
len Rechten Schaben leide, erfordert, fondern e8 genügt bie Abficht, den Staat 
hiedurch in feinem Auffichtsrechte zu beeinträchtigen (E. vom 14. Februar 
1855, ©. 3. 1856 Nr. 8)*). — 

Siehe auch die bei $. 320 1it. f angeführte E. von 29. Jänner 1852. 


$. 199 it. e. 
Verriidung der Gränzmarken. 


A. hatte heimlich die Markpflöce, welche den ihm und B. gemeinfchaft- 
lid) gehörenden Wald von einem ärarifchen Forite abgränzten, in der Weife 
verfeßt, Daß eine auf zwanzig Gulden gefchägte Bodenfläche aus dem Staats 
walde ihrer Waldung zufiel. Er war gefländig und gab an, den B. von ber 
ausgeführten Grängverrücdung in Kenntniß gefebt, und gemeinfchaftlich 
mit ihm das im eigenen Walde, jo wie das auf der widerrechtlich gewonnenen 
Fläche befindliche Holz an einen Dritten verkauft zu haben. — B. behauptete 
in Betreff der Grängverrüdung vollitändige Unkenntniß; das Holzgeſchäft 
dagegen gab er mit dem Beifage zu, daß er felbit das ganze Kaufgeld einges 
nommen, und die auf U. fallende Hälfte für eine Schuld desfelben an Zah⸗ 
Iungsitatt zurüdbehalten habe. 


*) Wie die Serichtözeitung bemerkt, wurde obige Entfcheidung in einer Plenar- 
verſammlung des oberften Gerichtshofes befchloffen. 
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Der oberfie Gerichtshof erließ in Bezug auf B. aus nachitehenden 
Gründen ein Schuldlofigfeitsurtheil Der Verkauf des Holzes ift eine 
von B. als Miteigenthümer des Waldes genehmigte Handlung bes A. und 
als foldye nur die Fortſetzung, gleihfam der Schlußpunet des von Legterem 
Durch Die doloſe Gränzverrückung verübten Verbrechens des Betruges geweſen. 
Daher dürfte, ihm gegenüber, der Holzverfauf aus dem Thatbeftande des Ber 
brechens des Betruges durch die Berfegung der Marken nicht ausgefchieden 
und nebenher al8 eine zweite jtrafbare Rechtsverletzung (Benützung der Un⸗ 
wifjenheit des Känfers zum Schaden bes Nerars) ihm angerechnet werden. 
Dieß müßte aber nothwenbdig gefchehen, wollte man den B. für feine Mit- 
wirfung beim Holzverkaufe itrafrechtlich verantwortlich machen, weil dies 
selbe nicht anders denn als Mitfchuld qualificirt werden fönnte *). Daraus 
ergibt fih nun, felbft bei Annahme des keineswegs erwielenen Dolns des ©. 
deſſen Straflofigfeit, wobei noch der Umitand in Betracht kommt, daß 
durch den Holzverkauf, ftrenge genommen, das Aerar gar nicht mehr bejchädi« 
get werden konnte, weil die Beſchädigung bdesfelben mit der Verſetzung ber 
Graͤnzen, wodurch es um einen Theil feiner Waldfläche, alfo auch um bie 
darauf ttehenben Bäume widerrechtlich gebracht wurde, bereits flattgefunden 
hatte (&. vom 5. Mai 1857, ©. 3. Nr. 98). 


8. 199 Bit. f. 


Betrligerifhe Crida. 


1. Zur Anwendbarkeit des $. 199 Tie. f wird nicht gerade eine Concurs⸗ 
maſſe erfordert, da derfelbe nur von einer Maffe im Allgemeinen fpricht, 
folglich darunter auch andere Maflen, mithin auch ein zur Ausgleichung 
beftimmtes Bermögen, begriffen find; — 

2. Die Behauptung, e8 ſei die Verhehlung eines Theiles eines in Con⸗ 
curs verfallenen Vermögens in den Augenblide vollbracht uud beendet, 
als das Süterabtretungsgefuch mit dem trügerifchen Activ- und Paffivftande 
überreicht wird, und e8 fei Die That des Verhehlens von dem Zuſtande des 
Verhehltſeins zu unterfcheiden,, ift nicht richtig; denn das Verhehlen eines 
Vermögens tft ſowohl nach dem allgemeinen Sprachgebrauche, ald auch nad 
bem geſetzlichen Begriffe, wie folcher im $. 214 angedeutet wird, ein Verheim⸗ 
lichen der Spuren desſelben, d. i. ein Streben, das Bekanntwerden der Spur 
ren bed Bermögend abfichtlich zu hindern ober wenigſtens zu erfchiseren; es ift 


*) In erfter Inſtanz war B. wegen Theilnehbmung nah 8.6, nämlich dep- 
hatb verurtbeilt worden, weil er von dem nad der That ihm befannt gewordenen Ber» 
" brechen Gewinn und Bortheil gezogen habe. Allein dabei wurde überfehen, daß durch 
diefe Handlungsweiſe nur ein beſonderes Verbrechen, und zwar nur in den 
vom Geſetze beſtimmten Fällen, zu melden Betrug nicht gehört, begründet 
werden könne. 
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Daher ein fo Tange fortgefeßtes Handeln (factum continuum), als ein ſolches 
Streben andanert. 

Die Thätigkeit in Verhehlung des verfchwiegenen Vermögens ift bem- 
nach mit der Meberreichung des unrichtigen Activftandes keineswegs abgefchlof- 
fen, fondern faun durch nachgefolgte Handlungen noch weiter fortgefegt 
werden (E. vom 5. April 1854, ©. 3. Nr. 63). 


S. 200. 
b) Aus dem höheren Betrage verbrecheriſche Betrugsfälle. 


„Die Anſicht iſt im Geſetze wohl gegründet, Daß bei Entſchei— 
dung der Frage, ob die einem Angeflagten zur Laſt gelegten Be 
trügereien als Verbrechen zu beftrafen find, auf den Sefammibe 
trag des durch felbe verurfachten Schadens zurüdgefehen werden 
muß. E83 war ein fchon in dem früheren Strafgefebuche angenommener, im 
Hofdeerete vom 11. Mai 1816, Mr. 1244 ausdrüdlich ausgefprochener Orund⸗ 
fat, daß e8 bei Verbrechen gegen die Sicherheit des Eigenthumes, beren 
Griminalität von einem beftimmten Betrage abhängt, feinen Linterfchied 
macht, ob jener Betrag aus einem oder mehreren, gleichzeitigen oder wieber- 
holten Angriffen erwachfen fei, und es wurde dort auch erflärt, daß, ſobald 
diefer Grundſatz im Geſetze ausgefprochen wurde, es nicht mehr nöthig war, 
felben bei den anderen Verbrechen der oberwähnten Art zu wiederholen.” 

„Bon diefen Grundfägen ift das neue Strafgefeb nicht abgewichen. Der 
erfte derfelben wird ausdrädlich im 8. 173 neuerlich aufgeftellt, es 
war daher nicht nöthig, ihn beim Betruge zu wiederholen, und daß 
von ihm bei diefein Verbrechen nicht abgewichen werben folle, zeigt felbft die 
Styliſirung des 8. 200, wo es heißt, dag Betrügereten (daher nicht nur 
ein einzelnes Betrugsfactum) zum Verbrechen werben, wenn ber verur- 
fachte oder beabfichtigte Schade ſich höher als auf fünf und zwanzig Gulden 
beläuft“ (E. vom 21. October 1852, ©. 3. 1853, Nr. 11)*). 

Derfelbe Grundſatz wurde auch in zwei fpäteren Entfcheidungen, und 
zwar mit nachitehender Motivirung ausgeiprochen: 

„Die Anficht, Daß der Betrag des Schadens aus mehreren Betrügereien 
ſo wie beim Diebftahle und der Beruntreuung zufammen genommen werben 
müfle,, um die zum Berbrechen des Betruges erforderlihe Schadenshöhe zu 
beurtheilen. ift nach $. 200 und nach dem Hofdecrete vom 11. Mai 1816, 
J. G. ©. Nr. 1244 allerdings richtig. da das Geſetz den verurfadhten 
oder beabfichtigten Shadenvonmehrals fünfundzwanzig Sul. 
den überhaupt zum VBerbrehen bes Vetruges erfordert, und 
biefer Schade offenbar in allen jenen Beträgen befleht, welche 
durch eine oder mehrere betrügerifhe Handlungen einer oder 


) Bergl. die Anmerkung auf ©. 144. 
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mehreren Berfonen zugefügt werden" (&. vom 21. April 1853, ©. 2. 
Nr. 64). 

„Es ift unzweifelhaft, Daß die aus den einzelnen Betrügereien entiprin- 
genden Beträge zufammenzurechnen find; denn diefe Zufammenrechnung war 
auch nach dem früheren Strafgefeßbuche bloß im $. 153 angeordnet, welche 
Anordnung aber durch das Hofdecret vom 11. Mai 1816 auch auf den Betrug 
und die Veruntreuung aus den Grunde ausgedehnt wurde, weil der $. 153 
bie Hauptitelle fei, in Hinftcht auf welche der Geſetzgeber in der Folge (naͤm⸗ 
lich bei dem Betruge und der VBeruntreuung) fich kürzer faſſen konnte. Diefer 
®rund hat daher untergleihen Umftänden auh nad dem 
neuen Strafgefegbude feine Geltung“ (E. vom 1. December 
1853, ©. 3. 1954, Nr. 17). 


8. 201 lit. a. 
Berfertigung faliher oder Verfälfhung echter Brivaturkunden. 


1. Der Augellagte hatte eine ihm vom herrfchaftlichen Gontrolor über 
bie mit 50 fl. geleitete Abjchlagszahlung an Mortuar ausgeftellte, auf den 
eingezahlten Betrag von 50 fl. laufende Quittung in der Abficht, den Herr- 
fchaftsbefiger und Gläubiger an feiner Forderung zu verfürzen, durch Abände- 
rung ber quittirten Summe auf die höhere von 150 Oulden verfälfcht, oder ihre 
Verfälfchung durch einen Dritten veranlapßt, und von der verfälfchten Urkunde 
zum Zwecke feiner Befreiung von der Zahlung der noch nicht berichtigten 
Mortuarsjchuld von 100 fl. im Eivilproceffe Gebrauch gemacht. 

Der oberfte Gerichtshof fprach fi nun mit E. vom 28. Jänner 1853 
dahin aus: Nachdem 88. 200 und 201 lit. a die Handlung als das Verbrechen 
bes Betruges erllären, wenn Jemand eine echte Privaturkunde verfälfcht und 
Dabei einen den Betrag von 25 Oulden überfteigenden Schaden eines Andern 
beabfichtigt , fo enthalte die dem Angeflagten zur Laft fallende That „den ob« 
„und fubjectiven Thatbeftand des vollbrachten Verbrechens des Betruges, 
„ohne daß hiebeinoch das Mertmaldes Jrreführens erforber- 
„Lich it, da dasfelbe in den bezogenen Paragraphen nicht erwähnt und auch 
„eine Beziehung auf den 8. 197 in denfelben nicht angedeutet wird“ (G. 3. 
Nr. 49)*). 


*) Es dürfte indeſſen doch nicht ohne Grund die Anficht aufgeftellt werden, 
daß die Frage, ob nach den 88. 200 und 201 ein mit Rückſicht auf den Betrag ver- 
breiherifcher Betrug (und zwar im Stadium ded Verſuches oder der Vollbrin- 
gung) vorhanden fei, vorerft an die Bejahung der Vorfrage gefnüpft iſt, ob denn im 
Sinne ded Gefetzes überhaupt ein Betrug (verfucht oder vollbracht) vorliege, und daß 
Diefe Bejabung nur dann eintreten fönne, wenn alle nah $. 197 zum Begriffe des 
Betruges überhaupt erforderlichen Merkmale vorhanden find. Dieß fcheint fih aus dem 
Berbältniffe ded Gattungsbegriffes von Betrug, welcher im 8. 197 aufgeftellt wird, zu 
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2. Die Anflcht, daß durch Die Berfälfhung von Privaturkunden 
fchon an fich und ohne Rüdficht, ob wirklich dadurch Jemand irregeführt würde, 
das vollbrachte Verbrechen des Betruges begangen werde, wurbe auch mit 
ber E. vom 10. September 1853 (©. 3. Nr. 130) ausgefprochen. Mit derfel- 
ben wurde nämlich erklärt, daß bei dem nachitehenden Thatbeftande nicht ein 
Verſuch, fondern in Bezug auf den Angeklagten das vollendete Ver— 
brechen des Betruges vurlicge. 


H. hatte einem an die Ordre des 3. E. W. ausgeflellten, in drei Mo- 
naten zahlbaren Primamwechfel die Worte: „empfangen 3. E. W.“ ohne Wiffen 
und Willen des Letzteren beigeſetzt, und diefen Mechfel jo wie auch das nach» 
gemachte Acquit im Rechtsitreite des 3. E. W. wider ihn In Betreff Zahlung 
einer anderen Summe durch Einfendung beöfelben an den zur Streitführung 
bevollinächtigten Rechtsfreund in der Abficht benützt, um die bereit8 erfolgte 
Einlöfung des Wechſels wahrfcheinlich zu machen und deu Richter bei Ent- 
fcheidung des dießfälligen Procefles zum Nachtheile des J. E. W. irreguführen. 


„In diefem Sachverhalte liegen alle Kriterien, welche das Geſetz ($. 197) 
zum Thatbeftande des Betruges erheifcht, nämlich eine Tiftige Handlung 
in der Beifebung des falfchen Acquit, und in der Einfendung des acquitirten 
Wechſels an den Vertreter zur Benützung in dem von bed Angeklagten GTäu- 
biger 3. E. W. gegen ihn angeitrengten Rechtsſtreite, Die Abficht der Irre— 
führnng des Gerichtes zum Schaden eben diefe8 J. E. W.“ 


„Durch die dem Angeflagten zur Laft gelegte Handlung war feinerfeits 
alles gefchehen, was zur Qualification berfelben als Betrug nach dem Geſetze 
erforderlich war; es ift nämlich in diefer Beziehung ganz indifferent, welchen 
Gebrauch fein Vertreter von dem falfchen Acquit in dein Proceffe gemacht Habe, 
ob diefer Gebrauch geeignet war, nach den Vorfchriften Der Civilproceßordnung 
eine Berüdfichtigung des Falſificates herbeizuführen, ob das Gericht dasſelbe 
als beweisfräftig angefehen und ob dasſelbe auf eine Entfcheibung des Pro⸗ 
ceffes Einfluß gehabt habe oder nicht; denn der 8. 197 fordert nicht, daß 





den einzelnen Arten und Beifpielen desfelben, welche in den folgenden Paragraphen 
aufgezählt werden, zu ergeben. Auch könnte die Nichtermähnung des $. 197 in den 
88. 200 und 201, während er im 8. 199 ausdrüdlich angeführt wird, vielleicht darin 
ihren Grund haben, daß beim Beftande des alten Strafgefepes die Anfiht bekanntlich 
eine fehr verbreitete gemwefen ift, es fei bei den fchon aus der Befhaffenheit der 
That verbrecherifchen Betrugsfällen das Borhandenfein der zum Betruge überhaupt 
(nah $. 176 I. Thls. des Str. ©.) erforderlihen Merkmale nicht nothwendig, wäh 
rend diefe Anſicht bei denjenigen Fällen des Betruged, die nur aus dem Betrage 
zum Verbrechen werden können, gewiß nicht in gleichem Umfange für wahr gehalten 
wurde und fihon deßhalb nicht werben konnte, weil fonft ein Zweck, zu welchem das 
Gefep im 8. 197 den Betrug überhaupt definirt hätte, fich fchlechterdings wicht 
denken ließe. 
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die Srreführung gelungen, und daß die Zufügung bes beabfichtigten 
Schadens erfolgt fei" *). 

3. Dagegen fpricht die bei 8.8 unter 10. angeführte &. vom 27. Detober 
1853 ganz entichieden Die entgegengefette Anficht aus, indem fie Die in betrü⸗ 
gerifcher Abdficht gefchehene Anfertigung eines falfihen Schuldfiheines als 
bloße Borbereitungshbandlung, dbaber nicht einmal als Der 
ſuch des Betruges erflärt. 


$. 201 Hit. o. 
Berhehlen und Zueignen gefundener Sadıen. 


1. Mit der E. vom 7. Jänner 1853 wurde ausgeiprochen, baß in dem 
oben bei $. 171 unter 17. angeführten Kalle audy Fein Betrug vorliege, da ber 
Angellagte den gefundenen Hund nicht verhehlte, fondern vielmehr 
gegen denjenigen, welcher ihm bekannt gab, der Hund gehöre den H. ſich 
äußerte, er folle dem Eigenthümer, wenn er fich meldet, fagen, daß er ben Hund 
in feiner Wohnung abholen könne (©. 3. Nr. 42). 

2. Wenn ein Hund aud mit feinen Halsbande und Maulkorbe ver- 
ſehen war, fohin fein auf den Beſitzer oder Eigenthümer deutendes Zeichen an 
ich trug, fo ift er doch mit Rückſicht auf die Beftimmung des $. 384 bes 
0.6. ©. 8. feine folde Sache, deren Zueignung jedermann geftattet ift (E. 
vom 16. Jänner 1855, ©. 3. Nr. 46) *”). 

3. Das Zueignen oder Verhehlen von Gegenſtänden, die ein Dienit- 
bote im Zimmer feiner Dienftgeber, wenn glei) am Fußboden liegend, vor 
findet, läßt fich nicht unter den Begriff des Findens einer verlornen 
Sache, deren Befiger nicht bekannt ift, reihen, wovon 8. 201 lit. c hans 
delt, fondern es entzieht dadurch der Dienftbote die Sache aus dem Beſitze ber 
Dienſtgeber ohne deren Einwilligung, um fich einen Vortheil zuzumenden; er 
begeht alfo nach $. 171 einen Diebftahl (E. vom 10. Jänner 1855, ©. 3. Nr. 37). 


*) ©. diefe Entſcheidung aud bei $. 197 unter 23. und gegen die daraus ab» 
zuleitende Anfiht, daß zur Bollbringung des Betruges das wirklihe Gelingen 
der Irreführung nicht nothwendig fei, die Anmerkung daſelbſt und die eben dort 
weiter angeführten Entfcheidungen. 

) Mit Rüdfiht auf die von dem Ungellagten zu feinen Gunſten birufene 
(eben angeführte) E. vom 7. Jänner 18653 wurde bemerkt, ed babe fich damals zunädhft 
um die Begründung gehandelt, daß die in Frage flehende Handlung nach den obwalr 
tenden eigenthümlichen Berbältniffen keinen Diebſtahl bildete, welcher auch hier dem 
Angeklagten nicht zur Laft gelegt werde; — dagegen fei aber in der erwähnten Ent- 
fheidung ausgeſprochen worden, es könne dem Angeklagten aud nit Betrug zur 
Laft gelegt werden, weil er den Hund nicht verhehlte und vielmehr dem Eigen» 
thümer fagen ließ, daß er foldhen bei ihn abholen könne; — während in dem ande 
ren Falle dem Finder gerade das zur Laft fiel, daB er den gefundenen Hund 
verhehlte. 


224 Strafgefeg $. 201 lit. c. 


4. Die Angeklagte hatte das gefundene Geld, deſſen Eigenthümer ihr 
befannt, und welches fogleich zurüdzuftellen fie in der Lage war, bei fich ver⸗ 
wahrt, ınd al8 am folgenden Tage ber ihr wohlbelaunte Beamte der k. k. Po⸗ 
lizeidirection als Organ der Sicherheitsbehörde zu ihr Fam, und fie zur Her⸗ 
ausgabe des Geldes aufforderte, hat fie den Beſitz des Geldes abgeläugnet, 
und erft über feine Drohung, eine itrenge Hausrevifion vorzunehmen, das 
Geld erfolgt. Die Angellagte bat demnach offenbar das gefundene Geld ver- 
hebt, und ob fie die Abſicht gehabt Habe, folched dem Eigenthümer perfönlich 
zurücdzuftellen, ober ob fie die Verhehlung mit dem böfen Vorſatze ſich das 
Seld zuzueignen unternommen habe, iſt eine Thatfrage, welche der Erkenntniß⸗ 
richter nach Meberlegung und Würdigung aller thatjächlichen Momente zu ent- 
fcheiden hat (E. vom 25. April 1855, ©. 3. Wr. 75). 

5. Bon dem Berurtheilten (welcher eine gefundene Uhr dem Kinder 
wiffentlich abgelauft hatte) war auch geltend gemacht worden, baß er fchon 
deßhalb nicht geitraft werben Fönne, weil er die fragliche, am 19. September 
1854 gefundene Uhr, ſchon am 26. September, fomit noch innerhalb der im 
$. 389 de8 a. b. ©. 2. zur Anmeldung beſtimmten Frijt zurüdgeitelll Habe. — 
Der oberite Gerichtshof erklärte dieß jedoch ald nicht gegründet, weil die im 
$. 389 des a. b. ©. 3. beſtimmte Frift zur Berlautbarung bes Fundes nur dem 
Finder läuft, — weil ferner Joſeph P. die Uhr gefauft hat, um felbe zu erwer- 
ben, nicht aber um ihren Fund zu verlautbaren; und weil endlich die Rückſtel⸗ 
fung der Uhr feine Schuld nicht behebt, indem diefe Art der Erlöfchung ber 
Strafbarfeit nach 8. 187 nur bei dem Diebftahle und der Veruntreuung ein- 
tritt (&. vom 1. Augujt 1855, ©. 3. Nr. 114). 


Berehnungde8Betragesdes®efundenen. 

6. Es wäre nach dem Geſetze nicht gerechtfertiget, bei der Beurtheilung, 
ob der Betrag die Handlung zum Verbrechen eignet, den Finderlohn oder den 
nach 8. 403 des. a. b. ©. B. gebührenden Rettungslohn in Abzug zu bringen 
(E. vom 30. Auguft 1854, ©. 3. Nr. 130). 


Die geſetzliche Beſtimmung iftnicht bloß auf denjenigen anzu 

wenden, der die verlorne Sache felbft gefunden, und fodann 

verhehlt und fich zugeeignet bat, fondern auch auf denjeni- 

gen, welcher fie wiffentlih vom Finder an fich brachte und fi 
zueignete. 

7. Die allgemeine Faſſung des Geſetzes läßt Har entnehmen, daß unter 
bem Wörtchen „wer nicht ber unmittelbare Finder allein zu verftehen fei, und 
es entfpricht dieß auch dem Geiſte des Geſetzes, indem zwifchen der Straf: 
fälligfeit des Finders und desjenigen, der wiſſentlich eine gefundene Sache au 
fich bringt, verhehlt und fich zueignet, wohl kein Unterſchied ift, ja in manchen 
Fällen Lebterer fogar ftraffälliger fein Fanı (E. vom 23. September 1852, 
©. 3. Nr. 155). 
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8. Unfere Geſetze, mit deren Unkenntniß fih Niemand entfchuldigen 
darf, Taffen darüber Feinen Zweifel obmwalten, daß die Zueignung einer wife 
fentlich gefundenen Sache auch im Wege der Fäuflichen Anfichbringung im 
Sinne des $. 5 den eben durch bie Verlaffung des gefehlichen Weges ber An⸗ 
zeige und durch die Zueignung für den Eigenthümer entftehenden Betrug voll- 
bringen helfe (E. vom 30. Auguft 1854, ©. 3. Nr. 130). 


9. Das Geſezt erflärt bei der Aufzählung ber Arten bes Betruges bie 
gefliffentliche Verhehlung und Zueignung gefundener Sachen ganz allgemein 
ald Betrug. ohne bieß nur auf den unmittelbaren Kinder einzu— 
Ihränfen, ober bie Anwendbarkeit bes $. 5 auszufchließen. — Nun bat aber 
Joſef PB. die Uhr von Johann P., dem Finder, wiffend, daß folche bloß gefun⸗ 
ben und der Fund nicht gemeldet fei, gekauft, indem er bachte, daß, wenn er 
fie nicht Taufe, dieß ein Anderer thun würde, er hat mithin zur gefliſſent— 
lihen Berhbehlung und Zueignung der Uhr beigetragen, ſich fomtt 
nach $. 5 des Betruges gleichfalls fchuldig gemacht (E. vom 1. Auguft 1855, 
®. 3. Nr. 114). 


10. Segen bie Angellagte konnte nur als erwieſen angefehen werben, 
daß fie von ihrem Gatten zwei Sadtücher und ein Paar Stifletten (im Werthe 
von 1 Sulden 30 Kreuzer), bie er im Bahnhofe gefunden haben wollte, an- 
genommen, daß fie leßtere angezogen und aus den Tüchern die Merkzeichen 
des Eigenthümers herausgetrennt habe. — Das Oberlandesgericht fand hierin 
(gegen die Anficht der erſten Inſtanz, welche die Handlung wegen Mangel 
eines darauf anwendbaren Strafgeſetzes als firaflos erflärte), alle Merkmale 
eines Betruges (nicht der Theilnehmung an einem Betruge) im Sinne des 
8. 201 lit. c und biefes Erkenntniß wurbe vom oberiten Gerichtshofe beitätiget 
(&. vom 16. September 1856, ©. 3. Nr. 127). 


11. 9. fand auf der Straße ein Päckchen, welches eine Barſchaft von 
1500 Gulden, größtentheils in Hundertguldenbanfnoten enthielt. Entfchloffen 
ben Fund zu behalten, jehte er bavon den B. in Kenntniß, der fich herbeiließ, 
die Verwechslung zu beforgen und dafür von A. mit zwei Banknoten zu hun⸗ 
dert ®ulden, und überbieß mit 22 Gulden belohnt wurde. Das Oberlandes- 
gericht verurtheilte den B. wegen Mitfchuld am Verbrechen bes Betru- 
ges. Denn A. habe ihm das Geld zur Umwechslung in der Abficht übergeben, 
um ben Fund deſto leichter und ficherer verheimlichen zu können, mithin Dadurch 
bas im $. 201 lit. c bezeichnete Verbrechen eigentlich nur fortgefebt ver- 
übt; und indem B. ed wirklich vermechfelte (und einen Theil fich zueignete), 
fei er biezu dem unmittelbaren Thäter behilflich gewefen, folglich durch fein 
Handeln nach $. 5 mitfchuldig geworden. Dagegen Tiege darin, daß fih 2. 
einen Theil bes gefundenen Geldes als Lohn zueignete, Fein jelbfiffändi- 
ner Betrug, weil $. 201 lit. c, wo bie Verhehlung und Zueignung gefun- 
dener Sachen als Betrug erflärt wird, nur gegen denjenigen angewendet werben 
könnte, dem die rechtliche Verpflichtung zur Anzeige des nn A 

He rbſt, grundfäpl. Entſcheidungen. 
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Der oberſte Gerichtshof beftätigte die Entfcheidung bes Oberlandes- 
gerichtes, ohne jedoch deſſen Anficht feitzubalten, daß (überhaupt und abgefehen 
von den befonderen Umftänden des Falles) nur U. vermöge feiner geſetzlichen 
Verpflichtung zur Anzeige des Fundes und nicht auch B. eines Betruges als 
unmittelbarer Thäter fich fchuldig machen konnte (E. vom 10. März 1857, 
©. 3. Nr. 62). 


$. 201 lit. e. 
Hinterliftiged Einverftändniß bei einem Spiele. 


Menn einzelne Mitfpielende fich einverftanden haben, das Spiel fo 
einzurichten, daß einer der Mitipielenden verlieren muß, fo it allerdings 
$. 201 lit. e anzuwenden (E. vom 29. December 1851, ©. 3. 1852, Nr. 18). 


8. 202. 
Strafe des Verbrediend des Betruges. 


„Sft nach dem Strafrechte in der Theorie mie in der Praris die Anficht 
feftgeitellt, Daß nach dem Maße, als die Erfchwerungs- oder Milderungsgründe 
überwiegend fcheinen, die Strafe innerhalb des gefeßlichen Straffabes über 
oder unter bem Mittelpuncte des Ausmaßes der Strafdauer beftimmt werben 
ſoll, ſo kann von ber Anwendung dieſes Grundſatzes nach der neuen Geſetzes⸗ 
tertirung bei bem erften Straffaße des 8. 202 von ſechs Monaten bis zu Einem 
Jahre oder von einer Strafbeitimmung über den Mittelpunet dieſes gefeh- 
lichen Zwifchenraumes bei überwiegenden Erfchwerungsgründen gar nie bie 
Nebe fein, weil nach dem Wortlaute des Geſetzes bei erſchwerenden Umſtänden, 
wenn fle, wie fich von felbft verſteht, überwiegend find, fchon die höhere Straf- 
fategorie von einem bis zu fünf Jahren in Anwendung kommt.“ 

„Um daher mit dem befagten Strafprineipe nicht in Widerfpruch zu 
treten, ijt man zur Annahme genöthiget, daß Die im 8. 202 enthaltene Straf- 
beftimmung in ihrer ganzen Ausdehnung nur Einen Strafſatz bildet, und 
dem Richter nur ein größerer Spielraum gegeben werden wollte, um bei über: 
wiegenden Erſchwerungsumſtänden die Strafdauer auch auf fünf Jahre aus» 
behnen zu fönnen, wie fich in Diefer Weile das alte Geſetz ($. 181) ausdrückte 
(&. vom 25. Jänner 1854, ©. 3. Nr. 43). 


$. 203. 


Strafe des Verbrechens des Betrugeö bei einem dreihundert Gulden überfteigenden 
Betrage. 

1. Zur Anwendung der Straffanetion dieſes Paragraphes auf einen 
Mitſchuldigen ift nicht nothwendig, daß auch biefer aus dem Betruge 
fich einen Betrag von mehr als dreibundert Gulden zugewendet (oder zuzu— 
wenden beabfichtiget) habe (&. vom 1. Juli 1852. ©. 3. Nr. 119; f. diefelbe 
auch bei $. 5 unter 8.). 
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2. Der Angeklagte hatte in einem Paternitätsproceffe einen falfchen Eid 
abgelegt und das Landesgericht ihn nach 8. 203 zum ſchweren Kerker von fünf 
Jahren veruriheilt. Der dagegen ergriffenen Nichtigfeitöbefchwerde wurde mit 
E. vom 25. Jänner 1854 (©. 3. Nr. 40) ftattgegeben, und aus nachſtehenden 
Sründen nicht der Straffah des $. 203, fondern jener des $. 202 als anwend- 
bar erklärt: 

„Die Abficht des Angeklagten fonnte nur auf Befreiung von ber ihm 
gegen Ablegung bes Haupteides auferlegten Verbindlichkeit, keineswegs aber 
auf einen 300 Gulden überfteigenden Betrag gerichtet geweſen fein, weil ber 
Grund, der urtheilsmäßtgen DVerbinblichfeit nachzukommen, noch viel früher 
aufhören kann, als ber fragliche Betrag die Summe von 300 Gulden erreicht, 
in weldem Falle dann auch von der Abficht, welche fich auf die Zumwenbung 
eines diefe Summe überfteigenden Betrages eritreden follte, Feine Rede mehr 
fein ann, 3.38. wenn dad Kind einige Monate nach dem abgelegten Eide 
firbt, oder zu einem bedeutenden DBermögen gelangt, oder ber Augeflagte 
gänzlich verarmt, in welchen Fällen daher feine Verbindlichkeit zur Ernährung 
bes Kindes auch gänzlich aufhören würde, und in biefen Fällen müßte dann 
bie Anwendung des Straffates zwifchen fünf und zehn Jahren als ein offen- 
bares Unrecht gegen ben Angeklagten angefehen werben.” 

„Es geht offenbar nicht an, anzunehmen, der Angeklagte würde fich 
wahrſcheinlich (nach und nach) den Betrag von mehr ald 300 Gulden dadurch 
zugemwendet haben, daß er bie Suftentation lange Zeit nicht geleiftet hätte; denn 
nicht Wahrfcheinlichkeit, fondern nur juriftifche Gewißheit Darf dem Richter 
zum Anhaltspunete bei feinen Entfcheidungen dienen.” 

Don gleihem Grundſatze wurde auch bei der Enticheidbung zweier ande» 
ser Fälle ausgegangen, welche in factifcher Beziehung ganz ähnlich waren. 

Die E. vom 19. Mai 1854 (6. 3. Nr. 79) fagt nämlich in ber betreffen- 
den Stelle: „Die Abficht des Angeklagten konnte unmöglich auf eine den Bes 
trag von breihundert Gulden überfteigende Summe gerichtet gewefen fein, 
fondern diefe Abficht ging einzig und allein dahin, ſich die tägliche Alimen- 
tation von ſechs Krenzern nur fo lange zuzuwenden, als feine Verpflichtung 
zu der biepfälligen Entrichtung fortbauern würde, und nachdem dieſe Verpflich- 
tung am 20. Februar 1854 als dem Sterbetage des Kindes aufgehört hat, der 
Alimentationsbetrag aber bis dahin mit Einfchluß ber übrigen Kojten nicht 
einmal die Summe von hundert Gulden erreicht, fo kann man unmöglich ans 
nehmen, daß bie Abficht des Angellagten fogar auf einen Betrag von mehr 
als dreihundert Gulden gerichtet geweſen ſei“. 

>» Eben fo heißt ein einer weiteren E. vom 5. Quli 1854 (©. 3. Nr. 93): 
„So wenig die unterlaffene Anbietung bes Haupteides und fomit die formell 
beftehende Verpflichtung des Joſef 3. zu den im bezirkögerichtlichen Urtheile 
ausgeiprochenen Leiftungen der Anna 8. und ihrem Kinde unbedingt bie 
Sumnte von 357 Gulden, nämlich die Alimentation mit täglichen vier Kreuzern 


Durch vierzehn Jahre, daun die Koften der Entbindung und bes Wochenbettes 
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und bie Proceßkoften gefichert Hätte, weil namentlich die Pflicht zur 
Leiftung der Alimentation von bem Leben des Kindes, ber Zah 
lungsvermögenheit des Vaters, ja felbfi von ber Erlangung eines 
anberweitigen Bermögens von Seite des Kindes abhängt; — eben 
fo wenig läßt fich fagen, daß durch bie Anbietung ober Ablegung biejes falfchen 
KHaupteibes die Zufügung eines Schadens von 357 Gulden beabfichtiget 
worden fei, fondern diefer Schade Iäßt fid) mit Beftimmthett gar nicht, annähe- 
rungsweiſe aber mindeftens mit ben zur Zeit bes angebotenen falſchen 
Haupteides oder bes ergangenen Strafurtheiles liquiden Betrage 
beziffern”. 

„Sn dem vorliegenden Falle würde bis zu dem erfteren Zeitpuncte ber 
Schade 54 Gulden 54 Kreuzer, bis zu bem Tage bed Strafurtheiles 80 Gul⸗ 
den 42 Kreuzer betragen, eine Summe, die noch weit von dem Belrage von 
breihundert Gulden entfernt ift" *). 

3.8. hatte dem Winkelfchreiber D. ein von M. ausgeftelltes und mit der 
Bürgfchaftserflärung des N. verfehenes billet à Pordre zur Eintreibung bei M. 
übergeben. D. bändigte das ihm anvertraute Billet dem Schuldner M. ein, 
welcher es im Einverftändniffe mit O. und großentheils auf deffen Antrieb für 
400 Eire dem Bürgen N. anbot. Diefer, im guten Glauben bandelnd, ver- 
meinte durch die Bezahlung der verlangten Summe und durch ben Beſitz der 
feine Bürgfchaftserflärung enthaltenden Originalurfunde ber übernommenen 
Soltdarhaftung gegen den Gläubiger ledig zu werden, und bezahlte dem M. 
gegen Ausfolgung des Billetö die geforderten 400 Lire. M. hatte aber vorher 
das von ihm gefchriebene und unterfchriebene Originalbillet copirt, unter: 
zeichnet und mit der nachgemachten Unterfchrift bes Bürgen verfehen. Diefes 
falfche Duplicat ftellte der Winkelfchreiber D. dem Gläubiger 2. mit der Rad» 
richt zurüd, daß von M. nichts zu erhalten fei. Die hierauf von 2. gegen den 
Bürgen eingebrachte Klage veranlapßte die Entdedung des Vorganges. 

Der Gerichtshof erfter Inſtanz fand hierin zwei Betrugsfacta, beren 
erftes (die Berwertbung des Originalbillets mittelft des Verkaufes an N.) den 
Angeklagten 400 Lire wirklich eingetragen habe, während mit dem zweiten (ber 
Anfertigung und Uebergabe bes Duplicates an L. ftatt ber zurüdzuftellenden 
echten Urkunde) die Abficht verbunden gemefen fei, den 2. um feine Forberung 
von 640 Lire zu bringen. Da alfo der aus beiden Betrugshandlungen fi 
ergebende theils erzielte, theils beabfichtigte Geſammtbetrag fih auf mehr 
als dreihundert Gulden belaufe, fo fei der im $. 203 beitimmte Straffat 
anzuwenden. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte jedoch bas Urtheil des Oberlandes⸗ 
gerichtes, welches das Verbrechen nur nach 8. 202 als ftrafbar erflärte und 
zwar aus nachfiehenden Gründen: „Den Angeklagten war lediglich barum zu 
thun, mittelit des billet à l’ordre ſich Geld zu verfchaffen. Ihrem ganzen Ber 


— — 





*, ©. auch den Aufſatz in Nr. 46 ber G. 3. vom J. 1854. 
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fahren lag nur dieſe Abficht zum Grunde, ſowohl der Anbietung und Hingabe 
des Billets an N., von welchem fie die Summe von 400 Lire darauf zu erhal- 
ten bofften, und wirklich erhielten, als auch ber Fälfchung des Duplicates und 
der Uebergabe besfelben an L. welcher hiedurch getäufcht werben follte, Damit 
ihr Streich unentdedt und der daraus gezogene Gewinn ihnen gefichert bleibe, 
2. erlitt zwar hiebei durch den Verluſt des fchriftlichen Beweismittels feiner 
Forderung von 640 Lire einen Schaden, und der hieraus für ben Angeflagten 
M. als Schuldner des 2. refultirende Gewinn würde allerdings auch in AnfchTag 
zu bringen fein, wenn er fich in Ziffern Darftellen ließe. Allein die ift bei demſelben 
jo wenig möglich als bei 8.8 Nachtheil; denn gleichwie der Teßtere im Ver⸗ 
luſte Des Beweismittels, nicht in jenem der Forder ung ſelbſt beſteht, 
alſo keinen beſtimmten oder beſtimmbaren Betrag zum Gegenſtande hat, iſt 
auf der anderen Seite der Gewinn des M. ebenſo unbeſtimmt. — Für die An⸗ 
wendung bes richtigen Strafſatzes ift Daher einzig und allein die dem N. wirk⸗ 
lih entlodte Summe (da die Angeflagten e8 bei ihm auch nicht auf mehr ab⸗ 
gefehen hatten) maßgebend, und ba diefelbe dreihundert Gulden nicht überſteigt, 
fo entfällt der höhere Straffak des 8. 203” (E. vom 21. October 1856, ©. 3. 
1857, Nr. 34). 


Strafe gewohnheitsmäßiger Betrügereien. 


4. Sjemand, der viele und unter biefen auch mehrere empfindliche Strafen 
wegen Betrug erlitt, wenige Tage, nachdem er die legte Strafe überjtanden 
hatte, abermals Betrügereien verübte, und dabei ein gleihförmiges Verfahren 
beobachtete, der daher eine befondere Neigung zur Unternehmung betrügeri« 
ſcher Handlungen bat, und Fertigkeit in deren Ausübung befigt, — muß eben 
deßhalb als ein Menfch angeſehen werben, der fi) das Betrügen zur Gewohn- 
beit gemacht bat (E. vom 21. October 1852, ©. 3. 1853, Nr. 11). 


8. 204. 
Strafe des duch falihen Eid begangenen Verbrechens des Betruges. 


Unter dem Ausdrude „falſcher Eid” im 8. 204 ift nicht bloß ber 
wirklich abgelegte, fondern auh ſchon der angebotene falfche Eid 
begriffen. — Dieß ergibt fich aus der Bergleichung des 8. 204 mit dem $. 183 
des I. Theiles des Str. ©. vom Jahre 1803. In dem letzteren waren nämlich 
ausbrüdlich ſowohl der gerichtlich angebotene als auch ber abgelegte falfche 
Eid aufgeführt. Da nun aud ber im $. 204 gebrauchte generelle Ausdrud: 
„falſcher Eid” fomohl den abgelegten als den angebotenen Eid in fich 
begreift (ugl. 8. 199 lit. a), fo fann nicht angenommen werben, daß die gefeß- 
liche Verfügung im $. 204 auf den Fall bes wirklich abgelegten Eides habe 
beſchraͤnkt werden wollen, indem eine folche von dem früheren Strafgefee ab⸗ 
weichende Beſchraͤnkuung gewiß durch Einfchaltung des Wortes: „abgelegten“ 
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vor den Worten „falſchen Eid” erfichtlich gemacht worden wäre (E. v. 25. April 
1855, ©. 3. Nr. 71). 

Eine jpätere Entſcheidung motivirt benfelben Srundfag in folgender 
Meife: Der 8.204 bedroht das Verbrechen bed Betruges, „wenn es burch einen 
falfchen Eid begangen wird“, mit fchwerem Kerker. Das Geſetz madht an 
diefer Stelle feinen Unterfchied, vb der Eid nur gerichtlich angeboten oder auch 
gefchworen worden fei, fondern eitirt bloß den $. 199 lit. a, worin ald Ber 
brechen des Betruges fowohl die Anbietung als die Ablegung eines falfchen 
Eides erklärt, alfo beide Fälle einander gleichgeftellt werden. Die Frage, was 
ber 8. 204 unter faljchem Eide veritehe, ift Daher nach 8. 199 lit. a, und zwar 
vermöge ber befagten Sleichitellung dahin zu entfcheiden, daß auch ber nur 
angebotene falfche Eib in dem im 8. 204 gebrauchten Ausdrude allerdings 
begriffen werde (&. vom 15. April 1857, ©. 3. Nr. 90). — 

S. auch die bei Art. IX des Kundmachungs⸗Patentes unter 5. ange- 
führte &. vom 14. April 1853. 


Vierundzwanzigftes Hauptftüc. 
Bon der zweifachen Ehe. 


Ueber die Verjährung diefes Verbrechens fiehe die bei 8. 227 ange 
führte E. vom A. Jänner 1854. 


SFünfundzwanzigftes Hauptſtück. 
Bon der Verleumdung. 


8. 209. 
A. Fülſchliche Beſchuldigung eined Verbrechens. 


1. „Das Weſen der Verleumdung liegt in der Andichtung einer 
ſolchen Handlung, welche von dem Geſetze als ein Verbrechen 
erklärt wird.“ 

„Die Erdichtung ſolcher Umſtände, welche nicht die verbre— 
cheriſche Eigenſchaft der angezeigten That ändern, ſondern nur 
auf die Strafbemeflung für diefelbe Einfluß haben Fünnten, 
begründet Daher für fich allein ben Thatbeftandb bes Verbrechens 
ber VBerleumdbung nicht, fondern nur einen Erfchwerungsumftand, welcher 
bie Strafbarkeit des fonft ſchon vorhandenen Verbrechens der Verleumdung 
erhoͤhen wuͤrde. 
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„Wenn alfo Jemand eines von ihm wirflich verübten Diebftahles von 
dreißig Gulden aus wahren Verdachtsgründen bei der Obrigkeit angegeben 
wird, fo fann er nicht über dag Verbrechen der Berleumdung Magen, wenn 
auch unwahr angegeben worden wäre, daß diefer Diebitahl in Gefellichaft 
ober an verfperrtem Qute u. dgl. verübt worden jei, weil ihm kein Verbrechen 
angedichtet, fonderu daS wirflich verübte Verbrechen des Diebitahles 
zur Laſt gelegt wurde, und die erwähnten Umftände nur auf die Strafbeinef- 
fung hätten Einfluß üben fönnen” (&. vom 21. October 1852, ©. 3. 1853, 
Nr. 10). 

2. Wenn die Anfchuldigung nur in Form einer bloßen Bermuthung hin« 
geitellt wurbe, kann ſie das Verbrechen der Berleumdung wohl nicht begrüns 
den; — und die Anfchuldigung der Abficht, ein Verbrechen zu begehen, 
kann als die Anfchuldigung eines Verbrechens nicht angefehen werden, wenn 
nicht zugleich Handlungen angezeigt werden, melde, wenn fie wahr wären, 
mit Zugrundelegung obiger Abficht wenigitens als Verfuch des ange: 
zeigten Berbrecheng ſich herausitellen würden (E. vom 1. Februar 1854, ©. 3. 
Nr. 46). 

3. Aus dem fchon beim $. 197 unter 6. angeführten Grundſatze, daß 
Die Beibringung jedes einzelnen falfhen Beweismittels im Civil— 
procefje ohne Rüdficht auf die materielle Wahrheit bes zu bewei- 
fenden Factums ale ein befonderes einzelnes Verbrechen auge- 
ſehen und behandelt werden müffe, wurde abgeleitet, Daß jebe unter 
den im 8. 209 bezeichneten Umftänden erhobene unwahre Beſchul— 
Digung der Beibringung eines verbrecherifchen Bemweismittels 
an ſich das Berbreden der Verleumdung bilde, ohne Rüdjicht darauf, 
ob ſich der Verleumdete etwa eines anderen als des ihm angedichteten fpeciel: 
fen Verbrechens wirklich fchuldig gemacht habe. „Denn nach 8. 4 können Ver- 
brechen auch an Verbrechern begangen werden, und daß Geſetz macht in Diefer 
Beziehung feinen Unterfchted zwiſchen den verichiedenen Arten und Gattungen 
der Verbrechen. Wenn daher einen des Verbrechens des Betruges Ueberwie—⸗ 
fenen und deshalb Verurtheilten ein anderes erdichtetes Verbrechen des Betru⸗ 
ges unter den Umständen des $. 209 angefchuldet wird, fo bildet doch dieſe 
falfche Beſchuldigung das Verbrechen der Verleumdung ebenfo, wie Die Au— 
ſchuldigung eines erdichteten Tiebitahles, Mordes u. f. w. Daraus folgt, 
daß das Gericht Fein Geſetz unrichtig angewendet bat. Denn Gegenſtand 
feiner Beurtheilung war nur die (falfche) Anfchuldigung , der Gegner D. babe 
die die Grundlage der Klage bildende Urkunde zur Zeit, wo fie noch nicht 
unterfertigt war, geftoblen und die Ynterfchrift felbft beigefügt. Auf diefe 
Beurtheilung aber konnte die Frage, ob fih D. eines anderen, als diejes ihm 
angedichteten fpeciellen Betrugsverbrechens fehuldig gemacht, oder fonft 
unlautere Mittel angewendet habe, durchaus feinen enticheidenden Eins 
fluß nehmen, weil die fpecielle Berleumdung nicht aufhörte ein Verbrechen zu 
fein, wenn auch D. auf eine andere Weife ein Betrugspverbrechen 
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verübt ober eine materiell untechtmäßige Forderung durch bie 
Klage angeſtrebt Hätte" (E. vom 19. Mai 1853, G. 3. Nr. 72). 


B. Anzeige bei der Obrigfeit. 


4. Unter Obrigfeit ift keineswegs das Strafgericht allein zu ver- 
fiehen; jedenfalld war für den Angeklagten (— einen Eriminaliträfling —) bie 
Strafhausverwaltung, bei welcher er feine Anzeige zu Protofoll gab, 
feine Obrigkeit, von der er um fo mehr willen mußte, daß hierüber bie erfor- 
berlichen Nachforfchungen von ihr Durch die zuftändige Strafbehörbde werben 
eingeleitet werben, da fie ihn ausdrüdlich ermahnte nur bie Wahrheit zu fpre- 
hen und keine falfche Angabe zu machen, wodurch ein Unfchuldiger zur Ver⸗ 
antwortung und Strafe gezogen werben würde (E. vom 4. März 1852, ©. 2. 
Nr. 81)*). 

Siehe auch den mit der &. vom 19. Auguft 1852 (©. 3. Nr. 134) 
aufgeftellten Begriff von „Obrigfeit" im Sinne bes Strafgefebes bei $. 187 
unter 8. 


C, Beihuldigung in der einem Rechtsfreunde ertheilten Iuformation. 


5. Sch. war auf Grundlage eined Zetteld, worin er ein Honorar von 
1200 Gulden zufagte, wegen Zahlung diefes Betrages geflagt worden. Er 
überfandte dem Dr. &. eine Species facti mit der Bitte, die Einrede fo zu erw 
ſtatten, wie Dr. &. e8 am beiten verftehe, zugleich aber auch mit der Verfiche- 
rung, daß die Species facti wahrheitsgetreu fei. In diefer behauptete Sch., 
daß Johann D. (Cedent und freiwilliger Beitretungsleifter des Klägers) den 
noch nicht unterfertigten Honorarzettel in böfer Abficht geitohlen und die Na- 
mensunterfchrift: „Sch. nachgeahmt habe. 

Dr. E. überreichte nun beim Kandesgerichte eine fehriftliche Eingabe, in 
welcher er den wörtlichen Inhalt des erften Abſatzes ber Species facti anführte 
und die Bitte ftellte, daß das Landesgericht gemäß Hofdecret vom 6. März 
1821 den Givilproceß fiftire und die Acten zur ftrafgerichtlichen Amtshanblung 
leite. Da fich biebei die Befchuldigung als falfch erwies, fo wurde Sch. mit 
Recht des Verbrechens der Verleumbung ſchuldig erklaͤrt. 

Denn „Sch. hat zwar die Beichuldigung nicht unmittelbar bei ber Ob- 
tigkeit jelbft, aber doch auf ſolche Weife vorgebracht, daß fie zum Anlaſſe obrig- 
feitlicher Unterfuchung oder Doch zur Nachforfchung gegen den Beſchuldigten 
dienen konnte”. 

„Die Species facti ift nämlich einte Urkunde, in welcher von ber Partei 
die das Rechtsverhältniß betreffenden factifchen Umftände darzuftellen find, 
und welche dem Advocaten zu feinem Benehmen bei der Vertretung, zugleich 
aber zu feiner Dedung zu dienen bat, welche aber auch der Advocat (nach 


*) Siehe diefe Entfcheidung auch beim Art. V des Kundmachungs » Batentes 
unter 5, 
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8. 414 ber a. ©. DO.) bem Gerichte auf deſſen Verlangen vorzulegen verpflich- 
tet ift”. 

„Da nım Sch. die Anfchuldigung eines erbichteten Verbrechens in die 
Species facti einbezog, und in dem Briefe, mit welchem er fie an Dr. G. ein- 
fanbte, Die Wahrheit derfelben beftätigte, zugleich aber auch feinen gewählten 
Bertreter bat, die Einrede fo zu erftatten, wie er es am beften verftehe, und 
feineswegs den Gebrauch irgend einer in ber Species facti enthaltenen Anfüh- 
rung ausdrüdlich unterfagte,, jo mußte er auch einfehen, daß bie darin ange» 
führte falfche Beſchuldigung zum Anlaſſe gerichtlicher Nachforfchung oder 
Unterfuchung dienen fönne befonders weil Das Hofdecret vom 6. März 1821 
auch ben Givilrichter verpflichtet, die Proceßacten, wenn darin die Befchuldi- 
gung eines Verbrechens vorkommt, zur firafgerichtlichen Amtshandlung zu 
leiten, weil e8 alfo auch dem Advocaten zuſteht ein ihm mitgetheiltes auf den 
Rechtsſtreit Bezug habendes Verbrechen zur gerichtlichen Kenntniß zu bringen, 
indem es feiner Beurtheilung überlaffen ift, die ihm zweckdienlich fcheinenden 
Mittel zur Bertheidigung der Rechte feiner Partei zu wählen und nach Zulaß 
der Geſetze anzuwenden. Dr. &. bat nun wirklich die in der Species facti ent- 
haltene Beichuldigung dem Gerichte mitgetheilt, fie wurde fomit auch der An- 
laß zu einer wirklich eingeleiteten Vorunterfuchung und der 8. 209 ift ganz 
richtig angewendet worden‘ (E. vom 19. Mai 1853, G. 3. Nr. 72). 

6. 8. hatte feinem Vertreter Dr. H. die Information gegeben, den Sch. 
welcher ihn wegen eines Darlehens von ſiebenhundert Gulden belangte, eines 
Betruges in der Art zu befchuldigen, er habe von dem ihm ausgeftellten 
Schuldfcheine Gebrauch gemacht, ohne daß ber Darlehensvertrag wirklich zu 
Stande fam, und ohne daß die Baluta zugezählt wurde. In Folge deffen kam 
e8 zur Unterfuchung gegen Sch., und es bat K. die auf fein Anftiften bereits 
von feinem Bertreter vorgebrachte Beſchuldigung bei feiner gerichtlichen Ver⸗ 
nehmung als wahr beftätiget, welche Beichuldigung fich jedoch al8 ganz unge- 
gründet und erbichtet zeigte. 

In der gegen feine Verurtheilung wegen des Verbrechens der Berleum- 
bung ergriffenen Nichtigfeitsbefchwerde ftellte nun K. die Behauptung auf, daß 
er das ihm zur Laſt gelegte Verbrechen der Verleumdung nicht begangen habe. 
Denn er habe den Sch. wegen eines erdichteten Verbrechens keineswegs bei der 
Obrigkeit angezeigt, fondern nur in der feinem Vertreter ertheilten Infor 
mation davon Erwähnung gemacht, und habe die Einrebe weder dictirt, noch 
unterfchrieben, weßhalb in feiner Handlung hoͤchſtens eine Ehrenbeleidigung 
nach $. 487 ober wegen feiner fpäteren gerichtlichen Ausfage das Verbrechen 
bes Beiruges nach 8. 199 lit. a liegen könne. 

Der oberfte Gerichtshof fand jedoch in Erwägung des Umftandes, daß 
K. ben Sch., ftatt fich gegen befien Klage auf geſetzmäßigem Wege zu vertheis 
bigen, eines Betruges befchuldigte, den Thatbeftand bes Verbrechens 
ber Berleumdung volllommen begründet (E. vom 21. November 1855, 
G. 3. 1856, Nr. 5). 
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D. Die Befhuldigung muß fo beſchaffen fein, daß fie zum Anlaſſe obrigleitlicher Un⸗ 
terfuchung oder doch zur Nachforſchung gegen den Beſchuldigten dienen Fönnte. 


7. Zur Sonftatirung des Verbrechens der Verleumbung genügt eine An- 
gabe oder Befchuldigung, wenn fie zur obrigfeitlichen Unterfuchung oder bloßen 
Nachforfchung gegen den Zefchuldigten Anlaß gibt, ohne daß es ber Beei— 
Digung bedürfte (E. vom 29. Sänner 1852, ©. 3. Nr. 59). 

8. „Srößtentheils wird der Widerruf eines früher abgelegten Seftänd- 
niffes, wenn bemfelben durch bie Vorlefung der protofolliten früheren Aus- 
fage begegnet werden will, durch die Behauptung zu befchönigen gefucht, daß 
der Angefchuldete dieſe Ausfage gar nicht abgelegt habe, worin offenbar auch 
bie Behauptung liegt, daß das Protokoll falfch aufgenommen worden fei; 
hierin kann aber nicht die Befchuldigung des Richters, daß er fein Amt miß- 
braucht habe, fonbern nur das Ableugnen einer früher abgelegten Ausfage, 
eines früheren Geſtäudniſſes erfannt werden, und es ift aufliegend, daß ein 
folcher Widerruf des Geſtändniſſes und auch die Behauptung, daß die protor 
follirte Ausſage nicht abgelegt und falfch aufgenommen worden fei, bei deren 
klarer Tendenz den vorhandenen Verdacht von fich abzuwälzen und den Wider: 
suf des Geſtändniſſes zu befchönigen, nicht für geeignet angefeben werden 
könne, um mit Grund gegen ben betreffenden Unterfuchungsrichter eine Unter 
fuchung oder Nachforfchung einleiten zu fönnen.“ 

Da nun dieß auch in dem vorliegenden Falle in der That nicht gefchehen 
war, fo „ergibt fich, daß bie als erwiefen angenommene That jene gejeglichen 
Merkmale nicht in fich enthalte, welche das Strafgefeb zum Verbrechen der 
Verleumdung erfordert, weil bie dem AngeHlagten zur Laft gelegte Befchuldi« 
gung nicht von der Art war, daß fie zum Anlaffe einer obrigkeitlichen Unterfu- 
hung oder Rachforfchung dienen konnte“ (E. vom 3. Februar 1853, ©. 3. 
Nr. 53). 

9. Das Geſetz fordert zum Verbrechen der Verleumbung nicht, daß 
gegen den fälfchlich Befchuldigten eine obrigkeitliche Unterfuchung wirklich 
fchon gepflogen worden fei, fondern nur, baß die Beichuldigung zum An- 
laſſe obrigkeitlicher Unterfuchung oder Doch zur Nachforfchung gegen den Thä- 
ter dienen könnte (E. vom 27. October 1853, ©. 3. Nr. 155 und vom 
22. December 1853, ©. 3. 1854, Nr. 23). 


10. $. wurde von dem Finanzwachmanne 8. auf einem Salzſchmuggel 
ertappt. Dartiber zur Rede geftellt, fuchte er fich dadurch zu rechtfertigen, dab 
er den K. befchuldigte, das wenige Salz, welches fich in bem beanjtändeten 
Sade vorfand, heimlicher Weife in denfelben gefchüttet zu haben; es fei dieß 
von 8.8 Seite aus Rache gefchehen, weil der Antrag, welchen K. vor einiger 
Zeit ihm und anderen Salinenarbeitern gemacht habe, nämlich, daß er ihnen 
gegen Entgeld von einem Gulden von Jedem geftatten wolle, regelmäßig nad 
vollendeter Arbeit ein Sädchen Salz mitzunehmen, von ihnen abgelehnt 
worben ſei. 
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K. verlangte fogleich die Einleitung bes Berfahrens wegen Ehrenbelei« 
digung, bei welchem J. die erhobene Befchuldigung gegen K. wiederholte und 
jene anderen Salinenarbeiter, drei an der Zahl, benannte, die jedoch in ſum⸗ 
marifcher Weife einvernommen bie dem K. zur Laſt gelegte That ganz und 
gar in Abrebe ftellten. Bei der wegen des Verbrechens der Verleumbdung eins 
geleiteten Borunterfuchung murden letztere abermals verhört und auf ihre mit 
den früheren ganz übereinftimmenden Auslagen beeidiget; fo mie auch K., 
eidlih vernommen, alles von 5. gegen ihn Vorgebrachte als erlogen 
erflärte. In dem nach eröffneter Specialunterfuchung vorgenonmenen Ver: 
höre geitand 3. endlich, die ganze gegen K. erhobene Beſchuldigung erdichtet 
zu haben und fuchte feinen Fehltritt mit der durch die Betretung beim 
Schmuggel herbeigeführten Gemüthserregung zu entfchuldigen, welche ihn 
die Bedeutung und die Folgen der vorgebrachten Lüge nicht erfeunen ließ. 

Das Oberlandesgericht erfannte, daß hierin Das Erforderniß des $. 209 
nicht vorhanden fei, demzufolge Die erdichtete Beſchuldigung geeignet fein 
müfle, zum Anlaffe obrigkeitlicher Unterfuchung oder doch zur Nachforſchung 
genen den Befchuldigten zu dienen. Da nämlich J., defien Glaubwürdigkeit 
durch feine vorhergegangenen Abftrafungen (einmal wegen Mebertretung des 
Diebftahles, und dreimal wegen Realinjurien) bereit3 geſchwächt fet, die in 
Rede ftehende Befchuldigung fofort nach feiner Betretung auf dem Schmuggel 
gegen denjenigen vorbrachte, von dem er eben ertappt worden war, fo fet feine 
Abficht, hiedurch den Verdacht von fich abzulenfen und der Strafe der Gefälls- 
übertretung zu entgehen, fchon bamal3 offen am Tage gelegen; diefe von 
vorneherein augenscheinlich bedenkliche und unglaubwürdige Befchuldigung 
tonnte daher zu Nachforfchungen gegen 8. keinen Anlaß bieten. Solche feien 
auch in der That unterblieben, da K. als ganz unbedenklicher Zeuge behandelt 
und fofort zum Eide zugelaffen, die Abhörung der namhaft gemachten Zeugen 
aber nicht zur Erlangung von Verdachtsgründen gegen K., fondern vielmehr 
nur in der Vorausficht vorgenommen wurde, die darauf geſtützte ſchwache Ver- 
theidigung J's gegen die Gefällsübertretung vollends zu entkräften. 

Der oberfte Gerichtähof erfannte jedoch auf Berfeßung in den Anflage- 
ftand wegen bed Verbrechens der Berleumdung und zwar „in der Erwägung, 
dag in Folge der Namhaftmachung der Zeugen, worauf fich 3. zum Beweiſe 
deſſen berief, was er gegen K. vorgebracht Hatte, die Vernehmung derjelben 
unvermeidlich geworben fei, mithin feine Angabe Nachforfchungen gegen 
ben fälfchlich Befchuldigten veranlaffen mußte" (&. vom 3. Juni 1856, ©. 3. 
Nr. 82). 


E, Abſicht bei dem Verbrechen der VBerleumdung. 


t1. Zum Berbrechen der Berleumdung iſt die Abficht nicht erfor- 
derlich, gegen den fälſchlich Beſchuldigten Durch Die Anfchuldigung 
eine obrigfeitlihe Unterfuchung oder Nachforfhung zu veran 
laffen; es genügt vielmehr das Bewußtſein des Angebers, daß das Verbre- 
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hen erbichtet,, oder daß die Beſchuldigung falfch fei, gleichgiltig aus welchem 
Motive der Angeber handelt, oder welchen Zweck (— namentlich alfo auch den, 
fich ald Angeflagter zu vertheidigen oder eine geringere Strafe zu erwirken —) 
ex hiedurch zu erreichen ftrebt (E. vom 5. Auguft 1852, ©. 3. Nr. 126)*). 


12. Ebenſo erflärt auch die E. vom 14. October 1852 (oben bei $. 2 
unter 5.), es werde das Verbrechen der Verleumdung baburch nicht ausge: 
Ichloffen, daß der Thäter Die Fälfchliche Beſchuldigung als Angeflagter zu 
feiner vermeintlichen Bertheibigung vorgebracht hat. 


13. ©. hatte die P. bei der Staatsanwaltfchaft einer Wechfelfälfchung 
beichuldiget und angegeben, baß fie auf dem Wechfel, mit welchem fie gegen 
ihn die Zahlungsauflage erwirkte, Die Worte: „Angenommen, Moriz ©." bei. 
gefeßt habe, ohne daß er darum wußte; es wurde aber erwieſen, daß er felbit 
die erwähnten Worte auf den MWechfel gefchrieben habe. 


Der oberfte Gerichtshof erflärte, daß in biefer Handlungsweiſe aller- 
dings das Verbrechen ber Verleumdung vorliege, und daß es hiebei ganz 
gleichgiltig fei, worauf feine Endabficht gerichtet war, und ob er fich durch 
feine Tügenbafte Befchuldigung von einer Zahlung befreien wollte, 
von berermeinte, Daß er fie zu leiften nicht ſchuldig fei. Denn es ſei 
ganz geſetzwidrig, unerlaubt und ſtrafwürdig, fich von der Zahlung einer ver- 
meintlichen Nichtfchuld dadurch zu befreien, daß man den Gläubiger eines 
Verbrechens befchuldiget, um dadurch eine ftrafgerichtliche Unterfuchung zu ver 
anlaffen und ben rechtlichen Beftand der Schuld durch das Gericht erheben zu 
laflen (&. vom 18. Jänner 1854, ©. 3. Nr. 38). 


F, Unterſchied zwiihen Verleumdung und Ablegung eines falfchen gerichtlichen 
Zengnifles. 


©. die Entjcheidung vom 14. October 1852 bei $. 197 unter 19. 


*) Eine wegen Abtreibung der Leibesfrucht oder Berheimlihung der Geburt 
verbäcdhtige Angeklagte hatte vor dem Unterfuchungsrichter unaufgefordert die D. 
befchuldiget, daß fie nach zweimaligem fruchtlofen Verſuche, die Angeklagte zur An- 
nahme eined Abortivmitteld zu bewegen, ihr eine Suppe angetragen und nad deren 
Genuß eröffnet habe, daß die Suppe das Kind von ihr treiben werde. Diefe Ausſage 
hat fie fpäter als falfch gänzlich widerrufen, und bei der mündlichen Verhandlung 
erflärt, fie habe fih mit gedachten Befchuldigung „nur helfen wollen, damit fie 
eine kleinere Strafe bekomme“. Dad Landesgericht hielt diefe Behauptung 
mit Rüdfiht auf den befchränkten Berftand und die äußerſt vernachläffigte Erziehung 
der Angeklagten für nicht ganz verwerflih, daher den zum Verbrechen der Berleum: 
dung erforderlichen böſen Vorſatz für nicht erwiefen. Der oberfte Gerichtöhof aber 
erflärte die Angeklagte nach obigem Grundfage ded Berbrechend der Berleumdung 
ſchuldig. 
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8. 210. 
Strafe des Verbrechens der Verleumdung. 


Ein Landesgericht hatte die Anficht aufgeftellt, dag der Strafſatz von 
einem bis zu fünf Jahren als Regel felbft dann zu gelten habe, wenn bie 
Verleumdung unter einem ber im $. 210 angeführten Exfchwerungsumftände 
begangen wurbe, und daß in folchem Falle bie Strafe nur bis auf zehn Jahre 
verlängert werben koͤnne. 

Der oberfte Gerichtshof erklärte jedoch mit der E. vom 17. März 1853 
(9. 3. Nr. 38) diefe Anficht als unrichtig. Denn im gedachten Paragraphe fet 
nicht gefagt: „Die fünfjährige Kerferfirafe Tann bis auf zehn Jahre verlängert 
werben” , fondern „fie ift bis auf zehn Sahre zu verlängern”. Wenn ferner 
das Geſetz in jenem ‘Baragraphe die Strafe des Verleumders, wenn auch feiner 
der unter lit. a, b, c aufgezählten Umftände hinzutritt, mit ſchwerem Kerker 
von einem bis zu fünf Jahre beitimmt, fo köune die für ben Fall des Eintref- 
fens einer Diefer erfchwerenden Umftände beſtimmte Berlängerung doch wohl 
nur von dem fchon für die gemeine VBerleumdung geſetzten höchiten Strafmaß 
des fünfjährigen fchweren Kerkers gemeint fein, daß nämlich bei Dem 
Eintreten eines jener Erfehwerungsumftänbe die Strafe mit fünf bis auf zehn 
Sabre zu bemeſſen fei. Endlich erklärte auch die Faiferliche Verordnung vom 
27. Mai 1852 (R. ©. Bl. Nr. 118) über Die Gompetenz der Strafgerichte im 
Art. II. 3. 19: Vor die Kandesgerichte gehört die Hauptverhandlung uud Ent- 
ſcheidung über das Verbrechen der Verleumdung (88. 209 und 210) „jedoch 
nur dann, wenn nad dem Geſetze auf Kerkerfirafe zwifchen fünf 
und zehn Jahren zu erfennen iſt“. Wäre aber die Anficht des Landes⸗ 
gerichte8 richtig, „Daß auch im Falle der Verübung des Verbrechens ber Ver⸗ 
leumdung unter einem der im $. 210 angeführten Umſtände in ber Regel ber 
Strafla von einem bis auf fünf Jahre zu gelten habe’, fo würde die Verweis 
fung ber Verhandlung über diefes Verbrechen vor bie Landesgerichte niemals 
haben Platz greifen koͤnnen und Die bezogene Beſtimmung der Baiferlichen Ver⸗ 
ordnung vom 27. Mai 1852 gänzlich wirkungslos geweſen fein. 


Sechsundzwanzigſtes Hauptftück. 
Bon dem Berbrechern geleifteten Borfchube. 
8. 212. 


Borfchubleiftung durch boshafte Unterlaffung der Verhinderung eines Verbrechens. 


Aus einer am 18. April 1855 (G. 3. Nr. 69) gefällten Entfcheibung 
geht bie Anficht hervor, daß die Worte „aus Bosheit“ eben fo viel bebeuten 
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ald „vorfäglich”, und daß es baher nach 8. 212 zum Berbrechen der Vor⸗ 
fhubleiftung genüge, wenn die Hinderung eines Verbrechens vorſätzlich 
unterlaffen wurde. 


8. 214. 
Vorſchubleiſtung durch Berhehlung. 


Meber die Frage: ob Borfchubleiftung ober Betrug zuzurechnen fei, 
wenn bie Berheimlichung der zur Entdedung eines Verbrechens oder Des 
Thäters dienlichen Anzeigungen durch ein gerichtlich abgelegtes fal- 
fhes Zeugniß oder dadurch in dag Werk gefebt wurde, daß fih Jemand 
felbit bei Gericht fülfchlih der begangenen ftrafbaren Handlung 
beſchnldiget, — |. die E. vom 30. Juli 1856 bei $. 197 unter 21., dann 
jene vom 17. März 1857 bei 8. 199 Iit, a unter 19. 


—— — — 


Siebenundzwanzigftes Hauptfſtück. 
Von Erlöſchung der Verbrechen und Strafen. 


$. 224. 


Entfheidung über eine von dem Vernrtheilten ergriffene Berufung nad dem 
Tode deöfelben. 


Ein Oberlandesgericht, welchem die Unterfuchungsarten über die vom 
Verurtheilten ergriffene Berufung mit der gleichzeitigen Anzeige von befien 
mittlerweile erfolgten Ableben vorgelegt worden waren, fand fich zur Entſchei⸗ 
bung in ber Straffache nicht veranlagt, „weil nach 8. 224 mit bem Tode des 
Berbrechers jedes Verbrechen erlifcht,, daher jede weitere ftrafgerichtliche Ver⸗ 
folgung aufzuhören hat.“ 

Der oberite Gerichtshof aber hat das Oberlandesgericht zur geſetzmäßi⸗ 
gen Entſcheidung der Straffache angewiefen, „weil eine Meberprüfung bes 
Strafproceffes Hinfichtlich der Schuldfrage wegen ber damit für die Familie 
des Veritorbenen oft verbundenen Folgen im Geiſte bes 8. 224 des Str. G., 
dann der 88. 300 lit. c und 372 der Str. Pr. D.*) Tiege, dba es fich hiebei 
nicht mehr um die Berfolgung bes Verbrechers, fonbern um eine Ueberprüfung 
bes erftrichterlichen Urtheiles und um eine etwaige, — wenn mit dem Geſetze 
verträgliche — Abänderung hinfichtlich der Schuldfrage zu Gunften des Ange: 
Hagten handle" (E. von 2. Mai 1856, Zeitfchrift für &. und R. I. Nr. 50). 


*) Diefe Paragraphe geftatten nämlih, daß auch nach dem Tode ded Ange 
flagten von defjen Angehörigen die Berufung ergriffen, oder die Wiederaufnahme des 
Berfahrens zum Behufe der gänzlichen Schuldlogerflärung angefucht werde. 
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88. 227—232. 
Verjährung. 


Vgl. die Orundfähe, welche in den bei den SS. 531 und 532 angeführ- 
ten, zunächit die Berjährung von Vergehen und Uebertretungen betreffenden 
Entfcheidungen aufgeitellt worden find. 


8. 227. 
Beginn der Verjährungszeit. 


Die Verjährung des Verbrechens ber zweifachen Ehe beginnt mit dem 
Zeitpuncte, als durch den erfolgten Tod bes eriten &atten das durch die zweite 
Ehe zwifchen ihnen geftörte Nechtsverhältnig aufgehört hat (E. vom 4. Jänner 
1854, ©. 3. Nr. 28) *). 

Ueber den Beginn ber Berjährungszeit bei dem Verbrechen ber betrüge⸗ 
riſchen Griba |. die bei 8. 199 lie. £ unter 2. angeführte &. vom 5. April 1854. 


Ds 


$. 228. 
Berjährungdzeit. 

Bei der Frage nach der Verjährungszeit eines Verbrechens ift deſſen 
Sattung und Art weder nach bein Beſchluſſe auf Einleitung der Unterfuchung, 
noch nach dem Anflagebeichluffe, fondern einzig aus den Grgebniflen der 
Unterfuhung und der Schlußverhandlung zu beitinmen, weil nur aus diefen 
Quellen die ſämmtlichen auf die Qualification Einfluß habenden objectiven 
und jubjectiven Momente der That entnommen werben fönnen (E. vom 
2. Jänner 1856, ©. 3. Nr. 31) **). 


$. 229 Hit. a. 
Der Thäter darf von dem Verbrechen Teinen Nuten mehr in Händen haben. 


Ders. 229 Jit. a fpricht nicht von der durch das Verbrechen an fich gezo- 
genen jpeciellen Sache, fondern ganz allgemein von dem aus dem Verbre— 
chen bezogenen Nuben; ein folcher aber kann, wenn auch der erhaltene [pecielle 


- 





ZZ 


*) Die Staatsunwaltfhaft hatte die Behauptung aufgeftellt, daß das Verbre— 
chen ber zweifachen Ehe fo lange fortdauere, bid dad zweite ungefepliche Eheband auf: 
gelöfet wird, fomit die Verjährung erſt von dem Zeitpuncte der Auflöfung des zweiten 
Ehebandes beginne. 

**), Die Unterfuchung wurde wegen des Verbrechend des vollbrachten Mordes 
eingeleitet, der Unklagebefhluß lautete auf verfuchten gemeinen Mord; der Gerichts⸗ 
hof erfter Inftanz erklärte die Angeklagten des Verbrechens der fchweren förper- 
lihen Beſchädigung ſchuldig. 
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Betrag verausgabt wurde, im Aequivalente noch immer vorhanden fein, und 
die Verjährung kann nicht eintreten, wenn biefes der Fall ift (&. vom 5. April 
1854, ©. 3. Nr. 63). 


8. 229 lit. b. 
Geleiftete Erſtattung. 


1. Die vom Sefebe geforderte Wiedererftattung febt einen Scha« 
den voraus, der durch das Verbrechen felbit verurfacht worden ift, 
und fih als unmittelbare und nothwendige Folge desſelben dar— 
ftellt*) (E. vom 2. Zänner 1856, ©. 3. Wr. 31). 

Nach diefem Grundfabe wurde erflärt: Da ber Schabe, welchen die 
Kinder des Getödteten durch feinen Tod leiden (— baß fie nämlich um den 
ihnen bisher geleifteten Unterhalt kamen —) mit der an ihm verübten That in 
einem folchen caufalen Zufammenhange nicht ftehe, fo entfalle die Mieder- 
erftattung als Bedingung der Verjährung. — Dagegen wurde aber ber Schade, 
welchen ber fchwer Befchädigte an feinem Vermögen erlitt (Heilungs- 
foften, Berdienftentgang), allerdings ald ein folcher anerkannt, welcher un- 
mittelbar und nothwendig durch feine ſchwere Verwundung herbeigeführt 
wurde **). 

2. Da der Thäter, fo lange ihm die Perfon des Förperlich ſchwer Be- 
fchäbigten und der Betrag des Schadens unbekannt blieb, ohne fein Verfchul: 
ben außer Stande war, den Schaden gutzumachen, in der Folge aber, als 
nämlich der Verletzte bei der Schlußverhandlung feinen Erſatzanſpruch in 
beftimmier Weife geltend machte, zur (ratenweifen) Zahlung besjelben in einer 
Art fich bereit erklärte, bie ben Erfabberechtigten vollkommen zufrieden ftellte, fo 
fann wohl nicht in Abrede geftellt werben, daß der Befchuldigte die Wieber- 
erftattung nach Kräften geleiftet, und folglich die fragliche Berjährungsbebin- 
gung erfüllt Habe (E. vom 2. Jänner 1856, ©. 3. Nr. 31). 


*) Derfelbe Grundfag war auch ſchon mit E. vom 15. Juli 1852 mit Bezug 
auf Mebertretungen ausgefprochen worden (f. diefelbe bei $. 531 unter 22.). 

») Das Oberlandedgericht hatte angenommen, daß bei dem Verbrechen ber 
Schweren körperlichen Befhädigung nach der Natur diefed Verbrechens eine 
MWiedererftattung im Sinne des $. 229 lit. b gar nicht möglich fei. (S. in 
Betreff diefer Auffaffung auch die bei $. 531 unter 20. angeführten Entfcheidungen.) 
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Zweiter Theil. 


Bon den Vergehen und Uebertretungen. 





Erfies Hauptftück. 
Bon Vergehen und Uebertretungen überhaupt und deren Beftrafung. 


8. 233. 


Geſetzesunkenntniß. 


Die Angeklagte hatte mit einfachen Mitteln gegen Entgelt den von 
einem wuthverdächtigen Hunde gebiſſenen Perſonen Beiſtand geleiſtet, war 
aber durch uͤbereinſtimmende Urtheile zweier Inſtanzen freigeſprochen worden. 
Segen dieſe Entſcheidungen wurde von ber Generalprocuratur bie Nichtigkeits⸗ 
befchwerde zur Wahrung bes Geſetzes ergriffen und derſelben auch wirklich 
Folge gegeben, ohne baß jedoch die Angellagte zur Kenntniß davon gelangt 
wäre. Später wegen einer ganz gleichen Handlung angellagt, wurde fie in 
beiden Inſtanzen verurtheilt; ber oberfte Gerichtshof aber fprach fich über ihre 
Nichtigkeitsbeſchwerde aus, wie folgt: 

„Wenn auch objectiv in der als erwiefen angenommenen wiederholten 
und entgeltlichen Verabreichung des Mittels die Nebertretung des 8. 343 liegt, 
und wenn auch nach ben 88. 233 und 238 Webertretungen ſchon an fich als 
unerlaubte Handlungen erfannt werben können, und ſchon die gegen ein Ver⸗ 
bot vollbrachte Handlung eine Webertretung ift, falls das Strafgeſetz felbe 
dafür erflärt, fo tft Dadurch doch bie Anmwenbung bes die Zurechnung aus⸗ 
fchließenden Irrthumes (8. 2 hit. e) auch bei Uebertretungen nicht ausgeſchloſ⸗ 
fen, und dem Angellagten muß es freiftehen, darzuthun, er habe gar nicht 
erfennen koͤnnen, daß er eben durch feine Handlungsweiſe ein Verbot, beffen 
Verlegung das Strafgefeb als Mebertretung erflärt, überfchreite.” 

„Run ift in dem vorliegenden Falle auch von den Gerichtsbehoͤrden kei⸗ 
neswegs angenommen, daß die Angellagte, welche im Jahre 1851 von jeber 
Vebertretung, begangen burch unbefugte Behandlung in — 

Herbſt, grundfätzl. Entſcheidungen. 
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freigefprochen wurde, von dem über die Nichtigkeitöbefchwerde zur Wahrung 
des Geſetzes ohne jede Betheiligung ihrerfeits erfloffenen Erkenntniffe irgend 
verftändiget worden fei, was auch nach 88.373 und 374 der Str. Pr. O. (vom 
Sahre 1850) nicht vorgefchrleben war. Sie war daher Tediglich burch die glei- 
chen Ausfprüche der Gerichtshöfe in der Mebergeugung, daß bie Verabreichung 
von Brot und Waſſer in Fällen, wo Perfonen mit wuthverbächtigen Hunden 
in Berührung famen, gegen Annahme von 24 Kreuzen Fein gefegliches Verbot 
verleße, daß biefelbe feine ftrafbare Handlung ober Uebertretung fei, ba fie 
wegen ganz gleicher, oft wiederholter Handlungsweiſe bamals völlig ftraflos 
erflärt worden war. Der Irrthum der Angeflagten ift Demnach nach $. 2 it. e 
allerdings vorhanden und der Nichtigkeitsbeſchwerde ftattzugeben” (&. vom 
21. Juli 1853, ©. 3. Nr. 100). 

©. auch bie E. vom 20. Jänner 1853 bei 8. 238, vom 23. December 
1852 bei $. 320 und vom 1. März 1854 bei $. 354 unter 3. 


8. 234. 
Bergeben nnd Uebertretungen, die von Ausländern im Auslande begangen wurden. 


Mit E. vom 6. September 1854 (©. 3. Nr. 139) wurde die Anficht als 
unrichtig erflärt, Daß der Verluft der Hfterreichifchen Staatsbürger: 
ſchaft erſt dann eintrete, wenn nebft ber erhaltenen und benübten 
Auswanderungsbewilligung auch noch die Aufnahme in den Ver 
band des fremden Staates erwirkt worden if. — Denn bie 88. 1 und 
9 des Auswanderungs » Patentes vom 24. März 1832 enthalten keine Sylbe 
von der Aufnahme in einen fremden Staatsverband, vielmehr heißt es im 8.9 
ganz allgemein, daß die mit Bewilligung Ausgewanderten bie Eigenfchaft von 
öfterreichifchen Unterthanen verlieren und in allen politifchen und bürgerlichen 
Beziehungen ald Fremde behandelt werden, womit auch 8. 22 volllonmen 
übereinftimmt, welcher verfügt, daß die mit Bewilligung Ausgewanberten, 
wenn ſie wieber öfterreichifche Staatsbürger werben wollen, die Staatsbürger 
fchaft gleich anderen Fremden auf die in den 88. 29 und 30 des a. b. ©. 2. 
bezeichnete Art wieder erlangen müfjen, ohne daß dießfalls unterfchieben wird, 
ob die Ausgewanderten bereit3 die Aufnahme in eine fremde Staatsbürger 
fchaft erlangt haben oder nicht. 


8. 236. 
In zufälliger Trunkenheit verübte Verbrechen. 

Die 88. 236 und 523 müffen im Zufammenhange mit 8.2 lit. c ausge 
legt und e8 kann Daher unter der in jenen Paragraphen erwähnten „zufälli- 
gen Trunkenheit“ nur der Zuftand einer ohne Abficht auf das Verbrechen 
zugezogenen „vollen“ Beraufehung, in welcher ber Thäter feiner Hanblung 
nicht bewußt war, verftanden werden (E. vom 14. juli 1851, ©. 3. Nr. 175). 

Siehe auch die bei $. 529 angeführte E. vom 7. Juli 1853. 
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8. 238, 


Geſetzwidrige Handlungen an ſich auch ohne böſe Abficht und erfolgten Schaden find 
Bergeben und Uebertretungen. 


1. Der $. 2 1. f findet zweifellos auf alle früher fogenannten un- 
eigentlichen ſchweren Polizeiübertretungen des Diebitahles, der Veruntreuung 
n. ſ. f. (fomit auf alle als Vergehen und Uebertretungen erflärten bolofen 
Rechtsverlegungen) Anwendung (E. vom 21. Mai 1852, ©. 3. Nr. 99). 

2. Auch bei jenen Mebertretungen, zu Denen eine böfe Abficht nicht erfor- 
derlich tft, kann die Vorfchrift des 8. 238 doch nicht fo weit ausgebehnt wer- 
den, daß die Mebertretung auch dann begangen unb ftrafbar fein follte, wenn 
ber Webertreter nicht einmal wußte, daß er eine durch bie Straf: 
geſetze verpönte Handlung begeht (E. vom 20. Sänner 1853, ©. 8. 
Nr. 47)*). 

Ueber die Anwendbarkeit des 8. 2 lit. e bei Mebertretungen ſiehe bie €. 
vom 21. Juli 1853 bei $. 233, und die E. vom 23. December 1852 bei $. 320. 


8. 239. 


Anwendbarkeit der in den 88. b—11 über Verbrechen feſtgeſetzten Beſtimmungen auf 
Vergeben und Uebertretungen. 


1. Bei einer fahrläffigen, fohin aus Unvorfichtigkeit erfolgten Toͤdtung 
eines Menschen kann fchon ihrer Natur nach Feine Mitfchuld eintreten (E. vom 
30. April 1852, ©. 3. Nr. 94). 

2. Siehe die bei $. 5 unter 10. angeführte &. vom 10. November 1851 
über bie Unzuläffigfeit, eine Gemeinde in ihrer Gefammtheit als ftraffällig zu 
esflären (bie Verurtheilung derſelben war wegen eines Waldfrevels erfolgt). 


*) Es handelte fih um jene Webertretung, welche nah $. 23 des Waldpatentes 
vom 1. Juli 1813 dann begangen wurde, wenn Jemand ohne Einwilligung des 
Waldeigenthümers die Streu aus der Waldung genommen hatte. Dieß war nun 
zwar wirfli der Fall. Allein die Angeklagten hatten ed mit Bewilligung der zum 
Bezuge der Waldftreu berehtigten Haudbefiger gethban und zwar nur in 
jener Baldfirede, welche diefen zum Ginfammeln der Waldftreu von dem Waldeigen- 
thümer durch deffen Beamte zugewiefen war, weßhalb fie um fo mehr glaubten, dazu 
vollfommen berechtiget zu fein, als fie voraudfegen konnten, daß der Waldeigenthümer 
den Bezugsberechtigten nicht eine größere Strede zum Streufammeln anmweifen laffe, als 
deren Bedarf erheifchte, daß fonach die ganze in der zugemwiefenen Waldſtrecke befindliche 
Streu Eigenthum derfelben fei, mit dem fie frei verfügen, fomit aud einen Theil den 
Angellagten ſchenken konnten. 
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Zweites Haupfflück. 
Don den Strafen der Vergehen und Mebertretungen überhaupt. 


8. 243. 
Gewerbsverluſt. 


Die Eigenſchaft des Gewerbes als eines radicirten beirrt das Erkennt⸗ 
niß auf Verluſt desſelben nicht, es kann jedoch darunter nur der Verluſt 
bes Ausübungsrechtes verſtanden werden, nicht aber die Erlöfchung bes 
rabieirten Gewerbes ſelbſt (E. vom 13. December 1854, ©. 3. 1855, Nr. 28). 


8. 249. 


Abſchaffnug. 
Mit E. vom 20. September 1854 (G. 3. Nr. 142) wurde ausgeſprochen, 
daß das Geſetz die Abſchaffung keineswegs auf Fremde beſchränkt und bei 
ſolchen Perſonen, bie am Aufenthaltsorte zuftändig find, nicht ausſchließt. 


8. 259. 
Wahl der Strafarten. 


1. Es befteht feine Vorfchrift, welche es in Fällen, wo das Geſetz alter- 
nativ zweierlei Strafarten feſtgeſetzt hat, dem Richter zur Pflicht macht, 
vorzugöweife die zuerft genannte Strafart zu wählen (E. vom 16. Septem- 
ber 1852, ©. 8. 154) *). 

2. Die Auslegung ift eine ganz willtürliche, Daß deßhalb, weil im 8.421 
in eriter Linie eine Geldftrafe und erft in zweiter Linie Arrefiftrafe angebroht 
wurde, ber Richter nicht die Macht habe, Arreit als primäre Strafe zu ver 
hängen, und nur befugt fet, ihn in befonberen Fällen ber Geldſtrafe zu ſubſti⸗ 
fuiren. Der $. 421 läßt vielmehr der Beurtheilung des Richters die freie 
Mahl nach Maßgabe ber Umftände, worunter ſowohl die objectiven Umftände 
der That felbft, als auch bie perfönlichen Verhältnifie des Thäters inbegriffen 
find, auf eine oder die andere Strafart zu erfennen. Der Gebrauch diefes dem 
Richter zuftehenden Rechtes kann daher nicht als ein Weberfchreiten bes geſetz⸗ 
lichen Strafausmaßes angefehen werden (E. vom 4. Juni 1855, ©. 3. 
Nr. 98). 


*) Diefe Entfcheidung wurde mit Beziehung auf den (dem 8. 431 des jeßigen 
Str. ©. entfprechenden) $. 183 de3 IL. Theild des Str. ©. erlaffen (fiehe diefelde auch 
bei $. 431). 
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8. 260. 
Verwechslung der Strafarten. 


Ueber die Nichtanwendbarkeit der Beftimmungen biefes Paragraphes 
bei Seldftrafen, welche nach dem Wucherpatente verhängt wurben, und 
wegen Uneinbringlichkeit in Arreft umgewandelt werden müſſen, ftehe die im 
1. Anhange bei $. 15 angeführten Entfcheibungen. 


$. 260 lit. a. 


Umwandlung der Gelditrafe in Arreftitrafe. 


Die gefepliche Beitimmung bes 8. 260 lit. a iſt nur von dem Kalle zu 
verftehen, auf welchen fie befchräntt ift, von dem Kalle nämlich, wenn ber (un- 
einbringlichen) Geldftrafe eine Arreititrafe, bie jene erfegen Soll, fubftituirt 
wird, fie kann aber nicht bahin ausgedehnt werden, Daß, wenn der erſte Richter 
auf eine Arreititrafe erfannte, der Nichter zweiter Inftanz aber nach ben obwal⸗ 
tenden Umftänden auf eine ®elditrafe zu erfennen findet, dem letzteren bie in 
erfter Inſtanz verhängte Arreititrafe zum Maßſtabe der Geldftrafe nach dem 
im 8. 260 feftgefebten DVerhäftniffe dienen müffe; — im Gegentheile hat ber 
Richter Die Geldſtrafe unabhängig von der Arreftitrafe als felbftftändige Strafe 
nach dem für biefe befonbers bezeichneten gefeßlichen Straflate ben Umſtaͤnden 
gemäß zu beftinmen (E. vom 8. November 1854, ©. 3. 1855, Nr. 9) *). 


8. 261. 


Umwandlung der Arreftftxafe in Geldftrafe. 


1. Der im $. 260 lit. a ausgefprochene Grundfaß über den Maßſtab 
bei Ummwandlung ber gefetlichen Geld- in Arreftitrafe findet auf den Fall, 
wenn die Arreititrafe, welche das Geſetz für eine Uebertretung beftimmt, in 
eine Geldſtrafe umzuwandeln fommt, Feine Anwendung. Rüdfichtlich einer 
folchen Ummandlung beftimmt der 8. 261, daß ber Arreft in eine ben Ber 
mögensumftänden des zu Beftrafenden angemefjene Geldſtrafe 
umzumanbeln tft; nur biefe Umftände geben Daher den Maßſtab bei einer 
folhen Umwandlung ab (E. vom 17. December 1852, ©. 3. 1853, Nr. 36), 


*) Der Angeklagte war in erfter Inftanz wegen der Mebertretungen der 88. 411 
und 496 zum Arreſte von einer Woche verurtheilt, und dieſes Urtheil über feine Be⸗ 
rufung dahin abgeändert worden, daß flatt der Arrefifirafe eine Geldftrafe von 
50 Gulden verhängt wurde. Er behauptete nun in feiner Nichtigkeitöbefchwerbe, daß 
dadurd gegen die Beflimmung der Strafproceßordnung über feine Berufung auf eine 
firengere Strafe erfannt worden fei, als die von ber erſten Inflanz ausgefprochene. 
Denn mit Zugrundelegung des im $. 260 lit. a audgefprochenen Maßſtabes entfpreche 
der Arreftftrafe von einer Woche nur eine Geldflrafe von 35 Gulden, 
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2. Der $. 261 ftellt es Tediglich ber Beurthellung der erfennenden Straf- 
gerichte anheim, ob der Kal von beſonders rüdfihtswürbtigen Umftän- 
ben begleitet fei, welche die Umwandlung ber Arreft- in eine Geldftrafe 
zuläffig machen; wenn daher das Landesgericht die Umstände nicht für befon- 
bers rückſichtswürdig gehalten, folglich auch die Arreft- in eine Gelbfixafe 
umzumanbeln nicht befunden hat, fo kann von einer unrichtigen Geſetzes⸗ 
anwendung (und vom Beftande des dießfälligen Nichtigkeitsgrundes) nicht 
die Rebe fein (E. vom 20. October 1853, ©. 3. Nr. 150) *). 


8. 262. 
Berhängung des Hansarreſtes. 


Ein Gerichtshof fand ſich beſtimmt, in Anwenduug des im 8. 266 ein⸗ 
geraͤumten Befugniſſes zur außerordentlichen Milderung bie für das Vergehen 
der fahrläſſigen Tödtung im 8. 335 bemeſſene Strafe des ſtrengen Arreſtes 
von ſechs Monaten bis zu einem Jahre ſowohl in der Dauer herabzuſetzen, 
als auch den nach dem Geſetze verwirkten ſtrengen Arreſt in einfachen zu 
verwandeln. Statt dieſes einfachen Arreſtes wurde aber weiter, da die im 
8.262 ausgeſprochenen thatſächlichen Bedingungen vorhanden waren, Haus⸗ 
arreſt verhaͤngt. 

Der oberſte Gerichtshof erklärte dieſe Entſcheidung als geſetzmäßig. 
Nachdem nämlich die erſte Inſtanz auf Grund des 8. 266 ſich einmal beſtimmt 
fand, von ber Strafe des firengen Arreftes abzugehen und diefelbe auf Arreft 
bes erften Grades herabzufeßen, fo iſt fie nach $. 262 allerdings berechtiget 
gewefen, dieſen erften Arreſtgrad als den im $. 262 vorausgefehten, 
in Hausarreft zu verwandeln. Eine ſolche zweimalige Strafumänderung 
widerftreitet Feiner Vorfchrift des Strafgefeßes, fondern Tiegt ganz im Geifte 
besfelben, wie dieß aus ber Vergleichung mit der Minifterlalerläuterung vom 
20. Mai 1856, 3. 9580**) deutlich hervorgeht, worin in einem ähnlichen Kalle 





*) Derfelbe Srundfag wurde auch in vielen anderen Entfcheidungen aufgeftellt, 
und namentlid) mit jener vom 7. October 1852 (©. 3. 1853, Nr. 7) audgefprochen, 
es könne die Unterlaffung der Umwandlung, welche nach $. 261 dem Ermeſſen des 
Strafrichterd anbeimgegeben ift, in einem Falle, wo das Geſeß (wie der 8. 354) nur 
Arreftftrafe verhängt, nicht Gegenftand der Nichtigkeitsbeſchwerde fein. 


») Diefe an das lombardifche Oberlandesgericht ergangene Erläuterung erklärt 
nämlich, „e® gebe aus der Entgegenhaltung der 88. 260 und 262 und aus der Maren 
Adficht des Geſetzes, die mit der Strafe nicht nothwendig verbundenen Folgen nad 
Möglichkeit zu mildern, hervor, daß in dem Falle, wenn vermöge des 8. 260 Hit. a die 
nad) dem Gefege auf das Vergehen oder die Mebertretung verhängte Geldftrafe in 
Arreft zu verwandeln fommt, und wenn zugleich rüdfichtlich der Arreftftrafe die im 
$. 262 voraudgefeßten Bedingungen eintreffen, es feinem Anftande unterliege, bie 
Arreſtſtrafe weiterd noch in Haudarreft zu verwandeln.“ 
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bie zweimalige Umänderung der Strafe als zuläfflg erflärt wirb (E. vom 
16. December 1856, ©. 3. 1857, Nr. 32) *). 


8. 267. 
Bon dem Zufammentreffen mehrerer Vergehen oder Nebertretungen. 


1. Mit der &. vom 16. October 1851 (9. 3.Nr. 271) war vom oberften 
Gerichtshofe auch der Grundſatz ausgefprochen worden, bag nach dem Syſteme 
bes Geſetzes bie auf Bergehen geſetzten Strafen als fchärfer wie die auf Ueber⸗ 
tretungen, und biefe wieder als fchärfer angefehen werben müffen , wie jene, 
welche auf einfache Mebertretungen (— im Gegenſatze zu den im Strafgefege 
enthaltenen —) gefebt find. 

Allein biefer Grundſatz kann nach dem jeßigen Strafgefeße nicht mehr 
geltend gemacht werben; und zwar nicht bloß deßhalb, weil zwifchen Vergehen 
und Mebertretungen fchon an und für fich Fein innerer Unterfchied angenommen 
it und namentlich für beide Kategorien fowohl im Grundſatze als in ben 
Einzel-Beftimmungen biefelben Strafbeftimmungen gegeben find Gye 
a. a. O. ©. 458). Denn biefer Grund ift wohl nur für das Zufammen- 
treffen von Vergeben und im allgemeinen Strafgefeße aufgeführten 
Mebertretungen, nicht aber auch dann entfcheidend, wenn mit denfelben 
„andere Uebertretungen“ zufammentreffen. Einen für alle Fälle aus⸗ 
seichenden Grund bietet der Wortlaut des 8. 267, welcher überhaupt bei ber 
Concurrenz von Vergehen ober Uebertretungen (— im allgemeinen Straf- 
gefeße aufgeführten oder anderen **) —) dasjenige Geſetz in Anmendung 
zu bringen vorjchreibt,, welches „unter dDiefen firafbaren Handlungen" 
(ohne Unterfcheidung ihrer gefetlichen Kategorie) die Höchite Strafe beftimmt. 


*) Die vom Oberlandesgerichte audgefprochene Anficht, daß Fraft des außer- 
ordentlichen Milderungsrechted nur der Grad des Arrefted geändert, nicht aber flatt 
des Arrefted Haudarreft verhängt werden dürfe, ift fiher richtig (vgl. mein Handbuch 
DI. bei $. 262); allein dieß war im vorliegenden Falle nicht entfcheidend. Denn nur 
die Umänderung des firengen Arrefted in Arreft des erften Grades ftellte fich ald Folge 
des außerorbentlichen Milderungsdrehted dar, dagegen wurde dieſer Arreft des erften 
Grades nicht mehr mit Anwendung ded außerordentlihen Milderungsrechted, fondern 
davon ganz unabhängig nah 8. 262 und wegen des Vorhandenfeind der bier aufge 
ftellten Bedingungen in Haudarreft verwandelt. 


») Daß fowohl 8. 35 als 8. 267 unter Webertretungen nicht bloß die im all« 
gemeinen Strafgefege aufgeführten, fondern auch „andere” im Sinne des Artikel? V 
der Eaiferl. Berordnungen vom 27. Mai 1852 (R. ©. DL Nr. 118 und 120) begreifen, 
ergibt fih aus jenem Theile der gedachten Paragraphe, welcher von dem Falle handelt, 
wo auf eine der zufammentreffenden Handlungen in diefem oder „einem anderen 
Geſetze? beſtimmte Strafen feflgefebt find, was fich zunäcdft wohl nur auf Uebertre- 
tungen ber letzteren Art beziehen Tann. 
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2. Jene geſetzliche Strafbeftimmung tft als bie ftrengere anzufehen, nad) 
welcher auf einen längeren Zeitraum ber Yreiheitsftrafe erfannt werben kann, 
nicht aber diejenige, in welcher als die geringite gefetliche Strafdauer ein 
längerer Zeitraum feftgefebt ift (E. vom 21. Zunt 1854, ©. 8. Nr. 85) *). 

3. Wenn auf die eine der zufammentreffenden ftrafbaren Handlungen 
eine Selditrafe verhängt ift, fo muß auf diefe erfannt, zugleich aber für den 
Fall der Uneinbringlichkeit ber zuerlannten Geldftrafe die ber Teßteren ent 
fprechende Arreftftrafe ausgeiprochen, es muß fomit nebft ber Hauptſtrafe 
eventuell auch noch auf eine zweite Freiheitsſtrafe erfannt wer 
den (E. vom 21. November 1854, ©. 3. 1855, Nr. 13). 


Fünftes Hauptftück. 


Don den Vergehen und Uebertretungen gegen die öffentliche Ruhe 
und Ordnung. 


$. 279. 
Auflanf. 

Es war erwieſen, daß der Angeklagte, als bei ihm von Gensd'armen 
und dem Forſtadjuncten wegen Verdacht des Wilddiebſtahls die Hausdurch⸗ 
ſuchung nach dem Gewehre vorgenommen wurde, den Gensb'armen einen 
Dieb geſcholten, und daß er, um ſeiner Arretirung vorzubeugen, nad 
Hilfe geſchrieen habe, in Folge deſſen ſich wirklich eine größere Menge 
Menſchen verfammelte. — In biefem Thatbeitande ift ſowohl das Ver 
gehen bes Auflaufes nad $. 279, al8 auch Die Uebertretung bes 
$. 312 enthalten, indem der Gensd'arme in Vollziehung eines öffentlichen 
Auftrages begriffen war, und der von bem Angellagten erfolgte Aufruf 
offenbar feinen anderen Zwed verfolgte, als um bie Einleitung 
feiner Haft durch Widerſetzlichkeit zu vereiteln; endlich die Befchim- 
pfung des Gensb’armen, baß er ein Dieb fel, eine wörtliche Beleidigung einer 
in der Ausübung ihres Amtes begriffenen Berfon in fich enthält (E. v. 19. Juli 
1854, Hye a. a. O. ©. 821). | 


$. 301. 
Aufforderung zu grumblofen Befchwerben. 
Das Yandesgeriht hat aus bem Grunde, weil W., welchem ber ber 
nöthigen Ginficht ermangelnde Cz. die Beſorgung feiner Rechtsgefchäfte über 


') Nady dieſem Grundfage wurde die Strafbeftimmung des $. 412 (Arreft von 
drei Tagen bie zu ſechs Monaten) für frenger erflärt als jene des 8. 419 (Arreft von 
einer Woche bid zu drei Monaten. 
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ließ, für biefen in einer bereits abgethanen Rechtsfache einen grundlofen Recurs 
einbrachte, benfelben der Mebertreiung des S. 301 fehuldig exrflärt, indem es 
befien Pflicht gewefen wäre, bem Cz. von ferneren Schritten abzurathen, 
was er nicht gethan unb vielmehr für bie Verfaſſung bes Recurfes Geld 
(dreißig Kreuzer) genommen habe. 

Allein diefer Thatbeftand enthält nicht die Kriterien ber im 8. 301 nor 
mirten Uebertretung. Diefelbe beftebt nämlich in einer „Aufforderung" 
und „Berleitung" zu grundlofen Befchwerben,, daher nicht in ber bloßen 
Unterlaffung des Abrathens, — oder aber in barauf bezüglichen „Geld⸗ 
erpreffungen“, als welche jedoch bie Forderung eines Honorars von dreißig 
Kreuzern für eine, wenn auch noch fo unnüge Schrift nicht angefehen werben 
kann (&. v. 4. Juli 1855, ©. 3. Nr. 99). 


Sechfles Haupfftück. 


Bon Mebertretungen gegen öffentliche Anftalten und Vorkehrungen, 
welche zur gemeinfchaftlihen Sicherheit gehören. 


8. 311. 
Uebertretung der Verleitung eines Beamten zum Mißbraude der Amtsgewalt. 


1. Schon vor der Wirkſamkeit des neuen Strafgefebes war mit der €. 
v. 26. Mai 1851 (G. 3. Nr. 135) ausgefprochen worden, Gens d'armen 
feien nach dem Hofdecrete vom 9. November 1816, 3. 1293 und nad) $. 44 
bes organiſchen Geſetzes für die Gensd'armerie allerdings Beamte im 
weiteren Sinne des Wortes, es Fünne fomit auch an ihnen Verleitung 
zum Mißbrauche der Amtsgewalt begangen werben ”). 

Nach der Wirkſamkeit des neuen Strafgefeßes wurde dieß jedoch von 
einen Landesgerichte bezweifelt, weil im 8. 311 nicht, wie es in dem gleich 
darauf folgenden 8. 312 und in mehreren anderen Gefebesitellen 3.8.88. 279, 
331 geſchieht, der $. 68 bezogen ift, daher unter dem Worte: „Beamten“ 
im $. 311 nur Beamte im engeren Sinne, nicht aber auch Wachmänner, wozu 
bie Gensd'armen gehören, begriffen feien. 


*) Das Nämliche wurde mit der E. vom 16. Sänner 1852 (G. 3. Nr. 40) aud 
rückſichtlich eines Polizeimannes erklärt, da ein folcher beftimmt ift, dem erhaltenen 
Auftrage gemäß, Gefchäfte der Regierung zu beforgen und daher im weiteren Sinne 
ald Beamter angefeben werben muß. — Damit im Einklange ſpricht auch eine E. vom 
3. Sänner 1855 (©. 3. Nr. 40) aus, daß Sicherheitsorgane (Polizeimahhmänner) aller- 
dings zu den im $. 311 bezeichneten Staatödienern gehören. 
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Allein ber oberfte Gerichtshof fprach fich mit ber E. v. 13. Jänner 1853 
(G. 3. Nr. 47) dahin aus, der $. 312 enthalte rückſichtlich der darin angebeu- 
teten Perfonen feinen Segenfab zu dem 8.311 und es wollte durch bie Erwäh- 
nung ber im $. 68 genannten Perfonen im $. 312 nur der Zweifel über die 
Anwendbarkeit biefes Geſetzes befeitiget werben, zu welchem ber in bem 
früheren Str. ©. II. Thl. $. 72 gebrauchte bejchränktere Ausdrud: Civil⸗ 
ober Militärwache” Anlaß gegeben hatte. An ber früher beftanbenen 
gefeglichen Erläuterung bes Begriffes bes Wortes „Beamte“, wonach (Hof 
beerete vom 9. November 1816, 13. Juni 1817 und 5. Mai 1832, J. G. ©. 
Nr. 1293, 1337 und 2561) das Geſetz zwifchen höheren und niederen Aemtern, 
zwijchen ber damit verbundenen ausgebehnteren ober eingefihränkteren Gewalt 
feinen Unterfchied machte und daher das XI. Hauptitüd des J. Thls. des Str. 
&. auch auf bie in einem Amte verpflichteten Diener, auch auf die Individuen 
der Oränzwache Anwendung leidet, jei durch das Strafgefet vom Jahre 1852 
nichts geändert worden. Auch die Gensd’armerie gehöre unftreitig unter jene 
Berfonen, welche vermöge öffentlichen Auftrages Gefchäfte der Regierung zu 
bejorgen haben, in einem öffentlichen Amte verpflichtet find (8. 101), Daher es 
feinem Zweifel unterliege, daß auch an ihr nach 8. 311 bie Mebertretung ber 
Verleitung zur Verlegung ber Amtspflicht durch Gefchenfanbietung und zwar 
um fo mehr begangen werben könne, als das organifche Geſetz für die Gens⸗ 
b’armerie im 8. 44 erflärt, daß fle den befonderen gefeßlichen Schuß, welcher 
obrigkeitlichen Berfonen zukommt, zu genießen habe. 

2. Nicht minder erklärt die &. v. 10. Februar 1853 (©. 3. N. 53), daß 
auch Diurniften in ihrer Verwendung in einem öffentlichen Amte in Folge 
mittelbaren Auftrages, gleich anderen minderen Beamten, Dienern oder Bes 
ftellten, mit der Beforgung von Sefchäften ber Regierung betraut find, hiebei 
unftreitig in einer Verpflichtung ftehen, und baher Beamten im weiteren Sinne 
gleichzuhalten find, an welchen bie Uebertretung ber Verleitung zum Miß⸗ 
brauche der Amtsgewalt begangen werben Tann. 

3. Die den Gerichtöbienern nach 8. 19 ber Inftruction für Gefangen- 
wärter und Gerichtsdiener vom 20. Ortober 1815 obliegende Verpflichtung 
zur Entdedung, Ausfpürung und Aufbringung der Verbrecher und daher zur 
Nachforſchung nach verbächtigem Gefinbel, tft weber durch eine fpätere aus⸗ 
drückliche Vorfchrift noch ftillfehweigend oder indireet aufgehoben worden. 
Wenn baher der @esichtspienergehilfe K. in ämtlicher Verpflichtung ben 
ausmweislofen, unter verbächtigen Umftänden betretenen Angeklagten anhielt 
und arretirte, fo würde er durch Freilaſſung beffelben feine Amtspflicht verlegt 
", Baben, und ba der Angeklagte ihm zum Behufe feiner Freilaffung, folglich um 
ihn zur Verletzung feiner Amtspflicht zu verleiten, ein Geſchenk anbot, jo hat 
ex fich dadurch nach 8. 311 einer Mebertretung ſchuldig gemacht (E. v. 3. Der 
cember 1852, ©. 3. 1853, Wr. 33). 

4. Es war in thatfächlicher Beziehung feitgeftellt, daß B. in Trient ale 
Tierarzt beftellt und ein Gemeindebeamter tft, daß ber Angellagte 
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ihm unter der Bedingung, wenn er ihm erlauben würde, daß Fleiſch ſeines 
umgeſtandenen Ochſen zu verwenden, ein Geſchenk anbot, daß dieſer Ochſe an 
ber Lungenſeuche gefallen, auch des Angeklagte hievon durch B. unterrichtet 
war und deſſen Pflicht, die Verwendung des Fleiſches zu unterſagen, wohl 
kannte. 

War nun auch B. kein Beamter, der Geſchaͤfte der Regierung zu beſor⸗ 
gen batte, jo war er doch ein Beamter der Gemeinde und als Thierarzt 
im öffentlichen Intereſſe dazu beitellt, ben Kleifchverfauf zur Abwendung eines 
fhäblichen Gebrauches für die gemeine Sicherheit bes Lebens zu überwachen, 
fo daß eine Verlegung diefes ihm gefchenften Vertrauens allerdings ein Mip- 
brauch bes ihm übertragenen Amtes wäre und die Verleitung dazu fich zur 
Uebertretung nach $. 311 eignet (E. v. 10. Mai 1854, ©. 3. Nr. 70). 


5. Wenn auch der Angeflagte jener Webertretung, wegen welcher ur- 
fprünglich die Verhaftung erfolgte, fpäter ſchuldlos erflärt wurde, fo kann ex 
fih Doch durch Beſtechung, um feine Freilaſſung zu erwirken, ber Verleitung 
zum Mißbrauche der Amtsgewalt fchuldig machen (E. v. 26. Mai 1851, ©. 3. 
Nr. 135). 

Don ähnlichem Grundſatze wurde auch in einem anderen Kalle ausge- 
gangen. Der Angeklagte hatte nämlich durch ein Geſchenk einen Polizei⸗ 
beamten zu verleiten gefucht, eine gegen ihn angebrachte Wucheranzeige fallen 
zu laffen, wurde aber fpäter von ber Anklage wegen bed Bergehend bes 
Wuchers Iosgefprochen. Der oberfte Gerichtshof erflärte, daß hier allerdings 
$. 311 anwendbar fei „denn da der genannte Beamte weder zur Unterfuchung 
noch zur Entfcheidung über den angezeigten Wucher competent war und da 
feine Amtspflicht erforderte, die Anzeige an das competente Gericht zu Leiten, 
fo Hat der Angeflagte, indem er den Beamten anging, die Anzeige fallen zu 
laffen und ihm deßhalb ein Geſchenk zurüdließ, ihn allerdings zur Verlegung 
ber Amispflicht zu verleiten geſucht“ (E. v. 23. Auguft 1854, ©. 3. Nr. 127). 


6. Unter dem Ausdrude: „Durch Geſchenke zu verleiten fucht“ 
ift im Zufammenhalte mit ben 88. 104 und 105 nicht bloß das wirkliche Ver- 
abfolgen oder Einhändigen, fondern auch ſchon das Anbieten oder 
Verſprechen eined Geſchenkes verfianden (E. v. 10. Februar 1853, ©. 3. 
Nr. 53) *). 


=) Der 8. 105 bedient fi) nämlich ebenfalls der Ausdrüde: „durch Geſchenke 
zu verleiten ſucht“, und fpricht doch von dem Erlage des „angetragenen oder 
wirklich gegebenen Geſchenkes“; er kann alfo die Worte „durch Geſchenke“ nicht 
bloß auf gegebene, fondern muß fie auch auf nur verfprodene Geſchenke 
beziehen. — Damit übereinftimmend war auch ſchon mit der E. vom 26. Mai 1854 
(8. 3. Nr. 35) audgefprochen worden, es fei nicht nothwendig, daß das Gefchent 
wirklich vorgemwiefen, fondern genüge, wenn dadfelbe auch bloß mündlich anges 
boten wurde. 
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7. Der Begriff einer Mebertretung kann nicht aus der Randgloffe des 
betreffenden Paragraphes, er muß aus diefem felbft entnommen werben, wenn 
diefer Begriff dort, wie es im 8. 311 der Kal tft, genau und beftimmt ange- 
geben wird. Diefer Paragraph aber erflärt, daß derjenige einer Mebertretung 
fich ſchuldig mache, der einen Beamten durch Geſchenke zu einer Barteilich- 
feit oder zur Berlebung feiner Amtspflicht zu verleiten fucht. 

Es ift daher zu diefer Mebertretung nicht erforderlich, daß ein Beamter 
oder Diener zu einem Mißbrauche feiner Amtsgemwalt wirklich verleitet 
wurde, es genügt, wenn er auch nur zu einer Berlebung feiner Amts⸗ 
pflicht durch ein Geſchenk zu verleiten gefucht wurde; denn auch Berlei- 
tungen zu geringeren Verletzungen ber Amtöpflicht wollte dag Geſetz hint⸗ 
anhalten, und hat deßwegen die in $. 311 enthaltene Anordnung getroffen, 
indem Berleitungen zum Mißbrauche der Amtsgewalt gewöhnlich ſchon als 
Verbrechen beftraft werden müfjen. Unenricheidend ift ed dann, ob jene Ver⸗ 
leitung oder die durch felbe bewirkte Verlebung der Amtöpflicht einen Schaden 
verurfacht Hat oder nicht, wie dieſes 8. 238 beflimmt erflärt. Daß nun aber 
ein Amtödiener feine Amtöpflicht gröblich verlegt, wenn er im Amte befindliche 
Actenftüde eigenmächtig und auf heimliche Weiſe aus dem Amte wegträgt, 
und felbe irgend Jemand mittheilt, kann keinem Zweifel unterliegen. Denn 
zum gewöhnlichen Bureaudienfte eines Amtödieners gehört ed ja eben, jede 
Entfremdung von Amtsacten und anderen Gegenftänden aus ben feiner Auf« 
ficht anvertrauten Rocalitäten zu verhindern, nicht zu geftatten, baß Sjemanb 
heimlich und ohne erhaltene Erlaubniß Einficht in Die Dort befindlichen Amts⸗ 
acten nehme; er hat nicht zu beurtheilen, ob diefe Einficht jenem, ber Darum 
anfucht, gefeßlich geitattet werden kann oder nicht. Bewirkt und geftattet er 
felbft eine folche Ginficht, fo verlegt er die von ihm befchworene Amtspflicht 
und wie er biefür, wenn auch nicht immer als Verbrecher, ftrafbar ift, fo iſt 
auch jener, der ihn hiezu verleitet hat, ſtrafbar nach $. 311 (E. v. 3. Novem- 
ber 1853, ©. 3. 1854, Nr. 5) *). 

Siehe auch die bei $. 105 unter 4 angeführte E. v. 29. März 1854. 





— 


*) Zugleich wurde in der nämlichen Entfcheidung (übereinftimmend mit den bier 
unter 1.—3. angeführten) in Betreff der Anwendbarkeit des 8. 311 auf die Berleitung 
von Dienern bemerkt: Wenn auch in den die Organifirung der Behörden und die 
verfhiedenen Dienfteöverhältniffe betreffenden Gefegen der Beamte vom Diener 
unterfchieden wird, fo kann es doch keinem Zweifel unterliegen, daß unter dem im 
8. 311 gebrauchten Ausdrude: „Beamte aud das Dienftperfonale, in foferne felbes 
Geſchäfte der Regierung zu beforgen hat, begriffen ift; denn der $. 101 erklärt, über 
einftimmend mit der fchon im Hofdecrete vom 9. November 1816 enthaltenen Beftim- 
mung ausdrüdlich, dag ald Beamter jeder anzufehen ift, der vermöge mittelbaren oder 
unmittelbaren öffentlichen Auftrages, mit oder ohne Beeidigung Gefhäfte der Regierung ' 
zu beforgen verpflichtet if. 
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Strafe dieſer Mebertretung. 


8. Der Verfall des Gefchentes zum Armenfonde Tann bei biefer Leber 
tretung nicht ausgefprochen werden, da die biegfällige im 8. 105 ent 
haltene Beſtimmung zu Kolge bervon dem. k. JZuftizminifterium 
unterm 15. Jänner 1855 dem Präſidium des oberfien Gerichte 
hofes eröffneten Allerhöchften Entfchließung vom 29. December 
1854 aufbie Fälle dess. 311 nicht anzumenden iſt (E. 0.28. Februar 
1855, ©. 3. Nr. 56). 


8. 312. 
Beleidigungen der öffentlihen Beamten n. |. w. 


a) Webergriffe von Seite ded Beamten ſchließen die Uebertre— 
tung nicht aus. 


1. Die Anwendbarkeit des Geſetzes wird durch Mißgriffe und ſelbſt 
durch Mißbrauch der Amtsgewalt von Seite der beleidigten Perfon — ben 
Fall der Nothwehr ausgenommen — nicht ausgefchloffen (E. v. 31. October 
1850, ©. 3. Wr. 20, und v. 19. Februar 1852, ©. 3. Nr. 67). 

2. Einem in einer Geſetzübertretung betretenen Beichuldigten ſteht nicht 
zu, zu entfcheiben, ob das Organ ber Megierung burch die unternommene 
Handlung jeine Amtsbefugniffe überſchreitet, er ift ſonach für feinen Fall zur 
Widerſetzlichkeit gegen dasſelbe berechtiget, fondern ihm bloß die Beſchwerde 
bei der vorgefeßten Behörde desfelben freigelaffen (E. v. 15. September 1851, 
&. 3. Nr. 239). 

Siehe auch die bei 8. 81 unter 1. — 4. angeführten Entfcheidungen. 


b) Begriff einer wörtlichen Beleidigung. 


3. Eine wörtlihe Beleidigung oder Beſchimpfung ift nur 
bann vorhanden, wenn gegen Jemanden entehrende Schimpf- 
worte vorgebracht oder ihm grundlo8 Handlungen zur Laft gelegt 
ober Eigenfhaften beigemeffen werden, wodurd er in feiner 
Ehre gekränkt wird; eine ſolche Ehrenkränkung aber kann in der Aeußerung 
bes Angeflagten: „daß ber Gensb’armerie-Curporal ihm nichts zu befehlen 
babe“ nicht gefunden werben (&. v. 28. Juli 1851, &. 3. Nr. 188). 

4. Der Angellagte, dem feine Einmengung zur Hinderung der Gens⸗ 
b’armerie in der Ausübung ihres Dienſtes zur Laſt gefallen war, bat durch bie 
nach vollendeter Amtshandlung gebrauchten Worte: „Sie haben mir 
„in meinem Haufe nichts zu Schaffen“ und „daß er wegen der Hunde (derem 
Einfperrung ihm aufgetragen worden war) feinen Thorwächter machen werde" ; 
— Feine frafbare Handlung begangen (E. v. 16. Juni 1851, ©. 3. 
Nr. 160). 
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5. Die dem N. zur Laft gelegte Aeußerung, „daß ber Gensd'arme, wenn 
„er Jeden anhalten wollte, auf der Straße fihen bleiben müßte, und nicht 
„fertig werben würde“ erfcheint zwar ald unanſtändig, jedoch als Feine 
Beſchimpfung und ift daher nicht jtrafbar (E. v. 13. November 1851, 
&. 3. Nr. 286). 

6. Da den Gensd'armen durch ihre Inftruction gegen Sebermann ein 
anftändiges Benehmen zur Pflicht gemacht ift, fo bildet der Vorwurf eines 
groben Benehmens (— es wurde gejagt, „Daß noch Fein Gensd'arme fo grob 
„war, wenn fie ind Abfchaffen kamen“ —) allerdings eine Beleidigung, 
weil er den Vorwurf ber Pflichtverlegung enthält und daher geeignet ift, den 
Beleidigten in feinem Anfehen herabzufegen und in feiner Amtsehre zu kraͤnken 
(E. v. 15. December 1851, ©. 3. 1852 Nr. 4)”). 

7. Dem Ignaz R. fällt zur Laft, daß er nach Beantwortung ber 
von dem Gensd'armen an ihn gerichteten Fragen beifügte: „Wie 
„Eönnen Sie fih erlauben, mih um fünf Uhr Früh auf offener 
„Straße zwifchen den Häufern zu fragen, woher ich komme“ — 
daß er die Worte: „um fünf Uhr“ dreimal wieberholte und das Ichte Mal 
binzufeßte: „So eine Kedheit!" Sp unanftändig nun diefe Zurebe- 
ftellung des bie Rechte der Wache genießenden Gensd'armen immer fein mag, 
fo enthält fie doch Feine Befchimpfung desfelben. 

Was aber ben weiteren Vorgang betrifft, daß nämlich R. dem D. diefen 
Vorgang erzählte und die Worte: „Das ift Doch eine Thorheit” ober: 
„Das iſt doch toll, wie weites gekommen tft" hinzufügte, fo enthalten 
biefe Aeußerungen wohl einen Tadel über das Benehmen des Gensd'armen, 
gegen einen Dritten ausgefprochen; können aber nicht als Befhimpfung 
des Gensd'armen erlärt werden (E. v. 18. Der. 1851, ©. 3. 1852, Nr. 8). 


8. Ob die gebrauchten Worte geeignetwaren ober nicht, bie 
Mahein Bollziehung ihres Dienftes zn beirren, ift zur Begrün- 
dung dieſer Uebertretung gleichgiltig, da die wörtliche Beleidigung 
ber bezeichneten Perfonen ſchon für fich zur Uebertretung genügt, weil wefent- 
lih daran liegt, fie auch nur gegen Beleidigung zu fhügen und ihr Anfehen 
aufrecht zu erhalten, und die Uebertretung nur um fo ftrafbarer wird, wenn fie 
Folgen nach ſich gezogen und die BVollftredung des Dienftes gehindert hat 
(E. v. 11. März 1852, ©. 3. Nr. 84). 


9. Unzeitige, unberufene und unangemeffene Rathichläge an 
einen in Ausübung feines Amtes begriffenen Gensd'armen, wo. 
burch das einem Jeden gegen bie Wache obliegende anftändige Betragen 
verlegt wurde, find nicht nothwendig eine wörtliche Beleidigung 
berfelben und Tönnen nach Umftänden nur mit Anwendung bes Hofderretes 


) Ebenfo erflärt ed die E. vom 6. Mat 1853 (©. 3. Rr. 66) als eine Belei⸗ 
digung, wenn Jemand cin rohes, ungefchliffened Benehmen zur Laſt gelegt wird. 
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vom 30. September 1806 geahndet werden (E. vom 19. Auguſt 1852, ©. 3. 
Nr. 132). 

10. Daß eine Beleidigung auf folche Weile ausgefprochen werbe, daß 
fie außer Jenem, gegen welchen fie gerichtet ift, auch noch von 
Anderen vernommen werde, fordert der $. 312 nicht, ba durch bie In 
bemfelben enthaltene Strafbeitimmung eben bie in ihr bezeichneten Perfonen 
gegen Beleidigungen jeber Art gefchüßt werben follen; e8 genügt daher auch, 
wenn ber Beletdigte allein die beleidigenden Worte vernahm (E. v. 13. Jänner 
1353, ©. 3. Nr. 46). 

11. Der Bürgermeifter einer Landgemeinde hatte zwei Gensb’armen 
über ihre Befchwerde, dag er ihnen kein Quartier verfchaffe, ſondern fie an ben 
Semeindediener verweife, ber vielleicht noch um Mitternacht nicht zu Haufe 
fein werde, gefagt: „Wenn Sie nicht warten wollen, fo gehen Sie nach Zifters- 
„Dorf, mit Euch hätte man immer Umftände, mit Euch hätte man immer zu 
„hun. Wenn Sie nicht den ganzen Tag im Wald herumgegangen wären, fo 
„brauchten Ste jebt Fein Nachtquartier, was geht Ste der Wald an?" — Der 
oberfte Gerichtshof erflärte, Daß dieſe Worte allerdings beleidigend waren, 
nicht bloß wegen ber ungiemlichen Anrede mit „Euch“, ſondern auch wegen 
der dadurch ausgeiprochenen Geringfhäbung und Befchulbigung eines tadel- 
haften Benehmens in Vollziehnng ihres Dienſtes (E. vom 20. Sinner 1853, 
©. 3. Nr. 48). 

12. Zum Thatbeftande der Uebertretung der wörtlichen Beleidigung 
nach $. 312 find nicht eben entehrende Schimpfworte nothwendig, fonbern 
auch andere Aeußerungen genügend, welche mit Bedachtnahme auf die obwal- 
tenden Berhältniffe und Umitände ihrem Inhalte nach geeignet find, die in 
Ausübung ihres Dienftes begriffene Wache zu beleidigen, in ihrem Anfehen 
berabzufehen und in ihrer Ehre zu kraͤnken (E. vom 28. Juli 1853, ©. 3. 
Nr. 103) *). 

13. Der Angeflagte hatte bei Gelegenheit einer gegen feinen Schuldner 
W. vorzunehmenden Pfändung vor mehreren Perfonen über die Gerichtöab- 
geordneten, welche er durch Auffehen erregende Herbeiholung von Polizei« 
Affiitenz zur Bornahme der Pfändung gleichfam zwingen wollte, ohne irgend 
einen vernünftigen Grund den Verdacht ber Parteilichkeit für den Erecuten 
ausgefprochen. Der oberfte Gerichtähof erklärte ihn ber Mebertretung bes 
$. 312 fehuldig, weil der Ausbrud „es fcheine dieß“, den Angeflagter ge- 
braucht haben will, eben die Bermuthung, d. i. den für einen Gerichtsvollzieher 
ehrenrührigen Verdacht enthalte (E. vom 22. September 1853, ©.3.Nr. 134). 


*) Nah diefem Grundfape wurde der Angeklagte ald fchuldig erflärt, welcher 
dem Polizeiwachmanne H., der in der Ausübung feines Dienfted und in Bollzichung 
feiner Dienftpfliht ihn wegen des zur ungefeglichen Zeit geftatteten Billardſpieles zur 
Rede ftellte, im barfchen Zone öffentlich vor mehreren Leuten fagte: „Gehen Sie fort, 
und wenn es Ihnen nicht recht it, fo zeigen Sie ed an“. 
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14. Der Angeklagte hatte fi, da zwei Gensd'armen in dem Gafthaufe 
feines Bruders nach bereits verftrichener Poltzeiftunde erfchtenen und Ießteren 
aufforderten, feine Säfte abzufchaffen, in einem brutalen und unanftändigen 
Tone geäußert, was die Gensd'armen hier im Wirthshauſe feines Bruders zu 
thun hätten, da fie bereits das Fremdenbuch vifitirt haben, das wäre eine 
Seccatur; fle follen lieber geben und Dieben und Räubern nachfpüren, fie als 
Bürger laſſen fich nicht abfchaffen, und die k. k. Gensd'armen haben ihnen 
nichts zu befehlen. 

Mit E. vom 25. September 1855 (G. Z. Nr. 130) wurde erflärt, daß in 
diefem Sachverhalte die Kriterien der Uebertretung des 8. 312 als vorhanden 
anerkannt werden müflen, weil fidh die gedachten Gensd'armen Damals in einer 
Dienftverrichtung befanden, und unter diefen Umftänden der Borwurf ber Aus- 
übung einer Seccatur, bie Weifung lieber Dieben und Räubern nachzufpüren, 
die Erklärung ihren Anordnungen nicht Folge leiften zu wollen, allerdings eine 
wörtliche Beleidigung gegen biefelben enthält, indem hierin ber Borwurf 
eines pflihtwidrigen Benehmen gegen diefe Gensd'armen lag, welcher 
Vorwurf noch überdieß in einem öffentlichen Schanflocale vorgebracht wurbe. 


c) Begriff einer thHätlichen Beleidigung *). 


15. Das Ergreifen an der Bekleidung wird, wenn es nicht im 
Scherze oder aus Zutraulichkeit geſchieht, Schon unter Privatperfonen nach all. 
gemein gangbarer Auffaffung als etwas Herabfehendes, Mißachtung 
Bezeugendes, daher als eine Beleidigung angefehen; — um fo mehr 
muß eine folche an der Wache in Ausübung ihres Dienftes, in Gegenwart 
mehrerer Perfonen untenommene Handlung als eine Beleidigung erfannt 
werden (&. vom 21. Mai 1552, G. 3. Nr. 100). 

16. Das Merfen mit Steinen nad der Wade if allerdings eine 
thätliche Beleidigung derſelben, wenn fie auch nicht gefroffen wurde (&. vom 
11. September 1551, ©. 3. Nr. 234). 

17. Es ift nicht eben eine unmittelbare Handanlegung erforber- 
lich, ba eine Beleidigung auch auf andere Art, 3. B. Durch fpottenbe Scherben 
geſchehen kann (E. vom 4. Jänner 1554, ©. 3. Nr. 28). Tamit im Einflange 
ſprach ſich auch die &. vom 6. September 1554 (©. 3. Nr. 132) dahin aus, 
daß das Drohen mit ber Fauſt ins Geſicht allerdings eine thätliche Beleibigung 
fei, und thätliche Beleidigung nicht netbwendig eine Ginwirfung auf ben 
Körper bes Beleidigten voraugfehe; weil ſonſt eine große Zahl von Beleidi⸗ 
gungen ſtraflos bleiben müßte, wie 3. ®. ſegenannte Kapenmufifen, Epott- 
bilder, das mit veraihtenden Mienen begleitete Ausfpuden vor einer Berfon 
u. bgl.. welde Handlungen nad Umitänden allerdings Belcitigungen bil- 
ben koͤnnen, ohne dad ber Beleidigte dadurch an jeinem Körper irgendwie 
berührt wird. 


°) Eiche auch die bei 8. SI unter 5. angeführte GE. nom 17. März 1853 
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d) Die Beleidigung muß gegen eine in Ausübung ihres 
Dienftes begriffene Perſon gerichtet fein. 


18. Die 88. 312 und 313 fehließen fich abftufungsweile dem 8. 81 an, 
und ihr Zwed ift, zu befeitigen, daß einer in Vollziehung ihres Dienftes begrif- 
fenen Perſon Hinderniffe gelegt und fie in Vollziehung ihres Auftrages beirrt 
werde; fie find daher auf den Fall nicht anwendbar, wo Gensd'armen in ber 
Ausübung der Dienftpflicht nicht begriffen waren, und in einer folchen nicht 
gehindert oder beirrt, fondern vielmehr dazu vermocht oder über die angebliche 
Unterlaffung zur Rebe geftellt werden wollten (E. vom 12. Juni 1852, ©. 3. 
Nr. 110). 

19. Die für das Einfchreiten ber Geusd'armen vorgefchriebene For⸗ 
me: „Im Namen bes Geſetzes“ bat offenbar nur den Zwed, die Parteien 
an bie ſchuldige Achtung vor dem Gefege zu erinnern. Es ift aber im Geſetze 
nicht enthalten, daß der Nichtgebrauch dieſer Kormel das Aemtliche oder 
Dienftliche des Einfchreiteng ber Wache aufhören made (E. vom 6. Mai 1853, 
G. 3. Nr. 65). 

20. Die Anordnung, daß Kinanzwachen, wenn fte ihren Dienft ver- 
richten, immer die Uniform tragen follen,, bezwedt nur, felbe Teichter Jeder⸗ 
mann erfennbar zu machen; auf die Strafbarkeit einer gegen fle unternom«- 
menen Handlung hat das Nichttragen ber Uniform keinen Einfluß, fobald fie 
von jenem, welcher diefe Handlung gegen fie unternahm, als Wachen erkannt 
worden find (E. vom 26. Auguft 1853, ©. 3. Nr. 116). 


21. Dem 5. fiel zur Laft, daß ein Marktcommiſſaͤr (in Trieft) ein Stüd 
Fleiſch, wegen deſſen fich eine Magd befchwert hatte, auf deſſen Wage abmwä- 
gen wollte, er aber das Stüd Fleifch mit Gewalt und Heftigkeit von der Wage 
herabrieß, unter das übrige Zleifch warf, und zu dem Commiſſär in grobem 
Tone ſprach: „Wenn Sie Fleiſch wägen wollen, fo tragen Sie Ihre Wage 
mit fih”; — das Fleifch war jeboch bei dem Angellagten nicht ge- 
kauft worden. 

„Run find durch die Inſtruction für das Marktcommiffartat in Trieft 
vom 15. October 1842 die Markteommiffäre verpflichtet, den Waarenverkauf, 
insbefondere dag das Fleiſch im gefetlichen Gewichte verkauft werde, zu über- 
wachen; es ift ihnen aber nicht die Befugniß eingeräumt, von jedem Fleiſch⸗ 
ausjchrotter als Schuldigkeit zu fordern, daß er das anders wo ausgefchrot- 
tete und verkaufte Fleiſch insbeſondere wie im gegebenen Falle ber Angeflagte 
zu einer Zeit, wo er mit dem Ausfchrotten und Verkaufe in Fülle befchäftiget 
ift, auf feiner Wage abwägen lafje, wozu bei dem Beftande eigens befugter 
Mäper und Wäger keine Nothwendigkeit vorhanden ift, wie auch bie Natur 
der Sache darauf hinmweifet, daß das Fleiſch, beffen Gewicht geprüft werben 
fol, bei und vor bemjenigen, ber es außsgefchrottet und verkauft hat, abgewogen 
werbe. Im S. 15 der Inſtruction {ft es den Marktcommifjären ausdrücklich 
unterfagt, Dinge zu heifchen, die nicht vorgefchrieben find.” 

Herbft, grundfägt. Entſcheidungen. 11 
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„Wenn daher der Marktcommiflär dem Angellagten angefonnen hat, 
etwas zu thum oder zu geitatten, wozu für Letzteren Feine geſetzlich ausgeſpro⸗ 
chene Verpflichtung beitand,, fo hat derfelbe Dadurch, daß er dieſes Anfinnen 
ablehnte, und den Commiflär in der unmwillfürlichen Aufregung über die unge. 
gründete Störung feines dringenden Sefchäftsbetriebes im barfchen Tone auf 
ben Gebrauch feiner eigenen Wage verwies, diefen weder an feiner Ehre, an 
feinem Anfeben verlegt, noch ihn in der Ausübung feines Amtes oder Dienites 
verhindert, nämlich ihn nicht gehindert, das beanftändete Gewicht des frag- 
lichen anderswo ausgefchrotteten und erfauften Fleifches am zufjtändigen Orte 
zu prüfen.“ 

Die angefchuldete That wurde daher mit Aufhebung des angefochtenen 
Urtheiles als Feine ftrafbare Handlung erfannt (E. vom 3. November 1853, 
©. 3. 1854, Nr. 3). 


22. Der Angeklagte hat dem Bürgermeiſter B. bei der Gelegenheit, als 
ber AngeMlagte und die Gemeindeausſchüſſe über Vorladung zur Ordnung und 
Fertigung der Oemeinderechnungen bein Bürgermeifter verfammelt und damit 
beichäftiget waren, eine betrügerifche Handlungsweiſe zur Laft gelegt. Da 
biefer Vorwurf unftreitig al8 eine wörtliche Beleidigung des V. erfcheint, wel⸗ 
cher als Bürgermetfter ein Beamter ber Gemeindebehoörde und als folcher eben 
in Ausübung feines Anıtes begriffen war, fo bildet jene Beleidigung bie Ueber⸗ 
tretung des $. 312. Diefer Zurechnung fteht nicht entgegen, daß ber Ange- 
flagte bei der erwähnten Verfammlung gleichfalld als Gemeindebeamter, 
nämlich als Gemeinderath anweſend war, da das Geſeßt in biefer Beziehung 
feinen Unterſchied macht, und feine ämtliche Stellung ihm keinenfalls geftatten 
fünnte, dem Borftande in feiner ämtlichen Function ungeftraft eine Beleidigung 
zuzufügen (E. vom 3. Mai 1854, ©. 3. Nr. 67). 


23. Der Angeflagte, welchem auf fein Geſuch um fäufliche Ueberlaſſung 
von Ziegelmaterial aus der ftädtifchen Ziegelei gegen ratenweife Abzahlung, 
dieje Ueberlaſſung in Folge eines Befchluffes bes Bürgerausfchuffes nur gegen 
bücherliche Sicherftellung gewährt wurde, war in die Berfammlung des 
Ausſchuſſes eingedrungen und hatte dort beleibigende Aeußerungen vorge⸗ 
bracht. — Hierin ift jedenfalls eine Beleidigung gegen diefe Gemeindebehörbe, 
von welcher die getadelte Verfügung ausgegangen war, enthalten, welche, da 
ber Bürgerausfhuß zu den im $. 68 genannten Perfonen gehört 
und in Ausübung feines Amtes begriffen war, nad $. 312 zu beftrafen 
kommt (E. vom 30. October 1855, ©. 3. Nr. 141). 


24. Zwei Keldhüter einer Landgemeinde wollten bie auf der Gemeinde⸗ 
wiefe weidenden Pferde des A. pfaͤnden. Diefer widerfeßte fich und nachdem 
jene ihr Vorhaben bereits aufgegeben Batten, kam aud fein Sohn 
herbei und rief mit einem Werkzeuge brobend: „er hätte e8 ihnen gegeben, 
wenn fle nicht abgelaffen haben würden”. — Der oberfte Gerichtshof erklärte: 
„Abgefehen davon, daß bie beiden Gemeinde⸗Feldhüter ald Diener einer 
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Semeindebehörde im Sinne bes 8. 68 nicht angefehen werben fünnen”), 
tönnte in dem gefchilderten Vorgange die im 8. 312 bezeichnete Beleidigung 
von in Vollziehung bes obrigfeitlihen Auftrages ober in Aus 
übung ihres Dienftes begriffenen Perfonen ſchon deßhalb nicht 
erkannt werben, weil ber jüngere A. erft, nachdem die Feldhüter von 
ber Pfändung bereits abgeftanden waren, bie angeführte Aeußerung 
ich erlaubte (E. vom 17. Februar 1857, &. 3. Nr. 82). 


8. 314. 
Einmengung in die Verrichtung öffentlicher Dienfte. 


1. &8 Tag vor, daß dem Befchuldigten, vermöge feiner Beziehungen 
zu ben von ber ®ensd’armerlepatrouille wegen mangelnder Reifedocumente 
angehaltenen Perfonen, die Verhaftung berfelben (wogegen feine Einmengung 
eben gerichtet war) nicht gleichgiltig fein konnte. Der erite Richter erflärte 
daher den Befchuldigten als fchuldlos, weil ex von der Anflcht ausging, daß 
die Einmengung eines Dritten in die Bollziehung öffentlicher Dienfte nur 
dann ftrafbar fei, wenn berfelbe an der Sache ganz unbetheiligt war, 
aljo Durhaus kein Intereſſe daran hatte, daß bie Vollſtreckung des obrig- 
feitlichen Befehles u. dgl. unterbleibe. — Der vberfte Gerichtshof hat jedoch 
dieſe einfchräntende Auslegung bes 8. 314 als unrichtig bezeichnet (&. vom 
18. Maärz 1857, ©. 3. Nr. 98). 

2. Dagegen wurde in dem bei $. 81 unter 8. angeführten Kalle erklärt, 
daß auch die Mebertretung bes 8. 314 nicht vorliege, indem der Befchuldigte 
als geſetzlicher Vertreter feiner Gattin berbeigeholt wurbe, und 
deßhalb von ihm nicht gefagt werben Fönne, daß er fih eingemengt, 
rüdfihtlih unbefugt intervenirt habe (E. vom 27. Mai 1857, Gerichts⸗ 
halle Nr. 19). 


8. 315. 
Verletzung von Patenten nnd Verordnungen n. f. w. 


Ein Semeindevoritand hatte eine Kundmachung (— betreffend eine vom 
Givilrichter in einem Procefje zwiſchen Privatparteien ergangene Entſchei⸗ 
dung —) anfchlagen laflen, wozu er weder einen obrigkeitlichen Auftrag noch 
nach dem ihm übertragenen Wirkungskreiſe ein Recht ober eine Verpflichtung 
hatte. Der oberfte Gerichtshof nahm daher bei feiner &. vom 29. Jänner 
1852 (©. 3. Nr. 57) an, daß das Herabreißen dieſer Kundma- 
hung, bie fich als Feine obrigkeitliche Verordnung barftellte, da fie weder 
von ber competenten Obrigkeit unterfertigt, noch von ihr ausgegangen, oder 
in ihrem Namen erfolgt war, irriger Weiſe unter ben (bem $. 315 entfpre 
chenden) $. 74 des Str. ©. u. Thls. ſubſumirt worden fei. 


*) ©. dieſen Theil der Entfcheidung bei 8. 68 unter 2. 
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8. 320. 
Uebertretung der Meldungsvorſchriften. 


Durch 8. 6 des Miniſterial-Erlaſſes vom 16. Mai 1849 (R. G. Bl. 
Nr. 250) wurde für Wien auch die Meldung der unentgeltlichen Auf— 
nahme von „Semanden“, worunter ſelbſt Verwandte oder verfchmwägerte Per⸗ 
fonen u. dgl. gehören, bei dem Polizeicommiffariate binnen vier und zwanzig 
Stunden der aufnehmenden Partei zur Pfliht gemacht. 

Ungeachtet der Allgemeinheit diefer Tertirung fprach fih aber ber 
oberfte Gerichtshof mit Rüdfiht auf die Grundſätze bes 8. 2 lit. e 
bes Str. ©. dennoch dahin aus, daß bie Unterlafjung der Meldung eines 
k k. Officer bei dem k. k. Polizeibezirkscommiſſariate, vorausgeſetzt, daß 
deſſen Meldung vorſchriftmäßig bei dem E. k. Platzeommando 
geſchehen iſt, nicht als Uebertretung geahndet werden könne, weil der 
Aufnehmende in der Ueberzeugung, daß den Anforderungen ber öffent— 
lichen Auffiht dadurch felbft bei dem Beftande jener Anordnung Genüge 
gefchehen fei, in einem ſolchen Irrthume ſich befand, daß er in ber 
Unterlaffung eine Uebertretung nicht erfennen fonnte (E. vom 
23. December 1852, ©. 3. 1853, Nr. 37). 


8. 320 lit. c. 


Hebertretung der Meldungsvorſchriften durch zur Beherbergung bereiutigte 
Geftwirthe. 

Das Sefeh erffärt ganz allgemein, daß ein Gaftwirth firafbar wird, 
wenn er bievorgefchriebene Anzeige hinfichtlich der von ihm aufgenommenen 
Fremden unterläßt. Nun ift aber vorgefchrieben, daß nicht nur die Ankunft 
eines Fremden im Gaſthauſe, ſondern auch deſſen Abreife aus felbem ber 
Polizeibehörde angezeigt werden muß. Daß die Anzeige, von welcher unter 
lit. c des $. 320 gefprochen wird, fich nicht auf jene der Ankunft der Frem⸗ 
ben beichräntt, fondern vielmehr über jede Beränderung, die im Stande 
der in einem Gaſthauſe Wohnenden vorgeht, eritattet werben foll, ergibt fich 
auch, wenn man bie lit. c mit ben unmittelbar vorhergehenden Stellen dit. a 
und b) vergleicht, indem in denfelben den Hauseigenthümern, Beftandgebern 
und anderen dergleichen Perſonen zur Pflicht gemacht wird, jede in den 
unter ihrer Aufficht ſtehenden Localen vorgegangene Verände- 
sung der Bewohner berfelben anzuzeigen. Nur dann, wenn Gaftwirthe 
fowohl die Ankunft der Fremden in ihrem Gaſthauſe als deren Abreife ben 
Polizeibehörben anzeigen, können dieſe jene Aufficht ausüben, die nach den 
fhon am 28. März 1851 kundgemachten Grundzügen ihrer Organiftrung zu 
ihren Aufgaben gehört (E. vom 3. März 1853, ©. 3. Nr. 35) *). 


*) Auch die mit den 8$. 5 und 8 der Minifterial-Berordnung vom 15. Februar 
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$. 320 Hit. e. 
Falſche Meldungen und Angaben. 


1. Bel der E. vom 25. November 1850 (©. 3. Nr. 28) ging ber oberfie 
Gerichtshof von der Anficht aus, es fei die Stellung einer Perfon, 
welche anftatt des Berurtheilten die zuerfannte Arreſtſtrafe aus— 
ſteht, allerdings unter die Beſtimmungen des $. 78 lit. e des I. Theiles des 
Str. ©. und des Hoffanzleidecretes vom 26. März 1833 fubfumirbar, welche 
letzteren Geſetze mit bem 8. 320 lit. e wörtlich übereinftimmen. 

2. Mit der E. vom 19. Auguft 1852 (G. 3. Nr. 133) wurde ausgefpros 
hen, daß die Vorlegung eines fingirten Ausweiſes über den zur 
Erlangung einer Handelögerechtigkeit nothwendigen Fond, in ber 
Abficht die Genehmigung dieſes Fondsausweiſes zu erzielen, nicht eine Meber- 
fretung gegen öffentliche Anftalten und Vorkehrungen durch falfche Angaben, 
fondern die Uebertretung des Betruges begründe. 

3. Sch. hatte in einem bei ber t. E. Bezirkshauptmannſchaft überreichten 
Geſuche in der Abſicht das angeſuchte Schneidermeiiterrecht zu erlangen, wif- 
fentlich die unwahre Angabe gemacht, er habe auch in Wien durch ein Jahr 
als Schneidergefelle gearbeitet, durch welche falfche Angabe die Bezirkshaupt⸗ 
mannfchaft irre geführt werden fonnte. 

Der oberfte Gerichtshof erklärte mit &. vom 15. December 1853 (©. 3. 
1854, Nr. 20) diefe That als die Hebertretung des $. 320 lit. e. Denn bafelbfi 
werde nicht bloß von Fällen, in welchen falfche Angaben vor den Polizeibe- 
hörden, fondern auch von jenen geiprochen, in welchen fie vor anderen Staats⸗ 
behörden, zu welchen eben auch bie k. k. Bezirkshauptmannſchaft gehört, 
vorgebracht wurben. Und fobald diefe durch folche wiffentlich unwahre Anga- 
ben in ihrer öffentlichen Aufjicht über Gewerbe und deren Verleihungen irre 
geführt werben fönnen, fei an der Strafbarkeit bes Thäters nach dem $. 320 
lit. e fein Zweifel vorhanden. 

4. Da die im $. 320 lit. e erwähnte öffentliche Aufficht allen Behörben 
oder Regierungsorganen, welche über Ruhe, Ordnung und Sicherheit zu wachen 
haben, fomit zweifellos auch der Gensd'armerie zukommt, und der Angeflagte 
von zwei Gensd’armen in einer jtrafbaren Handlung betreten und in der Aus⸗ 
übung ihres Dienjtes um feinen Namen befragt, durch die Angabe eines 
falfchen Namens ſie irre zu führen und dadurch den Zwed ihrer Amtshandlung 
zu vereiteln fuchte, fo ftellt fich im diefer feiner Handlung offenbar die Ueber: 
tretung gegen Öffentliche Anftalten und Vorkehrungen nach $. 320 lit. e bar, 
und es kann der Umftand, als habe er nur feine eigene Vertheibigung beab« 
fichtiget, zu Feiner Sntfchuldigung dienen; denn es handelte fich um feine 
BVertheidigung über eine Anklage oder in einer ftrafgerichtlichen Unterfuchung 


1857 (©. ©. Bl. Nr. 33) vorgefchriebenen Fremdenbücher und Meldzeitel enthalten die 
Rubrik: „i) ift abgereifet nach ....“ 





262 Strafgeſetz 8. 320 lit. f. 


im Sinne des $. 320 lit. e, ſondern es handelte fich überhaupt um ben Fall, 
wo ber Angellagte wie jeber Andere um nicht die öffentliche Aufficht Irre zu 
führen, zur Angabe feines wahren Namens verpflichtet war und burch bie 
Angabe eines falfhen Namens das Geſetz um fo gewiſſer verlegte, als felbe 
geeignet geweſen wäre, bie Behörde zu falfchen Schritten zu bewegen (&. vom 
5. April 1854, ©. 3. Nr. 62). 


8. 320 Hit. f. 
Nachmachnug oder Verfälſchung öffentlicher runden. 


1. Bei der gefeßlichen Beſtimmung, daß bie Nachmachung oder Verfäl« 
Ihung öffentlicher Urkunden als verbrecherifcher Betrug nur bann zu beftrafen 
jet, wenn ihr die beim Betruge (jebt nach 8. 197) vorausgeſetzte böfe Abſicht 
zum runde liegt, ift Die Abficht der Geſetzgebung unzweifelhaft erfennbar, 
berlei Häufig — insbefondere bei Kundfchaften und Wanderbüchern — vorge 
kommene Berfälichungsfälle einer gelinderen Behanblung zu unterziehen; — 
und wenn ungeachtet diefer gefeglichen Milderung die böfe Abficht, die 
Obrigkeit irre zu führen, ald genügend anerfannt würde, bie That als 
Verbrechen zu beftrafen, würde e8 außer bem vielleicht gar nicht oder doch 
gewiß nur Außerit felten vorkonmenden Falle, wo Jemand eine in der Urkunde 
vorfommende irrige Angabe dem wahren Sachverhalte gemäß berichtiget, 
kaum einen Fall geben, wo ber Thäter auf die gelindere Behandlung nach ber 
eben erwähnten gefeglichen Beſtimmung Anſpruch machen könnte (E. vom 
29. Jänner 1852, ©. 3. Nr. 60) *). 

2. In ber bei $. 199 lit. d unter 1. angeführten &. vom 6. October 
1853 wurde ausgefprochen, daß auf Die Verfälfchung der Bolleten, wenn man 
fie auch als eine für fich beitehbende Handlung betrachten wollte, ber 8. 320 
lit. £ aus dem Grunde nicht angewendet werden fünne, weil $. 320 nur 
von den Fällen der Srreführung der Sicherheitsbehörben in ber 
Ueberwadhung ber Einwohner und Fremden banbdelt”*). 

3. Ein Lotto-Einlagsfchein, auf den bei der Ziehung fein Treffer fiel, ift 
auch nach der Ziehung als öffentliche Urkunde anzufehen, und es begründet 
Daher eine an demfelben ohne betrügerifche Abfiht vorgenommene DVerände- 
rung die im $. 320 lie. £ normirte Mebertretung. — Denn, wenn e8 auch rich⸗ 


*) Es war erwiefen, daß der Angeklagte durch die Verfälfchung feines Wander: 
buche die Irreführung der Obrigkeit beabfichtigte, wenn gleich nicht zum Nachtheile 
derjelben oder eines Anderen, fondern bloß deßhalb, um eine längere Gefellenzeit aus⸗ 
zumweifen und dadurd leichter zum Meifterrechte zu gelangen (fiehe über diefe Frage 
aud den in der ©. 3. 1850, Nr. 14 enthaltenen Auffag). 

») Siehe jedoch die eben unter 1., dann die bei der lit. e dieſes Paragraphes 
unter 2, und 3. angeführten Entſcheidungen, welche offenbar von einer ganz anderen 
Auffaffung über die Tragweite des gegenwärtigen Paragraphes ausgingen. 








Strafgefeb 88.323 und 326. 363 


tig if, daß ein Lotto-Einlagfchein nur für bie Dauer feiner im 8. 23 bes Lotto: 
patentes geſetzlich ausgefprochenen Oiltigkeit den Charakter einer öffentlichen 
Urkunde behält, fo folgt Daraus doch nicht, daß jene Einlagfcheine, auf welche 
fein Gewinn fiel, Diefe Eigenfchaft fogleich nach der Ziehung verlieren, weil 
gerade die Leichtigkeit, von diefen Urkunden innerhalb der gefeßlichen Friſt, 
wenn auch nicht gegen das Amt, doch gegen Private einen Mißbrauch zu 
machen, einen erhöhten Schuß dagegen von Seite der Geſetzgebung erheifcht 
(E. vom 27. Marz 1855, ©. 3. Nr. 61). 

4. Eine Staatsanwaltfchaft hatte die Anficht aufgeftellt, bag die Hand⸗ 
lungen des $. 199 Iit. d auch in foferne fie Durch eine öffentliche Anftalt einge⸗ 
führte Bezeichnungen betreffen, dann, wenn fie wegen Mangel der betrüge- 
rifhen Abficht nicht zur Griminalbehandlung tich eignen, nach 8. 320 lit. f als 
Hebertretungen zu betrachten feien. Denn unter dem allgemeinen Ausbrude 
von Öffentlichen Urkunden könne füglich auch eine folde Bezeichnung 
verftanden werben. 

Der oberfte Gerichtshof erklärte jedoch mit ber E. vom 29. Mat 1855 
(G. 3. Nr. 88): Eine fo weite Auslegung des 8. 320 kann um fo minder zuge 
ftanden werben, als fie weder in ben Worten bes Geſetzes nach ihrem gram- 
maticalifchen Sinne und dem gemeinen Sprachgebrauche, noch im Geiſte bes 
Geſetzes ihre Rechtfertigung findet. Denn der 8. 320 befchränkt fich ausdrück⸗ 
lich nur auföffentliche Urkunden, macht nicht, wie$. 199 it. d Erwähnung 
von einer anderen Bezeichnung, und bat hauptſächlich zum Zwecke, die 
Sreeführung der öffentlichen Sicherheitsbehörben in ber Bolizetaufficht über 
Fremde und die Ortsbewohner zu verhindern. 


8. 323. 
Nüdtehr eines Abgeſchafften. 


Der Angeklagte war als ein gefährliches Individuum aus polizeilichen 
Rüdfichten in das Königreich Baiern abgefchafft und vor der Rückkehr in bie 
k. k. Öfterreichifchen Staaten verwarnt worden. Diefe Abfchaffung und War- 
nung verpflichtete ihn, dag öfterreichifche Staatsgebiet nicht wieber zu betreten. 
Es ift durch Fein Geſetz vorgefchrieben, daß dieſe Abfchaffung 
Schriftlich erflärt werden müffe, unb ihre Wirkſamkeit iftauch nicht 
von dem Umſtande abhängig, daß die Heimathsbehörbe bes Ab— 
gefchafften davon verftändiget wurde (E. vom 10. Jänner 1855, 
©. 3. Nr. 42). 


8. 326. 


Unbefugted Halten eined Stoß: oder Preßwerles. 


Durch) bie im 8. 326 gegebene Norm wollte die Sefehgebung jedem 
Mißbrauche vorbeugen, ber mit Stoß oder Preßwerken getrieben werben 
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koͤnnte, Daher ift der unerlaubte Befit an ſich (wegen der auch ſchon dadurch 
begründeten nahen Gefahr bes Mißbrauches) als unbefugtes „Halten“ bes 
Werkes im Sinne jenes Paragraphes anzufehen und als Webertretung zu 
beitrafen (&. vom 23. Juni 1857, ©. 3. Nr. 99)*). 


Siebentes Hauptftück. 


Bon den Uebertretungen gegen die Pflichten eines öffentlichen 
Amtes, 


8. 331. 
Thätlihe Beleidigungen bei Amts⸗ oder Dienftverrichtungen. 


1. Der Ausdrud: „thHätliche Beleidigung” bat nicht die be- 
ſchränkte Bedeutung einer unmittelbaren phyfifchen Berührung 
oder mehanifhen Handanlegung, fondern fo wie darunter nach ber 
ausdrüdlichen Erflärung bes Geſetzes insbeſondere ungefetliche Verhaftneh⸗ 
mungen begriffen find, welche in den meiften Zällen ohne phyſiſche Berührung 
ber Perfon bloß dadurch erfolgen, daß der Betreffende dem an ihn ergebenden 
Befehle Folge leiftet, und an dem ihm angewiefenen Orte verbleibt; ebenſo 
muß unter einer thätlichen Beleidigung jede andere Befchränftung in ber 
Freiheit des im Allgemeinen erlaubten Thuns ober Laffens, 
welche fich eine Amtsperfon als ſolche unberehtigt und ohne hin- 
reihenden®rund anmaßt, verftanden werben. Eine folche Beichränkung 
liegt auch in dem von dem Angeklagten in feiner Eigenfchaft als Gemeinde 
vorftand unberechtigt und ohne hinreichenden Grund an die Wache ertheilten 
Auftrage dreien beitimmten Perfonen, wo fie immer beifammen angetroffen | 
werben, das Sprechen mit einander zu verbieten und fie anzuweiſen, fich von 
einander zu trennen. 

Nicht in den Worten bes an fie ergangenen Befehles, jonbern in dem 
ihnen dadurch angethanen thatfächlich wirkenden Zwange, das zu unterlaflen, | 
was gemeiniglich Jedermann zu thun frei fteht, Tiegt das fie vor ihren Mit⸗ 





*) Das lombardifche Oberlandesgeriht war dagegen von der Anficht ausge: 
gangen, das unbefugte „Halten“ eines Stoß» oder Preßwerkes im Sinne des $. 326 
dürfe mit dem bloßen Befige eines ſolchen nicht identificirt werden, vielmehr müffe 
der Umftand ded von dem Werke wirklich gemachten Gebrauches hinzutreten. Für diefe 
Auffaffung wurden eben jene Gründe geltend gemacht, aus welchen aud) ich in meinem 
Handbuche (TI. Bd. bei den 88. 326 und 327) die nämliche Anficht vertheibigen zu 
follen glaubte. 
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bürgern Herabfeßende, fomit die thätliche Beleidigung (E. vom 10. Mai 1854, 
G. 3. Wr. 76). 

2. Da bei jeder geſetzwidrigen Gefangenhaltung bie perfönliche Freiheit 
bes Verhafteten befchräntt wird, jo wäre jede berlei Verhaftung als Verbrechen 
des Mißbrauches der Amtsgewalt zu beftrafen, wenn berfelben unbedingt 
immer Der böfe Vorfaß, dem Angebaltenen an feiner Freiheit 
Schaden zuzufügen, unterlegt werden müßte, — während Doch 8. 331 
Berhaftungen in anderen als den burch die Geſetze beitimmten Källen als 
Mebertretungen erflärt (E. vom 31. Mai 1854, ©. 3. Nr. 83). 


8. 333. 
Anmaßung deö Charakters eines öffentlichen Beamten. 


1. &8 ift nicht nothwendig, daß derjenige, welcher fich für einen öffent. 
lichen Beamten ausgibt, Andere in Irrthum führen wolle, um was 
immer für einen Zwed zu erreichen, vielmehr genügt fchon die bloße Anmaßung 
bes Charakters eines Öffentlichen Beamten für ſich; denn fohon dieſe Anmaßung 
ift eine offenbare Verlegung ber zum öffentlichen Schuße nothivendigen An- 
ftalten und Bortehrungen und der den geſetzlich beitellten Negierungsorganen 
übertragenen Gewalt; — 

2. Nach den Hofdecreten vom 9. November 1816 und vom 13. Juni 1817 
(jetzt nach $. 101 des Str. ©. B.), fo wie nach der Gemeindeorbnung vom 
17. März 1849, nach welcher die Gemeindevorſteher in dem ihnen übertra- 
genen Wirkungsfreife als Regierungsorgane beftelt find, kann es keinem 
Zweifel unterliegen, baß der Gemeindevorſteher ein öffentlicher Be: 
amterift; mit der Entlaffung besfelben tft die Unterfagung fernerer Aus- 
übung des Amtes eines Gemeinbevorftehers für fid) felbft verbunden und dem 
Entlaſſenen nicht mehr zugeftanden,, die ihm entzogenen Befugnifle noch aus» 
zuüben, möge er auch dagegen ben Recurs ergriffen haben. Denn biefer 
Recurs kann nur die Wirkung haben, daß der Entlaflene dann, wenn das Ent- 
laſſungsdecret aufgehoben und er in fein Amt wieder eingefeßt würde, auch 
wieder bie Befugniß erlangt, die Kunctionen bes Gemeindevorſtehers aufzu- 
nehmen (E. vom 2. September 1852, ©. 3. Nr. 147). 

3. Die Notare find nach den Beitimmungen der Notariatsordnung 
feine Staatsbeamten, fondern öffentlich beglaubigte Agenten, welche auf Ber- 
langen ber Parteien Acte aufzunehmen haben, benen das Geſetz befonbere 
Wirkungen beilegt; — fie find daher zum Tragen der Staatsbeamten⸗Uniform 
nach dem Hofdecrete vom 30. September 1814 (J. ©. ©. Nr. 1103) nicht 
berechtiget (E. vom 21. October 1852, ©. 3. 1853, Nr. 9). 
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Achtes Hauptftück. 
Bon den Vergehen und Uebertretungen gegen die Sicherheit des Lebens. 


8. 335. 
Bergehen und Hebertretungen gegen die Sicherheit des Lebens Überhanpt. 


1. Obwohl der Finanzwachaufſeher Wenzel Sch. bei den als erwieſen 
angenommenen Thatfachen berechtiget war, zur Bewältigung bes feiner Dienft- 
verrichtung entgegengefehten thätlichen Widerftandes von den Waffen Gebrauch 
zu machen, jo war er doch nach 8. 57 der Dienftinftruction vom Jahre 1843 
und nach dem Wortlaute bes $.4 der a. h. Entfchließung von 24. Jänner 1846 
verpflichtet, in jedem Falle die Waffen mit ber Borficht zu gebrauchen, 
daß daß Leben eines Menfchen ohne Noth nicht in Gefahr gefebt werde. 
Sch. hat diefe ihm durch das Geſetz und feine Dienftinftruchon auferlegte 
Pflicht zur Vorſicht nicht erfüllt. Denn ex hat das mit Schrott geladene Gewehr 
gegen den Unterleib des Auguft ©. in einer Entfernung von 3—4 Schritten 
nbgefeuert, baber das Leben desjelben in Gefahr gefeßt, ohne daß er fich in 
der Nothlage befand, zu bdiefer fchärfiten Anwendung der Waffen greifen zu 
müffen. Durch Vernachlaͤſſigung diefer ihm vom Geſetze auferlegten Pflicht 
zur Vorficht hat er ſich der im $. 335 bezeichneten Webertretung des zum 
Schuße des Lebens befiehenden allgemeinen Strafgefeßes fchulbig gemacht 
(E. vom 18. November 1852, ©. 3. 1853, Ar. 25) ”). 

2. Der Teich des Angellagten befindet fi nur fünfzehn Schritte von 
feinem Haufe entfernt, und an bem von und zu feinem Haufe führenden Wege. 
Daß aber ein derlei Gewäſſer in folcher Nähe bei einem bewohnten Haufe 
und am Wege von und zu biefem Haufe geeignet jet, eine Gefahr für bie koͤr⸗ 
perliche Sicherheit von Kindern, Betrunfenen und überhaupt von unvorſichti⸗ 
gen Perfonen zumal bei Nachtzeit herbeizuführen, dann daß dieſe Gefahr nach 
ihren natürlichen, leicht exrfennbaren Folgen von Jedermann eingefehen werben 
tönne, Tiegt in der Natur der Sache. Da nun diefer Gefahr nur durch zweck⸗ 
mäßige Verwahrung eines folchen Gewäflers wenigitend an jenen Seiten, wo 
fich Teicht eine Annäherung zum Wafler und Daher eine Gefahr ergeben Tann, 
vorgebeugt zu werben vermag, die Unterlaffung einer ſolchen Vorkehrung aber 
nadh 8$. 335 und 431 als Uebertretung erflärt ift, fo fällt dem AngeHagten, 
indem er ben erwähnten Teich gegen bie bemerkte Gefahr zu verwahren unter- 
Iteß, bie bezeichnete Mebertretung zur Laſt (E. vom 31. März 1853, ©. 3. 
Nr. 55) **). 


) Eiche diefe Entfheidung auch beim Kundmachungs⸗Patente Art. V unter 4. 
und Art. IX unter 3.; dann bei 8. 140 unter 5. 

**) Das Landeögericht hatte die angeführte Unterlaffung als nah dem Gefehe 
nicht ſtrafbar erklärt. 
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3. Es war erwiefen, daß ber Angeflagte, mit bem Adern feines Feldes 
beichäftiget,, einen fünfjährigen Knaben auf das Sattelpferb fehte, daß er 
jelbft das Pferd.am Leitfeile führend vor Dem auf dem Pferde fihenden Knaben 
einberging, daß fofort die Pferde beim Ummenden ſcheu wurben, in Folge 
deſſen ber Knabe berabitürzte und an ber erlittenen Kopfwunde fogleich ftarb. 
Der oberfte Gerichtshof erlärte, daß bei biefem Thatbeftande 8. 335 richtig 
angewendet worben fei, indem bem Angeklagten befannt fein mußte, daß fi) 
ber Knabe bei einer unruhtgen Bewegung des Pferdes auf dieſem nicht werde 
erhalten fönnen und bei unterlafiener befonderer Vorſicht von bemfelben herab» 
ſtürzen müſſe, und ihm weiters ald Landmann befannt fein mußte, daß oft 
bie ruhigſten Thiere aus einem geringfügigen Anlaffe ſcheu werben und in 
den Zuftand der Wilbheit gerathen ; — weil ihm ſomit die natürliche Pflicht 
oblag, den Knaben am Körper zu halten, um ihn bei einer fich ergebenden 
Gefahr jogleich in Sicherheit bringen zu koͤnnen, welcher Pflicht er jedoch nicht 
nachgefommen ift (E. vom 19. Auguſt 1853, ©. 3. Nr. 113). 

4. Dem Angeklagten fällt zur Laft, daß er in der Abenbbämmerung eine 
mit Pferden befpannte Tange Feldwalze durch eine Gaſſe führte, welcher der 
vierjährige Knabe A. nachlief, fich auf diefelbe legte, unter bie Walze gerieth 
und dadurch berart am Kopfe verletzt wurde, baß er in Folge diefer Verletzungen 
am neunten Tage darauf ftarb. — Es iſt aber weiter erwiefen, daß der Ange. 
klagte ohne Nothwendigkeit und nur aus Bequemlichkeit die Walze durch diefe 
Gaſſe führte, welche fo eng ift, daß jelbft bie erwachfene DE. fich im Vorüber⸗ 
gehen an das Haus drängen mußte, um von der langen Walze nicht ergriffen 
zu werben, dann daß er bei der A’fchen Wohnung in diefer Gaſſe vorüber 
fahrend, Kinder ohne Aufficht vor berjelben ftehen gefeben, und doch, die 
Pferde am Zaume führend, fich um die nachgegogene Walze nicht befümmert 
habe. Mit Rüdficht auf die erwähnte Befchaffenheit der Gaffe und bed ge 
führten Geräthes ift dem Angeklagten mit Recht ſchon das Führen der 
Walze durch diefe Gaſſe überhaupt, und noch mehr, daß ernicht 
zurüdblidte und fich nicht befümmerte, ob fich nicht die unbeauffich- 
tigten Kinder ihrer Natur nach angelodt fänden, fi) mit dem walzenden 
Körper in eine Verbindung zu ſetzen, als eine fchuldbare Handlung und Unter- 
laffung angerechnet worden, von welcher er einzufehen vermochte, daß fie 
geeignet jet, für das Leben ober die Lörperliche Sicherheit von Menfchen 
Gefahr herbeizuführen (&. vom 11. Jänner 1854, ©. 3. Nr. 31). 

5. Zum Thatbeftande des im 8. 335 bezeichneten Vergeben wird 
nicht erfordert, daß ber Tod nothwendig aus der That erfolgen und dieſer 
Erfolg von dem Thäter vorausgefehen werben müfle. Daß aber die andauernde 
Mishandlung eines fchwächlichen kranken Knaben von ſechs Jahren durch 
Schläge auf den Kopf deöfelben mit namhafter Gewaltanwenbung eine folche 
Handlung ſei, von welcher Jedermann, und insbeſondere Erzieher der Jugend 
leicht einzufehen vermögen, daß fie geeignet fei, Gefahr für das Leben, bie Geſund⸗ 
beit oder koͤrperliche Sicherheit des mißhanbelten Knaben herbeizuführen ober 
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zu vergrößern, kann nicht bezweifelt werben. — Der Umftand, daß der An⸗ 
theil jedes einzelnen ber Angeklagten (des Vorftehers einer Erziehungs» 
anftalt und feiner Gattin) an der Mißhandlung des Knaben nicht zu 
ermitteln war, fteht ber Anwendung bes $. 335 nicht entgegen, weil bie 
Züchtigung von beiden Angellagten nicht in verſchiedenen unterbrochenen Zeit⸗ 
räumen, fondern continuirlich verübt wurde, diefe Daher als gleichzeitig von 
beiden in Sontinuo verübt angeſehen werden muß, woburd bie Gefahr für 
das Leben und die Gefundheit des Kindes in der Art herbeigeführt oder doch 
vergrößert wurde, daß deſſen Tod daraus erfolgte. Bei diefer Gleichzeitigkeit 
der Mißhandlung bes Knaben durch beide Angeklagte fommt es nicht darauf 
an, zu ermitteln, welche Schläge des Einen oder Anderen ber beiden Angellag- 
fen die fhädliche Wirkung hervorbrachten,, weil nach bein Befunde der Kunft- 
verftändigen die Züchtigung in ihrer Totalität den unglüdlichen Erfolg 
verurfachte, und bei Diefer von Mehreren ausgeübten Mißhbandlung, 
nach der auf alle von mehreren Berfonen gleichzeitig verübten 
Mißhandlungen anwendbaren Vorfihrift des 8. 157, Jeder für den 
Erfolg verantwortlich bleibt, welcher Hand an den Mißhandelten gelegt hat 
(E. vom 29. November 1854, ©. 3. 1855, Nr. 24). 

6. Der als erwiefen anzunehmende Thatbeftand befteht darin, daß ber 
©emeinbeheger R. die M. im verbotenen Grafen auf der Gemeindewiefe 
betreten hat, ihr deßhalb, wozu er durch fein Mandat berechtigt war, die Sichel, 
bie fie in der rechten Hanb hielt, wegnehmen wollte, daß diefe fich widerfeßte, 
und als er Gewalt brauchte, die Sichel auch mit der linken Hand faßte, und 
fih an dieſer fchwer verlegte. — Es läßt ſich nun nicht behaupten, daß der 
Angellagte bei Setzung biefer Handlung nach ihren natürlichen für Jedermann 
leicht erfennbaren Folgen oder nach anderen DVerhältniffen einzufehen ver- 
mochte, daß fie eine Gefahr für das Leben, die Gefundheit oder körperliche 
Sicherheit der Di. herbeizuführen geeignet fe. Denn war ein derlei wiberrechte 
licher Widerftand beifelben überhaupt nicht vorauszufehen, fo konnte um fo 
weniger die große Unvorfichtigfeit der M. vorausgefehen werden, daß fie felbit 
mit der linfen Hand In die Scharfe Sichel fahren und fo fich felbft verlegen 
werde. Der Vollzug eines obrigfeitlichen Auftrages und die Anwendung der 
zur Bewältigung eines widerrechtlichen Widerftandes hiebei nothiwendigen 
Gewalt kann, wenn felbft fo bebauerlihe Kolgen wie in dem vorliegenden 
Falle Daraus entitehen, den Erequenten nicht der Strafe des 8. 335 unterziehen 
(&. vom 7. März 1855, ©. 8. Nr. 56). 

7. Jedermann, um fo mehr aber ein geübter Schüße, muß einfehen, daß 
es fehr gefährlich fel, geladene Gewehre in einen Wagen mitzunehmen, und 
fogar die Zündhütchen darauf zn laſſen, weil irgend ein nicht vorher zu fehen- 
der und ganz unverfchuldeter Zufall die Entlabung herbeiführen kann. Franz 
O. hat daher durch diefe Handlung, und dadurch, daß er beim Halten feines 
geladenen Gewehres (durch deffen Losgehen einer der Mitfahrenden in der 
Art verlebt wurde, Daß aus der Verlekung der Tod erfolgte) die nöthige Vor⸗ 
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ſicht vernachläffigte, eine Handlung begangen, welche er ſchon nach ihren natür- 
lichen, für Jedermann leicht erkennbaren Kolgen und vermöge der von ihm 
gewählten Befchäftigung als gefährlich fiir die Förperliche Sicherheit der im 
Wagen befindlichen Perfonen erkennen mußte, und da er überbieß nach been- 
digter Jagd durchaus feinen Grund hatte, das Gewehr geladen und die Zünd- 
hütchen darauf zu laſſen, fo ift $. 335 auf ihn vollkommen anwendbar (E. vom 
8. Auguft 1855, ©. 3. Nr. 114). 

8. Urfula W. Hatte ihren Schwager, den alteröfchwachen, Außerft müh⸗ 
feligen Martin B., welcher nach ber Verfügung bed Gemeindevorftandes am 
13. Februar 1854 in ihr Haus gebracht worden war, um ihm bafelbit eine 
zeitweilige Unterkunft zu verfchaffen,, durch ihren Viehhirten Sch., einen fünf- 
zchnjährigen Knaben, auf einen Handwagen aufladen, aus ihrer Behaufung, 
weiche genug Räumlichkeiten enthält, worin B. vor der Kälte einigermaßen 
geichügt außer ihrem Wohnzimmer untergebracht werben Tonnte, weg, und 
unter irgend eine Streubütte im Orte bringen laffen. Der Knabe hat dieß, 
den Befehl feiner Dienitfrau befolgend, mit Hilfe Anderer fogleich vollführt, 
und den Martin B. in die offene Streu unter einem Dachvorfprunge beim 
Haufe des ©. gelegt, ohne daß fih Urfula W. und ihr anmwefender Gatte um 
ben alten Martin B. weiter befümmerten. Letzterer wurde in Folge deſſen am 
folgenden Morgen auf dem erwähnten Streulager von der Kälte eritarıt, tobt 
gefunden. — Auf diefe That treffen die Bedingungen des im $. 335 
bezeichneten Bergebens gegen bie Sicherheit bes Lebens genau zu 
(&. vom 16. Auguft 1855, ©. 3. Nr. 114). 

9. Der angellagte Unternehmer eines Steinbruches, welchen es in 
biefem Fache an befonderen Kenntniffen und Erfahrungen fehlte, hatte bie 
Vornahme und Leitung der Arbeiten ganz und gar feinem Bruder, einem hierin 
vollfommen bewanderten und vorfichtigen Manne übertragen, welcher noch 
überbieß von ben dießfalls beſtehenden Verhaltungsvorfchriften durch Die von 
ber Berwaltungsbehörde ausgegaugene Nepublication derfelben vollftändig in 
Kenntniß gefeßt worben war. Unter diefen Verhältniffen läßt fich nicht be 
haupten, daß Die Folgen der Bearbeitung des Steinbruches, wie folche eben 
ftattfand, für den Unternehmer leicht erkennbar waren, noch daß er vermöge 
befonbers bekannt gemachter Vorſchriften, oder nach feinem Stande, Berufe, 
Gewerbe, feiner Beichäftigung oder überhaupt nach feinen befonderen Ver⸗ 
hältniffen einzufehen vermochte, daß bie Art, wie ber Steinbruch bearbeitet 
wurde, eine Gefahr für die Förperliche Sicherheit von Menſchen herbeizuführen 
oder zu vergrößern geeignet war. — Es Tann ihm aber auch nicht zur Laft 
gelegt werben, daß er, anftatt ſelbſt mit den Arbeiten fich zu befaflen, diefelben 
feinem Bruder anvertraute, und ihn zum Leiter und Vorarbeiter beftellte: denn 
einerſeits ift nicht vorgefchrieben,, daß ber Unternehmer eines Steinbruches 
benfelben ftetö felbft bearbeiten, daß er perfönlich die Arbeiten anordnen und 
beauffichtigen müfje, andererfeitö kann aber dem Angeflagten wegen der Wahl 
des Leiters bei der erwähnten allgemein anerlannten Befähigung feines 
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Bruders ein gegründeter Vorwurf nicht gemacht werben. — Zwar wird dem 


Unternehmer eines Steinbruches durch die politifchen Verord- 
nungen allerdings Die Ueberwachung zur Pflicht gemadt, und er 
für jede Abweichung von der vorgefchriebenen Berfahrungsweife 
verantwortlich erflärt; allein abgeſehen davon, daß hier wohl nur ein 
Unternehmer gemeint fein Tann, ber ben Steinbrud felbit bearbeitet, 
weil fonit jeder, ber in feinen oft jehr entlegenen Befigungen Steinbruͤche bear- 
beiten läßt, für alle dabei vorfallenden Sefegwidrigkeiten zur Verantwortung 
zu ziehen wäre, fo darf Die Berantwortlichleit des Unternehmers in 
firafrechtlicher Beziehung Doch immer nurnacd Dem jeweilig beit « 
benden Strafgefebe beurtheilt werben, und es würde baber ber An- 
geklagte nad) $. 335 nur dann firaffällig fein, wenn ihm eine der im befagten 
Baragraphe bezeichneten Handlungen oder Unterlaffungen zur Laft fiele, was 
aber unter den bier obwaltenden Umftänden eben nicht der Kal ifi (E. vom 
28. Mai 1856, ©. 3. Nr. 84). 


8. 343. 
Unbefugte Ansübnug der Arznei: unb Wnudarzueilunft als Gewerbe. 


1. Zur Mebertretung ber Curpfuſcherei iſt nothwendig: 1. daß Jemand 
ſich mit der Behandlung eines Kranken als Arzt befaffe und 2. daB er daraus 
ein Gewerbe made, b. h. fich dafür bezahlen laſſe und Diefe Befchäftigung 
wiederhole”). Es tft aber gefeßlich nicht gefordert, daß auch erhoben werbe, 
was die wirklichen Zubereitungstoften der gegebenen Mittel betragen und ob 
für die eigentliche Arztliche Pfufcherei ein befonderer Lohn entfalle (&. vom 
4. Auguft 1851, ©. 3. Nr. 197). 

2. Es wird nicht gefordert, daß vom Gurpfufcher wirklich ein Men- 
fihenleben gefährdet werde, fondern nur vorausgefebt, daß durch bie 
Gurpfufcherei im Allgemeinen das menjchliche Leben gefährdet erjcheint 
(E. v. 19. Auguft 1851, G. 8. Nr. 211) *). 

3. Nur jener macht aus ber Eurpfufcherei ein Gewerbe, der fie bes 
Gewinnes wegen betreibt ***), — und wer ohne bie nöthigen Kenntniffe in 


*) Auch mit E. vom 21. Juni 1854 (G. 3. Rr. 91) wurde ausgefprochen, daß 
unter gewerbömäßiger Ausübung nur ein fortgefeßtes, fi wieberholended Aus⸗ 
üben der Kunft oder Tertigfeit gegen Entgelt verftanden werden könne. 

»*) Der Angeflagte hatte fich darauf berufen, dag das achte Hauptftüd nad 
feiner Ueberföhrift von Vergehen und Uebertretungen (fchmweren Polizeiübertre 
tungen) gegen „die Sicherheit des Lebens“ handle, alfo im $. 343 die Weber: 
nahme einer lebendgefährlichen Krankheit zur Behandlung und ein ungünftiger 
Erfolg vorausgefept werde. 

”*) Ebenfo wurde au mit E. vom 3. Februar 1853 (©. 3. Ar. 53) audge 


ſprochen, daß der unbefugte Betrieb der Wundarzneitunft dann zum Gewerbe werde, 
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ber Arzneilumbe zu haben einem Kranken Mittel gibt, von welchen er nicht 
weiß, welche Wirkung ihr Gebrauch hervorbringt, begeht eine nach $. 183 
IL Thls. des Str. &. (— jeht wohl eine nach $. 431 —) zu behanbdelnde firaf- 
bare Hanblung (E. vom 15. April 1851, G. 3. Nr. 97). 

4. Die unbefngte Bornahme von Vorrichtungen und Operationen 
im Munde der Menfchen von Seite der Zahntechniker iſt ald Cur⸗ 
pfufcheret, fomit nur dann zu beftrafen, wenn ber Unbefugte aus ber Cur⸗ 
pfufcheret ein Gewerbe macht, mas man bann nicht fagen fann, wenn ein ein- 
ziger Fall derfelben vorliegt (E. vom 7. Juli 1851, ©. 3. Nr. 171). 


5. Leichdornen, Froftbeulen und eingewarhfene Nägel find 
wenn auch feine eigentlichen inneren Krankheiten, Doch jedenfalls folche Außer. 
liche Gebrechen des menfchlichen Körpers, Deren Behandlung minbeftens chirur- 
gifche Kenntniffe vorausfegt, Durch deren Nachweifung die behördliche Con⸗ 
ceffion zur Behandlung folcher Gebrechen erworben werben muß. 

Dabei ift nicht nothwendig zu erörtern, ob die angemwenbeten, zumal 
mechanischen Mittel als Heilmittel erfcheinen, und ob deren Anwendung als 
Heilung betrachtet werben könne, da auch das Inſtrument, womit der Staar 
operirt oder ein Glied des menschlichen Körpers amputirt wird, mechaniſcher 
Natur ift, ohne daß es deßhalb ohne gefetliche Berechtigung einem Nichtarzte 
geftattet wäre, folche Operationen gewerbsmäßig vorzunehmen. Auch wird 
im $. 343 der Ausdrud „Heilung“ nicht gebraucht, indem es nicht darauf 
ankommt, daß Jemand Kranke unbefugt heile, fondern daß erfie „behanble”, 
al8 ob er ein befugter Heil- oder Wundarzt wäre (E. vom 1. September 1853, 
&. 3. Nr. 122). 

6. Der erkrankten S. murde von ihrem Arzte ein Aberlaß verordnet, und 
fie von ihm dem Barbier ©. zugewiefen. Lebterer, welcher weber Arztlichen 
Unterricht erhalten bat, noch die gefeßliche Berechtigung zur Behandlung von 
Kranken als Heil- oder Wunbarzt befitt, Tief ohne Beiſein des Arztes ber 
Battentin zur Ader und nahm von ihr als Lohn zwanzig Kreuzer. 

Er wurde vom Oberlandesgerichte der im 8. 343 normirten llebertretung 
ſchuldlos erflärt, und zwar aus nachftehenden Gründen: „Wenn der Befchul« 
digte fich mit wunbdärztlichen Operationen befaßt, jo ift dieß fetö nur nach Vor⸗ 
fchrift eines zur Krantenbehandlung befugten Arztes und mit Wiffen ber Auf- 
fichtöbehörde gefchehen, welche ihn einmal fogar zur Leiſtung chirurgifcher 
Aſſiſtenz aufgeftelt Hat. Daher dürfe man feine Verrichtungen auf dem ®e- 
biete der niederen Chirurgie keineswegs mit berBehandlung ber Kranken 
identifieiren, weil dieſe auch in Fällen feiner Hilfeleiftung immer noch dem 
jeweiligen Arzte, welcher bie wundärztlichen Verrichtungen anordnete, anver- 
trant blieb und nur von diefem ausging.“ 


wenn die Heilung der Kranken gegen Entgelt übernommen, fohin aus deren Be⸗ 
handinng ein Erwerbszweig gemacht wird. 
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Der oberſte Gerichtshof beſtaͤtigte das Losſprechungsurtheil und zwar 
mit Feſthaltung der Gründe des Oberlandesgerichtes und in weiterer Erwaͤ⸗ 
gung „daß der Beſchuldigte erwieſenermaßen niemals einen Krauken in felbft- 
ftändige Behandlung übernommen, und auch in bem Falle ber ©. nur auf 
Verordnung und Anweifung ihres Arztes den Aderlaß vollzogen habe, wozu 
ex in feiner Eigenfchaft al berechtigter Barbier nach altherfömmlichem örtlichen 
Gebrauche, bem feine neue Verfügung entgegenwirkte*), um fo mehr fih für 
- befugt halten konnte, als einerfeits nach beim erwähnten Ortsbraude fein 
Mundarzt au derlei Verrichtungen auf bem Gebiete ber niederen Chirurgie fich 
herbeilaffen würbe, andererfeitö aber das Bebürfniß der Parteien nach folcher 
Hilfe denn doch nicht le ‚bleiben barf" (E. vom 11. März 1856, 

©. 3. Nr. 59). 


M g. 345. 
Berlauf verbotener Arzneimittel. 


68 handelte fih um den Verkauf eines Fläſchchens poudre de jodure, 
eines Präparates, welches nach dem Ausſpruche der Sachverftändigen etwa 
10% Jod enthält und als ein Mittel von Feiner befonderen Wirkſamkeit ange: 
fehen werden muß, auch in ber Apotheker - Tarnorm gar nicht vorfommt. Der 
oberfie Gerichtähof fand mit ber E. vom 29. December 1852 (©. 3. 1853, 
Nr. 42) in dem Verkaufe dieſes Präparates Feine firafbare Handlung und 
zwar aus nachftehenden Gründen: 

Der Umftand, daß Jod in der Apotheker » Tarnorm mit einem Kreuze 
bezeichnet ijt, ift noch nicht geeignet, auch Die Gompofitionen aus Jod als 
verboten zu erflären. Es Tann fonach auch jene Norm vom 11. Februar 1836 
auf das erft in viel fpäteren Jahren erfundene Arzneimittel nicht an und für 
fih, fondern nur in foferne Anwendung finden, als die Gemeinſchaͤdlichkeit 
bes Präparates conſtatirt worden ift, worüber der Beweis nicht vorliegt. — 
Auch iſt die Behauptung , daß der freie Verkehr eines neu erfundenen Arznei- 
Präparated und Compoſitums vorerſt von der Bewilligung der hiezu berufenen 
Behörde abhängig fei, in Bezug auf die Straffälligfeit als Mebertretung 


*) Das Kreidamt in Rayufa hatte nämlich über die Stellung der Barbiere in 
jener Stadt folgende Auskünfte ertheilt: Bon jeher feien von denfelben Baderdienfte 
verrichtet worden nnd niemals eim behörbliched Berboi dazwifchen getreten; jedoch 
geſchehe es ftetd nach Vorfchrift und unter Auffiht cined Arztes. Niht Tine Klage 
fei bisher gegen fie laut geworden, und deßhalb dulde die Behörde dieſe ihre Beihäf- 
tigung, fo fange höheren Orts nichts verfügt werde. Daß man die Berrichtung von 
Baderdienften von Seite der Barbiere in Ragufa nie als einen Mißbrauch betrachtete, 
könne auch daraus entnommen werden, daß zu verfchiedenen Malen, ald es fih um 
einen chirurgifchen Affiftenten für das Givilfpital handelte, von höherer Behörde pro» 
viforifch bald der Eine, bald der Andere der dortigen Barbiere hiezu beflimmt wurde. 
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nur in foferne als richtig anzımehmen, als bie Schäblichkeit bes Präparated 
erwiefen vorliegt. 


8. 354. 
Unbereöhtigter Berlanf von Heilmitieln. 


1. Nach den beſtehenden Borfchriften find Handelsleute mit gemifchten 
Maaren, und insbejondere Matertaliften, zum Kleinverfaufe von Waaren, bie 
als Purgirmittel erflärt find, an Parteien nicht berechtiget (E. vom 21. Jaͤn⸗ 
ner 1853, ©. Nr. 51). 


2. Dit der &. vom 6. October 1853 (©. 3. Nr. 143) wurde, nach mit 
bem ?. k. Miniſterium bes Innern gepflogener Rüdiprache auf Grund bes von 
der Wiener medicinifhen Yarultät abgegebenen Gutachtens vom 29. April 
1845 ausgefprochen, daß die Zufammenfehung des Genthon'ſchen Badner 
Liqueurs nicht als eine folche anzufeben fei, welche ihn zu einem Arzneimittel 
qualificire, daher bie Anwendung des 8. 354 auf ben Verkauf desſelben von 
felbft entfalle *). 

3. Wenn auch das Geſet fih im 8. 354 nicht wie im 8. 361 
bes Ausbrudes: „Hanbeltreiben" bebient, fo if doch ſchon durch 
bas Wort „Berlauf", weldhesden Gegenſatz zu einer unentgelt- 
lichen Neberlaffung bildet, Deutlich zu erfennen gegeben, baß auch 
ber 8. 354 nur ben auf Gewinn oder Ruben berechneten Abfas von 
Heilmitteln als firafbar erklärt. 

Da nun ber Angeklagte unbedeutende Quantitäten Ehinin feinen Mits 
bürgern nicht in ber Abficht auf Gewinn, ſondern nur aus Menfchlichkeit zu 
ihrer Nothdurft überlaffen hat, weil in feinem Aufenihaltsoste, wo das Wech⸗ 
felfieber derart herrſcht, daß davon alljährlich fait jeder Einwohner befallen 
wird, feine Apotheke befteht, fih damals auch Fein mit einer Hausapotheke 
perfehener Arzt bafelbft befand, und die nächiten mit Apotheken verfehenen 
Drte brei bis vier Stunden bayon entfernt find, — fo erflärte ber oberſte Ge⸗ 
sichtshof mit E. vom 1. März 1854 (®. 3. Nr. 55), es gebreche der That des 
Angeflagten, um fie nach 8. 354 als ftrafbar erflären zu Eönnen, fchon an dem 
Merkmale, daß ber Verkauf in ber Abficht gefchehen fet, um fich dadurch 
Gewinn oder Nutzen zu verfchaffen. 

Es laſſe ſich aber aud mit den im 8. 233 für Vergehen und Uebertre⸗ 
tungen überhaupt, und im 335 für Vergehen und Mebertretungen gegen bie 
Sicherheit bes Lebens insbeſondere ausgefprochenen, allgemein giltigen 


*) Die Beranlaffung zu der über Aufforderung der E. f. Statthalterei eingelei- 
teten gerichtlichen Verfolgung des Angeflagten hatte eine durch ihn veranlaßte Annonce 
in der Prager Zeitung gegeben, worin dieſer Liqueur ald rühmlich befannt gegen 
Eholerinanfälle, Starrfrämpfe, Magenfäure u. f. w. mit dem Belfügen 
-gefchildert wurde, daß folcher echt bei ihm zu haben fei. 

Herb, grundfägl. Entſcheidungen 18 
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Grundſatzen nicht vereinigen, den Angeklagten ftraffällig zu finden, ba die im 
alle der Noth bloß aus Menſchlichkeit gefchehene Ueberlaſſung einer unbe⸗ 
beutenden Quantität jenes Heilmitteld, welches nach Anorbnung ber Aerzte 
gegen das herrſchende Wechjelfieber allgemein gebraucht wird, und unter ben 
berührten zur Zeit und am Orte des Verkaufes beitandenen Berhältniffen, 
nicht eine Handlung genannt werden Tann, die der Angellagte ald unerlaubt, 
als geeignet, eine Gefahr für das Xeben, die Geſundheit oder 
körperliche Sicherheit von Menſchen herbeizuführen oder zu ver. 
größern, erkennen konnte. 

4. Die in dem $. 345 enthaltene Beftimmung,, nach welcher auch der 
Eigenthümer einer Apotheke für die von feinen Dienftleuten gefchehene Verab⸗ 
folgung von Argneien verantwortlich und ftraffällig erflärt wird, ift in ben 
$. 354 nicht aufgenommen, und kann fomit auf einen Daterialmaarenhändler, 
welcher dieſen Artikel in feiner Handlung zu führen, ihn aber nicht im Klei- 
nen zu verkaufen berechtigt ift, nicht ausgedehnt werden, wenn er bie Veräußer 
sung besfelben feinem Dienftperfonale ausdrüdlich unterfagt hat. In foldem 
Sale ftellt fich vielmehr der Diener als derjenige dar, welchem bie Hebertre- 
fung des $. 354 zur Laſt fällt (E. vom 5. Ocotber 1854, ©. 3. Nr. 150). 

5. Da bei Uebertretung von Verbotögefeben weder die Beabfichtigung 
noch) die Zufügung einer Befchäbigung erfordert wird ($. 238), fo genügt zum 
Thatbeitande der im 8. 354 bezeichneten Mebertretung ber unberechtigte Ver- 
kauf eines, wenn auch-unfchädlichen oder fogar nütlichen Heilmittels fchon an 
und für fich, und zwar ohne daß es darauf ankommt, ob das Heilmittel von 
einem befugten Apotheker bereitet wurde oder nicht. Die Beeinträchtigung der 
Apotheker in ihrem Gewerbe ift daher zum Thatbeftande der Mebertretung 
nicht erforderlich. 

Auch beiteht das Hoffanzleidecret vom 27. Jänner 1929, 3. 2200 
noch immer in voller Giltigfeit, wodurch den Aerzten nicht nur bie eigene 
Zubereitung, fondern auch die Berabfolgung der Arzneien ausnahms⸗ 
los und ohne Unterfcheidung, ob fie von Apothekern bereitet wurben uber 
nicht, unterfagt, und nur die Anorbnung berfelben mittelft Recepten 
geftattet it (@. vom 13. December 1854, ©. 3. 1855, Nr. 26). 


$$. 356 und 357. 
Berſchulden von Aerzten oder Wundärzten durch Unwiſſenheit. 


Der zu einer Wöchnerin gerufene Wundarzt hatte ben Maſtdarm, wel» 
hen er für die Nabelfchnur hielt, abgeriffen. Zwei Stunden nach biefer 
Operation ftarb die Wöchnertn. 

Die mebicinifche Facultät Tprach fi dahin aus, daß das Ausreißen 
des Maſtdarmes allerdings eine ſchon an und für fich töbtliche Verletzung 
jet; im vorliegenden Kalle aber fei Die Haupturfache bes Todes bes Woͤch⸗ 
nerin bie Berſtung ber Gebärmutter, und bie Ausreißung des Maftbarmes 


Sttafgefep $$. 356 und 357. 275 


nur eine Miturfache, welhe ben Tod befchleuntgte; übrigend wurde mit 
Beftimmtheit erflärt, daß die Verwechslung bes Maſtdarmes mit ber Nabel- 
fchnur eine grobe Unwiſſenheit bes Wundarztes verrathe. 

In erfter Inſtanz wurde auf Verſetzung in den Anllageltand wegen 
bes Vergehens gegen die Sicherheit des Lebens nach ben $$. 356 und 357 
erfannt, dagegen vom Oberlandesgerichte, weilnach dem Kacultätsgutachten 
ber Tod nicht aus ber fehlerhaften Behandlung bes Beichuldigten 
erfolgt fei, ein Ablafiungsbefchluß gefaßt und angeorbnet, ben Act wegen 
ber dem Befchulbigten zur Laft liegenden Uebertretung ber competenten 
Strafbehörde abzutreten ”). 

Diefe Entfcheibung wurde aud vom oberiten Gerichtshofe mit ber 
Begründung -beftätigt, bag nach dem hier maßgebenden Outachten ber medi⸗ 
einifchen Zacultät die fchon vor der von dem Beſchuldigten vorgenommenen 
Operation vorhanden gewefene, fomit demfelben nicht zur Laſt fallende Ber⸗ 
flung der Gebärmutter, welche den Tod an und für fich herbeigeführt hätte, 
als Haupturfache, die, eine grobe Unmiffenheit des Bejchuldigten bekun⸗ 
dende Behandlung durch Abreifung des Maftdarmes aber als Miturfache 
bes dadurch befchleunigten Todes anzujehen fei (&. vom 27. Jänner 1857, 
Gerichtshalle Nr. 9)””). 


*) Die fehlerhafte Behandlung wird nämlich im $. 356 ald Vergehen erklärt, 
wenn der Tod des Kranken erfolgte, dagegen ald Mebertretung, in foferne daraus 
eine fehwere körperliche Beſchädigung entftanden ifl. 

**) Gegen diefe Rechtsanſicht waren in der Berufung der Staatdanwaltfchaft 
fehr gewichtige Brände geltend gemacht worden. Wenn man nämlich auch mit dem 
Facultätägutachten die Ausreißung ded Maftdarmed nur für eine Mit» oder Neben- 
urfadhe des Todes halte, fünne doc nicht gefagt werden, daß der Tod nicht aus der 
Ausreißung ded Maftdarmes erfolgte. Es fei ein innerer Widerfpruch, zu fagen, die 
Operation fei zwar Miturfache des Todes, aber der Tod fei doch nicht aus der Ope- 
ration entftanden, da das Berbältnig von Urfahe und Wirkung chen darin beftehe, 
daß letztere cine Folge der erfteren, das heißt aus ihr entftanden fei. Und follte die 
Seßung einer Miturfache ded Todes, welche diefen noch mehr befchleunigte, nicht ala 
Zödtung gelten, fo müßte man einen Todtkranfen, einen zum Zode Berurtheilten ftraf- 
108 tödten dürfen, da hierin nur eine Befchleunigung ded Todes zu finden wäre; den 
Tod befchleunigen heiße aber eben nichts anderes, ald das Leben abfürzen. — — 

Uebrigens fällt auf, daß ſich das Gutachten nicht der Vorfchrift des 8.89 der 
Str. Pr. D. gemäß darüber ausſprach, was in dem vorliegenden Falle die den einges 
tretenen Tod zunächſt bewirkende Urfache (die phyfiologiſche Todesnrfache) geweſen 
fei, und dann erft darüber, wodurch diefe phyſiologiſche TZodesurfache (ob 
fie durch dad Berſten der Gebärmutter oder durch das Ausreißen des Maſtdarmes) 
erzeugt worden if. Würde dad Gutachten hierüber einen beftimmten Ausſpruch 
enthalten Haben, fo wäre die Entfcheidung der Rechtöfrage wohl faum zweifelhaft 
geweſen. 


18° 
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$. 358. 
Vernachläſſigung eines Kranlen von Seite ber Aerzte oder Wundärzte. 


1. Das Erkundigen des zur Hilfeleiftung aufgeforderten Arztes um 
bie Krankheitserfcheinungen bes Patienten, das Verfchreiben eines Receptes 
und das Grtheilen ber erforderlichen Inſtructionen bezüglich des Verhaltens 
bes Erkrankten, fo wie bie beftimmte Zuficherung, nach genommenen Früh⸗ 
ftüde zu demſelben kommen zu wollen, find Acte, wodurch bie Uebernahme 
in bie ärztliche Behandlung offenbar an den Tag gelegt wird; — 


2. Der Umftand, daß ber Arzt erftnach fechs Stunden fi um ben 
an ber Cholera erkrankten Patienten umgefehen bat, obfchon er dazu wieber- 
holt dringend aufgefordert worden war, und obfchon die Gerichtsärzte aus⸗ 
brüdlich erflärten, der Arzt habe wiffen müffen, daß er nur im erften Sta- 
bium ber Cholera Hilfe zu leiten im Stande fet, daß bie fpäteren Stabien 
fhon gewöhnlich in wenigen Stunden nach dem erften Auftreten anfangen 
und dag fohin Alles verfäumt fei, wenn bie erften Stunden der bereits aus⸗ 
gebrochenen Krankheit verfäumt wurden, — beweist bie wefentliche Ber» 
nachläffigung des Erkrankten; — 


3. Schon darin liegt der vom Geſetze geforderte wefentliche Nach» 
theil, daß die Angehörigen bes Erkrankten durch bie beftimmte Verficherung 
bes Arztes, gleich Tommen zu wollen, fich um bie Hilfe eines anderen Arztes 
umzuſehen gehindert und daher felbft um bie Möglichkeit einer ärztlichen 
Hilfe gebracht wurden (E. vom 21. Juli 1851, ©. 3. Nr. 183). 


4. Die. Verpflichtung kann nicht fo weit ausgebehnt werben, daß ber 
Heil ober Wunbarzt den Kranken auch dann nicht verlafie, wenn biefer 
unverkennbar erflärt bat, daß er feinen Arzt aufgeben will unb 
fein Bertrauen auf ihn babe. Bei der hieraus fich ergebenden Erfolg. 
loſigkeit eines weiteren wunbärztlichen Beſuches fällt aber auch von felbft 
weg, daß die Unterlaffung besfelben von fchädlichen Kolgen geweſen ſei. — 
Das Geſetz kann nur beabfichtigen, daß ber feinem Arzte vertrauende Kranke 
von demſelben nicht vernachläffiget werde, es fordert aber nicht, daß fich ber 
Arzt dem Kranken aufdringe (E. vom 17. Februar 1853, ©. 3. Nr. 54). 


8. 359. 


Nichtanzeige verdächtiger Todesfälle oder Krankheiten von Seite der Mebicinal 
. perſonen. 


1. Selbſt Hei leichten Verletzungen tritt, in ſoferne ſelbe auf gewalt⸗ 
ſame Weiſe erzeugt wurden, für den Arzt oder Wundarzt die im Geſetze 
ausgeſprochene Pflicht ein, und führt der Umſtand, daß ein Arzt bloß pro 
consilio berufen wurde, keine Aenderung herbei, indem das Geſetz nicht 
bloß dem behandelnden Arzte, ſondern ben Aerzten überhaupt bie Pflicht 


Strafgefeh $$. 361 und 362. 277 


zur unverzüglichen Anzeige auferlegt (&. vom ‚26. Auguft 1853, G. 8. 
Nr. 116) *). 

2. Die weientliche Bebingung zur Anwendung biefes Strafgeſetzes ift bie, 
daß ber Arzt ben Berbacht einer durch Anbere an bem Verftorbenen verübten 
Berlegung erkenne; dieſe Bedingung und daher bie Zurechnung ber Ueber⸗ 
tretung fällt weg, wenn er den urfprünglich gefchöpften Verdacht durch bie 
von ihm eingeleiteten Rachforfchungen behoben gefunden hat (&. vom 16. Mat 
1855, ©. 8. Nr. 75). 


$. 361. 
Unbefngter Handel mit Gift, 


Das Hoflanzleibeeret vom 24. Jänner 1839, 3. 1854 enthält feinem 
MWortlaute nach das Normativ bei dem Verfchleige giftiger Materialien und 
Präparate von ben hiezu berechtigten Hanbeldleuten und Apotbelern, und 
eben bie nähere Bezeichnung: hiezu berechtigte Handelsleute und Apotheker, 
läßt nicht zweifeln, daß unter biefer Berechtigung nicht das allgemeine 
jedem Kaufmanne erforberlihe Hanbelsbefugniß, fondern bie fpes 
etelle behördliche Genehmigung zum Handel mit den in diefem Norma⸗ 
tive aufgezählten giftigen Materialien und Präparaten zu verftehen ſei, welches 
Erfordernig eines eigenen Erlaubnißfcheines fich auf alle vier Kategorien ber 
dort aufgezählten giftigen Materialien und Präparate bezieht (E. vom 23. Juni 
1853, G. 8. Nr. 87) **). 


$. 362. 


Strafe flir den unbefugten Gifthaudel durch einen dazu nicht bereihtigten 
Handelsmann. 


Der Ausdrud: „dem Gifte durch beſondere Vorſchriften gleich⸗ 
geſtellte Waare“ iſt bloß in dem 8. 361 enthalten, und kommt in ben 
88. 362 und 363 nicht mehr vor, daher anzunehmen ift, baß ber Geſetzgeber 


*) Zugleich erklärte der oberfte Gerichtähof, daß, nachdem der Befchwerbeführer 
ben Joſef B. ſchon am 3. Februar 1853 verlept fand, und doch erſt am 10. Februar 
gemeinfchaftlih mit dem behandelnden Wundarzte die Anzeige machte, $. 359 richtig 
angewendet worden fei. 


») Die Richtigkeit diefer Anficht ergibt fich übrigens auch ſchon aus dem Strafe 
geſetzbuche felbft, da der $. 361 den ohne „ausdrüdliche” Erlaubniß der Obrigkeit 
betriebenen als unbefugten Gifthandel bezeichnet, die 88. 362 und 363 von Handeld« 
leuten fprechen, die ein ordentliches Kaufgewölbe haben, zum ®iftverfaufe aber nicht 
bere&tiget find, fo wie endlich in den $$. 365—369 von Webertretungen gehandelt 
wird, deren fich fchuldig machen können „diejenigen Handeldleute, welche zum 
Handel mit Giftwaaren ordentlich berechtiget find”. 
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bie in dieſen beiden letzteren Geſetzesſtellen verhängten firengeren Strafen bIoß 
auf ben viel gefährlicheren Handel mit wirklichen eigentlihen Siften 
beichränft wiffen wollte (&. vom 1. Kebruar 1854, ©. 8. Nr. 44). 


8. 380. 


Unterlofiung ber Ausſtellung der Warunngszeichen bei einem Bane. 


Unter Warnungszeichen im Sinne bes obigen Paragraphes können 
zur Nachtzeit wohl nur erleuchtete Laternen verftanden werben (E. vom 1. Des 
cember 1851, ©. 3. Nr. 299). 


8. 388. 
Unbefugtes Halten ſchädlicher Thiere. 


1. Die Uebertretung tft fehon dadurch begangen, daß, obgleich nicht 
fogenannte reißende, aber doch wilde Thiere, als welche Hirfche im Allge⸗ 
meinen zu betrachten find, ohne befondere Erlaubniß der Obrigkeit gehalten 
werben. Ob das Thier feine wilde Natur und die darin liegende Befchaffen- 
beit abgelegt babe und gänzlich zahm geworden fei, dieß zu prüfen und zu 
beurtheilen, bleibt der Obrigkeit überlaffen, welcher bie Ertheilung ber 
Erlaubniß zum Halten folder Thiere zufteht. Daß die in Frage 
ftehenden Thiere forgfältig vermahrt wurben und noch Niemanden beſchädiget 
haben, hebt die Verantwortlichkeit. des Angeklagten für die Uebertretung bes 
Verbotes, wilde Thiere ohne befondere obrigkeitliche Erlaubniß gehalten zu 
haben, nicht auf; die erfolgte Befchädigung eines Menfchen durch ein folches 
Thier oder Die Dernachläffigung der Berwahrung besfelben, würbe 
den Webertreter nach den 88. 389 und 390 des Str. ©. nur einer höheren 
Strafe unterwerfen, — 

2. Unter dem im Sagdpatente erwähnten Hegen des Wilbes im Jagd⸗ 
reviere ift offenbar nicht auch das durch das fpätere Strafgefek verbotene 
Halten fchäblichen Wildes beim Haufe verftanden (E. vom 14. April 1853, 
G. 3. Rt. 60). 


8. 391. 
Bernadjläffigung bösartiger Hansthiere. 


1. Die Befchädigung, wovon im $. 391 Die Rede ift, tft nicht bloß auf 
Perfonen zu befchränfen, fondern auch auf bie Fälle auszubehnen, wo es fich 
um bie Sicherheit bes Eigenthumes handelt; denn wenn auch das achte 
Hauptſtück im Allgemeinen mit ber Benennung ber „Uebertretungen gegen 
die Sicherheit bes Lebens“ bezeichnet wird, fo folgt baraus nicht, daß es 
nicht auch ſpecielle Beftimmungen enthalten könne, welche eine weitere Ausdeh⸗ 
nung auch auf die Sicherheit bes Eigenthumes vechtfertigen, wo bie Worte 
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fowohl, ald der Grund und Zweck ber fpeciellen Beſtimmung bafür fprechen, 
wie es nad) $. 391 der Fall ift. 

Wenn ſich nämlich das Geſetz ohne weitere Unterfcheidbung ber allgemei- 
nen Ausdrüde bedient, daß „Niemand befchädigt” werben kann, und bei 
„wirklich erfolgtem Schaden” die höhere Strafe verhängt werben foll, fo 
wird daraus Mar, daß es gleichgiltig ift, ob ein wirklicher Schade an ber Per⸗ 
fon oder an ihrem Eigenthunmte erfolgt fei, um die Höhere Strafe in Anwen- 
bung zu bringen; und wenn auch ber Geſetzgeber in den Yällen bes achten 
Bauptftüdes hHauptfächlich die perfönliche Sicherheit im Auge hatte, wollte er 
in Fällen, wo damit auch Gefahr für das Eigenthum verbunden ift, mit ben 
gebotenen BVorfichtsmaßregeln gegen gefährlide Hansthiere, wozu 
befonbers bösartige Hunde gehören, Doch gewiß auch das Eigenthum gefchüßt 
wiſſen (&. vom 6. Mai 1853, G. 3. Nr. 66)*). 

2. Wenn ein Hauswachhund freigelaflen ohne allen Anlaß bie Gewohn⸗ 
heit Bat, auf bie Leute in bedrohlicher Weife Toszufpringen, zu beflen und zu 
Inurren, fo zeigt er ſchon dadurch eine fo bösartige Eigenfchaft, bag der Eigen⸗ 
thümer zur möglichften Vorficht aufgefordert wird, um ihn auf eine Weife zu 
verwahren, daß Niemand befchädiget werben kann. Und da ber Hund bes 
Angellagten feine Bösartigkeit in der That dadurch bewies, daß er ohne Anlaß 
auf den P. Iosfprang, ihm die Beinkleider zerriß und ihn daburch befchäbigte, 
fo ift der Angeflagte wegen vernachläfftgter Verwahrung diefes Hundes 
mit Recht nad) 8. 391 ftrafbar erfannt worden (E. vom 2. Juni 1853, ©. 8. 
Nr. 82). 

3. Der Angeflagte hatte behauptet, dab ihm die Bösartigkeit feines 
Hundes, der ſtets verwahrt wurde, unbekannt geweſen jei. — Die Nich— 
tigkeitsbeſchwerde wurde jeboch mit E. vom 6. November 1855 (G. ß. Nr. 142 
aus dem Grunde verworfen, weil es, da die bösartige Eigenfchaft Des Hunbes 
ben Nachbarn des Angellagten befannt war, zweifellos fei, daß folche auch 
bem Angellagten befannt gewefen fein mußte, und zwar um fo mehr, weil 
er felbft anführt, daß biefer Hunb ſtets verwahrt gehalten wurde (mas jeboch 
zur Zeit der erfolgten Befchädigung nicht der Kal war). 


— — 





*) Ausg Motiven, welche mit den oben angeführten wörtlich übereinſtim— 
men, war auch fehon früher mit der E. vom 23. Jänner 1852 (©. 3. Nr. 53) bei 
nachſtehendem ZThatbeftande die Uebertretung bed dem jegigen 8. 391 entfprechenden 
8. 145 des HI. Theils des Str. ©. als vorhanden angenommen worden: Der Hund 
bed Angeklagten war allgemein und ihm felbft als ein bösartiged Thier bekannt, wel 
ches den Trieb hatte, allentbalben, wo ſich Gelegenheit ergab, Schafe zu 
verfolgen und zu beißen; er hatte diefe Eigenfchaft wiederholt gezeigt und zuletzt 
zwei Schafe gebiffen und eines ganz zerfleifcht; der Angeklagte mar auf die forgfältige 
Berwahrung feined Hundes aufmerffam gemacht worden und hatte fie doch unterlaffen. 


— — 
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NReuntes Hauptftück. 
Don den Vergehen und Uebertretungen gegen die Gefundheit. 


8. 399. 
Tleifchverlauf von einem nicht nach Vorſchrift beſchanten Viehe. 


1. Der Angeklagte hatte einen Stier zwar ohne Befhau geſchlach⸗ 
tet, es war aber die vorfchriftmäßige Beſchau der Haut und bes noch voll- 
kommen vorhandenen Fleiſches Schon am anderen Tage, bevor noch etwas von 
dem unbefchauten Viehe verkauft worden war, vorgenommen und das Zleifch 
babei als geſund und genießbar erklärt worden. 

Da nun bie im obigen Paragraphe bezeichnete Webertretung nach 
dem Sinne und Wortlaute bes Gefekes nur dann vorhanden tft, wenn 
etwas von einem nicht nach Vorschrift befchauten Viehe „verfauft" wird, 
bieß aber der Angellagte nicht gethan hatte, fo wurde er mit Aufhebung 
bes fchuldig erflärenden Tandesgerichtlichen Urtheiles von ber zur Laft ge 
legten Mebertretung losgeſprochen (&. vom 8. Zuli 1852, ©. 3. Nr. 120) *). 


2. Unter dem Ausdrude: „Fleiſch“ find auch die von einem ohne 
Beihau geichlachteten Viehſtuͤcke herrührenden genießbaren Beftanbdtheile 
bes Nierend und der Leber zu verftehen (E. vom 15. Juli 1853, G. 3. 
Nr. 98). 


3. Wenn in einem Orte keine Behörde befteht, welche ſich mit ber 
Beſchau des zu fchlachtenden Viehes befaßt, der betreffende Gewebrsmann 
daher nicht in der Lage war, der gefeßlichen Vorfchrift entfprechen zu Fönnen, 
fo ift die Mebertretung nicht vorhanden; denn der Gewerbsmann tft gefeßlich 
weder verpflichtet noch berechtiget, fein zu fehlachtendes Vieh in einem an- 
beren Orte, wo die Beichau ausgeübt wird, unterfuchen ober von bort einen 
Beamten zur Vornahme berfelben an den Ort feines Gewerböbetriebes 
fommen zu laffen (&. vom 20. März 1855, ©. 3. Nr. 60). 


*) Bei dem an fih Haren Wortlaute des Geſetzes ift die Möglichkeit der ent- 
gegengefeßten Anficht wohl nur dadurch zu erklären, daß einerfeitö nach den betreffen- 
den Borfchriften die Beſchau vor und bei der Schlahtung vorzunehmen, daber 
niht bloß der Verkauf des Fleifches, fondern fhon die Vornahme der 
Shlahtung eines nicht vorfchriftmäßig befchauten Thieres geſetzwidrig iſt (ſiehe 
3. D. die Vichbefhau -Drdnung für Defterreih unter der Ennd vom Juni 1838 im 
dritten und vierten Abfage), — und daß andererfeitd ald Strafe gedachter Üchertretung 
auch „der Berluft des nicht befchauten Fleifches oder des daraus gelösten Geldes” 
angedroht ift, der Berluft des nicht Hefchauten Fleifches aber gegen den Gewerbsmann 
und ald Strafe wohl nur dann verhängt werden könnte, wenn ed ſich eben noch 
unverfauft bei ihm vorfindet. 
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8. 400. 
Hebertretung ber bei einer Viehſenche gegebenen Vorſchriften. 


Nachdem Viehſeuchen zunächft das Vermögen, nicht bie Geſundheit 
ber Einwohner bedrohen, muß bei der Einreihung einiger ber bei Dich» 
feuchen zu beobachtenben Vorfchriften unter bie Uebertretungen gegen 
bie Geſundheit gefchloffen werben, daß ber Geſetzgeber in den 88. 400 
bis 402 nur bie Uebertretung jener Vorfchriften bei Viehſeuchen zu nor 
miren beabfichtigte, aus welchen Gefahr für Die menſchliche Geſund⸗ 
heit zu beforgen wäre; daß fomit unter bem Ausdbrude: „Vieh“ jene 
Hausthiere zu verfiehen feten, welche als Nahrungsmittel 
benügt werben. Diefe Anficht findet Unterftübung in bem Eingange bes 
8. 400, wo als Grund diefes Strafgefeßes eben die Benuützung des Viches 
als Nahrungsmittel angeführt wird, und geht noch deutlicher aus der in 
ben $. 401 aufgenommenen bemonftrativen Aufzählung ber einzelnen Faͤlle 
biejer Uebertretung hervor (E&. vom 23. März 1853, G. 3. Nr. 44) '). 


$. 403. 
Berfälfchung der Getränte anf eine ber Gefunbheit ſchädliche Art. 


1. Die Mebertretung wirb nicht bloß durch Zubereitung oder Verfäl- 
ſchung, fondern auch durch bas bloße Vorhandenſein verborben be 
fundener Getraänke bewirkt, und 8.403 ift nach feinem Haren Wortlaute 
nicht anf den Fall befchränft, wenn das Getränfe durch Zuthun bes 
Erzeuger ober Berfchleißers verborben wurbe. Eben fo wenig vermag 
ed das Weſen biefer Mebertretung zu beirren, ob die Abficht verhanben 
war, Das verborben befundene Getränke in Verkehr zu bringen, denn 
fobald es conftatirt if, daß folches wirklich vorgefunden wurde, reicht bei 
Schankinhabern ſchon biefe Bahrläffigfeit allein ohne irgenb eine böfe 
Abficht zum Beitande der Uebertretung hin (E. vom 23. März 1853, ©. 2. 
Nr. 43.) — Diefer Grundſatz wurde mit Bezug auf Bräuer wörtlich wie 
berbolt am 18. December 1854 und am 1. Auguft 1855 (©. 8. 1855, 
Nr. 30 und 106). 


*) Diefen Grundfägen gemäß wurde der Angellagte in nachſtehendem Falle 
nicht als fhuldig erklärt: Johann B. hatte ungeachtet des Verbotes während der unter 
feinen Pferden herrfchenden Rotzkrankheit andere Pferde einzuftellen, dennoch ein mit 
der verbächtigen Drüfe behaftetes Pferd in dem gepachteten Maierhofe eingeftellt, das» 
felbe, obwohl ihm deffen Krankheit bekannt fein mußte, der dafelbft anwefenden Sani« 
tät8commiffion nicht vorgeführt, ferner diefed Pferd, nachdem ed die Commiſſion in 
Contumaz erklärt hatte, dennoch auf die Weide geführt und außer dem Maierhofe zu 
Fahrten in entferntere Ortfchaften verwendet, wodurd die Berbreitung der Seuche 
jedenfalls erfolgen konnte. — Die entgegengefehte Entfcheidung dieſes Rechtsfalles ver- 
theibdiget Kitfa in der ©. 3. 1857, Rr. 36. 
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2. Das Geſetz fordert zur Streafbarkeit der im $. 403 normirten 
Mebertretung nicht, und Tann es als Polizeimaßregel nicht fordern, Daß das 
gefälfchte oder verborbene Getränke eine fchädliche Wirkung auf bie Geſund⸗ 
heit bereitö hervorgebracht habe, fondern e8 genügt dazu, daß felbes 
eine folhe Wirkung haben koͤnne; — 

3. Die Erflärung des Angeflagten, jebes fchlechte Getränke zurück⸗ 
zunehmen, kann eben fo wenig ald das Zurüditoßen eines berlei Getränkes 
an den Berfchleißer Durch den Saft, Die Anmenbung des 8. 403 ausfchließen, 
weil die Tendenz des Geſetzes nicht Sowohl Sicherung des verlegten 
Geſundheitszuſtandes, als polizeilihe Prävention einer Geſund⸗ 
heitsverletzung durch Strafandrohung gegen Fahrlaͤſſigkeit bei Erzeugung 
oder Verleutgebung von derlei Getraͤnken iſt; — 

4. Das Strafgeſetz hat im 8. 403 nicht den Arbeiter beim Ge⸗ 
werbe, ſondern den Gewerbsbeſitzer zur Ueberwachung bes erfteren, 
verpflichtet. Daß aber moralifche Perſonen als bloße Subjectsbegriffe nicht, 
fondern nur bie in deren Namen handelnden phyſiſchen Perfonen nach all- 
gemeinen Strafrechtsgrundfägen unterfucht und beftraft werben fönnen, ge 
ftattet feine Kolgerung auf den nicht gleichartigen Fall, wo eine phyfifche 
Perſon als Gewerbsbeſitzer einfchreitet, wenn fie gleich felbf 
Feine technifchen Kenntniffe in bem fraglichen Gewerbsverfahren 
befibt (E. vom 17. Nov. 1853, ©. 8. 1854, Nr. 13). 

5. Der Weinproducent M. hielt nach der (in Dalmatien) beftehenden 
Mebung und nachdem er fih von der Gemeindevorftehung die biezu erfor 
berliche Bewilligung verfchafft Hatte, in feinem Keller felbfigemonnenen Wein 
zum Detailverlaufe, und wurde befchuldiget, daß ſich darunter gejundheits- 
fchäbliches Getränke befinde. Das Oberlandesgericht nahm an, daß er fich 
in feinem alle einer nach 8. 403 firafbaren Handlung fehuldig machen 
fonnte, weil im Sinne der $$. 403 und 404 nur ein Gewerbsmann 
und keineswegs ber Urprobucent als Subject einer ſolchen Weber- 
tretung zu betrachten ſei. 

Der oberite Gerichtshof erklärte jedoch, „Daß der Angeklagte, indem 
er mit dem auf eigenem Grunde und Boden erzeugten Weine einen Klein- 
verfchleiß eröffnete, fich jenen Perſonen gleichgeftellt habe, die den Wein- 
verfchleiß gewerbsmäßig betreiben und folglich durch den Verkauf 
von verborbenen Getraͤnken im Kleinen allerdings ber im $. 403 bezeich- 
neten Webertretung fih fehulbig gemacht haben würde" (E. vom 18. Juni 
1856, ©. 3. Nr. 81). 
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Zehntes Hauptflück. 


Bon anderen die körperliche Sicherheit verlegenden oder bedrohenden 
Uebertretungen. 


8. 410. 
Strafe der Selbſtverſtümmlung. 


Mit E. vom 14. Februar 1855 (©. 3. Nr. 52) wurde ausgefprochen, 
baß bei der Mebertretung der Selbiiverftümmlung die gleichzeitige Ver⸗ 
urtheilung bes Angeflagten zu bemjenigen Militärdienfte, zu welchem er 
noch tauglich befunden wird, dem 8. 410 entipreche. 


8. 411. 
Borfätliche und bei Raufhändeln vorlommende Körperliche Beſchädigungen. 


1. Raufbanbel ift ein folder Streit, bei welchem mehrere Per 
fonen mit einander handgemein werden; er tft daher nicht vorhanden, 
wenn Fein wechfelfeitiger Angriff, ſondern von einer Seite bloß eine 
Abwehr bes geführten Angriffes erfolgte (&. vom 17. Sänner 1852, 
G. 3. Nr. 43). 

2. Weber das Geſetz noch der Sprachgebrauch ſetzen zu einem Rauf- 
handel einen vorausgegangenen Wortftreit voraus (E. v. 15. September 
1851, ©. 3. Nr. 237). 

3. Mit E. vom 14. Juli 1853 (©. 3. Nr. 96) wurde ausgeſprochen 
daß zum Thatbeftande dieſer Webertretung bei einer bei einem Rauf- 
bandel vorlommenden körperlichen Beichädigung das Merkmal der Vor 
ſätzlichkeit nicht erforderlich ſei. 

4. Daß durch die Förperliche Beichäbigung ein bleibender Nachtheil 
verurfacht werde, wird vom Geſetze nicht gefordert; auch dann, wenn bie 
Merkmale und Folgen nur vorübergehend find, bleibt bie VBeichäbigung, 
welche felbe verurfacht hat, immer noch firafbar, wohl aber wird bie Straf- 
barkeit berfelben erhöht, wenn jene Nachtheile auch bleibend find (E. vom 
3. Mai 1854, ©. 3. Wr. 69). 

5. Die Beitrafung der durch Raufhändel begangenen Geſetzesüber⸗ 
tretung wird, mit Ausnahme ber Fälle wo fie in eine fchwerer verpönte 
firafbare Handlung überging ($$. 152 und 153), jedoch unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß fie wenigſtens fichtbare Merkmale und Folgen zurüd» 
ließ, im 8. 411 normirt. Alle geringeren Källe von Raufbänbeln 
verfallen ber Amtswirkfamkeit der politifhen Behörde, unb e8 
gebt nicht an, die im zehnten Hauptitüde bes zweiten Theiles des Str. G. im 
8. 411 ausbrüdlich angeführte Mebertretung ber Yörperlichen Befchäbigung im 
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Raufbanbel, wen fie fich hier nicht einreihen läßt, nach dem 8. 431 für ſtraf⸗ 
fällig zu erflären, ba diefer doch nur bie im Geſetze nicht aufgegählten Ueber⸗ 
tretungen, woburd die Pörperliche Sicherheit verlett werben kann, behanbelt 
(&. v. 10. October 1855, ©. 3. Nr. 136). 


8. 421. 
Mißhandlungen ber Geftnbebälter an Dienftboten. 


1. Da zwiſchen dem Angellagten und ber Verletzten, welche eine Dienft- 
magd feiner Mutter geweien unb ihm von biefer nur beigegeben worden if, 
um ihm bei der Bewirthichaftung bes Hofes behilflich zu fein, Fein wirk 
liches Dienftverhältniß beftand, konnte ihm kein Häusliches Züchtigungs- 
secht zufommen, unb $. 173 II. Thls. des Str. ©. (jetzt 8. 421) nicht ange 
wenbet werben (&. vom 10. Itovember 1851, ©. 3. Nr. 284). 

2. Der Angeklagte hat feine Dienſtmagd P. derart behandelt, daß fie 
am linken Arme fowohl ald am Hinterkopfe mehrere blaue Flecke erhielt. Eine 
folche Behandlung erfcheint aber allerdings als eine die Gränzen ber bloßen 
häuslichen Zucht überſchreitende Mißhandlung, ba die P. vermöge dieſer 
fichtbaren Spuren am Körper und fogar am Kopfe, einem der wichtigften 
Theile bes menſchlichen Körpers Schaden litt. Diefe Mißhandlung bildet 
daher, wenn fie auch keine weitere Störung in den Törperlichen oder geiftigen 
Functionen der Magd zur Folge hatte, unftreitig bie Mebertretung gegen bie 
koͤrperliche Sicherheit nach SS. 413 und 421 (E. vom 24. Mat 1854, ©. 8. 
Nr. 78). 

S. auch die bei 8. 259 unter 2 angeführte E. vom 4. Juli 1855. 


8. 422. 
Berftellung der Straßen zur Nachtzeit. 


Das Uebel, welches durch die Anorbnung bed $. 422 verhindert werben 
foll, befteht in einer Eörperlichen Verlegung, welche Vorübergehende burch An- 
flogen an was immer, für einen auf freiem Wege unvorfichtig aufgeftellten 
Gegenftand oder durch Fallen über denfelben erleiden Eönnten; bie Ausfchlie- 
Bung der Möglichkeit einer ſolchen Gefahr behebt baher auch bie 
Straffälligkeit der biepfälligen Handlungsweife (&. vom 20. Sep- 
tember 1854, &. 3. Nr. 148). 


8. 424. 


Ninterlafiene Aufftellung von Barnungözeidien. 


Dem Angeflagten, einem Gaftwirthe flel zur Laſt, die vor feinem Haufe 
aufgeftellten Laftwägen nicht mit den vorgefchriebenen Warnungszeichen ver- 
feben zu haben ($$. 423 und 424). Obſchon er fich barauf berief, baß er ben 
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Auftrag zur Beforgung biefes Befchäftes dem Hausknechte ertheilt habe, und 
daß daher nur biefer für Die Unterlaffung verantwortlich fei, wurde feine Verur⸗ 
theilung Doch beftätiget, weil er vorzugsweife und eigentlich nur er für 
die richtige Aufftellung der Warnungszeichen zu forgen ver- 
pfichtet if, und daher auch hinſichtlich ber dießfälligen Außer 
achtlaſſung von Seite des dazu Beauftragten gleich biefem firaf- 
bar bleibt (&. vom 10. Mai 1854, Magazin X. Bd. ©. 399). 


8. 430. 
Gtehenlafien von Pferden ohne Aufſicht. 

Die Anficht iſt nicht richtig, daß es zur Mebertretung nach $. 430 nicht 
genüge, wenn bie an einen Wagen gefpannten Pferbe ohne Aufficht gelaffen 
werben, und daß auch bie Gefahr bewielen fein müſſe, daß fie durch das Ent- 
fpringen Schaden zufügen können; — fondern es ift vielmehr mit ber vernach⸗ 
läffigten Auffüht ſchon an und für fich bie Gefahr verbunden, daß bie ohne 
Aufficht gelaffenen Pferde ausreißen oder fonft Schaden zufügen fünnen (E. 
yom 15. März 1855, ©. 3. Nr. 55). 


8. 431. 
Handlungen und Iinterlaffungen gegen die Törperliche Sicherheit überhaupt, 

Das Geſet überläßt die Beurtheilung ber Frage, ob nad) Befchaffenbeit 
ber Umftände und der Perfon die Anwendung einer Geld⸗ oder einer Arreſt⸗ 
ſtrafe Platz zu greifen habe, ganz bem Richter, und es beiteht auch feine Bor» 
fchrift, welche es dem Richter in Fällen, wo das Geſezt alternativ zweierlei 
Strafarten feitfeßt, zur Pflicht macht, vorzugsweife die zuerſt genannte 
Strafart zu wählen (E. vom 16. September 1852, ©. 3. Nr. 154). 

&. auch die bei $. All unter 5. angeführte &. vom 10. October 1855. 


Eifftes Haupfftück. 


Bon den Vergehen und Uebertretungen gegen die Sicherheit des 
Eigenthumes. 


$. 434. 
Borſchriften zur Verhütung der Nachläſſigkeit bei Abwenbung ber Fenersgefahr. 
Das Gefeh erflärt bie Verabfäumung irgend einer ber zur Abwen⸗ 
dung ber Feuersgefahr beſtehenden Vorſchriften als eine Mebertretung; eine 
ſolche Vorſchrift ift zweifellos die noch in Rechtskraft beſtehende Feuerloͤſchord⸗ 
nung für Böhmen vom Jahre 1785. Diefe verbietet nun ausdrücklich das 
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Antchlichten der Zuttervorrätbe an die Kamine, ohne babet einen Unterſchieb 
zu machen, ob davon eine Feuersgefahr leicht vorauszufehen war, und ob zur 
Aufbewahrung jener Vorraͤthe andere Behältniffe vorhanden feien oder nicht. 
Die Verlegung biefer Vorschrift begründet baher ohne weitere Unterfcheibung 
nach 8. 434 eine Uebertretung, wofür die Strafe nach bem Maße zu bemeſſen 
ift, als die Mebertretung mit anderen, ein ausbrüdliches Strafmaß enthalten. 
ben Fällen übereintommt (E. vom 7. Mär; 1855, ©. 3. Nr. 56). 


8. 459. 


Allgemeine Strafbeftimmmungen fiir Handlungen oder Iinterlaffungen, worand Feners⸗ 
gefahr fich beſorgen läßt. 

1. Das Geſetz erflärt bier alle jene Handlungen als flrafbar, ans 
Denen eine Yeuersgefahr vorausfichtlich Leicht entfichen Tann, 
ohne daß zu bem Thatbeftande ber firenge Beweis von Wahrſchein⸗ 
lichkeit einer Feuersgefahr erforderlich wäre (E. vom 11. Juni 1852, 
G. 3. Nr. 107). 

Zugleich wurde ausgefprochen, daß ber Fall bes Schießens in ber Nähe 
von Scheunen und Häufern unter den im 11. Theile des Str. ©. als feuer- 
gefährlich aufgeführten Handlungen mit jenen des $. 453 (früher 8. 203) bie 
meifte Achnlichkeit Habe, und daher diefer Paragraph bei Ausmeflung ber 
Strafe richtig angewendet worden fei. 

2. Wenn die dem Angellagten zur Laſt gelegte That an und für fich 
betrachtet wird (— er hatte nämlich in der Zechftube in Gegenwart mehre- 
rer Gaͤſte eine Piftole unter dem Tifche gegen die Mauerwand abgefeuert —), 
fo läßt fich füglich nicht denken, daß damit eine Feuersgefahr verbunden 
war, noch annehmen, daß er eine folche Gefahr leicht einfehen konnte. Da 
bemnach die Handlung im Allgemeinen bie zum Begriffe der Hebertretung 
dieſes Paragraphes meientlichen Merkmale entbehrt, fo kann fle um fo min. 
ber unter denfelben fubfumirt werden, als darin vom Schießen in ber 
Nähe eines Haufes die Rebe ift, aus dem ganz nahe liegenden Grunde, 
weil bei Häufern gewöhnlich Teicht brennbare Stoffe befonderer Art vorhan⸗ 
ben find, biefer Grund aber im gegebenen Falle nicht eintritt (E. v. 5. Februar 
1852, ©. 3. Nr. 62). 

3. Der $. 459 ſetzt keineswegs für den Hausinhaber, in beffen 
Behaufung eine feuergefährlihe Handlung verübt wird, ſchon deßhalb eine 
Straffanction feſt, fondern will nur die feuergefährliche Handlung 
ober Unterlaffung felbft, d.i. den unmittelbaren Thäter der gefch- 
lichen Strafe unterzogen willen. Es wäre daher allerbings eine unrichtige 
Auslegung und unitatthafte Ausdehnung des $. 459, wenn deßhalb, weil in 
einem Haufe eine fenergefährlide Handlung vorfiel und Niemand anderer 
als ſchuldtragend bezeichnet werben konnte, der Hausinhaber zur Strafe 
gezogen würde (E. vom 31. Mai 1854, ©. 3. Nr. 81). 


Strafgefeg 88. 461 und 467. 987 


$. 461. 
— Uebertretung des Betruges. 


1. Daß bei der Uebertretung des Betruges die Abſicht, einem Anderen 
zu ſchaden, ebenſo wie bei dem Verbrechen des Betruges überhaupt, und ins⸗ 
befondere dann vorhanden fein muß, wenn es fi) um die Verfälfchung einer 
Privaturfunde handelt, Tiegt Har im vereinten Sinne ber 88. 461, 197 und 
201, nach welchen der Betrug mittelft Berfälfchung einer Privaturkunde erſt 
durch den Betrag von mehr als fünf und zwanzig Gulden zum Berbrechen 
wird, folglich auch die dießfällige Mebertretung durch bie auf Schaden gerich« 
tete Abficht bedingt ift (E. vom 1. Februar 1854, ©. 3. Nr. 45). 

2. Mit &. vom 26. April 1854 (©. 3. Nr. 64) wurde ausgelprochen, 
Daß Die Bewerbung um eine vor der politifchen Behörde abzulegende 
falfche Ausfage die Merkmale des 8. 197 an fich trage, unb daher mit vol- 
lem Rechte als Uebertretung des Betruges erklärt worden fei, zumal 
es nicht angehen fünne und auch gewiß nicht im Geifte des Geſetzes Liege, 
zu gefatten, daß man politifhe oder andere öffentliche Behörden ftraflus 
mit Lügen hintergehen koͤnne. 


8. 467. 
Vergehen gegen das literarifhe Eigenthum. 


1. Das k. k. Militär und Civil-Oouvernement in Ungarn hatte zum 
Behufe der Anfertigung und Herausgabe einer Karte des Landes nach ber 
neueiten abminifirativen und gerichtlichen Gintheilung die Berfaffung von 
Ortjchaftsverzeichniflen nach ber neuen Begränzung der Bezirke veranlaßt, 
deren Veröffentlichung jedoch vor dem Erfcheinen der Karte unterfagt. Der 
Buchdrucker Sch. wußte fih eine Abfchrift des von einer Statthaltereiabtheis 
lung zu Stande gebrachten Manuferiptes durch Beihilfe eines Beamten zu 
verfchaffen und druckte deſſen weientlihen Inhalt in einem von ihm für dag 
Jahr 1855 herausgegebenen Kalender ab. — Das Landesgericht fällte einen 
Ablafjungshefchluß, „weil der Staat durch das Geſetz vom 19. October 1846 
nur das privatrechtliche Titerarifche und artijtifche Eigentbum habe wah- 
sen wollen, von ämtlichen Glaboraten, Concepten, Titerarifchen und artifti- 
ſchen Arbeiten aber darin Feine Erwähnung gemacht werde.” — Dagegen 
erließ das Oberlandesgericht einen Anllagebefchluß, „weil 8. 4 des Geſetzes 
vom 19. October 1846 ben ohne Genehmigung des Urhebers oder feiner 
Nechtsnachfolger unternommenen Abdrud von Manuferipten aller Art 
bem verbotenen Nachdrude gleichftelle, und jenes Amtliche Elaborat ein lite 
rarifches Eigenthum bes Staates fei, welcher durch deſſen unbefugte Der- 
Öffentlichung beeinträchtigt erfcheine.“ 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte jedoch nach der Mittheilung in der 
Zeitfehrift für G. und R. I, Nr. 11 und 12 den in erfter Inflanz gefaßten 
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Ablaffungsbefchluß aus folgenden Gründen: „Obfihon 8. 467 auf das Eigen- 
thum eines Titerarifchen Probuctes im Allgemeinen, ohne Beſchränkung 
auf privatrechtlihes Eigenthum ſich bezieht, und obfchon ferner dem 
fraglichen Manuſcripte gleich anderen fatiftifchen Arbeiten, welche 
eine Sammlung, Sichtung und Zufammenftellung vorausfeßen, 
bie Eigenfchaft eines Titerarifchen Probuctes nicht abgefprochen werben fann, 
fo Tiegen doch im gegenwärtigen Kalle Thatfachen vor, welche nad) $. 198 
lit. a der Str. Br. DO. die Strafbarkeit der Drudlegung des Manuferiptes 
aufheben." „Diefe Thatfachen beftehen darin, daß das Verbot ber Drud- 
legung dem Sch. nicht befannt war, da ber betreffende Erlaß nicht auf all- 
gemein verbindenbe Art Tundgegeben wurde, — und daß ein bießfälliges 
Verbot auch aus ber Eigenfchaft der in jenem Manuferipte enthaltenen rein 
ftatiftifchen Daten um fo weniger erfichtlich war, als Sch. ſchon früher eine 
ähnliche den Perfonalftand der Beamten betreffende Mittheilung zur Auf- 
nahme in einen Kalender auf gleiche Weife durch Vermittlung bes Cs. un- 
beanftändet erhalten hatte, daher füglich annehmen konnte, daß Lebterer 
dieſes Manufeript ihm zufommen zu laffen ebenfo ermächtiget war, wie er 
früher zur Mittheilung binfichtlih bes Perfonalftanbes befugt war.” 

2. Der Berleger des Drudwerkes: „Die landwirthſchaftlichen VBerbält- 
niffe in vergleichender Darftelung für praftifche Bebürfniffe von Earl Johann 
Ebert“ klagte den Herausgeber eines Kalender& wegen unbefugten Nachbrudes, 
weil in der, Iandwirthfchaftliche Mlaterien behandelnden zweiten Abtheiluug 
bes für bas Jahr 1856 erfchienenen Kalenders Vieles aus dem Ebert’fchen 
Werke aufgenommen worben fei. Der Ausfpruch der Sachveritändigen lau⸗ 
tete, daß der Derfafler des Kalenders bie Hauptrefultate und das Wiſſens⸗ 
wertbe aus vielen Artikeln bes Ebert'ſchen Werkes nicht nur ber Sache nach, 
fondern meiftens auch wörtlich wiedergegeben habe, ferner, daß felbft in den 
nicht wörtlich nachgebrudten Stellen ber Inhalt der Sache nach ber näm- 
liche, bloß kürzer gefaßt, mit eigener Zuthat verfehen, immerhin aber nur in 
unmefentlichen Dingen verändert ſei. In bem Vorworte des Kalenders 
wurde vom Verfaffer auf die von ihm benützten Werke „eines Bapft, Hlubel, 
Stöfharbt”, fowie auf das in Rede fiehenbe „jüngft erfchlenene Werk von 
&. J. Ebert" hingewieſen, woraus er für fein Werk entnommen habe”). 

Der oberite Gerichtshof erflärte zunächft die auch von beiden unteren 
Snftanzen ausgefprochene Anficht, welche den Kalender einem periodiſchen 


*) Die entfcheidende Gefepeäftelle, um deren Anwendbarkeit es fich handelte, ift 
8.5 des Patente vom 19. October 1846, wo es heißt: „Dagegen ift ald Nachdruck 
nicht anzufehen, fomit geftattet: — — b) die Aufnahme einzelner, einem größeren 
Werke — entnommener Auffüpe — — in Beitfchriften und periodifhe Blätter, 
nur muß die Originalquelle ausdrüdlih genannt werden, und ed darf ber ent- 
lehnte Auffap — — bei Beitfchriften und fonftigen periodifhen Blättern im Laufe 
eines Jahrganges zufammengenommen nicht mehr als zwei Drudbogen ausmachen.” 
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Blatte gleichftellte, wegen feines regelmäßigen Erfcheinens in dem beſtimm⸗ 
ten Zeitraume von Einem Jahre als richtig. Da nun das aus dem Ebert’- 
fihen Buche Entlehnte zwei Drudbogen nicht überftteg, fo fam es auf bie 
von ben Untergerichten im verfehiebenen Sinne beantwortete Frage an, ob 
durch bie nur im Vorworte des Kalenders enthaltene generelle Bez eich⸗ 
nung ber darin benügten Iandwirthfchaftlichen Werke, in Anfehung bes 
Buches von Ebert die gefeßliche Vorſchrift der ausbrüdlichen Angabe ber 
Originalguelle erfüllt worden ſei, oder nicht vielmehr unter „ausdrücklicher 
Angabe der Originalquelle“ die fpecielle Bezeichnung aller bem fremden 
Merle entnommenen Stellen als folcher zu veritehen fei. — Der oberfte Ge⸗ 
richtshof fprach fich hierüber in folgender Weiſe aus: „Die im Vorworte des 
Kalenders enthaltene Anführung bes Ebert'ſchen Werkes tft als eine im Sinne 
bes Geſetzes vom 19. October 1846 (welches über bie Art und Weife der 
Duellenbezeichnung nichts befonberes vorfchreibt) genügenbe Angabe ber 
Drigtnalquelle des aus jenem Werke Entlehnten anzujehen, wenn erwogen 
wird, daß das aufgenommene fremde Product in dem Kalender nicht in 
feiner urfprünglichen Seftalt gegeben, fondern theilweife durch Zuthaten ver- 
mehrt und damit verbunden worden iſt“ (E. v. 10. März 1857, ©. 3. Nr. 71). 


8. 477. 
Kauf verbädtiger Waaren. 


1. Es war erwiefen, daß G. von dem ihm bekannten Dienſtknechte 
2. einen halben Megen Haber um fünf und dreißig Groſchen W. W. gekauft 
habe, ba er wiflen mußte, baß biefer Dienftfnecht keinen Haber als Deputat 
erhalte, daß berfelbe folchen, wenn er ihn rechtmäßig erworben hätte, auf 
dem Markte, wo er einen höheren Preis erlangen konnte, und nicht in Privat» 
häufern (und zwar In einer Schenke) verkaufen würde, endlich daß auch der 
Kaufichilling dem wahren Werthe des Habers nicht ganz entiprechend war. 

Mit Zugrundelegung biefer factifchen Umftände und namentlich jener, 
daß ©. mußte, 8. diene auf einem Wirtbfchaftshofe — wo er alfo Gelegen⸗ 
heit zur Entwendung des zum Kaufe angebotenen Habers hatte — und 
beziehe ald Knecht feinen Haber als Deputat, muß der Anlauf diefes Ha- 
bers allerdings als ein verdächtiger im Sinne der 88. 476 und 477 erfannt 
werden. Der in der Nichtigkeitöbefchwerbe geltend gemachte Umftand, daß 
8. dem Beſchwerdeführer von früher als ein wohlverhaltener 
Drann befannt war, tft aber deßhalb Hier nicht entfcheidenb, da durch 
biefes frühere Mohlverhalten die bedenflichen Umftände des Verkaufsanbo⸗ 
te8 nicht behoben werden (E. vom 9. December 1853, ©.3. 1854, Itr. 18). 

2. Zum Thatbeitande der Mebertretung genügt es, baß Segenftänbe, 
benen nach ihrer Befchaffenheit ſchon der Charakter der Verbächtigkeit an⸗ 
Mebt, an fich gebracht wurden. Wenn Daher dem Käufer wegen der Eigen⸗ 


fchaft der Sachen einleuchten mußte, daß diejelben von den nn auf 
Herbf, grundfägl. Entfheidungen. 
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unrebliche Weife entweder burch Diebitahl oder durch Veruntreuung ſich zu- 
geeignet wurden, fo macht es feinen Unterſchied, dab bie Verkäufer nicht 
eruirt und die von ihnen verübten Veruntreuungen nicht ſpeciell fichergeftellt 
werben konnten (&. vom 7. Auguft 1855, ©. 3. Nr. 115). 

3. ©. hatte die ihm von H. zum Einwechſeln angebotenen, von einer 
Entwendung herrührenden Silberzwanziger und Thaler, im Betrage von mehr 
als 500 Gulden, ohne Agio gegen Banknoten an fi gebracht, obwohl 
ihm das eingewerhfelte Silbergeld aus dem Umftande, bag H. fein Agio 
verlangte und dasſelbe zu verfchiedenen Malen und das erſte Mal in ärm- 
licher Kleidung zum Verwechſeln brachte, fowie auch aus dem BVerhältniffe 
des Geldes zu dem Anbietenden höchft verbächtig erfcheinen mußte. — ©. 
behauptete jedoch die Unanmwenbbarkeit des $. 477, weil darin nur vom 
Kaufe und vom Leihen auf verbächtige Gegenſtände gefprochen werde, 
wovon beides in der ihm zur Laft gelegten That nicht enthalten fei. 

Der oberite Gerichtshof aber erklärte, durch die Herabminderung bes 
Werthes der Valuta fei eine Erhöhung bes Werthes des Silbergelbes in 
ber Art herbeigeführt worden, baß jelbes nur gegen Bezahlung bes börfen- 
mäßigen Agio's erworben werden Tann. Es laſſe fi daher mit Rüdficht 
auf den gegenwärtigen Fall nicht fagen, daß in ber dem Angeklagten zur 
Laft fallenden That bloß eine einfache Selbverwechslung enthalten fei, 
jondern e8 liege in derfelben der Auflauf des Silbergeldes (E. vom 23. Auguft 
1854, ©. 3. Nr. 127). 

4. Mit E. vom 21. November 1854 (©. 3. 1855, Nr. 10) wurde aus- 
geiprochen, daß die von ber Käuferin vor gerichtlicher Entdeckung aus freiem 
Antriebe veranlaßte Ausforfhung und Anhaltung bes Berkäufers und die 
Rüdftellung der Sache an den Befchädigten fie jedenfalls firaflos gemacht 
habe, wie die Vergleichung ber 88. 187 und 188 zeige, Deren Anwend⸗ 
barkeit auf Die Uebertretung der 88. 476 und 477 feinem Zweifel 
unterliegen fann. 


8. 478. 
Etrafe des Betruges durch Uebervortheilung gegen Satungen oder Tarborfchriften. 


1. Das Geſetz fett Tarordnungen, von den bazu berufenen Be- 
börden ergangene Borfchriften, welche übertreten wurden, und (— bei 
ber dritten Heberfchreitung —) Straferlenntniffe ber dazu berufenen Be⸗ 
hörden voraus. Alles dieß iſt aber nicht eingetreten, wo über die Fleifch- 
lieferung Feine geſetzliche Taxordnung, fondern nur ein zwifchen ber 
Gemeinde und dem Pächter oder Lebernehmer geichloffenes Uebereinkom⸗ 
men beitand und ber Gemeinbevorftand nicht im Ausfluffe eines ihm von 
ber Regierung übertragenen Amtes, ſondern dem Pachtunternehmer als Ber 
tragspartei gegenüberfiehendb, nur bie in bem Vertrage feitgefegten 
Gonventionalfirafen für verfallen erflärt hat. 


Strafgeſetz 8. 478. 291 


Mit dieſem bloß auf einem Privatvertrage beruhenden Verhältniffe ift 
es nicht vereinbas, Daß die Uebertretungen bes Bertrages, fo ferne file 
ſich nicht zu einer anderen firafgefegwibrigen Handlung eignen, auch noch 
außer dem Berührungstkreife der Vertragfchließenden von ber Strafbehörbe 
auszufprechenbe Folgen (Sewerböverluft) für den Mebertreter nach fich ziehen 
follen (E. vom 21. October 1852, ©. 3. 1853, Nr. 9). 

Damit ſtimmt auch nachfiehende fpätere Entſcheidung volllommen 
überein: „Die Strafen, welche der Angeflagte früher wegen Webertretung 
der Sapungsvorfchriften nur in Folge der gegenüber ber Gemeinde 
mittelf eines Privatvertrages übernommenen und nicht erfüll- 
ten Verbindlichkeiten, fomit nur als conventionelle Strafen 
erfahren hatte, und nicht im Wege ber noch nicht geregelten Gemeindepolizei 
erfahren Eonnte, konnen nicht als Beſtrafungen anerkannt werben, welche für 
den britten Kal der Weberfchreitung eine Webertretung begründen und den 
Derluft des Gewerbes zur Folge haben, fonbern als folche Beitrafungen 
find im Sinne des $. 478 nur jene zu betrachten welche im gerichtlichen 
ober politifchen Wege nach geſetzmäßigem Strafverfahren ver- 
hängt worden find, wie es den Orunbjäten des Strafrechtes überhaupt 
mit Rüdficht auf den Zwed der Abfchredung, insbefonbere aber auch dem 
Prineipe entfpricht, daß dem Geſetze zum Nachtheile des Angeflagten Feine 
ausbehnende Bedeutung beigelegt werden fol’ (&. vom 8. November 1854, 
©. 8. 1855, Nr. 9). 

2. Mit mehreren Entfcheidungen (namentlich) vom 22. September 1853, 
®. 3. Nr. 138; vom 19. April und 6. September 1854, ©. 3. Nr.90 und 
136) war der Grundſatz ausgefprochen worden, das Hoffanzleideeret vom 
3. October 1822 (polit. ©. ©., 50. Bb., ©. 645, Nr. 111) ſei durch Art. I 
bes K. P. aufgehoben worden, e8 fei daher unbedingt und ohne Rüdficht 
auf das Ausmaß der früheren pofitifchen Abftrafungen jede britte Uebertre⸗ 
tung ber Sabungsvorfchriften der Competenz des Strafrichters zugemiefen. 
— Diefer Orundfag ift befanntlich feither durch die Verordnung der Mint 
fterten des Innern und der Juſtiz vom: 18. Jänner 1855 (R. G. BI. Nr. 15) 
beftätiget worben. 

3. Auf das Einlöthen frembartiger Körper in Silbergeräthfchaften 
kann ber $. 478 nicht angewendet werben. Denn das Punzirungs-Patent 
vom 1. April 1824 beitimmt bloß den Feingehalt, in welchem Silbergeräthe 
verfertigt werden bürfen, und verordnet die Punzirung berfelben, enthält 
aber keine Tarbefiimmung oder Sabung Über ben Preis, um 
welchen bie Siibergeräthe zu verlaufen find, was im $. 478 als 
nothwendig vorausgefeht wird, wenn die in demſelben bezeichnete Uebertre⸗ 
tung eintreten foll (&. vom 22. Februar 1854, ©. 8. Nr. 53)”). 


*) Siehe dieſe Entſcheidung au bei Art. V des Kundmachungs⸗ Patentes 
unter 10. 
19* 
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4. Nach dem Sinne und Wortlaute bes 8. 478 begründet nicht nur Die 
Geringhaͤltigkeit, fondern auch die fchlechte Eigenſchaft des der Sakung un- 
terliegenden ®ebädes bie Webertretung ber Sabungsvorfihriften (E. vom 
19. Juli 1854, ©. 3. Nr. 100). 


5. Bei ber Entſcheidung über die Strafbarfeit des Bäcerd wegen eines 
Gewichtsabganges bei dem veräußerten Gebäcke ifl auf den Umftand, ob das 
beanftändete Erzeugniß frifch gebaden, oder ſchon durch einige Zeit gelegen fei, 
allerdings Bedacht zu nehmen, und der Bäder, welcher das Brot In gehöriger 
Qualität und im gefeglich vorgefchriebenen Gewichte ausgebaden hat, ift für 
einen im Zeitverlaufe nach unabänderlichen Naturgefeben entftandenen Ge⸗ 
wichtsabgang nicht verantwortlich; weil nur die Ansbadung des Brotes im 
gefeßlichen Gewichte von feinem freien Willen abhängt, die Gewichtövermin- 
derung aber im Berlaufe der Zeit dem Geſetze der Natur folgt. Der Entfchei- 
dung des Strafrichters Tann daher auch nur da8 Gewicht des ausgebadenen 
und nicht jenes des erſt nach einem weiteren Zeitverlaufe verkauften Brotes 
zum Grunde gelegt werden (E. vom 19. Juli 1854, ©. 3. Nr. 108). 


6. Bei Vergehen und Mebertretungen ift nach 8.238 das Vorhandenſein 
einer böfen Abficht (daher auch bei der Mebertretung des 8. 478 die Abficht 
einer Mebervortheilung) nicht nothwendig, fondern es genügt zur Straffällig- 
feit auch bloßes Verfchulden durch Unterlaffung der gehörigen Aufmerkfamfeit 
ober des Fleißes (E. vom 19. April 1854, ©. 3. Nr. 90). Diefer Grundſatz 
wurde mit &. vom 19. Juli 1854 (©. 3. Nr. 135) und zwar mit dem Beiſatze 
wiederholt, Daß die Handlung oder Unterlaffung des verantwortlichen Gewerbs⸗ 
mannes in den meiften Fällen ungeahndet bleiben müßte, wenn der Entfchul- 
bigung, daß an der Ueberſchreitung der Sabungsvorfchriften nur die Die Arbeit 
verrichtenden ©efellen oder von dem Willen des Meifters unabhängige Zus 
fälligfeiten Schuld tragen, unbedingt ©iltigfeit zugeflanden würbe, was im 
Sinne und der Abficht des diepfälligen Geſetzes gewiß nicht liege, und fich auch 
aus dem Wortlaute besfelben nicht rechtfertigen laſſe. 


Bon bemfelben Orundfate wurde auch bei der E. vom 24. October 1854 
(G. 3. 1855, Nr. 4) ausgegangen, und indbefondere die dagegen erhobene 
Einwendung zurüdgewiefen, baß ja in der Randrubrif Die Mebertretung als 
Betrug bezeichnet, fomit der boͤſe Vorſatz, fich mit dem Schaden Anderer einen 
Vortheil zu verſchaffen, vorausgeſetzt werde. 

Damit im Einklange erklärt eine weitere E. vom 11. April 1855 (G. 2. 
Nr. 63): „Die im $. 478 bezeichnete Mebertretung tft in Verbindung mit dem 
8. 238 durch das Vorhandenſein einer böfen Abficht nicht bedingt; die Straf 
barkeit kann daher nur dann wegfallen, wenn ber Befchulbigte einen von ihm 
gänzlih unabhängigen Zufall, wodurch ungeachtet der von ihm angemwenbe- 
ten, ihm obliegenden Aufmerkſamkeit und Sorgfalt ein Gewichtsab- 
gang bei dem erzeugten Brote unverfchuldet herbeigeführt wurde, zu bewei⸗ 
fen vermag." 
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8. 479. 


Gefehwidrige Berabrebungen von Gewerbölenten, Fabrild-, Arbeitönnternehmern 
oder Dienfigebern. 


1. Die Fleiſchhauer eines Ortes hatten fich verabredet, das Kleifch 
um zwei Kreuzer höher als nach den Satungsvorfchriften zu verkaufen und es 
auch wirklich um diefen Höheren Preis verfauft. Sie behaupteten, daß 
ihnen nicht eine Concurrenz zweier ftrafbarer Handlungen zur Laft 
gelegt werben könne, da die Verabredung nur das Mittel zum Zwecke ber 
Ueberfchreitung ber Satung fei, und mit dieſer als Vorbereitungshandlung in 
eine That zufammenfalle. 


Der oberfte Gerichtshof begründete aber die entgegengefehte Anftcht 
damit, daß die Verabredung auf die Preiserhöhung nach 8. 479 unter ben 
darin angeführten Gewerbsleuten wegen ihrer gefährlichen Beichaffenheit zur 
Mebertretung wird, während der Verkauf einer Waare über bem 
beftiimmten Sabungspreife nur als eine Meberfchreitung ber Satzungs⸗ 
vorfchriften im polizeilichen Wege zu behandeln kommt, ohne Rüdficht auf die 
Eigenschaft der Perfon, welche fich dieſe Heberfchreitung zu Schulden fommen 
läßt, und ohne Rückſicht auf eine vorausgegangene Verabredung. Und wollte 
man bie Verabredung auf die Erhöhung des Preifes bezüglich der Angeflag» 
ten ala Gewerbsleuten als eine bloße Meberfchreitung ber Sabungsvorichriften 
behandeln, fo entgingen fle mit ihrer nach $. 479 ftrafbaren Handlung dieſem 
Strafgeſetze, da Doch ihr gegenüber Die Ueberſchreitung der Satzungsvorſchrif⸗ 
ten nur als ein erfchwerender Umftand zu berüdfichtigen ift, und deßhalb auf 
die Beftrafung keinen oder einen nur unmefentlichen Einfluß nimmt (E. vom 
13. October 1853, ©. 3. Nr. 147). 


2. In einer Nichtigkeitsbeſchwerde war behauptet worden, baß der 8.479 
auf Handelsleute keine Anwendung finde, meil er nur von Gewerbsleu⸗ 
ten, Fabriks und Arbeitöunternehbmern oder Dienftgebern fpreche. 
Allein der Ausdrud „Gewerbe“ tft im Strafgefebe als Battungsbegriff 
gebraucht, jo daß darunter nicht bIoß die Polizei-, fondern auch Die Commer⸗ 
eial» Gewerbe unb Handlungsbefugniffe zu verftehen find, und zwar im 
Gegenſatze zu ben freien Beichäftigungen. Der Beweis hievon liegt in ben 
88. 30, 176 II. lit. c, 199 lit. c, 233, 242, 268, (326), 335, 362, 363, 366, 451, 
und 467, wo ber darin vorkommende Ausdrud: „Gewerbe“ fich offenbar 
auch auf das Gewerbe der Kauf und Handeldleute bezieht. Die Verab⸗ 
sebungen ber Lebteren zur Erhöhung der Waarenpreife find dem Publicum 
nicht minder fchäblich als jene der Gewerbsleute, und ber Grund des Geſetzes 
paßt daher eben ſowohl auf fie, als auf die Gewerbsleute, Fabriks⸗ und 
Arbeitsunternehmer oder Dienftgeber (&. vom 20. December 1854, ©. 8. 
1855, Nr. 80), 
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8. 486. 
Vergehen des verſchuldeten Coneurſes. 


1. Es iſt zum Vergeben der verſchuldeten Crida gar nicht nothwendig., 
daß der Angeklagte mit Keichtfinn gehandelt habe, ſondern es genügt, daß er 
ben Beweis nicht geliefert habe, nur durch Unglüdsfälle und ohne fein Ver⸗ 
Schulden in die Unmöglichkeit, feine Gläubiger zu befriedigen, gerathen zu fein 
(&. vom 19. Juli 1854, ©. 3. Nr. 103). 

2. Wenn auch die Mängel und Unordnungen in ber Buchführung in ber 
Unfenntniß des Angellagten ihren Grund hatten, jo müflen ihm felbe dennoch 
als ein feine Gläubiger benachtheiligendes Verſchulden angerechnet werben, 
da der Antritt eines Gefchäftes überhaupt die Pflicht der genauen Kenntniß 
besfelben in fich fchließt und der 8. 486 lit. c die gänzlich unterlaffene oder 
mangelhafte Führung der Handelsbücher in Gribafällen ohne Unterſchied, ob 
bieß aus Unkenntniß ober Abflcht erfolgte, als ftrafbar erflärt (E. v. 2. Auguft 
1854, ©. 3. Nr. 121). 

3. Objectiv oder materiell genommen, {ft es zwar richtig, daB dem 
Beichuldigten in ben eriten Tagen des Monates März 1853 das Ueberwiegen 
feines Activſtandes durch ben Paffivitand bereits befannt war, und baß er zu 
biefer Zeit eine neue Schuld pr. 1000 fl. bei Carl B. gemacht, und dann diefen 
Gläubiger befriedigt hat. Allein nach der mit der Angabe bes Beſchuldigten 
übereinftimmenden befchwornen Ausfage des Earl B. Hat diefer dem Be 
ſchuldigten auf deſſen Erfuchen den Betrag von 1000 fl. ohne eine fchriftliche 
Beicheinigung bloß auf fein gegebenes Wort, diefe Summe in einigen Tagen 
wieber zurüdzuerftatten, geliehen, und ber Befchuldigte Hat in getreuer Er- 
fülung feines gegebenen Wortes dem B. die 1000 fl. am näcdhftfolgenden 
Tage zurüderftattet. Die Handlung des neuen Schuldenmacens oder 
ber einfeitigen Zahlungsleiftung bei bereits befanntem Weber- 
feigen bes Paſſivſtandes über Den Arcttoftand ift nicht unter jene 
Handlungen zu zählen, die nach 8. 238 fchon das bloße Ueber- 
fchreiten eines Verbotes, obgleich Feine böfe Abficht dabei mit 
unterlaufen ift, zum Bergehen macht; — fondern Damit eine foldhe 
Handlung fih zu bem im $. 486 bezeichneten Vergehen eigne, muß 
berfelben die direete oder Doch indirecte Abficht zu Grunde lie 
gen, wornach entweder der neue Oläubiger, ober die bereits 
beftebenden Gläubiger verkürzt werden follen, ober bie Ber 
fürzung des Einen ober ber Anderen durch das entſtandene Hebel 
gemeiniglich erfolgt, oder doch Leicht erfolgen fann. Dur bas 
Entleihen der Summe von 1000 fl. von B., und durch die dem Verſprechen 
gemäß am naͤchſtfolgenden Tage gemachte Zurüderftattung hat ber Befchulbigte 
weber feine früheren Gläubiger noch Earl B. verkürzt ober in irgend einer 
Art zu täufchen geſucht; es blieb dadurch fein früherer Activ- und Paſſivſtand 
ganz unbeirrt; die Entſchuldigung des Angellagten, daß er ohne boͤſe Abficht 
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noch einen Berfuch machen wollte, die Guͤterabtretung und fomit bie Eröffnung 
bes Concurſes zu vermeiden, baß er aber von ber Fruchtlofigkeit feines Bemuͤ⸗ 
hens fich fchun am folgenden Tage überzeugt, und von jebem weiteren 
dießfaͤlligen Verſuche abgelaffen habe, erfcheint glaubwürdig. 

Es kann daher in der dem Angeklagten zur Laſt gelegten, an ſich 
gleihgiltigen Handlung, bei deren Beurtheilung die Aufnahme 
und die fogleich erfolgte Rückzahlung bes Geldes nicht von ein 
ander getrent werben dürfen, eine ftrafbare nicht erfannt werben 
(&. vom 30. Mai 1855, ©. 8. Nr. 89). 

4. Joſef L. war des Vergehens ber fchuldbaren Crida deßhalb für ſchul⸗ 
Dig erkannt worden, weil er, nachdem er zur Kenntniß feiner Zahlungsunver- 
mögenheit gelangt war, neue Schulden gemacht, und Zahlungen geleiftet, Dann 
bie vorgefchriebenen Gewerbsbücher gar nicht geführt habe. 

Der oberſte Gerichtshof erklärte aber, daß fein einziger Zeuge ein 
Factum angegeben habe, woraus mit Beftimmtheit hervorginge, es ſei bem 
2. vor dem 18. December 1853 befannt geweſen, daß fein Bafftoftand fein 
Activvermögen überfleige. Aber auch ein Geftänbniß bes 2. hierüber gehe aus 
feinen Ausfagen nicht hervor. Denn eine zeitweilige Geldverlegen⸗ 
heit fann beim Eintritte von Conjuncturen bei jedem Geſchaͤfts— 
manne, der auch vom Credite GOebrauch macht, eintreten, eine 
folche ift aber erfahrungsgemäß nicht immer eine gänzlidhe Zah— 
Iungsunvermögenhett. — Ebenſo wenig könne ihm die Unterlaffung 
ber Führung von Gewerbsbüchern als ein Vergeben zur Laſt gelegt 
werben, weil nicht erhoben und erwieſen vorlag, daß er ein folches Gewerbe 
betrieben babe, mit welchem bie gefeßliche Pflicht zur Führung ordentlicher 
Bücher verbunden ift, ber bloße Umftand aber, daß feine Firma als bie 
eines Schafwollwaarenerzeugersd protofollirt wurde, bie Ver 
pflihtung zur Buhführung gefehlich nicht begründet. 

Dagegen wurbe aber 2. aus anderen Gründen des im $. 486 bezeich- 
neten Vergehens fchuldig erflärt. „Denn dasſelbe ift fhon dann als com 
ſtatirt zu betrachten, wenn ein in Concurs verfallener Schuldner 
nicht ausmweifen fann, daß ernur durch Unglüdsfälle und unver 
fchuldet in die Unmöglichkeit gerathenfet, feine OTäubiger voll« 
ſtändig zu befriedigen ); — 2. konnte aber nicht nachweiſen, daß er ohne 
fein Verſchulden durch Unglüdsfälle Verlufte, welche dem Defteit feines 


*) Diefe Anfiht war vom oberften Gerihtöhofe auch ſchon früher (mit der unter 
1. angeführten E. vom 19. Juli 1854) audgefprochen worden. Ebenfo erklärt eine E. 
vom 2. Auguft 1854 (©. 3. Nr. 121), „daß das Vergehen nach dem deutlichen 
Mortlaute des $. 486 dann begangen werde, wenn ein Schuldner in Concurs verfällt 
und den Beweid nicht liefern fann, daß er nur durch Unglüddfälle und unver» 
fhuldet in die Zahlungdunvermögenheit gerathen ſei.“ — Die Begründung einer ab» 
weichenden Anficht verfuhte Seng, Magazin XV. Band, ©. 161. 
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Dermögend gleichlommen, erlitten habe, ober bag ber wahre Werth feines 
Activvermögens ohne fein Berfchulden überhaupt, oder in welchem Maße ver- 
mindert worben fei. Denn eine bloße allgemeine Berufung auf bie das Gewerbe 
drückenden Verhältniffe des Jahres 1848 und ber weiteren Jahre Tann in 
biefer Beziehung keinesfalls ald genügend angejehen werden, weil aus biejen 
allgemeinen Berhältniffen keineswegs der Schluß zu ziehen ift, daß der dadurch 
entitanbene Berluft fich gerade auf die jo Hohe Summe der Differenz zwifchen 
bem Activ⸗ und Baffioitande belaufen habe“. 

„Sofef 8. bat ferner die grundbücherliche Eigenthumszuſchreibung einer 
von ihm erfauften, aber ihm noch nicht zugefchriebenen Scheuer erit am 21. Des 
cember 1853, alfo zu einer Zeit,’ wo er feine Zahlungsunvermögenheit ſchon 
fannte, und zwar wiffentlich zu bem Ende angefucht, Damit der Gläubiger P. 
ein Pfandrecht darauf erwirken könne, was auch wirklich geicheben iſt. Auch 
dieſe Handlung muß als Das im $. 486 bezeichnete Vergehen imputirt werben, 
weil ohne jenes Anfuchen dem P. bie Erwerbung bes Pfandrechtes auf die 
Scheuer nicht möglich geweſen wäre, alfo dadurch dem letzteren wiffentlich ein 
Pfand zum Nachtheile der übrigen Eoncursgläubiger verfchafft wurde". 

Es wurde daher die Nichtigkeitsbeſchwerde in Betreff ver Schuldfrage 
verworfen, berjelben jedoch in Betreff der Bezeichnung der firafbaren Hand⸗ 
lung ftattgegeben (E. vom 20. November 1855, G. 3. 1856, Nr. 4). 


Die Strafbarkeit des Eridatars wirb Durch eine Ausgleichung mit 
den Gläubigern nicht aufgehoben. 


5. Die Straffälligfeit eines Cridatars erlifcht nicht durch den Umftand, 
daß ein Gläubiger bei feinem Goncurfe eine Forderung anmelbet, 
weßwegen der Goncurs fich behebt; denn nach 8. 5 des Geſetzes vom 
13. März 1847 dürfen felbft Segenvorftellungen ber Gläubiger oder eingelei- 
tete Bergleichsunterhandlungen die Unterfuchung und Beftrafung bes Gemein⸗ 
ſchuldners nicht hindern (E. vom 15. April 1852, ©. 3. Nr. 86). 

Die obige Beitimmung des 8. 5 des Geſetzes vom 13. März 1847 iſt 
nun zwar in ben $.486 nicht übergegangen; der vom oberften Gerichtähofe auf- 
geftellte Grundſatz fcheint aber noch immer zu gelten, indem er fich aus anderen 
gefeblichen Verfügungen ergibt. Diefe find $. 238, vorzüglich aber $. 259, 
wornach die Beftrafung durch Ablommen mit dem Befchädigten nicht 
aufgehoben (— oder wie die Randrubrik jagt: ausgeglichen —) wer- 
den kann. 

6. Wenn eine Strafverbandlung die Weberzeugung Tiefert, daß ber 
Gridatar nicht durch Unglüdsfäle in die Unmöglichkeit gerieth, feine Ver⸗ 
pflihtungen gegen bie Gläubiger zu erfüllen, und aus diefem Grunde fein 
Güterabtretungsgefuch überreichte, fo Fält fein Benehmen allerdings unter 
ben $. 486, und zwar um fo mehr, wenn nicht nachgemiefen ift, 
daß die Gläubiger vollftändig befriediget wurden. Die bloße 
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einverftändlihe Aufhebung bes Eoncurfes tft noch kein Beweis über 
bie volle Bezahlung der Gläubiger (E. vom 11. October 1854, ©. 3. 
1855, Nr. 2). 


Mitfhuld an bem Vergehen des verfchulbeten Eoncurfes. 


7. Der Umſtand, baß im Geſetze daB Hintergehen ber Behörde bei der 
Ausweifung des Handlungsfondes insbeſondere ald Vergehen, und das Bes 
bilflichfein dazu, welchem zur Zeit ber Fondsausweiſung oft nicht bie geringfte 
unlautere Abficht zu Grunde liegt, als Mitfchuld an diefem Vergehen für den 
Hall bezeichnet wurde, als der betreffende Handelsmann in der Folge 
in Concurs verfällt, fehließt die Giltigkeit bes allgemeinen ftrafrechtlichen 
Grundſatzes über Mitſchuld (88. 239 und 5) bezüglich der übrigen im $. 486 
bezeichneten ftraffäligen Handlungen nicht aus (E. vom 14. Juli 1853, ©. 3. 
Nr. 94) *). 


Zwölftes Hauptftück. 
Don Vergehen und Uebertretungen gegen die Sicherheit der Ehre. 


8. 487. 


Ehrenbeleidigung durch ungegrlindete Beſchuldigung wegen eined Verbrechens, 
VBergehend ober einer liebertretung. 


1. Der Privatfläger 5. Hatte feine Nichtigkeitsbeſchwerde darauf gegrüns 
bet, Daß das Landesgericht feine Befchuldigung von Seite des N. in ber That- 
befchreibung: „La rottura dei suggelli attribuisco fatta dal Commesso stesso“ 
nicht als eine Mebertretung gegen bie Sicherheit der Ehre angefehen babe, 
obſchon fie nach dem Strafgefeße eine folche ſei. 

Der oberite Gerichtshof erflärte aber mit E. vom 10. November 1853 
(9. 3. 1854, Nr. 4), daß die vom $. 487 geforderte Befchulbigung bier offen- 
bar nicht vorhanden fei, indem die obige Behauptung bes N. ganz allgemein 
it und die Verletzung des Amtlichen Verſchluſſes vun Seite bes Nichtigkeits- 


*) In der nämlihen Entfcheidung wird gelegentlich weiter bemerkt, daß die 
Hintergehung der Behörden bei der Fondsausweiſung der Handeldleute und das Bes 
bitflichfein dazu urſpruͤnglich ſtraflos fein mögen, und erft durch das Berfallen in 
Concurs ftraffällig werden. Allein bezüglich diefer Bemerkung fiche die bei 8. 197 
unter 3. und bei $. 320 lit. e unter 2. angeführte E. vom 19. Auguft 1852, wonach 
fich eine ſolche Handlungsmweife allerdings ald die Uebertretung des Betruges 
darftellt. 
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werbers aus bloßem Zufall, oder aus Verſehen oder in Bollzichung feines 
Amtes nicht ausschließt. 

2. Daß die dem Angeflagten zur Laſt gelegte falfche Beſchuldigung, ber 
(dienftthuende) Gensd'arme fei betrunken geweien, — die Merkmale ber im 
$. 487 bezeichneten Webertretung enthalte, ift insbeſondere burch die Hinmwel- 
fung auf die Dienftesinftruchion für bie Gensd'armerie genügend begründet 
(E. vom 29. December 1854, ©. 3. 1855, Nr. 40). 


8. 488. 
Ungegründete Beſchuldigung wegen unehrenhafter oder unfittlicher Handlungen. 


Jede (audy nicht der Behandlung nach dem Strafgefeße unterliegenbe) 
Geſchenkannahme eines Beamten, bie mit der Srfüllung feiner Amtspflicht 
in irgend einer Verbindung ftehen fol, tft immerhin unehrenhaft, und bie 
fälſchliche Befhuldigung derfelben geeignet, ben Beamten (ober bie 
Behörde) in ber öffentlichen Meinung herabzuſetzen; — fie fällt alfo, wenn 
auch nicht unter ben $. 487, doch jebenfalls unter bie 88. 488 und 492 (E. vom 
12. Juli 1854, ©. 3. Nr. 96; fiehe diefelbe auch bei $. 492). 


8. 490. 
Beweis der Wahrheit. 


1. Da die unrichtige Enticheidung einer Angelegenheit den Thatbeitand 
bes Verbrechens bes Mißbrauches der Amtögewalt keineswegs noth- 
wendig in fich begreift, ſondern hiezu der weitere Umſtand wefentlich ift, daß 
der die Entfcheidung Faͤllende fich diefer Unrichtigkeit oder vielmehr des Un- 
rechtes bewußt fet und diefe unrichtige Entfcheidung dennoch, und zwar um 
Jemanden Schaben zuzufügen, fälle, fo würde bei der Anfchuldigung 
eines Amtsmißbrauches der Beſchuldiger Behufs der exceptio veritatis über 
biefen Umſtand einen Beweis zu führen oder Umftände barzutbun haben, 
aus welchen fich hinreichende Gruͤnde für eine folche Annahme ergaben (E. vom 
14. April 1853, ©. 3. Nr. 61). 

2. Der Beweis ber Wahrheit einer Beichuldigung kann nach den 
88. 487—491 nur in folchen Fällen von der Strafbarkeit entichuldigen, wenn 
eine beitimmte Perfon einer beftimmten unehrenhaften Handlung befchul« 
Diget wird (E. vom 15. December 1853, &. 3. 1854, Nr. 20). 

3. Gegen N. wurde von der B. und ihrem Stieffohne D. eine Privat- 
anflage vorgebracht, weil er fie fälfchlich eines vertrauten Kiebesverhältnifjes 
befchuldiget babe. Die Thatfache der Beichuldigung war unzweifelhaft; es 
handelte fich daher um ben Beweis der Wahrheit, und rüdfichtlich,, ba bie 
Befchuldigung nicht in einer der im 8. 489 bezeichneten Arten veröffentlicht 
worden war, um bie Nachweifung folcher Umftände, aus welchen fich hinrei⸗ 
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ende Gründe ergaben, um bie vorgebrachte Beſchuldigung für wahr halten 
zu koͤnnen. 

Der Angellagte brachte vor, das von ihm Anderen Mitgetheilte fet ihm 
von der im Haufe dienenden C. ald Augenzeugin anvertraut, von berfelben 
auch ber Schwefter des von ihm befchuldigten D. mitgetheilt, und er burch bie 
Art der Zärtlichkeiten, welche B. und D. in feiner Gegenwart fich erlaubten, in 
feinem Glauben nur noch mehr beftärft worden. 

Mas er aus eigener Wahrnehmung über das Verhältniß zwifchen 8. 
und D. angab, wurde von ihnen als factifch richtig zugeftanben, jeboch als 
Ausdrud mütterlicher und kindlicher Zuneigung erflärt; es war indeſſen wohl 
nicht geeignet, einen unbefangenen Beobachter gerade von ber Reinheit jenes 
Berhältniffes zu überzeugen. — Die. betheuerte in ihrem Verhoͤre zuerſt ihre 
Dankbarkeit gegen die Familie der Ankläger und fprach ihre Abneigung gegen 
ben Angeklagten aus, dann bat fie unter Thränen, man möge ihr bie Ausfage 
erlaſſen, und da dieß nicht anging, ftellte fie endlich rund in Abrede, dem An- 
gellagten je etwas von einer unfittlichen Verbindung der Stiefmutter mit bem 
Stieffohne erzählt zu haben, wie fie denn auch nie etwas Achnliches gefehen. 
Auch zum Eide wollte fie fi) anfangs nicht verſtehen, legte denfelben aber 
endlich ab. — Die Schweiter bes D. wurbe vor der C. vernommen; da man 
jedoch in jenem Stadium ber Verhandlung den D. und bie B. der im $. 501 
bes Str. ©. vorgefehenen Uebertretung für angefchuldigt erflärt Hatte, machte 
fie von dem ihr eingeräumten Mechte fich des Zeugniffes zu entfchlagen Ge⸗ 
brauch. — Bon feindlichen Gefühlen des Angeklagten gegen bie von ihm Be- 
Ihuldigten fam im Proceffe nichts vor. 


Der oberfte Gerichtshof ſprach im Einklange mit der zweiten Inftanz 
den Befchuldigten wegen Unzulänglichkeit ber Beweismittel von der Anflage 
frei, und zwar in Erwägung, „baß das Ergebniß ber Unterfuchung,, wie das 
Oberlanbesgericht ſchon näher ausführte *), felbft bei ber ſchließlichen beftimm- 
ten Angabe der Zeugin C. dem Angeflagten die von ihm vorgebrachte Erzäh- 
lung nie gemacht zu haben, mit Rüdficht auf die fonftigen erwahrten Umftände 
bie Entfchuldigung feines Dafürhaltens nicht völlig zu entkräften 


) Diefe Ausführung ded Oberlandesgerichted ging dahin, daß die Angaben 
des Angeklagten, foweit fie feine eigenen Wahrnehmungen über das gegenfeitige Ver⸗ 
bältniß der von ihm Befchuldigten betreffen, von ihnen felbft ald richtig ;ugegeben 
feien, und die volle nicht entftellte Wahrheit enthalten; — daß mithin den Angeflag- 
ten die einzige Ausfage der beeideten Zeugin C. belafte, diefe Ausſage aber, obfchon 
der Angellagte durch fie um den Beweis der Thatfache gekommen fei, daß E. ihm 
jene Mittheilung gemadht habe, worauf er vor Allem die GEinrede der Wahrheit 
gründete, wegen bed bedenklihen Benehmens der Zeugin bei ihrem Verhöre und 
mit Rüdfiht auf die übrigen ihm günftigen Ergebniffe der Unterfuhung auch nicht 
das Gegentheil deffen, was er zu beweifen hatte, das ift die Falſchheit feiner Bes 
hauptung beweiſe. 


300 Strafgefeb 8. 491. 


und den Beweis, daß gerabe von ihm bie Erfindung jener Befchulbigung 
ausgegangen fe, nicht zu Tiefern vermochte" (E. vom 19. Auguft 1856, ©. 3. 
Nr. 114)*). — 

Ueber Die Unzuläffigfeit der exceptio veritatis in ben Allen bes 8. 496 
(bei öffentlichen Befchimpfungen) ſ. die bei biefem Paragraphe unter 11.—13. 
angeführten Entfcheibungen. 


$. 491. 
Oeffentliche Schmähungen. 


A. wurde von ben Privatanklägerinnen B. und C. wegen Ehrenbeleibi- 
gung verfolgt, weil er fie in einem an ihren Vater gerichteten Schreiben, das 
er in Briefform gebogen, aber unverfiegelt dein Schreiber desfelben zur Beftel- 
lung übergab, ohne Anführung beſtimmter Thatfachen als ſcham⸗ und ehrlos 
bezeichnet hatte. 

Der oberſte Gerichtshof fand Hierin nicht den Thatbeftand einer Ehren- 
beleidigung im Sinne des $. 491, und zwar in ber Erwägung, daß das incri- 
minirte Schreiben zwar ehrenrührige Ausfälle und Schmähungen enthielt, 
wodurch A. insbefondere in feiner Stellung als Staatsbeamter bie Geſetze des 
Anftandes und der Schidlichkeit gröblich verlebt Haben mag, daß aber ber 
Angeflagte, indem er das zwar nicht mit Siegel gefchloflene, jedoch zufammen- 
gefaltete Schreiben einem Dritten zur unmittelbaren Uebergabe an den Adrefr 
faten einhänbdigte, die Klägerinnen ber in der Schmähfchrift angegebenen ver- 
ächtlichen Eigenfchaften keineswegs öffentlich oder vor mehreren Leuten 
befchuldigte (@. vom 2. December 1856, ©. 3. 1857, Nr. 47)**). — 

Ueber ben Unterfchied zwifchen Schmähungen und öffentlichen Beſchim⸗ 
pfungen |. die bei $. 496 unter 11.—14. angeführten Entfcheibungen. 


*) Der oberfte Gerichtshof fcheint-alfo auch der vom Oberlandesgerichte aus⸗ 
gefprochenen Anficht beigetreten zu fein, nach welcher in jenen Fällen, wo zur Straf 
lofigfeit fchon die Nachweiſung von Umftänden genügt, aus welchen fi hinreichende 
Gründe ergaben, um die vorgebrachte Befchuldigung für wahr halten zu fünnen, auf 
die allgemeinen Beweisregeln zurüdgegangen werden muß, denen zufolge der gänzlich 
mißlungene Entlaftungsbemweig die Berurtheilung, der volllommen her- 
geftellte die Schuldlogerflärung und endlich der ſchwankende Beweis die 
Entbindung des Angeflagten ab instantia zur Folge habe. 


») Das Oberlandeögericht hatte dag Gegentheil angenommen, weil der Ange: 
klagte die Schmähfchrift dem Bater der Klägerinnen offen dur einen Dritten zuftellen 
ließ und auf diefe Weife nicht nur dem Mdreffaten und dem Boten den Inhalt des 
Schreibend anvertraute, fondern dem Lepteren fogar die Gelegenheit gab, auch Andere 
von der darin enthaltenen Befchuldigung in Kenntniß zu feßen. 
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8. 492. 
Ehrenbeleidigung gegen öffentliche Behörden. 


Der Angeklagte hatte feiner minderjährigen Braut fälfchlich mitgetheilt, 
er habe einem Beamten bes Bezirksgerichtes (ihrer Vormundſchaftsbehoͤrde) 
zur Erlangung der Ehebewilligung bereits achtzig Gulden fpendirt. Er machte 
geltend, da der Beamte nicht genannt wurde, fei Niemand vorhanden, der zur 
Erhebung einer Befchwerbe berechtiget wäre, und eben weil das Geſchenk nur 
einem einzelnen nicht genannten Beamten gemacht worben fein ſoll, ſei auch 
bad Bezirfögericht im Ganzen nicht compromittirt, und Daher auch dieſes zur 
Erhebung einer Beichwerde nicht berufen. 

Der oberfte Gerichtähof erklärte jedoch mit &. vom 12. Juli 1854 (©. 3. 
Nr. 96): Eben dephalb, weil der Beamte nicht genannt oder beftimmt bezeich- 
net wurde, fann bie Befchuldigung der Sefchenfannahme auf jeden der bezirks⸗ 
gerichtlichen Beamten bezogen werben, und bleibt daher das Bezirksgericht im 
Sanzen in feiner Ehre herabgeſetzt 


8. 493. 
Verbreitung von Ehrenbeleidigungen. 


1. Der Angellagte hat in der Verhandlung ausdrüdlich eingeftanden, 
bag er die dem H. von ©. angeſchuldigte Brandlegung nicht nachweifen 
fönne , deffenungeachtet aber im Wirthshaufe geäußert, daß ©. den H. ber 
Brandlegung befcehuldige. — Wenn nun auch bei dem Umftande, als darüber, 
ob ©. eine folche Beichuldigung wirflich vorgebracht habe, keine Erhebungen 
eingeleitet worden find, zu Gunften bes Angeflagten angenommen wird, daß 
©. der Urheber diefer Beſchuldigung fei, fo begründet dieß doch nicht die 
Straflofigfeit des Angeflagten. Denn nach 8. 493 unterliegt nicht bIoß der 
erfte Urheber, ſondern aud) Jeder, der eine Ehrenbeleidigung weiter zu verbreis 
ten fucht, der gefetlichen Strafe, und der Umftand, daß der Angeflagte 
In feiner Aeußerung den Urheber ber von ihm verbreiteten Bes 
ſchuldigung genannt bat, benimmt berfelben ben firafbaren Charakter 
einer Ehrenbeleidigung un fo minder, al8 das nach feiner eigenen Angabe 
damals geführte Gefpräch feinen Anlaß zum Vorbringen biefer Befchulbigung 
geboten hat, und hieraus, fu wie auch deßhalb, weil ber Angeklagte fchon 
früher wegen Aufwiegelung der Jenitzer Anfaffen gegen den Bürgermeifter H. 
mit Arreft beitraft worden ift, fich deſſen Abſicht, Letzteren an feiner Ehre zu 
Tränen, herausftellt (E. vom 18. Juni 1855, ©. 3. Nr. 100). 

2. Der Angeflagte hatte in zwei bei der Kreisregierung in Eger einges 
brachten Eingaben einen Gensd'armen befchuldiget, daß er fich durch bie bei 
dem Müller und Bädermeifter Sch. genofjene Bewirthung von der gefehmäßi- 
gen Erfüllung feiner Amtöpflicht abwenden ließ. — Die Rechtfertigung des 
Angellagten, daß er Die angezeigten Ihatfachen von dem auf ber Anzeige 
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mitgefertigten Joſeph B. erfahren babe, wurde nicht als genügend anerkannt, 
weil nach 8. 493 nicht bloß der erite Urheber, fondern auch jeder Verbreiter 
einer Ehrenbeleidigung ftrafbar ift; und weil bie Gingaben überdieß nicht bloß 
bie Anführung von Thatfachen, fondern die directe Befchuldigung bes Gens⸗ 
d’armen wegen Beitechlichfeit und Ginverftändnig mit der Partei, und bie 
Bitte um deſſen Unterfuchung und um Abftellung des Unfuges enthalten (E. 
vom 4. Juli 1855, ©. 3. Nr. 93). 


S. 495. 
Anfuchen des Beleidigten um Einleitung der ftrafgerichtlichen Verfolgung. 


Dem B. fielen zwei Uebertretungen gegen die Sicherheit der Ehre zur 
Laft, wovon die eine an der A., die andere an deren fechgehnjähriger Magd 
begangen worden war. Als Anklaͤgerin war eigentlich nur die A. aufgetreten, 
welche beide Webertretungen anzeigte und wegen beider bie Beſtrafung ver- 
langte. Der Magd wurde dieſe Anzeige vom Richter vorgelefen, worauf fie die 
Erklaͤrung abgab, daß fie die Ausfagen ihrer Dienftgeberin (die fich bezüglich 
ber an ihr felbit begangenen Ehrenbeleidigung auf das Zeugniß der Magd 
berufen hatte) dem ganzen Inhalte nach ale wahr beftätige; eine ausbrüdfiche 
Erklärung aber, daß fie im eigenen Intereſſe die Beftrafung des B. verlange, 
ober die von der A. auch für fie erhobene Anklage zu der ihrigen machen wolle, 
lag nicht vor. 


Nichts defto weniger erfolgte in ber erften Inſtanz auch bezüglich biefer 
Mebertretung ein Straferfenutniß, welches aber vom Oberlandesgerichte auf- 
gehoben wurde, weil das Strafverfahren ohne Verlangen eines Betheiligten 
ftattgefunden habe. — In der dagegen ergriffenen Berufung behauptete bie 
Magd, ihre Erklärung vor Gericht, daß fie die ihr vorgelefene Ausfage der N. 
in allen Buncten, d. t. ſowohl als Zeugin bderfelben, als auch in der eigenen 
Sache beftätige, fchließe das eigene Begehren um Beitrafung bes 8. in der 
letzteren Beziehung in fich, zugleich ftellte fie nachträglich das allenfall8 dennoch 
für nothwendig erachtete ausdrüdliche Verlangen. 


Der oberſte Gerichtshof beftätigte mit &. vom 20. October 1857 (©. 3. 
Nr. 138) das Straferkenntniß erfter Inſtanz, indem er von ber Anficht aus- 
ging, daß bie Magd durch die ausdrückliche Betätigung der Anzeige des A. 
worin das Anfuchen um Beftrafung wegen beider Ehrenbeleidigungen ent 
halten war, ihren Willen, daß ber Befchuldigte wegen der an ihr begangenen 
Handlung verfolgt werde, im Sinne des Strafgefebes genügend kundgege⸗ 
ben babe. 
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8. 496. 
Oeffentliche Beihimpfungen oder Mißhandinngen ”). 


Begriffvon Mißhandlung. 

1. Damit eine Thaͤtigkeit nach 8. 496 als Miphandlung erflärt 
werbe, iſt nicht nöthig, Daß durch diefelbe Schmerz zu verurfachen beabfichtiget, 
oder dag wirklich Schmerz verurfacht wurde, fondern es genügt hiezu jeder 
tHätliche Angriff gegen einen Anderen, indem es fich bier nicht um eine 
Straffanction gegen Uebertretungen Törperlicher Sicherheit, fondern der 
Sicherheit der Ehre handelt (E. vom 1. Zult 1853, ©. 3. Nr. 89). 


Deffentlichkeit der Mißhandlung. 


2. Der 8. 496 macht die Strafbarkeit nicht Davon abhängig, daß die 
Mißhandlung von mehreren Leuten gefehen worben fei, fondern begnügt 
fih damit, daß ſolche vor mehreren Keuten vorfiel, die fie wenigftens fehen 
Tonnten (E. vom 1. Juli 1853, ©. 8. Nr. 89). 


Bedrohung mit Mißhandlungen. 


3. Da das Geſetz fordert, daß laut und um gehörtzumwerben gebroht 
worden jei, jo genügt eine Durch Zeichen (— im gegebenen Falle burch Aufe 
heben einer Hundspeitfche —) gefchehene Bedrohung mit Schlägen nicht (E. 
vom 24. November 1851, ©. 3. Nr. 292.) 

4. Dagegen wurde in einem anderen Falle, wo der Angellagte ben Bes 
leidigten mit aufgehbobenen Händen bedroht und ihn von einem Zimmer 
in ba8 andere verfolgt hatte, mit &. vom 9. September 1853 (©. 3. Nr. 127) 
die Mebertretung des 8. 496 als vorhanden angenommen, „weil dieſe Be 
drohung mit Mißhandlungen von fämmtlichen Anweſenden wahr— 
genommen wurde, ſohin die durch Geberden erfolgte Drohung 
ebenſo als wenn fie laut ausgeſprochen worden wäre, zur Kennt— 
niß aller Anweſenden gelangte”. 

5. Wer überwieſen iſt, daß er Drohungen ausſprach, ungeachtet er 
wußte, daß ſie von Anderen werden gehoͤrt werden, wird auch für überwieſen 
gehalten, daß er dieſe Drohungen mit der Abſicht ausgeſprochen hat, um 
gehört zu werden (E. vom 19. Juli 1854, ©. 3. Nr. 111). 


Begriff öffentlicher Beſchimpfungen. 
6. Zu der im 8. 496 bezeichneten Uebertretung iſt nicht erforderlich, daß 
man Jemand mit gemeinhin üblichen Schimpfnamen belege, ſondern 


*) Ueber die Bedeutung der Ausdrücke: „öffentlich oder vor mehreren 
Leuten“ und über den Begriff eines öffentlihen Ortes fiche die bei 8. 63 an- 
geführten Entfcheidungen. 
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es genügt, daß überhaupt befchimpfende Worte gegen Jemanden gebraucht 
werden, mworunter nach bem Sprachgebrauche auch Verhöhnungen, Verfpot- 
tungen oder ehrenrührige Worte verftanden werben, die geeignet find, Jemand 
in den Augen Anderer herabzuſetzen, ihn an feiner Ehre zu verleben (&. vom 
15. Februar 1854, ©. 3. Nr. 53). 

7. Eine bloße Seringfhäsung kann die Uebertretung nach $. 496, 
wozu ein Ausbruch in Schimpfworte, d. t. in die Ehre verletzende Benen⸗ 
nungen erforderlich ift, nicht begründen (E. vom 1. September 1853, G. 3. 
Nr. 119). 

8. Die Bezeichnung einer Perſon als „gemein, grob und niederträchtig" 
ift mit Rüdficht auf den Sprachgebraud) ohne Zweifel al eine Befhimpfung 
anzufehen (E. vom 29. December 1853, ©. 3. 1854, Wr. 23) *). 

9. Mit E. vom 10. Mat 1854 (©. 3. Nr. 75) wurde gegen bie Anficht 
bes betreffenden Landesgerichtes ausgefprochen,, der Angeflagte habe Daburch, 
bag er den M. auf öffentlicher Saffe mit den Schimpfworten: „M. werde von 
P. nach 2. mit Schub geführt werben" belegte, allerbings bie Hebertretung 
bes $. 496 begangen. 

10. Es ift nicht nothwenbig, daß die Anweſenden bie einzelnen Schimpf⸗ 
wörter wirklich verftanden haben, und genügt, daß fie folche hören und 
verſtehen fonnten (E. vom 11. December 1851, G. 3. Nr. 304) *”). 


Unterſchied zwifchen Sffentlihen Befchimpfungen und den Leber 
tretungen der Ehrenbeleidigung nach ben $$. 488 und 491. 


11. Der Angeflagten fiel zur Kaft, daß fie über die Eheleute H. öffentlich 
fich äußerte: „fo ein niederträhtige8 Volk fei ihr noch nicht unterge— 
kommen“. Die VBeranlaffung dazu war, daß die gedachten Eheleute über bie 
von ber Angeflagten gemachte Nüdforderung eines Darlehens fchimpften, und 
ber Thomas H. insbefondere die Schuld leugnete. Das Landesgericht hat 
angenommen, durch jene Aeußerungen feien nicht die H.ſchen Eheleute mit 
Schimpfworten belegt, fonbern e8 fei nur ihre Handlungsweiſe bezeich- 
net worden; diefe erfcheine aber einleuchtend unehrenhaft, weil die H. im Ein⸗ 
verftändniffe mit ihrem Gatten das Darlehen entlodt habe, um fich im Wege 
ber Abrechnung für eine angebliche Forderung zahlhaft zu machen. E8 finde 
fomit $. 496 an und für fich nicht, $. 488 aber deßwegen Feine 
Anwendung, weil die Angellagte bie Wahrheit ihrer Angabe 
bewiefen habe. 

Der oberfte Gerichtshof aber erflärte: „Die ald wahr angenommene 
Handlung falle allerdings unter den $. 496. Da der gebrauchte Ausdrud ein 


*) Vergl. au die bei diefem Paragrapbe unter 11.— 14. angeführten Ent- 
fheidungen. 

») Die Beihimpfung gefhahb in deutfher, den Anmwefenden unver- 
ſtändlicher Sprade. 
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Urtheil oder eine Erklärung in fubjectiver Hinficht ift, fo Täßt fich 
nicht mit Grund fagen, daß er nicht die Perfon ber Ankläger, fondern nur 
bie Handlungsweiſe berfelben allein bezeichne, daß er fomit nur unter bie 
Beilimmungen bes $. 488 falle. Denn diefem PBaragraphe gehören nur fälfch- 
liche Befchuldigungen beftimmter unehrenhafter oder unflttliher Handlun- 
gen, Angaben erdichteter oder entiiellter derlei Thatfachen an; — bier aber 
wurde Feine beftimmte Thatfache zum Vorwurfe gemacht, fondern ein 
abftraetes Urtheil in Schimpfworten öffentlich ausgeſprochen, 
indem nicht wohl bezweifelt werben kann, daß bie Worte: „nieberträdhtiges 
Volk“ eine Beichimpfung in fich ſchließen und unbeftimmte Prämiflen zu 
laſſen. In den Fällen des $. 496 fann aber von einer Einwendung 
ber Wahrheit Feine Rede fein, weil die Handlungsmeife ſelbſt 
vom animus injuriandi Durhdrungen ift und Feine Particularität 
einen Univerfalausfpruch begründen fann (E. vom 28. Jänner 1853, 
®. 3. Nr. 51). 

12. Der Angeklagte hatte ben H. ohne Begründung Öffentlich einen 
„Betrüger“ geheißen. Die Veranlaffung zum Gebrauche dieſes Schimpf- 
wories kam erft durch die von ihm bei ber Verhandlung geltend gemachte 
exceptio veritatis zur Sprache. 

Der oberite Gerichtshof erflärte: Daß der Ausdrud: „Betrüger" ein 
Schimpfwort fei, unterliege feinem Zweifel. Die exceptio veritatis fann 
nur bei Handlungen oder Unterlaffungen, bie Jemanden zur Laſt gelegt 
werben, nie aber bei Schinipfworten von Einfluß fein, weil in dieſen allein 
ſchon ber animus injuriandi liegt, und feine unehrenhafte Handlung des Einen 
ben Anderen zum Gebrauche von Schimpfworten berechtiget (E. vom 19. Aug. 
1852, ©. 3. Nr. 134) *). 

13. Dagegen wurde mit &. vom 14. Juli 1853 8-3. Nr. 95) ausge⸗ 
Iprochen, das Wort: „Lügner“ fei nad bem allgemeinen Sprachgebrauche 
fein Schimpfwort, fondern ein Ausdruck, wodurch Jemanden die unehrenhafte 
Eigenſchaft, abfichtlich die Unwahrheit zu fagen, beigelegt wird. Die That 
bes Angeklagten, welcher ben F. vor mehreren Leuten einen Lügner gefcholten 
hatte, bilde baher keine öffentliche Befchimpfung nach 8. 496, wohl aber die 
Vebertretung ber Ehrenbeleidigung nach $. 488, von deren Beftrafung jedoch 
nach 8. 490 der Beweis der Wahrheit befreit. 

Und da Leopold D. von der Thatfache, über welche %. fih auf defien 
Zeugenfchaft berief, nichts wußte, und dieß ſchon früher dem Angellagten mit 
theilte, aus welchen Umftänden ſich allerbings für Lebteren ein hinreichender 
Grund ergab, den F. für einen Lügner zu halten, fo fei die Straflofigfeit des 
Angeklagten die gefetliche Folge. 


*) Daß die Einwendung der Wahrheit bei Befhimpfungen unzuläffig fei, 
wurde aus ganz gleichen Gründen auch mit E. vom 1. Juli 1853 (G. 3. Nr. 87) 
anerkannt. 
HSerbſt, grundfägl. Entſcheidungen. 20 
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14. C. war geftändig, den ©. im Gemeinderathshauſe vor mehreren 
Leuten einen Berleumber genannt zu haben, und zwar nahm ber oberfte ®e- 
richtshof in Mebereinftimmung mit bem eriten Richter an, daß er lediglich bie 
Worte: „Ste Verleumder“ ausgeftoßen habe, während das Oberlandesgericht 
als erwiefen annahm, daß derfelbe den Worten: „Sie Verleumder" den Bor- 
wurf vorausfchickte, daß ©. ihn fäljchlich als Dieb verfchrien habe. Es wurde 
durch mehrere Zeugen bewiefen, daß ber Privatanfläger ©. in der That gegen 
C. die grundlofe Befchuldigung einer Entwendung verbreitet habe. 

Die erite Inſtanz erflärte die Aeußerung als Schimpfwort, daher 
8. 496 als anwendbar und eben deßhalb den Beweis der Wahrheit für ausge⸗ 
ſchloſſen. — Dagegen hielt das Oberlandesgericht nach feiner Annahme bins 
fichtlich des Thatbeſtandes dafür, daß bie Aeußerung fich nicht als eine Be: 
Ihimpfung im Sinne bes 8. 496, fondern vielmehr als Befchuldigung einer 
unehrenhaften Handlung im Sinne des $. 488 darftelle, und erflärte eben 
deßhalb den Beweis der Wahrheit für zuläffig. 

Der oberfte Gerichtshof fprach aber bie Anficht aus, daß der, obſchon 
ohne irgend einen Beifag gemachte Borwurf: „Verleumder“, weil er 
jenen einer unehrenhaften Handlung in fich fehließe, eine Ehrenbeleidigung 
begründe, welche unter den $. 491 (der von öffentlichen Schmähungen hanbelt), 
und nicht unter $. 496 zu fubfumiren fei. Hieraus ergebe ſich die Zuläfiigfeit 
der exceptio veritatis, inden $. 491 feitfege, daß der Angeflagte, wenn er bei 
der ftrafgerichtlichen Unterfuchung zur Begründung feiner Schmähung fich auf 
entehrende Handlungen des Geſchmähten beruft, um ſtraflos zu werden, bie 
Wahrheit feiner Angabe beweifen müſſe, was im vorliegenden Falle von Seite 
bes Befchuldigten denn auch geſchehen fei (E. vom 30. December 1856, ©. 3. 
1857, Nr. 26). me — 

15. Die von dem Angeklagten gegen W. ausgeſtoßenen beleidigenden 
Worte: „Dieb, Räuber, Schuft“ und der Vorwurf, daß letzterer Holz aus 
den Theater- Magazinen zu feinem Privatzwecke verwendet und nicht wieber 
erfeht Habe, folgten unmittelbar auf einander, jene Worte bezogen fich offen» 
bar auf diefen Vorwurf, bildeten mit ihm ein Ganzes und waren nichte ander 
res ald Ausdrücke, mit welchen Leute aus der Glaffe des Augeflagten jene, 
denen eine Enttragung fremden Eigenthumes zur Laft fällt, zu bezeichnen 
pflegen; fie fallen mit dem erwähnten Vorwurfe zufammen, und fönnen baher 
nicht als eine beſon dere Mebertretung angefehen, es Tonnte fomit der Ange: 
agte nicht nebit der Webertretung des 8. 488 auch nuch jener Des 8. 496 
ſchuldig erflärt werben (E. vom 3. Mai 1854, ©. 3. Wr. 67). 


Abfiht beider Befhimpfung oder Mißhandlung. 


16. Zum Thatbeitande der Ehrenbeleidigung nach 8.496 wird zwar aller: 
dings eine auf Kränfung ber Ehre des Beleidigten gerichtete böfe Abficht 
erfordert; — jede Beichimpfung oder Mißhandlung aber, wenn fie überhaupt 
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im zurechnungsfähigen Zuftande erfolgte, ſchließt auch die Abficht zu bejchim- 
pfen oder zu mißhanbeln in fich, aus was immer für einem Motive oder Ans 
laſſe fie gefchehen fein mag (E. vom 28. October 1852, ©. 3. 1853, Nr. 12). 

17. M. gab auf öffentlicher Straße feinem Begleiter, der fich deſſen nicht 
verſah, einen fo Fräftigen Stoß, daß berfelbe gegen bie ©. gefchleudert wurde, 
und fie an die Dauer anprallte, neben ber fie geitanden hatte. Sie wurbe durch 
bie fofort verfpürten Schmerzen im Unterleibe bei ihrem Zuftande vorgerüdter 
Schwangerichaft während acht Tagen von ihrer Befchäftigung abgehalten und 
trat deßhalb als Anflägerin auf. 

Beide untere Inſtanzen nahmen an, daß zum Begriffe jeder unter bie 
Beftimmungen bes Str. ©. fallenden Ehrenbeleidigung die unmittelbar darauf 
gerichtete Abſicht wefentlich fei; während aber das Bezirkögericht den Vorſatz 
bes Angeflagten, bie ©. dem Gefpötte Preis zu geben, als erwiefen erflärte, 
hielt das Oberlandesgericht bafür, daß M.'s Vorſatz nicht auf Ehrenbeleidi- 
gung gerichtet, fondern bloß jugendliher Muthwille die Urfache feines 
Handelns geweſen fet. 

Der oberfte Gerichtshof aber fällte ein Strafurtheil „in Erwägung, daß 
bei der fraglichen Uebertretung ein böfer Borfah nicht erfordert werbe, 
da im 8. 233 als Mebertretungen alle Handlungen und Unterlaffungen erflärt 
feien, Die jeder als unerlaubt von felbft erfennen kann, — daß eine folche 
objective Erkennbarkeit der Unerlaubtheit der Handlung des Angeflagten aller: 
dings beigelegt werben müſſe, welche an fich ſchon eine Befhimpfung 
ber Perfon der ©. enthalten habe, — und daß demnach bie (richtige) 
Annahme, es ſei M. durch Muthwillen hiezu verleitet worden, anftatt Die 
Etrafbarkeit der im Sinne des 8. 496 vorhandenen Uebertretung auszufchlie- 
Ben, biefelbe vielmehr erhöhe“ (E. vom 3. Juni 1856, ©. 3. Nr. 91) *). 


18. Eine am 5. Mai 1857 gefällte Entfcheidung hat den Angellagten 
aus nachftehenden Gründen von der Hebertretung ber öffentlichen Beſchim. 
pfung nach 8. 496 losgeſprochen und ſchuldlos erkannt: 

In Erwägung, daß aus dem Geſtändniſſe der Antlagerin B. felbft 
hervorgeht, daß die Dazwiſchenkunft des C. ihren Grund in einem ſchon ent- 
itandenen und bereit heiß entzündeten Zanke zwifchen der Klägerin einerfeits 
und ber Schwiegermutter und ber Gattin des C. andererfeitd gehabt habe, 
welcher legteren die B. mit entehrenden und verlegenden Worten geant- 





*) Mit der unmittelbar vorber angeführten €. vom 28. Dctober 1852 war 
ausgefprochen worden, daß nach S. 496 zum Thatbeftande allerdings cine auf Krän- 
tung der Ehre des Beleidigten gerichtete böſe Abſicht erfordert werde. Da aber 
zugleich erflärt wurde, daß jede im zurechnungsfähigen Zuftande erfolgte Befchimpfung 
oder Mißhandlung die Abficht zu befchimpfen oder zu mißhandeln in fih ſchließe, aus 
was immer für einem Motive oder Anlaffe fie gefchehen fein mag, (mithin auch dann, 
wenn fie bloß aus Muthmwillen hervorging) — fo fünnen beide Entfcheidungen nicht 
ald einander widerfprechend angefehen werden. 

20° 





308 Strafgefeß 8. 496. 


wortet hat; — in Erwägung, daß bie Worte von beleidigender Natur, welche 
fofort von C. gegen bie B. ausgeftoßen, und ebenfo auch jene, die von ihr 
gegen den C. erwidert wurden, nichtö weiter ald dag Ergebniß der Aufre- 
gung im fraglichen Zanke waren, welcher überdieß durch Die Intervention bes 
zufällig vorübergehenden Pfarrers, dem e8 gelang, den C. zum Fortgeben zu 
vermögen, aldbald ein Ende nahm; — in Anbetracht, daß bie befagten Aus» 
brüde demgemäß nicht in ber Abficht gebraucht wurden, eine wört- 
liche Beleidigung von der Wirkung zugufügen, wie felbe im Sinne 
bes 8. 496 gelegen ift, weil Dadurch in ben Anwefenden nicht der Eindruck der 
Slaubhaftigfeit, fondern bloß jener bes einfachen Ausbruches einer hefti- 
gen,jedenBorfab ausfchliegenden Gemüthsbewegung hervorgebracht 
worden war*) (Gerichtshalle Nr. 24). 


Segenfeitigfeit der Beletdigung. 


19. Die Strafbarkeit einer Ehrenbeleidigung wird dadurch nicht aufge: 
hoben, daß von Seite bes Beleidigten eine ähnliche Beleidigung vorangegan- 
gen und an ihm auch beftraft worden tft, ba die Gegenfeitigfeit der Beleibi- 
gung als eine Grlöfchungsart der Strafbarfeit nicht anerkannt ift (E. vom 
13. October 1853, ©. 3. Nr. 147). — Der nämliche Grundfak wurde mit 
ganz gleicher Motivirung auch in einer Enticheidung vom 4. September 1855 
(8. 3. Nr. 123) ausgefprochen. 


Deffentlichleit ber Befhimpfung durch BVBerbreitung von 
Schriften. 


20. Ein Landesgericht hatte angenommen, die von dem Angelflagten 
vorgebrachten Befchimpfungen feien deßhalb zu öffentlichen geworben, weil 
die fie enthaltenden Eingaben bei einer Stelle überreicht wurden, bei der über 
felbe in einem aus mehreren Richtern beftehenden Senate verhandelt werben 
muß. — Der oberfte Gerichtshof erkannte jedoch dieſe Anficht nicht für richtig, 
denn ſchon aus den 88. 300, 489, 491 und 492 laſſe fich entnehmen, daß das 
Geſetz eine in einer Schrift vorgebrachte Beſchimpfung oder Beleidigung 
einer mündlich und öffentlich vorgebrachten nur dann gleichftellt, wenn dieſe 
Schrift verbreitet wird; — eine Verbreitung der Schrift im Sinne 
des Geſetzes findet aber durch deren Weberreichung bei einer Behörde noch 
nicht Statt, und der Umftand, ob über eine folche Eingabe nur von Einem 


). Bei der Verhandlung war der Ungellagte auch feinerfeits ald Kläger auf- 
getreten, zog jedoch, um der B. zu beweifen, daß die in jenem Streite von ihm gebrauchten 
Ausdrüde lediglich aus einem aufgeregten Gemüthe ohne die directe Abficht, fie herab» 
zufegen, kamen, und um fie daher zu einer Verfühnung zu bewegen, feine Anzeige 
mit der Erklärung zurüd, ihr die erlittenen Beleidigungen vergeben zu baben. Die B. 
beftand indeffen auf der überreichten Anklage. 
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Richter oder einer Behörde entfchieben wird , kann hier nicht von Einfluß fein 
(E. vom 16. Auguft 1854, ©. 3. Nr. 124). 


$. 497. 
Vorwürfe wegen einer andgeftandenen oder erlaffenen Strafe. 


Bei der Uebertretung bes 8. 497 wird bie im $. 490 für einige Fälle 
fanetionirte Straflofigleit durch den Beweis ber Wahrheit nicht begründet, 
und es gehört weder bei Uebertretung des 8. 488, noch bei jener des 8. 497 
zu den gefeßlichen Kriterien, daß die Befchuldigung oder der Vorwurf öffent« 
lich oder vor mehreren Leuten gefchehen fei (E. vom 4. Jänner 1854, ©. 2. 
Nr. 28). 


Dreizehntes Hauptftück. 
Don Vergehen und Uebertretungen gegen die öffentliche Sittlichkeit. 


S. 501. 
Unzucht zwiſchen Verwandten nnd Verſchwägerten. 


1. F. bat mit der unehelichen Tochter feiner verftorbenen Ehegattin 
außerehelichen Beifchlaf gepflogen. Da beiden diefes Schwägerfchaftsverhält- 
niß befannt war, fo haben fich beide nach dem Maren Wortlaute des 8. 501 
der darin bezeichneten Mebertretung fchuldig gemacht, indem das Geſetz nicht 
unterfcheibet, ob die Schwägerichaft aus einer ehelichen oder unehelichen Ab- 
ſtammung herrührt. Daß die Ehegattin bes %. bereits verftorben war, unb 
daher als kein Ehegenoß besfelben mehr erfcheint, Andert nichts an dem 
Begriffe dieſer Webertretung, denn das Schwägerfchaftsverhältnig befteht 
ungeachtet des Todes der Ehegattin noch immer und zwar fo lange, als beide 
Angeflagte am Leben bleiben. Auch wird die erwähnte Unzucht nicht einzig 
und allein zum Schube des Ehegenofien, fondern und vorzüglich wegen bes 
Schwägerfchaftsverhältniffes als Webertretung beftraft, weil der Geſetzgeber 
diefe Unfittlichkeit zwifchen Verwandten und verfchwägerten Perfonen mit 
Recht nicht dulden will. Hätte die Ehegattin des %. zur Zeit ber Begehung 
der Unzucht gelebt, fo müßte biefe Unzucht ftrenger, nämlich als Mebertretung 
bes Ehebruches nach $. 502 beitraft werden. — Ob es im Geſetze beißt: 
„Ehegenoß“ oder „Ehegatte“ ift ebenfalls gleichgiltig, denn hört die Eh e⸗ 
genoffenfchaft durch den Tod des einen Ehegenoffen auf, fo ift dieß ja 
berfelbe Kall, wenn einer von den Ehegatten ftirbt; gleichwohl bleiben bie 
übrigen durch die Ehe begründeten Verwandtſchafts⸗ und Schwägerfchaftsver- 
hältniffe aufrecht (&. vom 5. Juli 1854, G. 3. Nr. 92). 
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2. Stiefvater und Stieftochter waren der mit einander getriebenen Un⸗ 
zucht geitändig. Nichtsdeftoweniger wurde in erfter Inſtanz nur bie Stieftochter 
verurtheilt, der Stiefvater aber ſchuldlos erklärt. Der Richter Tegte nämlich 
bie betreffende Beitimmung des Strafgefeßes: „— Unzucht ... mit den Che- 
genofjen der Eltern, der Kinder oder Geſchwiſter ift ald Webertretung zu beftra- 
fen”, — dahin aus, daß nicht beide mit einander Unzucht treibende Berfonen 
vom Geſetze getroffen werden, fondern nur jener Theil, der fih mit dem 
Ehegenoſſen eines feiner Verwandten des eriten und zweiten Grades vergehe. 


Der oberfte Gerichtshof erklärte diefe Auslegung aus nachſtehenden 
Gründen als unrichtig: „Die in Unzuchtsfällen unter Gefchwiftern durch das 
Wort: „zwiſchen“ buchſtäblich ausgedrüdte Strafbarkeit beider Theile fol 
nach dem wahren Sinne des 8. 501 auch bei der Unzucht unter Verfchwägerten 
bes erften und zweiten Grades eintreten. Der Umftand, daß in diefem letzteren 
Falle das Wort „nit“ gebraucht wurbe, rechtfertigt Die entgegengeſetzte An⸗ 
ſicht keineswegs; denn der Grund dieſer Verfchiedenheit im Ausdrude if 
lediglich in dem Streben nach einer möglichit einfachen und kurzen Geſetzes⸗ 
rebaction zu fuchen, welches hier die beim Gebrauche bes Wortes: „zwiſchen“ 
unvermeidliche Aufzählung der einzelnen im Schwägerichaftsverhältniß zu 
einander ftehenden Perſonen nach ihren verfchiedenen Benennungen vermeiden 
wollte, wogegen biefer Ausdrud in der Randrubrik des Paragraphes*) ver- 
möge ihrer allgemeineren Faſſung allerdings beibehalten werben konnte” (E. 
vom 6. Mai 1857, ©. 3. Nr. 98). 


8. 503. 
Beftrafung des Ehebruches. 


Bei welcher Behoͤrde und in welcher Form der beleidigte Theil Klage zu 
führen habe, iſt im Geſetze ſelbſt ausdrücklich nicht feſtgeſetzt und genügt daher, 
wenn derſelbe den Ehebruch innerhalb ſechs Wochen, nachdem er ihm bekannt 
geworden war, bei einer zur Aufrechthaltung der Ruhe, Ordnung 
und oͤffentlichen Sicherheit verpflichteten Behörde angezeigt und 
um Abhilfe gebeten hat. Als eine Sicherheitäbehörbe erfcheint aber ber 
Orts vorſtand Schon nach der älteren Sefeßgebung, weil er ſchon nach ihr für 
bie Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit zu forgen 
hatte, und in der neueren Geſetzgebung ift bieß fogar ausdrüdlich ausgeſpro⸗ 
chen; fo namentlich in dein prov. Gemeindegeſetze vom 17.März 1849, 88. 131 
und 132; in der Str. Br. DO. vom Sabre 1850, 88. 49 und 437 (E. vom 
28. Jänner 1853, ©. 3. Nr. 51). 


) Diefelbe lautet: „Unzucht zwifchen Verwandten und Berfehwägerten.“ 


Strafgefeß 8. 507. 311 


8. 507. 
Eingehung einer gefebwidrigen Che ohne Diöpenfation. 


„Das Geſezt enthält zwei Fälle der Hebertretung burch eine geſetzwidrig 
eingegangene Ehe: 

1. wenn fih Jemand mit Berfchweigung eines ihm befannten geſetz⸗ 
lichen Ehehinberniffes trauen läßt, ohne vorher bie ordentliche Dispenfation 
erhalten zu haben; 

2. wenn fi) Jemand in ein fremdes Land begibt, um bafelbft eine Ehe 
zu fchließen, Die nad) den Landesgeſetzen nicht ftattfinden kann.“ 

„Im Schlußſatze heißt es dann, daß bie beftimmte Arreftftrafe zu ver⸗ 
ſchärfen fei, fofern einem Theile das Hinderniß verheimlicht und er ſolcher⸗ 
geftalt ſchuldlos zu einer nichtigen Ehe verleitet wurde.” 

„Wenn ſich daher das Geſetz ber Worte Hinderniß und nichtige Ehe 
in diefer Verbindung bedient, fo kann wohl nur von einem gefeßlichen Hin- 
derniffe, das die Ungiltigfeit der Ehe zur Folge hat, die Rede fein, und 
wenn ber Schlußfaß feinen Unterfchied macht und Feine Befchränkung enthält, 
jo muß er auf beide Fälle des nämlichen Baragraphes feine Anwendung 
finden, und es tritt daher auch der zweite Fall ber Mebertretung nur dann ein, 
wenn ein geſetzliches Ehehinderniß vorhanden ift, und Jemand ſich in 
das Ausland begibt, um dieſes Ehehinderniß zu umgehen.“ 

„Als ein gefegliches Ehehinderniß, welches die Ungiltigkeit ber 
Che nad fich zieht, kann jedoch nur dasjenige anerfannt werben, welches 
das bürgerliche Geſetz oder Die dasſelbe ergänzenden Berorbnuns 
gen als jolches erklären, und ald Landesgeſetze gegenüber dem Auslanbe 
koͤnnen In diefer Beziehung auch nur diejenigen verftanden werben, welche im 
inländifchen Staate allgemeine Geſetzeskraft haben’ (E. vom 4. No⸗ 
vember und vom 23. December 1852, ©. 3. 1853, Nr. 17 und 36) *). 


*) Diefen Grundfägen gemäß wurde entjchieden, daß die Angeklagten, welche fich 
obne Bewilligung ihrer politifhen Behörde im Audlande trauen liefen — 
gegen die Vorfchrift des Hoffanzleidecreted vom 12. März 1820, kundgemacht durch 
Bubernialcircular vom 17. Juni 1820, nad) welchem von ihnen der politifhe Ehe 
confens Hätte eingeholt werden follen,; und gegen die Gubernial» Verordnung vom 
13. Mai 1826, wodurch eine ohne obrigkeitliche Bewilligung gefchloffene Ehe für 
unerlaubt erflärt wird — fich der Uebertretung des 8.507 nicht ſchuldig gemacht 
haben; — weil dem Strafrichter nie diefe politifchen Verordnungen, fondern nur die 
Strafgefeße feldft zur Norm feiner Entfcheidungen dienen können; meil ferner jene 
Beftimmungen bloße politifche Maßregeln enthalten, welche die eigenen Berhältniffe 
des Landes Tirol und Vorarlberg hervorgerufen haben, um die aus den unbefchränften 
Ehen entftehenden Nachtheile zu befeitigen, ohne an die Nichtbeobachtung eine Yolge 
oder Strafe zu Mmüpfen; — und weil felbft nach ihnen eine bloß ohne obrigkeitliche 
Bewilligung gefchloffene Ehe zwar unerlaubt, aber nicht ungiltig ifl. — Uebrigens 
wurde feither durch die im Einverftändniffe mit dem Dinifterium der Juſtiz erlaffene 
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8. 512. 
Kuppelei. 


1. Nach dem Sinne und Wortlaute des Strafgeſetzes wird zum That⸗ 
beſtande ber Uebertretung der Kuppelei eine gewinnfüchtige Abſicht desje— 
nigen nicht erfordert, welcher Schanddirnen zur Treibung ihres unerlaubten 
Gewerbes Unterſchleif gibt. In dieſer Thatſache allein ſind alle Merkmale 
der fraglichen Uebertretung erfchöpft und ber Umſtand, dag mittelſt der Kuppe⸗ 
lei zugleich ein Gewinn beabfichtiget und erzielt wird, erhöht nur die Straf- 
barkeit des Schuldigen, ber Mangel einer folchen Nebenabſicht hebt aber bie 
Strafbarkeit der Kuppelei feineswegs auf. Der Zwed des Geſetzes ift, Ver⸗ 
leßungen der öffentlichen Sittlichfeit hintanzuhalten; diefe wird durch das 
Schandgewerbe feiler Dirnen gröblich verlegt ($. 509), und e8 wäre mit dem 
Seifte des Geſetzes offenbar unvereinbar, die Beförderung dieſes Schand⸗ 
gewerbes, alſo die Verlegung der öffentlichen Stttlichleit Durch gegebenen 
Unterfchleif ſtraflos, ſomit zuläffig zu erflären, wenn berjenige, ber Unterjchleif 
gibt, hieraus feinen pecuntären Vortheil bezieht oder beabfichtiget (E. vom 
28. April 1853, ©. 3. Nr. 65). 

Derfelbe Grundſatz wurde mit E. vom 23. Juni 1853 (©. 3. Nr. 85) 
und zwar mit dem Beifate wiederholt, e8 könne der Ausdrud: „Gewerbe“ im 
$. 513 die Zurechnuug der Uebertretung bes 8. 512 nicht beirren, weil nur ber 
8. 512 ben Straffall felbft normirt, der $. 513 aber bloß von der Straf: 
bemeffung für mehrere Fälle handelt. — Nicht minder erlärt es Die 
E. vom 8. Kebruar 1854 (©. 3. Nr. 45) als gleichgiltig, ob der Unterjchleif ein 
ober mehrere Male, und ob er mit oder ohne gewinnfüchtige Abficht gegeben 
wurde”). | 


Berordnung des Minifteriumd des Innern vom 28. December 1852 (R. G. Bi. Nr. 21) 
an die Statthalterei für Zirol und Vorarlberg beftimmt, daß Webertretungen der mit 
dem Hoffanzleidecrete vom 12. Mai 1820 gegebenen Borfchriften, mag die Ehe ohne 
den vorgefchriebenen politifchen Conſens im In» oder im Auslande gefchloffen werden, 
don den politifhen Behörden zu unterfuhen und ald Mebertrefungen einer po= 
litifchen Vorſchrift angemeffen zu ahnden find. Ebenfo erflärt auch 8. 35 des „Gefehed 
über die Ehen der Katholiten im Kaifertbume Defterreich”, daß zwar die Uebertretun« 
gen der in diefem Geſetze aufgeftellten Eheverbote im Allgemeinen den im $. 507 
des Str. ©. gedrohten Strafen unterliegen, mit Ausnahme jedoch ded im $. 11 jened 
Geſetzes erwähnten Verbotes, die Ehe ohne die nach den politifchen Verordnungen und 
den Amtsvorfchriften erforderliche Heirathsbewilligung von Seite der politifchen Obrig« 
feit oder der Amtävorfteber des Ehewerbers einzugeben. Rüdfichtlich der Mebertretungen 
dieſes Eheverbotes fol fich vielmehr nad) den hierüber beftebenden befonderen PBor- 
fohriften benommen werden. 

*) Kudler hält in feinem Commentare zu der als Uebertretung ftrafbaren 
Kuppelei eine gewinnfüchtige Abficht für nothwendig, weil diefelbe in dem folgenden 
von ihrer Beftrafung handelnden Paragraphe (jetzt 8. 513) ohne weitere Einfchrän« 
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2. Es genügt zum Thatbeſtande ber Kuppelei, dab man Schanddirnen 
„bei ſich“, d. i. „in feine Wohnung” zur Betreibung ihres unerlaubten 
Gewerbes aufgenommen habe. Es iſt nicht thunlich, den im 8. 512 bezeich- 
neten „ordentlichen Aufenthalt" oder „Unterfchleif”, 3. B. durch vorüberge- 
bende Aufnahme, auf den von ben Aufenthalt- oder Unterfchleifgeber perfönlich 
benügten Wohnungsraum befchränten zu wollen. Anbererfeits begründet 
auch, wie die Tertirung bes Geſetzes deutlich entnehmen läßt, nicht der gege- 
bene Aufenthalt für fih allein, fondern nur zugleich ber Umſtand, daß biefer 
Aufenthalt den Schanddirnen in dieſer Eigenſchaft zur Treibung ihres 
unerlaubten Gewerbes gegeben, oder mit Wiſſen des Aufenthaltsgebers zu 
biefem Zwecke benüßt worden ift, bie Mebertretung ber Kuppelei (E. vom 
16. Juni 1853, ©. 3. Nr. 84). 


8. 514. 
Strafe auf wiederholte Hebertretung der Kuppelei. 


Auch wenn feit der früheren Beftrafung bis zur abermaligen Uebertre- 
tung mehrere Jahre verfloffen find, ift der Fall der abermaligen Betretung 
nach vollitredter Strafe offenbar vorhanden; — und e8 ift die Anwendung der 
Strafbeftimmung des $. 514 (Abfchaffung aus dem bisherigen Aufenthalts- 
orte) gegen einen an feinem Aufenthaltsorte Zuftändigen keineswegs audge- 
ſchloſſen (@. vom 20. September 1854, ©. 3. Wr. 142). 


8. 515. 
Unterfchleif zur Unzucht von Seite der Gaft- und Schantwirthe, 


Es war erwielen, daß der Angeklagte feinem Stubenmädchen auftrug, 
Männer, welche mit Weibsperfonen in fein Gaſthaus kommen und feparate 
Zimmer begehrten, nicht abzumeifen, daß fohin mit feinem Wiffen und Willen 
berlei Zimmer an ſolche Perfonen vermiethet und in dieſen Zimmern von 
Schanddimen das unerlaubte Gewerbe betrieben und biezu Unterfchleif gege- 
ben wurbe. — Der oberfte Gerichtshof erflärte gegen die Anficht der betreffen. 
den Staatsanwaltfchaft, daß hiedurch nicht die Mebertretung der Kuppelei im 
Sinne bes 8. 512 lit. a, fondern jene des 8. 515 begangen fei, welche fich von 
der eriteren wefentlich dadurch unterfcheibet, daß das Subject ber letzteren 
Saft- und Schankfwirthe find, und daß der Unterfchleif nicht den 
Schanddirnen, fondern Mannsperfonen dadurch geletftet wird, 
Daß diefen die Gelegenheit zu Unzuchtsacten verfchafft wird. Die 
entgegengefebte Auslegung des $. 512 würde zu bem Schluffe führen, daß 
jelbft durch Vermiethbung eines Monatzimmers an einen Mann, von dem 


fung ein „Gewerbe“ genannt werde, zu folchem aber der beabfichtigte Bezug eines 
Einkommens, eined Gewinnes erforderlich fei. 
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befannt ift, daß er feile Dirnen zu Unzuchtsacten babin bringe, bie Uebertre⸗ 
tung der Kuppelei begründet wird, obfchon der Bermiether biefe Schanbdirnen 
nicht einmal kennt, noch weniger ihnen einen Unterſtand ober Unterfchleif 
gewährt; — was fich aus ben Worten bes Geſetzes offenbar nicht rechtfertigen 
ließe (E. vom 21. November 1854, ©. 3. 1855, Nr. 12). 


8. 516. 


Gröbliches und öffentliches Aergerniß verurfachende Verlehung der Sittlichkeit oder 
Schamhaftigkeit. 


Es war als Uebertretung nach 8. 516 erklärt worden, daß W., verehe⸗ 
lichter Braͤumeiſter und Wirth mit der ſeit acht Jahren in feinem Haufe befind» 
lichen Kellnerin 8. fünf Kinder erzeugt babe, welche fich auch in deffen Haufe 
befanden, und daß die K. mit dem fechsten Kinde von ihm ſchwanger ging, 
welches offen zur Schau getragene Verhältniß bei der fittlichen Bevölkerung 
im Orte Aergerniß erregt habe. 

Die Dagegen ergriffene Nichtigkeitsbeſchwerde wurbe mit E. v. 17. Mai 
1854 (©. 3. Nr. 77) aus nachitehenden Gründen verworfen: 

„Unzucht bedeutet nach der Etymologie des Wortes den unrechtmäßigen 
Gebrauch des Gefchlechtötriebes überhaupt. In diefer allgemeinen Bedeutung 
wird das Wort: „Unzucht” auch in den 88. 125, 126, 501, 505 des Str. ©.*”) 
gebraucht. Die den Befchwerbeführern zur Laft gelegte Handlung ift alfo eine 
unzüchtige. Daß aber dieſes fortgefehte unzüchtige Treiben der Angeflagten 
gegen die Sittlichkeit im hohen Grade veritoße, das Sittlichkeitögefühl gröblich 
verleße, mithin Unwillen, d. i. Aergerniß erregen kann und muß, läßt jich nicht 
beftreiten. Daß e8 bei den Bewohnern des Ortes Aergerniß wirklich erregt 
babe, ift ein von den Gerichten angenonmener Thatumftand, welcher durch 
eine Nichtigkeitsbefchwerde nicht angefochten werben Fan. Das Strafgefek 
fordert im 8. 516 nicht, daß die unzüchtige Handlung felbft und 
unmittelbar in Gegenwart und vor den Augen Anderer verübt 
wird, fondern es genügt, daß die das unzüchtige Treiben an den Tag legen- 
ben Ergebniffe und Folgen durch das Verbleiben der beinahe von Jahr zu 
Jahr von dem Hausvater gefehwängerten Magd mit diefen ihren Kindern im 
Haufe und neben ber Ehegattin des Erfteren unverholen zur Schau getragen 
wurden.“ 

„Es ift dieß nicht bloß eine größere Unfittlichfeit, die im Innern der 
Familie verfchloffen geblieben und lediglich der häuslichen Zucht überlaſſen 
tft, wovon der 8. 525 handelt, und welche häusliche Zucht hier, wo das 
Haupt der Familie felbft der Verfchuldende ift, gar nicht in Anwendung kom⸗ 
men kann, fondern das bie Sittlichleit gröblich verlegende unzüchtige Handeln 


*) In den 88. 125 und 126 fommt dad Wort „Unzucht“ nicht vor, ſtatt der- 
felben dürften daher richtiger die 88. 129 und 132 zu citiren fein. 
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ber beiden Angellagten wurde in feinen in bie Augen fallenden Beweifen im 
Haufe, welches ein Jedermann zugängliches Wirtbs- und Bränhaus if, 
vielen Leuten tagtäglich zur Schau geftellt und dadurch ein öffentliches Aerger⸗ 
niß gegeben.‘ — 

Veber den Berfuch des Vergehens gegen die öffentliche Sittlichkeit 
mittelft Drudfchriften f. die bei bei $. 10 angeführte E. vom 5. Mai 1857. 


8. 520. 
Betteln der Kinder. 


Der Angeflagte hatte feine zwei Töchter im Alter unter vierzehn Jahren 
mit einem von ihm verfaßten Subferiptionsbogen, worin er um Aushilfe 
bittet, und fich zum Unterrichte anbietet, um Beiträge und Gefchente zu erhal⸗ 
ten, herumgeſchickt, auf welche Weife er im Verlaufe der Zeit von verſchiedenen 
Parteien wirflich fechzig bis ſiebzig Gulden erhielt. — Da nun der allgemeine 
Sprachgebrauch eine fogeartete Sammlung von Geſchenken als Bettelet 
bezeichnet, fo wurde ber $. 520 ganz richtig auf die That des Angeklagten an« 
gewendet (E. vom 16. Mai 1855, ©. 3. Nr. 77). 


8. 522. 
Spielen verbotener Spiele. 


1. Als ein Glücks- ober Hazardſpiel ift nach dem natürlichen Be- 
griffe des Wortes und im Sinne bes Geſetzes dasjenige Spiel anzufehen, bet 
welchem ber Erfolg oder der zu hoffende Gewinn nur vom Gluͤcke ober Zufalle 
abhängt. Nach diefem Grundfage wurde ein Spiel, genannt das „Spiel der 
drei Karten” als verbotenes Spiel erflärt (E. vom 14. Detober 1852, ©. 3. 
1853, Nr. 8). Ebenfo das „Eottofptel" (E. vom 17. December 1850, ©. 8. 
Nr. 32) und das Spiel: „Welus“ (E. vom 22. April 1851, G. 3. Nr. 104). 

2. Das Spielen verbotener Spiele hört deßhalb nicht auf, ftrafbar zu 
fein, weil nicht aus Gewinnſucht, fondern zur Unterhaltung gefpielt 
und der Gewinn zur VBertheilung unter bie Mufifanten bejtimmt worden war 
(E. vom 22. April 1851, ©. 3. 104). 

In den Entfcheidungsgründen heißt e8 auch: „Zudem wurde an einem 
„Dffentlichen Orte, in einem Wirthshaufe gefpielt, wo alfo noch das böfe 
„Beifpiel berücfichtiget werden muß, das gegeben wird. Was im Haufe des 
„Brivatmannes gefchieht, ift durch das Hausrecht einigerinaßen gefchüßt, 
„wenn e8 nicht die Gränzen einer vernünftigen Unterhaltung überfchreitet; 
„was aber an einem öffentlichen Orte geſchieht, muß dem Geſetze verfallen“. 

3. Das Geſetz unterfcheidet bei Hazardſpielen nicht zwifchen einem hoben 
und niederen Einſatze und auch dem Richter fteht Daher eine Unterfcheibung in 
biefer Richtung nicht zu (E. vom 23. Jänner 1852, ©. 3. Nr. 49 und vom 
28. Februar 1855, ©. . Nr. 52). 
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4. „Aus den Erhebungen geht hervor, daß die Angeflagten das (verbo- 
tene) Zwidfptel am Feittage der heiligen drei Könige in einem Gafthaufe 
blog um Nüffe und in einer Art geipielt haben, welche doch gewiß weber 
an fich Abſcheu oder öffentliches Aergerniß zu erregen, noch ein Sittenverderb- 
niß zu verbreiten oder Unvrdnungen und Ausfchweifungen nach fich zu ziehen 
geeignet war, fo daß ihnen die Hebertretung gegen bie öffentliche Sittlichkeit 
nach ben allgemeinen Beftimmungen bes $. 500 zur Laſt gelegt werben 
koͤnnte“. 

„Wenn auch, wie das Landesgericht bemerkt, die Nüſſe einen Werth 
haben, ſohin auch mit denſelben ein Hazardſpiel geſpielt werben koͤnnte, fo 
kann Doch im vorliegenden Falle nicht behauptet werben, daß bie Angeflagten 
in der Abficht, einen erheblichen Gewinn zu machen, welche ber Begriff 
bes Hazard« ober Glücksſpieles erfordert, gefpielt haben, weil nicht 
vorliegt, Daß fie gegen bie allgemeine Uebung um einen fo großen Einſatz von 
Nüffen gefpielt Haben, daß der gefeßliche Begriff eines Hazarbfpieles vorhan- 
ben wäre, Daher auch nicht behauptet werden kann, daß fie Durch ihr Spiel bie 
öffentliche Sittlichleit auf irgend eine Weife verlebt Haben, vielmehr ftellt fich 
dasſelbe als ein bloßes Spielzur Ergöplichkeit und Unterhaltung 
dar, wofür fich eine Verantwortlichleit nach dem Strafgefege 
nicht annehmen läßt" (E. vom 19. Juli 1854, ©. 3. Nr. 107). 

5. Der Angellagte hatte in der Nichtigleitsbefchwerbe geltend gemacht, 
daß, wenn auch „Halbzwölf“ gefpielt worden ift, hiedurch doch nicht die im 
$. 522 bezeichnete Webertretung begründet werde, weil diefe Geſetzesſtelle in 
Berbindung mit bem 8. 500 erklärt werben müſſe. Denn es trage gewiß nicht 
zum Sittenverderbnifle bei, wenn in einem ehrbaren Haufe aus Anlaß einer 
Feftlichleit von geladenen GAften und zwar nicht aus Gewinnſucht, wogegen 
Ihon die ©eringfügigkeit der Summe bes vorgefundenen Geldes fpreche, 
gefpielt wird. Der Gaflationshof habe in einem Falle ausgefprochen, daß, was 
im Haufe eines Privaten gefchieht, gewiſſermaßen durch das Hausrecht ge- 
ſchützt, was aber an einem öffentlichen Orte gefchebe, dem Geſetze verfal- 
len fei”). 

Die Nichtigkeitöbefchwerde wurde jedoch mit E. vom 11. April 1855 
(8. 3. Nr. 62) aus nachitehenden Gründen verworfen: „Die zulekt ange- 
führte Stelle aus einer gar nicht näher bezeichneten Entfcheidung kann, da 
felbe aus ihrem Zufammenhange geriffen, weder über bas TIhatfächliche bes 
bamals befprochenen Falles, noch über ben Inhalt und eigentlichen Sinn ber 
Entfcheidung einen Auffchluß gewährt, Feiner näheren Erörterung unterzogen 
werben. Die Grundlofigfeit ber Nichtigfeitsbefchwerbe ergibt fich jedoch bei 
richtiger Auffaflung der dießfalls beftehenden Geſetze unverkennbar. Denn 
8. 522 unterwirft alle an einem Hazardſpiele Theilnehmenden ben bafelbft 
feftgefeßten Strafen, ohne zu unterfcheiden, vb an einem öffentlichen Orte 


*) Nämlich mit der oben unter 2. angeführten E. vom 22. April 1851. 
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oder in einem Privathauſe geſpielt wurde, weßhalb auch der Richter nicht 
berechtiget iſt, die Strafbarkeit der Handlung auf den Fall zu beſchränken, wenn 
das Spiel an einem öffentlichen Orte ſtattgefunden bat. Hazardſpiele, wenn 
felbe dem Spielenden auch noch nicht zur Leidenschaft geworden, find geeignet, 
diefe Leidenschaft zu erzeugen, welche in ihren Folgen für das Wohl Einzelner 
und ganzer Familien verberblich und das Glück derfelben vernichtend werben 
kann. Diefe Handlung muß daher auch mit Ruͤckſicht auf den in ber Befchwerbe 
berufenen $. 500 als eine folche betrachtet werden, welche zur Verbreitung des 
©ittenverderbniffes beiträgt, und Unorduungen gewöhnlich zur Folge hat. Da 
nun als erwiejen angenoinmen wird, Daß dag unter ben verbotenen Hazard» 
ſpielen ausdrüdlich aufgeführte Spiel: „Halbzwoölf“ um Geld gefpielt worden, 
das Geſetz aber die Strafbarkeit der Handlung nicht von der Höhe bes Ein- 
ſatzes abhängig macht, fo tft bie That mit vollem Grunde als ftrafbar erflärt 
worden”. 


8. 523. 
Teunlenheit. 


1. Nach dem Haren Wortlaute des 8. 523, insbefondere im Zufammen- 
halte mit dem darin bezogenen $. 236, tft die Trunkenheit, d. i. eine Berau⸗ 
fhung dann, wenn in biefem Zuftande eine Handlung verübt wird, bie außer 
biefem Zuftande ald Verbrechen zugerechnet würde, als Webertretung zu beftra- 
fen. Der Ausdrud im Geſetze: „in dieſem Kalle", „in dieſem Zuftande" 
ſchließt jeden folchen Fall ber Trunkenheit oder Beraufchung ohne Rüdficht 
auf babituelle Trunkenheit, ohne Rüdficht auf bereits gemachte 
Erfahrung über die bei dem betreffenden Individuum im Zuftande ber Bes 
raufchung fich einitellende heftigere Semüthsbemwegung in fih. Diefe 
bereitd gemachte Erfahrung, mozu ebenfalls ohne Rüdlicht auf habituelle 
Trunkenheit ſchon ein oder einige wenige in größeren Zwijchenräumen einger 
tretene Fälle genügen können, ift im :Baragraphe, abgefondert von der voraus⸗ 
gehenden allgemeinen Beitimmung, nur al& Grund ber eintretenden Straf: 
verfchärfung hervorgehoben. — 

2. Das Geſetz fpricht im $. 523 von Handlungen, die irgend ein 
Derbrechen, ohne Ausnahme oder Unterfcheidung der Gattung oder Art begrün- 
ben würden. Das Gefeh bezeichnet alle Verbrechen, Vergeben oder Uebertre⸗ 
tungen ſtets nur mit dem allgemeinen Ausdrude „Handlungen“ oder 
Unterlafjungen, und bebient fich des Ausdrudes: „Das Verbrechen, oder bie 
Handlung, die That ausüben, verüben, begehen” auch in folchen Stellen, wo 
offenbar das Verbrechen auch nur durch Worte oder Reden begangen wirb: 
$8.4,5, 8, 14, 46, 47, 58, 64 des Str. ©. (E. vom 17. Juli 1853, ©. 8. 
Hr. 88) *). 


2) Es handelte fih um das in der Trunfenheit begangene Verbrechen der Mas 
jeftät&beleidigung. 
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Siehe auch die hei 8. 236 angeführte E. vom 14. Juli 1851 (©. 3. 
Nr. 175). 


S. 525. 
Beitrafung größerer Unfittlichleiten, 


1. Ein Zahnarzt hatte eine ledige Dienftmagd, die zu ihm gelommen 
war, um fich einen Zahn ausreigen zu laffen, durch Anwendung von Narcotis 
firungsmitteln betäubt, und fie in diefem Zuftanbe zu außerehelichem Beifchlafe 
mißbraucht. Er konnte jedoch nicht wegen des Verbrechens der Nothzucht 
verurtheilt werden, weil fich bie That noch vor ber Wirkfamfeit bed neuen 
Strafgefeßbuches ereignet hatte (Durch welches erft, abweichend von dem frü- 
heren, im $. 127 der Beifchlaf mit einer im Zuftande ber Wehr- oder Bewußt⸗ 
lofigfeit bereit befindlichen Frauensperſon als Nothzucht erflärt wurde), und 
weil andererfeitö nicht erwiefen war, daß ber Angeklagte die Befchädigte ſchon 
in der vorausgefaßten Abficht, fie in dieſem Zuftande fleifchlich zu gebrauchen, 
in ben Zuitand der Betäubung verſetzt babe. Das Landesgericht hielt aber 
auch den $. 269 des I. Theils des Str. ©. für unanwendbar, weil diefer 
Paragraph fowohl nach feinem ganzen Inhalte, als nad der Marginalnote 
fi offenbar nur auf jene Unfittlichkeiten beziehe, welche fich im Innern ber 
Familie zutragen und fonft zur häuslichen Zucht gehören. 

Der oberite Gerichtshof erflärte mit E. vom 22. Septeniber 1853 (©. 3. 
Ir. 139), daß der Angeklagte fich ber Uebertretung gegen die öffentliche Sitt- 
lichkeit nach S. 269 11. Theils des Str. ©. fchuldig gemacht habe. — Mit An- 
wendung des neuen Strafgefeßes würde nun zwar die Handlung nach $. 127 
zweifellos das Verbrechen der Notbzucht begründen. Allein nichts deito weni: 
ger find die Entfeheibungsgründe noch immer von Wichtigkeit, weil fie eine 
allgemeine Auslegung ber 88. 245 und 269 des II. Theild des Str. ©. vom 
Jahre 1803 enthalten, diefe aber ben SS. 500 und 525 des neuen Strafgefek- 
buches wörtlich entfprechen. 


Die betreffenden Stellen der Entfcheidungsgründe find nachſtehende. 
wobei ben $$. 245 und 269 bes alten Strafgefeßbuches durchaus bie gedachten 
88. 500 und 525 fubitituirt wurden. 


„Die im 8. 525 einzeln bezeichneten Fälle beziehen fich allerdings nur 
auf Unfittlichkeiten, welche im Innern der Familie fich zutragen. Allein 
diefe Fälle find nicht tarativ, fondern nur beifpielsweife ange- 
führt, weil es begreiflicher Weife wohl nicht möglich it, alle Fälle von Unfitt- 
lichkeit aufzuzählen, welche bie öffentliche Sorgfalt beſonders in Anſpruch 
nehmen, und es doc) Fälle geben kann, wo die öffentliche Sittlichfeit ebenſo 
fehr, wo nicht in höherem Grade, als in den im $. 525 bezeichneten einzelnen 
Fällen verlegt wird, und weil nach 8. 500 der Begriff einer Verletzung ber 
Öffentlichen Sittlichkeit nicht bloß auf Handlungen, welche an fich Öffentliches 
Aergerniß und Abjcheu zu erwecken fähig find, befchräntt, fonbern auch auf 


Strafgeſetz 8. 525. 319 


Handlungen ausgedehnt ift, welche nach ihrer Eigenfchaft zur Verbreitung des 
Sittenverberbniffes beitragen, wie auch auf folche, womit Unordnungen und 
Ausfchweifungen ald gewöhnliche Folgen verbunden find“. 

„Die Auffafſung bes 8.525 in dieſem ansgedehnteren Sinne findet auch 
in den Eingangsmworten desfelben ihre Rechtfertigung, ba aus denſelben ber 
Mille des Geſetzgebers erfannt werben kann, daß alle „größeren Unfitt- 
lichkeiten’ überhaupt auf Verlangen bes Betheiligten von der Obrigfeit 
unterfucht und beftraft werben follen“ *). 

Was aber die Strafe für die Mebertretung der öffentlichen 
Sittlichleit nach dem 8. 525 betrifft, fo fprach fich der oberfte Gerichtshof 
dahin aus: „Die Strafe für diefe Mebertretung ift im Geſetze nicht ausge- 
ſprochen, fondern nur erflärt, daß biejenige Beſtrafung zu verhängen fei, bie 
nah ben Umftänden zu einem wirffamen” Erfolge am zweckmaͤßigſten erach- 
tet wird”. 

„Dan kann fich daher nur und muß fich an die Analogie halten, durch die 
Bergleichung des conereten Falles mit anderen Mebertretungen ähnlicher Art“. 

In Anwendung diefed Grundſatzes wurde erflärt, daß diefer Fall, wo es 
fich um Verlegung des Vertrauens und Mißbrauch des Berufes handelt, gewiß 
ebenfo flrafbar, mo nicht ftrafbarer ſei, ald wenn ein Hausgenoffe oder ein 
Dienftbote auf die (jebt) in ben SS. 504 und 505 bezeichnete Weife das burch 
die Berhältniffe gebotene Vertrauen mißbraucht. — 

2. Dagegen wurbe aber bei einer E. vom 8. Februar 1854 (G. 3. Nr. 45) 
eine ganz abweichende Anficht über die Bedentung ber 88. 500 und 525 auf: 
geftellt. Bei diefer Entfcheibung wurde nämlich von dem Grundfage ausge 
gangen, „ber 8. 500 fei nur eine Ginleitung zu den nachfolgenden Strafge- 
leben; e8 gehe daher nicht an, irgend eine unfittliche Handlung, die fich unter 
die folgenden Paragraphe nicht einreihen läßt, aus dem 8. 500 als Mebertretung 
zu erklären, fowie der 8. 525 nur im Innern der Familie vorgefallene und 
ausnahmöweife der gerichtlichen Ahndung zu unterziehende Unfittlichfeiten 
behandle“. 

3. Der verehelichte Magiſter der Chirurgie 2. und die von ihrem Gatten 
geſchiedene B. waren ber Webertretung gegen die öffentliche Sittlichkeit nach 
8.525 aus dem Grunde fehuldig erklärt worden, meil ald wahr angenommen 
wurde, daß die bei Tag und Nacht ftattgehabten Befuche der B. durch 8. nicht 
Behufs der Ausübung der ärztlichen Hilfe, fondern wegen des zwifchen ihnen 
beitebenden, von der Nachbarfchaft mit Aergerniß und Abjchen aufgenomme⸗ 
nen unerlaubten Verhältniſſes gejcheben feien. 


*) Eine vorzügliche Beftätigung der Richtigkeit diefer Anficht liegt wohl aud 
darin, daß der $. 500 bei Aufzählung der Vergehen und Uebertretungen gegen die 
öffentliche Sittlichfeit unter denfelben anführt: f) „andere größere Unſittlich— 
feiten”“, ohne von der Beſchränkung, daß fie im Innern der Familie vorgefallen fein 
müffen, etwa® auch nur angudeuten. 
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Die Dagegen ergriffene Nichtigkeitsbeſchwerde ſtützte fich unter Anderem 
darauf, daß $. 525 ein häusliches Zuchtverhältniß vorausfeße, welches weder 
der Gattin des L., noch dem B. gegen feine gefchiedene Gattin zuftehe; auch 
ſei von feiner dieſer Perfonen eine Beftrafung verlangt worben. 

Der oberite Gerichtshof erflärte aber mit E. vom 26. April 1854 (©. 2. 
Nr. 73), der $. 525 feße zu feiner Anwendbarkeit nicht ein häusliches Zucht- 
verhältnig al8 Bedingung voraus. Das Verhältnig zwifchen den beiden 
Angellagten habe in der Nachbarfchaft Aergerniß erregt, und fei zur Kenntnip 
ber Polizeibehörde und der Staatsanwaltichaft gefommen, welche ſich zum 
Einſchreiten berufen und verpflichtet fahen. Uebrigens habe das Landesgericht 
angenonmen, daß ſowohl von ber L. ald von dem B. Abhilfe gegen das 
anitößige Verhältniß angefucht worben fei. 


Vierzehntes Hauptftück. 


Bon Erlöfhung der Vergehen und Mebertretungen und ihrer 
Strafen. 


8. 528. 
Bollitredte Strafe. 


Da durch die vollftredte Strafe Die Hebertretung getilgt wird, fo fann 
ein Mitfchuldiger,, der die ihm zuerfannte Strafe bereits vollitredt hat, nicht 
als ein folcher Zeuge angefehen werden , welcher im Verdachte ſteht, die ftraf- 
bare Handlung, wegen welcher er abgehört wird, felbft begangen oder baran 
theilgenonmmen zu haben, und eben deßhalb die nahe liegende Beforgnip erregt, 
dad er, um feine eigene Schuld zu verbergen und ber verdienten Strafe fich zu 
entziehen, die Wahrheit verhehlen und, um den Verdacht auf ben Angeklagten 
zu wälzen, fälfchlich zu defien Nachtbeile ausfagen dürfte (E. vom 24. Juni 
1852, ©. 3. Nr. 117). 


$. 530. 


Unterlafiene Klageführnng. 


1. Es ift weder im $. 496 noch im 8. 530 verordnet, daß die Anzeige 
und Befchwerbe fogleich bei der competenten Gerichtsbehörde angebradht 
werden müſſe, wenn die Frift zur wirkfamen Befchwerbeführung gerettet 
werben fol; es genügt daher auch die Anzeige bei der Sicherheitsbehörbe 
(&. vom 12. Juli 1854, ©. 3. Nr. 97; f. auch bie damit übereinftimmende 
&. vom 28. Jänner 1853, bei $. 503). 
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Frift zur Klageführung. 


2. Die Frage, warn ber Beleidigte zur Kenntnig der Ehrenbeleidigung 
gelangte, ift bei Berechnung ber Berjährungszeit nicht entfcheidend, und 
die Auslegung der SS. 530 und 532, daß die darin gefebten Termine erft von 
dem Augenblide zu zählen feien, als der Beleidigte bie Beleidigung erfährt, 
findet eben in dem Wortlaute bes 8. 530 ihre Wiberlegung. Denn darin wer- 
den für ben Berluft bed Klagerechtes des Privatanklägers die Alternativen 
geſtellt, wenn er bie ihm befannt gewordene Vebertretung ausdrücklich verzie- 
ben; oder darüber durch ſechs Wochen, nachdem ihm die ftrafbare Handlung 
bekannt geworden iſt, nicht Klage geführt hat; oder wenn die ſtrafbare 
Handlung bereits durch Verjährung erlofchen ift. 

Daber befteht die Erlöfchungsart der Mebertretung durch Ablauf der für 
Uebertretungen allgemein beitimmten Verjährungsfriſt ganz unabhängig von 
den für die Klageführung des Beleidigten feſtgeſetzten Friſten, und es ift das 
Recht zu einer folchen Klageführung ansdrüdlich ausgefchloffen, wenn bie all- 
gemeine Berjährungsfrift einmal abgelaufen war (E. vom 25. April 1855, 
®. 3. Nr. 66. — Derfelbe Grundſatz wurde wörtlich übereinftimmend auch 
ſchon in der &. vom 17. Mai 1854, ©. 3. Nr. 78 ausgefprochen). 

3. Wegen einer am 3. Auguft 1854 begangenen Ehrenbeleidigung war 
rechtzeitig, nämlich am 14. September 1854 Klage geführt worden, bie Borla- 
dung zur Hauptverhanblung erfolgte aber erit am 7. November 1854, alfo erft 
nach Ablauf der für die Uebertretung der Ehrenbeleidigung feitgefeßten drei⸗ 
monatlichen Verjährungszeit. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte mit E. vom 16. Mai 1855 (©. 3. 
Nr. 77), daß die bereits abgelaufene Verjährung durch die Vorlabung zur 
Hauptverhandlung nicht mehr unterbrochen werden Tonnte. Auch fei es ganz 
indifferent, Daß die dießfällige Klage innerhalb der gefeßlichen Frift bes S. 530 
angebracht wurde, weil eben die 88. 530 und 531 (532) zwei von einander ganz 
unabhängige VBerjährungstermine feititellen. 


8. 531. 
Verjährung. 
A. Beginn der Berjährung. 


1. Da die im $. 320 lit. £ bezeichnete Uebertretung in ber Handlung 
ber Verfälſchung befteht, fo ift die Verjährung berfelben von der Zeit zu 
berechnen, wo jene vorgenommen wurde (E. vom 18. November 1852, ©. 8. 
1853, Nr. 2; ſiehe diefelbe auch bei dem gegenwärtigen Paragraphe unter 17.). 

2. Die Verjährung der durch unterlaffene Melbung eines Beher- 
bergten begangenen Uebertretung kann nicht eintreten, fo Tange der Letztere 
bei dem Angeflagten verblieb, weil dieſer dadurch die Mebertretung 
immer fortgefest hat (E. vom 21. October 1852, ©. 3. m Nr. 12). 

Herbſt, grundfägl. Entſcheidungen. 
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3. Da eine Handlung fo lange ftrafbar bleibt, als das Damit verbundene 
Uebel daraus entfteht oder boch Teicht erfolgen kann, fo ergibt fih, daß ein 
gegen die Vorfchriften der Feuerlöfhordnung geführter Bau, fo 
lange er beftebt, diefelbe Uebertretung fortwährend begründe, 
und diefelbe eigentlich wiederholt werde, weil fortwährend dadurch die Gefähr- 
dung fremden Eigenthumes hervorgebracht wird, worin eben das Welen ber 
Mebertretung gegen die Sicherheit des Eigenthumes erkannt werben muß. 
Die Zeit der Berjährung einer ſolchen Uebertretung fann alfo erft 
von dem Zeitpuncte beginnen, wo bie möglihe Gefährdung frem- 
ben Eigenthumes burch den geſetzwidrigen Bau gänzlich befeiti- 
getworden tft; fo wie auf gleiche Art derjenige, welcher bie Verſicherung 
feiner Kellerftiege unterläßt ober befeitiget, fo lange bie im $. 335 bezeichnete 
Hebertretung begeht, als er durch dieſe Unterlaffung oder Handlung die Sicher 
heit des Lebens ober bie Förperliche Sicherheit anderer Menſchen gefährbet, 
wenn auch von dem Tage, als er bie Stiege unverfichert ließ, oder Die Verfiche- 
rung berfelben entfernte, ber im 8. 532 beſtimmte Termin längft verftrichen iſt; — 

4. Bei Mebertretungen, bie burch Unterlaffung einer Handlung 
begangen werben, Tann bie Berjährung fo lange nicht beginnen, als 
bie gefeßliche Verpflichtung zu jener Handlung befteht (&. vom 
3. November 1853, ©. 8. 1854, Nr. 4). 

5. Wenn bie Webertretung gegen bie Sicherheit der Ehre durch fälſch⸗ 
liche Beichuldigung eines Mißbrauches der Amtsgewalt begangen wurbe, fo 
kann diefelbe erit in jenem Momente als conftatirt angefehen und die Berjäh- 
rungsfrift erft von jenem Zeitpuncte zu rechnen angefangen werben, wo von 
ben competenten Behörden die Beichwerden bes Angellagten gegen ben betref- 
fenden Beamten als ungegrünbet erflärt wurden (E. vom 16. Juni 1851, 
®. 3. Nr. 159). 

6. Wenn das zur Unterfuchung von Verbrechen compeiente Gericht 
über Die mitgetheilten Acten und gepflogenen Erhebungen ausgeſprochen Bat, 
es koͤnne eine eriminalgerichtliche Amtshandlung nicht eintreten, fo beginnt die 
Derjährung ber unterlaufenen Uebertretung erft mit biefem lebteren Tage 
(&. vom 1. April 1851, ©. 3: Nr. 87). 

7. Der Zwed der Abfchaffung eines Ausländers aus dem Staatögebiete 
Tann nach der Natur der Sache nur der fein, möglichft zu verhindern, daß ſich 
ber Abgefchaffte im Stantögebiete aufhalte. Die im 8. 323 normirte Ueber- 
tretung wird demnach nicht bloß durch den Act der Meberfchreitung der Gränze 
bes Staatsgebietes, fondern auch durch den Aufenthalt im Staatsgebiete 
begangen, es kann daher, fo lange diefer Aufenthalt fortdauert, von einer Ver⸗ 
jährung der begangenen Webestretung feine Rede fein (E. vom 10. Jänner 
1855, ©. 3. Nr. 42). 

8. Gegen E. wurde von G. und M. wegen Ehrenbeleidigung die Klage 
erhoben. Beide Anzeigen waren vom 8. September 1855 datirt, ©. behaup⸗ 
tete, Daß bie gegen ihn gerichtete beletdigende Aeußerung „in den erften Tagen 
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bes Monates Auguft”, — M., daß die aufihn bezügliche „vor vier Wochen“ 
ſtattfand. Die Borladung an ben Beichuldigten zu ber auf den 6. December 
anberaumten Strafverhandlung wurde am 6. November ausgefertigt und ihm 
am 16. November zugeftellt. 

Der oberfte Gerichtähof erfannte, daß die Verjährungszeit ununter 
brochen verftrichen, und folglich die Verjährung als eingetreten anzunehmen 
fei. Denn nach ben Angaben ber Privatfläger und ber Belaitungszengen, 
welche die Zeit ber Ehrenbeleidigungen genau zu bezeichnen nicht im Stande 
waren, barf ber fragliche Zeitpunct nicht über „bie erften Tage des Monates 
August“, alfo vermöge des Sprachgebrauches nicht über den dritten Mos 
natstag hinausgefeht werden; dann war aber bie breimonatliche Verjäh- 
rungszeit am Tage der Grlaflung des Vorladungsbefehles bereits abgelaufen. 
Wollte man übrigens diefer Berechnung den Anſpruch auf volle Richtigkeit 
verfagen, fo bleibt die Frage nach dem ununterbrochenen Verlauf der Verjäh- 
rungszeit mindeftens unentfchieden; im Zweifel hat aber nach ftrafrechtlichen 
Grundſätzen bie dem Befchuldigten günjtigere Meinung zu gelten” (E. vom 
21. October 1856, ©. 8. Nr. 140). 


B. Unterbrehung der Verjährung. 


9. Durch die Vorladung wird ber Befchuldigte in Unterfuchung gezo- 
gen und kann die Wirkung derfelben deßhalb, weil er burch die Flucht ober fein 
Berborgenhalten die Zuftellung der Vorladung, die angedrohte Verhaftung 
und feine Abhörung zu vereiteln wußte, nicht als behoben angefehen werben 
(E. vom 21. Zult 1851, ©. 3. Nr. 185). 


10. Nicht der Tag, an welchem ber Beſchuldigte wirklich verhärt 
worden, fondern jener, an welchem deſſen perfönliche VBorladung zum Verhoͤre 
befchloffen und ausgefertigt wurde, ift in Bezug auf die Verjährung entfchei- 
dend und biefelbe unterbrechend (&. vom 23. März 1853, ©. 3. Nr. 43). 

11. Daß die Verjährung ſchon durch die Erlaffung bes Vorladungs- 
befehle8 unterbrochen werde, iſt im 8. 531 deutlich ausgedrüdt. Die Anficht, 
welche diefe Wirkung erft mit der Zuftellung desfelben verbindet, ſetzt die 
Unterbrechung der Verjährung in ein Greigniß, deffen Vereitlung in ber Macht 
des Angefchuldigten ſtünde (E. vom 21. October 1856, G. 3. Nr. 140). 

12. Der die Verjährung unterbrechende gerichtliche Act ber früher 
geichehenen Vorladung muß nachgemwiefen vorliegen, und nach $. 184 
der Str. Pr. DO. (— vom Jahre 1850, mit welchem ber $. 149 ber neuen 
Etr. Pr. DO. wörtlich übereinftimmt —) in ben Acten erfichtlich gemacht 
fein, um bie gedachte Wirkung hervorzubriugen, unb eine bloße Vermu⸗ 
thung kann bier nicht al8 genügend angefehen werden (E. vom 27. Mai 1853, 
®. 3. Nr. 75). 

13. Karl P. hatte wider den 3. die Anlage wegen einer Ehrenbeleidi- 
gung eingebracht; dem I. aber war nur bei Gelegenheit, da er in einer wider 

21° 
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Karl P. eingeleiteten Criminal» Unterfuchung al8 Zeuge vernommen wurbe, 
Die gegen ihn gemachte Anklage vorgehalten worden, worüber fi) der Staats⸗ 
anwalt die Antragftellung bis nad Beendigung der wider P. eingeleiteten 
Unterfuchung vorbebielt. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte mit E. vom 3. November 1853 (©. 3. 
1854, Nr. 3) gegen bie Anficht bes betreffenden Landesgerichtes, daß hiedurch 
die Verjährung nach 8. 531 nicht unterbrochen worden ſei. 

14. ©. überreichte im Monate Mat 1853 bei der Prätur ein Geſuch, 
worin er erflärte, zahlungsunfähig zu fein und feine Güter den Gläubigern 
abzutreten, und um Einräumung der Rechtsmohlithaten der Güterabtretung 
bat. Hierüber wurde von der Prätur fofort der Concurs eröffnet und der Cri⸗ 
datar Behufs feiner Vernehmung vorgeladen, welche im Monate Mai und 
dann im December 1853 ftattfand. Nachdem die Erhebung des Thatbeftandes 
durch Aufnahme vieler Zeugenverhöre und andere Jtachforfchungen vollendet 
war, überfendete die Prätur die Acten dem Landesgerichte, welches von ber» 
felben bereits eine vorläufige Anzeige bes Falles erhalten und demgemäß fchon 
mehrmals die Vorlage ber Thatbeftands-Erhebungen urgirt hatte. Im März 
1855 wurde wider ©. die Spectalunterfuchung wegen des Vergehens ber 
leichtfinnigen Crida eingeleitet und berjelbe förmlich zum Verhoͤre vorgelaben 
und verhört. | 

Die entfcheidende Frage, ob Durch Die Verhöre des Eribatars bet 
ber Brätur die Berjährung unterbrochen worden fei, wurde gegen 
die Anficht der erſten Nichter vom Oberlandesgerichte bejaht, und auch der 
oberite Gerichtshof trat mit E. vom 5. Februar 1856 (®.3.Nr.37) der Rechts⸗ 
anficht bes Tebteren bei, welche in nachjtehender Weife begründet worden war: 
„S. habe, indem er fich infolvent erflärte, gegen fich felbft eine Befchuldigung 
vorgebracht und dadurch eine ftrafgerichtliche Unterfuchung veranlaßt, welche 
allerdings mit feiner Freifprechung endigen fönne, allein nach dem gewoͤhn⸗ 
lichen Gange der Ereigniffe viel wahrjcheinlicher feine Verurtheilung wegen 
einer (als Verbrechen oder als Vergehen) ftrafbaren Handlung zur Folge 
haben dürfte. Daher habe fein durch diefe Selbitanflage herbeigeführtes Ver⸗ 
hör bei der Prätur nur zu dem Ende ftattgefunden, damit fich der Cridatar 
wegen des Fallimentes verantworte, deſſen er fich ſelbſt befchuldigt Hatte, wie 
denn auch in der That alle feine Angaben Tediglich auf die Begründung des 
Banferotts durch zufällige Ereigniffe, alfo auf feine Entlaftung abzielen. Die 
gefeslihe Beftimmung, daß um die Verjährung zu unterbrechen, 
der Thäter als Angefchuldigter vorgeladen oder verhört worden fein 
müffe ($. 531), könne nicht im firengen Wortfinne genommen 
werden, nach welchem allerdings der Begriff: „Ihäter" einSchuld- 
erfenntniß, und der Begriff: „Angefchuldigter" wenigſtens einen 
Befchlug auf Einleitung der Specialunterfuhung vorausfeßen 
würbe, fondern e8 feien jene Ausdrüde im weiteren Sinne zu 
dbeuten und darunter Überhaupt eine als der Thäter bezeichnete Perfon 
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zu verfiehen. In biefer weiteren Bedeutung werde das Wort: Beſchul⸗ 
bigter auch in der Str. Pr. D. gebraucht, namentlich in den 88. 39, 41, 42, 
43 u. ff. bis $. 134, mit welchem das Hauptſtück von der Specialunterfuchung 
beginnt, und bie engere Bedeutung bes Ausdruckes an die Stelle der bis dahin 
gebrauchten tritt. Es müſſe Daher nach dem richtigen Verjtändnifle des 8. 531 
den bei der Pratur aufgenommenen Verhoͤren bes Cridatars die Wirkung ber 
Berjährungsunterbrechung beigelegt werden. — Gefebt, S. wäre über eine 
andere ftrafbare Handlung ald Zeuge vernommen worden, und es hätte wäh» 
send ber Vernehmung fich gezeigt, daß er felbit diefer Handlung befchuldigt 
fei, fo würde alerdings die Verjährung ihm gegenüber dadurch nicht unter» 
brochen worden fein, weil er als Zeuge vorgeladen worden war. Der exceptio⸗ 
nelle Charakter des Bankerotts hingegen bringe es nothwendig mit fidh, baß 
jeinetwegen ber Fallit nur als Bejchulbigter verhört werben könne“. 


15. Ein von N. redigirte8 und von B. verlegted Journal brachte am 
31. Mai 1856 eine mit dem Namen des Verfaſſers E. bezeichnete Erzählung, 
worin das Verhalten der Gensd'armerie bei einer Hausfuchung in einer bie 
Ehre ded ganzen Körpers verlegenden Weile dargeftellt wurde. Die vom 
Commandanten bes betreffenden Gensd'armerieregimentes erhobene Privat 
anflage wurde vom Staatdanwalte am 30. Juli mit der Erflärung überfenbet, 
daß er fich derfelben nach 8. 37 ber Str. Pr. O. anjchließe. 


A. wurde am 1. B. am 3. Auguft vernommen, und wegen Bernehmung 
bes ©. ein Erjuchfchreiben an das Unterfuchungsgericht feines Wohnortes 
erlaffen. Diefes erfuchte vorerft um Aufklärung, ob ein nach 8. 145 der Str. 
Pr. DO. gefaßter Beichluß auf Einleitung der Specialunterfuchung bereits vor- 
liege oder nicht, und ob hiernach ©. ald Angefchuldigter oder nur inter reum et 
testem (als verdächtiger Zeuge) zu verhören fei. Die Antwort des Unter- 
fuchungsrichters lautete, daß es fich nur um ein Informativverhör des @. 
handle, um die Identität feiner Perfon mit jener des Verfaflers ber inerimi⸗ 
nirten Erzählung feitzuftelen. Hierauf fertigte der requirirte Richter am 
29. Auguft die Borladung bes C. aus, welche Die einfache von keinem Beiſatze 
begleitete Aufforderung an ihn enthielt, „am 8. September beim Richter zu 
erfeheinen” , und demfelben, da er eben abweſend war, erft im Monate Sep- 
tember zugeftellt werden fonnte. Bon Seite der Berhörsrichter murbe keinem 
ber erwähnten drei Individuen irgend ein Vorhalt geinacht und fie verantwor« 
teten fich ganz unaufgefordert über bie That. 


Am 30. September wurde fohin vum Unterfuchungsrichter der Beſchluß 
zur Einleitung der Sperialunterfuchung wegen bes in den $$. 491 und 492 
bezeichneten Bergehens gegen die Sicherheit der Ehre gefaßt. Diefer Beſchluß 
wurde vom Landesgerichte, deſſen Entjcheidung Die Befchuldigten verlangten, 
aufrecht erhalten, vom Oberlandesgerichte aber erkannt, daß die Vorunter⸗ 
fuhung wegen ber vollendeten Verjährung einzuftellen fei, weil die Verjährung 
nur durch ſolche Gerichtshandlungen unterbrochen werben könne, welche gegen 
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ben Thäter als Angefchuldigten, mithin nach bem Einleitungsbefchluffe 
unternommen wurben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung ber erften Inſtanz, 
und zwar in Erwägung, daß nach ben im Zufammenhange zu interpretirenden 
88. 227 und 531 die Borladung, Vorführung, die Verhaftung und bag Verhör 
bes Thäters als Angefihuldigten Acte feten, welche in ihrer die Verjährung 
unterbrechenden Wirkung dem Befchluffe auf Einleitung der Spectalunter- 
fuhung gleich ftehen, und nicht, um jene Wirkung hervorzubringen, erft einen 
folhen Beſchluß vorausfeßen, und daß im vorliegenden Kalle bet den ftattge- 
findenen Verhören des N. und B. und bei der Vorforberung bes E. es ſich 
offenbar darum handelte, fie als Angefchuldigte, nicht als Zeugen, zu ver- 
nehmen, vridfichtlich vorzuladen (E. vom 20. Jänner 1857, G. 3. Nr. 54) *). 


— 





— — 


) Ein ähnlicher Ausſpruch war ſchon mit der unter 14. angeführten E. vom 
5. Februar 1856 erlaffen worden. — Wenn aber entfcheidended Gewicht darauf gelegt 
werden will, daß im 8.227 neben der Schöpfung des Beſchluſſes zur Einleitung der 
Unterfuhung auch die Erlaffung einer Vorladung, eines Vorführungs⸗ oder Verhafts⸗ 
befehled gegen den Thäter ald Angefchuldigten u. f. f. angeführt und zur Unterbrechung 
der Berjährung als genügend erklärt werde, und wenn daraus abgeleitet wird, daß 
alfo die letzteten Acte auch ohne Vorausſetzung bed bereits ergangenen Einleitunge- 
befchluffes die Wirkung baben, den Thäter in Unterfuchung zu ziehen und die Berjäb- 
rung zu unterbrechen (f, die Betrachtungen in der ©. 3. 1857, ©. 219), fo dürfte 
fih dagegen Folgendes bemerken laffen. Zur Zeit, ald das Str. G. vom 27. Mai 
1852 erlaffen wurde, beftand ja die Str. Pr. D. vom 29. Suli 1853 noch nicht; bei 
der Frage, durch welche gerichtliche Acte der Thäter in Unterfuchung gezogen und die 
Verjährung unterbrochen werde, konnte daher nicht auf die Beſtimmungen dieſes letzte⸗ 
ten noch gar nicht eriftirenden Geſetzes, fondern es mußte vielmehr auf die Beftim- 
mungen der für die verfähtedenen Länder des öfterreichifchen Kaiſerſtaates damals 
geltenden und unter fi höchft verfehiedenartigen Strafproceßgefepe Rüdficht genommen 
werden. — Nun war der Str. Pr. D. vom Jahre 1850 die Gliederung des Unter- 
fuhungsverfahrens in Vor⸗ und Specialunterfuhung und daher auch der Befchluß, 
daß gegen eine beſtimmte Perfon die Specialunterfuchung einzuleiten fei, vollig fremd, 
dagegen enthielt fie fo genaue VBorfhriften über die Borladung, Vorführung und Ber: 
haftung ded Angeichuldigten, daß jeder Zweifel darüber, ob Jemand ald Angeſchul⸗ 
digter vorgeladen, vorgeführt, verhaftet oder vernommen worden fei, unmöglich war 
(f. die 88. 182, 183, 185, 186 und 191, dann Würth’d Commentar ©. 277 u. 281). 
Daher fonnte für jene Länder, wo die Str. Pr. DO. vom Jahre 1850 galt, nicht die 
Schöpfung des Befchluffed zur Einleitung der Unterfuchung, wohl aber mußten die 
erwähnten anderen gerichtlichen Acte ald die Verjährung unterbrechend angeführt wer- 
den. — Dagegen begann in jenen Rändern, wo dad Verfahren noch nad dem Str. ©. 
vom Sabre 1803 gepflogen wurde, die Eriminalunterfuchung wider den Befchuldigten 
nur erft mit der Schöpfung des Qualificationdbefchluffes (des Beſchluſſes zur Einlei- 
tung der Unterfuhung gegen eine beftimmte Perfon), daher mußte biefer Act als der 
die Verjährung unterbrechende bezeichnet werben. 

Auf diefe Art findet der Umftand, daß im 8. 227 neben den anderen dort 
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16. Wegen Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen kann Jemand nur 
von jener Behörde in Unterfuhung gezogen werben, welcher die Straf. 
gerichtsbarkeit zufteht. Deßwegen erflärt auch das Strafgeſetz ausdrüd- 
lich, daß nur bie von einem „inlänbifchen Strafgerichte" unternommene 
Unterfuchung die Verjährung unterbreche und bezeichnet dann bie gerichtlichen 
Acte, welche diefe Unterbrechung zu bewirken geeignet find. 

Daß aber die Finanzbehörden, felbft wenn fie als ®erichte über 
Gefaͤllsuͤbertretungen einfchreiten, nicht competent find, Jemand in Unterfu- 
chung zu ziehen, gegen welchen nach ben allgemeinen Strafgefegen zu verfah- 
ven ift, erflärt auch der 8. 649 und die folgenden bes Strafgefehes über 
Sefällsübertretungen, und wenn fich auf den 8. 230 diefes Geſetzes berufen 
wirb, um zu beweifen, daß die Finanzbehoͤrden auch wegen bes ber Finanz. 
wache geleifteten Widerſtandes zu verfahren berechtiget find, fo ift nicht zu 
überfehen, daß diefes nach 8. 227 nurfo lange ber Fall ift, als ſich die That 
nicht zur Anwendung des allgemeinen Strafgefebes eignet (E. v. 6. Mai 1853, 
G. 8. Nr. 66). 


C. Bedingungen der Verjährung. 
a) Daß der Chäter keinen Huben mehr in Händen habe. 
17. Es Tann nicht behauptet werden, daß der Angellagte mit dem 
Beſitze bes burch ihn verfälfchten Paffes (8. 320 lit. f) einen reellen 





angeführten Gerichtähandlungen auch noch insbeſondere der Befhluß zur Ein- 
leitung der Unterfuhung gegen den Thäterald Angefhuldigten erwähnt 
wird, feine genügende Erflärung, wenn man nur auf den Stand der Strafproceß- 
Sefebgebung zur Zeit der Erlaffung des Strafgeſetzes die unerläßliche Rüdficht nimmt. 
(Diefe Rüdfihtnahme ift freilich dem DBerfaffer der citirten Betrachtungen in der G. 8. 
überflüffig erfchienen. Einen Beleg dafür bietet feine Behauptung, die Einleitung der 
Unterfuhung fei unter den Arten der Berjährungdunterbrechung im $. 531 des am 
27. April 1852 erlaffenen Strafgefeped deß halb nicht aufgeführt, weil bei Ueber- 
tretungen nad) der jet geltenden, nämlih in den Jahren 1854 und 1855 in's 
Leben getretenen Str. Pr. D. ein Beſchluß auf Einleitung der Unterfuhung überall 
nicht ftattfindet.) 

Wann man aber fagen könne, es fei gegen den Thäter ald Angefhuldigten 
eine Borladung, ein Vorführungsd« oder Verhaftsbefehl erlaffen worden, das ift gegen- 
wärtig allerdings nad) der jetzt geltenden Str. Pr. O. zu beurtheilen. Nach diefer 
ift aber dazu bei Berbrechen und Vergehen erforderlich, daß der Beſchuldigte bereits 
eines Verbrechens oder Vergehens rechtlich befchuldiget erfcheine, was eben 
durch den Befchluß der Einleitung der Specialunterfuhung audgefprocdhen wird (88. 145, 
148, 150, 151 und 156). Die Behauptung aber, daß auch ſolche Gerichtähandlungen, 
welche jenem Befchluffe vorangingen, die Verjährung eines Verbrechens oder Vergehens 
zu begründen vermögen, führt zu der ganz eigentbümlichen Folgerung, es fei Je— 
mand in die Unterfuhung gezogen (Str. ©. $. 227), bevor die Unter- 
fuhung wider ihn eingeleitet ift (Str. Pr. O. $. 197 in Derbindung mit 
4. 145). 
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Nuten in Händen habe, wie ihn das Geſetz fordert, um ben Auſpruch auf 
Verjährung auszufchließen (&. vom 18. November 1852, ©. 3. 1853, Nr. 2). 

18. Die Angellagten, welche eine fünftliche VBerrümmung ihrer Zeige: 
finger bewirkt, und dadurch die Mebertretung der Selbftverffümmlung 
begangen Hatten, waren von den unteren Inſtanzen, ungeachtet ber bereits 
abgelaufenen Berjährungszeit, Dennoch als fchuldig erflärt worden, weil fie 
aus der Mebertretung noch einen Nutzen in Händen haben, indem fie, 
wenn gleich im militärpflichtigen Alter ſtehend, von ber Militärbienitleiftung 
befreit find. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte jedoch mit®. vom 13. Juni 1855 (G. 2. 
Nr. 91), daß wegen eingetretener Verjährung von bem weiteren Strafverfahren 
abgelafjen werbe, und zwar aus nachftehenden Gründen: 

„Selbftverftimmlung ift eine Uebertretung, welche ihrer Natur nach 
feine Erftattung zuläßt, und es ann nicht angenommen werden, daß die An- 
geflagten aus ber Mebertretung uoch einen Nutzen in Händen haben, benn fie 
haben fich durch die Selbſtverſtümmlung in einen für ihre ganze Lebenszeit 
dauernden minder vollfommenen Förperlichen Zuftand verſetzt. Auch find fie 
deßhalb von ber Militärdienftleiitung keineswegs befreit, da der $. 410 unb 
bie dießfalls beitehenden befonberen VBorfchriften anordnen, daß der Thäter zu 
demjenigen Militärdienfte abzugeben fei, zu welchem er noch tauglich befunden 
wird, wornach gerabe bie Verkrümmung bes Zeigefingers und die hiedurch 
bewirkte Untauglichkeit zu manchen militärifchen Dienſtleiſtungen für das Fort⸗ 
kommen ber Angellagten von nachthetligem Einflufje fein kann“. 

19. Den Beichuldigten fiel zur Laft, daß fie fich in die Amtshandlung 
des Semeinbevorftandes einmengten, welcher in Folge der von der k. }. Be- 
zirtshauptmannfchaft gegebenen Ermächtigung bie Verpachtung und Parcel- 
lirung einer Huthweide mittelft Licitation vornehmen wollte, und Durch Heraus⸗ 
reißen eines in bie Erde eingefchlagenen Pflodes, durch Die Beſchuldigung, 
bag die Liritationsbemwilligung erfchlichen fei, durch Nichtgeftattung der Um⸗ 
ackerung u. dgl. dieſe Amtshanblung verhinderten ($$. 312 und 314). 

Diefe ftrafbaren Handlungen find ungeachtet bes Ablaufes ber Dieß- 
fäligen Friſt keineswegs durch Verjährung erlofhen; denn ber Nutzen, 
welchen bie Täter beabfichtigten, nämlich Die Verhinderung der Verpachtung, 
ift Durch ihre Handlung wirklich erreicht, Die Huthweide blieb in der gemein- 
fchaftlichen Benügung, — und bie Verjährung würde ihnen daher nur dann 
su Statten fommen, wenn fie die Erneuerung bes Liritationsactes 
feither veranlaßt, und den Nachtheil gut gemacht hätten (E. vom 
25. Juli 1855, ©. 3. Nr. 104). 


b) &eleiflete Erflattung. 


20. Auch in jenen Fällen, wo Jemand einen Anderen an feinem Körper 
verlegt, ift zur Verjährung die „Erftattung” und daher nothwenbig, daß ber 
Verleger die Heilungskoſten beitritten, ben Berbienftentgang erfebt und 
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überbieß auf Verlangen ein den erhobenen Umftänben angemeflenes Schmer- 
zengeld bezahlt, oder nach $. 1425 des a. b. ©. B. zu Gericht erlegt, oder 
Doch jedenfalls erfichtlich gemacht Habe, daß er vor der Unterfuchung bereit war, 
ben Befchädigten in einer Art zu entichädigen, die von dem Richter als ange- 
meſſen, als billig anerkannt werben konnte (E. vom 2. Juni 1851, ©. 3. Nr. 
138 und 141; vom 14. und 21. Juli 1851, ©. 3. Nr. 176 und 185). 


21. Die Mebertretung bes Ankaufes bedentliher Waaren 
(88. 474 ff.) ift eine folche, die ihrer Natur nach Eritattung zuläßt (E. vom 
13. November 1851, ©. 3. Nr. 285). 


22. Die Verjährung tft nach lit. b nur dann ausgefchloffen, wenn ber 
Schade durch die Uebertretung felbft verurfa ht ift, und fich als eine unmit- 
telbare und nothwendige Folge berfelben darftellt (&. vom 15. Juli 1852, G. 3. 
Nr. 120). 

23. Der beleidigte Ehegatte hatte behauptet, es fei die Verjährung bes 
Ehebruches deßhalb ausgefchloffen, weil ihm durch den Ehebruch ein viel- 
fältiger Schade, insbeſondere auch dadurch, daß das Kind auf feinen Namen 
und als ehelich erzeugt im Taufbuche eingetragen tft, zugefügt wurde, Die An⸗ 
geflagte aber nichts gethan hat, um Gritattung zu leiften und den Schaden 
gut zu machen. Der oberite Gerichtshof erflärte dieß mit E. vom 17. Mai 1854 
(G. 3. Nr. 78) als ungegrünbet, weil der Beſchwerdeführer nicht fagt, worin 
der ihm zugefügte Schabe befteht, und ob derſelbe feiner Natur nach eine Gut» 
machung zulaffe; — was aber bie Eintragung des Kindes auf feinen Nanıen 
und als ehelich betreffe, fo fei dDiefelbe Feine nothwendige Kolge bes Ehebruches, 
ſondern eine Handlung geweſen, die derjenige zu verantworten hat, welcher 
jene Eintragung veranlaßte. 


24. Mit E. vom 31. Mai 1854 (G. 3. Nr. 83) wurde erflärt, daß auch 
bei der Mebertretung bes $. 331 durch unbefugte Verhaftung die Bedingung 
der Erftattung für bie Verjährung nicht erfordert werden könne. Denn „bie 
Freiheit ift ein unfchäßbares Gut, deſſen Entziehung eine Eritattung nicht zu« 
läßt. Die Beitimmungen des $. 260 lit. a über die Subititutrung der Arreft- 
ftatt der uneinbringlichen Geldftrafe Fönnen als ein Maßſtab zur Schäßung 
ber Freiheit und als eine Erflärung, daß bie Freiheit ein im Gelbe zu berech- 
nendes ſchätzbares Gut fei, nicht angefehen werden“ *). 


25. Wenn kein Nachweis irgend eines dem Mighandelten zugegangenen 
Schadens vorliegt, fo ift zur Verjährung der Dadurch begangenen Uebertretung 


*) Die gefehwibrig Berhaftete hatte übrigens in der Verhandlung ausdrücklich 
erflärt, daß fie aus ihrer Oefangenhaltung feinen Schaden erlitten habe, und bloß 
bemerkt, daß die Verhaftung für fie eine Schande gewefen fei, wodurch fie demnach die 
Berlepung ihrer Ehre andeutete, welche aber, wie es die im 8. 531 lit. b enthaltene, 
beifpielöweife aufgeführte ausdrüdliche Erklärung bewährt, eine Erftattung ihrer Natur 
nah nicht zugibt. 
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das Erforderniß der geleifteten Erftattung nicht nothwendig (E. vom 12. Sep- 
tember 1855, ©. 3. Nr. 126). 


D. Berjährung des Vergehens des Wuchers. 


26. Die Verjährung des Wuchers ift nicht nach dem allgemeinen Straf- 
gefeße, Sondern nach dem fpeciell gegen den Wucher beftebenben Geſetze zu 
beurtheilen (E. vom 3. Juni 1852, G. 3. Nr. 106). 


E. Berjährung der Uebertretungen des Waffenpatented vom 
24. October 1852 (R. ©. Bl. Nr. 223). 


27. Daß diefe Verjährung nach dem Strafgefebe und nicht nach dem 
Hoffanzleidecrete vom 19. März 1833 zu beurtheilen fet, erflärt die &. vom 
3. Mai 1854 (f. diefelbe im Anhange IN). 


8. 532. 
Berjährnungszeit. 


1. Der Wortlaut des 8. 532 Läßt feinen Zweifel Darüber iibrig, daß bei 
Beſtimmung des Zeitraumes, welcher nach dem Geſetze verfloffen fein muß, 
um bie Berjährung als eingetreten annehmen zu Tönnen, immer auf bie 
höchſte Strafe, welche das Geſetz auf die Webertretung, um welde 
es fich Handelt, angedroht hat, gelehen werden muß; daß demnach bei 
Entfcheidung der erwähnten Frage nicht die geringere Strafe, auf 
welche das Geſetz zu erfennen geftattet, und noch weniger jene, auf 
welche ber Richter erfannt hat, in Betracht komme. 

Demgemäß wurbe entfchieden, daß die Webertretung des Betruges erit 
nad) einem Sahre verjähre; da dieß überhaupt die VBerjährungsfrift für Ueber⸗ 
tretungen ijt, welche mit firengem Arrefte beitraft werden fünnen, Betrügereien 
aber, die feine Verbrechen find, nach den 88. 460 und 461 auch mit firengem 
Arrefte bis zu ſechs Monaten beftraft werden (E. vom 17. November 1853 
und vom 26. April 1854, ©. 3. 1854, Nr. 12 und 64). 

2. Sn Fällen, wo ſchon das Geſetz alternativ die VBerhängung einer 
Geld⸗ ober einer Arreftftrafe geftartet, tft, wenn für eine diefer Strafen mit 
Rückſicht auf das Maß derfelben eine Tängere Verjährungszeit gefordert wird, 
jedenfalls die längere Berjährungszeit die gefeßliche, ohne bag darauf gefehen 
werden darf, welche von ben einzelnen Strafarten in jedem einzelnen Falle ber 
befonderen Umftände wegen anzuwenden tft (&. vom 2. Juni und 21. Zuli 
1851, ©. 3. NR. 141 und 185). 





3. Bei den E. vom 16. Juni 1851 (©. 3. Nr. 159) und v. 12. Februar 
1852 (G. 3. Nr. 68) wurde von dem nachfiehenden Grundſatze ausgegangen: 
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Menn das Gefeh für bie Beitrafung einer Webertretung unter gewiffen 
Vorausſetzungen einen höheren Straflat feſtgeſetzt hat, fo tft die Verjäh- 
rungszeit jedenfalls nach der höchſten zuläffigen Strafe zu bemeflen, wenn 
auch die gedachten Borausfeßungen im gegebenen Falle nicht vorhanden 
waren. 

Ebenfo fprach fih auch eine &. vom 5. October 1854 (G. 3. Nr. 153) 
dahin aus, daß auf die Mebertretung der Wachebeleidigung nach $. 313 als 
höchſte Strafe, melde als Norm für die Beurtbeilung der Berjäh- 
rungszeitzu gelten hat, firenger Arreft gefebt, fomit die Verjährungszeit 
nad S. 532 ein volles Jahr ift. | 

Dagegen erflärte fchon die E. vom 31. Mai 1854 (©. 3. Nr. 83), daß, 
nachdem ber erfte Kal der Mebertretung des 8. 331 (thätige Beleidigung im 
Amte) mit (einfachem) Arreſt zu beftrafen ift, Die gefeßliche Verjährungsfrift für 
einen folchen Fall drei Monate betrage (obſchon dieſe Mebertretung im Falle 
der Wiederholung nach $. 331, wenn fie aber unter Umftänden geſchah, bie zu 
einem Auflaufe Anlaß gegeben haben, ober doch geben konnten, nad) $. 332 
Ihon das erfte Mal mit ftrengem Arrefte bedroht tft). 

Ganz entfchieden wurbe aber bei einer E. vom 30. Mai 1855 (G. 8. 
Nr. 83) von der entgegengeſetzten Anficht ausgegangen. — Das Landesgericht 
hatte als erwiefen angenommen, Sch. habe den N. zulegt im Monate Auguft 
1854 und zwar in der Art befchimpft, daß er deßhalb der Straffanction nad 
dem erften Abſatze des 8. 496 verfalle, es nahm jedoch an, daß die That ver- 
jährtfei, nachdem Sch. erft im Februar 1855 hierüber zur Verantwortung gezo⸗ 
gen worden war. Der Privatankläger hielt fich durch die Annahme einer nur 
dreimonatlichen Verjährungszeit für befchwert, weil die Verjährungszeit nach 
der Höchften auf die Geſetzesverletzung gedrohten Strafe zu bemeſſen, diefe im 
$. 496 mit ftrengem Arrefte bis zu Drei Monaten beftimmt, und daher nach 
$. 532 zur Verjährung ein volles Jahr erforderlich fei. 

Der oberite Gerichtshof erflärte jeboch dieſe Anficht als unrichtig. Denn 
jede ftrafbare Handlung müfle nach den fie begleitenden, Die ftrengere oder 
mildere Strafe bedingenden Umftänden beurtheilt werben. Da nun aber in 
bem vorliegenden Kalle keine folchen erſchwerenden Umstände erwieſen feien, 
welche die im zweiten Abfabe bed 8. 496 ausgefprochene Strafe des firengen 
Arreftes zur Folge haben, fo dürfe bei der Unanwendbarkeit diefer Strafe auch 
nicht bie ihr correfpondirende längere Berjährungszeit als geſetzlich nothwendig 
angenommen werben *). 


*) ©. auch den Auffag: „Ueber die Verjährungszeit der ftrafbaren Handlungen” 
in der ©. 3. 1855, Rr. 78; — dann Kitka's „Beitrag zur Erläuterung ded $. 532” 
in der ©. 3. 1857, Nr. 20. 
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Anbangl. 


Das Patent vom 2. December 1803 gegen den Wucher betreffende 
Entſcheidungen. 


Das Strafgeſetzbuch iſt bei dem Vergehen des Wuchers als Hilfsquelle anzuſehen. 


„Das Vergehen des Wuchers iſt zwar in materieller Beziehung nach 
dem Patente vom 2. December 1803 zu behandeln, das Verfahren aber gemäß 
Art. vl des Kundmachungspatentes zum Strafgefebbuche nad) ber Strafpro- 
ceßordnung zu regeln, und es ift felbft in materieller Beziehung, namentlich 
bezüglich allgemeiner Prineipien das Strafgeſetzbuch als Hilfsquelle anzu 
ſehen. Dieß gilt insbefondere von den Erfhwerungs- und Milderungs- 
gründen, indem fich das Patent vom 2. December 1803 darauf befchräntt, 
mit Uebergehung jedes Milderungsgrundes einige meift dem Wucher eigen 
thümliche Erfchwerungsumftände hervorzuheben. Und doch kann nicht bezweifelt 
werben und wurde bisher nicht bezweifelt, daß auch Milderungsgrünbe bei 
dieſem Vergehen beitehen können, und daß bie im $. 16 des eben erwähnten 
Patentes aufgezählten Erſchwerungsumſtaͤnde nicht tarativ gefeßt feien, daß 
demnach in diefen beiden Richtungen auf das britte und vierte Hauptſtück bes 
Strafgefeßes zurüdzugehen fei”. 

„Diefer Zufammenhang des Wiurcherpatentes und des Strafgefehbuches 
wurde insbefondere bezüglich der Begnadigung und Strafmilderung in dem 
Hofderrete vom 27. Auguft 1817, 3. ©. ©. Nr. 1366 ausdrüdlich ausgefpros 
hen, und wenn auch darin die Milderung oder gänzliche Nachficht der Strafe 
ausnahmsweife der oberſten Suitizitelle, in der Hegel aber den Appellations- 
gerichten eingeräumt wurde, fo muß doch diefe Befchränfung ber richterlichen 
Gewalt in Beurtheilung der erfchwerenden und mildernden Umftände, nach—⸗ 
bem ber Recurszug an das Appellationsgericht und die oberite Juſtizſtelle mit 
dem Gricheinen der Str. Pr. D. vom 17. Sänner 1850 aufgehört hatte, auf 
das in der Strafproceßorbnung und in dem Strafgefeßbuche beftimmte Map 
auch in Wucherfällen ausgebehnt werden, weil man font zu Dem inconfequen- 
ten Schlufle kaͤme, daß die Geſetzgebung, während fie dem erfennenden Richter 
bei Verbrechen eine Strafmilderung im ausgedehnteiten Maße geitattet, eine 
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folche bei dem Wucher unter das gefebliche Maß gar nicht für zuläffig halte, 
was offenbar den Principien des Strafrechtes wiberfpräche, daher vielmehr 
anzunehmen ift, daß auch in Wucherfällen die 88. 54 und 55 des Str. ©. 
von dem Gerichte angewendet werben dürfen" (E. vom 15. März 1854, 
G. 3. Nr. 58). 


8. 1. 
Anwendbarkeit des Wucherpatentes. 


1. Das Wucherpatent iſt nach feinem Wortlaute ($. 2) nur auf die 
eigentlichen Handelsgefchäfte der Handelsleute und Fabrikanten nicht 
anwenbbar; wohl aber auf jeden Zinfenvertrag, woburd Gelb auf Zinfen 
geliehen wird, unter welcher Form fich derfelbe immer verbergen mag, und 
nirgend ift auch nur andeutungsweiſe der Wechfelvertrag als folcher, wenn 
ba8 Darlehen unter feiner Geſtalt abgefchloffen worden if, ausgenommen 
(E. vom 7. Mai 1852, ©. 3. Nr. 96; deögleichen vom 3. Februar 1853, 
G. 53. Wr. 53). 

2. Wenn auch im Wucherpatente ausdrüdlich nur von verzinslichen 
Darlehen geiprochen wird, fo deutet dieß nur an, daß der Geſetzgeber dabei 
bie gewöhnliche Art der Darlehen vorzüglich im Auge hatte, e8 folgt aber nicht, 
daß das Patent auf ohne ausdrüdliche Intereffenbedingung gefchlof 
jene Darlehen feine Anwendung finde, da einer folchen Folgerung bie Mare 
Tendenz des Geſetzes und bie beftimmte Anordnung bed 8. 8 widerſpricht 
(E. som 17. Zunt 1852, ©. 8. Nr. 111) °). 

3. ©. hatte von A. einen Kaufichillingäreft zu fordern, worüber am 
17. April 1852 ein gerichtlicher Vergleich eingegangen wurde, in welchem er 
fih 4% Zinjen vom Berfallstage an bebungen hat. Der oberfte Gerichtshof 
nahm an, daß, wenn auch die Schuld des N. urfprünglich von einem Kauf: 
gefchäfte herrührte, und auf diefelbe, fo lange fie diefe Natur beibehielt, das 
Wuchergeſetz nicht anwendbar war, fie Doch durch ben erwähnten gericht- 
lichen Vergleich in eine Schuld aus einem Zinsvertrage überges 
gangen fei. Da nın ©. am 8. Mai 1852 nad) der (durch gefährliche Drohun- 
gen bemwirkten) Zahlung ber Hauptichuld, noch 20 fl. C. M., und zwar als 
Zinfen gefordert und in Empfang genommen hat, fo ftellen fich nach Abrech- 
nung der vergleichömäßigen Gerichtöfoften und der bis 8. Mat 1852 verfalles 
nen 4% Intereſſen, 14 fl. 41 fr. als ein nach 88.4, 5 und 9 gejeßmwidriger 


*) Das wucherliche Darlehen war in MWechfelform und zwar in der Art einges 
gangen worden, daß die Darlehendwerberin fich herbeiließ, von einer dritten Perſon 
A. auf fie gezogene Wechfel zu acceptiren, die dann auf den Darleiher girirt wurden. 
Die Berufungsinftanz nahm aber als erwiefen an, daß die Wechfel früher gar nicht 
beftanden, die U. dem Angeklagten feine Wechfel verkaufte, von ihm nichts erhielt, und 
daher eine Escomptirung nicht flattfand. 
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und nach $. 10 ftrafbarer Sintereffenbezug herans. Die Handlungsweile des 
Angeklagten fei Daher ganz richtig dieſem Geſetze unterzogen und keineswegs 
mit Verlegung des Gefehes für firafbar erflärt worden (E. vom 12. Mai 1853, 
©. 3. Nr. 68). 

4. Es ift auf die Entſcheidung der Straffälligkeit des Wucherers von 
feinem Einfluffe, ob der Bewucherte in ber Lage war, bie aus einem folcdhen 
Geſchäfte ihm zugehenden Vermögens. Nachtbeile im Eivil-Rechtswege 
zu befeitigen; — es kann fomit durchaus nicht behauptet werben, ein mit 
einem Minderjährigen gefchloffener mucherifcher Darlehensvertrag fei 
deßhalb nicht firafbar, weil der Bewucherte als Minderjähriger fich nicht 
rechtskräftig verbinden konnte, und baher bie Nichtigerflärung des Vertrages 
gerichtlich verlangen kann (E. vom 14. Juni 1854, ©. 3. Nr. 83) *). 





5. Die Beftimmungen bes Wucherpatentes beziehen fidy nur auf den Ver⸗ 
trag, woburch Geld auf Zinfen geliehen wird, nicht aber auch auf ein Ueber⸗ 
eintommen, vermöge welchem der Schuldner erfi nach der Tilgung und 
Abguittirung der Schuld und nah gänzliher Auflaffung ber 
bießfalls geführten Erecution einen Betrag hauptſächlich als Entſchä⸗ 
bigung für Berlufte, die ber Angellagte bei Aufbringung bes zu dem Dar 
lehen nöthigen Geldes oder durch die verzögerte Rüdzahlung des Darlehens 
erlitten haben foll, zugeftanden hat. Denn bdiefer Umftand hatte weder auf 
ein erſt zu erlangendes, noch auf ein beftehendes Darlehen Einfluß (E. vom 
12. Februar 1852, ©. 3. Nr. 66). 

6. Wegen eines Schuldrapitales von taufend Gulden fammt Nebenge 
bühren follte bie erecutive Feilbietuug des dem K. und feiner Gattin gehören- 
den Haufes vorgenommen werben. U. erbot ſich gegen einen Rabatt von 
zweihundert Gulden bie erequirte Forderung abzulöfen, welches Anerbieten 
von den Schuldnern angenommen wurde. — Nach ber zwifchen dem Crecu⸗ 
tionsführer und ben Executen gepflogenen Berechnung betrugen die Intereflen 
und die Gerichtskoſten beiläufig fechsundneungig Gulden; U. rechnete, daß die 
Erwirkung ber bücherlichen Umpfchreibung bes exequirten Gapitaled an ihn 
zwanzig Gulden Eojten dürfte, worüber feiner Zeit die Abrechnung zwifchen 
ihnen würde gepflogen werben, — berechnete fih den Rabatt für Einlöfung 
des erequirten Gapitales mit zweihundert Gulden, legte fonach einen an feine 
eigene Ordre auf Die Summe von breihundert und fechzehn Gulden Iautenden 
Wechſel den erequirten Eheleuten zur Neceptation vor, und bezahlte, nachdem 
dieſe erfolgt war, dem Erecutionsführer das Capital und die Nebengebühren, 


*) Dieß ergibt fih übrigend fehr deutlih aus 8. 16 lit. d, worin es ale ein 
erfhwerender, und Verſchärfung der Geldftrafe durch andere Strafen nach fih ziehen- 
der Umftand erklärt wird, wenn der Leichtfinn von Pupillen oder Curanden mif- 
braucht wurde. 
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worauf Diefer über das Capital bem N. bie Abtretungsurkunde ausfertigte und 
behaͤndigte. 

Der oberſte Gerichtshof erkannte mit E. vom 23. Jänner 1856 (©. 23. 
Nr. 27), das Oberlandesgericht habe mit Grund das Wucherpatent auf den 
vorliegenden all, beziehungsweife auf das fich von U. aus diefem Anlaffe zu- 
zuwenden verfuchte Entgelt für nicht anwendbar erklärt. „Denn das zwifchen 
den Eheleuten 8. und dem U. zu Stande gelommene Uebereinfommen, durch 
welches Lepterer die von St. gegen die Erfteren erequiste Forderung von 
taufend Gulden gegen Abtretung derfelben berichtigte, fei fein Darlehens 
vertrag, fondern eine im 8. 1422 des a.b. ©. B. bezeichnete Erprumif- 
fion. Das Wucherpatent aber finde nach $. 1 nur auf jene Verträge An- 
wendung, wodurch Gelb auf Zinfen geliehen mwurbe, und die Anwendung 
bes Strafgefebes im Wege der Analogie fei nach Art. IV des Kundmachungs⸗ 
Patentes zum Strafgefebbuche unzuläſſig.“ 


8. 2. 
Eigentliche Handlungsgeſchäfte der Handelsleute und Yabrilanten. 


Semand, der aus Trauben, bie in feinem Weingarten gewachfen find, 
Wein auspreffen läßt, Tann deßwegen noch nicht als Fabrikant angefehen, 
auch fol nach 8.2 das Wucherpatent nur auf „eigentlihe Handlungs 
geihäfte”, die Fabrikanten und Handelsleute unter ſich abichließen, nicht 
angewendet werden (E. vom 15. April 1851, ©. 3. Nr. 98). 


8. 8. 


Wucher im Capitale. 


1. Bei der Beurtheilung, ob Wucher vorhanden fei, kommt es nicht 
Darauf an, daß fich der Darleiher bereits wirklich einen Nutzen verfchafft hat, 
und daß er vor der Gefahr eines Berluftes gefichert ift (E. vom 15. December 
1853, ©. 3. 1854, Nr. 21). 

2. A. hatte fich herbeigelafien, bad Guthaben feines Gläubigers mittelft 
einer Schulbverfihreibung in eine verzinsliche Darlehensfordberung zu ver- 
wanbeln, deren Betrag bie (aus Zinsrüditänden und aus Kauffchillingen für 
Dietualien erwachfene) Schuld des A. noch um zehn Gulden überfchritt. Der 
Glaͤubiger fuchte dieſen Zufchlag dadurch zu rechtfertigen, daß er benfelben als 
einen Erfah für die voraussichtlich verzögerte Zahlung der Schuld darftellte. 

Der oberfte Gerichtähof erklärte den Zufchlag von zehn Gulden als 
Wucher im Capitale*. Bet ber Frage, ob Wucher im Gapitale verübt 


*) Dagegen hatte das Oberlandesgericht angenommen, daß jener Zufchlag, weil 
et dem Angeflagten dafür bewilligt worden fei, daß er auf die Bezahlung feines 
Buthabend über die hiezu feftgefeßte Zeit hinaus werde warten mäffen, die Eigenfchaft 
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wurde, komme es nur barauf an, daß ber Anleiher an dem Sapitale einen 
Abbruch erlitt oder erleiden follte, ohne Rücficht auf die Urfache, welche den 
Schuldigen beitimmt haben mochte, fich einen folchen unerlaubten Vortheil 
zu bedingen oder zu verfchaffen, weil im 8. 8 lit. a dbe8 W. P. als Wucher 
biefer Art jeder Abbruch an dem Capitale erflärt werbe, fei er unter was immer 
für einer Benennung gefchehen oder verabredet worden. Dem zu Folge fei 
die vom Angeflagten vorgebrachte Thatfache, daß jener Mehrbetrag von zehn 
Gulden als Schadenerſatz für die vorausfichtliche Verzögerung der Zahlung 
bebungen wurde, ohne Einfluß auf die Qualification (E. vom 1. April 1857, 
©. 3. Nr. 89). 


8. 9. 
Wunder in Zinfen. 


1. Die, wenn auch nicht bei der Abfchließung des Darlehens, ſondern 
durch ein fpäteres Uebereinkommen verabredete verzinsliche Gapitalifi- 
zung fürzer ald zwei Jahre rüdftändiger Zinfen ift Durch 8. 998 bes 
a. b. G. 3. verboten, und nach $. 9 lit. b des W. P. (— „wenn Zinfen von 
Zinfen genommen werden” —) ftrafbar; wobei ber Umſtand als unentichei- 
dend angejehen werden muß, daß über dieſe Zinfen ein neuer Schulbfchein 
ausgeftellt wurde, indem daraus nicht gefolgert werden kann, daß jene Summe 
die Natur von Zinfen verlor (E. vom 3. Juni 1852, ©. 3. Nr. 106). 

2. Nach dem Haren Wortlaute des $. 998 des a. b. G. B. koͤnnen nur 
zweijährige oder noch Ältere Zinfenrüdftänbe mittelit Vebereinlom- 
mens als ein neues Capital verfchrieben werben; zwetjährige (d. h. in den 
legten zwei Jahren fällig gewordene) Zinfen find aber keineswegs als zwei—⸗ 
jährige Zinfenrüdftände zu betrachten (E. vom 19. Auguit 1854, ©. 3. 
Nr. 125). 

3. Der Angeflagte hatte von dem Darlehen die Zinfen für neun Mo⸗ 
nate im Voraus, und zwar in ber Weife berechnet, daß fie in den neun Mona- 
ten a dato zahlbaren Wechfelbetrag eingerechnet wurden. 

Der oberite Gerichtshof erflärte, es fei hiedurch bei dem Umſtande, als 
fich diefer Zinfenbezug auf einen Zeitraum von neun Monaten erftredte, auch 
ber im $. 9 lit. d normirte Wucherfall conftatirt, und es werde daran durch 
den Umftand nichts geändert, baß diefe Zinfen erft zur Verfallszeit Des Wech⸗ 
fel8 zahlbar waren, fomit eigentlich nicht bezogen wurden. Denn dieſer 
Zinfenbetrag ging, ba er in die Wechjelvaluta eingerechnet war, mit Der 
Ncceptirung bes Wechfels in das Eigenthum des Wechfelinhabers über, und 
fonnte von ihm, ba ber Wechfel auf Orbre lautet, weiter girirt werden, muß 
fomit al8 bezogen angefehen werden. Auch wurde hiedurch von dem Momente 


vorausbedungener und daher ungefeßliher Berzugszinfen habe, mithin nur als 
Wucher in Zinfen fih darftell. 
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ber Verfallszeit ber Bezug ber Zinfen von dieſem Zinfenbetrage, fomit eine 
geießlich nicht erlaubte Verzinſung möglich, deren Realifirung ber Beſchwerde⸗ 
führer für den Fall, als ber Wechjel mittlerweile in andere Hände übergegan- 
gen wäre, nicht Hätte hindern können (E. vom 20. März 1855, ©. 8. Nr. 59). 


8. 10. 
Wucher in Bebingungen. 


1. Mit der E. vom 21. April 1853 (G. 3. Nr. 63) wurde ausgefprochen, 
baß die in die Schulbverfchreibung aufgenommene Bedingung bes Bor- 
faufsrechtes auf die für das Darlehen verpfändete Realität für den Schulb- 
ner immerhin eine brüdende ober beläftigende, fomit nach den 88. 6 und 10 
eine wucherliche fei. Dieß ergebe ſich aus ber Betrachtung, daß es gewiß 
Manchem, der eine Realttät anzufaufen wünfcht, nicht gleichgiltig ift, Mancher 
daher abgehalten werben Tann, fidh in eine Kaufsunterhandlung einzulaflen, 
wenn ihm bevorſteht, das Kaufrecht durch die Ausübung bes Vorfaufsrechtes 
vereitelt zu fehen, oder auch nur, daß er fich mit Dem Kaufabfchluffe Durch bie 
vom Geſetze dem Borkaufsberechtigten zur Einläfung des Gutes eingeräumte 
Fri bingehalten fieht; der freie Verkehr bes Schuldners mit feinem Gute 
baber dadurch allerdings gehemmt fei. — Es fei nicht entfcheibenb, daß bie 
Bedingung des Vorkaufsrechtes zum Theile (für ben Fall einer gerichtlichen 
Feilbtetung) gefeglich wirkungslos ift und überhaupt von bem Schuldner durch 
Hoch gefpannte Anforderungen oder Einverftändniffe mit anderen Kaufluftigen 
vereitelt werben Tann; denn wenn bie rechtliche Wirkungsloſigkeit ober bie 
Moͤglichkeit der Eludirung ber Bedingung das Unerlaubte und die Strafbar- 
keit derfelben aufheben könnte, dann würde man jebe wucherifche Bedingung, 
welche noch nicht erfüllt ift, ftraflos erflären müflen. Daß endlich das Geſetz 
im 8. 10 lit. co als Wucher in Bedingungen insbeſondere einige Berabrebungen 
erfiärte, welche fih nur auf ben Fall beziehen, wenn ber Anleiher 
feine Verbindlichkeit nicht erfüllt, nämlich das Darlehen zur bebunge- 
nen Zeit nicht zurückgezahlt hat, bieß ſtehe ber Wirkfamkeit ber Beftimmung 
des $. 10 lit. a, Daß außer ber auögebrüdten Friſt der Rüdzahlung bes Capi⸗ 
tals und Abtragung ber erlaubten Zinfen dem Schuldner unter Feiner Geftalt 
und Benennung Nebenjchuldigkeiten aufgelegt oder dem Gläubiger für ſich 
oder für andere Nebenvortheile bebungen werden bürfen, Teineswegs entgegen 
(f. dieſe Entſcheidung auch bei $. 14). 

2. „Die Bebingung, daß der Angellagte als Gläubiger nach ber Verfall» 
zeit ber Schuld bie Veräußerung bes Pfandes nicht verlangen bürfe, ift zu 
Folge der 88. 461 und 1371 des a. b. G. B. und bes $. 6 bes Patentes vom 
2. December 1803 allerdings nicht rechtsgiltig, allein nicht alles, was das 
Geſetz bei Darlebensverträgen als nicht giltig erklärt, tft eine wuchertfche, 
ftraffällige Bedingung. Was ald Wucher im Capital, in Zinfen, in Bebin- 
gungen anzufehen und ftraffälig zu behandeln fei, tft in ben 88. 8—11 bes 
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Patentes vom Jahre 1803 beſtimmt bezeichnet. Für Wucher in Bedingungen 
erflärt zwar das Geſetz im $. 10 lit. a, wenn außer ber Frifbeftimmung zur 
Rüdzahlung des Gapitales und Abtragung ber Zinfen dem Schuldner unter 
was immer für einer Seftalt und Benennung Nebenfchuldigkeiten auferlegt, 
oder für fich oder für Andere Nebenvortheile bebungen werben. Nimmt man 
die Worte Schuldigkeit und Vortheil in ber weiteften Bedeutung, fo könnte 
man benfelben auch die Bedingung, daß die Schuldner bei Berfän- 
mung ber Frift zur Gapitalsrüdzahlung bie verpfändeten Orunb- 
ftüde um den durch Schägung ermittelten Werth dem Gläubiger 
zu überlaffen haben, unterziehen. Daß aber das Geſetz die Worte: Neben⸗ 
ſchuldigkeiten und Nebenvortheile im $. 10 Lit. a in der engeren Bebentung 
einer unmittelbaren reellen Leiftung von Seite bed Schuldners und eines hier- 
aus für den Gläubiger fich ergebenden directen reellen Vortheiles gebraucht 
babe, ergibt fi Daraus, daß das Geſetz bie Bedingung, welche Rechte dem 
Gläubiger nach der Verfallzeit der Forderung auf das Pfandſtück zuftehen 
follen, unter ber lit. c des $. 10 beſonders und fpeciell befpricht, was ganz 
überflüffig geweien wäre, wenn man ben Abſatz lit. a bes 8. 10 dahin aus⸗ 
legt, daß die Ausbrüde: Nebenfchuldigkeiten und Nebenvortheile in der weite, 
fen Bedeutung zu nehmen, mithin barunter auch Die Bedingungen rüdfichtlich 
ber Verfügung des Gläubigers mit dem Pfandftüde nach ber Berfallzeit der 
Forderung begriffen fein. Es kommt alfo bie erwähnte Vertragsbedingung 
nur nach bem $. 10 lit. c zu beurtheilen. Dort erklärt aber das Geſetz für 
Wucher in Bedingungen nur, wenn verabrebet wird, daß nach ber Verfallzeit 
ber Forderung das Pfandftüd dem Gläubiger heimfalle, oder daß er ed um 
was immer für einen, oder um einen ſchon vorhinein beftiimmien Preis ver 
äußern könne. Bon keinem von beiden kann im gegenwärtigen Falle Die Rebe 
jein. Auch läßt fich eine Gefährdung ober Bedrüdung bes Schuldners darin 
nicht wahrnehmen, daß er, wenn er feine Schuld zur VBerfallgeit zu berichti- 
gen nicht vermag, fein dafür verpfändetes Gut dem Gläubiger um den erft zu 
erhebenden wahren Werth, ben die Sache zu biefer Zeit Haben wird, gegen 
Ausgleichung bes mehreren ober minderen Betrages überlaffen fol" (E. vom 
25. Jänner 1854, ©. 3. Nr. 41). 


8. 12. 
Strafe des Wuchers im Capitale. 
Die Strafe des Wuchers im Capitale iſt nach dem Geſetze nicht nach 
dem bezogenen, ſondern nach dem bedungenen Capitale zu berechnen (E. 
vom 15. April 1851, ©. 3. Nr. 98). 


8. 13. 

Strafe des Wuchers in Zinfen. 
1. Unter dem Ausdrucke: „verfallene Zinſen“ begreift das Geſet 
offenbar jene Zinſen, welche durch die geſetzlich verbotene wucheriſche Verab⸗ 
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redung bebungen unb bereits bezogen worben find, Teineöwegs aber jene, 
welche nach dem Geſetze hätten bezogen werden follen. Dieß geht fhon aus 
dem weiteren Ausfpruche des 8. 13, Daß nach Beichaffenheit der Umſtaͤnde der 
Darleiber auch aller Zinfen, bie noch verfallen follten, verluftig zu erflären 
fei, dann auch baraus hervor, daß es nicht in der Abjicht des Geſetzgebers 
gelegen fein Tonnte, dem mucherifchen Darleiher bie geſetzwidrig bezogenen 
höheren Zinfen in Händen zu belaffen, und nur ben Erlag jener Zinfen, 
welche er nach dem Geſetze hätte beziehen koͤnnen, als Strafe zu beſtimmen 
(&. vom 31. October 1854, ©. 3. 1855, Nr. 9). 

2. Die Anficht, dab beim Wucher in Zinfen nur bie wirklich bezoge— 
nen und nicht vielmehr die fämmtlichen bebungenen Intereſſen, ſoweit 
fie bereits verfallen find, zur ®eldfirafe angerechnet werben müſſen, iſt 
offenbar unrichtig. Denn wenn es nicht fehon deutlich und Har in den Beſtim⸗ 
mungen des Wucherpatentes, namentlich in den $$. 4, 6, 7, 13 und 14 läge, 
fo ift durch das Hofberset vom 26. März 1824, J. &. ©. Nr. 1997, ausdrüd- 
lich erflärt worden, daß die Strafe des Wuchers nicht nur burch den Bezug, 
fonbern auch fchon burch das bloße Ausbedingen von Wucherzinfen 
verwirtt werde. Demnach if die Anrechnung aller bedungenen und bis 
zum Tage bes Urtheiles verfallenen (nicht bloß ber wirklich bezogenen) 
Intereſſen zur Geldfirafe ganz dem Geſetze gemäß (E. vom 1. Juli 1856, 
G. 3. Nr. 109) *). 


$. 14. 
Strafe des Wuchers in Bedingungen. 


In dem bei $. 10 unter 1. angeführten Falle hatten die Gerichte eriter 
und zweiter Inſtanz bie im $. 12 auf den Wucher im Capitale geſetzte 
Strafe anwenden zu follen erachtet, weil fich bie wucherifche Bedingung bes 
Borkaufsrechtes mehr auf ben Wucher im Gapitale beziehe. Dex oberfte Ge⸗ 
richtshof fprach fich aber mit ber E. vom 21. April 1853 (©. 3. Nr. 63) dahin 
aus, es laſſe fich weder aus der Schuldverfchreibung noch aus den Ergebniffen 
der Verhandlung irgend eine Beziehung bes bebungenen Vorfaufsrechtes auf 
die Zuzählung des Darlehenscapitales ober auf die Modalitäten ber Rüdzah- 
lung des Capitales, fomit auf einen Wucher im Gapitale entnehmen, fonbern 
in der bem Anleiher auferlegten Nebenfchuldigkeit und in dem baburch dem 
Darleiher bedungenen Nebenvortheile fei nur eine Bermehrung bes durch 
Das gefehlich begrängte Zinfenmaß geftatteten Entgeltes für bag 


*) Mit diefer Entſcheidung ift die unter 1. angeführte vom 31. October 1854 
nicht im Widerfpruche, da in dem damald vorgelegenen Falle die bedungenen Zins» 
fen eben ſaͤmmtlich auch ſchon bezogen waren, und der oberfle Gerichtähof nur bie 
Anficht widerlegte, daB bloß die Zinfen, deren Bezug dad Geſeg geftattet, 
bei Bemeſſung der Strafe zu berüdfichtigen feien. 

22° 
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Darlehen, alfo nur eine auf Wucher in Zinfen fich beziehende Be- 
Dingung zu erfennen. Wollte man aber die Beziehung der Bedingung bes 
Vorfaufsrechtes auf den Wucher im Capitale daraus folgern, baß fich ber An- 
geflagte ohne das Zugeftändniß bes Vorkaufsrechtes nicht herbeigelaffen haben 
würde, Dad Darlehen zu geben, fo würde in jeder Bedingung, felbft in jener 
höherer als der gefeßlich erlaubten Zinfen eine Beziehung auf Wucher im 
Capitale gefunden werben müffen. 

Den Angeflagten habe daher für die ihm zur Laft fallende, auf Wucher 
in Zinſen fich beziehbende Bedingung nur die im $. 13 beftinnmte Strafe 
zu treffen. 


8. 15. 


Umänderung der Geldftrafe in Arreſtſtrafe. 


1. Ein Angeflagter war wegen bes Bergebens ber Mitſchuld am Wucher 
im Gapitale zu einer Selditrafe von 800 Gulden oder im Kalle der Zahlungs: 
Unvermögenheit zum fünfmonatlichen Arreite, dann wegen Vergehens bes 
Muchers im Capitale zu einer Geldbuße von 250 Gulden und im Yale der 
Uneinbringlichkeit zum Arrefte von ſechs Wochen verurtheilt worden. 

Ueber die dagegen ergriffene Nichtigkeitsbeſchwerde erflärte ber oberfte 
Gerichtshof, in der für den Fall der Zahlungs » Unvermögenheit verhängten 
Arreftitrafe liege allerdings ber Nichtigfeitögrund vor, daß der Gerichtshof bei 
Ausmeffung berfelben die Graͤnzen des gefeglichen Strafſatzes überfchritten 
habe; — und zwar aus nachfiehenden Gründen: 

„Weder das Bezirkscollegialgericht noch die Berufungsinftanz haben 
bie verhängte Arreftitrafe durch ein Geſetz begründet, unb ihrem Erfenntnifie 
allem Anfcheine nach den 8. 260 des Str. ©. oder die Minifterial-Berordnnung 
vom 5. November 1852 (R. ©. BT. Nr. 226) zum Grunde gelegt, nach wel⸗ 
chen für je fünf Gulden des zuerfannten Strafbetrages Ein Tag Arreft zu 
beftimmen ift.“ 

„Allein Die Beftimmungen des Strafgefetes, welches das Vergehen bes 
Wuchers nicht aufgenonmen, jedoch (Art. VI bes Kundmachungs - Patentes) 
Die wider ben Wucher als Vergehen beitehenden Strafgefeße aufrecht erhalten 
hat, finden eben fo wenig als die Minifterial - Berorbnung vom 5. November 
1852 hier eine Anwendung, weil das Vergehen des Wuchers nur nach ben 
Beitimmungen bes WWucherpatentes vom 2. Dereniber 1803 zu beftrafen ift, 
und weil jelbft die erwähnte Minifterial- Verordnung nach $. 1 nur dann An- 
wendung findet, wenn nicht ſchon in dem Strafgefebe felbft für das betref- 
fende Vergehen nebit der Gelbfirafe alternativ auch eine Arreſtſtrafe feftgefebt 
erſcheint.“ 

„Dieß iſt aber in dem Wucherpatente der Fall, indem ſowohl der Mit⸗ 
ſchuldige am Wucher, als auch der wucheriſche Darleiher, wenn ſie die ver⸗ 
wirkte Geldſtrafe zu bezahlen nicht vermoͤgen, nach 8. 15 zu einer Arreſtſtrafe 


An 
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von acht Tagen bis ſechs Monaten zu verurtheilen find” (&. vom 26. Auguſt 
1853, ©. 3. Nr. 117). 

2. Der gleihe Grundſatz wurde mit &. vom 1. Juli 1856 (©. 8. 
Nr. 109) in nachſtehender Weife ausgefprochen: 

„Das Oberlandeögericht war im Unrecht, daß es, um bie fuppletorifche 
Freiheitsftrafe zu beflimmen, ben 8. 260 des Str. ©. zur Norm nahm, indem 
Art. VI des Kundmachungs » Patentes zu demfelben bie wider den Wucher 
beftehenden Strafgefebe ausdrüdlich aufrecht erhalten hat, folglich bie even. 
tuelle Arreftftrafe nach $. 15 des Wucherpatentes innerhalb act Tagen und 
ſechs Monaten, und nicht nach 8. 260 des Str. ©. im Verhältniffe von Einem 
Tage für je fünf Gulden der Geldbuße zu beſtimmen war.” 


8. 16. 
Erſchwerende Umſtände. 


1. Die Gewerbetreibung (lit. b) in Anſehnng des Wuchers beſteht 
in der öfteren Wiederholung folcher wucherifcher Handlungen, aus welchen ein 
gefegwidriger Vortheil für ben Geldgeber gezogen und ein ungefeßlicher 
Nachtheil für den Geldnehmer verurfacht wird (E. vom 29. April 1852, ©. 8. 
tr. 96). 

2. Wenn ein Angellagter zu verfchiebenen Zeiten an verfchiedenen 
Schuldnern einen Wucher verübt hat, fo muß angenommen werben, daß er fich 
ben Wucher zu einem Gewerbe gemacht habe, und diefes Gewerbe ſetzt nicht 
nothwenbdig voraus, dag er wegen gleichen Vergehens bereits beftraft worden 
ſei (EE. vom 17. Mai 1854, ©. 3. Nr. 77). 


8. 21. 
Lohn der Unterhändler. 


Der 8. 21 des Wucherpatentes unterſcheidet nicht, in welchem Momente 
die Verwendung des Unterhaͤndlers eingetreten ſei und beſchraͤnkt die Anwen⸗ 
dung dieſes Geſetzes nicht bloß auf jenen, ber bei Dem eigentlichen Ab» 
fchluffe, der Ausfertigung bes Schuldfcheines und Zuzählung bes Geldes 
thätig gewefen. Denn es ift ausgefprochen, daß alle Unterhändler, welche 
fich zur Schließung eines Darlebensgefchäftes verwendet haben, nicht mehr 
als das beftimmte gefeßliche Ausmaß annehmen dürfen; es ift daher auch der⸗ 
jenige, beffen Berwendung bloß darin beftand, daß er den Darlehenswerber 
dem Darleiher zugeführt bat, mehr anzufprechen nicht berechtiget. Durch 
eine entgegengefebte, dem Wortlaute und Geifte bes Geſetzes widerftreitende 
Auslegung würde der Zwed bes Geſetzes ganz vereitelt, indem ber Unter⸗ 
händler, um der Wucherfirafe zu entgehen, nichts weiter noͤthig hätte, als fich 
bei dem wirklichen Abfchluffe des durch feine Vermittlung zu Stande gekom⸗ 
menen Darlehensvertrages nicht zu betheiligen, und fi von ber Strafe für 
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bie Annahme eines das gefeßliche Ausmaß weit überfteigenden Lohnes durch 
das Vorgeben befreien Eönnte, er Habe auf den unmittelbaren Abſchluß des 
Geſchaͤftes keinen Einfluß genommen (E. vom 29. Sinner 1852, ©. 2. 
Nr. 58). 


8. 38. 
Erlöſchung der Strafbarfeit. 


a) Freiwilliges Zurüdgehen von dem wucherlichen Gefhäfte. 


1. Der Angeflagte ließ durch feinen Bevollmächtigten unter bem Namen 
eines Giratars mittelft Klage vom 4. Auguft 1850 das Darlehenscapital nur 
mit 5% Zinſen, und diefe nur feit dem Tage ber Klage, einflagen. ‚Hier 
durch hat er feinem Schuldner jene 16 fl., welche er einzig und allein bezor 
gen bat, für die ganze Zeit vom Tage des gegebenen Darlehens bis zur Klage, 
b. i. vom 18. October 1847 bis 4. Auguft 1850, alfe für zwei Jahre, 9 Mo- 
nate und 15 Tage zu Guten gerechnet, für welche Zeit die ihm von bem ohne 
Unterpfand gegebenen Darlehen pr. 100 Gulden gebührenden 6% Zinfen 
16 fl. 45 f., mithin mehr als das ihm an Zinfen wirklich Zugefloffene betru⸗ 
gen. Durch diefe Zuguterechnung ber urfprünglich zwar nur für 14 Monate 
empfangenen 16 Gulden als Zinfen für die ganze Zeit bis zur Klage ift ber 
Angeklagte von dem mucherlichen Sefchäfte freiwillig und vollkommen, und 
zwar bevor bie Behörde davon Kenntniß erlangt hatte, zurüdgegangen, das 
ihm zur Laſt gelegte Vergehen des Wuchers daher nach $. 38 lit. a als erlo⸗ 
ſchen zu betrachten (E. vom 2. Juni 1853, ©. 3. Nr. 78). 


b) Verjährung. 


2. Bei der Beurtheilung, ob das Vergeben des Wuchers verjährt fei, 
ift nicht Dad allgemeine Strafgefet , fondern allein das fperielle Geſetz vom 
2. December 1803 entfcheibend, welches unter den Bedingungen ber Verjäh- 
sung eines Nutzens oder ber Erftattung nicht erwähnt (E. vom 3. Juni 
1852, ©. 8. Nr. 106) °). 


*) Derfelbe Grundfaß wurde auch mit E. vom 27. Mai 1853 (G. 8. Ar. 75) 
aufgeſtellt und ausführlich begründet, wie folgt: „Das Patent vom 2. December 1803 
ftellt im $. 38 zwei von einander ſich unterfcheidende Erloͤſchungsarten auf, nämlid 
a) durch freiwillige vollkommenes Zurüdgehen von dem mucherlihen Gefchäfte, 
bevor die Behörde davon Kenntniß erlangt bat, und b) durch Berjährung, welde 
zu Folge ded eben erwähnten Paragraphed, fo wie zu Folge des Hofdecretes vom 
6. Mai 1825 von dem Tage an zu laufen beginnt, an welchem eine wucher- 
liche Handlung verübt, zu Folge des wucherlichen Vertrages eine Zahlung angenommen 
worden iſt, und welche nur durch eine neuerlihe wucherliche Handlung 
unterbrochen wird. In diefer zweiten Erlöſchungsart if von der Nüdftellung des 
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3. Die Aufhebung aller fonftigen wurcherlichen Bebingungen ift zwar 
allerdings ein Erforderniß zur Erlöfchung des Wuchers durch Verjährung. 
Allein die bloß zur Sicherung bes Släubigers für den richtigen Hüderhalt bes 
gegebenen Darlehens bebungene Bürgfchaft, bie Beftellung eines Hand⸗ 
pfandes und einer Hypothek find Feine wucherlichen VBebingungen, deren 
Aufhebung allein das Geſetz zum Erlöfchen bes Vergehens burch Verjährung 
forbert (&. vom 27. Mai 1853, ©. 8. Nr. 75). 


Empfangenen feine Rede, es enthält vielmehr diefer Wortlaut des Geſetzes deutlich, 
daß die Rüdftellung des Empfangenen, wenn feit dem Empfange die zur Verjährung 
beftimmte Zeit ohne eine inzwifchen fallende neuerliche wucherliche Handlung abgelaufen 
iſt, zur Erlöfchung des Vergehens durch Verjährung nicht erfordert wird. Wäre dieß 
erforderlich, fo würde ed gewiß ausgedrückt und nicht in dem Patente, fo wie wieder⸗ 
holt in dem Hofdecrete bloß der Zag, an welchem die legte wucherliche Handlung ver- 
übt wurde, als derjenige hervorgehoben worden fein, von welchem die Verjährung zu 
laufen beginne; ed würde nicht bloß eine neuerliche wucherlihe Handlung als der ein- 
zige die Verjährung unterbredhende Umftand hervorgehoben werben; es würde nicht 
nothwendig geweſen fein, die Erlöfhung durch Verjährung ald eine von der Erlöfchung 
durch das Zurüdgeben von dem mwucherlichen Gefchäfte, worunter das Zurücdftellen des 
wucherlich Bezogenen begriffen ift, ſich unterfcheidende Erlöfchungsart aufzuftellen.” 
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Anhang II. 


Das Patent vom 18. Jänner 1818 über das Tragen verbotener 
Waffen (für das lombardifch-venetianifche Königreich und Südtirol) 
betreffende Entfcheidungen. 


1. Schon ber Befik einer verbotenen Waffe begründet die ftrafbare 
Handlung und es ift nicht nothwendig, daß der Angellagte im unmittel«- 
baren Befiße oder Gebrauche derfelben, oder auf frifeher That betre⸗ 
ten ober die Waffe bei ihn gefunden oder zu Gericht gebracht wurbe 
(E. vom 28. Zuli und 22. September 1851, ©. 3. Nr. 190 und 251) ”). 


2. Eine E. vom 16. December 1856 (©. 3. 1857, Nr. 37) fpricht aus, 
daß ein Feuergewehr wegen eines feinen Gebrauch zwar augenblicklich 
hindernden, aber leicht zu befeitigenben Fehlers die Eigenfchaft einer Schuß⸗ 
waffe im Sinne des Geſetzes noch nicht verloren Habe *”). 


*) In den für einzelne Yälle an die Gubernien von Venedig und Mailand erlaf- 
fenen (in Südtirol übrigend niemald fundgemachten) Hoflanzleidecreten vom 12. Suli 
1833 und 24. Juli 1834 war dieß wirklich ald nothwendig erflärt worden. Allein fie 
hatten den Zwed, den praftifhen Unzukömmlichkeiten vorzubeugen, die dadurch ent- 
ftanden, daß das Patent vom 18. Jänner 1818 feine Verjährung feftfebte und dasfelbe 
daher auch auf ſolche Fälle angewendet werden mußte, wo vor längerer Zeit eine 
Waffe befeffen, von derfelben jedoch fein Gebraud gemacht wurde. Diefer Zweck fiel 
aber weg, nachdem durch a. h. Entfchliefung vom 9. (Hoffanzleidecret vom 22.) Jänner 
1834 für die Vergehen gegen das Waffenpatent eine Berjährungdzeit von drei Monaten 
eingeführt worden war; und es muß der in jenen Hoffanzleidecreten ausgefprochene 
Grundſatz durch leptere a. h. Entichließung um fo mehr al® befeitiget angefehen wer: 
den, als es ja einer Verjährungsftift von drei Monaten niemals bedürfen könnte, 
wenn mit dem Aufbören des Befibed der verbotenen Waffe die Strafbarkeit fofort von 
felbft entfallen würde. 


**) Sn der Schlafftube des mit feinem Waffenpaffe verfehenen Angeklagten 2. 
wurde eine Flinte nebft einem leeren Pulverhorne und einem fafl ganz leeren Schrott« 
beutel gefunden. Nah dem Ausſpruche der Kunftverfländigen konnte die Flinte in 
Folge der Beſchädigung ded Schloffes nicht erplodiren, und es war eine übrigens nicht 
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3. Auf ähnliche Art wurde auch in nachſtehendem Falle entfchieden: 

Bei einem Jäger, deſſen Waffenlicenz auf Ein boppelläufiges Gewehr 
lautete, fand fich noch eine zweite Doppelflinte vor. Er brachte zu feiner Recht» 
fertigung vor, daß dieſes Gewehr fchon von Anfang ſchadhaft und für ihn 
unbrauchbar war, weßhalb er fich gensthigt ſah, fich zum Betriebe feines Ge⸗ 
werbes eine andere Flinte anzufchaffen; ex habe beabfichtigt, das erfte Gewehr 
in Stand ſetzen zu laffen, und dann das eine oder das andere wegzugeben, 
was aber im Drange feiner Beichäftigung bisher (durch ein Jahr) unterblieb. 
— Die Kunftverfiändigen erflärten mit Beftimmtheit, daß das Gewehr in 
feinem dermaligen Zuftanbe für einen Jäger unbrauchbar fei. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das in zweiter Inſtanz wegen Ver⸗ 
gehens des unerlaubten Beſitzes einer Feuerwaffe gefällte Strafurtheil. Denn, 
„wenn auch ber linke Lauf des beanftänbeten Gewehres fich als gänzlich 
unbrauchbar erwies, fo war e8 nicht auch der rechte Lauf, deſſen unbeden- 
tende Mangelbaftigkeit leicht und in wenig Zeit hätte befeitiget 
werden können, weßhalb ber durch die Licenz nicht gedeckte Beſitz einer fol- 
hen Feuerwaffe objectiv das fragliche Vergehen begründet. Ebenſo zweifellos 
ift das Verfchulden bes Angellagten, meil die ein Jahr lang verzögerte Aus- 
führung feines Entfchluffes, fich der zweiten Waffe zu entäußern, feiner Läffig- 
feit zugefchrieben werben muß, welche durch die Mangelhaftigkeit des von ihm 
nicht gebrauchten Gewehres zwar einigermaßen, aber nicht vollends entfchul- 
digt wird” (E. vom 1. September 1857, ©. 8. Nr. 121). 


bedeutende Reparatur des legteren ſchlechthin nothwendig, um fie wieder gebrauchsfähig 
zu machen. V.'s DBerhältniffe machten (nad der Mittheilung des Sachverhalted in der 
©. 3.) deſſen Ausſage wahrfäheinlih, dag dad Gewehr, welches er unter aufgeſchich⸗ 
tetem Scilfe gefunden haben wollte, ftet3 in diefem Zuftande gewefen, und daher von 
ihm nie gebraudt worden fei. Dad Pulverhorn und den Schrottbeutel behauptete der 
Angeklagte einige Zeit nach Auffindung der Flinte gefauft zu haben. — Die Motive 
des Oberlandeögerichtes, deffen Entfcheidung vom oberften Gerichtshofe beftätiget wurde, 
enthalten jedoch den Beifaß: „Der Befip des beim Angeklagten gefundenen Jagdge⸗ 
räthes deute ſogat an, daß die Flinte in der That benügt wurde, und folglich ohne 
Schwierigkeit zum jedesmaligen Gebrauche in den Stand gefebt werden konnte.” 
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Anbang IM. 


Das Patent vom 24. October 1852 (R. ©. BI. Nr. 223) über 
die Erzeugung, den Verkehr und den Befiß von Waffen und 
Munitiondgegenftänden, dann das Waffentragen betreffende 
Entfcheidungen. 


Anwendbarleit der Beftimmmngen des Strafgefetsed auf die Uebertretungen dieſes 
Patentes. 


Das Patent vom 24. Ortober 1852 bezeichnet im 8. 34 ſelbſt bie dem⸗ 
felben zumwiderlaufenden Handlungen als Uebertretungen, erhöht bie 
Strafen bafür in ben 88. 32, 33 und 35 bis auf Ein Jahr und auf fünfhun- 
dert Gulden, und bedroht diefe Handlungen mit Gewerbsverluſt, welche Stra- 
fen im Vergleiche mit ben im $. 247 des Str. ©. für bie in dem Lebteren 
vorkommenden Mebertretungen feftgefeßten ſogar ftrenger bemeflen find. Sobalb 
aber die gegen das Waffenpatent unternommenen Handlungen al8 Ueber 
tretungen angefehen werben, barf für beren Berjährung bie Frift nicht aus 
dem Hoffanzleidecrete vom 19. März 1833 abgeleitet werden, weil barin nur 
bie Verjährungsfrift für die fogenannten polttifchen oder polizeilichen 
Vergehen, alfo für minder ftrafbare Handlungen feftgefett ift; jene Friſt 
ift vielmehr wie für jede andere Mebertretung nach dem Str. ©. vom 
Sabre 1852 zu beftimmen. — Die Anficht, daß dieß aus dem Grunde nicht 
geſchehen dürfe, weil nach dem Artifel IV des Kundmachungs⸗Patentes zum 
Str. &. nur dasjenige als Uebertretung behandelt werden Tann, was In 
dieſem Geſetzbuche ausdrücklich als Uebertretung erflärt wird, ift offenbar 
unrichtig, weil font jede in dem Str. ©. nicht als Verbrechen, Vergehen ober 
Vebertretung erflärte Handlung als folche nicht behandelt werben könnte, wenn 
erft in ber Folge einzelne ftrafbare Handlungen durch befondere Vorfchriften 
für Verbrechen, Vergehen ober Uebertretungen erflärt werben follten, wie Dieß 
insbefondere auch hinfichtlich der in Frage ſtehenden Uebertretung gefchehen ift 
(E. vom 3. Mai 1854, ©. 8. Nr. 67). 
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Von einer etwas abweichenden Auffaffung wurde jeboch bei einer 
anderen Entfcheidbung am 13. September 1854 (©. 3. Nr. 141) ausgegangen. 
Der Angellagte war nämlich wegen Uebertretung bes unbefugten Waffentra- 
gend, deren er fich am 28. November 1853 ſchuldig gemacht hatte, zuerft am 
14. Februar 1854 von ber Bezirfshauptmannfchaft als Befchuldigter ver- 
nommen worben, welche wegen obmwaltenber erfchwerender Umftände ($$. 37 
und 40) die Verhandlung an das Bezirfsgericht abtrat. Diefes hat am 
18. Mai 1854 die Vorlabung zur Hauptverhandlung erlaffen. Der oberfte 
Serichtshof erflärte, bag, obfchon am letzteren Tage bie mit bem Hoflanzlei- 
decrete vom 19. März 1833 für einfache Polizeiübertretungen feſtgeſetzte 
breimonatliche Verjährungszeit bereits abgelaufen war, bie Verjährung 
Doch nicht der Verurtheilung entgegengeftanben fel. 


„Zwar verlange ber $. 531 die Vernehmung des Befchuldigten vor 
einem Strafgerichte, damit die Verjährung unterbrochen werbe. Allein 
biefes Geſetz hat nur auf die darin bezeichneten Uebertretungen 
Beziehung, nicht aber auf fogenannte einfache Uebertretungen, zu 
denen auch bie in Frage ſtehende gehört, weil diefelbe nach $. 40 des 
MWaffenpatentes bald den Strafgerichten, bald den politifchen Behörden zur 
Amtshandlung zugemwiefen ift, je nachbem dabei erfchwerende Umftände ein- 
treten oder nicht. Aus ber Anficht, daß die Verjährungsfrift in Beziehung 
auf das Bezirksgericht bereits abgelaufen ift, würde fich überdieß die ber 
Strafgefeßgebung fremde Inconſequenz ergeben, daß in dem vorliegenden 
Falle ber Angeklagte, ungeachtet die Bezirkshauptmannſchaft rechtzeitig das 
Amt gehandelt hat, ftraflos bleiben müßte. Denn die urfprünglich competent 
gewefene Bezirtshauptmannfchaft hat fich innerhalb ber Gränzen ihrer Com⸗ 
petenz fo Iange gehalten, bis fich erjchwerende Umſtaͤnde der Uebertretung 
ergeben haben, wo fle dann die Acten dem Bezirkögerichte zur Amtshanblung 
abgetreten, mithin die Competenz berfelben bereits aufgehört hat, jene bes 
Bezirksgerichtes aber wieder wegen ber vorgeblichen Verjährung meiter feine 
Wirkſamkeit haben könnte. Und wenn der Angellagte die Berjährung nur 
auf das Strafgericht bezieht, fo koͤnnte mit demſelben Grunde behauptet 
werben, baß bie fragliche Uebertretung, da auf biefelbe nach $. 37 
bes Waffenpatentes eine Geldftrafe von zehn bis breihundert 
Gulden feſtgeſetzt iſt, nach $. 532 erft in ſechs Monaten verjähre, 
welche Krift am Tage ber von dem Bezirlögerichte erlaffenen Vorladung noch 
nicht abgelaufen war“ *). 


*) Wenn man diefen lepten Grund als den eigentlich entfcheidenden betrachtet, 
fo ſteht die gegenwärtige Entfcheidung mit der eben angeführten vom 3. Mai 1854 
im vollen Einflange. 
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8.2. 


Begriff verbotener Waffen. 


Die in dem Geſetze angeführten Arten der verbotenen Waffen und 
bie Bezeichnung: „zu tüdifchen Angriffen geeignete Waffen” laſſen 
feinen Zweifel übrig, bad das Gefeh als verbotene Waffen jene bezeichne, 
welche Schon nach ihrer Befhaffenheit bie perſoͤnliche Sicherheit 
befonders gefährden, oder burch eine äußere Verkleidung fo ver 
borgen find, daß fie zutüdifchen Anfällen, welche nur gegen eine 
Perſon gedenkbar find, geeignet erfcheinen. 

Meder bas eine noch das andere läßt fih von Abfchraubegewehren 
behaupten; fie erlangen burch das Abfchrauben und das erlegen in zwei 
oder mehrere Theile feine höhere Gefährlichkeit für die perfünliche Sicherheit 
als im zufammengefebten Zuftande und als ein erlaubtes Feuergewehr über- 
Haupt bat, noch befteht barin eine folche Verkleidung diefer Waffe, welche fie 
dem Auge bes Angegriffenen verbergen, und als einen ungefährlichen Gegen⸗ 
ftand erkennen Iaffen könnte, welche daher zu einem tüdifchen Anfalle geeig- 
net erfchiene. — Das Abfchrauben ber Gewehre verringert fie in ihrem 
Umfange und erleichtert das Verbergen berfelben,, macht fie aber in dieſem 
Zuftande als Waffe unbrauhbar und zu einem tüdifchen Angriffe ungeeignet 
(E. vom 28. Juni 1854, ©. 3. Nr. 91). 


8. 4. 


Gewerbömäßige Veräußerung. 


Die gewerbsmäßige Veräußerung befiteht darin, daß biefelbe von 
einem Hanbelsmanne in feinem öffentlichen Verkaufslocale an den eriten 
Käufer, welcher den geforderten Preis bafür gibt, gefchieht, während bei 
einem Privatverfaufe bdiefe Merkmale mangeln. Und bie Abſicht des 
Geſetzes gebt dahin, zu verhindern, daß Jedermann fich leicht ſolche Waffen 
verfchaffen könne (E. vom 13. December 1854, ©. 3. 1855, Nr. 28). 


8. 33. 
Beſitz einer unverhältnißmäßigen Menge erlaubter Waffen. 


1. Nach den Standes: und Erwerböverhältniffen des Angellagten, als 
eines Holz» und Bauernfnechtes erfcheint der Beſitz ſelbſt Eines Feuer⸗ 
gewehres durch feinen perjünlichen Bedarf nicht gerechtfertiget; — zwei 
Gewehre müſſen fomit als eine mit feinem Stande, Erwerbe unb perfön- 
lichen Bedarfe außer allem Berhältniffe ſtehende Menge angefehen werben, 
welche überbieß ben gegründeten Verdacht erregt, daß er folche nur zur Beein- 
trächtigung fremden Wildeigenthumes mißbrauche, da er nicht nur burch den 
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allgemeinen Ruf als Wilddieb bezeichnet, fonbern auch gleichzeitig ber Ueber⸗ 
tretung des Wilddiebftahles fehuldig erklärt und nebit ben zwei Gewehren 
mit einer nicht unbebentenden Quantität Munition betreten wurde (E. vom 
28. Juni 1854, ©. 3. Nr. 91). 

2. Es liegt Har fomohl in den Worten, als im Geifte bes Geſetzes, daß 
zur Mebertretung nach 8. 33 der bloße Befit einer unverhältnißmäßi— 
gen Menge von Waffen nicht genüge, und daß bie Menge für fich allein 
nicht Schon einen gegründeten Verdacht des Mißbrauches bilde, fonbern baf 
noch andere Umftände vorhanden fein müffen, aus welchen ein gegrünbeter 
Verdacht des Mißbrauches gefchöpft werben kann, weil doch begreiflicher 
Weife Jemand Waffen in unverhältnigmäßiger Menge befiben kann, ohne 
im Mindeften eines Mißbrauches dberfelben verdächtig zu fein, und weil ber 
Grund und Zwei des Gefehes nur ift, dem Mißbrauche mit Waffen zu 
ſteuern (E. vom 19. Juli 1854, ©. 3. Nr. 107)*). 


*) Zugleih wurde erklärt, daß der Angeklagte, wenn er auch nicht nach 8. 33 
ftrafbar fei, doch für die Unterlaffung der vorgefchriebenen Anzeige des Befipes der 
Waffen nach $. 32 verantwortlich bleibe, und fomit nebft dem Berfalle der Waffen 
einer Geldftrafe von zehn bis hundert Gulden unterliege. 
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Anhang W. 


Die Preßordnung vom 27. Mai 1852 (R. ©. DI. Nr. 122) 
betreffende Entfcheidungen. 


8. 34. 


Uebertretung der Preßordnung durch Bernachläffigung pflichtmäßiger Anfmerkfamteit 
und Obforge. 


1. Die Anfiht, dag bie nach SS. 34, 35 unb 36 ber Preßordnung 
verantwortlichen Individuen ftraflos feien, wenn ber Verfaſſer nicht verur 
theilt wird, ift unrichtig, denn es würbe daraus bie Ungereimtheit folgen, 
daß ein Buchdrucker und Berleger Schriften bes verberblichiten Inhalte 
durch den Drud verbreiten Lönnte, wenn ber Verfaſſer verftorben tft, weil 
gegen dieſen eine Strafamtshandlung nicht mehr ftattfinden Tann (E. yom 
29. September 1853, ©. 3. Nr. 140). 

2. Die Anwendung des 8. 34 ift nicht durch ein wirklich began- 
genes DBerbrechen oder Vergehen, und durch einen in biefem Sinne 
ftrafbaren Inhalt der Drudichrift bedingt, fondern es genügt ein ob—⸗ 
jectiv vorliegendes Verbrechen oder Vergehen und ein in biefem 
Sinne ftrafbarer Inhalt der Drudfchrift. — Denn ber 8. 34 fpricht nicht 
von einem durch die Drudichrift wirklich begangenen Verbrechen ober Ver⸗ 
gehen, ſondern bloß von einer ftrafbaren Drudfchrift, mithin bloß 
von dem objectiv ſtrafbaren Inhalte derſelben, und fchließt gerade ausdrüd⸗ 
lich den Kal eines durch die Drudfchrift von Seite der mitwirtenden Per 
fonen, nämlich des Herausgebers, Redacteurs sc. begangenen unb ihnen 
zur Schulb und Strafe zuzurechnenden Berbrechens ober Vergehens aus, 
welcher Fall vielmehr burch den 8. 33 ber Preßordnung normirt wird (E. 
vom 10. Jänner 1855, ©. 8. Nr. 43). 








Preßorbnung vom 27. Mai 1852, 8. 34. 351 


3. Sn einem Falle war rechtäfräftig erfannt worben, baß bie Straf⸗ 
barkeit des durch eine Drudfchrift begangenen Vergehens der Ehrenbeleidi⸗ 
gung durch Verjährung erlofchen fei. Der oberfie Gerichtshof nahm an, 
daß die Angellagten (nämlich der Verfaſſer und DBerleger) wegen jener 
Drudichrift auch nach 8. 34 der Preßordnung nicht mehr zur Verantwor⸗ 
tung gezogen werden können”), indem fonft bie gefetlihen Wirkungen ber 
Verjährung vereitelt würden (E. vom 7. Mai 1857, Gerichtshalle Nr. 33). 


*) Die Berjährungsgeit für die Uebertretungen der Preßordnung beträgt ſechs 
Monate, jene für das Bergeben der Ehrenbeleidigung nur drei Monate ($. 45 ber 
Preßorbnung , dann 88. 493 und 532 des Str. ©.). 
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Das Recht der Veberfegung wird vorbehalten. 
Geſetz vom 19. October 1846, 8. 5, lit. c. 


Strafgefeb 
über 
Derbrehen, Vergehen und Heberfrefungen. 





8. 2 Ut. und 8. 3, 
Nechtsirrthum. 


1. Zwei öfterreichifche Unterthanen, welche auf ſchweizeriſchem Boden eine 
Gemſe erlegt hatten, wurden dort von Jägern ergriffen und der ſchweizeriſchen 
Strafbehörde eingeliefert. Diefe erfannte wegen des Diebftahls auf Geldbußen, 
und auf den Verfall der Gemfe und ber Tagdgeräthfchaften, welche den Er⸗ 
greifern zugefprochen wurden. Einer der Berurtheilten wurde in die Heimat 
entlaffen , um bie zur Beftreitung der Geldbußen und Proceßkoſten nöthigen 
Geldmittel herbeizufchaffen, der Andere blieb verhaftet. Letzterer entfprang je- 
bo, nachdem er beider Waidtafchen und feines Stugens, welche Sachen der 
Sefangenwärter in Berwahrung hatte, habhaft geworden war, und rettete ſich 
auf das öfterreichifche Gebiet. 

Bei dem fohin nad) Vorſchrift der SS. 36 und 235 eingeleiteten Straf- 
verfahren entftand die Frage, ob auch die Entziehung des Stutzens und ber 
Yagdgeräthicdhaften als Diebftahl zuzurechnen fei. Der erfte Richter verneinte 
diefelbe aus dem Grunde, weil nach dem öfterreichiichen Gefege das Eigenthum 
des Gewehres und des Iagdgeräthes niemals dem Wilddiebe bei feiner Betre⸗ 
tung ab- und dem Ergreifer zugefprochen werben kann, und weil daher dem Au⸗ 
geflagten der Spruch dev Schweizerbehörde in diefer Richtung allerdings als ein 
widerrechtlicher, ihn nicht bindender Eingriff in fein Eigenthum erfcheinen mußte, 
fo daß er in der Wiederergreifung der zu Gunſten dritter Perſonen confiscirten 
Gegenftände eine firafbare Handlung, einen Diebftahl nicht erfennen fonnte. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte indefjen übereinſtimmend mit dem Ober- 
landesgerichte die Handlung als Diebftahl, „weil Gewehr und Jagdtaſchen von 
der competenten ausländifchen Behörde als verfallen erflärt und Eigenthum 
dritter Perfonen geworden find,“ fette jedoch die in zweiter Inſtanz erfannte 
Strafe Herab, weil der Berurtheilte allerdings nicht fo leicht eingefehen oder 
ernftlich überlegt haben mochte, daß er durch die Befitergreifung des Stutzens 
und der Waidtafchen einen Diebftahl begehe (Entſch. vom 22. Juni 1858, 
G. 3. Nr. 99). 

2. Ein bewaffneter Unbelannter wollte von einem Gutöbefiger Geld er- 
prefien, und ließ fi, nachdem er ihn nicht antraf, im Wirthshauſe verlauten, 
daß er fon dreimal zum Tode verurtheilt worden, und mit drei Genoſſen aus 
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2 Strafgeſetz. 8.2 lit.e u. 8.8. 


der Feſtung entfprungen jei. Ein Gensdarme wollte ihn deßhalb verhaften ; 
allein obfchon er ihn zu Boden warf und mit dem Säbel bedeutend am Kopfe 
vermundete, gelang es dem Unbelannten doch mit Zurüdlaffung feiner Waffen 
zu entlommen. Einige Zeit nachher machten ſich der Gensdarme und ein herbet- 
gelommener Camerade desjelben auf, den Verwundeten zu ſuchen; fie wurden 
von mehreren Bauern begleitet, pon denen alter ber einzige A. bei ihnen aus— 
hielt ; diefer trug die vom Verwundeten zurüdgelafiene, mit Schrott geladene 
Flinte, welche ihm die Gensdarmen mit dem Bedeuten gegeben hatten, den Haha 
geipannt zu halten, jedoch erſt im Falle eines Wiberftendes debon Gebrauch zu 
machen. Sie folgten den Blutfpuren und erblidten in einem Didiht den Manu an 
eine Eiche gelehnt, der, wie einem der Gensdarmen fchien, deſſen Bajonett ergriff; 
der Gensdarme fprang einen Schritt yıradl, wobei ſich fein Gewehr entlud. 
Der Fremde fiel, „Ach!“ ausrufend, beinahe auf die rechte Seite, was jedoch, 
wie fich fpäter zeigte, nur dem ſchwächenden Blutverlufte aus den früher erhal- 
tenen Kopfiwunden zugufchreiben war. Nun gab A. auf den im Falle Begriffenen 
in der Entfernung von nur zwei Schritten Feuer und ftredte ihn tobt zu Boden. 

U. geftand, daß er mit Abſicht und in der feften Veberzeugung, den Un- 
befaunten zu tödten, gehandelt habe, da er gefehen, daß der erfte Schuß ohne 
Wirkung geblieben war; allein er entjchuldigte feine That damit, daß er nur 
in Unterftügung der Gensdarmerie handelte, und nad) dem Vorgehen des Gens⸗ 
darmen, der ſchoß, ſich für berechtigt Hielt, auch Feuer zu geben, ohne lange zu 
fragen oder zu zaudern; er habe gejchoflen, obgleich der Fremde gar feine An⸗ 
ftalten zum Widerftande gemacht hatte, weil er vermeinte, mur eine That zu 
vollenden , welche dem Gensdarmen nicht gelungen war *); jegt, bei ruhiger 
Meberlegung, fehe er wohl ein, daß er gefehlt Habe; allein in ber in jener Nacht 
durch die früheren Ereignifie Herbeigeführten natürlichen Aufregung Habe er 
zum Nachdenten feine Zeit gehabt, und in der feften Ueberzeugnng gehandelt, 
daß die Gensdarmen dad Recht hatten, jenen Menſchen zu töbten; er würde, 
wenn von böfer Abficht befeekt, ruoHl vor dem Gensdarmen gefeuert gaben, ba 
er des Fremden früher als diefer anfichtig geworden fei. Darüber, daß er nad 
der That die Tafchen des Getödteten durchſucht und das darin gefundene Geld 
(ungefähr anderthalb Lire) behalten habe, verantiwortete er ſich mit ber Ve⸗ 
bauptung, es fei ihm darum zu thun gewefen, Munition bei dem &etödteten 
zu finden; das Geld aber, welches er anftatt derfelben fand, habe er ſich ge: 
ſchent wieder in die Taſche zu fteden, obſchon ihm der Gensdarme bedeutet hatte, 
nichts zu berühren, und er habe es bei fich behalten, um für die Seele bei 
Berblichenen eine Meſſe lefen zu laſſen, woran er jedoch durch feine inzwiſchen 
erfolgte Berhaftung gehindert worden jei. — Der Angeklagte war 35 Jahre 
alt, verheiratet und Samilienvater, ohne Vermögen, früher durch acht Yahrt 
Soldat und im Ganzen unbeſcholten; er wurde von der politifchen Behörde 


*) Der Widerfpruch zwifchen der Angabe des Gensdarmen, daß fich fein 
Gewehr zufüillig entiud, und jener des Wugellagten,, daß es der Genebarme auf 
den Fremden abgeſchoffen habe, konnte bei dem Mangel von Zeugen nicht gelbet 
werden, 
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als ein Mei ohne Erziehung, yon feurigem Temperamente, zu Rauf händeln 
geneigt, allein nicht von grauſamer Gemüthsart geſchildert und von mehreren 
Zeugen in günſtigem Lichte dargeſtellt. 

In erſter Inſtanz erging eine Freiſprechung von der Anklage 
wegen Unzulänglichkeit der Beweismittel, beziehungsweiſe wegen nicht be- 
wiefener Zurechnungsfähigfeit, dagegen vom Oberlandesgerichte 
eine Berurtheilung wegen des Verbrechens des vollbradhten gemeinen 
Mordes. — Der oberfte Gerichtshof aber hat über Berufung des Angeflagten 
denſelben mit Abänderung beider unterrichterlicher Urtheile, von dem Berbrechen 
des Mordes losgeſprochen und ſchuldlos erklärt, und zwar im 
Erwägung, „daß der Beichuldigte von den Gensdarmen angemorben wurde, 
ihnen bei Auffuchung der Spur des Unbekannten beizuftehen, welchem es nad) 
dem eine geraume Zeit dauernden Kampfe mit einem der Gensdarmen, ber 
ihm vorher die Verhaftung angefündigt hatte, gelungen war, aus dem Wirthe- 
hauſe zu entkommen, — daß nad) einiger Zeit vergeblichen Suchens, als die 
mit anfgebrochenen Landleute größtentheild aus Furcht fich bereits zurüdgezo- 
gen hatten, dem Angeklagten zur BVertheidigung feiner Perfon ein Feuergewehr 
übergeben wurbe, wobei die Gensdarmen ihm zwar bedeuteten, daß er nur im 
Valle eines Widerftandes davon Gebraud; machen folle, jebod) einer derfelben 
ihm zugleich den Rath ertheilte, es geſpannt zu halten, — daß der Angeflagte 
unmittelbar, nachdem diefer legtere Gensdarme Feuer gegeben hatte, den Schuß 
that, — daß mit Rüdfiht auf alle diefe Umftände, auf den Grad der Bildung 
des Beichuldigten und auf feine militärifche Gerwohnheit angenommen werden 
muß, er babe fih zur Zeit der That in einem Irrthum be— 
funden, der ihn ein Verbrechen in der Handlung nidt er- 
kennen ließ, zumal ihm befannt gewefen, daß der Fremde kurz vorher, 
feindlih und mit Drohungen auftretend, vor dem Haufe eines Gutsbefigers 
erfhienen war, und daß diefer Umftand fo wie feine Reden in dem Wirthe- 
haufe die Bewohner der ganzen Gegend in Unruhe verfegt hatten“ (E. v. 14. 
September 1858, ©. 3. Nr. 131). 


F.2 lit g. 
Gerechte Nothwehr. 


Es iſt möglich, daß der Beſchuldigte durch einen minder gefährlichen 
Streich auf die Hand oder auf die Füße des Angreifers bie drohende Gefahr 
abwehren, vielleicht auch, daß er durch fehnelleres Entlaufen ſich dem Angriffe 
entziehen konnte; allein die hiezu erforderliche ruhige Ueberlegung und kalte Be- 
rechnung des Streites Tann unter den obwaltenden Umftänden dem durd) die 
plöglich wahrgenommene drohende Gefahr erfchredten und geängftigten Ange- 
klagten billigerweife nicht angefonnen werden, fo wie e8 denn auch natürlich und 
der gewöhnlichen Denk- und Handlungsweife entfprecdend ift, da ein junger 
Mann, feiner eigenen Kraft bewußt, vor einem ungerechten Angreifer, der ihn 
ungeachtet der früheren ungefährlichen Abwehr hartnädig verfolgt, wicht die 
Flucht ergreift, fondern demfelben Stand Hält, daß er, überraſcht 

| a 
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von dem nunmehr Gefahr drohenden Angriffe, die ihm am nächften liegende 
Anwendung feiner Kraft verfucht, um den Gegner unfchäblid) zu machen, zumal 
da er nicht wiflen kann, noch Zeit hat zu überlegen, ob nicht, werm er ſich wie- 
der ummwendet und zum Entlaufen anſchickt, dem Angreifer beifallen und gelin- 
gen möchte, ihm das Meffer in den Rüden zu ftoßen, oder durch einen Wurf 
in den Leib zu jagen. Es fann daher in ber Handlung des Beſchuldigten nur 
die Ausübung gerechter Nothwehr, und zwar ohne bewußtes, von ihm im Augen⸗ 
blide der That erkennbares Ueberfchreiten der Grenzen erlaubter Vertheidigumg 
gefunden werden (E. vom 15. Februar 1859, ©. 3. Nr. 28) *). 


$. 5. 
Mitiäuts. 


1. Im 8. 5 wird für die Mitfchuld die thätige und fortgefegte Mitwir- 
fung zu einer Uebelthat auf eine der dort bezeichneten Arten und mit dem Willen 
des Handelnden, an dem Verbrechen Theil zur nehmen, vorausgeſetzt; — bei 
demjenigen kann alfo von Mitfchuld feine Rebe fein, welcher vor der Ausfüh⸗ 
tung der befchlofjenen Uebelthat ſich zurüdzog, und jeder Mitwirkmg und 
Theilnahme jchon zu einer Zeit fern blieb, wo die Unternehmung noch nicht in 
das Stadium des firafbaren Verſuches getreten war (E. vom 5. Jänner 1858, 
©. 3. Nr. 23)**). 


*) Die Berhältniffe, unter welchen aus ben obigen Gründen ein Schufdlofig- 
feitsurtheil gefällt wurde, waren nachflehende: Der Angeflagte X. Hatte fih gegen 
9 Uhr Abends, von einem Mädchen begleitet, auf den Weg nad) einem benachbarten 
Dorfe begeben. Sie famen an dem 3. vorüber, welcher etwas betrunfen, und baber 
aufgeregt fich über das Mappernde Geräuſch eines von A. ale Spazierftod bemliäten 
Zaunpfables ärgerte, demfelben einige Worte zurief, dann ihm nachſprang, und der 
wiederholten Ermahnung des 9. nicht achtend, ihm bie Tabalspfeife aus dem Munde 
riß, worauf er von bdiefem einen Stoß befam und zu Boden fiel. B. machte ſich 
wieder auf, holte in fchnellem Laufe die Beiden ein und drang troß ihrer erneuerten 
Ermahnung, daß er zurüdbleiben möge, auf den U. ein. Da nun diefer in B.e 
Hand ein offenes Meffer erblidte und benfelben als einen Raufbold kannte, gerieth 
er in Beforgniß für fein eigenes Leben und verfeßte mit dem geſchwungenen Zaun 
pfahle dem Angreifer einen Streich gegen den Kopf, daß biefer fogleich zn Boden 
flürzte und nad) wenigen Minuten verjchied. — Diefe Verhältniſſe zeigen, daß obige 
Entfheidung mit jener vom 9. September 1853 (in meiner Zuſammenſtellung 
©. 15) vollfommen vereinbar fei. 

**) Benatti hatte den Meifi verleitet, fi) der Bande bes Ferri zur Berlibuug 
eines Raubanfalles auf den Boftwagen anzufchliegen, welcher im December 1856 
ftattfinden follte. Benatti erzielte wirtlih die Verführung des Meifi, und begab ſich 
mit ihm an den zur Berübung ber That auserfehenen Ort. Da jebod) einer ber 
Genofjen zufällig wicht dahin gelangte, jo wurde ein anderer Tag beftimmt und ver- 
abrebet, ba Benatti und Meſſi an dem feflgefegten Orte fich einfinden, die Übrigen 
aber im Haufe eines von ihnen zufammentreffen und fih mit ibm eben bahin be 
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2. Mit E. vom 22. Februar 1859 (G. 3. Nr. 43) wurde die Mei- 
nung eines Oberlandesgerichtes für unrichtig erflärt, daß derjenige, welcher 
wegen ber ihm fehlenden Kigenfchaft eines Staats- oder Gemeindebeamten 
da8 Verbrechen des Mißbrauches der Amtsgewalt als unmittelbarer 
Thäter nicht verüben kann, dieſes Verbrechens auch nicht mitfhuldig 
werden Tönne *). 


8.8. 
Berfud. 
Beginn der Strafbarkeit des Berfudes. 


1. Ein Oberlandesgericht hatte angenommen, das Ausleihen eines 
falſchen Maßes von Seite einer gewerbtreibenden Perſon in der Abſicht 
es zum Schaden der Käufer zu gebrauchen, ſei ſchon als eine Handlung an⸗ 
zuſehen, welche zur Vollbringung der als Berbrechen des Betruges ſtrafbaren 
That des wirklichen Gebrauches des Maßes führt und begründe daher im 
Sinne der 88. 8, 197 und 199 lit. ce das Verbrechen des verſuchten Betruges. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte dagegen, der bloße Befit des un- 
echten Maßes fei noch keine zur Ausübung des Verbrechens bes Betruges 


geben follten. Allein weil einige von ben Letteren anf Gensdarmen geftoffen waren, 
beſchlofſen fie die Ausführung des Ranbes abermals zu vertagen, und begaben ſich 
an den verabredeten Ort, um Benatti und Meſſi bievon zu verfländigen. Sie fan- 
den indeffen den Benatti in Gefellihaft anderer ihnen fremder Männer, und empfin- 
gen von ihm die Nachricht, daß Tags vorher der Poſtwagen angegriffen worden fei, 
wobei Tödtungen und Berwunbungen vorfamen, was ihn eben veranlaßt babe, ſich 
«mit anderen Spießgejellen zu verfehen. Diefe Eigenmächtigleit des Benatti und der 
angenſcheinlich lügenhafte Vorwand, womit er fie zu rechtfertigen ſuchte, erregte das 
Mißtrauen feiner Kameraden fo jehr, daß fie ihn nnd feine neuen Genoffen davon 
jagten, und feit jener Zeit jede Berbindung mit ihm abbrachen. Meffi wurde anfge- 
fordert, fiatt des Benatti einen andern Genoffen zu werben, was er auch that, und 
jo fam e8 benn in der Nacht vom 29. Jänner 1857 zur Ansführung des Raubes, 
welcher Benatti durdans fremd blieb. 

Der oberfte Gerichtehof erflärte bein obigen Grundſatze gemäß, daß Benatti, 
nachdem er Ende December 1856 von der Genoſſenſchaft gänzlic, ausgefchlofjen wor⸗ 
ben war, als Mitſchuldiger an der, nad feiner Ausichliefung anf einen an- 
deren Tag verlegten, nnd an diefem Tage ohne feine Mitwirkung flattgefundenen 
Berübnng des Raubes nicht mehr angejehen werden könne, — daß Hingegen der ge- 
ſetzliche Thatbeftand des im 8. 9 bezeichneten Verbrechens durch die ihn augeſchul⸗ 
digte Verleitung des Meifi allerdings hergeftellt fei. Er wurde demnach von der 
Mitſchnld an dem Berbrehen des Raubes ale ſchnldloe freige- 
ſprochen, dagegen bes Berbredens der verfudhten Berleitung zum 
Raube für ſchuldig erklärt. 

*) Diefelbe Anfiht war fon früher aufgeflellt und ausführlich begründet 
worden mit E. vom 22. October 1856 (in meiner Zuſammenſtelluug ©. 23). 
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nad) $. 199, lit. ce unternommene Handlung (E. vom 17. Rovember 1857, 
G. 3.1858, Nr. 4). 

2. Ein Dann näherte ſich des Nachts in dem längs eines Weideplatzes, 
wo ſich zwei Pferbe auf der Weide befanden, gezogenen Graben gebüdt fort- 
fchreitend den Pferden, befah diefelben genau, ging, nachdem er umhergefpäht 
hatte, ob Jemand im der Nähe fei, auf das werthvollere der beiden Pferde zu 
und bückte fi in einer Weife, wie um fie gefoppelten Füße des Thieres von 
den Feſſeln zu befreien. In diefem Augenblide nun fprang der Eigenthümer 
von ber Erde auf, wo er gelegen wat und padte den Fremden, der ſich da- 
mit entfchuldigte, daß er nur nachfehen wollte, ob die Pferde gehörig ges 
feffelt waren. 

Da nad den Ergebniffen des Beweisverfahrens die diebifche Abficht 
feinem Zweifel unterlag, fo kam es bei der Entfcheidung des Falles nur auf 
die Frage an, ob die erwähnten Handlungen im Sinne des $. 8 ſchon einen 
Verſuch begründen? — Diefe Frage wurde vom oberften Gerichtshofe, über: 
einftimmend mit dem Gerichtshofe erfter Inſtanz und gegen die Anficht des 
Oberlandesgerichtes bejaht (E. vom 21. Juni 1859, ©. 3. Nr. 103). 


Berſnch mit unzulänglidgen Bitten. 


3. Die B. hatte die Dienftmagd E. dafür gewonnen, daf fie den Mann 
der Erfteren X. aus der Welt fchaffe. Sie übergab derſelben ungefähr ein 
Pfund Schießpulver — Sprengpulver — mit dem Auftrage, e8 in dem von 
ihrem Manne allein benügten Schlafgemache während er fdhlief unter das 
Bett zu fleden, einen glimmenden Zündſchwamm baneben zu legen und ihn 
durch die Erplofion ſammt der Zimmerdede in die Luft zu fprengen. Die E. 
wich von dem Auftrage darin ab, daß fie da8 Pulver in einer Papierhälfe 
nicht auf die bezeichnete Stelle, fondern auf den Ofen der Schlafftube Iegte, 
mit einem Pelz bes A. bededte und einen glimmenden Fetzen dazu gab, wor⸗ 
auf dann die Erploflon um Mitternacht erfolgte. Diejelde hatte jedoch nicht 
die beabfichtigte Wirkung; U. blieb nämlich unverfehrt, während rund um ihn 
her das Pulver große Zerftörungen anrichtete, nämlich die Zimmerdede hob, 
die Scheiben ber Fenſter zertrümmerte, das Meittelftüd der Zimmerthüre (eine 
Seitenthüre ward nad) der Ausfage der E. von ihr offen gelaffen) herausſtieß, 
und mehrere Mauerriffe und Abfchälungen des Maueranwurfes verurfadte. 
— Zur Schlußverhandlung wurden Sadverftändige beigezogen, um die Wir- 
fungen der Erplofion ſowohl in chemijcher als in mechaniſcher Beziehung zu 
beftimmen. Die Chemifer erklärten, daß mit jeder Erplofion von Schießpulver 
die Entwidlung von Gaſen verbunden ift, welche als Stidftoff die zum Leben 
erforderliche Luft confumiren, daher das Leben desjenigen, ber eine folche Luft 
längere Zeit — eine Biertelftunde in einem ganz gefchloffenen Raume ein- 
athmet, gefährden, indem fie einen Stidfluß herbeifähren können, daß der 
Richteintritt eines jchäblichen Erfolges bei dem A. nur durch feinen kurzen 
Aufenthalt in dem Zimmer, und die da8 Ereigniß begleitenden, ihm günftigen 
Umftände bedingt geweſen, tweil nad) der Zertrümmerung der Thüre und ber 
Fenſter die von Außen ſchnell einftrömende Luft zwifchen der durch die Erplo⸗ 
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fion mit dem lebensgefährliden Safe gefchwängerten und ber Lebensluft 
zeitlich genug das Gleichgewicht wieder hHerftellte. — Nad der Anficht des 
Technikers war die Entzündung von einem Pfunde Pulver nur dann geeignet, 
das Leben eines unmittelbar im Bereiche der Erplofion befindlichen Men⸗ 
{hen zu gefährden, wenn es in einem ſtärkeren VBerfchluffe lag; da nun in 
dem vorliegenden Falle da8 Pulver bloß in Papier verwahrt und mit Klei⸗ 
dungsftüden bededt war, die untauglich find, einen größeren Widerſtand zu 
bieten, da ferner Sprengpulver von allen Bulvergattungen die fleinfte Trieb: 
kraft hat, und U. zur Zeit ber Erplofion im Bette neben dem Ofen, ſomit 
um ein Paar Schuh tiefer liegend, fo fituirt war, baß die in die Höhe 
und nad) den Seiten gehende Wirkung der Erplofion ihn nicht unmittelbar 
erreichte, fo erkläre fich die Erhaltung feines Lebens. 


Der oberfte Gerichtshof erklärte die That übereinflimmend mit dem 
Serichtshofe erfter Inſtanz ald das Verbrechen des verſuchten Meuchelmor⸗ 
des *). Nach feiner Anficht war nämlich das gebrauchte Mittel zur Tödtung 
des UA. geeignet, die Aumendung und Entzündung bes Pulvers eine zur Boll- 
bringung des Verbrechens führende Handlung, und wurde ber Eintritt des 
gewollten Erfolges nur durch den zufälligen Umftand verhindert, daß das 
Pulver in etwas geringerer Quantität genommen und nicht unter das Bett 
des A., fondern auf den Ofen gegeben wurde. Der objective Thatbeftand 
enthalte fonad alle Merkmale des criminellen Verſuchs des Meuchelmordes, 
deffen Dafein nicht in Zweifel gezogen werden könne, foferne der Thäter 
nicht erft dann geftraft werden fol, wenn ihm die Vollendung des Berbre- 
chens gelungen ift (E. vom 16. Juni 1858, ©. 3. Nr. 98). 

4. Mit einer E. vom 20. April 1859 (©. 3. Nr. 70) wurbe neuer- 
lich **), und zwar gegen die Anficht des betreffenden Oberlandesgerichtes der 
Grundfag ausgefprodhen, daß die Anwendung eines an fich geeigneten, je 
do unzulänglichen Mittels, die Zurechnung eines verbrecherifchen Verſuches 
zu begründen geeignet ei. 

Die Motive waren nadjftehende: „Es ift zwar durch die Strafver- 
handlung nicht feftgeftellt, daß den Speifen, die man dem U. vorfeßte, eine 
ſolche Menge von Giftftoff beigemifcht war, welche hingereicht hätte, ihn zu 


*), Dagegen batte das Oberlandesgericht angenommen, Schießpulver fei zwar 
im Allgemeinen ein tangliches Mittel, um das Leben eines Menfchen zu gefährden; 
damit aber der hievon gemachte Gebrauch als eine zur Ausübung ber That fllh- 
rende Handlung angefehen werden könne, müffe es in einer Art angewendet worben 
fein, weiche den beabfichtigten Erfolg möglich machte; nun fei aber bie Art umd 
Weife der Anwendung des gewählten Mittel in dem vorliegenden Falle eine ſolche 
geweien, daß nad ben gepflogenen Erhebungen die Möglichkeit der Töbtung 
des A. wo nicht ausgefchloffen, fo mindeftens zweifelhaft und in Frage geftellt war. 
Das Oberlandesgeriht fällte daher ein Urtbeil auf Freiſprechung von der Anklage. 

**) S. abgefehen von der eben angeführten, die in meiner Aufammenftel- 
lung S. 26-28 vorlommenden Entſcheidungen. 
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tödten *). Allein da Gift, felbft in kleinerer Quantität genoffen,, immer ein 
zur Störung ber Gefundheit geeignetes Mittel iſt, und den Tod herbei- 
führen kann, — da ſich, wenn Gift von unerfahrenen PBerfonen in böswilliger 
Abficht gegeben wird, durchaus nicht berechnen läßt, welche fchädliche Folgen, 
wenigſtens nad) der individuellen Beſchaffenheit dbesjenigen, welcher es genießt, 
dasſelbe herbeiführen werde, — da der Verſuch eines Verbrechens eben darin 
liegt, daß der Bösgeſinnte eine zur wirklichen Ausübung führende Handlung 
unternahm, die VBollbringung des Verbrechens aber nur wegen Unvermögen- 
beit, wegen Dazwifchenfunft eines fremden Hinderniffes oder durch Zufall 
unterblieb, da fomit der Verſuch des Giftmordes deßhalb, weil nicht die er- 
forderliche Menge des Giftes gegeben wurde , nicht verſchwindet, fondern nur 
die Anwendung eined zur Tödtung völlig ungeeigneten Mittels die Zurechnung 
der That als Verſuch aufheben könute, — da endlich der Thäter nicht erſt dann 
beftraft werden kann, wenn bie beabfichtigte Tödtung gelungen ift, fo muß, 
bet der eingeftandenen Abficht, den A. um das Leben zu bringen, bie an ihm 
verfuchte Vergiftung als ein dem Strafgefeße (88. 8 und 138) unterliegender 
verbrecherifcher Mordverſuch angefehen werden.“ 


8. 68. 
Aufftano. 
Perſonen, gegen welche dieſes Verbreigen gericgtet fein Tann. 


Auf einer zur Gemarkung des landesfürfllihen Marktes R. gehörigen 
an das Weichbild des Dorfes Y. angrenzenden Wieje mweideten etwa 1000 
Biehftüde, welche den Inſaſſen des Dorfes Y. gehörten, in mehreren Abthei- 
lungen. Als die Beforger biejer Biehftüde (beiläufig Hundert an der Zahl) 
die (ſechs) Feldhüter von R. heranfommen fahen, zogen fie fi) zwar abthei- 
lungsweife auf ihre Gemarkung zurüd, es befand ſich jedoch, als die Feld⸗ 
hüter die Y.er Infaffen zu pfänden beabfidhtigten, die legte Abtheilung des 
Viehes noch auf dem R.'ſchen Weichbilde. — Die Pfändung wurde dadurd 
vereitelt, daß mehrere (jehzehn) der Viehhüter mit Stöden bewaffnet ben 
Teldhütern entgegen liefen und fie angriffen, wobei zwei Feldhüter und zwei 
andere Zeugen leicht verwundet wurden. 

Der oberfle Gerichtshof erkannte hierüber mit &. vom 21. Octo⸗ 
ber 1859 (Gerichtshalle Nr. 47): „Der conftatirte Thatbeftand enthält alle 
Merkmale des Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigfeit nad) 8. 81, weil 
die Feldhüter vom Magiftrate zu R. beeidet, mit dem Doppeladler anf der 
Bruft verfehen und in Ausübung ihres Dienftes begriffen waren. Die Redht- 
mäßigleit und Wirkſamkeit diefer Beeidigung wird zwar vom Bertheidiger 
der Angellagten damit zu beftreiten verſucht, daß der Magiftrat von R. 


*) Es mar nämlich die VBeimengung von (böchftene) '/, Gran Phosphor er- 
wiefen, diefes Quantum aber der Gefundheit unſchädlich und nur die Lebensthätig- 
feit zu fteigern geeignet, während erft 1',—2 Gran tödtlich wirkten konnten. 
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bloß die Yunctionen eines gewöhnlichen Gemeinbevorftandes auszuüben be- 
rufen fei, daß daher die fraglichen Feldhüter nicht in die Kategorie der im 
8. 68 angeführten PBerfonen gehörten. Erwägt man aber, daß biefe Feld- 
hbäter vorfchriftsmäßig beeidiget worden find, erwägt man ferner, dafı 
überhaupt die Drgane der Gemeindeverwaltung in Ans- 
übung ihres Dienftes gleich obrigfeitlihen Berfonen zu 
betradten find, fo kann obige Einwendung hier nicht Pla greifen.“ 

„Eben fo wenig ift die Anfiht des Oberlandesgerichtes ftichhältig, 
daß die von den Feldhütern beabfichtigte Pfändung deßhalb eine widerrecht⸗ 
liche geweſen fei, weil die Infaflen von Y. das R’iche Weichbild mit ihren 
Rindern bereits verlafen hätten *). Deun abgefehen davon, daß deu Ange: 
Hagten nicht zuftandb, in die Benrtheilung der Kehtmäßig- 
fett der Handlung ber öffentliden Organe einzugehen, war 
eriviefenermaßen damals als die Pfändung verfucht wurde, die legte Ab⸗ 
theilung der Y.'ſchen Viehherde noch auf Rscher Gemarkung und wurde 
die Pfändung gewaltfam vereitelt” **). 


$. 81. 


Deffentliche Gewaltthätigkeit durch gewaltfame Hanbaulegung ober gefährliche 
Drohung gegen obrigleitlige Perfouen in Amtsſachen. 


1. Zwei Finanzwachen, melde Schmugglerinnen zum Amtsgebäude 
escortirten, wurden auf bem Wege von einem Bolldhaufen umzingelt und 
verfolgt, welcher mit Geſchrei und Drohungen deren Freilaſſung forberte. 
Da fih die in voller Ruſtung befindlichen Wachen hiedurch nicht irre 
machen ließen, fo erging bon Individuen, welche die Anhöhe der Straße 


*) Das Oberlandesgericht Hatte ein Schuldlofigkeiteurtheil gefällt, Denn 
8. 1321 des a. b. ©. B. bezeichne die Grenzen, innerhalb welcher eine Privatpfän- 
dung ausgeübt werden kann. Nach dieſem Paragraphe, namentlich nad) beffen Wor- 
ten „anf feinem Grunde,” Tann die Pfändung in Verfolgung des Viehes auf 
fremdem Grunde nicht mehr vorgenommen werben nnd es macht diefer Paragraph 
feinen Unterſchied, ob die Privatpfändung von einer einzelnen Perſon im eigenen 
oder im Namen und Anftrag einer moralifchen Berfou vorgenommen wird. — Wenn 
fi) nun die Angeflagten, weldye das R.'ſche Weichbilb bereits verlafien hatten, der 
anf fremden Grunde beabfichtigten, mithin widerrechtfichen Privatpfänbung wider- 
festen, fo geſchah dieß Lediglich in Ansübung gerechter Nothwehr (8. 2, lit. g), 
nicht aber in der Abfiht um die Vollziehnng eines Dienftes zu vereiteln, und die 
gedachten Feldhüter haben die Folgen ihrer geſetzwidrigen Handlung nur fi felbft 
zuzufchreiben. 

”*), Dach dieſe Entfcheidung wurde abermale, wie fihon öfter (ſ. meine 
Zufammenfiellung &. 58 und 54) der Grundſatz anerkannt, daß die Organe der 
Gemeinden auch dann in die Kategorie ber im 8. 68 genannten Berfonen gehören, 
wenn fie Dienfle thun, die lediglich das Privatintereffe der Gemeinde (namentlich 
die Verwaltung und Sicherung des Bemeindevermögens) betreffen. 
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entlang einnahmen, der Ruf Steine herabzurollen und die Wachen bamit 
zu tödten; diefer Aufforderung wurde fofort entſprochen und die Angegrif- 
fenen fanden ſich beftimmt die Berhafteten frei zu geben. — Einer der Auf- 
wiegler, welcher an der Befreiung ber Berhafteten in foferne ein befonderes 
Intereſſe hatte, als fich feine Schwiegermutter darunter befand, geftand, 
daß er die auf der Höhe Stehenden zum Herabiverfen der Steine angeeifert 
babe, läugnete jedoch beharrlich die auf Verhinderung ber Dienflverrichtung 
der Wachen gerichtete Abficht. 

Der oberfte Gerichtshof erklärte ihn mit E. vom 8. Juni 1858 
(©. 3. Ne. 101) des im $. 81 bezeichneten Verbrechens fchuldig , indem 
ed in den Enticheidungsgränden heißt, daß die Mittel, welche angewendet 
wurden, um die Yinanzwachen von der Vollziehung ihres Dienſtes abzu- 
halten, nämlich die bedeutende Zuſammenrottung der Menſchen und der 
Gebrauch der Steine, die in ſtets befchleunigter Bewegung von der Höhe 
berunterrollend hart bei den Wachen anlangten und diejelben in ber Art 
gefährdeten, daß fie nur durch einen Zufall unverfehrt geblieben find, aller- 
dings den Charakter einer gegen fie gebraudten gefährlihen Drohung 
im Sinne des $. 81 Haben *), und daß der Angeklagte, deſſen böfe Abficht 
aus dem ganzen Borgange deutlich hervorleuchte, als intellectueller Urheber 
des mittelft der Steine gefchehenen Augriffes ſich des im citirten Para- 
graphe bezeichneten Verbrechens ſchuldig gemacht habe. 

3. 4. wurde in einer Brivatwaldung von zwei Waldhegern beim 
Ausführen von nicht geftempeltem Holze betreten. Als dieje zufolge ihrer 
Dienftbefugniß ſich anſchickten, die Holzhaden zu pfänden, welche U. auf 
feinen Wagen zwifchen dem aufgeladenen Holze Liegen hatte, ließ er fid 
die Pfändung der einen ruhig gefallen, allein die zweite Hade wollte er 
nicht preisgeben, weil ihm daran lag, für den nicht feltenen Fall, daß 
ihm beim Heimfahren an dem Wagen etwas bräcde, ein Werkzeug bei ber 
Hand zu haben, um ven Schaden zu repariven und weiter zu kommen 
Seiner Bitte, daß man ihm die Hade laffen möge, nicht adhtend, ergriff 
fie einer der Waldheger; A. fuchte nun die Hade demfelben mit Gewalt zu 
entwinden und während ihres Ringens gefchah es, daß der Walbheger durd) 
die Schneide derjelben an feiner rechten Hand leicht verlegt wurde. Dieſer 
Widerftand batte zu Folge, daß die beiden Waldheger ben Verſuch, bie 
Hade zu pfänden, aufgaben und fie in A.'s Händen zurüdliegen. 

Der oberfte Gerichtshof erkannte hierüber mit E. vom 10. Mai 1859 
(8. 3. Nr. 72): „Wenn man erwägt, daß zum Verbrechen der öffentlichen 
Gewaltthätigkeit nad) $. 81 die unmittelbar auf die gewaltſame Vereitelung 
der Vollziehung des obrigkeitlichen Auftrages u. f. w. gerichtete Abficht des 


*) Der Gerichtshof erfter Inftanz hatte in dem Herabrollen der Steine weder 
eine gewaltfame Hanbanlegung noch eine gefährliche Drohung erkannt, ba bie Wachen 
in voller Rüftung, nicht durd; gegründete Befürchtungen für ihre Perſon, fondern ans 
Gründen der Mugheit beftimmt worden feien, bie Bolljiehung ihres Dienfes anf- 
zugeben. 
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Thäter® geforbert wird, melde Abficht au dem Begriffe der im $. 3:2 ber 
zeichneten Uebertretung nicht gehört, obfchon auch diefe letztere That das Unter⸗ 
bleiben der Bollftredung des Auftrags zur Folge gehabt haben mag, — daß ferner 
der Angellagte die Abſicht, überhaupt der Pfändung ſich zu widerjegen, tin 
Abrede fiellte, und derfelben aus der Handlung felbft nicht für überwiefen ge- 
balten werden kann, da er die Pfändung der einen Holzhade zuließ und nur 
die Pfändung der anderen aus dem Grunde beanftändete, weil ihm diefelb® 
für fein Gefchäft unentbehrlich war, da der Angeklagte erft nad vollzogenet 
Pfändung der erfien Hade zur Widerfeglichfeit gegen die Pfändung der zweiten 
Hade geſchritten ift, — fo läßt fi in feiner Handlung der Thatbefland des 
ihm angefchuldigten Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit nicht: ex- 
kennen“ *). 

3. Ein Gerichtsvollzieher, weicher dem A. einen Gebührenzahlungs- 
auftrag zuzuftellen hatte, war genöthiget, das Decret, defjen Annahme fo» 
wohl U. als fein Eheweib vermweigerten, an der Thüre ihrer Wohnung an- 
zufchlagen. In dem Wirthshauſe, wohin ex ſich fofort begab, erichien bald 
darauf das Weib des A. mit dem herabgerifjenen Zahlungsauftrage in der 
Hand und nad ide A. felbft, welcher muthentbrannt gegen den Gerichts⸗ 
diener- die Drohung ausftieß : er werde ihm den Kopf abjchlagen, wenn 
er in Zukunft fih noch einmal unterfangen follte, eine folde Schrift an 
feiner Hausthüre anzufchlagen. 

Der oberfte Gerichtshof erfannte hierin nicht den Thatbeſtand einer 
ald Berbrechen oder Vergehen ftrafbaren Handlung. Da nämlich U. die ihm 
angefchulbigte Drohung ausſtieß, nachdem der Gerichtövodzieher den Zah- 
Tangsauftrag bereits angejchlagen und hiemit feine Amtshandlung vollzogen 
hatte, fo war bie Drohung nicht darauf gerichtet und konnte nicht darauf 
gerichtet fein, die Vollziehung des dem Bedrohten obliegenden Dienftes zu 
vereiteln, wie dieß zum Thatbeftande des im 8. 81 bezeichneten Verbrechens 
gefordert wird. Und da nad) Erwägung aller Umftände die Drohung über- 
haupt nit als eine gefährliche erſcheine, fo fehle auch der Thatbeftand bes 
Berbredjens der öffentlihen Gewaltthätigkeit nadı $. 99 (E. v. 21. Juni 
1859, ©. 3. Nr. 90). 


9. 82, 


Beſtrafung ded von einer [hweren körperlichen Beſchädigung beglei- 
teten gewaltfamen Widerflandes gegen obrigleitliche Berjonen in Amtsſachen. 


In einem ſolchen Falle waren die Beichuldigten in erfter Inſtanz 
nicht bloß wegen des in den SS. 31 und 82 bezeichneten Verbrechens der 
öffentlichen Gewaltthätigkeit, fondern auch der Eine wegen des nad) 88. 152 
und 165, lit. a, o und d ftrafbaren Verbrechens der ſchweren Törperlichen 
Beſchädigung, und der Andere wegen Mitſchuld an diefem Berbrechen in 


*) Der Angellagte wurde jedoch vom oberften Gerichtshofe der im 8. 312 be- 
zeichneten Uebertretung ſchuldig erklärt. 
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den Anklageſtand verſetzt worden. Dagegen erkannte das Oberlandesgericht, 
daß bie Anklage auf das Verbrechen der ſchweren körperlichen Beſchaädigung 
und die Mitſchuld daran nicht zu lauten habe. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Erkenntniß des Oberlandes- 
gerichtes, denn da das Strafgeſetz die BVerwundung ohne Unter: 
ſchied als einen erſchwerenden Umſtand bei dem Verbrechen 
der öffentlichen Gewaltthätigkeit aufſtellt, fo könne bie 
ſchwere Berwundung nach Maßgabe des Geſetzes nicht wie— 
der als ein für ſich beſtehendes Verbrechen behandelt und fo 
der Strafe unterzogen werden. (€. v. 30. Auguft 1857, Gericht s⸗ 
halle 1858, Nr. 15.) *) 


$. 83. 


Berbreiden ber äffentlihen Gewaltthätigleit durch gewaltſamen Einfall in 
fremdes unbewegliches Ent. 


Es Liegt in den Worten bed 8. 83 und in der daraus hervorleuchtenden 
Abficht des Geſetzes, daß, gleihwie überhaupt die Störung des ruhigen Beſitzes 
von Grund und Boden durch einen gewaltfamen Einfall mit gefammelten meh⸗ 
reren Leuten, nicht minder ein ſolches Einfallen oder Eindringen in ein Haus, 
als Beftandtheil des Grundes, worauf es erbaut ift, ſelbſt ohne Waffen, 
das Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigfeit begründet **). — Unter Ein» 
dringen iſt zwar ein vorläufiges Befiegen der Hinderniffe, welche den freien 
Eintritt in das Haus oder bie Wohnung eines Anderen vermehren, durch ©e- 
waltanmwendung zu verftehen; allein die Gewaltübung muß nicht ſchlecht 
bin eine phyfifche fein, es liegt vielmehr in dem Geifte des Gefees, welches 
den in höherem Grade bedrohten Hausfrieden durch die Beftrafung der That 


*) Diefe Entfcheidung ift um fo wichtiger , weil darin von einer wefentlich an- 
beren Anſicht in Betreff der idealen Concurrenz zwifchen den Verbrechen ber öffentlichen 
Gewaltthätigfeit nach 8. 81 und der ſchweren Lörperlichen Veichäbigung ausgegangen 
wird, als e8 bei der früheren Entfcheidung vom 27. März 1856 (in meiner Zufammen- 
ſtellung &. 61) der Fall war. Auch dürfte es kaum einem Zweifel unterliegen, daß bie 
vom oberften Gerichtöhofe nenerlich ausgejprochene Anficht im Allgemeinen die richti⸗ 
gere fei (f. die Anmerkung a. a. O., ©. 63). — Allein da in dem gegebenen Falle die 
ſchwere Beſchädigung unter dem erfchwerenden im 8. 155 angeführten Berhältnifien ver- 
übt wurbe, fomit [don am ſich die Strafe des ſchweren und verſchärft en Kerkers 
zwifchen Einem und fünf Jahren, alſo eine firengere Strafe nach fich zog ale bie im 
8. 82 für das Verbrechen der Öffentlichen Gewaltthätigkeit beftimmte, fo ſcheint es, 
bag in diefem letzteren Kalle body ein Infammentreffen beider Verbrechen anzunehmen 
und die Strafe gemäß 8. 84 nad dem im $. 155 beflimmten Sage zu bemeffen war 
(ſ. Kit ka in der G. 3.1856, Nr. 104 und mein Handbuch L., 8. 823, Ar. 8). 


**) S. die biemit übereinftimmende €. v. 19. April 1854 in meiner Zufem- 
fanı:enftellung ©. 66. 
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ale Berbreden um jo Träftiger fchägen will, daß auch das unbefugte 
Erfheinen von Männern in großer Zahl im Haufe eines 
Anderen, in ber Abficht, dafelbfi Gewalt auszuüben, als 
ein Eindringen behandelt werde, weil dem in feinem Hausfrieben 
Geftörten ſchon die Menge der Gegner imponiren und jeden Gedanken an Wi⸗ 
derfianb von ihm feru halten muß. Nach diefen Grundſätzen Lafien fich in dem 
Ihatbeftande des gegenwärtigen Falles, wo zwanzig Männer, von einem Paar 
Rüdelsführer gefammelt, Abends in dem abgelegenen Haufe der P.'ſchen Fa⸗ 
milie erfchienen, um fie zu delogiven, an den befagten Eheleuten Gewalt durch 
Mighandlung ausübten und ihre fahrende Habe aus der Wohnung weg in den 
Hof fchleppten, die Merkmale des im $. 83 vorgefehenen Verbrechens nicht 
verfenuen (E. v. 21. Iänner 1858, ©. 3. 34). 


F. 85 Hit. © 


Boshafte Beſchädigung an, zum Eiſenbahubetriebe dienenden Gegeuſtänden. 


Gegenſtände, welche zwar die Beſtimmung hatten, bei der in Rede ſtehen⸗ 
den Eifenbahn verwendet zu werben, allein in der That noch nicht verwendet 
waren, find noch nicht als zum Betriebe diefer Eifenbahn dienende Gegenftände 
zu betrachten (E. v. 9. Novemb. 1858, ©. 3. 1859, Nr. 22) *). 


8. 93. 
Deffentlige Gewaltthätigkeit Buch unbefugte Einſchränkung der perſönlichen 
Freiheit. 


- 


„Der Beihädigte B. fagt aus, daß er an einem Octobertage vorigen 
Jahres zu fpäter Abendflunde auf der Straße außerhalb des Dorfes, wo er 
bei feinem Heuwagen hielt, dem angellagten Gewerfsinfpector, welcher zufällig 
vorbeilam, mit dem Zurufe: „Halt, wer da?“ entgegengetreten, jedoch von 
demjelben jofort mißhandelt worben fei, worauf er den Angeflagten zu Bo= 
den geworfen und mit dem Stiel feiner Peitfche mehrmal gefchlagen habe, — 
daß auf den Ruf des Inſpectors einige von deſſen Arbeitsleuten herbeige⸗ 
kommen, und er nad) wiederholter Mißhandlung mit gebundenen Händen die 
ganze Nacht hindurd) angehalten und erft am nächften Tage um die Mittagd- 
zeit freigelafien worden fei. Hiernach war B. der ohne Veranlaſſung an⸗ 
greifende Theil und der angegriffene Angeflagte bei der eingetretenen ‘Dun- 
telheit nicht ın der Lage fofort beurtheilen zu fönnen, ob und von welcher 
Gefahr er bedroht, ob nicht vielleicht ein Raubanfall gegen ihn beabfidhtiget 
war. Der Behauptung des B., daß er zuerft mißhandelt wurde, wiberfpricht 
ber Beichuldigte, nach deſſen Erzählung er auf B.’S Zuruf die Antwort „In« 
jpector* gegeben, dann fogleich zwei Schläge mit einem Werkzeuge auf den 
Kopf bekommen, einen dritten Schlag mit feinem Stode parirt, und aus der 





* S. dieje Entſcheidung auch bei $. 175 L lit. b. 
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hinter dem Ohr empfangenen Wunde Nark gebimtet hat. Bei dieſem Wider 
fpruche der Ausſagen über den Urheber des erften gewaltjamen Angriffes faum 
abet jener bes B. ſchon deßhalb nicht unbedingt Glaube geſchenkt werden, weil, 
wenn er in der That zuerft losſchlug, die Schuld zum größeren Theile anf ihn 
file, und er eben beftrebt gewefen fein fonnte, diefelbe durch bie unrichtige An- 
gabe von ſich abzumälzen, wozu noch der Umſtand kommt, daß B. fi zu einem 
Zeugen äußerte: „er würde den Infpector nicht gefchlagen haben, wenn diefer 
ihm mit „gut Freund“ geantwortet hätte,” — eine Aeußerung, welche aller- 
dings die Beftätigung enthält, daß die Bewaltthätigleit von DB. ausging. Er- 
wägt man ferner, daß nach ben Ausfagen eben diefes und eines zweiten, auf 
den Hilferuf des W. gerbeigefommenen Zeugen, der Letztere mit Koth und Staub 
ganz befudelt war und ihnen zurief: man babe ihm todtſchlagen wollen, und 
daß fie [hnell den Thäter fangen jollen, — daß A., wie von mehreren Zeugen 
beftätiget wurde, an dem Kopfe ſſank biutete und das Blut Über den Rod an 
dem Arme herabgefloffen war , jo fann nicht bezweifelt werden, daß der Auge 
klagte vollen Grund hatte, den B. als einen gefährlichen Menſchen anzufehen ; 
und ex war fomit, obgleich ihm nad, dem Gefee über denfelben feine Gewalt 
zuftand, zu deſſen Anhaltung berechtiget.“ 

„Es fünnte demnach von dem Verbrechen ber öffentlichen Gewaltthätig- 
feit im Sinne des 8. 93 nur mehr in fo ferne die Rede fein, als A. gefliffentlic) 
unterließ, die Anzeige von B.'s Anhaltung ſogleich zu erftatten, und benfelben 
bis gegen Mittag des nädjften Tages in feiner Kammer verjchloffen hielt, wo 
dann deſſen Freilaſſung durch einen Beamten des zuftändigen Stuhlrichteramtes 
verfügt wuerde. Allein bie Unterlafjung der Anzeige war bier Feine geflifient- 
liche, getragen von der Abficht des Beſchuldigten, auf längere Zeit den B. der 
geſetzlichen Behandlung zu entziehen und hiedurch an dem Gebrauche der per- 
fönlichen Freiheit zu hindern; denn nad) der Ausfage von zwei Zeugen erflärte 
der Angeflagte, als er die Einfperrung anordnete, ausdrüdiih, daß B. am 
nächjften Tage zu dem Comitatögerichte überführt werden würde, und befundete 
hiemit feine Abfichi, denfelben nicht der perfünlichen Freiheit zu berauben, fon- 
dern nur zu dem Ende anzuhalten, damit er der geſetzlichen Behandlung un- 
terworfen werde. Hiezu kommt, daß in dem Orte bed Vorfalles feine Gerichts- 
behörde vefidirt, daß der Angeflagte, welcher durd; längere Zeit kalte Umfchläge 
auf feine Wunde geben mußte, in derfelben Nacht nicht auch füglich dem Orts⸗ 
vorftande die Anzeige machen konnte, und daß der Ortsvorftand, der Übrigens 
nod an demfelben Abende von einen Dritten Kenntnig des Gefchehenen er- 
halten hatte, bei dem Mangel von Arreftlocalitäten in dem Dorfe außer Stande 
war, eine andere Verfügung zu treffen, und fomit ſtillſchweigend feine Zuftim- 
mung zur Verwahrung des B. gegeben hat. Im Laufe des folgenden Bormit- 
tag® aber wurde derfelbe, wie gejagt, von einem Beamten des Stuhlgericjtes 
in Freiheit gefegt, wie denn auch die Ef. f. Gensdarmerie von dem Borfalle 
FKenntniß erhalten hatte.“ 

„Bei diefem Sachverhalte kann in der Verzögerung ber Anzeige eine 
gefliffentlide Unterlaffung derſelben nicht erfannt werden, weßhalb 
bei dem Mangel des gefeglichen Thatbeſtandes des im 8. 93 bezeichneten Ver⸗ 
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brechens der öffentlichen Gewaltihätigfeit ein a igleitsurt ” eil 
gefällt werden mußte“ (E. v. 10. Mai 1859, ©. 3. 83) *). 


8. 98. 
Oeffentliche Gewalttbätigieit duch Erpreflung. 


Jemand hatte von dem durd dringende Gefchäfte verhinderten Diener 
der Bezirksbehörde (alfo nicht in Folge eines ihm ertheilten obrigkeitlichen Auf- 
trages) e8 übernommen, ſechs italienifche Kinder, die wegen Ausmeislofigfeit 
und Vettel aufgegriffen wurden, als Schüblinge über da8 Grenzgebirge in ihre 
Heimat zu führen. Unterwegs fließ er auf einen Italiener, welcher ihn auffor- 
derte, die Kinder frei zu geben, „fonft ſchlage oder fteche er ihn todt,* und, da 
der Schubbegleiter feiner wiederholten Drohung nicht achtete, einen auf dem 
Boden liegenden Knüttel ergriff und damit einen Streich auf deffen Knie führte, 
den der Angegriffene mit feinem Stode parirte, fo daß er davon nur an der 
Knieſcheibe ohne Verlegung geftveift wurde. Diefen Zwiſchenfall benützten die 
Schüblinge, um zu entwifchen, was vieren volftändig gelang, fo daß ihr Be⸗ 
gleiter nur mehr zwei Kinder dem Aufjeher bes italienischen Grenzzollamtes 
übergeben fonnte. Bei der Bernehmung als Zeuge gab er an, daß der un- 
bewaffnete Italiener feine Drohung wohl nicht ernfllich gemeint, und ihm auch 
nicht Die geringfte Furcht eingeflößt habe. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte den Angeflagten des Verbrechens ber 
Gewaltthätigfeit durch Erprefiung aus nachſtehenden Gründen fchuldig: Der 
Angeflagte habe, nachdem feine mit Drohungen begleitete Aufforderung an den 
Scubbegleiter, die Kinder frei zu geben, ohne Erfolg geblieben war, jodann 
demjelben, um die Freilaffung der Schliblinge herbeizuführen, mit dem Knüttel 
einen Schlag verjegt, deflen (von Zeugen befchriebene) Größe vermuthen laſſe, 
daß der Angegriffene, hätte er die Wucht bes Streiches nicht mit dem vorgehal- 
tenen Stode geſchwächt, wohl verhindert geweſen wäre, auch nur eines der in- 
zwifchen entfprungenen Kinder einzuholen, und daß er eine bedeutende Beſchä⸗ 
digung erlitten haben würde. Demnach habe der Angellagte bemfelben Gewalt 
angethan, um eine Duldung, das Entlommenlaflen der Schüblinge, zu erzmwin- 
gen, wodurch das Verbrechen der Gewaltthätigfeit mittelft Erpreſſung nad) der 
im $. 98 lit. a enthaltenen Beftimmung des Thatbeftandes verübt worden fei, 
ja jogar den beabfichtigten Exfolg herbeigeführt, indem er den Schubführer 
nöthigte, fich felbft zu vertheidigen und feine Aufmerkſamkeit von den Kindern 


abzumenden, fo daß diefelben entfliehen fonnten (E. v. 23. März 1858, ©. 3. 
Nr. 71)**). 


*) In erfter Inftanz war ein Strafurtheil, vom Oberlanbesgerichte ein Urtheil 

auf Freifprechung von der Anklage wegen Unznlänglichleit der Beweismittel ergangen. 
*#) Das Oberlandesgericht nahm dagegen an, daß der Thatbeftand des Berbre- 

hens fehle, weil der Schubführer durch den Angriff des Angellagten nicht bewältiget, 
mithin micht durch die gebrauchte Gewalt gezwungen wurde, die Kinder freizulaffen, — 
die Drohung aber am fich ungeeignet war, feinem Gegner gegründete Beſorgnifſe ein- 
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8. 101. 


Mißbrauch der Amtögewalt. — Unterſchied zwiſchen biefem Berbreigen und 
Betrug. 

1. Ein beeibeter Pofterpeditor Hatte auf Briefen, welche ihm von Bar- 
teien mit gleichzeitiger Erlegung des Betrages der Marten zur Weiterbeför- 
derung übergeben worden waren, alte bereits gebrauchte Marten aufgeklebt, ben 
Marten den vorgefchriebenen (den Ort der Aufgabe und das Datum der Weir 
terbeförderung bezeichnenben) Poſtſtempel aufgedrüdt, die Abdrüde, um die Spur 
der früheren Poftzeichen möglichft untenntlich zu machen, gejchwärzt, und bas 
von den Parteien empfangene Gelb im Geſammtbetrage von 3 Gulden für 
27 Briefe für fich behalten. 

Der Gerichtshof erſter Inſtanz erflärte die That nur ald Uebertretung 
des Betruges, dagegen das Oberlandeögericht als das Berbrechen des Mif- 
brauches der Amtsgewalt, und der oberfte Gerichtshof hielt (mit €. v. 4. Des 
cember 1857, ©. 3. 1858, Nr. 11) die Anfiht und Entſcheidung des letz⸗ 
teren aufrecht, welche folgendermaßen begründet worden war: Das Aufbrüden 
bes Pofiftempels , mithin die That, wodurch der Bejchuldigte die Erreichung 
feiner gewinnſüchtigen Abficht anftrebte, fei eine Amtshandlung desfelben als 
beeideten Pofterpeditor gewefen, weil die Stempelung der Briefmarken 
ſelbſt eben vorgefchrieben fei, um die nochmalige Benügung von bereitö ge- 
brauchten Marken zum Schaden des f. f. Aerars zu verhindern ; fie begründe 
demnach einen rechtswidrigen Mißbrauch des Amtes im Sinne des 8. 101, 
duch defjen Eriftenz die Betrugseigenfchaft der That, weldhe, abgefehen von 
8. 101, derjelben allerdings beigelegt werden müßte, ausgejchlofjen werde, und 
das Schwärzen der aufgedrüdten Stempelbezeihuung, obſchon ein wirkſames 
Mittel für die Realifirung des Endzwedes gehe, als etwas Acceſſoriſches, be- 
greiflicherweife in der Haupthandlung auf, ohne die rechtliche Eigenfchaft der⸗ 
jelben zu verändern. 


Begriff eines Beamten, 


2. Die Seelforger aller Glaubensbekenntniſſe haben, weil mit der Füh- 
rung der zu Sweden ber öffentlichen Verwaltung dienenden Geburts- und 
Sterberegifter, und mit der Ausfertigung von, als öffentliche Urkunden gelten- 
den Auszügen aus denfelben beauftragt, Geſchäfte der Regierung zu beforgen, 
und find daher im (weiteren) Sinne des $. 101 al8 Beamte auzufehen (E. v. 
15. December 1857, ©. 3. 1858, Nr. 14). 


$. 104. 
Geſchentannahme in Amtsſachen. 


Ein Ortsrichter hatte vermöge der im Gemeindegeſetze ihm eingeräumten 
Amtsbefugnig unternommen, den aus gegenfeitigen Injurien entflandenen Zwiſt 


zuflößen und auf denfelben nad, feiner eigenen Berfidherung in ber That auch feinen 
Eindruck machte. 
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zweier Weiber beizulegen. Es gelang ihm, die Streitenden zu einem Vergleiche 
zu bringen, in Folge deſſen die eine Partei der anderen 4 fl. als Abfindung be- 
zahlte. Nachdem der Bergleic, zu Stande gelommen war, machte die abgefun- 
dene Partei den Vorſchlag, den Drtsrichter für feine Bemühung zu entichädt- 
gen ; ihre Gegnerin ging darauf ein und übergab ihm 2 fl. 

Das Landesgericht erfannte hierin das Verbrechen der Gefchenfannahme in 
Amtsfachen, weil der Richter das Geſchenk zwar nad) dem durch feine ämtliche 
Autorität zum Abſchluß gebrachten Vergleiche, immerhin aber noch aus Anlaß 
desfelben angenommen habe. 

Der oberfte Gerichtshof fällte jedoch, übereinftimmend mit dem Ober- 
landesgerichte, ein Schuldlofigfeitsurtheil, in ber Erwägung, daß der Borfchlag, 
dem Richter ein Gefchent zu machen, und der Erlag desfelben erft nad) dem 
bereit8 gefchlofienen Vergleiche erfolgt find, ſomit der Angeklagte nicht um fein 
Amt auszuüben, beziehentlich den Vergleich zu ftiften, da8 Geſchenk angenom- 
men hat (E. vom 4. Mai 1859, ©. 3. Nr. 74). 


8. 105. 
Verleitung zum Mißbranche der Amtögewalt. 


1. Eine Staatsanwaltichaft hatte die Anficht aufgeftellt, daß 8. 105 fo 
wie 8.311 den Thatbeftand der Berleitung zum Mißbrauche der Amtögewalt in 
den Verſuch, und nur in den Berfucd) der Verführung eines Beam- 
ten zur Parteilichkeit oder fonftigen Verlegung feiner Amtspflic;ten fegen, wo⸗ 
gegen ber von dem beabfichtigten Erfolge begleitete Berfud, 
die gelungene Verführung ale wahre Mitfhuld des Verführers an 
dem von bem Beamten begangenen Amtsmißbrauche zu behandeln und zu be- 
ftrafen fei. 

Der oberfte Gerichtshof hat jedod mit E. v. 22. Februar 1859 (©. 2. 
Nr. 43) diefe Auslegung verworfen, weil das Gefeg mit den im $. 105 ge- 
brauchten Worten, „die Abficht mag ihm (dem Berführer) gelingen oder nicht“, 
ausdrücklich and) den Tall der gelungenen Verführung in den Begriff der ale 
(jelbftftändiges) Verbrechen (beziehungsmeife nad) 8.311 als Uebertretung) ftraf- 
baren Berleitung zum Mißbrauche der Amtsgewalt aufgenommen habe. 

2. Mit derjelben Entfcheidtung wurde die Anficht ausgeſprochen, der 
Umftand, daß der Beamte felbft e8 war, der fid) dem Angeklagten zur Verlegung 
feiner Amtspflicht anbot, habe den Richter nicht abhalten dürfen, die That des 
Legteren ald Berleitung ded Beamten zum Mißbrauche feines Amtes zu be- 
handeln, weil e& immerhin wahr bleibe, daß der Angeklagte, auf diefen Antrag 
eingehend, Beftechung angewendet und den Beamten nur durch das ihm gege- 
bene Geldgeſchenk zur Verlegung feiner Pflichten beftimmt, alfo verleitet habe *). 


*) S. and) die Begründung der nämlichen Anfiht in meinem Handbude I. 
&. 251. Eine übereinftimmende Entſcheidung des Cherlandesgerichtes Venedig wird mit- 
getheilt in der G. 3. 1858, Nr. 70. 
Herbf. Nachtrag 3. den grundfägl. Entſcheid. 2 
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3. Es liegt in dem Begriffe des im 8. 105 bezeichneten Verbrechens, 
daß das Geſchenk ſelbſt auf den Beamten feine verlodende Wirkung üben 
fol, und wenn e8 auch gleichgiltig bleibt, ob dasfelbe ihm unmittelbar von dem 
Berleiter, oder mittelbar durd) einen Dritten, den dieſer hiezu beftellt hat, über- 
geben oder angeboten wurde, fo fann doc, immer nur dann von dem in Frage 
ftehenden Verbrechen die Rede fein, wenn die Perſon des Beamten durd 
das Geſchenk verleitet werden wollte; es Tann daher auch im Sinne der 88. 8 
und 9 von einem Verſuche diefes, im $. 105 als felbftftändiges Berbrechen be 
zeichneten „Berjuches, einen Beamten zur Parteilichkeit oder Verlegung feiner 
Amtspflicht zu verleiten”, nur in dem Falle die Rede fein, wo wirklich Schritte 
unternommen wurden, um dad Geſchenk in jeine Hände gelangen, oder ihn 
wiſſen zu laflen, daß und warum es der dritten Perſon übergeben wurde. Die 
Beihenfung eines dem zu gemwinnenden Beamten nahe fie 
benden Individuums, damit diefe Mittelsperfon dem Ge 
ſchenkgeber geneigt werde und beffen Angelegenheit befür- 
worte, die Bemühung, durd ein Gefchent die Protection 
eines Dritten bei dem Beamten zu erlangen, fällt nidt 
unter den gefeglihen Begriff des Verbrechens (E. v. 1. März 
1859, ©. 3. Nr. 39). 

4. Jemand, welcher wegen dringenden Verdachtes, einen Diebftahl be- 
gangen zu haben, von Gensdarmen verhaftet wurde, bot denfelben — ohne 
Erfolg — für feine Freilaffung ein Gefchenf von zehn Gulden. Der oberfte 
Gerichtshof erklärte ihn mit E. v. 14. Juni 1859 (G. 3. Nr. 94), abgefehen 
von dem Verbrechen des Diebftahls, aus nachſtehenden Gründen nur der Ueber- 
tretung und nicht des Verbrechens der Berleitung zum Mißbrauche der Amts- 
gewalt ſchuldig: 

„Sol das Berbrechen der Berleitung zum Mißbrauche der Amtsgewalt 
nad) $. 105 vorhanden fein, jo muß nad) der Haren Beftimmung diefes Para- 
graphes der Befchuldigte darnach geftrebt haben, einen Civil- oder Strafrichter, 
einen Staatsanwalt, oder in Fällen einer Dienftverleihung oder einer Entfchei- 
dung in öffentlichen Angelegenheiten wa8 immer für einen Beamten, zu einer 
Barteilichfeit oder Verlegung feiner Amtspflicht zu verleiten. Es läßt ſich diefem 
Paragraphe keine ausdehnende Erflärung geben, fondern derjelbe muß, — fo 
wie die Strafgefete überhaupt, ftreng ausgelegt werden. Nun liegt den Gens— 
darmen zwar ob, für die Handhabung der öffentlichen Sicherheit zu forgen, 
allein eine Entfcheidung über öffentliche Angelegenheiten ift ihnen fo wenig an- 
vertraut, als fie in eine der im $. 105 bezeichneten Beamtenkategorien gebradjt 
werden fünnen. Die Richtigkeit diefer Auffaflung ergibt fich Übrigens auch aus 
der Vorſchrift des 8. 311, welde niemal® zur Anwendung fommen würde, 
wenn dem $. 105 die von der Staatsanwaltſchaft verlangte ausdehnende 
Auslegung gegeben wird, da $. 311 eben jene Fälle trifft, wo bie PVerleitung 
zur Parteilichfeit oder Verlegung der Amtspflicht an Beamten verfucht wurde, 
welche nicht bereits im $. 105 aufgeführt find.“ 
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S. 106. 
Nachahmung der öffentlichen Creditspapiere. 


Ein Fall, welcher mit dem in meiner Zuſammenſtellung S. 92 unter 2. 
angeführten vollkommen übereinſtimmt, wurde mit E. v. 23. Februar 1859 
(G. Z. Nr. 55) in ganz gleicher Weiſe beurtheilt. 

Ein des Leſens und Schreibens unkundiger, und bisher gerichtlich nicht 
beanftändeter Pferdefnecht hatte nämlich eingeftanden, im Laufe des Jahres 1858 
drei Stüd Banknoten mit Bleiftift nachgemadjt zu haben, um durch Hin- 
tangabederfelben an liederlihe Dirnen diefe um den ihnen 
verfprodenen Schandlohn zu betrügen. Das dritte Falfificat, das 
er (wie die beiden erften) im $yinftern bergab, wurde von der damit betheilten 
Dirne zufammengelegt, wie fie es felbft erhalten hatte, im Wirthshaufe veraus- 
gabt und von dem Wirthe fogleich mit den Worten beanftändet: Soll daß eine 
Banknote fein? — Dasfelbe beftand in einem unregelmäßig zugefchnittenen 
Briefpapiere mit Bleiftiftfrigeleien, welche nur eine entfernte Aehnlichkeit mit 
der Randzeidinung der Ein-Gulden-Noten boten. Die Fabrikationscommiſſion 
der Nationalbant erklärte, daß diefes Falfificat eine mit Reißblei angefertigte 
Krigelei, und baf fein ähnlicher Zeichnungsverſuch dort vorgelommen ſei. 
Die einige Wochen früher unter gleichen Umftänden an zwei unbefannte Dir- 
nen ausgegebenen ähnlichen Falfiftcate kamen nicht zum Borfchein. 

Der oberfte Gerichtshof fand hierin übereinftimmend mit den beiden Un- 
tergerichten das vollbrachte Verbrechen der Verfälfchung öffentlicher Credits— 


papiere *) 
$. 128. 
Shändung. 


F. wurde durch das Gerücht befchuldigt, daß er häufig Knaben zur 
Befriedigung feiner Lüfte verwende. Es ergab ſich in der That, daß er meh- 
rere Knaben dazu verleitet Habe, daß fie feine Gefchlechtstheile bi8 zur Samen- 
ergiegung betafteien. — Er wurde in erfter Inftanz wegen des Verbrechens 
der Schändung ($. 128), in zweiter wegen jened der Unzucht gegen die Natur 
($. 129 lit. b) in den Anflageftand verfegt. 

Der oberfte Gerichtshof dagegen erfannte, daß hier nur eine unter den 
Geſichtspunct des $. 516 fallende Uebertretung angenommen werden Tonne. 
Denn das Verbrechen der Schändung trete nicht ein, wenn der geſchlecht— 





*) Der Fall war nur zum Behufe der Ausübung bes außerorbentlichen Mil- 
derungsrechtes an den oberften Gerichtshof gelangt, der die Strafe in der That auf 
Kerker in der Dauer von drei Monaten herabſetzte. — An die Mittheilung biejes 
Falles werden jedoch in der ©. 3. fehr erhebliche Bedenken gegen die Richtigkeit 
ber richterfichen Entſcheidungen geknüpft. Es wird nämlich nachzumeifen verſucht, daß 
im gegebenen Kalle eine Nahahmung öffentlicher Ereditspaptere weder fattgefun- 
den habe, nod) beabfichtiget wurde, und daß daher der Thatbeftand des Verbrechens 
der Verſälſchung öffentlicher Creditspapiere nicht vorhanden ſei (S. aud) die Bemer« 
kungen in meinem Handbuche I. ©. 256). 

— 2" 
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lihe Mißbrauch nicht an der Berfon des Mißbrauchten ver- 
übt wurde; — eben fo wenig fei aber die vorliegende Art der Unzucht mit 
der im $. 129 berührten Sodomie zu verwecfeln; dem %. falle vielmehr 
Selbftbefledung zur Laft, welche fhon nach der Erklärung des Hofdecretes vom 
14. Auguſt 1824 (3. ©. ©. Nr. 2035) aus der Kategorie der Verbrechen 
ausgejchloffen und auch in dem jeßt geltenden Strafgefege nicht als ſolches be- 
zeichnet worden ift (E. v. 3. Februar 1858, Gerichtshalle Nr. 47). 


8. 132, 
III. Berführung zur Unzudt. 

z Es war behauptet worden, ein (— fechzehnjähriges —) Dienftmädcen 

ſei als eine feinem Dienftgeber durch das Geſetz, nämlich durch die Dienftboten- 
ordnung, zur Aufficht anvertraute Perjon anzufehen. — ‘Der oberfte Gerichts: 
hof erklärte jedoch, die That könne dem Angeklagten als da8 Berbrechen der 
Berführung zur Unzucht im Sinne des $. 132 nicht zugerechnet werden, weil 
das Mädchen von Niemanden feiner Aufſicht oder Erziehung, oder 
feinem Unterrichte, wie der 8. 132 fid) ausdrüdt, anvertraut worden, ſon⸗ 
dern freiwillig in feinen Dienft getreten und zu ihm wie eine Dienftperfon über: 
haupt nur im gewöhnlichen Dienftverhältniffe geftanden ift (E. v. 10. Octo⸗ 
ber 1855, Zeitſchr. f. ©. u. R. IV. Nr. 14) *). 


8. 134, 
Mord. 


Ueber den Zufammenhang zroifchen der ftrafbaren Handlung und dem 
eingetretenen Tebensverfufte ſ. die bei $. 140 angeführten Entfcheidungen ; — 
dann über den Fall, wenn durch die zur Yaft liegende Handlung die Wirkung 
der ſchon vorhanden gemwefenen Todesurfache befchleuniget wurde, die bei 
$. 335 unter 2. angeführte E. v. 13. October 1858. 


F. 1 34, 
Vollbrachter Mord, 


Eine Mutter war geftändig, daß fie igr neugebornes Kind in der Abſicht, 
dasſelbe zu tödten, mit geftredten Yingern an dem Halfe drüdte, und als fie es 


*) Damit fteht eine frühere Entiheidung vom 17. Mai 1854 (Magazin X., 
©. 400) nidt im Widerſpruche. Diefelbe erflärte nämlich, es liege jhon in der Na- 
tur der Sache, daß Eltern, welche ein nod) in den Jahren der Unmünbigfeit ftehen- 
des Kind in Dienfte zu geben gezwungen find, den Dienftgeber als deujenigen be- 
trachten, der flatt ihrer die Aufficht über diefes nunmehr in feinen Haushalt tre- 
tende Kind führen wird. Allein damals war in thatjächlicher Beziehung erwieſen, 
daß der Bater des Mädchens den Angeflagten und defjen Ehegattin gebeten babe, 
fie mögen ein ahtfames Auge auf das Berbalten feines Kindes haben, und daß 
dieß von dem Angellagten auch zugefagt wurbe, wodurd die Webergabe und Ueber⸗ 
nabme der Aufficht dargethan erjcheint. 


er 
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für leblos hielt, an einer nahen Stelle in der Erde verfcharrte, um die Spur 
ihrer Entbindung und der Tödtung des Kindes zu befeitigen. — Die Kunft: 
verftändigen dagegen erflärten, das Kind fei lebend begraben und durch die 
Berfharrung erftidt worden; durch den Drud auf den Hals künne der 
Tod defjivegen nicht erfolgt fein, weil eine ſolche Erdroffelung als innere Merk⸗ 
male Blutfugillationen Hinterlaffen Haben würde, die eben nicht vorhanden wa- 
ven; das Kind könne jedoch immerhin durch den Drud auf den Hals dergeftalt 
betäubt worden fein, daß die Angellagte dasjelbe für todt halten und ale 
todt verjcharren konnte. 

Der oberfte Gerichtshof ſprach fich hierüber folgendermaßen aus: Es ift 
völlig gleichgiltig, daß die Angeflagte das Kind zur Zeit des Berfcharrens ſchon 
für todt hielt, und daher die Verſcharrung desfelben niht mehr in der 
Abficht, es zu tödten, vorgenommen haben fol. Denn da fie mit 
dem eingeftandenen Borjage, das Kind aus der Welt zu fchaffen, Angriffe auf 
fein Leben machte, fo läßt fi ihre Handlungsmweife nicht mehr 
in einzelne Stadien abtheilen, fondern es ift ein fortgefeßtes Han- 
dein, welches mit dem Drucke auf den Hals des Kindes begann und mit der 
Verfcharrung und dem dadurch berbeigeführten Erſtickungstode desfelben en- 
dete (E. v. 9. März 1859, ©. 3. Nr. 40) *). 


8. 135, 3. 1. 
Mendhelmord. 


Wenn ein Einzelner von Mehreren unverfehens und auf eine Art ange- 
griffen wurde, welche ihm ſowohl jede Gegenwehr als auch die Flucht unmöglich 
machte, fo ift der Angriff tücifcher Weife gejchehen, und daher, foferne derfelbe 
gegen das Leben gerichtet war, als Meuchelmord zu beftrafen (E. v. 29. März 
1859, ©. 3. Nr. 58) **), 


*) Diefelbe Anficht wurde ſchon von Jenull in der Zeitichr. 1826, I. S. 311 
vertheidiget ; — ſ. jebodh dagegen Hye's Erläuterung bes Strafgefees S. 152, und 
mein Sandbud 1. ©. 285. 

**) Die Angelagten hatten fi, je mit einer Miftgabel, mit emem Stüd 
Eifen, mit einem ſchweren Stode bewaffnet, nächtlicher Weile an dem Wege, wel- 
den D., um nad) Haufe zurüdzufehren, vorüberkommen follte, auf die Lauer gelegt, 
ihn underfehens überfallen, und mit ihren Waffen dergeftalt mißhandelt, daß er an 
dem Kopfe ſchwere, Iebensgefährliche Wunden davon trug. — Das Oberlandesgericht 
nahm an, es fei eine eigentliche Tift im Sinne des Geſetzes (nämlich der Worte: 
„in tückiſcher Weiſe“) gegen den D. nicht angewendet worden; dadurch allein, daß 
mehrere Judividuen zur Ausführung des verbrecheriichen Vorhabens fich vereinigten 
und dem D. auflauerten, habe die That noch nicht ben Charakter einer meuchle- 
riihen empfangen, weil fie biezu durch die ihnen bekannte große Körperftärke und 
Entfchloffenheit des D. veranlaßt wurden, und auch voransfegen konnten, daß ber» 
ſelbe bewaffnet und zu kräftiger Gegenwehr bereit fein werde. 
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8. 140. 
Todtſchlag. 


1. Die von K. gegen N. in feindſeliger Abſicht ausgeübte Hand⸗ 
lung beftand nur darin, daß er ihn in die Bruft ftieß; durch di eſe Handlung 
ift jedoch N. nicht un das Leben gelommen, und es ift der Tod desfelben feine 
unmittelbare Folge diefer Handlung , fondern des Rückwärtsſtürzens des N. 
und des Auffallens desfelben mit dem Hinterhaupte auf die Ede eines Yuß- 
ſchemmels gewefen. Deffen Tod wurde daher nit dDurd die Handlung 
des K., Sondern duch das Zufammentreffen zweier anderer erſt nach Ber: 
übung diefer Handlung eingetretenen Umftände bewirkt. Daß aber das Geſetz 
nur jene im feindfeliger Abfiht unternommene Handlung, durch weldde an 
fih felbft ein Menfc um das Leben fommt, ale das Verbrechen des Todt— 
ichlages erklären und beftrafen wolle, geht aus dem $. 143 hervor; denn 
darin erflärt das Gefeß: daß, wenn bei einer zwifchen mehreren Leuten ent- 
ftandenen Schlägerei, oder bei einer, gegen eine ober mehrere Perfonen unter: 
nommenen Mißhandlung Jemand getödtet wurde, jeder, der ihm eine 
tödtlihe Berlegung zugefügt, des Todtjchlages ſchuldig fei. Iſt da⸗ 
gegen der Tod nur durch alle Berlegungen oder Mißhandlungen zufammen 
verurfacht worden, oder läßt ſich nicht beſtimmen, wer die tödtliche Verlegung 
zugefügt habe, fo ift Feiner des Todtſchlages, wohl aber find alle, welche an 
den Getödteten Hand angelegt haben, des Verbrechens der ſchweren förperlichen 
Beihädigung fehuldig. Daraus ergibt fh, daß das Gefeß nur die unmit- 
telbare Zufügung der tödtlihen Verlegung als das Verbrechen 
des Todtſchlages qualificire, daß es aber dann die gegen den Getödteten, offen- 
bar in feindfeliger Abficht, unternonmmene Handlung der gemeinjchaftlichen 
Mißhandlung feinem, der an den Getönteten Hand angelegt hat, als das 
Berbrechen des Todtfchlages imputire, wenn der Tod nur durch alle Miß— 
bandlungen zuſammen verurfacht worden ift, oder wenn fich nicht beſtimmen 
läßt, wer die tödtliche Verlegung zugefügt habe, obgleich die endliche Folge 
der von Allen in feindfeliger Abficht verübten Handlung der Tod des Gemif- 
handelten geweſen if. Wenn nun das Gefep felbft jene von mehreren 
Leuten verübten Mißhandlungen, durch welche zufammen der Tod bewirkt 
wurde, nıht für Todtſchlag erklärt, fo ift e8 wohl offenbar, daß das⸗ 
jelbe Geſetz nicht eine Handlung, welche bloß durch das zufällige Hinzutreten 
mehrerer anderer außer dem Willen und dem Erkennen des Han 
delnden gelegener Umftände den Tod eines Menfchen zur bloßen mit: 
telbaren Endfolge hatte, als das Verbrechen des Todtfchlages behandelt wiſſen 
wolle (E. vom 27. Jänner 1858, ©. 3. Nr. 40) *). 


*) Aus diefen Gründen wurde angeorduet, daß gegen den Beſchuldigten bie 
Specialunterfuhung zwar nicht wegen de8 Verbrechens des Todtichlages, wohl aber 
wegen bes Bergehens gegen die Sicherheit des Lebens nad) 8. 335 einzuleiten fei. — 
Man möchte aber doc) fragen, ob denn nicht zum Thatbeftande dieſes letzteren Ber: 
gebens derjelbe Cauſalzuſammenhang zwilden der zur Laft gelegten Hand» 
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2. Bei einem zwifchen dem E und feiner Zuhälterin St. entſtandenen 
Streite gerieth Eıflerer in Zorn, ergriff diefelbe, welche auf einem Canapé 
faß, und fchleuderte fie in die Mitte des Zimmerbodens, wobei fie ſich den 
rechten Dberarm brach, worauf fie in das Spital gebracht wurde und am 
ahten Zage ftarb. 

Die Aerzte erflärten als Todesurfache die wäfjerige Anfammlung im 
Gehirn, welche nicht eine nothwendige Folge des Armbruches, fondern in Folge 
allgemeiner Dyscrafie der Säfte wahrſcheinlich ſchon vorhanden gewefen fei, 
jo daß der Brud) des Dberarmes mit dem eingetretenen Tode nicht in un- 
mittelbarem, fondern nur in mittelbarem Zufammenhange ftehe, 
indem die unmittelbaren Folgen des Armbruches Keizungen der Oberarms- 
nervengeflechte, diefe den Kinnbackenkrampf hervorbrachten, und bei den ohne» 
dieß ſchon anwesenden wäfjerigen Anfammlungen in der Gehirnfubftanz acei- 
dentaliter den Tod beförderten. Im Allgemeinen fei ein Oberarmknochenbruch 
eine ſchwere Verlegung, wo aber ber Knochen, fo wie im vorliegenden Falle zer- 
fchmettert wird, eine lebensgefährliche, weil die Heilung eines ſolchen Knochen⸗ 
bruches eine Ampntation nothivendig macht, bei der unter allen Umftänden 
Gefahr für das Leben vorhanden fei. Bei der St. fei in Folge ihres vorge- 
rückten Alters, der Dyscrafie ihrer Säfte und ihres Fachektifchen Zuftandes die 
Amputation nicht angezeigt geweſen, weil eine Heilung derfelben nicht zu er- 
warten war; bei ihrer Reibesbefchaffenheit Habe daher bie er- 
littene Berlegung den Tod zur nothbmwendigen Folge gehabt. 

Der oberfte Gerichtshof erklärte den Angeklagten des Verbrechens des 
Todtſchlages ſchuldig, weil die dur ihn an der St. verübte Mißhandlung 
den Armbrud), diefer aber laut ärztlichen Gutachten am achten Tage darauf 
den Tod zur nothwendigen Folge hatte, weil alfo dieſe ftrafbare That, als 
nicht in der Abficht der Tödtung, aber doch in anderer feindjeliger Abficht fo 
ausgeübt, daß dadurch, wenn auch nur vermöge ihrer perfönlichen Befchaffen- 
heit, die St. um da8 Leben fam, nach 8. 140 ald Verbrechen des Todtjchlages 
qualificirt werden müffe. (E. vom 20. April 1858, ©. 3. Nr. 106) *). 

3. Der 71jährige A., welcher mit dem nachher angeflagten B. im 
Walde arbeitete, hatte ein dem letteren angehöriges Inftrument zum Aus- 
höhlen der Bäume (einen f. g. Texel) ſich angeeignet, und als diefer es ihm 
wieder abgenommen, tüchtig auf ihn zu fehimpfen angefangen; B. gab nun 
dem A. mit der flachen Hand einen Stoß, fo daß derfelbe feitlings zu Boden 


Iung und dem eingetretenen Lebensverlufte erforderlich fei, welcher vom Geſetze beim 
Berbrechen des Todtfchlages erheilcht wird ? 

*) Dagegen hatte das Oberlandesgericht die That nicht als Todtichlag, fon- 
dern nur als das im 8. 335 bezeichnete Vergehen qualificirt, weil Todtſchlag wie 
Mord eine Handlung vorausjege, von welder die Tödtung eine nothwendige 
Folge ift, und weil der böfe Borfak beim Todtſchlag in nichts anderem, als in 
der Abfiht zu beſchädigen beftehe, und diefe Beihädigung durch eine Handlung 
verübt fein müſſe, deren tödtliche Wirkung doc als möglich vorausgefehen werden 
fonnte, 
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fiel. Er ftand fofort wieder auf und wiederholte die Schimpfreben, worauf ihm 
der Angellagte mit der flachen Hand einen Stoß auf dieBruft gab, in Folge deſſen 
er rüdlingd auf die Erde fiel und anfangs befinnungslos Liegen blieb, dann 
aber nah kaum einer Biertelftunde todt gefunden wurde. — Die Aerzte 
bezeichneten als die Todesurſache zunächft eine durch wäſſerigen Schlagfluß 
berbeigeführte Gehirnlähmung und erklärten, es fei der Tod durch das Zu- 
ſammenwirken des fchon früher dagemejenen wafjerfüchtigen Zuftandes 
des Gehirns, der durch die vorhergegangene Aufregung ver- 
anlaßten größeren Gehirncongeftion und der durch den zwei⸗ 
maligen Gall auf die Erde herbeigeführten Erfchütterung in der Art einge: 
treten, daß die Berftung eines oder mehrerer feröfer Gefäße erfolgte, deren 
allmälige Entleerung vermittelft eines allfeitigen Drudes auf das Gehirn 
den ruhigen fchlafartigen Tod durch Gehirnlähmung bewirkte. 

Die erſte Inftanz ſah das Verbrechen des Todtfhlages nicht als vor: 
handen an. Die That des Angeflagten würde nämlid) in Verbindung mit 
der perfönlichen Befchaffenheit des Umgelommenen für ſich allein den tödtlichen 
Ausgang nicht herbeigeführt haben, dazu habe vielmehr die Gehirncon- 
geftion wejentlich beigetragen. Dieje habe aber A. durd) feine Leidenſchaft⸗ 
lichkeit jelbft veranlaßt, ohne daß der Angellagte irgend eine Schuld daran 
trüge, der Tod fei daher vermöge einer zufällig hinzugefommenen und durd) 
die Handlung des Angeklagten nicht veranlaßten Zwifchenurfache eingetreten. — 
Auch fehle e8 an der im $. 140 vorausgefegten feindfeligen 
Abficht. Denn man fünne nicht annehmen, daß der Angeklagte die Abficht 
hatte, den U. körperlich zu befhädigen; er wollte vielmehr nur, 
daß U. mit feinen fortwährenden Schimpfereien einmal aufhöre, ihn in Ruhe 
lafje; für den Mangel der feindfeligen Abficht preche, außer den Leumunds⸗ 
zeugen, welche den Beichuldigten al8 einen gutmüthigen Burfchen von durch⸗ 
aus tadellofem Betragen ſchilderten, insbefondere aud) der Umftand, daß der- 
jelbe von dem in feinen Händen befindlichen Texel feinen Gebrauch mächte. 

Der oberfte Gericheshof erklärte aber den Augeflagten mit &. von 
21. September 1858 (©. 3. Nr. 130), übereinftimmend mit dem Ober: 
Iandeögerichte des Verbrechens des Todtfchlages fchuldig. Die Entfcheidungs- 
gründe betrachteten die Handlung des Angeflagten als das von ihm gebrauchte 
Mittel, um fich an feinem Gegner wegen der erlittenen Beſchimpfungen zu 
rähen, mithin als eineanffeindfeliger Abfiht beruhende That, 
und die zur Herbeiführung des tödtlichen Erfolges mitwirkende Gehirncon- 
geftion al8 zur perfönlihen Beſchaffenheit des Umgelomme- 
nen gehörig *). 

*) Bon einer zur Verlegung zufällig hinzugelommenen Zwijchenurfade 
fann offenbar nur dann gefprochen werben, wenn diefelbe erft eintrat, nachdem 
bie verlegende Handlung bereits gefett morden war; war fie damals 
bereits wirkfam, fo wurde durch fie eben jener befondere Zuftand des Berlehten 
(Str. Pr. D., 8. 89) herbeigeführt, welcher nicht ausfchließt, daß der nur wegen 
desjelben eingetretene Tod auf die verleßende Handlung ale Todesurfache zurüd- 
zuführen jei. 
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8. 149. 
Weglegung eined Kindes. 


1. An einem heiteren Julitage fanden die zwei Diener einer Dorf: 
pfarrfirche zwifchen drei und vier Uhr Morgens als fie .eben zur Kirche 
gingen, an dem Hauptthore derfelben einen in ſchlechte Wäfche gehüllten, 
14 bis 16 Monate alten Knaben, welcher gegen Wind, Wetter und joiiftige 
Gefahren, allenfalls die Gefahr möglicher Beſchädigung durch frei umbher- 
laufende Hausthiere ausgenommen, ziemlich gut gefehügt war und von der 
Ausfegung keinen Schaden genommen hatte. Der ausfindig gemachte Vater 
des Kindes ift ein armer Landmann und hat außerdem drei Kinder : zwei 
Mädchen im Alter von 18 und 11 Fahren und einen nenmjährigen Knaben; 
fein Weib lag durch geraume Zeit in dem Spitale der nächſten Stadt an 
einer chronifchen Krankheit darnieder, an welcher fie drei Wochen fpäter 
ftarb. Er geftand die That unter Angabe folgender, durch die Erhebungen 
beftätigter Umſtände: Mittellos, getrennt von feinem Franken Weibe und für 
feine Perfon außer Stande das Kind zu warten, deffen Pflege er ber älte- 
ften Tochter aus Rückſicht für ihr Schamgefühl nicht überlaffen wollte, babe 
er fi) an den Gemeindearzt, an die Gemeindebehörde und an den Orts— 
pfarrer gewendet, um das Kind in eine Öffentliche Anftalt unterzubringen. 
Da ihm dief verfagt wurde und der Zuftand feines kranken Söhnleins fich 
von Tag zu Tag verfchlinmerte, jo habe er, um es vor dem Hungertode 
zu retten, in der Hoffnung, daß eine in glüdlicheren Verhältniſſen lebende 
Perfon das Kind finden und zu fich nehmen werde, dasjelbe, gehörig ver- 
wahrt, vor die Kirchenthüre gelegt, wo es leicht und bald, befonders von 
den erften Kirhengängern wahrgenommen werden fonute. Auch hatte er fo- 
fort nach der Ausfegung dem Ortspfarrer hievon Anzeige gemacht. Uebrigens 
geftand er während der Unterfuchung,, daß er, das ausgefegte Kind ver- 
laſſend, noch Niemand in der Nähe der Kirche wahrgenommen habe, wo- 
gegen er bei der Schlußverhandlung behauptete, dort einige Zeit gelaufcht, 
und ſich erft dann entfernt zu haben, al® ihm die Stimmen von rauen, 
die er übrigens nicht fah, zu Gehör gelommen waren. 

Der Gerichtshof erfter Inftanz nahm nicht als erwiefen an, daß der 
Angeklagte in der Abficht oder auh nur im Bewußtfein gehandelt Habe, 
„die Rettung des Kindes dem Zufalle zu überlaffen.“ Er fprad ihn da- 
ber wegen Unzuläffigfeit des Beweifes in Betreff des vom Geſetze gefor- 
derten Dolus (8. 2, lit. e und f) von der Anklage frei. Dagegen fällte 
da8 Oberlandesgeriht ein Strafurtheil, welches auch der oberfte Gerichtshof 
mit &. vom 12. Jänner 1858 (G. 3. Nr. 29), und zwar aus den nad): 
ſtehenden vom Oberlandesgerihte entwidelten Gründen beftätigte: Bei aller 
Wahrfcheinlichfeit baldigfter Entdedung und Rettung des ausgefegten Kindes 
durch mitleidige Menfchen fei die Möglichkeit, daß durch längere Zeit Nie- 
mand berbeifommen, oder dag Unachtſamkeit oder SHerzlofigfeit der Hinzu: 
gefommenen den Knaben hilflos feinem Schickſale überlaffen werde, fo wenig 
ansgejchloffen geblieben, als die Gefahr, durch irgend ein unvorhergejehenes 
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Ereigniß das Leben zu verlieren, welche dem durch noch ſo kurze Zeit ver⸗ 
einſamten Kinde drohte. Dieß fei aber ſo einleuchtend, daß es ſelbſt der 
gewöhnlichſte Verſtand begreifen müſſe. Da nun der Angeklagte das Kind 
dennoch weggelegt und es ſofort verlaſſen habe, — denn ſeine Behauptung 
bei der Schlußverhandlung, in der Nähe desſelben ſo lange verweilt zu 
haben, bis Menſchen herbeigekommen waren, verdiene keinen Glauben, 
weil ne ſeinen früheren Ausfagen widerftreite und durch die Erhebungen nidt 
beftätiget worden fei, — fo könne darüber, daß er mit dem klaren 
Bewußtfein, die Rettung des Kindes dem Zufalle zu über- 
laffen, gehandelt habe, nicht gezweifelt werden. Hiermit fei aber das 
gefegliche Erforderniß der böſen Abfiht ſchon erfüllt, weil im $. 151 die 
Weglegung deßhalb, weil fie unter Umftänden gefchah, welche die baldige 
Wahrnehmung und Rettung des Kindes mit Grund erwarten ließen, nicht 
ale ſtraflos, fondern nur als minder ftrafbar erklärt werde (E. vom 
12. Jänner 1858, ©. 3. Wr. 29). 

2. Da die Angeklagten den Auftrag ihrer Eltern, das Kind (ihrer 
Schweſter, defjen Vater einer der L’jchen Söhne war) in dem Haufe der 
Le'ſchen Familie, welche nad) der ihnen beigebracdhten Meinung zur Erhaltung 
desfelben verpflichtet war, zurüdzulaffen, wegen ber verweigerten Annahme 
des Kindes nicht erfüllen konnten, und aud) verhindert waren, es wie ihnen 
ihre Eltern eventuell geboten hatten, an das Fenfter zu legen, nachdem das⸗ 
felbe von den Söhnen des Haufes befegt war, — fo legten fie das Kind, 
gehörig eingewidelt, in dem dreißig Schritte von der Wohnung entfernten 
Gartengrunde nieder, und vernachläſſigten, indem fie fi) fofort wegbegaben, 
allerdings jene Rüdficht, welche der bilflofe Zuftand des Kindes erheifchte; 
allein der zum Verbrechen der Weglegung geforderte böfe Vorſatz, das Kind 
der Gefahr des Todes auszufegen oder auch nur feine Rettung dem Zufalle 
zu überlaffen, kann ihnen nicht zur Laſt gelegt werben. Denn fo wie fie einer- 
feits das Kind zwar unbemerkt in den Garten niederlegten, allein hiezu 
durch die Erwägung veranlagt waren, daß ihnen dieß fonft verwehrt worden 
wäre, konnten fie andererjeitsS mit Grund vorausfegen, von den Söhnen ber 
2.’ fchen Familie beobachtet und gefehen zu werden, wenn fie ohne das Kind 
fi entfernten. Dieß ift auch wirklich gefchehen, indem der Eine der Söhne 
fie davon eilen ſah, fogleich nad) dem Kinde forfchte und es auffand. Da unter 
diefen Berhältniffen die Angellagten ſowohl bei Verübung der ‘That zu der 
Annahme berechtiget waren, daß diejenigen Perſonen, weldhen nach ihrer 
Meinung die Erhaltung des Kindes oblag, von dem Borhandenjein desfelben 
auf ihrem Beſitzthum ſogleich Kenntniß erlangen werden, als fie ſich auch für 
überzeugt halten mußten, daß diefer Fall wirklid) eintrat, weil fie jofort von 
einer jener Perfonen verfolgt worden find, fo können fie des von ihnen 
geläugneten böfen Vorfages nicht für überwiejen gehalten werden (E. vom 
5. October 1858, ©. 3. Wr. 138) *). 

*) Sie wurden daher von dem Berbrechen ver Weglegung eines Kindes los 
gefprochen und ſchuldlos erfannt, dagegen wegen Webertretung gegen die körperliche 
Sicherheit nach) $. 431 zu Arreftftrafen verurtheilt. 
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8. 152. 
Berbrechen der ſchweren körperlichen Beſchüdigung. Böſer Vorſatz. 


1. Bei einem heftigen Streite ſchleuderte die M. auf eine Eutfernung 
von ſechs Schritten eine Glasflaſche nach der G.; letztere hatte ihr den Rücken 
zugekehrt, aliein im Augenblicke des Wurfes ſich plötzlich wieder umgewendet, 
ſo daß die Flaſche ihr in das Geſicht flog, zerbrach und ein Glasſplitter in 
das Auge drang, was den Verluſt des Auges zur Folge hatte. Nach dem 
Ausſpruche der Sachverſtändigen wäre es nicht möglich geweſen, der G. mit 
jenem Werkzeuge eine ſchwere Verwundung beizubringen, wenn ſie ihre ur— 
ſprüngliche Stellung bewahrt, nämlich ihrer Gegnerin fortan den Rüden zuge— 
tehrt hätte, und felbft in das Geſicht gefchleudert, würde, bei der Entfernung 
von ſechs Schritten die Heine Flaſche dasfelbe nur leicht verlegt haben, wäre 
nicht ein Bruchftüd des zerfprungenen Glaſes zufällig in den Raum zwifchen 
dem Auge und dem Augenlide gedrungen. Die Angeklagte machte zu ihrer Ver⸗ 
theidigung geltend, daß die Befchädigung von ihr keineswegs beabfichtiget war, 
ja nicht einmal al® möglich vorausgefehen werden konnte. 

Nichts defto weniger wurde fie mit E. vom 15. April 1858 (©. 3. 
Nr. 101) des nah $. 156 ftrafbaren Verbrechens der fchmeren körperlichen 
Beihädigung ſchuldig erflärt, und zwar in Erwägung, daß nad 8. 1 büfer 
Vorſatz auch dann zur Schuld fällt, wenn aus einer anderen böfen Abficht 
etwas unternommen wurde, woraus das dadurch entftandene Uebel gemeinig- 
ih erfolgt oder doch Leicht erfolgen kann, — daß nad) der ausdrüdlihen Vor: 
Ihrift des $. 134 der Urheber einer beabjichtigten Tödtung für diejelbe als 
einen Mord jelbft in dem alle verantwortlich ifl, wo zufällige Umftände, 
unter weldyen die Handlung verübt wurde, den Tod herbeigeführt haben, — 
daß dasfelbe von dem im $. 152 bezeichneten Verbrechen der ſchweren körper: 
lichen Beichädigung gilt, wegen der Gleichheit des Grunde? und wegen der 
darin enthaltenen ausdrüdlichen Hinweifung auf den $. 134, zu welchem ber 
8. 152 in enger Beziehung fteht, — daß bie Angeklagte immerhin in feind- 
jeliger Abficht die Flaſche fehleuderte, und hiebei die plöglihe Wendung des 
Körpers von Seite ver M., mochte auch die Befchuldigte diefelbe in dem 
Augenblide wirklich nicht bedacht Haben, von ihr als ein leicht mögliches Er- 
eigniß vorhergefehen werden konnte. 


Mitſchuld an dem Verbreden der ſchweren Törperlihen Beſchädigung. 


2. C. war wegen Mitfchuld an dem Verbrechen der ſchweren Törper- 
Then Beichädigung in Anklageftand verfeßt, weil er den Angreifern den Ort 
bezeichnet Hatte, wo der Damnificat zum Prügeln zu befommen wäre, und 
wo fie demfelben in der That aufpaßten und, ohne Mitwirkung des E., den 
Ueberfall und die Mißhandlung, welche eine ſchwere förperliche Beſchädigung 
des Angegriffenen zur Folge hatten, verübten. C. vertheidigte fi) mit der durch 
die Ergebniffe der Verhandlung hinreichend gerechtfertigten Behauptung, keinen 
Gedanken gehabt zu haben, daß es auf mehr als eine gewöhnliche Prügelei 
abgefehen war. 
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Der oberfte Gerichtshof erklärte, daß die Schuld des C. (vom Ober- 
landeögerichte) mit Hecht (zwar nicht dem $. 152, wohl aber) dem 8 411 
unterftellt worden fei, weil derfelbe, wenn gleich nicht abfichtlich zur ſchweren 
Berlegung, doch vorfäglich zu einer Mißhandlung des Damnificaten mit: 
wirkte, und daher zwar nicht für die Schwere Beſchädigung, immerhin 
aber für die Mißhandlung desjelben im Allgemeinen verant- 
wortlih und deßhalb ftrafbar ift (E. vom 8. Juni 1858, ©. 3. Nr. 102). 


8. 155, lit. a. 


Berbredien der ſchweren Törperlihen Beihädigung wegen der Beidhaffenheit dee 
Werkzeuges, womit die Beihädigung unternommen wurde, 


1. Bei einem zwifchen A. und zwei anderen jungen Leuten entftandenen 
Streithandel, zog jener fein Tafchenmeffer, und indem er blindlings auf feine 
Gegner losftieß, verwundete er beide. Die dem Einen zugefügte Wunde war 
abfolut tödtlich; bezüglich der dem Anderen in der Schlüffelbeingegend bei- 
gebrachten Verwundung erklärten die Sachverftändigen, daß der Stoß mit 
mäßiger Kraft in fenfrecht fchräger Richtung geführt worden, die Verlegung 
aber nur eine leichte fei, da fie in einer bloßen Verlegung von Musteln be: 
ftanden habe und nicht in die Bruftgöhle gebrungen fei. Immerhin aber werde 
ein Stoß, in der angegebenen Richtung geführt mit einem Taſchenmeſſer, 
wie das bed Beichuldigten, von einem Arme, fo fräftig wie der feinige, ge: 
meiniglich eine ſchwere Förperliche Verlegung zur Folge haben, und nur dem 
Umftande, daß die Wunde fchräg, anftatt fenfrecht, verlief, fei die leichte 
Beichaffenheit berfelben zuzufchreiben, wogegen fie, fenkrecht verlaufend, in 
die Brufthöhle gedrungen wäre, und wegen der in folchen Fällen regelmäßig 
eintretenden Entzündung des Nippenfelles oder der Yungen ganz ficher eine 
fchwere Verlegung bewirkt hätte, die gar leicht mit Gefahr für das Leben des 
Beichädigten verbunden fein konnte. 

Es entftand num die Frage, ob abgefehen von dem unzweifelhaft vor- 
bandenen Verbrechen des Todtjchlages auch noch jenes der fchweren körper: 
(ichen Beſchädigung zuzurechnen fei. Dieß wurde vom oberften Gerichtshofe 
mit E. vom 9. September 1858 (©. 3. Nr. 122) aus dem Grunde bejaht, 
weil die Verlegung mit einem folchen Werkzeuge und auf ſolche Art unter: 
nommen worden fei, womit gemeiniglid) Lebensgefahr verbunden ift, zumal 
die mit dem nämlichen Taſchenmeſſer dem Cameraden des Bejchädigten beige- 
brachte Verwundung deffen Tod zur Folge hatte. 

2. Bei einem zwifchen M. und 2. entftandenen Streite hat erfterer den 
leteren mit der Rüdjeite einer Öartenhaue, die von einem Dritten im Hiebe 
aufgehalten wurde, am rechten Stirnhügel eine leichte Verlegung beigebradit. 
Die im Unterfuhungsverfahren vernommenen Aerzte behaupteten, die Haue 
fei fein folches Werkzeug, mit deſſen Gebrauch gemeiniglich Lebensgefahr ver: 
bunden ift; dagegen gaben die Kreisgerichtsärzte bei der Schlußverhandlung 
das Gegentheil mit der Bemerkung an, daß 2. leicht hätte todtgefd,lagen wer: 
den fönnen, wenn der geführte Schlag von der Stirne nicht abgeglitten wäre. 
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Der oberſte Gerichtshof hat den Angeklagten nur der im 8. 411 be 
zeichneten Webertretung ſchuldig erklärt, dagegen von dem Verbrechen der 
fchweren körperlichen Beſchädigung aus folgenden Gründen gänzlid) loöge- 
ſprochen: „Der $. 155, lit. a mit Beziehung auf die 88. 152 und 153 
deutet Fein neues oder ergänzuugsmeife bezeichnetes Berbrechen der ſchweren 
förperlichen Beihädigung an. Derfelbe ordnet nur in den Fällen der 88. 152 
und 153 eine ftrengere Strafe dann an, wenn die Verlegung mit einem ſolchen 
Werkzeuge unternommen wurde, womit gemeiniglich Lebensgefahr verbunden 
ift. Die dem Angeflagten zur Saft liegende törperliche Verlegung ift von den 
Sachverſtändigen alffeitig für eine leichte Beſchädigung anerkannt, fomit kann 
dießfalls 8. 155, lit. a nicht in Anwendung fommen” (E. vom 30. Novem⸗ 
ber 1858, ©. 3. 1859, Nr. 24.)*). 


F§. 157. 
Schwere körperliche Beſchädigung bei einer Schlägerei oder Mifhandlung. 


Zum Thatbeftande aller im $. 157 als ftrafbar erflärten Fälle der 
ihmeren förperlihen Beſchädigung wird ausdrücklich (im erſten Abjage) ent⸗ 
weder eine zwijchen mehreren Leuten entftandene Schlägerei oder eine gegen 
eine oder mehrere Perfonen unternommene Mißhandlung vorausgejegt, und 
die Strafbarkeit der Theilnehmer nad) Berfchiedenheit der Fälle in der Art 
beſtimmt, daß zwar Jeder, welcher dem Ungegriffenen eine ſchwere Befchä- 
digung zugefügt hat, nad) Mafgabe der in den 88. 154—156 gegebenen 


*) Die (von Wahlberg aufgeftellte) Anſicht, daß die Anordnung des $. 155 
lit. a eine eigene weder im $. 152 noch im $. 153 beftimmte Art de8 Verbrechens der 
ſchweren körperlichen Beſchädigung enthalte, — ift zweifellos unrichtig (f. mein Hand- 
bud I. ©. 309 u. 312). — Allein andererfeits zeigt fchon der Wortlaut diefer Gefeßes- 
ſtelle, daß die Anwendung der darin angebrohten ftrengeren Strafe deßhalb allein, weil 
bloß eine leichte Beihädigung erfolgte, keineswegs ausgefchloffen ift. Vielmehr ift der 
böhere Straffag allerdings auch dann anwendbar, wenn die obgleich nur leichte Ver⸗ 
letzung aus einer Handlung erfolgte, welche in der Abficht einen der im $. 152 erwähn- 
ten fchweren Erfolge herbeizuführen unternommen morden war, und wenn eben deßhalb 
Berfuch des Berbrechens zuzurechnen ift. Und zwar kann jene Abficht nach der Weifung 
des Geſetzes entiveder baraus, daß Die Verlegung mit einem ſolchen Werkzeuge und auf 
ſolche Art, womit gemeiniglich Lebensgefahr verbimden ift, unternommen wurde, oder 
aber auch auf andere Art erfchloffen werben. 

Wenn jedoch im einzelnen Falle die Abji cht eine ſchwere Beſchädigung zuzu- 
fügen, nicht ermwiefen ift, mag dann das gebrauchte Werkzeug immerhin von lebens- 
gefährlicher Beichaffenheit gemwefen fein, und wenn ferner wirklich keine ſchwere Beichä- 
digung eintrat, fo kann das Berbredyen der ſchweren körperlichen Beſchädigung weder 
nad) 8. 155 lit. a, der feinen eigenen Fall diefes Verbrechens normirt, noch nad) $. 152, 
defien Exrforderniffe eben nicht vorhanden find, zugerechnet werden. Und dieſe factifchen 
Borausfeßungen find es offenbar, welche der obigen oberftrichterlihen Entſcheidung zu 
Grunde liegen. 
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Strafnormen zu behandeln ift (erfter Abſatz des 8. 157), hingegen in den 
Fällen, wo die ſchwere Förperliche Befchädigung durd) das Zufammenwirken 
Mehrerer erfolgte oder wenigftens nicht nachweisbar ift, wer diefelbe zu- 
gefügt habe, Alle, die an den Beichädigten Hand angelegt haben, der Strafe 
bes Kerkers von ſechs Monaten bis zu einem Jahre unterliegen (zweiter 
Abſatz des 8. 157). Bermöge diefer allgemeinen Faſſung des 8. 157, 
weldher bei feinem der darin normirten Fälle unterjcheidet, ob eine Ber: 
abredung der Mißhandlung vorausgegangen fei oder nicht, 
muß alfo aud der Fall eines vorher verabredeten Angriffes 
als darin enthalten gedacht, und die Abficht des Geſetzgebers bei der Straf: 
beftinnmung im zweiten Abfages des $. 157 fo aufgefaßt werden, daß 
wegen der Ungewißheit der Schuld und Verantwortlichkeit 
jedes Einzelnen für die Folgen der Verlegung zwar feiner 
der Strafe entgehen, diefe jedoch gelinder ausfallen foll. 
Dabei ift zu bemerken, daß der $. 157 des Str. ©. vom Jahre 1852 
gegen den 8. 126 des früheren Str. ©. die Erweiterung erhielt, daß darin 
außer dem alle einer Schlägerei auch jener einer unternommenen Miß— 
handlung überhaupt aufgenommen worden ift, welcher legtere Fall eine 
vorläufige Verabredung zur Mißhandlung zwar nicht zur nothwendigen Bor- 
ausſetzung hat, aber eben 2 wenig begrifflich anschließt (E. vom 8. Juni 
1858, ©. 3. Nr. 102) *) 
§. 166. 


Brandlegung. 


Das Anzünden eines 33 Meter im Umfange habenden Strohhaufens im 
offenen Felde in nicht großer Entfernung von dem Haufe und der Stallung des 
Eigenthümers , welches nach der Schägung des verbrannten Strohes einen 
Schaden von 60 fl. zur Folge hatte, wurde von oberften Gerichtshofe über: 
einftimmend mit den Oberlandeögerichte ala Verbrechen der Brandlegung 
erklärt, während der Gerichtshof erfter Inftanz darin nur öffentliche Gewalt- 
„tHätigkeit duch boshafte Befhädigung fremden Eigenthbumes 
"gefunden hatte. Die oberftrichterliche Entfcheidung war damit begründet, daß 
einerfeit® der Anfchlag der Befchuldigten auf Entftehung eines Brandes ger 
richtet gewejen, anderfeits ſowohl durch den Umfang und Werth des in Brand 
geftedten Strohhaufens, als durch die Mlöglichfeit der Verbreitung des Feners 


über das nicht fernftehende Haus und Stallgebäude die Subfumtion der That 


unter 8. 85 lit. a audgefchloffen fei, da die Windftille, welche zur Zeit der 
That herrſchte, auf die Qualification derjelben feinen Einfluß nehmen dürfe 
(€. v. v. 22. 22. Mär; 1859, ©. 3. Nr. 134) **). 


6 S. auch die E. vom 2. Auguft 1854 (in ee menftellung 
S. 125), welche anf ganz gleicher Auffafjung > A jedoch nicht fo 
ausführlich motivirt, dann mein Handbud J., ©. 29. Be 

**) Diefe Entfcheidung darf wohl als eine Beftätigung der Richtigkeit der von 
mir (in meinem Handbuche I. S. 318) über das Weſen des Verbrechens ber Branb- 
fegung entwidelten Anfihten angejehen werben. 
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8. 171. 
Diebſtahl. 
Diebſtahlsverſuch. 


1. Ein Wilddieb war mit der in fremdem Revier erlegten Gemſe von 
dem Jäger noch im Reviere betreten worden. Er brachte vorerſt dem Jäger 
mehrere Schläge bei, und ergriff ſodann, ſeine Beute im Stiche laſſend, die 
Flucht. 

Das Oberlandesgericht ſah die Erlegung der Gemſe im fremden Reviere 
deßhalb als bloßen Diebſtahlsverſuch an, weil der Thäter an der wirklichen 
Entwendung durch die Dazwiſchenkunft des Revierjägers verhindert wurde. 
Dagegen nahm der oberſte Gerichtshof mit E. vom 23. März 1858 (©. 3. 
Nr. 65) an, daß hier ein vollbradter Diebftahl vorliege, weil der Ange- 
Hagte die von ihm erlegte Gemſe ergriffen und durch dängere Zeit in feiner 
Macht Hatte, und eine andere Anfiht von dem Begriffe: vollbracht, geftohlen, 
auch den Beftimmungen der 88. 8 u, 188 entgegen wäre *). 


Unterfähied zwiſchen Diebftahl und Betrug durch Zueiguung gefnndener Saden. 


2. Zwei Jäger, denen der Eigenthümer eines Vorſtehhundes denfelben 
zum Gebrauche geliehen hatte, trafen mit den fpäter Befchuldigten in einer 
Alpenhütte zufammen, wo diefelben von einer Hündin begleitet, Schug vor dem 
Unwetter fuchten. Bei ihrer Entfernung fchlugen fie eine andere Richtung ein, 
als die von ihnen vorhin den Jägern bezeichnete, und es gefchah, daß der Vor- 
ſtehhund ſich verlief und, der Spur der Hündin folgend, bei den Befigern ber- 
ſelben ankam. Dieſe hängten den Hund an die Reine und verkauften ihn als ihr 
Eigenthum an einen Dritten, nachdem einer der Jäger fich vergeblich bemüht 
hatte, denfelben wieder zu finden, da er ihn in der falfchen, nämlich in der 
Richtung fuchte, welche die Anderen einzufchlagen vorgegeben hatten. 

Die erfte Inftanz fand hierin feinen Dicbftahl, weil die Entzichung aus 
dem Befige mangle, indem das Thier ſich felbft von feinen Hütern getrennt und 
verlaufen habe, wohl aber Betrug durd Aneignung einer gefundenen Sache. 
— Das Oberlandesgericht aber, deffen Beſchluß auch durd) die oberftrichterliche 
Entſcheidung v. 20. Juli 1858 (G. 3. Nr. 123), und zwar mit Berufung 
auf die obergerichtlichen Motive beftätiget wurde, erflärte die That aus nad- 
ſtehenden Gründen als Diebftahl: Als die Befchuldigten mit den Jägern zu- 
jammentrafen, fei der Hund in dev Macht der letzteren geweſen, mas von den 
Beichuldigten nicht verfannt werden konnte, da fle fahen, wie ſich das Thier zu 
den Jägern hielt und in diefem Detentionsverhältniffe, trng des fpäteren Er- 
eigniſſes (des Berlaufens, welches die Möglichkeit, den Hund alsbald wieder in 
ihre Hand zu befommen, für die Inhaber fortbeftehen ließ), verblieben. Die That 
laſſe fi daher nicht dem 8. 201 lit. c unterftellen, weil die Befchuldigten 





*) ©. jedoch die auf einer abweichenden Anficht beruhende €. v. 8. Juli 1862 (in 
meiner Zufammenftellung, ©. 137). 
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nicht den bisherigen Inhabern verloren gegangene Sache auffanden und fi 
aneigneten, vielmehr die Inhaber derfelben kannten; wohl aber enthalte fie die 
Merkmale des gejetzlichen Begriffes vom Diebftahle, ba eine Entziehung der 
Sade aus dem Befige anderer Perfonen , die nad) dem Worte des Geſetzes 
($. 171) nit aud) das Eigenthum an derfelben haben müſſen, Statt gefun- 
den babe *). 

3. Die A. faß in Geſellſchaft ihrer Tochter in einem Gafthaufe an dem 
Tische, vor welchem B. Pla genommen Hatte; legterem fiel feine Brieftafche, 
ohne daß er es gewahr wurde, aus der Zafche auf die Erde; die U. fah fie 
auf dem Boden liegen, winkte ihrer Tochter, welche fie noch darauf aufmerkſam 
machen wollte, zu jchmeigen, und nachdem fich B. zu einem anderen Tifche be- 
geben hatte, nahm fie die Brieftafche und verließ das Gaſthaus. 

Der oberfte Gerichtshof erklärte die That aus folgenden Gründen ale 
Diebftahl: „Eine bewegliche Sache, die Jemand entfällt, ift, jo lange fich der 
Beſitzer an der Stelle, wo fie ihm entfiel, befindet, fo daß er biefelbe in dem 
Augenblide, als er fie vermißt, wieder erlangen kann, fo wenig für verloren zu 
betrachten, als eine Sache, welche man etwa bloß verlegt hat. Die Angeflagte 
mußte nach den vorliegenden Umftänden annehmen, daß die Brieftafche dem 2. 
gehöre, und daß fie in der That davon überzeugt war, zeigt ihr Bemühen, die- 
jelbe an fich zu nehmen, dadurch aber dem B., wenn er fie etwa auf dem Fuß- 
boden fuchen wollte, zu entziehen, jo wie der Winf, den fie ihrer Tochter gab, 
fle nicht zu verrathen, daß fie die Brieftajche entdedt habe und zu fich nehme. 
Ueberdieß hat der bisherige Beſitzer derjelben den Abgang ber Brieftafche nod) 
in dem Gaftzimmer, gleich nach der That, wahrgenommen, und würde fie gewiß 
noch auf der Erde unter dem Tifche gefunden haben, wenn fich nicht die De 
ſchuldigte inzwiſchen derfelben bemächtiget hätte“ (E. v. 22. September 1858, 
©. 3. Nr. 128). 


Bortheil des Diebes. 


4. Die A. hatte der B. aus verfperrter Wohnung Sachen entwendet, 
welche in einer unverfperrten Waldfapelle, unter Ziegelfteinen hinter dem Al⸗ 
tare verftedt, wieder gefunden wurden. Die Angellagte behauptete, fie habe aus 
Haß und Brotneid gegen B., welche ihren Erwerb fchmälerte, gehandelt, und 


*) Ein ganz ähnlicher, in Berlin vorgelommener Kal wird aus der Berliner 
Serichtszeitung in Nr. 48 der Gerichtehalle v. I. 1853 mitgetheilt. Dort verurtheilte 
der erſte Richter wegen Diebftahl, indem er annahın, der Augefchuldigte Habe durch 
das Aufnehmen in fein Haus den Hund aus dem Gewahrfam feines rechtmäßigen Be 
figers gebracht, und dadurch das zum Begriffe des Diebftahles erforderliche Wegnehmen 
einer beweglicheu Sache ausgeführt. Dagegen nahm das Appellationsgericht nur Un- 
terfälagung unter mildernden limftänden an, da ein actives Entfernen aus 
dem Gewahrſam des Herrn nicht vorliege, vielmehr ein durch Zufall in die Hände Kom- 
men und Verbringen im Sinne des 8. 226 des (preußiichen) Strafgefeßbuches ange: 
nommen werben müſſe, das nur ber Unterſchlagung gleich zu beftrafen ſei. 
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die entwendeten Sachen in der Abficht in die Kapelle getragen, damit fie dort 
irgend Jemand wegnehme, und fo ihre Nebenbuhlerin einen Schaden leide. 


Das Oberlandesgericht wie der oberfte Gerichtshof erachteten diefe Be⸗ 
bauptung der Angeklagten für nicht erwieſen, zugleich aber, daß diejelbe, wenn 
gleich bevoiefen, unentfcheidend wäre. Und zwar erklärte das Dberlandesgericht, 
es jet gleichgiltig, ob der Vortheil, um deſſen willen die Entwendung gefchah, 
al8 ein materieller, in ber Bereicherung der Thäterin beftanden habe, oder viel- 
mehr, wie fie vorfpiegelte, bloß in der Befriedigung ihres Rachegefühles gelegen 
war; der oberfte Gerichtshof aber bemerkte, es fei von ihm fchon mehrmals 
ausgejprochen worden, daß zum Weſen des Diebftables nicht im- 
mer eine gewinnfüdtige Abficht erforderlich ſei (E. vom 
29. September 1858, ©. 3. Nr. 140). 


Tremde Sad. 


5. 9. hätte ben B. auf Herausgabe von zwei Wiefengrundftiden und 
Erfaß der Nutzungen belangt und den Proceß in erfter Inftanz gewonnen. Er 
erwirkte im Zuge des Appellationsverfahrens zu feiner einftweiligen Sicherftel- 
fung (8. 339 der weftgal. &. DO.) die Sequeftration der Heuernte jener Grund- 
ftücfe, welche dem gerichtlichen Sequefter zur Obhut anvertraut wurden. Ein 
Theil des Henes war bei dem Haufe bes Lebteren bereitd abgeladen wor: 
den ; eine zweite Partie, die gleichfall® dahin gebracht werben follte, blieb auf 
dem Grundſtücke zurüd, weil B. darum gebeten hatte, um, wenn die Entſchei⸗ 
dung in höherer Inftanz zu feinen Gunften ausfiele, das Heu bequemer in bie 
eigene Scheuer bringen zu können. B. hat nun ſowohl biefes legtere Heu, wie 
auch das beim Sequefter abgeladene, eigenmächtig meggeführt und bei fid 
untergebracht, um es in feinem Stalle zu verfüttern. 

Er wurde in erfter Inftanz des Verbrechens des Diebftahles für ſchuldig 
erflärt, weil zur Zeit der That die Sequeftration bereits rechtskräftig bewilliget 
und auch zur Ausführung gebracht, mithin dem B. dev Beflg und das Ber- 
fügungsrecht entzogen war, und er fi) des Heues zur Fütterung feines Viehes, 
alfo um feinen Gegner in dem durch das vorausgegangene Urtheil erworbenen 
Rechte zu verkürzen, bemächtiget hatte. — Das Oberlandesgericht hingegen fällte 
ein Schuldlofigfeitdurtheil, darauf gegründet, daß die Sequeftration nicht den 
Befig desjenigen, gegen welchen fie ftattfindet, fondern nur einftweilen die Aus- 
übung desfelben ſuspendire, — daß mit dem Befige die gefegliche Bermuthung 
des Eigenthums verbunden fei, — daß fomit B. Grund hatte, trog der Seque- 
ftration ſich als den Eigenthümer des Heues zu betrachten, wodurch der nad) 
8. 171 zum Diebftahl erforderliche Dolus ausgefchlofien fei, — daß endlich 
duch die Beihlagnahme das Heu für den Angellagten überhaupt (objectiv) 
nicht zu einer fremden Sache geworden fei. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil des Oberlandesgerichtes, 
als in dem Gefege , insbeſondere im $. 171 gegründet, mit der Anmerkung, 
daß, ganz abgejehen von den Beftimmungen des allgemeinen Strafrechtes, der 
Eigenmacht gegen vichterlihe Verordnungen durch andere Gefege vorgebeugt 

Herbſt. Nachtrag z. d. grundfäßt, Entſcheid. 8 


54 Strafgeſetz. 5. 173 u. 8.174 1. 


werde, welche gegen die Berächter folcder Berordnungen eben in Anwendung zu 
bringen feien (E. v. 7. September 1859, ©. 3. Nr. 139) *). 


8. 173. 


Berechnung des Werthes der geftoblenen Sache. 


Zwei Perſonen hatten gemeinſchaftlich Honig aus einem Bienenkorbe ge⸗ 
ſtohlen. Nach der eidlichen Ausſage des Eigenthümers enthielt der Korb Honig 
im Werthe von drei Gulden, und wurde bei der Beraubung eine große Menge 
von Bienen getödtet, wodurch der Korb fehr geſchwächt worden fei und an 
Werth verloren habe; der durch diefe Werthöverminderung und durch die ein- 
getretene Nothiwendigfeit monatelanger Fütterung der Bienen verurfachte Schade 
wurde von bem Beftohlenen auf mwenigftens fiebzehn Gulden veranfchlagt. 

Mit E. v. 29. September 1858 (©. 3. Nr. 139) wurde die von hei- 
den Untergerichten getheilte Meinung, als liege hier ein mehr denn fünf 
Gulden betragender Diebftahl vor, verworfen, und das Gegentheil aus dem 
Grunde behauptet, weil für die Onaliftcation eines Diebftahles aus dem Be- 
trage nur ber, immerhin nach dem Schaden des Beftohlenen (im Gegenfag zum 
Vortheile des Thäters) zu berechnende Werth der entwendeten Sade 
entfcheide, jener Nachtheil hingegen, der fi außerdem als 
Folge der That für den Beftohlenen ergebe, nit in Be 
trat komme. Hiernach fei nur der Werth des entwendeten Honigs mit 
drei Gulden und one Rüdficht auf den durch die Tödtung von Bienen und die 
Fütterungstoften erlittenen weiteren Schaden ber ftrafrechtlichen Beurtheilung 
zu Grunde zu legen gewejen. 


8. 1741. 


Diebſtahl mit Anwendung von Gewalt, um fi im Beflbe der geſtohlenen 
Sade zu erhalten. 


N. hat bei feiner Betretung auf einer Entwendung von Zelegraphendraht 
fi dem E., den er nad) feiner Kleidung als Bahnmwächter erkennen mußte, ge: 
waltjam widerfegt, indem er ihn ſchlug und ihn zu würgen fuchte, fo daß E. 
erft nach mehr als einer Biertelftunde ihn zu bemeiftern im Stande war, 

Wenn gleich die Abficht des Angehaltenen hiebei vorzüglich darauf 
gerichtet fein mochte, fich der Arretirung zu entziehen, fo ift doch die Wbficht, bei 
der Flucht fich im Beſitze des entwendeten Gutes, nämlich des Telegraphen: 
drahtes, zu erhalten, hievon unzertvennlich, weil der Thäter mit der Arre⸗ 
tirung auch das entwendete Gut verliert, bei gelungener Flucht aber im Befige 
desſelben bleibt, und weil N. den größten Theil des entwendeten Drahtes um 


*) S. auch die E. v. 3. u. 24. Februar 1857 in meiner Zuſammenſtellung 
S. 1723. Dort wurde jedoch Bernntreuung angenommen, weil es ſich eine 
erecntive Sequeftration handelte, und die in der Verwahrung des Schulbner® ge- 
bliebene Frucht gepfändet worden war. 
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den Leib gewunden hatte, und nur die fleinere in einem Tuche eingebundene 
Duantität beim Herabfallen über den ‘Damm verlor, oder, mie er behaupten 

will, von fi warf. In diefer Handlung liegt alfo deutlich die Abſicht, fich 
durch Widerſetzlichkeit vermittelft wirklich angemwendeter Gewalt im Befige des 
geftohlenen Gutes zu erhalten, und der Diebftahl wird dadurch nad) $. 174 I. 
ohne alle Rüdficht auf den Betrag ſchon aus der Beichaffenheit der That zum 
Berbrechen (E. v. 11. Jänner 1859, Gerichtszeitung Nr. 30). 


8. 174 IL lit. b. 
Geſellſchaftsdiebſtahl. 


A., welcher in dem Hauſe, wo er wohnte, zur Gemäldegallerie des 
Hausherrn freien Zutritt hatte, ließ ſich von B. zur Entwendung eines 
Bildes verleiten. Er nahm dasſelbe zur Nachtzeit von der Wand herunter 
und übergab es dem B., welcher ihn auf der Straße hart am Hausthore 
erwartete, das Bild davontrug und verkaufte. 

Der oberfte Gerichtshof nahm an, daß der Diebftahl in Geſellſchaft 
verübt worden fei. Denn indem B. das Gemälde, faum daß es entwendet 
war, von feinem Genoſſen, den er dem Thatorte zunächft erwartete, über- 
nahm und davontrug, habe er bie geftohlene Sache in Sicherheit gebracht 
und infofern an der Verübung des Diebftahles felbftthätig theilgenommen 
(E. v. 14. April 1858, ©. 3. Nr. 94). 


F. 175 IL lit. 4. 
Diebſtahl an Früchten anf dem Felde. 


1. Dem A. wurde von einem Heuſchober, welcher auf ſeinem mit 
einem Zaune umfriedeten Felde ſtand, eine Quantität Heu geſtohlen. Beide 
Untergerichte erklärten die That als Diebſtahl an verſperrter Sache (S. 174 I. 
lit. d). Die erſte Inſtanz nahm außerdem noch die Qualification im Sinne 
des $. 175 II. lit. a (Diebftahl an Früchten auf dem Felde) an, wo— 
gegen das Oberlandesgeriht erkannte, daß diefelbe nicht vorhanden fei, meil 
das Gras bereitd abgemäht, in Heu getrodnet und in Schober gelegt war. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte ans nachftehenden Gründen das Ur- 
theil des Oberlandesgerichtes: „Wenn aud das Gefeg im $. 175 II. lit.a 
den Früchten, die auf offenem Felde in Halmen ftehen, an Bäumen hän- 
gen, oder in Garben, Haufen, Schobern liegen, einen befonderen Schuß ge- 
währt, fo kann dieſe gejetliche Beſtimmung dennoch nicht in dem gegen- 
wärtigen {Falle angewendet werden, wo nach der bereit3 ftattgefundenen 
Einheimfung aller Feldfrüchte ein bis zum Verbrauche in abgefchlof- 
jenem Raume belafjener Heuvorrath geftohlen wurde, mithin eine Quali⸗ 
fication der That als Berbrechen duch die Entwendung von verwahrten 
(derfperrten) Sachen, ſchon nad 8. 174 II. lit. d eintritt, welche Qualifi⸗ 
cation jener des Diebftahles von Früchten auf offenem, unverwahrten Felde 
entgegengefegt ift; es würde fonft die Chat nach zwei entgegengefeßten und 

3 * 
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daher einander ausjchliegenden Richtungen als Verbrechen behandelt und be- 
ftraft werden“ (E. v. 24. Novemb. 1857, ©. 3. 1858, Nr. 13). 

2. Obfhon Moos und Schilfrohr von den Menſchen benützt 
und deßhalb auch möglicherweife gepflegt wird, jo find derlei Bodenerzeug- 
niſſe dennoh nicht als Früchte des Feldes zu betrachten, zu demen 
man im gewöhnlichen Leben das Moos oder das Laub nicht rechnet, weß⸗ 
halb das letztere, obſchon auch als Streu gebraucht, dennoch durch das 
Strafgeſetz nur dort als eine Frucht erklärt wird, wo es zur Nahrung der 
Seidenwürmer dient (E. v. 4. Februar 1858, ©. 3. Nr. 56). 


8. 175 I. Bit. b. 
Diebftahl an zum Eifenbahnbetrieb dienenden Gegenftänden. 


Ein Eifenbahnarbeiter Hatte Schienennägel im Werthe von drei Gul- 
den geftohlen. Diefelben waren weder fhon zur Befeſtigung der Schienen 
verwendet, noch auch, um fofort dazu verwendet zu werden, in Bereitfchaft 
gefeßt, fondern lagen nächſt der Eifenbahnftation unter anderen Utenfilien 
von Eifen auf der Erde zerfireut; fie waren jebod noch nicht als foge- 
nanntes „altes Eifen“ zu betrachten, vielmehr immerhin für ihren urjprüng- 
lichen Zweck braudbar. 

Der oberfte Gerichtshof erklärte den Angeffagten nur der Weber- 
tretung des Diebftahles fchuldig, und zwar in Erwägung, daß die ges 
ftohlenen Schienennägel zwar die Beftimmung hatten, bei der in frage 
ftehenden Eifenbahn verwendet zu werden, allein in der That noch nicht 
verwendet waren, mithin nod nicht als zum Betriebe diefer Eifenbahn 
dienende Gegenftände zu betrachten find; daß fi bemnad in der Hand⸗ 
lung des Befchuldigten nicht jene Eigenfchaft größerer Gefährlichkeit er- 
fennen läßt, gegen welche das Gefeß der gemeinen Sicherheit den erforder: 
lichen Schuß dadurch zu gewähren beabfidhtiget, daß cs in dem $. 1751. 
lit. b und $. 85 lit. c den Diebftahl von Geräthſchaften und anderen zum 
Bahnbetrieb dienenden Gegenftänden, ohne Rückſicht auf den Werth der- 
jelben, an fi als Verbrechen erflärt (E. v. 9. Novemb. 1858, ©. 3. 
1859, Nr. 22). 


8. 178. 
Strafe des Verbrechens des Diebftahles. 


F., eines Diebſtahles im Betrage von ungefähr 9 fl. überwieſen, wurde 
mit Rüdfiht auf ben Umfland, daß er bereits viermal wegen der Webertretung 
und einmal wegen des Verbrechens des Diebftahles geftraft wurde, in erfter In⸗ 
ftanz gemäß $. 176 IL. lit. a des Verbrechens des Diebftahles ſchuldig erkannt 
und zu ſchwerem Kerker in der Dauer von 13 Monaten verurtheilt. 

Ueber feine Berufung beftätigte da8 Oberlandesgericht dag erftrichterliche 
Urtheil im Ausſpruche über die Schuld, erfannte aber unter Anwendung des 
erften Abfates des 8. 178 auf eine bloß fiebenmonatliche ſchwere Kerkerftzafe, 
indem blog der erjchwerende Umftand, daß F. den Richter durch Erdichtung 
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falſcher Umftände zu hintergehen fuchte (8. 45), als vorhanden, und durch den 
mildernden Umftand, daß der Schade volllommen erfeßt wurde (8. 47 lit. c), 
als aufgemwogen angefehen wurde. 

Dagegen ergriff die Staatsanwaltſchaft die Berufung und machte gel- 
tend, es hätte bei Bemeffung der Strafe der zweite Abſatz des 8. 178 ange- 
wendet werden follen, indem der erfchwerende Umftand vorliege, daß das 
Berbrechen wiederholt wurde ($. 44 lit. b). 

“Der oberfte Gerichtshof verwarf jedoch die Berufung, „weil es nicht an⸗ 
geht, den Umftand, daß F. bereits mehrmals wegen Diebftahles geftraft wurde, 
durch welchen Umftand der ihm jett zur Laft fallende Diebftahl eben erft zum 
Berbrechen qualificirt wird, noch insbefondere als Erfchwerungsumftand geltend 
zu machen, wobei e3 gleichgiltig ift, ob diefe frühere Abftrafung nur zwei= oder 
mehrmal erfolgte” (E. v. 9. März 1855, ©. 3. 1859, Nr. 114). 


SS. 181— 184. 


Beruntrenung. 


1. Der Mäfler M. war von J. beauftragt, eine Partie Getreide zu 
einem limitirten Preife und gegen genügende Darangabe zu verfaufen. 

In Folge deffen trat er mit R. und P. in Unterhbandlung und verfaufte 
ihnen das Getreide mit der Bedingung, daß die Zahlung im nächſten Jänner 
erfolgen und fodann aud) die Waare ausgefolgt werden fole. Als Angabe 
erhielt er von jedem der beiden Käufer ſechs Zwanzigfrankenſtücke, welche er 
denn Berfänfer übergeben und fodann den Käufern ein von ihm gefertigtes 
Certificat über die erfolgte Annahme des Geſchäſtes einhändigen jollte. 

In der That überfchicte er auch dem 9. die Darangabe; diefer ver- 
weigerte jedoch die Genehmigung des Gefchäftes, weil ihm die Käufer un— 
befannt waren und ihn die Darangabe für einen etwa bis zum Momente der 
Zahlung eintretenden Rüdgang der Preife feine genügende Garantie darbot. 
Er ſchickte daher die zwölf Goldftüde den Senfal mit den Auftrage zurüd, 
entweder eine größere Angabe von den Käufern zu verlangen, oder die Wanre 
andermwärtd an Dann zu bringen. -— M. leiſtete dieſem Auftrage Feine Folge, 
und verficherte vielmehr den Käufern, J. habe dag Gefchäft angenommen ; 
ihrem Drängen wegen des von Perfäufer auszuftellenden Certificates wid) er 
mit verſchiedenen Ausflüchten aus, wohl aber übergab er ihnen eine mit feiner 
eigenen Fertigung verfehene Beftätiygung über den Empfang der Angabe. Bein 
Eintritt des Zahlungstermines begaben fi) die Käufer an den Lieferungsort, 
um gegen Entrichtung des bedungenen ‘Preifes die Waare in Empfang zu neh: 
men, und erfuhren Hier erſt von I., daß er das Gefchäft nie genehmiget habe ; 
fie wandten fich nun an M. wegen Rüdftellung der Angabe, diefer verweigerte 
aber die Zurückſtellung, indem er noch immer behauptete, das Geſchäft ſei giltig 
abgefchloffen, und I. müffe ihnen dag Getreide herausgeben. Auf das hin 
machten R. und P. bei der Behörde Anzeige, und nun erft ließ ſich M. herbei, 
einen auf den Betrag der erhaltenen Angabe Iautenden Wechſel auszuftellen, 
mittelft deffen er fich zur Rückzahlung binuen einer gewiſſen Yrift verpflichtete. 
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Der oberfte Gerichtshof fand in diefem Sachverhalte den Thatbeſtand 
des Verbrechens der Beruntreuung nit (E. v. 3. März 1857, Geridite- 
halle 1858, Nr. 31), und zwar aus nachftehenden Gründen: 

„Die Käufer haben dem Angeklagten die fragliche Summe nicht zur 
Aufbewahrung, nicht als ein Depofitum, fondern als Abjchlagszahlung oder 
al8 Darangabe eingehändigt, und zwar ihm als dem Ausfteller des Certifi- 
cates vom 14. December 1855, als welcher er allein unmittelbar zur Erfül- 
lung des Bertrages verpflichtet war. * 

„Der Angeklagte hat jenes Geld auch wirklich dem Verkäufer der Waare 
aushändigen wollen ; wenn diefer e8 nicht annahm, fo entftand für den Ange 
geflagten auch don diefer Seite feine Pflicht zur Aufbewahrung. Bon dieſem 
Augenblide an konnte er wohl verhalten werden, da8 Geld dem P. und R. zu: 
vüdzuftellen, aber nicht als eine ihm anvertraute Sache, fondern nur aus 
dem Titel einer durch die Auflöfung oder durch das Nichtzuftandefommen des 
Kaufgefchäftes entftandenen Forderung, und zwar nur gegen Zurüdftellung 
des von ihm ausgefertigten Certificates, welches ihn, wenn es in fremden 
Händen blieb, einer Berantmwortlichkeit hätte ausfegen können.“ 

„Das Berftändniß der aus diefen Berhältniffe entjpringenden Rechte 
und Pflichten hängt fomit von dev Beurtheilung privatredtlicher Beziehun- 
gen ab, und die Berantwortlichkeit vor dem Strafgerichte muß einer auf dem 
Civil rechtswege durchzuführenden Klage Plag machen.“ 

„Die von dem Angeflagten gebrauchten Mittel, wodurch er fid) dor der 
Zurüdftellung des Geldes fchügen wollte, fo wie aud) die Verwendung, welche 
er demfelben im eigenen Intereſſe gegeben haben mag, Fönnen einer Hand» 
lung nicht den Stempel des Verbrechens aufdräden, welche die Eigenjchaft eines 
folchen nicht ſchon an und für fid) an ſich trägt.“ A 


Unterfchied zwiſchen Veruntreuung und Diebſtahl. 


2. A., bei einer bedeutenden, größtentheils durch Colonen bearbeiteten 
Beſitzung als Schaffner bedienſtet, war damit betraut, daß er die von den 
Pächtern abzuliefernde Fechſung in Empfang nehme, über das Herrenhaus 
und über die Getreideböden, deren Schlüſſel von ihm verwahrt wurden, die 
Aufficht führe, den Colonen allmonatlid) den Bedarf an Getreide ausfolge 
und darüber Vormerkung halte. Er benüßte die zeitweife Abweſenheit und 
wahrfcheinlich auch eine längere Krankheit feines Herrn, wodurch diefer gehin⸗ 
dert wurde, feiner Gewohnheit gemäß felbft von Zeit zu Zeit die Getreide- 
böden und den darin aufbewahrten Beſtand zu unterfuchen, — um fi) darand 
Getreide zugueignen und zu verlaufen. 

Der oberfte Gerichtshof erklärte den Angeklagten nur dev Beruntreu- 
ung und nicht des Diebftahles fchuldig, weil vermöge der thatſächlichen 
Berhältnifie, d. i. der dem A. übertragenen Aufficht über die Getreibefammern, 
der an ihn gefchehenen Uebergabe der Schlüffel zu diejen Räumlichkeiten und 
feiner Junction : aus den darin aufbewahrten Vorräthen die Pächter vegel: 
mäßig mit ihrem Bedarfe zu verforgen, e8 feinen Zweifel unterliege, dag ihm 
das Getreide jelbft (nicht bloß wie da8 Oberlandesgeriht annahm, die 
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Räume , worin es aufbewahrt wurde) unmittelbar anvertraut gewejen, 
und die ftrafrichterlichen Beftimmungen des 8. 176, lit. b und c eben nur in 
jenen Fällen zur Anwendung zu kommen haben, wo Dienftleute, Gewerbsleute 
u. f. mw. ihren Dienftgebern ober Meiftern Sachen entfremdeten, welche ihnen 
nicht unmittelbar anvertraut waren (E. dv. 26. Jänner 1859, ©. 3. Nr. 23). 


8. 1 8 1 + 
Beruntrenung in Amtsſachen. 


Ein Gemeindevorftand hatte zwei feiner Gemeinde angehörige Individuen 
wegen Concubinat zu einer Geldftrafe verurtheilt, den von ihnen erlegten 
Strafbetrag aber nur zum Theile an die Gemeindecaffe abgeführt, indem er 
drei Gulden für fi und die übrigen Glieder des Gemeindeausſchuſſes zurüd- 
behielt. — Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil des Dberlandesge- 
richtes, welches den Beichuldigten aus nachftehenden aud) vom oberften Gerichts- 
hofe für richtig erkannten Gründen nicht des Mißbrauches der Amtsgewalt, 
jondern nur der Uebertretung der Beruntrenung ſchuldig erflärte: „Nach den 
88. 119 und 122 des Gemeindegefeßes vom 17. März 1849 ift der Gemeinde- 
vorfteher in Handhabung der SittlichkeitSpolizei zur Verhängung der Geldftrafe 
befugt gewejen. Mit der von Seite der Berurtheilten, gefchehenen Zahlung 
der Strafbeträge ift aber feine Strafamtshandlung vollendet worden und er 
erfcheint nad) Empfangnahme derfeiben als jene Perſon, welcher die gedachten 
Gelder für die Gemeindecafje, wohin fie zu fließen hatten, vermöge ihres 
Amtes anvertraut waren, fo daß die theilweife Aneignung fi) als ämtliche 
Beruntreuung darſtellt“ (E. vom 30. Juni 1858, ©. 3. Nr. 97). 


8. 1 8 9 “ 
Familiendiebftähle. 


A., welcher mit feiner Mutter und feinem Stiefvater in gemeinſchaft⸗ 
licher Haushaltung lebte, hatte Letzterem eine Uhr im Werthe van mehr als 
25 Gulden geftohlen. Seine Mutter machte über Auftrag des Befchädigten 
Anzeige bei der Polizeibehörde, worauf X. vor dem Strafgerichte die That ein: 
geftand. Der vor Gericht geforderte Beftohlene verweigerte jede Anslaffung 
über den Diebftabl. 

Bei diefer Sachlage fällte der Gerichtshof erfter Inftanz einen Einftel- 
lungsbeſchluß, welcher mit der E. vom 11. Mai 1858 (G. 3. Nr. 102) be: 
ftätiget wurde und zwar mit Berufung auf die erftrichterlichen Entfcheidungs- 
gründe, welche folgendermaßen lauteten: Inden das Strafgefeß im $. 463 
Diebftähle zwifhen Ehegatten, Eltern, Kindern oder Geſchwiſtern, die in ge- 
meinſchaftlicher Haushaltung leben, in den einzigen Yalle (und auch dann nad) 
$. 189 immer nur als Uebertretungen) für ftrafbar erllärt, wenn das Haupt 
der Familie um die Beftrafung anſucht, habe es die Gränze gezogen, inner: 
halb welcher die Zamilie, und zwar nicht bloß aus Gründen, die auf 
den Eigenthumsverhältnifjen in derfelben beruhen, fondern nicht minder zur 
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Wahrung des fittlihen Charakters dieſer Genoſſenſchaft, von dem Einfchrei- 
ten der Strafbehörde verfehont bleiben fol. Vermöge diefer legteren Rückſicht, 
als mitwirfender ratio legis, müfje man auch das Verhältniß zwifchen Stief- 
eltern und Stieflindern den Ausnahmsbeftimmungen der 88. 189 und 463 
unterftellen, zumal da das Geſetz ſich des Wortes „Eltern“ bedient, womit 
nicht ausfchlieglich und allein der Begriff des auf Zeugung und Blutsverwandt⸗ 
ſchaft gegründeten Verhältniffes bezeichnet werde. Da fomit A. nur auf An: 
fuchen des Stiefvaters als Dberhauptes der Familie vom Strafgerichte zur 
Verantwortung gezogen werden konnte, diefer aber feinen Willen bein Straf: 
gerichte in entgegengefegter Richtung erklärte, fo fei das begonnene Verfahren 
einzuftellen *). 


§. 197. 
Betrug. 


1. A., Mäkler in Trieſt, erhielt von dem Kaufmanne B. in Fiume 
1000 Gulden mit dem Auftrage, eine Partie Garn zu kaufen, und überſendete 
demſelben bald nachher einen Theil der Waare, nämlich für 800 Gulden. 
Brieflich wegen Ueberſchickung des Reſtes betrieben, begab er ſich zu zwei Han⸗ 
delsleuten und ſagte ihnen, daß er von Fiume komme und von dem B. die 
Commiſſion erhalten habe, Garn zu kaufen. Die Handelsleute verkauften ihm 
für 181 Gulden, trugen das auf Borg geſchloſſene Geſchäft in Gegenwart 
des A. in ihre Bücher für Rechnung des B. ein, fertigten auch die Polizze auf 
den Namen des Letzteren aus, und ſchickten ihm das Garn nach Finme, wie dieß 
alles A. verlangt hatte. — Als nun die Verkäufer nach einiger Zeit den B. 
brieflich an die Zahlung erinnerten, wurden fie in feinem Antwortſchreiben 
an A. gewieſen, weil dieſer ſowohl das Geſchäft mit ihnen geſchloſſen, als 
auch das Geld zur Zahlung von ihm erhalten habe. Auch erklärte ihm A., 
daß das geſchloſſene Geſchäft ſein Geſchäft ſei, d. i. den B., welcher mit den 
Verkäufern in keinen Verkehr getreten und folglich nach dem Handelsbrauche 
ihnen gegenüber außer Haftung ſei, gar nicht berühre. Hierauf beftand A. auch 
im Strafproceife, indem er behauptete, daß ihm das Garn bon den Verkäu⸗ 
fern creditirt wurde, und nur er, nicht B. ihr Schuldner wurde. Die Ber- 
fäufer aber behaupteten, von A. irre geführt worden zu fein, inden er ihnen 
Jagte, daß er dag Garn für B. kaufe und mit diefer Erklärung fich ihnen als 


*) S. die anf einer anderen Anficht berubende E. vom 22. December 1853. — 
Allein damals handelte es fih um.einen Diebjtahl, welcher vom Schwiegerfohne 
und rüdfihtlid Schwager an der Mutter und Edwefter jeiner Krau be- 
gangen worden war. Wenn aber auch die Worte: Eftern und Kinder auf das Ber- 
hältniß von Stiefeltern nnd Stieflindern, Schwiegereltern und ihren Schwiege- 
ſöhnen und Schwiegertöchtern follten bezogen werden können, fo würde e& doch durch 
nichts gerechtfertiget fein, die 88. 189 und 463 auch auf das Verhältniß zwiſchen 
Schwager md Schwäg erin zu beziehen; und in foferne laſſen ſich beide Ent- 
ſcheidungen allerdings mit einander vereinigen. . 
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Vermittler bes Geſchäftes (nicht ala Commiffionär) präſentirte; es wäre ihnen 
nicht in den Sinn gelommen, dem A. Waare auf Credit zu geben, wohl aber 
der als folid befannten Dita des B. _ 

Der oberfte Gerichtshof verurtheilte den A. wegen des Verbrechens des 
Betruges, meil nad) dem vom Angeklagten felbft zugeftandenen Borgange am 
Tage liegt, daß er das Gefchäft mit den Verfänfern nicht im eigenen Namen 
und für feine Rechnung, fondern nur im Auftrag und für Rechnung des B. 
gefchloffen, inden er ihnen durch die namentlihe Bezeichnung der Perjon, 
welche ihm die Sommiffion oder mas dasjelbe, den Einkaufdauftrag gegeben, 
die Meinung beibrachte, daß er für B. und nicht für eigene Rechnung unter- 
handle und kaufe, da es im legteren Yale ganz unnöthig geweſen wäre, die 
Perfon des Auftraggebers zu nennen, — weil er fie ferner in dieſem Irrthume 
durch fein Begehren, Rechnung und Polizze auf Namen des B. zu ftellen, 
noch verſtärkte, — und meil er fie dadurch verleitet hat, ihm die Waare zu 
erebitiren, um fi auf diefe Art feiner Verbindlichkeit gegen B., der ihm das 
Geld zur Baarzahlung gegeben hatte, zum Schaden der feither unbefriedigt 
gebliebenen Verkäufer zu entledigen, welche dem mittellofen Angeflagten für 
feine Perſon die Waaren nicht anf Borg überlaffen haben würden (E. vom 
20. Yuli 1858, ©. 3. Nr. 121). 

2. Die A. gebar im Jahre 1844 , nachdem ihr in der Fritifchen Zeit 
jowohl DB. ale C. fleifchlich Heigemohnt hatten. Noch während ihrer Schwan: 
gerſchaft Hatte fie den B. außergerichtlich zur Beftreitung der Verpflegungstoften 
aufgefordert, und kam mit ihm überein, daß jedes von ihnen bie Hälfte der 
Koften tragen follte; worauf B. theil® der A., theile den Pflegeeltern des 
Kindes nad) und nad) die Summe von 141 fl. 20 ki. zahlte. — Die U. Hatte- 
aber zur nämlichen Zeit aud) an E. die gleiche Anforderung geftellt, unb klagte 
ihn über feine Weigerung in, Jahre 1846 auf Anerkennung der Baterfchaft, 
Erfag der Entbindungsfojten und Alimentation. Hierüber wurde ein gericht- 
licher Bergleich gefchlofjen, worin fih E. zur Baterfchaft bekannte, und ſich 
verpflichtete, die Entbindungskoften mit fünf Gulden, ferner wochentlich und 
zwar bon der Geburt des Kindes an, 25 Kreuzer fo lange zu zahlen, bis es 
im Stande fein werde, ſich felbft den Unterhalt zu verfchaffen. Nach andert- 
halb Fahren kam E. mit feinem Berfpredyen in Rüdftand, wurde mittelft ge- 
tihtlicher Execution verfolgt, und zahlte ſchließlich vermöge neuen Ueberein— 
kommens ein fiir allemal 100 Gulden, fo daß die Gefammtfunme dev von 
ihm geleifteten Zahlungen, einfhlieglich der Proceß- und Erecutionstoften 
pr. 20 Gulden, 180 Gulden betrug. — Uebrigens hat die A. das von Beiden 
enpfangene Geld ganz und ausfchlieglich für die Verpflegung ihres Kindes ver- 
wendet, und erflärte daher in der Unterfuchung, es fet ihr gar nicht in den 
Sinn gefommen, daß ihr uneigennügige® Handeln unerlaubt und betrüglich 
geweſen. 

Nichts deſto weniger wurde ſie vom oberſten Gerichtshofe aus nach— 
ſtehenden Gründen des Verbrechens des Betruges für ſchuldig erklärt: „Nach— 
dem durch die mit B. getroffene Abfindung deffen Vaterſchaft bereits feſtgeſtellt 
war, und es jich daher um die Frage, wer für den Bater bes Kindes zu 
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halten fei, nicht mehr handeln fonnte, und nachdem für die Verpflegung und 
Berforgung besfelben vorgefehen worden war, hat die Angellagte, ohne von 
jenem Webereinfommen und von den hiernach geleifteten Zahlungen Erwähnung 
zu thun, den C. auf die Beftreitung der vollen Berpflegungstoften , von der 
Geburt des Kindes angefangen, geklagt und einen gerichtlichen Vergleich her: 
beigeführt, in Folge deffen er, nad) und nach, in Allen 180 Gulden bezahlte. 
Da fomit die Befchuldigte in der lage die bereits bei B. erzielte Bededung 
der Berpflegungsfoften dem Beklagten verjchwieg, und auf diefe Art, fowie 
durch die Yorderung der Zahlung der vollen Alimentationskoften,, anftatt der 
allenfalls nöthigen Ergänzung, den E. Liftigermeife in den Irrthum führte, 
als jeien weder die Koften bezahlt, noch irgendwie für deren Bededung geforgt, 
und da fie ihm hiedurch eine 25 Gulden überfteigende Summe entlodte, ;u 
deren Bezahlung er fid ohne jenen Irrthum nicht Herbeige 
lafjen haben würde, weil er die Leiftung verweigert hatte und darum 
erſt gerichtlich belangt werden mußte, jo habe fich die Angeklagte durch diele 
ihre Handlungsweife des Verbrechens des Betruges jhuldig gemaht (E. von 
5. Dctober 1858, ©. 3. Nr. 135). 

3. Ein öfterreichifches Handelsſchiff, welches im Winter 1856 von 
Eupatoria nad Koftendfchi abgejegelt war, um dort für die franzöftiche 
Regierung Heu zu laden und 28,000 Franken als Fracht am Bord hatte, 
jcheiterte an der Küfte. — Es wurde von der Staatdanwaltfchaft beantragt, 
den Schiffscapitän des Verbrechens des verfuchten Betruges deßhalb für ſchul⸗ 
dig zu erklären, weil derfelbe nad) dem Schiffbruche der die Auszahlung des 
Lohnes begehrenden Mannfchaft anfänglich die Zahlung unter dem Vorwande 
verweigerte, die ganze in feinem Beſitze gewefene Baarjchaft bei dem Unglüde 
verloren zu haben, obgleich er nach eigenem Geftändnifje einen Theil nämlich 
7000 Franken gerettet hatte. Jene Aeußerung wurde von ihm in Abrede ge- 
ftelt und von drei Zeugen beftätiget, unter denen aber nur Einer als ganz 
unbedenklich erfcheint , da die Anderen nahe Verwandte der betheiligten Rheder 
find ; dagegen jagte der Speijemeifter des Schiffes aus, daß ihm der Ange: 
klagte feinen Lohn freiwillig und unaufgefordert bezahlt Habe. 

Der oberfte Gerichtshof fällte ein Schuldlofigfeitsurtheil, umd 
zwar in Erwägung, daß ber angeflagte Capitän offenbar nicht verpflichtet war, 
fofort nad dem Schiffbruche und felbftftändig die Mannſchaft mit ihren 
etwa auöftehenden Forderungen abzufertigen, beziehentlich feſtzuſtellen, bis zu 
welchen Zeitpuncte und auf welche etiwa geborgene Gegenftände ein Anfprud) 
der Schiffsleute zuläffig war, daß es vielmehr feine Sorge fein und bleiben 
mußte, bei dem zuftändigen Gonfulate oder Gerichte wegen Aufnahme der 
Berflarung die nöthigen Schritte zu thun, und fich der Anweſenheit feiner 
Mannſchaft (bei der Berflarung) zu verfihern, und daher jeden Anlaß. ihrer 
früheren Entfernung zu befeitigen, — daß ihm ferner mit Recht nicht zuge: 
muthet werden fonnte, vor jedem obrigfeitlichen Einjchreiten den Schiffsleuten 
Sröffnungen oder Mittheilungen zu machen, — da mithin die Ableuguung 
des Vorhandenfeins einer zur Bezahlung ihrer Yorderungen disponiblen Baar: 
ſchaft weder cine Borfpiegelung, noch eine Handlung war, wodurch fie zur ihrem 
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Schaden in Irrthum geführt wurden oder werden jollten, — daß die von 
ihm in Abrede geftellte Aeußerung, beim Sciffbruche gar fein Geld gerettet 
zu haben, von einem einzigen unbedenflichen Zeugen beftätiget wurde, — daß 
er vielmehr gleich nachher der Mannſchaft den Lohn, zum Theil unaufgefors 
dert, wie dieß beim Speifemeifter der Yall war, bezahlte, und von feinem 
der Schiffsleute gegen ihn wegen verweigerter Zahlung eine gerichtliche Klage 
oder Befchwerde angebracht worben ift, — fomit in dem fraglichen Factum ber 
Thatbeftand eines Verbrechens nicht gefunden werben fann (E. v. 27. Octo: 
ber 1858, ©. 3. Nr. 145). j 

4. Bei der gerichtlichen Verfteigerung eines Berlaffenfchaftsaders Hatte 
ein Licitant, der ſpätere Erfteher des Ackers, drei Mitlicitanten dur das 
Verſprechen von 30 Gulden von weiteren Anboten abzulaffen beftimmt; dem 
zu Folge unterliegen alle drei, weitere Anbote zu machen und e8 wurde jenen 
der Ader um den Meiftbot von 303 Gulden zugejchlagen. Der Erbe des 
Eigenthümers des Ackers gab an, daß ber Ader 400 Gulden inter Brüdern 
werth fei, er daher einen Schaden von 97 Gulden erleide und auch einer der 
Abgefundenen erklärte, er fei entfchloffen gewefen, bis 400 Gulden mit: 
zubieten. 

Der oberfte Gerichtshof erklärte, daß die gedachte Verabredung, wegen 
deren Bermeidung die Betreffenden bei Beginn der Licitation durch den Tyeil- 
bietungs-Commiffär ausdrücklich verwarnt worden find, als eine liftige, zur 
Vrreführung geeignete Handlung nad) den 88. 197 und 200 das Berbrechen 
des Betruges bilde, und erkannte alle vier Betheiligten diefes Verbrechens 
Ihuldig (E. vom 22. Mai 1859, Zeitihr. für ©. und R. IV., Nr. 52) *). 


*) Sin ganz ähnlicher Fall wurde vom Oberlandesgerichte Venedig (überein- 
ftimmend mit dem Gerichtshofe erfter Inftanz) nicht als ftrafbarer Betrug erflärt 
(j. die Mittheilung in der G. 3.1858, Nr. 1). Der Sachverhalt war nachſtehen⸗ 
der: Der Kläger im Eivilproceß D. hatte gegen die Erben des F. bereits bie ere- 
eutive Feilbietungstagſahrt ausfchreiben Tafjen. Gegenftand berfeiben waren drei 
Häufer im Schätungswerthe von 26794 Lire. Bei der Licitation zeigten fi nur 
fieben ernftliche Kanfluſtige, und nad läffigem Bieten erftand die Häufer zum Preife 
von 9254 Fire ein gewiffer €. für eine Berfon, welche er binnen 24 Stunden nam- 
baft machen zu wollen erffärte. Aber ſchon am folgenden Tage bielt eine Clique 
von zwei und zwanzig Perfonen, darunter die fieben bei der gerichtlichen Verſtei⸗ 
gernug anmefenden, unter fid) eine neue Verfteigerung ab und erzielten von einem 
ihrer Conforten einen Kaufpreis von 18604 Lire. Den Ueberſchuß von 9350 ?ire 
vertheilten fie unter ſich. 

Nach den Eutfcheidungsgründen beider Inſtanzen fehlte einmal die zur Eriftenz 
des Betruges erforderliche Vermögensbeſchädigung, da bei der anberaumten vierten 
Berfteigerung die Sache eben auch zum geringften Breife weggegeben werden mußte. 
Der gerichtliche Taxationswerth fei dabei ganz ohne Einfluß, und es ſei durchaus 
nit nachweisbar, daß ohne das Eingreifen der Gefellihaft ein höherer Berkanfs- 
preis hätte erzielt werden können. Anch fei Niemand durch liſtige Borftellungen ge- 
täufht worden, denn, daß ſich eine Gejellichaft von zwei nnd zwanzig Kanflufligen 
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Betruß durch Benützung des Irrthumes eines Anderen. 


5. U. hatte ſeine Realitäten bei einer wechſelſeitigen Aſſecuran zanſtalt 
gegen Brandfchäden verfihern und das Verſicherungsgeſchäft durch einen 
Dritten beforgen lafjen. In dem Affecuranzbüchlein waren die Objecte nicht 
einzeln angeführt, fondern nur die Verſicherung aller Gebäude mit 2000 fl. 
angegeben ; dagegen waren im Affecuranzlatafter die Gebäude und die Ber: 
fiherungsfummen ſpeciell bezeichnet, und darnach namentlich das Wohnhaus 
für 1200 und eine hölzerne Keuſche für 100 flo verſichert. Da lettere abbrannte, 
machte A. die Anzeige bei der DiftrictScommiffion der Yeueraffecuranz, gab je- 
doch unrichtig an, daß das Wohnhaus abgebrannt fei. Der abgeordnete Beamte 
verließ fich ganz auf feine Anzeige, ging gar nieht auf die Brandftätte, errichtete 
an einem dritten Orte das Protofoll über die Erhebung des Schadens und be- 
ftätigte in demfelben die durch Teuer erfolgte Zerftörung des Wohnhaufes, was 
der dabei anweſende U. ohne weiteres gelten ließ. Hierauf wurde dem Letz— 
teren vom Beamten bedeutet, daß er nur nad) Haufe gehen möge, und die 
1200 fl., d. i. die Summe, wofür er das Wohnhaus verfichert Hatte, ſchon er- 
halten werde, was auch gefchah. — A. ftellte die böfe Abficht in Abrede uud 
behauptete, bei der Anzeige habe er fi) nur ungehörig ausgedrüdt, ohme die 
Anftalt zu feinem Vortheile über das zu Gruhde gegangene Object täufchen zu 
wollen, und als ihm nachher die 1200 fl. ausbezahlt wurden, habe er diele 


vereinige, fer nicht verboten. Auch fei der bei der Licitation fungirende Beamte 
nicht überliftet worden, da einzelne bietende Kauffufiige erſt während des Bietens 
dev Gejellfchaft beitraten und die anfängliche Zahl von ſieben Geſellſchaftsgenofſen 
auf zwei und zwanzig brachten, unb der Chef der Geſellſchaft dem Beamten erflärt 
hatte, nicht im eigenen Namen zu Laufen, fondern erft eine Erflärung und Beftäti- 
gung feiner Genoſſen abwarten zu müflen, die binnen 24 Stunden erfolgen würde. 
Dagegen Hatte die Staatsanmwaltfchaft ihre Berufung gegen das erftrichterfidhe 
Urtheil in folgender Weife motivirt: Der Schade, der den erequirten Eigenthümer 
und defjen Gläubiger durch die von den Angejchuldigten gebildete Bereinigung und 
dadurch trifft, daß diejelben jene Kaufluſtigen, die fi zum Lieitiven einfanden, mit 
der Erklärung vom Bieten abhielten, die Häufer, wenn fte in das Eigenthum der 
Geſellſchaft gelangt wären, billiger als auf der öffentlichen Licitation erhalten zu 
fönnen, — überfteige den Betrag von dreihundert Gulden, denn fir die Werth- 
ihägung der Gegenftände und des Berkuftes ift nur die gerichtliche Taration maß- 
gebend, die im vorliegenden Falle eine Beſchädigung conſtatirt, welche weitaus das 
gefetliche Minimum überfchreitet. Aber auch der zum Verbrechen des Betruges in 
den 88. 1 und 197 geforderte böfe Borjats fei als vorhanden anzufehen, dev beim 
Betrug nur darin beftehen könne, mit Wijjen und Willen Jemanden durch Hinter: 
liſtige Veranftaltungen an feinem Bermögen zu befhädigen. Endlich Tiegen aud die 
zur Herftellung des Berbrehens des Betruges erforderlihen Tiftigen Vorſtel— 
Inngen oder Handinngen vor, denn offenbar wurde jener Beamte überliſtet, 
welcher die Ficitation leitete, da ihm flatt jener Concurrenz der Kaufluſtigen, wie fie 
ſtattfinden follte, eine künftlich angeftiftete Coneurrenz vorgejpiegelt wurde, welche ihn 
täufchte und ihn bewog, den Gegenftand zu dem niedrigen Gebote wegzugeben. 
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Summe in dem guten Glauben, daß fie ihm gebühre, angenommen, da das 
ganze Berficherungsgefchäft ein Dritter für ihn beforgt, und er felbft gar nicht 
gewußt babe, für mweldye Beträge die einzelnen Beftandtheile feines Anweſens 
verfichert worben feien. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte: ‚, Angenommen auch, daß der Beſchul⸗ 
digte, indem er ber Berfücherungsanftalt fälfchlich fein Wohnhaus als das ab- 
gebraumte Object bezeichnete, nicht den Vorſatz gehabt habe, dieſelbe irre zu 
führen, fo fonnte er darüber, daß fie wirklich in diefem Irrthume fich befinde, 
und nur aus diefen Grunde ihm eine viel höhere als die ihm gebührende 
Entſchaädigungsſumme liquidirt habe, zur Zeit der Empfangnahme derfelben 
nicht im Zweifel fein. Da er nun dennoch gegen fein befjeres Wiſſen die ganze 
Summe von 1200 fl., wovon ber größte Theil ihm indebite angemiefen wurde, 
annahm, anftatt die zahlende Partei über ihren Irrthum aufzullären, jo habe 
er jedenfalls den, wenn nicht vorfäglich, wenigftens culpos von ihm veranlaßten 
Irrthum derfelben benügt, um fie an ihrem Vermögen zu beſchädigen, und da- 
durh im Sinne des 8. 197 und $. 201 Lit. d eines Betruges ſich ſchuldig 
gemacht“ (E. vom 11. November 1857, ©. 3. 1868, Wr. 3). 


.$ 199 Hit. = 
Betrug durch Ablegung eines falſchen gerichtlichen Eides. 


1. A. hatte den verglichenen Eid geſchworen, „daß B. ihm zu Ende des 
Monates November 1854 in der Wohnung des C. 530 fl. baar nicht bezahlt 
habe.“ Die Unterſuchung ergab jedoch, daß B. in der That die Summe von 
530 fl. als Ratenzahlung von ſeinem Schuldner in C.'s Gegenwart empfan- 
gen hat, allein nicht im November 1854, fondern no im Jahre 1853. 

Der oberfte Gerichtshof erfanute den U. des Verbrechens des Betruges 
durch Ablegung eines falfchen Eides für fehuldig. Denn „die entfcheidende 
Frage ift: ob dem A. die 530 fl. betragende legte Rate feiner Forderung über- 
haupt gezahlt worden jei, weil davon allein, ohne Rüdficht auf die Zeit der ge- 
Ihehenen Zahlung, feine Verbindlichkeit, dem zahlenden Schuldner eine inta- 
bulationsfähige Quitiung über jene Summe auszuftellen, abhing. Hat er die 
Zahlung bereits im Jahre 1853 empfangen, fo fonnte er, dieſer Thatſache be- 
wußt, den Eid, daß B. im I. 1854 die fragliche Geldfumme nicht bezahlt 
habe, ohne meineidig zu werden, nicht fchwören, da mit Rückſicht auf den Zwed 
und die von ben Parteien feftgefetzte Folge des Eides der in der Formel aue- 
gedrückte Zeitpunct der Zahlung ein unmefentliher Umftand war, der Eid, 
welchen A. nad) diefer Formel leiftete, wurde von ihm mit einem Gemüths⸗ 
hinterhalte und in der Abficht gefehiworen, um dem B. an feinem Vermögen 
einen Schaden zuzufügen“ (E. v. 27. Juni 1859, ©. 3. Nr. 100). 


Vdfer Vorſatz beim Verbrechen des Betruges durch Ablegung eines falſchen 
gerichtlichen Zengnifles. 

2. Der Ortsnotar einer Gemeinde machte am 6. October 1856 bei bein 

Stuhlvichteramte die Anzeige, dag bei dem Gemeinderichter I. von unbelannten 
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Thätern ein Einbruchsdiehftahl begangen und dabei ein Geldbetrag von 223 fi. 
geftohlen worden fei. Am 9. October begab ſich der Unterfuchungsrichter an 
Ort und Stelle zur Erhebung des Thatbeftandes, wobei der Beichädigte zu 
Protokoll erflärte, daß ihm bei jenem Diebftahle die baare Geldfumme von 
223 fl. und eine Tabakpfeife im Werthe von Einem Gulden abhanden gefom: 
men fei. 
Am 21. October 1856 erſchien I. vor dem Unterfuchungsrichter und 
zeigte an, daß feine Gattin das vermeintlich geftohlene Geld „diefer Tage“ in 
einer Truhe gefunden habe; er fügte bei, es müſſe fid) die Sache fo verhalten, 
daß er felbft das Geld vor feinem SKirchengange, während defien der Diebftahl 
geihah, in die Truhe gelegt, und nach entdedtem Einbruche in ber erſten Ber- 
wirrung darauf vergefien habe; fein Schade betrage daher nur den Werth 
der Pfeife. 

Nachdem I. am 21. Juni 1857 zur Beichwörung feiner Ansſagen vor: 
geladen worden war, befannte er aus freiem Antrieb, daß das unmittelbar nad) 
dem Einbruche vermißte Geld fchon vor feiner erften Einvernehmung am 
9. Octob. 1856 aufgefunden war, daß er daher ſchon bei feiner erften Einverneh- 
mung gewußt habe, das Geld ſei ihm nicht geftohlen worden ; daß er aber 
defienungeachtet die falfche Ausfage gemacht habe, theild damit man nicht ſage 
— wie auch ſchon die Leute zu veden wirklich anfingen — er felbft habe den 
Diebftahl begangen, theil8 damit die Diebe, wenn fie erfahren, daß das Geld 
geftoßlen fei, von einer Wiederholung ihres Verſuches abgehalten würden; vor 
folcher Wiederholung Habe er fi um fo mehr gefürchtet, weil er im feiner 
Eigenfchaft als Richter immer fremdes Geld in Bermahrung habe, umd vor 
einigen Jahren bereit8 einmal beftohlen worden fei. Ueber diefe, fo verbeflerte 
Ausfage Hat I. den Eid abgelegt. 

Auf diefer Grundlage wurde 3. wegen des Verbrechens des Betruges 
nach $. 199 Hit. a in Anklageſtand verfegt, aber bei der Schlußverhanblung 
losgeſprochen und ſchuldlos erfannt, und dieſes Urtheil auch vom oberften Ge 
richtshofe mit E. vom 14. Mai 1858 (Zeitfchr. für ©. u. R. III. Nr. 51) aus 
nachftehenden Gründen beftätiget: „Abgejehen davon, daß die volle Richtigfeit 
des Geftänbnifles des Angeflagten durch die Ausfage des Notars zweifelhaft 
gemacht wird, außer diefem Geftändniffe aber über die That jelbft gar nichts 
Anderes vorliegt, da nicht fichergeftellt wurde, wann das für geftohlen ge: 
haltene Geld und von wen es aufgefunden wurde; — fo mangelt im 
vorliegenden Falle die zum Berbreden des Betruges er 
forderliche böſe Abſicht, indem J. einerfeitö die ihn zu ber unrid: 
tigen Angabe veranlafenden Umftände auf eine bei feinen befchränften Geiſtes⸗ 
träften wohl glaubwürbige Art dargeftellt, anbererfeits aber wenige Tage nah 
feiner erften Einvernehmung diefe unrichtige Angabe und die Wieberauffindung 
des "Geldes dem Gerichte angezeigt hat.“ 


"Widerruf der fallen Andfage. 


3. „Der Beichuldigte Hat die von ihm gefliffentlih abgelegte 
falſche Ausfage in dem ununterbrodhenen Berhdre wider 
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rufen, und durch die wahrhafte Erzählung des Herganges erfegt, fomit 
feinen erften Borfag, dem Richter den wahren Sachverhalt zu verhehlen,, felbft 
aufgegeben und den in dem Richter erzeugten Irrthum, noch ehe derfelbe irgend 
eine Yolge haben konnte, befeitiget. Hieraus ergibt fi, daß feine, jedenfalls 
unvollendet gebliebene That auch nicht einmal als ein ftrafbarer Verſuch an- 
gefehen werden fann, weil er aus eigenem Antriebe von dem begonnenen Ber« 
bredden, und zwar zu einer Zeit zurücktrat, wo er durch den Widerruf die ftraf- 
rechtliche Folge feines Unternehmens allerdings noc verhindern konnte. Denn 
es gejchah dieß im Zuge des Berhöres, vor deſſen Schluffe er nach $. 130 der 
Str. Br. D. beredhtiget war, feine zu Protofoll genommenen Ausſagen 
zu ändern. Ganz anders würde ſich die Sache verhalten, wenn der Zeuge, 
nahdem das Brotofoll über feine Angaben bereits ge- 
Ihloffen gewefen, erft in einem fpäteren Verhöre die frühere 
falfche Angabe widerrufen hätte, weil dann nicht nur fein VBorfag, den Richter 
irre zu führen, als Grund der falfchen Ausfage, deutlich am Tage läge, fondern 
auh die Tauſchung des Richters vollendet gewefeun wäre. 
Selbft in den Fällen, wo Zeugen zur Ausſage der anfänglich aus irgend wel: 
hem Grunde verhehlten Wahrheit fi erſt durd einen Vorhalt des 
Berhörsrichters beftimmen laflen, ift — voransgefegt, daß es im Zuge 
berfelben Bernehmung gefchieht — der Thatbeftand des Verbrechens des Be⸗ 
truges durd den freiwilligen Rüdtritt von dem auf die Irreführung gerid- 
teten Borfage ausgeſchloſſen“ (€. v. 4. Mai 1868, ©. 3. Nr. 81). 


8, 199 lit, ©. 


Beteng durch Gebrauch von falſchem Maß und Gewicht in einem öffentlichen 
Gewerbe, 


1. Ein Schuhmacher, defien Gattin ein Fragnergewerbe verftenert und 
auf eigenen Namen ausübt, hatte feinen Geftändniffe zufolge in den Fällen, 
wo er anftatt feiner eben abmwefenden oder fonft verhinderten Gattin unberu- 
fen das Berfaufsgefhäft im ihren: Gemwerbslocale beforgte, beim Kleinver⸗ 
ſchleiß von Salz eine Wage gebraudt , deren Waarenſchale um °/, Loth 
ſchwerer war als die Gewichtsfchale. _ 

Das Oberlandesgericht fand Hier den $. 199 lit. c unanmwendbar, weil 
der Gebraucd von unechtem Maß und Gewicht im Sinne jenes Geſetzes nur 
an dem Gewerbsinhaber felbft und an den von ihın zum Betriebe bed Gewer- 
bes beftellten Perſonen ftrafbar fei. — Dagegen beftätigte der oberfte Ge⸗ 
richtshof das erſtrichterliche Urtheil, welches den Angellagten des Verbrechens 
des Betruges nach $. 199 lit. e ſchuldig erklärte, und zwar aus nachftehenden 
Gründen: „Abgejehen davon, daß die Wahrheit der durch nichts unterflügten 
Behauptung des Angellagten, den Salzverfchleiß ohne Wiſſen und Willen feiner 
Gattin, fomit „unberufen” beforgt zu haben, fehr zu bezweifeln ift, entfpricht 
die dom Oberlandesgerichte gemachte einfchränfende Auslegung des 8. 199 
lit. c auch nicht dem wahren Sinne diefes Strafgefeged. Denn in dem Falle, 
wo Jemand die Beforgung dev Geſchäfte eines Öffentlichen Gewerbes fi) an- 


48 Strafgefeg. 8. 199 lit. c. 


maßt, wird das Vertrauen der Käufer, denen diefer Umſtaud nicht befannt if, 
und felbftverftändlich eine Unterfudjung über die Berechtigung des Gefchäfts- 
beſorgers nicht zugemuthet werden darf, durch den Gebrauch von falſchem Map 
und Gewicht ebenfo getäujcht als da, wo der Gewerbsmann felbft oder jem 
Beftellter den Verſchleiß der Waaren bejorgt; ber Erftere, welchen überdieß 
durch feine Einmengung der Eingriff in fremde Rechte zur Laft fällt, fei daher 
nad; der Haren Abficht des Geſetzes, das Publicum vor Uebervortheilung zu 
beihügen,, nicht minder ftrafbar als die Letzteren (E. v. 5. Jänner 1858, 
®. 3. Nr. 20) *). 

2. Der Marktcommiſſär erjchien im Berfaufslocale der A., um dere 
Wage zu unterſuchen. Sie hatte ihn faum erblidt, als fie fid) bemühte, etwas 
daran zu richten, kam aber damit nicht zu Stande, weil ihr der Beamte be> 
deutete, die Wage zu laffen, wie fie eben fei. Er entdedte nun, daß die Kette, 
woran die Waarenfchale Bing, um den Wagbalfen gewunden war, und die 
fohin von Sachverſtändigen angeftellte Unterſuchung ergab, daß der obere 
Ring des die Kette der Waarenfchale mit dem Wagbalken verbindenden Halens, 
anftatt der fenfrechten eine faft Horizontale Lage hatte, wodurch es geſchah, 
daß die an fi) genaue Wage zu richtiger Wägung nicht mehr geeignet war und 
der Käufer ſechs Roth auf das Pfund verlor. 

Der oberfte Gerichtshof erfannte, daß der Thatbeftand des Verbrechens 
des Betruges nad 8. 199, lit. e nicht vorhanden fei, und zwar ans nad): 
ftehenden Gründen: „Bon den mannigfaltigen Uebervortheilungen des Bu- 
blicums, welche ſich Gewerbsleute beim SZumefjen und Zuwägen der Waaren 
zu Schulden fommen laffen fönnen, und wodurch fie unter allen Umftänden, 
die böfe Abficht vorausgefegt, ftraffällig werben, bat das Geſetz eine Art dei 
Vebervortheilung,, nämlich deu Gebrauch von unechtem oder geringhältigem 
Gewicht dadurch wirkffamer verhindern wollen, daß es eine ſolche Handlung 
an fi Schon als ein Verbrechen erflärte. Deßhalb muß der Thatbeftand hier 
jo befchaffen fein, daß er ſich von anderen betrügerifchen Borgängen beim 
Meflen und Abwägen der Waaren auffallend unterfcheidet und darf der Begrifi 
von faljchem Dinge und Gewichte nur im engeren Sinne genommen werben. 
Bon emer Wage aber, welche, wie die gegenwärtige, in allen ihren Beſtand⸗ 
theilen und in den Gewichten richtig ift, und wo nur bei der Anwen 
dung, beim Gebraude derfelben auf eine, bei einiger Auf: 
merkſamkeit für den Käufer erfennbare Art cine Verkür— 
zung ftattfaud, kann nicht gefagt werden, daß fie in der eigentlichen Be: 
deutung des Wortes faljch ſei. Diefe Art der Alterirung einer richtigen Wage 
fallt vielmehr in die Reihe dev vielen äufßerlichen Kunſt- und Handgriffe, die 
nicht an fich ſchon Verbrechen find“ (E, vom 9. Februar 1858, ©. 3. Nr. 85). 

3. An der im Berkaufslocale eines Bäckers gebrauchten Wage ergab ſich 
eine Erhöhung des Gewichtes der Waarenfchale um faft zwei Loth, welche ab- 


*) Auch in diefem Kalle wie in beiden weiter anzufllirenden wurde wieder von 
allen drei Inftanzen anerfannt, daß die Befimmmng des $. 199 it. e an ſich Allerdings 
auch auf den Gebrauch „ustrichtiger Wagen” Anwendung finde (f. hieräiber die Bemer⸗ 
kungen in meiner Zuſammenſtellung ©, 215). 
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fichtlich durch eine der unteren Fläche derjelben angeflebte Teigmaffe herbeige- 
führt worden war. — Der oberfte Gerichtshof nahm mit E. vom 12. Jänner 
1858 (©. 3. Nr. 95) das Verbrechen nad) $. 199, lit. c als vorhanden an, 
indes er erflärte, daß die Unterfcheidung zwifchen der Fälfehung, welche an 
deu zum Wägen und Meflen beftimmten Werkzeugen felbft ftattfindet und der 
bloß üuferliden Anfügung eines fremden Körpers im Gefege nicht gegründet 
and defhalb für die Frage nach der Qualification des Betruges (als Verbrechen 
ober Vebertretung) ohne Bedeutung fei. 


8. 199, Hit. d. 
Betrug durch Verfälſchung einer öffentlichen Urkunde. 


Ba einer Statthalterei wurde eine von den Ausſchüſſen ſämmtlicher 
Gemeinden eines Bezirkes unterzeichnete Schrift überreicht, worin wegen ver⸗ 
wandtfchaftliher und anderer Beziehungen des k. k. DiftrictScommiffärd um 
deffen Ueberfegung auf einen anderen Dienftplag gebeten wird. Es hieß darin, 
die Ausjchäffe der Gemeinden des Bezirkes hätten fi zur Erhebung der Be- 
ſchwerde in der Hoffnung vereinigt, daß dieſe von fo vielen ämtlichen Zeug- 
niffen (d. i. von den den Inhalt beftätigenden Unterfchriften der Ausſchüſſe) 
unterftügte Vorſtellung genügen bürfte, um jchnell die nachgejuchte Abhilfe zu 
erlangen. — Die Eingabe war jedoch unecht, und U. geftand der Berfafler 
berjelben und der Fälſcher aller darauf gejegten Unterfchriften zu fein, ſowie, 
daß er damit die Entfernung bes Diftrictscommiflärd von feinen gegenmwär- 
tigen Dienftpoften bezwedt babe, und zwar aus Gründen, welde, fo jehr er 
im diefer Beziehung feine That zu beichönigen bemüht war, immerhin auf 
jeinem perfönlichen Interefle am der Amovirung jenes Beamten berubten. 

Das Oberlandesgericht betrachtete die Eingabe nur als eine Privat- 
urfunde, der oberfte Gerichtshof aber ging von der Erwägung aus, daß nad) 
dem Inhalte der incriminirten, von dem Beſchuldigten mit den nachgemachten 
Unterfchriften der Gemeindeausſchüſſe verjehenen Eingabe dieſe als Gefammt- 
förper und mit Berufung auf die gemeinſchaftlichen ämtlichen Beftätigungen 
und zwar im öffentlichen ihrer Wahrnehmung allerdings zugewiefenen Interefie 
die Bitte um Entfernung des ihrem Bezirke vorftehenden f. k. Commiſſärs ge- 
ftellt haben, daß eine folche, eine VBerwaltungsmaßregel betreffende Eingabe 
den Character des von den Gemeindebebörden beftätigten allgemeinen Anliegens 
an fi) trägt, und eben durch ihre Unterfchriften den Beitand diefes Anliegend 
ämtlich bezeugt, jomit die Urkunde zur öffentlichen gemacht erjcheint, und daß 
endlich auch die in den SS. 197 und 199 vorausgeſetzte böſe Abficht der Fäl⸗ 
ihung bei dem nad; dem Geftändniffe verfolgten Zwede, jenen Beamten zu 
entfernen, außer Zweifel fteht (E. vom 30. Juni 1858, ©. 3. Nr. 100). . 


F. 199, ik. £. 
Betrügerifhe Erida. — Begriff der Berſchwendung. 


Die Angellagte mar vom Oberlandeögerichte des im $. 199, lit. f be 
zeichneten Berbrechens deßhalb für ſchuldig erklärt worden, weil ſich diejelbe 
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durch ein weitaus Aber ihre Geld- und Standesverhältniffe reichendes, nur für 
Wohlhabenheit und Reichthum berechnetes Leben felbft in die Zahlungsunver⸗ 
mögenheit geftürzt babe. 

Der oberſte Gerichtshof nahm nun an, daß die betreffenden Thatum- 
Hände nicht als erwiefen anzufehen ſeien, erklärte aber zugleich: „Die Ange- 
flagte ift nad) ihrem eigenen Geſtändniſſe nicht fomohl wegen ihrer Geſundheit, 
als um durch Spiel ihre Bermögenäverhältniffe zu verbeflern, in auswärtige 
Bäder gereift, und es ſteht feft, daß fie mit 400 Gulden nah Pyrmont fam, 
dort gewann, 500 Gulden nach Wiesbaden brachte, dajelbft fpielte und dabei 
nicht nur die mitgebrachte Baarſchaft, ſondern auch die fremden ausgeborgten 
Gelder verlor. Diefes Spiel ftellte ſich als eine folde Ber- 
ſchwendung dar, durch weldefie außer Stand gefegtwurde, 
bie Behufs desfelben in Wiesbaden gemadten Schulden zu 
bezahlen, ja felbft ihre Gläubiger in Wien zu befriedigen, 
und es ift daher allerdings erwiefen, daß fie durd Ber- 
Ihwendung fid in das Unvermögen zu zahlen geftürzt, und 
dadurch nad 8.199, Fit. f da8 Berbreden des Betruges be: 
gangen habe“ (E. vom 21. October 1858, Gerichtshalle 1859, Nr. 4). 


8. 200. 
And dem höheren Betrage verbrecheriſche Betrugsfälle. 

Der ſchon fräher in mehreren Entfcheidbungen *) ausgefprochene Grund⸗ 
jaß, daß die im $. 173 gegebene Vorſchrift Hinfichtlich der Zuſammenrech⸗ 
nung ber von mehreren Diebftählen herrührenden Beträge and) bei dem Betruge 
in Anwendung zu bringen fei, wurde auch nemerlich mit E. vom 1. Decem- 
ber 1857 (Gerichtshalle 1858, Nr. 12) ans nachftehenden Gründen als der 
richtige erflärt: Werl während der Wirkfamleit des älteren Strafgefeges mit 
dem Hofdecrete vom 11. Mai 1816, 3. 1244, angeorbnet wurde, daß in den 
Fällen, wo die verbrecheriſche Eigenfchaft der Verlegungen des Eigenthumes 
von einem gewiflen Betrage abhängt, Fein Unterfchieb dadurch begründet werde, 
ob diefer Betrag aus einer einzigen, ober aus mehreren (gleichzeitigen oder 
wiederholten) Thaten entftand und daß bdiefer Grundfag, einmal ausgeſpro⸗ 
den, an anderen Stellen nicht wiederholt zu werden brauchte; — weil ferner 
das gegenwärtige Strafgefeß von diefem Grundfage nicht abgegangen ift, in- 
dem es nicht nur überhaupt diefelben Principien angenommen und größten- 
theils beinahe wörtlich diefelben Beftimmungen getroffen, fondern den erwähnten 
Grundſatz fogar ausdrücklich im 8. 173 bezüglid) des Diebftahls feftgeftellt Hat 
und ihm daher nicht erft noch beim Betruge zu wiederholen brauchte; — weil 
man überdieß nicht ohme Grund behaupten fünne, daß diefes Princip auch im 
8. 200 aufrecht erhalten wurbe, indem es dort heißt: andere Betrügereien (aljo 
nicht ein einzelnes Factum) werden zum Berbrechen (aljo nicht 3u Verbrechen), 
wenn der Schade (nämlich der geſammte), welcher verurſacht wurde, oder auf 
welchen die böfe Abficht gerichtet war, fünf und zwanzig Gulden überfteigt. 


*) ©. dicfelben in meiner Zujaummenktellung &. 220. 
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8, 201, lit. a 
Beteng durch Vernichtnug von Urkunden. 


„Durch die eidliche Ausſage des Matthäus W. und durch das eigene 
Geſtändniß der Angeklagten iſt rechtlich erwieſen, daß fie ſich des gemein⸗ 
ſchaftlich mit ihrem Gatten zu Gunſten ihres Schwiegervaters Matthäus W. 
ausgeſtellten Schuldſcheines über 1200 Gulden, für welche ihr Haus zwar 
als Pfand beſtellt, die Einverleibung der Urkunde aber noch unterlaflen wor⸗ 
den war, unter dem falſchen Vorwande, denſelben durchleſen zu wollen, folg⸗ 
li, liſtigerweiſe bemächtiget, und die Urkunde zerriſſen habe.“ 

„Diefer Handlung ſchon für fich felbft kann füglich keine andere Abſicht 
zum Grunde gelegt werden, als daß es der Angeflagten darum zu thun war, 
den Schwiegervater an feinen Rechten aus diefem Schuldfcheine, ſowohl zur 
dorderung von 1200 Gulden, als zum beftellten Pfande zu befchädigen.“ 

„Es find daher alle Exrforderniffe zum Thatbeſtande des Verbrechens bes 
Detruges im Sinne der 88. 197 und 201, lit. a, vorhanden, wie denn aud) 
von beiden Inftanzen übereinftimmend anerfannt wurde.“ 

„Liegt nun in der That feldft fchon die böſe Abficht der Angellagten 
Mar am Tage, fo kann daran um fo minder gezweifelt werben, als fie felbft 
zugibt, die Urkunde zerrifien zu haben, weil diefelbe nicht auf ordnungs⸗ 
mäßige Art zu Stande gefommen, und fie dem W. nichts ſchuldig geweſen 
jet, alfo ſelbſt zugefteht, die Urkunde vernichtet zu haben, um fi) von der 
Schuld zum Nachtheile des W. zu befreien; wobei übrigens ihre Behauptung, 
ald wäre die Urkunde nicht auf ordnungsmäßige Art zu Stande gelommen, 
durch die Ausſagen der beeideten Zeugen, welche die Rechtmäßigkeit der Schuld 
und der Errichtung der Urkunde beftätigen, geradezu Rügen geftraft wird. — 
Ihre böfe Abficht wird aber noch insbefondere dadurch kundgegeben, daß gleich 
nad) der Vernichtung der Urkunde die als Hypothek verfchriebene Realität als 
verfäuflich angejchlagen und fohin auch veräußert wurde. Es fommt daher au) 
nicht darauf an, ob die Urkunde ein taugliches Beweismittel war, oder ob und 
welche Einwendungen dagegen allenfall® gemacht werben konnten, und es fann 
auf diefe Trage um fo weniger Gericht gelegt werden, ald das Gefeg im 
8. 201, lit. a den Fall der Vernichtung einer Privaturkunde mit Rüdficht 
auf den 25 Gulden überfteigenden Betrag ohne Unterfchied als Verbrechen des 
Detrnges erflärt. Die Schuld der Angeffagten wegen bes ihr zur Laſt gelegten 
Berbrehens bes Betruges unterliegt demnach feinem Zweifel“ (E. vom 
9. November 1858, ©. 3. 1859, Nr. 12) *). 


*) Das Oberlandesgericht hatte dagegen angenommen, die Angellagte bleibe 
allerdings fehr verdächtig, daß ihre Abſicht bei der Handlung darauf gerichtet 
war, ihren Gegner um feine Forderung von 1200 ©ulden zu bringen. Gin be- 
ſtimmter Beweis dafür Tiege aber nicht vor. Vielmehr fei nur bewieſen, daß die 
Abficht der Angeflagten zunächft nur dahin gegangen fei, fi) des Schuldfcheines zu 
bemächtigen umd ihn zu zerreißen, und da der Werth dieſer Urkunde an und für fi 
ſehr zweifelhaft fei, fo fönne die betrügerifhe Handlung der Angeflagten nicht ale 
Berbrecden, fondern nur nad) 8. 461 als llebertretung beflraft werden. 

4* 
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8. 201, Hit. e. 
Mitſchuld am Betruge Durch Verhehlen und Zueignen gefunbener Sachen. 


Die U. hatte eine Sache im Werthe von mehr als 25 Gulden gefunden 
und durch mehrere Tage, ohne den Fund anzuzeigen oder fonft etwas zur 
Erforfchung des Eigenthümers zu unternehmen, in Verwahrung behalten. Sie 
übergab hierauf die Sache der B., welche fie von dem Sachverhalte in Kennt- 
niß ſetzte, damit diefelbe die Sache beim Verſatzamte verpfände, was biefe 
auch that und die hiefür empfangene Geldſumme bis auf den vierten Theil, 
welchen fie an Zahlungsftatt für eine Schuld der A. zurüdbehielt, der letzteren 
zuftellte. 

Der oberfte Gerichtshof verurtheilte die B. wegen Mitfehuld an dem 
Verbrechen des Betruges und zwar in Erwägung, daß die wirkliche An- 
eignung des Fundes durch die U. in dem Augenblide gefhah, in weldem 
fie der B, den Auftrag gab, die gefundene Sache zu verpfänden, daß alſo die 
Legtere, indem fie den Auftrag übernahm und für die Uebergeberin ausführte, 
zur Verübung der That beitrug, und dadurch, daß ihr befannt war, ed 
handle fih um eine gefundene Sache, des Verbrechens mitfhuldig wurde 
(E. vom 8. Februar 1859, ©. 3. Nr. 32) *). 


$. 203, 


Strafe des Verbrechens des Betrugeö bei einem dreibundert Gulden überſtei⸗ 
genden Betrage. 


A. benöthigte 100 Napoleonsd’or C. ließ fich herbei diefelben zu leihen, 
jedoch in der Art, daß nicht der creditlofe A., fondern deſſen Gefellichafter 9. 
fein Schuldner wurde, das Geld empfing und einen Schuldfchein ausftellte. 
B. gab dann da8 Geld dem A. gegen eine Schuldverfchreibung, worin diefer 
ihm die Tilgung der Schuld auf denfelben Tag zufagte, an welchem B. dem 
urfprünglichen Geldgeber die Rüdzahlung zu leiften hatte. — Am Zahlungs- 
tage übergab B. dem U. die Summe zur Ueberbringung an C., welche 4. 
auch wirklich vollzog und dem B. deſſen Schuldfchein zurüdbrachte. 

Später Hagte B. den A. aus Dem Schuldfcheine, welchen diejer 
ihm auögeftellt hatte, auf Zahlung der ihm geliehenen 100 Napoleonsd’or. 
Legterer behauptete jedoch, daß er den Gläubiger des Klägers mit eigenem 
Gelde befriediget habe, und feste jomit dem Klagebegehren die Einwendung 


*) Dagegen hatte der Gerichtshof erſter Inſtanz hinfichtlich der B. ein Schuld⸗ 
lofigkeitsurtheil gefällt, weil das Verbrechen des Betruges von Seite der X. mit der 
Berhehlung und Aneignung bes Fundes bereits vollendet war, die B. fomit durch 
die fpätere Berpfändung der gefundenen Sade zur ficheren Bollftredung der That 
nichts mehr beitragen, folglich nicht des Verbrechens mitfchuldig werben konnte, 
— und weil ihre Handlung auch nicht im anderer Beziehung ein firafbares Ber- 
ſchulden begründete. 
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der Compenfation (wegen Zahlung einer Schuld des Klägers) entgegen. Der 
Civilproceß endigte damit, daß der Richter den Kläger bedingt, nämlich für 
den Fall abwies, als der Gegner den Haupteid : „es jet feines Wiffens und 
Erinnern nit wahr, daß der Kläger ihm 100 Napoleonsd’or zu dem Zwecke 
übergeben hatte, um diefelben dem C. zur Berichtigung der Schuld des Klä⸗ 
ger3 zı überbringen, ablegen würde.“ A. trat den Eid wirkiih an, es kam 
jedoch nicht zu deſſen Wblegung, weil mittlerweile gegen ihn wegen Anbietung 
eines faljchen Eides das Strafverfahren eingeleitet wurde. 

Da die Schuldfrage nicht zweifelhaft war, fo handelte es fi nur um 
die Anwendbarkeit des im 8. 203 beftimmten höheren Straffages. Das Ober- 
landesgeriht verneinte diefelbe. Es ging nämlich von der Anſicht aus, daf 
dem B. gegen 9. eine doppelte Forderung zuſtand, nämlich einerfeits auf 
bie Zahlung von 100 Napoleonsd’or auf Grund des Schuldfcheines, und 
andererſeits auf Rüdftellung oder Verrechnung der fpäter übergebenen gleichen 
Summe. Durd) die Ablegung des Eides konnte fi der Angellagte nur gegen 
das erxfte Klagebegehren ſchützen, weil es fi in dem Nechtöftreite nur um 
dasfelbe handelte, dagegen fei die andere Forderung dadurch unverändert 
geblieben, und konnte von dem Kläger noch immer und zwar um fo mehr 
geltend gemacht werden, als der Angeklagte diefer Forderung die angeblich von 
ihm mit eigenem Gelde dem E. geleiftete Rüdzahlung nicht mehr einwenden 
fonnte, nachdem er fie bereits der Klage aus feinem Schuldfcheine entgegen- 
gefetzt hatte. Wenn and dadurch, daß DB. den Proceß gegen den Angeflagten 
durch deffen Eid verlor, die Lage des Klägers fi) deßhalb verfchlimmerte, 
weil er mit feiner verbrieften Forderung jachfällig geworden und für feine nod) 
offen ftehende Forderung eines fchriftlihen Beweismittels entbehrt, jo könne 
darum nicht angenommen werden, daß er dieſe letztere Forderung verloren 
babe, noch daß die Abficht des Angeklagten darauf gegangen fei, ihn um die 
100 Napoleonsd'or zu befehädigen. 

Der oberfte Gerichtshof war jedoch aus folgenden Gründen der Anficht, 
daß allerdings der höhere Straffat des 8. 203 anzumenden fei: „Nach der 
Lage des Kivilproceffes, den B. gegen den Angellagten wegen Zahlung des 
Darlehens von 100 Napoleonsd’or aus deſſen Schuldverfchreibung geführt 
bat, ift e8 zweifellos, daß er diefer Darlehensforderung verluftig gegangen 
wäre, wenn ber Angellagte den durch das rechtskräftige Urtheil zugelafjenen, 
von ihm angetretenen Haupteid geſchworen hätte; es kann daher auch nicht be- 
zrveifelt werden, daß der Angellagte, indem er den falfchen Eid antrat, fid) 
dadurch von der Rüdzahlung des erwähnten Darlehens befreien wollte, daß 
mithin feine betrügerifhe Abfiht barauf geridhtet war, 
fi eine dreihfundert Gulden überfteigende Summe zuzu- 
wenden. Dem fteht nicht entgegen, daß B. den Beichuldigten auf Rück⸗ 
ftellung der demfelben zur Ueberbringung an C. gegebenen 100 Napoleonsd'or 
nod) immerhin verklagen, diefe Forderung gegen ihn vielleicht behaupten und 
fo den Erſatz für die früher eingeflagte Darlehensforberung erlangen kann; 
denn die Strafbarkeit desdurd die Antretung des falſchen 
Eides nun einmal begangenen Berbrehens wird durd bie 
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Ausfiht des Damnificaten auf Entfhädigung nit wieder 
aufgehoben“ (E. vom 14. September 1858, ©. 3. Nr. 133). 


$. 258. 


Auf Törperliche Züchtignug kaun and ald Strafverfchärfung gegen Rüdfällige nur 
bei den im $. 248 angeführten Vergehen nud Mebertretungen erkannt werden. 


Ein Oberlandesgeriht hatte die Anſicht ausgefprochen, daß bei der 
Mebertretung ber verbotenen Rückkehr (8. 324) auf förperlide Züchtigung 
ala Hauptftrafe zwar nicht erkannt werden dürfe, weil jene Uebertretung 
im $. 248 nicht angeführt wird; wohl aber könne fie, falls der Verurtheilte 
rückfällig war, nach $. 258 als Verſchärfung der Arreſtſtrafe verhängt werben. 

Dagegen hielt die Staatsanwaltichaft die Verhängung ber körperlichen 
Zühtigung auch nur als Strafverfhärfung für gejeglich unzuläfiig. Denn 
da $. 248 bie körperliche Züchtigung als Hauptſtrafe bei der Webertretung der 
verbotenen Rückkehr ausfchliege, fo ergab fich die Unzuläffigleit diefer Straf: 
art auch nur als Berfhärfung der Strafe für jene Uebertretung aus der im 
8. 258 enthaltenen Hinweifung und Bezugnahme auf den $. 248. 

Der oberfte Gerichtshof ſchloß ſich diefer Anfiht an und erfannte mit 
E. vom 5. Jänner. 1858, (©. 3. Nr. 28), daß die Strafe der verbotenen 
Rückkehr durd) körperliche Züchtigung nicht verfchärft werben fönne, 


8. 303. 
Beleidigung einer geſetzlich anerlannten Kirche oder Religionsgeſellſchaft. 


Drei Berfonen erfchienen bei ihrem katholiſchen Seelforger, um demfel- 
ben der Borfchrift des Minifterial-Erlafjes vom 30. Jänner 1849 (R. G. Bl. 
Nr. 107) gemäß, ihren Uebertritt zum evangelifchen Glaubensbekeuntnifſe zu 
eröffnen. Als der Prieſter fie um die Gründe diefer Entfchliegung befragte und 
bei diefem Anlafje über die Lehrſätze der fatholifchen Kirche ſprach, that Einer 
von ihnen, U., die Aeußerung: Chriftus habe nur die zwei Sacramente ber 
Taufe und des Abendmahls eingefest, und wenn die Katholiken die Hoftie aus— 
fegen und jagen, daß fie der lebendige und wahre Leib Chriſti fei, fo treiben fie 
Abgötterei, weil Chriftus das Abendmahl nur zum Andenken eingefegt und 
nicht gefagt habe, daß er jelbft in der Hoſtie anweſend fei. Nach der Angabe 
des Seelforgers hätte A. überdieg ihn und alle Katholiten Gögendiener geſchol⸗ 
ten, weil fie mit dem Sacramente des Altars Abgötterei trieben; diefe Letztere 
Aeußerung wurde aber von 9. in Abrede geftellt , und auch die beiden Mit: 
anwejenden behaupteten, nicht gehört zu haben, daß er den Seelſorger und bie 
Katholiken Gögendiener nannte, wenngleich, wie der Eine von ihnen angab, 1. 
damals immerhin gemeint habe, daß der Seelforger, indem er den Katholiken 
fage, daß die Hoftie der wahre Leib Chriſti fei, ſie zur Abgötterei leite. 

Der oberfte Gerichtshof fällte aus nachſtehenden Gründen ein Urtheil auf 
Freifprechung von der Anklage: „Das im 8. 308 normirte Vergehen der Bes 
leidigung einer gefeglic anerkannten Kirche ober Religionsgefellfchaft, deſſen 
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objectiver Thatbeſtand allerbinge in den ineriminirten Aeußerungen des Ange⸗ 
flagten enthalten ift, gehört in die Claſſe jener firafbaren Handlungen, zu wel⸗ 
chen eine böfe Abficht erfordert wird, wie dieß aus den Worten des Geſetzes 
„herabzuwürdigen ſucht,“ zu entnehmen ift. Der böfe Borfag wurde aber von 
dem Befchuldigten geläugnet, und kann Hier nicht als erwiefen, als in der Hand⸗ 
lung felbft liegend, angenommen werden, weil der Angeklagte, welcher damals 
zur evangelifchen Kirche übertreten wollte, und jeither wirklich übergetreten ift, 
jene Aeußerung nur in Folge der Aufforderung des Tatholifchen Seelforgers 
zur Angabe der Gründe des befchloffenen Webertrittes und nur in Gegenwart 
von Perfonen, die feiner Eröffnung, übertreten zu wollen, als Zeugen beizus 
wohnen hatten, vorbradjte, in der Darlegung diefer Gründe aber, wenn fie 
auch noch fo unrichtig und abſurd waren, die Abficht einer Verſpottung ober 
ee der katholifchen Kirche nicht nachweisbar iſt“ (E. v. 16. März 
1869, ©. 3. Rt. 60). 


8. 314. 
Einmengung in die Vollziehung öffentlicher Dienfte. 

Die Anfiht, daß der im $. 314 gebrauchte Ausdrud „Einmengen“ 
auf das Intereſſe und die Angelegenheiten dritter Perfonen, im Gegen⸗ 
fage zum Handelnden, hindeute, findet weder in den Worten noch in der 
daraus hervorleuchtenden Abſicht bes Gefetzes eine haltbare Unterftügung. 
Es ift nicht anzunehmen, daß das Geſetz, welches alle anderen im fechften 
Hauptftüde als Uebertretung gegen die öffentlichen Sicherheitdanftalten und 
Vorkehrungen bezeichneten Handlungen, ohne Unterfhieb, ob der Urheber 
derfelben im fremden oder im eigenen Intereſſe handelte, für ftrafbar er- 
Härt, im $. 314 bievon eine Ausnahme gemacht und gemwollt habe, daß 
derjenige ſtraflos bleibe, welcher, nicht im Intereffe eines Dritten, ſondern 
im eigenen die Amtshandlung eines öffentlichen Beamten oder Dieners, 
ohne wörtliche oder thätlihe Beleidigung (5. 312) zu hintertreiben gefucht 
hat. Eine ſolche Unterſcheidung ift aus den Worten des 8. 314 nicht zu 
entnehmen ; der Ausbrud „fi einmengen“ darf, richtig aufgefaßt, nur auf 
die Amtshandlung, welche der Abgeordnete der Obrigkeit zu vollziehen hat, 
bezogen werden, gleichviel, ob fte das Intereſſe des Widerfeglichen oder ein 
ihm fremdes berühre; denn von Jedem, der der Bollziehung des öffent- 
lichen Dienftes auf irgend eine Weife Hindernd entgegentritt, kann ſprachlich 
richtig gefagt werden, daf er ſich in diefelbe einmenge (E. v. 15. April 1858, 
&. 3. Rr. 104) *). 


8. 315. 
Berletzung obrigleitiiher VBerorbunngen. 
Ein Kaufmann hatte einen an ihn gerichteten, vom Bezirksamte aus⸗ 
gefertigten Auftrag, worin er zur Beiftellung von Vorſpann aufgefordert wurde, 


= *) Vergl. jedoch die &, vom 37. Mai 1857 (in meiner Zuſammenſtellung 
©, 259). 
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und welcher ihm in feinem Gewölbe vom Amtsdiener übergeben werben war, 
vor den Augen des Letzteren und mit der Erflärung: er gebe feine Borfpaun, 
zerriffen und die Stüde unter den Tiſch geworfen. 


Das Oberlandesgericht fand den 8. 315 auf diefe Hanblungsweife nicht 
anwendbar, weil derfelbe von Amtlihen, zur öffentliden Bekannt—⸗ 
machung angefchlagenen oder ausgefeßten Urkunden fpreche, was der vom 
Beichuldigten zerriffene, an ihn allein gerichtete ſchriftliche Auftrag der Obrig- 
feit eben nicht gemefen fei. — Der oberfte Gerichtshof aber erflärte: „Der 
Umftand, daß die fraglihe Verordnung nicht zur dffentliden Be 
tanntmadung beftimmt war, entzog der That des Angeflagten Feineswegs 
den Charakter einer nach $. 315 ſtrafbaren Handlung. Da nämlich in biefem 
Paragraphe bei der Bezeichnung der Gegenftände, woran die Uebertretung be- 
gangen wird, die „Patente, Verordnungen, Siegel der Staats- und Gemeinbe- 
behörden“ von den „unter was immer für Namen und Geftalt zur öffentlichen 
Bekanntmachung angefchlagenen ober ausgeſetzten, von der Obrigkeit unterfer: 
tigten Urkunden“ mittelft des Trennungewortes „oder“ unterſchieden find, fo 
hat da8 Gefeg die Strafbarkeit der Handlung nicht ausfchlieglich an das Bor: 
handenfein eines Dbjectes der Ießteren Art geknüupft“ (E. v. 31. Decemb. 1857, 
G. 3. 1858, Nr. 21). 


8. 320, Hit. e. 
Uebertretung der falfhen Meldung. 


Jemand war der Gensdarmerie wegen Berwahrlofung feines bösartigen 
Hundes angezeigt worden. Bon den Genddarmen Behufs der gerichtlichen An- 
zeige zur Angabe feine® Bor- und Zunamens aufgefordert, legte ex fich falfche 
Namen bei, um den Fragenden nicht als der Beſitzer des verwahrloften Hun- 
des zu erfcheinen. 


Der oberfte Gerichtshof erklärte ihn nicht bloß der Uebertretung gegen 
die Sicherheit ded Lebens durch unterlafjene Verwahrung eine® bösartigen 
Hausthieres (nad) $. 391), fondern auch jener gegen öffentliche Anftalten durch 
falfche Meldung (nad) $. 320 lit. e) ſchuldig. Denn der Umftand, daß der 
Urheber der falſchen Meldung damit beabfichtigte, die Unterfuchung und Be- 
ftrafung wegen der anderen Uebertretung (de $. 391) zu vereiteln, könne ihn 
nicht zur Entjchuldigung dienen, weil es ſich hiebei noch nicht um feine Ber: 
theidigung gegen eine wirkliche Anklage oder in einer bereits anhängigen ſtraf⸗ 
gerichtlichen Unterfucdhung, fondern um einen Fall handelte, in welchem er, wie 
jeder Andere, um nicht die Öffentliche Aufficht irre zu führen, zur Angabe feines 
wahren Namens verpflichtet war (E. v. 10. Yebruar 1858, G. Z. Nr. 36) *). 


*) Die nämliche Rechtsanſicht war, und zwar mit gleicher Begründung auch 
ſchon in einer früheren E. v. 5. April 1854 (in meiner Zufammenftellung ©. 261) 
ausgeiprochen worden. 
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8, 327. 
Unbefngtes Halten einer Handprefie. 


Ein Papierhändler Hatte im öffentlichen Blättern den Bezug von zwei 
franzöftifhen Pragemaſchinen angelündigt und ſich dem Publicum zur Lieferung 
von Biſitkarten und Briefpapier mit Hochdruck empfohlen. Von den Maſchinen, 
die von der Polizeibehörde beanſtändet wurden, war die eine zur Aufdrückung 
des Zeichens „Bath“ auf Briefpapier verwendbar, und die zweite geeignet, 
einen Schriftſatz von 17 bis 20 Buchſtaben en relief zu drucken; ein größerer 
Sag konnte damit nicht gedrudt und eben fo wenig ein Farbendrud gemadjt 
werden. — Der Beſitzer vertheidigte fi damit, daß die beanftändeten Prefien 
gewöhnliche Siegelprefien jeten, bie mit den Stampiglien bloß zum Hochdruck, 
keineswegs zu farbigem Drude, fomit nur zur Bezeichnung von Viſitkarten 
und Briefpapier gebraucht werden fönnen, und von ihn in der That gebraudjt 
wurden, — daß jeder Papierhändler derlei Preffen halte und eine Conceffion 
der Behörde zum befugten Beſitze und Gebrauche derfelben nicht erfordert werde. 
Dagegen machte bie Bolizeibehörde geltend, daß der Befchuldigte zum Betriebe 
des PBapierhandels eine Handprefje nicht bendthige. 

Der oberfte Gerichtshof erklärte mit €. v. 30. März 1858 (©. 3. 
Nr. 64), dag das Halten der beanftändeten Preffen den Thatbeftand der im 
$. 337 vorgefehenen Uebertretung nicht begründe, weil biefelben wohl zur 
Hervorbringung einzelner Zeichen und Worte, aber durchaus nicht zur Berviel- 
fältigung von Drudjchriften und fonftigen Erzeugniffen des Geiftes und der 
bildenden Kunſt geeignet find *). 


8. 335. 
Vergeben gegen die Sicherheit des Lebens. 


1. Unter den Handlungen, welche für das Leben, die Gefundheit ober 
bie Körperliche Sicherheit von Menfchen gefährlich find, ninımt das unvorfichtige 
Gebahren mit Feuerwaffen eine hervorragende Stelle ein, und eben in diefer 
Erfahrung, in den für Jedermann leicht erkennbaren Folgen einer unvorſich⸗ 
tigen Handhabung foldyer Waffen Liegt die Aufforderung zur größten Vorſich⸗ 
tigkeit. Diefe Aufforderung ift aber auch um fo dringender für das Forftperfo- 
nale, weil e8 durch den berufsmäßigen Gebrauch mit dev Waffe vertraut, ge- 
rade darum die Gefahr mehr zu würdigen verftehen fol, weil eben im Ber- 


*) Das Oberlandesgeridht hatte dagegen auch die von dem Beichuldigten mit den 
Handpreffen gelieferten Erzeugniffe unter „Drudichriften” im Sinne des II. Artikels des 
Kundmachungspatentes fubjumirt und für dieſe Auslegung geltend gemacht, daf den 
Borfchriften der Preßordnung nur ämtliche Drudichriften vollends entzogen feien ($. 1), 
wogegen „Drudihriften für den Gefchäfts- und Privatgebrauch, wie: Antünbigungs- 
zettel, Adrefien, Empfehlungsfarten, Blangquette und ähnliche untergeordnete Erzeugniffe 
der Prefſe“ zwar von der Einjendung eines Pflichteremplares befreit (8. 4), im Uebri⸗ 
gen aber der Anwendung der Preßordnung unterworfen bleiben, 
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trauen auf die bei ſolchen Beamten vorausgeſetzte Behutſamkeit denſelben die 
Führung der Feuergewehre von der Behörde unbeſchränkt geftattet iſt, und 
dritte Perſonen, wenn ſie mit Jägern von Beruf zuſammenkommen, eine un⸗ 
vorſichtige Handhabung der Waffen von ihrer Seite weniger beſorgen. Dieſer 
Pflicht zur beſonderen Vorſicht war der Beſchuldigte ſich auch wirklich bewußt, 
da er zugeſtand, daß die Vorſichtsmaßregel, das Gewehr auf der Schulter mit 
der Mündung des Laufes nach oben zu tragen, bei allen Jagden und über⸗ 
haupt, wo mehrere Menſchen beiſammen ſind, überall beobachtet wird, und auch 
von ihm ſtets angewendet wurde. Da nun die Außerachtlafſung derfelben unter 
Umſtänden, welche den Gebrauch dieſer Vorſicht eben geboten, den Tod eines 
Menſchen zur Folge hatte, ſo wurde das zur Laſt gelegte Verſchulden mit Recht 
dem $. 335 als Vergehen unterſtellt (E. vom 12. Jänner 1858, ©. 3. 
Nr. 37). 

2. Ein bäuerlicher Grundbefiger und Familienvater hatte die Pflege 
eines feiner Söhne, der ſchwer erkrankt war, auf das Aeuferfte vernadhläffigt. 
— Durd) ärztlihes Gutachten ift feftgeftellt, daß der Tod zwar die Folge ber 
Krankheit war, allein der Eintritt desfelben durch die körperlichen Leiden, welche 
für den Kranken aus der gänzlich vernachläffigten Pflege entftanden waren, 
beſchleunigt wurde. 

Der oberfte Gerichtshof erklärte den Angeflagten aus nachftehenden 
Gründen des im $. 335 bezeichneten Vergehens fchuldig: Wenn auch der 
Tod des Sohnes des Angeflagten zunächt die Folge feiner Krankheit war, fo 
ift Doch durch das Ärztliche Gutachten feftgeftellt und für Jedermann einleud)- 
tend, daß Leiden und Entbehrungen, wie fie der Angeflagte zu ertragen hatte, 
zur Befhleunigung feines Todes nothwendig beitrugen, daß fomit diefe 
natürliche Folge der vernadjläffigten Pflege auch von dem Beichuldigten einge: 
fehen werden mußte oder doc leicht eingefehen werden fonnte. Er ifl 
alfo dafür nach 8. 335 auch verantwortlih, da er als Bater dem Sohne bei- 
zuftehen durch das Geſetz verpflichtet war, die Erfüllung diejer Pflicht aber 
unterlaffen hat (E. v. 13. October 1858, ©. 3. Nr. 146) *). 


$. 356. 
Verſchulden eincd Arztes dur Unwiſſenheit. 


Die auf Unwiſſenheit des Arztes beruhende Berabreihung eine® un- 
geeigneten geſundheitsſchädlichen Arzneimittels ift vom Geſetze bei wirflich ein: 
getretenen nadhtheiligen Folgen als eine befondere Uebertretung verpönt. Sind 


*) Dagegen nahm der Gerichtshof erfter Inſtanz an, der Angeklagte babe nit 
einzujehen vermocht, daß die Bernachläfftgung der Pflege feines Sohnes geeignet war, 
den Eintritt bes Todes zu beichleunigen oder die Gefahr für beffen Leben zu vergrößern. 
Er verurtheilte daher nur wegen der im 8. 335 bezeichneten Webertretung, weil ber An⸗ 
geffagte bei noch fo geringer Berftandesentwidlung immerhin leicht einjehen konnte, daß 
aus folder Unterlafjung der dem Sohne gegenüber ihm obliegenden Pflicht diefem ein 
ſchwerer Schade an feiner Gejundheit erwachſen mußte. 
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diefe Folgen nicht eingetreten, fo darf fie ber Beſtimmung des 8. 358 nicht 
unterftellt werben, da von einer „Bernacjläffigung des Kranken von Seite des 
Arztes“ in einem ſolchen Falle wohl nie die Rede fein kann. Ebenjowenig wäre 
aber die Zurechnung als eine der im $. 431 allgemein bezeidj 
neten Lebertretungen (welche Übrigens ausdrüdlich zu dem Thatbeftande 
der in den 88. 335 — 337 angeführten ftrafbaren Handlungen und Unterlaſ⸗ 
fungen in Beziehung geſetzt find), da zu rechtfertigen, wo der vom Öe- 
feße hervorgehobene und befonders behandelte Fall eines 
vom Arzte aus Unwiffenheit begangenen Fehlers vorliegt 
(E. v. 2. Iuni 1858, ©. 3. Nr. 94) *). 


8, 411. 
Mitſchuld an der Beſchädigung bei einem NRanfhandel. 
©. die bei $. 152 unter 2. angeführte E. vom 8. Juni 1858. 


8, 414, 
Mißhandlung der Eltern an ihren Kindern, 
Die vorfägliche leichte körperliche Befchädigung eines Kindes durch 
deffen Mutter begründet nicht die Uebertretung des 8. 411, fondern die Ueber- 


tretung der Mißhandlung bei Ausübung der häuslichen Zucht nad) den 85. 413 
und 414 (€. v. 27. Juni 1855, Zeitfchr. f. ©. u. R. IV., Nr. 14). 


$. 431. 
Handinng und Unterlafiung gegen bie Törperlihe Sicherheit überhaupt. 
©. die bei $. 356 angeführte E. vom 2. Yuni 1858. 


8. 478. 
Hebestretung ber Satzungsvorſchriften. 


Der Knecht eines Fleiſchhauers Hatte bei dem öffentlichen Verkaufe des 
Wleifches, welches er zentnerweife von feinem Dienftgeber erhielt und demfelben 
zu verrechnen hatte, zwei Käufer durch Uebervortheilung in dem Gebrauche der 
richtigen Wage um einige Roth verkürzt, und den unrechtmäßigen Gewinn, mit 
Rüdficht auf die erwähnte Art der Berrehnung mit dem Herrn, ſich felbft zu⸗ 
gewendet. Er war wegen ähnlicher Uebertretung bereit3 zweimal bon der admi⸗ 
nifteativen Behörde geftraft worben. 

Der oberfte Gerichtshof erklärte, daß cin durch Uebervorthei- 

lung gegen Sagungen und Tarordnungen verübter Be— 
trug auch in dem Yalle nad) $. 478 zu qualificiren ift, wo 





*) S. auch die auf einem ähnlichen Principe beruhende €. dv. 10. Octob. 1855, 
in meiner Sufammenftellung S. 283 u. 284. 
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die gefeglihe Strafe des Gewerbsverluftes an dem Schal: 
digen, weil derfelbe Fein eigenes Gewerbe hat, fondern 
nur das eines Anderen, z. B. feines Meifters, in deſſen Na— 
men ausübte, nicht vollzogen werden Tann, — und verurtheilte 
daher den Angellagten nad) 8. 478, indem er ftatt der unanwendbaren 
Strafe des Gewerbsverluftes eine Geldftrafe von 25 fl. verhängte (E. vom 
25. Mai 1859, ©. 3. Nr. 84). 


$. 488. 
Ehrenbeleidigung durch ungegräindete Befchuldigung nnehrenhafter Handlungen. 


Ein Kaufmann hatte zwei Perfonen im Comptoir mitgetheilt , daß 
ein anderer Kaufmann feine Zahlungen im beiläufigen Betrage von 100,000 fl. 
eingeftellt und auf zwei Jahre prolongirt habe, weßhalb Letterer ihn wegen 
Uebertretung der Ehrenbeleidigung belangte. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte mit €. v. 29. März 1859 (©. 3. 
Nr. 82): „Die genaue Erfüllung der eingegangenen Berbinblichleiten ift 
dasjenige Moment, durch welches nicht nur der Credit, fondern nad) den 
allgemein berrfchenden Begriffen, auch die Ehre eines Kaufmannes als fol- 
chen bedingt wird. Indem nun der Angellagte fälfchlich verbreitete, daß der 
Privatanfläger feine Zahlungen eingeftellt habe, folglich feine Verbindlichkeit 
nicht leifte, hat er nicht nur den Credit bes Letzteren, fondern auch deffen 
Ehrenhaftigkeit, und zwar, da er demjenigen nicht bezeichnete, von welchem 
er das falſche Gerücht erfahren haben will, abfichtlic angegriffen. Seine 
Handlung fällt ſonach allerdings unter die Beflimmung und Sanction ber 
88. 488 u. 493." 


S. 493. 


Beröffentlihung des wegen bed Vergehens ber Ehrenbeleibigung erflofienen 
Straferfeuntnuifles. 


Ein Gerichtshof erfter Inftanz hatte angenommen, daß die Beröffent: 
hung des Straferkenntniſſes durch den Drud eine Berfchärfung der vom 
Gefetze angebrohten einfachen Arreftftrafe bilde, und daß daher das Bergehen 
ver Ehrenbeleidigung nad) $. 532 erft in ſechs Monaten verjähre. 

Der oberfte Gerichtshof trat jedoch aus nachftehenden Gründen der 
entgegengejegten Anficht des Oberlandesgerichtes bei: „Wenn der $. 240, 
welcher die Gattungen der Strafen bei Vergehen und Uebertretungen aufzählt, 
der 8. 250 über die Berfchärfung der Strafarten im Allgemeinen „durch Ber- 
einigung mehrerer einzelner Strafen,“ der $. 253 über die Verſchärfung bet 
Arreftes und der $. 493 über die Beftrafung der Ehrenbeleidigungen durch 
Drudfchriften combinirt werben, jo kann die nach $. 493 auf Berlangen des 
Beleidigten ftattfindende Veröffentlichung des Straferkenntniſſes als eine vom 
Geſetze als ſolche angedrohte Verſchärfung der in demſelben Paragraphe ſtatuir⸗ 
ten Arreſtſtrafe nicht angeſehen werden. Es iſt dieß eine eigenthümliche Folge, 
welche mit dem durch Druckſchriften verübten Vergehen verbunden fein kann, 
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nicht aber eine Berihärfung im Sinne des Geſetzes; fie wird als ſolche nicht 
bezeichnet; in ihr liegt nur eine Öenugthuung für den Beleidigten, aber fein 
Maß für die höhere Strafbarleit des Vergehens, in Anfehung deffen die Ver- 
jährungszeit mithin auch nur nach der im $. 493 allein angedrohten Strafe 
des einfachen Arreftes beftimmt werden darf (E vom 20. April 1858, ©. 3. 
Nr. 84). 


F. 501. 
Unzucht zwiſchen Berfhwägerten. 


Mit Plenarentſcheidung vom 5. October 1858 (G. Z. Nr. 134) 
wurde der ſchon früher *) ausgefprochene Grundfag abermals anerkannt : 
„daß bie im $. 501 bezeichnete Webertretung gegen die 
öffentlihe Sittlichkeit durch Unzucht zwifhen Verſchwäger— 
ten aud dann vorhanden fei, wenn die Ehe, durch welde 
das Schwägerihaftsverhältniß begründet wurde, zur Zeit 
der veräübten Unzudt durd den Tod eines der &hegenoffen 
bereits aufgelöft war.“ 

Diefer Sa wurde damit begründet, daß im $. 501 durch das darin 
gebrauchte Wort „Ehegenoß“ der Fall der bereits aufgelöften Ehe aus dem ge- 
jeglichen Thatbeſtande der Uebertretung nicht ausgefchieden werde, — daß die 
oberftrichterliche Interpretation auch mit den Beftimmungen des a. b. G 8. 
im &inflange ftehe, welches im $. 66 das Ehehindernig der Schwägerfchaft 
aufftellte, — und dag endlich der Vorfchrift des $. 501 die vom Geſetzgeber 
anerfannte Nothwendigfeit zu Grunde liege, gejchlechtliche Ausfchweifungen 
von Berfonen hintanzuhalten, denen ihr, wegen des Verwandtſchafts- und 
Schwagerſchaftsverhältniſſes regelmäßig fehr enger Verkehr mit einander zur 
Unzucht befondere Gelegenheit bietet, und dur Bedrohung mit Strafe Zucht 
und Sittlichkeit in der Yamilie aufrecht zu erhalten. 


8. 503. 
Ehebrud. 


Die Frage: Ob das Recht des dur den Ehebrud belei- 
digten Theiles, die Unterfuhung und Beftrafung zu begeh- 
ven, nad 8. 503 auch zu Gnuften des Mitichuldigen erloſchen jei, 
wenn jener (dor ergangenem Urtheile) die Beleidigung ausdrüd- 
lih nur dem Ehegatten verziehen und nebenher auf feinem 
Begehren um Berfolgung und Beftrafung des Mitfhul 
digen beftanden hat? — wurde vom oberften Gerichtshofe mit Ple- 
narentfcheidung vom 9. December 1858 (©. 3. 1859, Nr. 49) be- 
jaht **), und zwar aus nachftehenden Gründen : 





*) S. die E. vom 5. Juli 1854 in meiner Zufammenftellung S. 309. 
*®) Cine frühere E. vom 20. October 1858 hatte die Frage verneint. 
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„Der 8. 503 des Str, ©., welcher mit dem.d. 248 des H. Theiles 
des Str. ©. vom Jahre 1803 ganz übereinftimmt, erfordert zur Cinleitung 
einer Unterfuhung wegen Ehebruch die Anftellung der Privatanklage von 
Seite des beleidigten Theiles. ft eine ſolche Klage einmal angebracht worden, 
fo hat der Richter bei der Unterſuchung der Uebertretung des Ehebruches, wie 
bei der Unterfuchung jeder anderen Lebertretung vorzugehen. Will num ber 
gefränfte Ehegatte nad) bereit8 eingeleitetem Verfahren von feiner Klage 
wieder abftehen, jo kann er e8 nicht theilweife thun, fondern er muß in 
Gemäßheit des $. 289, lit. d der Str. Pr. O. entweder ganz davon abftehen 
oder der Unterfuchung ihren Lauf lafjen. Der Privatlläger kann wohl wegen 
der ihm zugefügten Beleidigung die Unterfuhung und, nad) ihrem Ergebniffe, 
die Beftrafung der Schuldigen verlangen, allein er fann den Gang der Unter- 
fuchung keineswegs nad) feinen Belieben leiten und dem Richter die Amts⸗ 
bandlungen vorfchreiben ; denn der $. 289 der Sır. Pr. O. kennt kein theil- 
weifes Abftehen von der Privatanllage. Wenn er die ihm durch die Untreue 
des anderen Gatten zugefügte Beleidigung verziehen hat, jo muß nad) den 
flaren Worten des zweiten Satzes des $. 503 des Str. ©. das ganze Ber- 
fahren eingeftellt werden. Die im dritten Sage diefes Paragraphes enthaltene 
Beflimmung zu Gunſten des bereitd verurtheilten Ehegatten ift eine zur Be⸗ 
förderung der Wiedervereinigung der Gatten gefetste Ausnahme und darf daher 
nicht weiter ausgedehnt, in anderen Fällen, bei denen die ihr zu Grunde 
liegende ratio legis nicht eintritt, nicht zur Anwendung gebracht werden. 
Die Fortfegung der Unterſuchung gegen die Mitfchuldigen, nachdem dieſelbe 
ber am meiften fchuldigen Ehegattin gegenüber aufgelaffen wurde, wäre auch 
eine Anomalie, welche das allgemeine Rechtsgefühl verlegen und, weit ent- 
fernt, den Ruf der Ehebredjerin zu ſchützen, denfelben nur noch mehr blos- 
ftelen würde. Ein folches Verfahren würde auch von ehrlofen Ehemännern 
häufig zu Erpreffungen gegen die Mitfchuldigen mißbrandht werden“ *). 


S$. 516. 
Gröbliche und öffentliches Aergerniß vernrſachende Verletzung der Eittlidleit 
oder Schamhaftigkleit. 

A. hatte Brieftafhen, Notizbücher und Bortemonnaies fabricirt, auf wel- 
chen eine befannte Tänzerin unter einem Glasrahmen zu fehen war, und wenn 
man diefen Rahmen wegzog , diejelbe Figur im derfelben tanzenden Stellung 
nackt erſchien; B. hatte diefe Objecte im Kaffeehaufe und an der Abend- 
börfe feilgeboten. 


* In Folge U. h. Entſchließung vom 30. Auguft 1859 wurde jedoch der 
8. 503 dahin erläutert, „daß e8 auch in den Fällen des Ehebrudes, fo- 
bald der beleidigte Ehetheil als Privatankläger auftritt, der Wahl desſelben frei- 
ſtehe, ob er die Anklage gegen den Haupt» und Mitfchuldigen zugleich, oder nur 
gegen Einen derjelben allein erheben, und im Laufe der Unterfuhung feine Rechte 
gegen beide verfolgen, oder rüdfichtlich Eines derſelben von ber Anklage zuräd- 
treten, und das Verfahren unr gegen den Andern fortjegen wolle.“ 
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Der oberfte Gerichtshof erklärte beide des im $. 516 bezeichneten Ber: 
gehen® für fehuldig, und zwar in der Erwägung, „daß die Darftellung 
des nackten menfhlihen Körpers zwar an und für fid die 
Schamhaftigkeit noch nicht verlegt, doch im vorliegenden Falle die 
Darftelung und Enthüllung einer befannten Perſönlichkeit feinee- 
wegs die fünftlerifche Vorführung der Schönheit, fondern die Reizung ber ge 
meinen Sinnlichkeit bezwedt ; — in der Erwägung, daß hierin allerdings eine 
gröbliche Verlegung ber Sittlichkeit Tiegt, und daß dadurd), daß an einem öffent- 
lichen Drte, welcher dem anftändigen Vergnügen gewidmet ift, dann auf der 
Adendbörje mit folchen obfcönen Bildern Handel getrieben wird, ohne Zweifel, 
wenigftens bei dem befferen Theile der Geſellſchaft, Aer ger niß erregt wird, 
welches niht nad der zufälligen Gleichgiltigfeit einiger 
Befchauer beurtheilt werden fann; — in der Erwägung, daß Ar- 
titel TI. des Kundmachungspatentes den im $. 516 gewählten Ausdruck Drud- 
fchriften auf alle dur Stein, Metall und Holzdrud vervielfältigten Erzeug- 
niffe ausbehnt, daß folglich auch die vorliegenden Bilder darunter fubfumirt 
werden müflen; — in der Erwägung endlich, daß jomit U. durch die Berfer- 
tigung mehrerer folcher Bilder und durd deren Verkauf an den ihm befannten 
Haufirer D., diefer aber durch den Weiterverlauf derjelben die Sittlichkeit gemäß 
$. 516 gröbfid, verlegte” (E. v. 7. September 1858, Gerihtshalle Nr. 42) *). 


Entſcheidneg in Betreff des Vergehens des Wuchers. 


Schon mit der E. v. 15. März 1854 **) war anerkannt worden, daß 
die im Strafgefeßbuche und der Strafprocekordnung enthaltenen Borfchriften 


*) Dafelbft wird and) noch eine andere, in einem ähnlichen alle erfloffene oberft- 
richterliche Entſcheidung mitgetheilt. Ein Haufirer, welcher Heiligenbilder zum Verkaufe 
terug, wurde in einem Gafthaufe beim Anbote von Bhotographien betreten, welche bild- 
liche Darftellungen nadter Krauensperjonen in verjchiedener Stellung ohne Darftellung 
irgend einer unzuchtigen Handlungsweiſe enthielten. — Die oberftrichterliche Entſchei— 
dung (deren Datum nicht mitgerheilt wird) fand hierin den Thatbeftand des im 8. 516 
bezeichneten Bergehens; fie gründete fi) auf nachftehende Erwägungen: Wenn aud 
die Darftellung des nadten menjhlidhen Körpers an und für fid 
die Schamhaftigkeit noch nicht verlegt, fo trete doch in den vorliegenden 
Photographien durch Auffaffung und Bewegung der Geftalten,, die nicht auf bildliche 
Borführung der Schönheit, fondern auf Heizung der Sinnlichkeit gerichtete Tendenz her- 
dor; — hierin liege allerdings eine Verlegung der Sittlichkeit, und könne foldhe nicht, 
wie der erfte Richter anzunehmen fcheint, bloß durch Darftellung unzüchtiger Hand: 
lungen begangen werden; — endlich fiege in der Vorweiſung ſolcher, durch die leicht 
zu erzielende Naturmahrheit in höherem Grade wirlfamer photographiicher Darftellun- 
gen bei dem gleichzeitigen Berfaufe von Heiligenbildern auch die vom Meſetze bezeichnete 
Aergerniß erregende Art vor, welche nicht etwa nad der zufälligen Gleichgiltigkeit der, 
wirklichen Beſchauer beurtheilt werden fönne. 

**) ©. in meiner Zufammenftellung ©. 332 u. 333. 
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über das außerordentliche Milderungsrecht auch beim Bergehen des Wuchers 
Anwendung finden. Derſelbe Grundſatz wurde neuerlich, und zwar mit Bezug 
auf das für die Stadt Krakau und ihr Gebiet noch beſtehende Wuchergeſeß 
vom 16. Juli 1844, welches von Milderungsumftänden und dem Einfluffe 
derjelben auf die Bemefjung der Strafe gänzlich ſchweigt, in folgender Weiſe 
ausgeſprochen: 

„Da Artikel VI des Kundmachungspatentes zum Str. G., welcher eben 
die in den verſchiedenen Kronländern wider den Wucher beſtehenden Strafgeſetze 
einftweilen aufrecht erhält, zugleich das Verfahren in Wucherfällen den über 
das Berfahren bei Vergehen beftehenden gefeglichen Borfchriften, 
alfo der nunmehr geltenden Strafprocekordnung vom Jahre 1853 unterwirft, 
in den 88. 286 u.305 der letzteren aber die Untergerichte in Betreff der aufer- 
ordentlichen Strafmilderung auf die Beſtimmungen des allgemeinen Straf: 
gefebes (88. 54, 55, 266) verwiefen werden, fo fann bie Anwendbarkeit dieſer 
Normen, fomit die Befugniß der Untergerichte zur außerorbentlichen Milde⸗ 
rung der Arreft- und Geldftrafe bei dem als Bergehen zu behandelnden Wucher 
ans Milderungsgründen von der im 8. 266 des Str. ©. bezeichneten Art, 
welche Befugniß nad) 8. 305 der Str. Pr. D. dem Oberlandeögerichte in noch 
größerem Maße, d. i. aud im Falle anderer überwiegender Milderungsgründe, 
zufteht, nicht bezweifelt werden (E. v. 9. December 1857, ©. 3.1858, Rr. 16). 


Entfheidung in Betreff bed Vergehens bed unerlaubten Beige und Tragend 
von Fenerwaflen. 


Der Eigenthlimer eines Haufes und daranftoßenden Gartens, A., gab 
feinem Pächter B. eine Flinte, damit derjelbe auf fremde Hühner , weldje in 
dem Garten an ben Pflanzen Schaden anrichteten, Jagd mache, und biefer er: 
legte in der That eines der Hühner. 

Der oberfte Gerichtshof erflärte: Dem DB. kann der Befig der Feuer: 
waffe deßwegen nicht zur Laſt gelegt werden, weil nicht er, fondern A. (der aus 
diefem Grunde auch wirklich verurtheilt wurde) diefelbe beſaß; B. erfcheint aber 
auch nicht wegen des Tragen berfelben als ftrafbar, wenn man bedenkt, daß 
er fich des, einem Andere gehörigen Gewehres innerhalb der Wohnung desfel- 
ben bedient hat, nur um es momentan zu benügen, und ohne auf einen 
Gebrauch desfelben im eigentlichen Sinne gerichtete Abſicht (E. v. 30. No⸗ 
vember 1858, ©. 3. 1859, Nr. 29). 


Drud von Frieder. Förfer. 


Sammlung 


von 


Eutſcheidnugen 


des k. k. oberſten Gerichtshofes 
über zweifelhafte Fragen 


des öflerreichifchen Strafproceffes. 


Don 


Dr. Eduard Herbfl, 


ordentlichen Profeſſor der Rechte an der k. k. Univerfität au Lemberg. 


Wien, 1857. 
Derfag von Sriedrih Manz. 


Das Recht der Neberſetzung wird vorbehalien. 





Vorwort. 


— — 


Bei der Zuſammenſtellung der vorliegenden Sammlung handelte es ſich 
zunächſt um die Ermittelung, welche von den unter der Herrſchaft der 
Strafproceßordnung vom 17. Jaͤnner 1850 ergangenen Entſcheidungen 
ſolche Grundſätze aufſtellten, Die auch für dad gegenwärtig beſtehende 
Strafverfahren no von Bedeutung find. Daher mußten vor- 
erft alle jene Entfcheidungen audgefchieden werden, welche Einrichtungen 
betreffen, die (wie dad Schwurgericht, die Nichtigfeitöbefchwerde) dem 
jeßigen Proceßgefege ganz fremd find, dann auch jene, melde fih auf 
folche ftreitig gewefene Kragen beziehen, die in der neuen Strafproceßordnung 
eine unzweifelhafte oder eine von der vordem gefeplichen abweichende 
Löfung gefunden haben. — Es konnte aber felbit Hinfichtlich jener 
Beftimmungen, welche in beiden Strafprocefordnungen wörtlich über- 
einftimmend enthalten find, nicht überfehen werden, daß die Verwerfung 
einer Nichtigfeitäbefchmerde eben nur den Ausſpruch enthält, das Gericht 
babe feine vom Geſetze unter Nichtigkeitöfolge vorgefchriebene Foörm— 
lichkeit vernachläffigt, daB fih aber daraus noch keineswegs mit 
Beftimmtheit entnehmen läßt, der Caffationdhof habe den mit der 
Nichtigkeitäbefchwerde angegriffenen Vorgang ded Gerichte für einen 
gefegmäßigen gehalten. 

Durch eine folhe mit gewiffenhafter Sorgfalt vorgenommene 
Sichtung murde freilih die Anzahl der in die Sammlung aufzu- 
nehmenden älteren Entfcheidungen gar fehr verringert; allein ich glaubte 
auf diefe Weile den Wünfchen der Leſer beffer zu entfprechen, ale durch 
Anhäufung einer großen Anzahl von Entfcheidungen, welche bei der ein- 
getretenen DBeränderung in den gefeplihen Entfheidungsquellen ihre 
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doctrinelle Bedeutung für den heutigen öfterreichifhen Strafproceh 
verloren haben und ohne forgfältige Beachtung diefer Berändenung 
nur zu Mißverftändniffen Anlaß geben könnten. Die Bemerkungen, 
welche den bei den 8$. 131, 240 und 283 angeführten Entfcheidungen 
beigefügt wurden, und die auch anderwärts oft genug hätten wieder 
holt werden können, mögen für Leptered zum Belege dienen. 

Dagegen wird von den bekannt gewordenen, auf Fragen des Straf: 
proceffed fich beziehenden Entfcheidungen des oberiten Gerichtshofes 
wohl feine, die noch jetzt ein unmittelbare Intereſſe darzubieten ver- 
mag, vermißt werden. Auch von den thatfächlichen Berhältniffen der 
einzelnen Fälle wurde überall foviel, aber auch nur ſoviel aufgenommen, 
als zum Berftändniffe und zur richtigen Würdigung der betreffenden 
Entſcheidung erforderlich if. — Und fomit glaube ich hoffen zu dürfen, 
daß die mit mancherlei Schwierigkeiten verbundene Arbeit ihrem Zwecke: 
die in den Entfcheidungen des oberſten Gerichtshofes niedergelegte 
Auffaffung der Beftimmungen der Strafproceßordnung überfichtlich dar: 
zuftellen, — entfprechen werde. 


Lemberg, im Jänner 1857. 


Dr. Eduard Herbfl. 


Strafproceß - Ordnung. 


g. 4. 


Verhältniß des Strafverfahrens zum civilgerichtlichen Verfahren. 

1. Das Strafverfahren bat in jedem Falle einzutreten, wo bie geſetz⸗ 
lichen Erforderniffe dazu vorhanden find, und es kann wohl das eivilgerichtliche 
Verfahren durch das Strafverfahren, nicht aber letzteres wegen bes erfteren 
gehemmt werben (E. v. 26. April 1854, ©. 3. Nr. 65). 


Berhältniß des Strafriditerd zum Ehegerichte. 

2. Der Sfraelite 8. Tieß fich als öfterreichifcher Soldat ohne Bewilli— 
gung der Militärbehörde mit feiner Glaubensgenoffin ©., und fpäter nach 
feinem Ausfcheiden aus dem Militärverbande mit ber Züdin M. trauen. — 
Der Gerichtshof erfter Inſtanz betrachtete die Ehe mit der G. als nichtig, 
und den Mangel des vom Geſetze für das Berbrechen ber zwei— 
fahen Ehe vorausgeſetzten Thatbeftandes als bereits feftgeftellt, 
und erkannte Demnach aus nachſtehenden Gründen auf Ablaffung vom weiteren 
Verfahren: „Der 8. 129 des a. b. ©. B. erfläre jede ohne Beobachtung ber 
geſetzlichen Vorfchriften gefchloffene Judenehe für ungiltig und durch A. h. 
Eutfchliegung vom 5. December 1826 (Hofderret vom 13. Jänner 1827, 
3. &. S. Nr. 2250) fei ausgefprochen, daß eine ſolche Judenehe, weil 
eigentlich garnicht zu Stande gekommen, ipso facto ungiltig fei, 
daher e8 auch nicht des Verfahrens bebürfe, welches im Allgemeinen bei, mit 
einem Hinderniffe bebafteten Ehen vorgefchrieben ift, und daß mithin Diefe 
Borfehriften und namentlich die in den SS. 94 und 97 des a. b. G. 2. 
angeordnete procefjuale Unterfuchung der Ungiltigkeit der Ehe von Seite bes 
CEhegerichtes auf ſolche Ehen unanwendbar feien. Unter diefe gefegliche 
Beſtimmung falle, als Judenehe, auch bie Ehe mit der G. weil bei Derfelben 
bie gefeßliche Worfchrift der Einholung des Milttärconfenfes nicht befolgt 
wurde. Daher fei, um dieſe Ehe für nichtig zu erflären (da ſie ald gar nicht 
gefchloffen gelte) nicht erft Daß Unterfuchungsverfahren und die Un- 
Hiltigerflärung durch Das Ehegericht nöthig.“ 

Der oberite Gerichtshof hat ſowohl diefen Beſchluß, als auch jenen bes 
Dberlandesgerichtes (— auf Verſetzung in den Anflageitand, weil die Eins 


gehung einer zweiten Ehe von Seite einer verehelichten Perfon, mithin nach 
Herb, Entfheidungen zur Strafproceh-Ordnung. 1 
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8.206 des Str. G. der Thatbeſtand des Verbrechens der zweifachen Che gegen 
B. feftgeitellt fet —) als gegen das Geſetz verſtoßend aufgehoben, und 
ber erften Inſtanz aufgetragen, vorläufig die Unterfuchung und Entſcheidung 
über die ®iltigfeit der mit ©. gefchloffenen Ehe bem hiezu berufenen Givil- 
gerichte zuzumeifen, und fobann das weitere Amt nach dem Geſetze zu handeln. 
„Denn nach dem $.4 der Str. P. O. ift der Strafrichter zur Entfcheidung 
der Borfrage über die Gtltigleit einer Ehe in feinem Falle berufen, auch 
dann nicht, wenn das Ehehinderniß erft während bes Strafverfahrens angeregt 
wurde; die Löfung diefer Frage bleibt ausnamslos dem Chegerichte über: 
laflen, und es Tann höchftens die Frage felbft vom Strafrichter umgangen 
werden, nämlich in dem Kalle, wenn bie Unrichtigkeit der Thatumftände, worauf 
das gegen bie Giltigfeit der Ehe eingemwenbete Hinderniß beruht, aufliegt“ 
(&. vom 7. Mat 1856, ©. 3. Nr. 65). 


8. 5. 


Friften. 
Ueber die Berechnung ber Friften f. die bei 8. 203 angeführte E. v. 
5. März 1856. 


8. 38. 
Zuſtändigkeit der Unterfuchnngögerichte und Gerichtshöfe hinſichtlich aller au einem 
Berbrechen oder Vergehen betheiligten Perſonen. 

Die Jurisdiction der Gerichtshöfe erfter Inſtanz erſtreckt ſich auf alle 
Uebertretungen ber Mitfchuld oder Theilnahme an einen Verbrechen ober Ver- 
geben, feien fie mit demfelben gleichförmig oder felbft anders bezeichnet, wie 
3.3. beim Diebitahle, die Mebertretung gegen die Sicherheit des Eigenthums 
bucch Anlauf einer verbächtigen Sache (E. v. 15. März 1855, ©. 3. 1856, 
Nr. 47) *). 


8. 53, 
Ansſchließnug der Richter. 

1. Mit E. v. 27. November 1851 (G. 3. Nr.297) wurde ausgeſprochen, 
es könne nicht behauptet werben, Daß ein Beamter, welcher nur in Abweſenheit 
bes Unterfuchungsrichters einige Protokolle aufgenommen hatte, Unter 
fuhungsrichter in der Sache, und daher an ber Schlußverhanblung Theil 
zu nehmen gefetlich gehindert war. (Ebenfo mit einer ähnlichen E. v. 20. Oct. 
1851, ©. 8. Nr. 272) **). 


*) Bergl. über diefe fehr zweifelhafte Frage die Auffüpe von Grünwald 
(Magazin, TI. ©. 267), Tuma (©. 3. 1855 Nr. 134) und Mitlacher (©. 3. 1856 
Nr. 47), — dann Rulf's Commentar I, ©. 82. 


) Deßgleihen erklärt auch ein Zuftizminifterialerlag an das k. k. Oberlandes⸗ 


De 


2. Der Antheil, den der Vorſitzende eines Gerichtes an einer früheren 
Aburtheilung des Angeflagten als Richter genommen, bildet keinen gefeß- 
lichen Ausfchliefungsgrund (E. v. 12. Auguft 1852, ©. 3. Nr. 131). 

3. Was die behauptete Ausfchließung bes Landesgerichtes P. von ber 
Enticheidung bes Straffalles wegen einer zu Gunſten bes Angellagten bei 
deſſen Präfidenten verfuchten und von biefem angezeigten Beſtechung 
betrifft, fo findet der bezogene $. 80 (jebt 8. 53, ıit. a) bier offenbar feine An⸗ 
wendung, weil biefer nur jene Richter außsfchließt, welche außerhalb ihrer 
Dienftverrihtungen Zeugen des in Frage ſtehenden Verbrechens gewefen, 
oder in der Sache ald Zeugen oder Sachverftändige vernommen worben 
find, in dem vorliegenden Falle aber weder der Präfident, noch bie Mitglieder 
bes Gerichtshofes als Zeugen bezüglich der an P. verübten ſchweren koͤrper⸗ 
lichen Befchädigung aufzutreten in der Rage waren (E. v. 28. Jänner 1853, 
Magazin VI. B., Nr. 35). 


$. 65. 


Beſchwerde gegen Eutſcheidungen des Oberlandeögerichtes im Laufe bes 
Unterfuhungsverfahrens, 

Sn einem noch bei $. 145 anzuführenden Falle hatte das Oberlanbes- 
gericht den Beſchluß des Untergerichtes zum Theile, nämlich dahin beftätiget, 
daß gegen bie Beichwerbeführer die Specialunterfuchung einzuleiten fei, und 
zum Theile abgeändert und entſchieden, daß diefelbe nicht wegen des Ver- 
brehens bes Raubes, fondern überhaupt wegen Verbrechen geführt 
werde. 

Ueber die Befchwerbe ber VBeichuldigten, welche dieſe Entfiheibung als 
eine für fie ungünfligere angriffen, erklärte der oberfte Gerichtshof, daß ber 
Beichluß des Oberlandesgerichtes bie Befchuldigten keineswegs fchlechter 
ftelle, als jener der erften Inſtanz, daß folglich die Beſchwerde, als gegen 
gleihförmige Entfheidungen angebracht, unzuläflig fei (E. v. 5. März 
1856, ©. 3. Nr. 47) *). 


gericht zu Peft vom 6. Juni 1856, 3. 10304 (©. 3. Nr. 59), „daß in der Dit- 
wirfung bei einzelnen Erhebungen fein Hinderniß der Mitwirkung und Entfcheidung 
bei der Schlußverhandlung gelegen ill.“ 

) Die Str. PB. D. läßt nämlih in den im 8. 65 bezeichneten Fällen ohne 
weitere Beſchränkung „gegen abändernde Entfcheidungen des Oberlandesgerichtes” die 
Beichwerde an den oberften Gerichtshof offen. Allein aus der Analogie mit den für 
Berufungen in den $. 211 und 301 (fowie mit den in den $$. 344 und 349) 
gegebenen Borfchriften gebt hervor, daß jene Partei, zuderen Gunſten dad Ober: 
landesgericht den erftrichterlihen Beſchluß abgeändert hat, zur weiteren Befchwerde- 
führung nicht berechtigt fei. Die angeführten Borfchriften find aber bier analog in 
Anwendung zu bringen, weil fie ſich nur ald unmittelbare Folgerung aud einem Prin- 
cipe darftelen, welches das Geſetz bei der Regelung der Rechtsmittel im Etrafprocefie 
überhaupt als leitend angenommen und auch im $. 65 ausdrücklich anerkannt hat. 

1 . 











8. 75. 


Bernehmung aller Perfonen, von denen fid eine Auskunft erwarten läßt. 

1. Die Abhorung von Zeugen, die gegen einen Beſchuldigten Feind⸗ 
fchaft hegen, tit nicht verboten (E. dv. 12. Auguft 1852, ©. 3. Nr. 131). 

2. Es gibt feine Vorfchrift, welche die Vernehmung achtjähriger Kinder 
unterfagt; 8. 112 allein bezeichnet die Perfonen, welche gar nicht, und $. 132 
jene, welche nicht unter Eid vernommen werden follen; es würde auch oft mißlich 
um bie Thaterhebung ftehen, wenn die Ausfagen von Kindern gänzlih unzu⸗ 
läfftg wären. Dem Gerichtshofe ſteht es zu, Das Gewicht, welches derlei Aus⸗ 
fagen verdienen, reiflich zu prüfen (E. v. 11. Juni 1852, ©. 3. Nr. 107). 


8. 76. 


Erhebung des Schadensbetrages durch die eidlihe Ausfage des Beſchädigten. 

1. Die erbetene Werthbeftimmung der gejtohlenen Sachen durch Sach» 
verftänbige konnte auf die Entfcheidung um fo weniger Einfluß üben, als ber 
Werth derfelben burch die eidliche, ganz unbebenfliche Ausfage der Befchädigten 
erhoben ift, und von dem Angeflagten ſelbſt nicht behauptet wird, daß ber 
angegebene Werth, und bei welchen Stüden er zu hoch angefebt fei (E. v. 8 
Sänner 1852, ©. 3. Jr. 28). 

2. Nach dem Geſetze ift bei Beichädigung des Eigenthumes, folglich 
auch bei Diebftählen, der Schade und rüdfichtlich ber Werth der geftohlenen 
Sachen durch die Ausfage des Beichädigten zu erheben, und nur dann durch 
Sachverftändige oder nach Umftänden durch Vernehmung anderer Perfonen 
zu ermitteln, wenn die Ausfage des Beſchaͤdigten keine Verläglichkeit gewährt, 
oder mit Grund zu beforgen tft, daß er feinen Schaden zu hoch fchäge, und 
wenn zugleich die Größe des Schadens auf die Zurechnung der That als 
ftrafbare Handlung, auf das Strafmaß oder auf die Zuerfennung der Entſchä⸗ 
digung von Einfluß fein kann. 

Es ijt nun fein Anhaltspunet vorhanden, gegen die Verläßlichteit der 
Ausſage des Beichädigten einen gegründeten Zweifel zu erheben, ba einerjeits 
feine Ausfage beeidet ift, und anbererfeit3 felbft von dem Angeklagten Fein 
Umftand vorgebracht wurde, welcher die Gewiſſenhaftigkeit desjelben in der 
Schägung feines Schadens in Frage jtellen könnte. — Insbeſondere kann auf 
Das beigebrachte Zeugniß mehrerer Zündwaarenfabrilanten kein erhebliches 


Dieß iſt das Princip, daß gegen ein, die erflrichterliche Entſcheidung beſtätigendes 
Erkenntniß des Oberlandeögerichtes Fein weiterer Rechtszug zuläffig fei. Indem nämlich 
dad DOberlandedgericht die Entfcheidung des erften Richters theilweife abändert, beftätiget 
ed diefelbe zugleich in dem nicht abgeänderten Theile, es find daher in diefer Bezie⸗ 
bung und für jene Partei, zu deren Gunften die Menderung erfolgte, ‚De gleich⸗ 
förmige Erkenntniſſe vorhanden. 
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Gewicht gelegt werben, weil nad) 8. 173 des Str. ©. der Werth einer geftoh- 
lenen Sache nad) dem Schaden bes Beitohlenen zu berechnen ift, folglich auch 
nur don diefem am beften beurtheilt werden kann, daher feine, zumal eibliche 
Angabe als beweisfräftig angefehen werden muß, wenn nicht befondere Um⸗ 
fände, die hier nicht vorliegen, vorhanden find, welche mit Grund beforgen 
laffen, daß er feinen Schaden zu hoch frhäte (E. 9. 23. September 1854, ©. 3. 
Nr. 142). 


8. 78. 
Beiziehung von Sadjverftändigen. 

1. Bei dem Angeflagten waren 10 Laib Brot mit einem Gewichtsabgange 
von je 6, und 27 mit einem folchen von je 3 Loth vorgefunden unb er nad 
8. 478 bes Str. ©. ber Webertretung der Satungsvorfchriften ſchuldig erflärt 
worden. — Er hatte die Zuziehung von Sachverftändigen beantragt, allein 
dort, wo zur Erforfohung eines zu beurtbeilenden Gegenftandes befondere 
Kenntniffe oder Fertigkeiten nicht erforderlich find, ift die Beiziehung von Sachs 
verftändigen nicht nothwendig, weil Jedermann, beſonders bei einer fo bedeu⸗ 
tenden Differenz leicht beurtheilen kann, ob der fragliche Gegenftand das 
gehörige Gewicht habe, und weilder Angeklagte felbit den erhobenen Gewichts⸗ 
abgang nicht einmal in Abrede ttellt. Wenn ferner auch Die Zeugen beftätigen, 
daß das Brot, wenn e8 der Sonnenhite und Luft ausgeſetzt ift, etwas an 
Gewicht verliere, fo bleibt es doch unbegreiflich, wie ſich dadurch ein fo auf: 
fallender Gewichtsabgang hätte ergeben können, — und ebenfu wenig ift e8 
erflärbar, wephalb gerade nur 10 und 27 Laib und nicht auch das übrige 
weiße Brot den Abgang an Gewicht bloß durch Hite und Luft hätte erleiden 
follen, befonders da an dem Schwarzen Brote auch nicht der geringite Gewichts» 
abgang bemerkt worden ift (E. v. 30. Auguit 1854, ©. 3. Nr. 138). 


2. Dagegen ſprach fi die &. vom 19. Juli 1854 (©. 3. 108) in einem 
ähnlichen Falle folgendermaßen aus: 

„Der Entſcheidung des Strafrichters kann nur das Gewicht bed aus⸗ 
gebadenen, und nicht des erft nach einem weiteren Zeitverlaufe verfauften Brotes 
zum Grunde gelegt werden. In diefer Borausfegung erfcheint demnach auch 
die von der Stanisanwaltfchaft beantragte Erhebung, ob der bei den beanftän- 
beten Werken vorgefunbene Gewichtsabgang von Y. bis ”/, Loth, mit Rüdfict 
auf ben Umftand, daß diefelben bei zwei Tage alt waren, Durch die natur- 
gemäße Vertrocknung bes Gebäckes entitanden fei, von wefentlichem Einfluffe 
auf die Entfcheidung, weil, wenn dieß der Fall wäre, die Werken zur Zeit der 
Erzeugung für vollwichtig erfannt werben müßten, fomit der Thatbeftand ber 
Uebertretung nach 8. 478 des Str. G. nicht gegeben wäre.“ 

„Daß biefe Erhebung zum Bereiche der Sachverjtändigen gehöre, bebarf 
wohl feiner weiteren Grörterung. Denn, wenn die Wecken auch nicht mehr 
vorhanden find, fo werben fie aus den gemachten Erfahrungen gleichwohl in 
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ber Lage fein, über die ihnen vorzulegende Krage ein Urtheil abzugeben; jeben- 
falls Tiegt es in ihrer Aufgabe, ſich Darüber auszuſprechen.“ 


Sadhverftändige bei Erhebung ded Werthes von Schuldverfdreibungen. 

3. Der Werth eines Schulbfcheines hängt von dem Credite des Schuld: 
ners, von der Sicherheit der Nealiftrung der Forderung ab, und e8 bient bei 
gewöhnlichen Darleihen in diefer Beziehung die Zahlungsfähigkeit bes 
Schuldners zum Maßſtabe. 

Merden dagegen von dem Schuldner nad) Art ber Staatsſchuld⸗Ver⸗ 
fchreibungen Schuldfcheine auf den Heberbringer ausgegeben, wo der Erwerber 
einer Obligation nicht in der Lage ift, ben Erebit feines Schuldners zu prüfen, 
fo ift es die öffentliche Börfe, die über den Werth von derlei, Dem öffentlichen 
Verkehre übergebenen Ereditspapieren abfpricht. 

Nun tft e8 durch das Zeugniß des k. k. Börfecommiflärs, einer öffent 
lichen Autorität, erwiefen, dag die Earl Graf Feſchen Obligationen von der 
Börfe ausgeſchloſſen find und außer berfelben feinen Werth haben, diefelben 
mußten daher mit Recht als werthlofe Papiere angejehen werden (€. v. 15. 
September 1853, ©. 3. Nr. 133). 


Zahl der beisnziehenden Sadverftändigen. 

4. Das Gefeh ordnet zwar in der Regel die Beiziehung von zwei Sadı- 
verftändigen an, geftattet jedoch in minder wichtigen Fällen dem Richter, ſich 
auch mit Einem Sachkundigen zu begnügen. Es bleibt alfo mit Ausname 
von offenbar wichtigen Fällen ber Beurtheilung des Gerichtes überlaffen, 
zu erwägen, ob ber Fall wichtig fei oder nicht (E. v. 29. December 1853, ©. 2. 
1854, Nr. 22). 


‘ 


8. 85, 
Einholung von Yacnltätägutacdhten. 

1. Es ift in der Str. P. O. nirgends ausgefprochen, daß bas im 8. 85 
erwähnte Kacultätsgutachten nur im Wege bes Unterfuchungsverfahrens ein» 
geholt werben fönne*) (E. v. 28. Jänner 1853, ©. 3. Nr. 51). 

2. Der Sachverſtaͤndige, Stadtphyſikus Dr. St., hat erflärt, daß das 
Hellen von Froftbeulen als ärztliche Behandlung einer Außerlichen 
Krankheit und bas Ausſchneiden von Leihbornenundb eingewachfenen 
Nägeln als eine ärztliche Operation zu betrachten fel, wozu die Appro⸗ 
bation ald Arzt oder Wundarzt erfordert werde. Damit ſtimmt auch das Gut: 
achten des Gremiums der bürgerlichen Wunbdärzte überein. 

Wenn nun ber Beichuldigte dad Gutachten ber mebicinifchen Facultät 
einzuholen beantragte, fo gibt er damit zu erkennen, daß ihm das Gutachten 
bes gerichtlich vernommenen Kunftverftändigen nicht genüge, und er fomit ben 


*) ©. auch den $. 242 der Str. P. O. 
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Beweis nicht hergeftellt erachte, daß bie Behandlung ber erwähnten Gebrechen 
als wundärztliche Operation zu betrachten fei. — Allein ber Angeflagte hat 
weber gegen bie Perfon, noch gegen das Gutachten bes gerichtlich abgehörten 
Kunftverftändigen etwas Gegründetes eingewenbet, weßhalb auch Fein Grund 
vorhanden war, das Gutachten anderer Kunftveritändiger einzuholen, beſonders 
ba aud dem Laien nicht zweifelhaft fein kann, daß Leichdorne, Froftbeulen 
und eingewachfene Nägel folche Gebrechen des menfchlichen Körpers find, 
deren Behandlung eine genaue Kenntniß der Befchaffenheit dieſer Erſchei⸗ 
nungen und ihrer Einwirkung auf den menfchlichen Körper vorausfeht, und 
wie die Erfahrung zeigt, leicht die Geſundheit und felbit das Leben des Lei⸗ 
denden gefährden Tann. — Dem Anirage auf Einholung des Gutachtens 
ber mebicinifchen Facultät wurde daher mit Recht keine Folge gegeben (E. v. 
1. September 1853, ©. 3. Nr. 122). 


S. 95. 


Gutachten fahverftändiger Aerzte über den Gemüthszuſtand der Mutter beim 
\ Kindesmorde. 

1. Es unterliegt nach 8. 139 des Str. ©. Teinem Zweifel, baß bie von 
einer Mutter auch kurze Zeitnacd der Geburt unternommene Tödtung 
ihres Kindes als Kindesmord zu behandeln ſei. 

Diefer Zeitpunet tft im Geſetze nicht feitgefebt, e8 muß daher auf ben 
rund, aus welchem das Geſetz bie von einer Mutter bei ber Geburt voll 
brachte Töbtung ihres Kindes als die mit geringerer Strafe belegte Gattung 
des Mordes, nämlich Kindesmord, erflärt, zurückgeſehen werben. 

Diefer Grund ift vorzugsmeife in der durch die Niederkunft verurfachten 
Gemüthszerrättung der Mutter zu fuchen. Ob ein foldyer die Anwendung ber 
gelinderen Strafbeitimmung bedingender Gemüths- und Geiſteszuſtand bei 
der Mutter zur Zeit der vollbrachten Tödtung vorhanden gewefen fet, muß, 
ba hierüber eine pofitive gefeßliche Zeitbeftimmung mangelt, von dem Richter 
von Fall zu Fall nach der perfönlichen Befchaffenheit der Angeflagten und den 
obwaltenden Sachverhältniffen beurtheilt und entfchieden werben. Es bleibt 
in jedem ſolchen fpeciellen zweifelhaften Falle wünfhenswerth, 
daß bie Bezug nehmenden Erhebungen fachverftändignen Aerzien 
mitgetbeilt und ihr Gutachten eingeholt werbe, ob bei den vor- 
waltenden Berbältniffennadh mediciniſch-pſychologiſchen Grund» 
fägen anzunehmen fei, daß die Befchuldigte fich zur Zeit ber That 
noch in bem erwähnten abnormen Gemüths- und Geifteszuftande 
befunden babe (E. v. 7. Junt 1854, ©. 3. Nr. 83). 


Irrenärzte find nicht die alleinigen zur Unterſuchung des Gemüthszuſtandes 
befähigten Sachverſtändigen. 
2. Der Angeklagte (welcher die nachträgliche Beiziehung zweier Irren⸗ 
ärzte aus dem Wiener Irrenhauſe beantragt hatte) kann nicht zu bem 
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Ausfpruche befähiget und berechtiget angefehen werben, ob die gerichtlich ver» 
wendeten Kunftverftändigen die zur Beurtheilung des Geiſteszuſtandes eines 
Verhafteten nöthigen praftifchen Erfahrungen beſitzen oder nicht, weil ihm ihre 
dießfällige Praris ganz unbelanntift, und weil Geiſteskranke nicht bloß im 
Wiener Irrenhauſe behandelt werben, Die Gerichtsacten vielmehr 
bewähren, baß eben die Öerihtsärzte Häufig in die Lage fommen, 
angebliche oder wirklihe Geiſteskranke zu beobachten und zu 
behandeln (E. v. 4. September 1853, ©. 3. Wr. 124). 


g. 98. 


Vorgang bei Erhebung ded Thatbeftandes von Creditspapierverfalſchungen *). 
Der angetragene Befund durch Kunftverftändige Über Die Zweckmäßigkeit 
der zur Nachahmung verwendeten Platte wurde wegen der vorliegenden Aus 
fünfte des Finanzminiſteriums mit Recht abgelehnt, da diefes zur Abgabe von 
berlei Befunden die einzige competente Behörde it (E. v. 23. Auguſt 
1854, ©. 3. Wr. 126). 


8. 99. 

Vorgang bei Erhebung des Thatbeitandes von Münzverfällhungen**). 

Mas die verweigerte Einfendung der In Händen des Angeflagten 
belaffenen ©raveurmwerkzeuge und ber Pflöde an das f. k. Münzamnt betrifft, 
fo tft zur Conftatirung der Müngverfälfchung genügend, dab das Münzamt 
die an dasfelbe eingefendeten Werkzeuge in feinem Gutachten als folche aner- 
kannt hat, welche zur faljchen Münzung geeignet find, und es war nicht nöthig, 
auch alle übrigen Werkzeuge, welche der Angeflagte vielleicht als Graveur zu 
feinem Gewerbe brauchte, dorthin einzufenden. Auch die Vorrufung bed 
Graveurs des kak. Münzamtes zur Schlußverhandlung war nicht nöthig, weil 
in Fällen von Münzverfälfchungen nach 8. 99 das fchriftliche Gutachten bes 
Münzanıtes genügt, und der Angellagte gegen biejes Gutachten feine Ein- 
wendungen vorgebracht hat (E. v. 24. Mat 1854, ©. 3. Nr. 81). 


8. 112. 
Welche Perſonen als Zeugen nicht vernommen werden dürfen. 

Die Behauptung, daß ber Urheber oder Mitfchuldige einer That die 
Eigenfchaft eines Zeugen nie haben könne, ift völlig irrig, da nach allen Straf: 
Proceßordnungen als Zeugenfchaft im objectiven Sinne jede Ausfage einer 
anderen als ber eben befchuldigten Perfon anzufehen unb befannt genug ift, 
welches Gewicht — felbit bei feſten Beweisregeln, — ben Ausfagen 


) ©. auch die bei $. 263 angeführte E. v. 12. September 1855. - 
») S. auch die bei $. 263 angeführte E. v. 15. April 1856. 
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geſtaͤndiger Mitſchuldigen beigelegt wird, und werden muß (E. v. 7. Mai 
1852, ©. 3. Nr. 96) *). 


8. 113. 
Recht, fi) der Zeugenandfage zu entilagen. 

1. Da die Mutter bes einen Angellagten von dem ihr zuftehenden 
Entfchlagungsrechte Gebrauch machte, konute fie nicht zur Angabe von Um⸗ 
ftänden in Beziehung auf eine andere, jeboch mit ihrem Sohne in Verbindung 
geftandene Perſon verhalten werben, woraus belaftende Diomente gegen ihren 
Sohn felbit Hätten abgeleitet werben können, indem fie auf dieſe Weife einer 
ihr nach bem Geſetze zukommenden Wohlthat beraubt worden wäre (E. v. 18. 
December 1851, ©. 3. 1852, Nr. 7). 


2. Die Berechtigung der zu einem Befchuldigten in einen der im $.113 
lit. a aufgeführten Verhältniffe ftehenden Perfonen, fich des Zeugniſſes zu ent⸗ 
Schlagen, ift nach dem Wortlaute und Sinne des $. 113 allerdings auf bie 
Perfon des Beſchuldigten beſchraͤnkt. Es verfteht fich aber von felbft, daß es 
benfelben freifteht, bei ihrer Vernehmung bezüglich anderer Complicen fiber 
alle jene Umftände bie Antwort zu verweigern, bie fie auf jene Perfonen von 
Einfluß erachten, bezüglich welcher fie das Recht des $. 113 in Anfpruch 
nahmen (E. v. 24. Juni 1852, ©. 3. Nr. 114). 


Diefes Recht fteht dem Mitſchuldigen nicht zu. 

3. Nachdem die B. über die erite Ermahnung bed Borfitenden, auf bie 
an fie gerichteten Fragen die Wahrheit zu fagen, bereits erflärt hatte, gegen 
ihre angeflagte Mutter nichts ausfagen zu wollen, und nachdem ber Bor 
figende zu Folge der Entfcheidung des Gerichtähufes ihr beteutet hatte, daß 
fie al8 Mitfehuldige zur Ausſage verpfichtet ſei, fo Tonnte von der 
Vorhaltung der Nechtswohlthat bes 8. 113 nicht mehr die Rede fein (E. v. 
23. Syanner 1852, ©. 8. Nr. 51). 


4. Johann ©. wegen Beruntrenung von anvertrantenm Frachigute zur 
Verantwortung gezogen, erflärte (fälfchlich) fein Bruder Franz ©. (mit welchem 
er fich fchon vorher über diefe Angabe verabrebet hatte), habe von ihm bie 
Kifte übernommen, um fie an ihren Beftimmungsort zu bringen, unterwegs 
aber fet fie erbrochen, unb das Fehlende daraus entwendet worden. Obgleich 


*) Wenn jedoch der Mitfchuldige bereits in Unterfuchung gezogen wurde, und daber 
als Mitbefhuldigter anzufehen ift, fo erfolgt feine Vernehmung in dem mit ihm vor» 
zunchmenden Berböre, und nah den in dem Ubfchnitte: „Bon dem Verhöre des 
Befhuldigten” enthaltenen Borfchriften, nicht aber nach den Beftimmungen des Ab- 
ſchnittes: „Bon der Vernehmung der Zeugen.” Sobald hingegen die Unterfuchung 
gegen den Mitfchuldigen aud was immer für einem Grunde ihr Ende erreicht hat, fo fann 
derfelbe weiterhin nur mehr in der Eigenfchaft eines Zeugen (f. auch $. 261, 3. IV.) und 
nach den im letzterwaͤhnten Abfchnitte gegebenen Borfchriften vernommen werden. 
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es dem Johann ©. nicht gelang, fich vor ber verhörenden Gerichtsbehoͤrde 
durch die gebrauchte Ausflucht vom Verbachte der Veruntreuung zu reinigen, 
fo war fie Doch Urfache, daß fein Bruder Franz ©. als verbächtiger Zeuge 
vernommen, daher weber beeidigt, noch an das Recht erinnert wurbe, fi 
gemäß $. 113 der Ausfage zu entfchlagen. — Der oberfte Gerichtshof erklärte, 
es fei mit Recht vom Richter dem Franz ©. die Wohlthat bes $. 113 vorent⸗ 
halten und er als ber That verbächtig verhört worden, nachdem fein Braber 
Johann die Verantwortlichkeit für Diefelbe von ſich abzulehnen und auf ihn 
zu wälzen verfucht hatte (E. v. 12. Deceniber 1855, &. 3, 1856, Nr. 10). 


8. 123. 


Zuziehung eined Dolmetſchers beim Zengenverhöre. 

„Die Prototollirung der Ausfage der Maria M. bloß in beutfcher 
Sprache, während fie von dem ber flovenifchen Sprache kundigen Unter 
fuchungsrichter in letzterer Sprache verhört wurde, ift durch den Umftand, daß 
im Orte der Bernehmung Fein der flovenifchen und deutfchen Sprache kundiger 
Schriftführer zu finden war, und burch ben weiteren Umſtand, daß die Ver 
nehmung diefer Tebensgefährlich verwundet darnieder gelegenen Zeugin nicht 
aufgefchoben werben konnte, hinlänglich gerechtfertigt” (E. v. 14. Auguft 1851, 
G. 3. Nr. 209) *). 


*) Ein Erlaß des Yuftizminifteriumd v. 29. Oct. 1850 (Sammlung der Zuftiz- 
gefepe V. B., S. 274) geftattet (für Kärnthen und Krain), „daß in allen Fällen der Ber: 
nehmung von Perfonen, weldhe nur der flawifchen Sprache fundig find, wenn ber 
Richter feinen Protofollführer, welcher die flawifhe Sprahe auch fließend zu 
fhreiben verficht, zu feiner Dispofition hat, und unter der Vorausſetzung, daß 
der Richter und Protofollführer die Sprahe des Bernommenen der 
fteben, dad Protokoll bloß in deutfcher Sprache nicdergefchricben, und deſſen Inhalt 
dem Bernommenen in flawifcher Sprache vorgelefen werde.” — Allein in dem gegebenen 
(in Kärnthen vorgefommenen) Falle war eben die Borausfeßung, daß auch der 
Protokollführer die Sprache der Bernommenen verftand, nicht eingetreten. Nichte 
deftoweniger war aber der Dorgang des vernehmenden Richterd durch die in den Ent- 
fheidungsgründen angeführten Umftände, und dur die von der Gcneralprocuratur 
geltend gemachte Erwägung, „daß man in einem folchen Falle, wo Gefahr am Ber 
zuge ift, nicht die Wahrheitserforfhung der Form zum Opfer bringen Fönne“, 
— vollkommen gerechtfertiget, und müßte bei gleichen VBerhältniffen auch nad den 
jeßt geltenden Geſetzen gebilliget werden 


Gine andere Frage ift aber die, ob ein ſolches Protokoll ald rechtlicher Beweis 
der darin aufgenommenen Ausfagen anzufehen fei? (8. 258). Und diefe Frage dürfte 
zu verneinen fein. Denn, mwenn das Gefeb die vom Unterfuchungdrichter auf 
genommenen Protofolle als rechtliche Beweife der darin angemerkten Amtshandlungen 
erflärt (8. 276), fo muß wohl cin mit Beobachtung der weſentlichen gefeßlichen 
Formen aufgenommened Protofoll vorausgefept werden. Zu bdiefen gehört aber bie 
Zuziehung eines becideten Protofolführere ($$. 67 und 122), durch melde eine 
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8. 131. 
Beeidigung eined Zengen nad einer von der geſetzlichen abweichenden Eidesformel. 

1. Bei einer fchwurgerichtlichen Verhandlung waren die vernommenen 
Zeugen nicht nach der vorgefchriebenen Eidesformel: „ohne Gunft, Haß oder 
Furcht Die reine und volle Wahrheit, und nichts als die Wahrheit auszuſagen“, 
fondern nur nady der Eibesformel: „die Fragen nach Wahrheit und Recht zu 
beantworten”, beeidigt worden. — Der oberite Gerichtöhof erlärte mit E. v. 
11. September 1851 (©. 3. Nr. 236), „er müſſe zwar diefe willfürliche Ab- 
weichung von der gefeßlich vorgefchriebenen Eidesformel auf das Entfchiedenfte 
mißbilligen; allein eine Nichtigkeit Des Actes Eönne diefe Abweichung nicht 
begründen, foferne die gebrauchte Korm gleichfalls Hinlänglich Bürgfchaft gibt, 
daß fich Die Zeugen im Gewiſſen verpflichtet fühlen mußten, vor Dem Gerichte 
nur die Wahrheit zu jagen.” 

Diefe Entfcheidung war nach der Str. P. D. vom J. 1850 vollkommen 
begründet, da dieſelbe einerſeits, wie die oberſtrichterlichen Motive ausführlich 
und überzeugend darthun, an den Gebrauch einer von der gefeßlichen dem 
Mortlaute nach abweichenden, aber in der Weſenheit damit übereinftimmenden 
Eidesformel nicht ausdrücklich die Nichtigkeitsfolge knüpfte, und andererfeits 
(88. 287 und 332) die Richter (und Gefchwornen) anmwies, darüber, ob eine 
Thatfache als erwiefen anzunehmen fei, nicht nach geſetzlichen Beweis: 
regeln, fondern nur nad ihrer freien, aus der gewiflenhaften Prüfung aller 
für und wider vorgebrachten Beweismittel gewonnenen Ueberzeugung zu ent: 
fcheiden, — wornach es alfo nur diefer Ueberzeugung anheim gegeben war, zu 
beurtheilen, ob und welches Gewicht felbft auf eine unbefchworne Zeugen. 
ausfage zu legen fei. 

Gegenwaͤrtig aber verhält fich die Sache anders. Es darf nämlich nur 
das für wahr gehalten werden, was rechtlich bewieſen iſt (8. 258), Die 
Beurtheilung der rechtlichen Kraft der Beweiſe aber bat nach im Geſetze 
ausgefprochenen Kegeln zu gefchehen (8. 260). Nun erflärt das Geſetz als 
Bedingung, damit die Ausfagen von Zeugen als folche einen Beweis 
machen koͤnnen, Daß fie befchworen fein müffen ($. 269 lit. d), und läßt 
nicht beſchworne Zeugenausfagen (mit Ausname jener ber Mitjchuldigen 
8.271) nur als unvollitändige Beweisarten gelten (8. 278). Bei dieſer geſetz⸗ 


Controle für die Richtigkeit der protofollirten Ausfagen ermöglicht wird. Diefe Controle 
entfällt nun nicht bloß, wenn überhaupt fein Protofollführer zugezogen wird, fondern 
auch dann, wenn er der Sprache ded Bernommenen untundig ift, die Aufnahme in 
dag Protofoll fih daher Lediglich auf die Angaben des vernchmenden Richters 
gründet. — Es würde fomit vielmehr die Vorfchrift des 8. 277 Anwendung finden, 
nach welcher das Zeugniß eine? einzelnen Beamten felbft über die während der 
ftrafgerichtlihen Verhandlung vorgefommenen Umftände nur den Ausſagen eines 
anderen Zeugen gleichzuhalten ift. 


lichen Beſchränkung des richterlichen Ermeſſens dürfte es aber kaum angehen, 
eine Zengenausfage im Sinne bes Geſetzes für beſchworen anzufehen, die 
zwar eiblich befräftiget wurbe, ohne daß jedoch dabei die ausnamslos gefor- 
derten Förmlichkeiten vom Gerichte beobachtet worden wären”). 


Beeidigung von Sfraeliten. 

2. Es ift im Geſetze nicht gegründet, daß ein Sfraelite, welcher bie 
bebräifche Schrift nicht leſen kann, nicht foll beeidet werben können **), es muß 
für genügend gehalten werden, daß von Seite des Gerichtes dasjenige gefchieht, 
was das Geſetz zur vorfchriftmäßigen Beeidigung eines Sfraeliten erfordert 
(E. v. 18. April 1855, ©. 8. Nr. 65). 


8. 132. 


Ansihliefung vom Zengeneide. 
Lit. a. 


Wegen Verdacht, die ftrafbare Handlung begangen oder daran 
theilgenommen gu haben. 

1. Durch Die vollſtreckte Strafe wird nach dem Strafgefeße bie ftrafbare 
Handlung getilgt. Ein Mitjchuldiger, der die ihm zuerfannte Strafe bereits 
verbüßt Hat, kann daher nicht als ein fulcher Zeuge angefehen werden, welcher 
im Verdachte fteht, die firafbare Handlung, wegen welcher er abgehört wird, 
felbit begangen oder daran theilgenommen zu haben, und eben deßhalb die 
nahe liegende Beforgnig erregt, daß er, um feine eigene Schuld zu verbergen und 
der verdienten Strafe fich zu entziehen, Die Wahrheit verhehlen, und um den Ver⸗ 
dacht auf den Angeklagten zu wälzen, fälichlich zu deffen NachtHeile ausfagen 
dürfte (E. v. 24. Juni 1852, ©. 8. Nr. 117). 

2. 8. war beim Spielen eines verbotenen Spieles betrogen, und 
hierüber al8 Zeuge beeidiget worden. Der oberſte Gerichtshof erflärte mit 
E. v. 17. November 1853 (©. 3.1854, Nr. 15), daß dieß geſetzmaͤßig gefchehen 
fe. Denn „R. iſt zumächit nicht als Zeuge ber Uebertretung des verbotenen 
Spieles, welches felbit der Angeklagte nicht in Abrede ftellte, und wobei es einer 
Beeidigung garnicht bedurft hätte, fondern als Zeuge des an ihm verübten Ver 
brechens bes Betruges durch falfches Spiel vernommen und beeidet worben, 
an welcher ftrafbaren Handlung er nicht theilgenommen hat, fondern durd 
welche er befchädigt wurde.“ 

Außerdem wurbe mit der nämlichen €. folgender Grundſatz aufgeftellt: 

„Die Anficht erfcheint begründet, dag im Kalle des $. 522 des Str. ©. 
der Anzeiger des verbotenen Spieles, welchem, wenn er felbit im alle ber 

*, ©. jedoh Peitler’d Sammlung S. 32, wo die fragliche Entfcheidung ohne 
alle Bemerkung mitgetheilt wird. 

») Der Angeklagte hatte die aud dem Grunde behauptet, weil ein folder 
Sfraelite fich nicht überzeugen Tann, daß er die Hand auf die Tora lege. 
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Strafe wäre, biefe durch das Geſetz ganz nachgefchen tft, nicht mehr in ben 
$. 132, lit. a füglich einbezogen werben kann, da jeder Grund, die Beeidigung 
einer PBerfon nicht vorzunehmen, welche felbit in dem Verdachte fteht, bie 
ftrafbare Handlung, wegen welcher fie abgehört wird, begangen zu haben, 
bei ihm entfällt. Denn 1. fteht ein folcher Anzeiger nicht mehr im Ver⸗ 
bachte einer Handlung, deren Thäter eben erft, vielleicht in feiner Perſon 
gefunden werden fol, da er feine Schuld beftimmt auf fich nimmt ; und 2. kann, 
ba jede nachtheilige Folge dieſer Schuld bereits behoben ift, von einer moras 
lifchen Zwangslage bei biefer Ausfage nicht Die Rede fein, d. i. von ber Bes 
müſſigung, durch ein wahres Zeugniß entweder auch als Anklaͤger gegen fich 
felbit aufzutreten, oder burch ein falfches den Verdacht von fich auf Anbere zu 
walzen.“ 

3. Joſef K. hatte ausgeſagt, daß ihn der Angeklagte zu einer Brand—⸗ 
legung zu verleiten gefucht habe, und war zur Beeidigung zugelaifen worden. 
Der oberſte Gerichtshof erflärte, daß dieſe Eidesabnahme gefehmäßig gewefen 
fei. Denn, „es iſt wohl richtig, dag K. nach dem erfolgten Auffinden ber 
Branbftoffe in feiner Rodtafche als verdächtig in Unterfuchungshaft genommen 
wurde, und jelbit die Anflagefammer des Oberlandesgerichtes findet nach dem 
Inhalte des Verweifungserkenntniffes den Verdacht, dag K. Die Branbd- 
legung unternehmen wollte, und daran bloß durch das zufällige 
Auffinden der Brandftoffe gehindert wurde, nicht befeitiget. Da 
jedoch das Oberlandesgericht Feinen Grund zur weiteren gerichtlichen Ber- 
folgung gefunden hat, fo kann er nicht mehr als Mitfehuldiger oder 
Theilnehmer am Verbrechen angefehen werden.“ 

„Durch das Erkenntniß der Anflagefammer, daß bie Thätigkeit des K., 
ſelbſt deſſen boͤſe Abſicht vorausgeſetzt, nicht fo weit gegangen if, 
um felbe als Verſuch der Brandlegung darſtellen zu fönnen, ift bie 
Verhandlung, injoferne fie Die Thatfache der verfuchten Branblegung zum 
Gegenſtande hatte, entfallen, und es ift bloß das Factum, daß K. zu diefem 
Unternehmen verleitet worden fei, übrig geblieben.” 

„An dieſer Berleitung fällt aber dem K. nichts Strafbares zur Laft; 
er erfcheint vielmehr als derjenige, welcher zu der Uebelthat bewogen werben 
wollte und als Mittel zur Verübung berfelben auserfehen wurbe, daher bei ihm 
das im $. 132 lit. a bezeichnete Hinderniß der Beeidigung nicht eintritt“ (€. v. 
18. October 1854, ©. 3. 1855, Nr. 7). 

4. Aus den Umftänden, daß drei Angellagte nach ihrem eigenen Ge 
ftändniffe um die Zeit nad) dem vollführten Raube in R.’8 Haufe waren, und 
am folgenden Morgen bdafelbit verhaftet wurben, einer Davon auch bort bie 
Nacht zubrachte, wurde der Schluß gezogen, daß R. der Mitwiffenfhaft 
und Theilnahme an dieſem Raube verbächtig ſei, weßhalb deſſen 
Beeidigung mit Recht unterblieb (E. v. 18. Dreember 1851, ©. 3. 1852, 
Nr. 7). 
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5. Um Jemand als einer ſtrafbaren Handlung verdächtig zu bezeichnen. 
genuͤgt es nicht, daß Jene, welche ſich wegen dieſer Handlung unter Anklage 
befinden, behaupten, es ſei dieſelbe vom Zeugen begangen worden und daß fie 
den auf ihnen laſtenden Verdacht auf dieſen zu wälzen ſuchen. Nur ber- 
jenige kann als einer ſtrafbaren Handlung verdächtig angeſehen 
werben, den das Gericht als verdächtig bezeichnet (E. v. 27. Octo ber 
1853, ©. 3. Nr. 154). 

6. Daß die Beeidigung vorzunehmen fei, wenn der Zeuge zwar 
urſprünglich der betreffenden ftrafbaren Handlung verdächtig war, die gegen 
ihn vorgefommenen Berbacdhtsgründe aber als gänzlich befeitiget anerfannt 
worben find — wurde mit E. v. 16. October 1851 (©. 3. Nr. 271) und 30. 
September 1852 (©. 8. 1853 Nr. 5) ausgefprochen. 


Lit. b. 
Wegen einer Unterfuhung oder Strafe, in welder ſich der Zeuge befindet. 

7. Das Geſezt verbietet nur die Beeidigung jener Zeugen, welche fich 
wegen eines Berbrechens u. f. f. in Unterfuchung oder Strafe befinden, 
welches Verbot ſich jedoch auf Zeugen nicht ausdehnen läßt, Die ihre Strafe 
bereits abgebüßt haben (E. v. 19. Auguft 1853, ©. 3. Nr. 113). 


Lit. e. 
Wegen Schwähe des Wahrnehmungs⸗ oder Erinnerungsvermögens. 


8. Ans dem Umftande, daß fich der Zeuge bei der Schlußverhandlung 
nicht an Alles genau erinnert, was er vor längerer Zeit (vor fechd Monaten) 
im Unterfuchungsverfahren angegeben hatte, und was ihm vor noch längerer 
Zeit (vor eilf Dionaten) am Tage der begangenen firafbaren Handlung vor 
Augen gekommen war, geht noch nicht eine erhebliche Schwäche des Wahr⸗ 
nehmungs- und Erinnerungsvermögens desfelben hervor (E. v. 18. September 
1851, ©. 3. Nr. 245). 


Lit. f. 

Wegen Feindſchaft, in welcher der Zenge mit dem Beſchnuldigten lebt. 

Die Zeindfchaft muß eine andere Urſache haben, als bie unter- 
fuchte That, und berfelben vorhergegangen fein. 

9. „Da e8 In der Natur des Menſchen liegt, daß er gegen jenen feindblich 
gefinnt ift, der ihn durch die unternommene That beleidigt und in feinem 
Rechte verlegt hat, fo kann diefe eben aus der unterfuchten That entjpringenbe 
Sefinnung nicht den im Gefebe aufgeftellten Ausfchließungsgrund bilden, 
welcher nur dann vorhanden ift, wenn der Zeuge mit dem Befchuldigten „im 
Feindſchaft lebt.“ j 

„Schon diefer Ausdrud weist darauf hin, daß der Feindfchaft eine 
andere Urfache als jene ber unterfuchten That zu Grunde liegen 


müſſe, zumal bei einer entgegengefeßten Annahme ſowohl der Befchädigte, 
als alle nahen Verwandten besfelben jederzeit von ber Beeidigung aus⸗ 
geichloffen werden müßten" (E. v. 5. Febr. 1852, ©. 3. Nr. 62). 

10. Das Geſetz fett eine der That vorausgegangene (— wenn ber 
Zeuge mit dem Befchuldigten in Feindſchaft lebte —) nicht eine durch die 
That jelbit muthmaßlich entitandene Zeindfchaft voraus (E. v. 14. Juli 
1853, ©. 3. Nr. 95 und v. 20. September 1854, ©. 3. Wr. 144). 

11. Die Erbitterung, von welcher der Beichädigte gegen den Angeflagten 
gerade über bie von ihm erlittene Mishandlung erfüllt iſt, fehließt Erfteren 
von ber Beeidigung nicht aus (E. v. 2. und 30. Juni 1851, ©. 3. Nr. 138 
und 167). Denn, „wenn in bem Befchädigten erit aus Anlaß des an ihm ver- 
übten Verbrechens ein Haß oder Abſcheu gegen den Thäter entitanden ift, fo 
fann ein jo natürliches Gefühl der Erbitterung über die erlittene Mißhandlung 
Doch nicht als jene tiefer gewurzelte Feindſchaft angefehen werden, welche nach 
der Anordnung des Geſetzes die Beeidigung des Beichädigten ausjchließen 
würde, und zwar um jo weniger, da fonft in derlei Fällen nicht leicht ein Be⸗ 
Ihädigter beeidiget werden könnte, und fogar oft der Beweis der That, fo wie 
ber Zwed der Griminaljuftigpflege vereitelt würde.“ 

12. Im ganzen Berfahren ift nichts vorgelommen, was zum Beweiſe 
bienen Eönnte oder auch nur bem Gedanken Raum läßt, daß Anton B., der 
ſogar verfichert, den Angellagten früher nicht einmal gekannt zu haben, und 
die Dominica B. gegen den Angeflagten Haß und Zeindfchaft nährten, und 
wern fie erflärten, daß file (Mutter und Bruder bes ©etödteten) nach der That 
den Angeflagten nicht mehr geneigten Anblickes ſehen konnten, fo ift dieß die 
Folge eines natürlichen Menſchengefühls gegen den Urheber eines ihnen zus 
gefügten Leides und keineswegs jene aus ganz anderen Gründen entitanbene 
und tiefer gemurzelte Feindſchaft, wovon, wie von dem oberſten Gerichtshofe 
in ähnlichen Fällen fchon wiederholt ausgefprochen wurde, im Geſetze die Rebe 
ift (E. v. 17. Jänner 1852, ©. 3. Nr. 41). 

13. Bon einer der Mißhandlung vorausgegangenen Feinbjchaft der 
Angeklagten mit ber Befchäbigten ift in der Uinterfuchung nichts vorgekommen, 
eine durch die ftrafbare Handlung muthmaßlich entitandene Feindfchaft, bie 
allfällige Erbitterung eines Befchädigten gegen den Angellagten wegen zuge- 
fügter Mißhandlung kann aber, wie der oberfte Gerichtähof ſchon oft anerlannte, 
nicht als ein der Beeidigung entgegenftehenbes Hinderniß angefehen werden 
(E. v. 4. Juli 1855, ©. 3. Nr. 98). 


Der Beſchädigte ift daher als folder nicht ausgeſchloſſen. 


14. Der Umftand, daß der Befchädigte den Angellagten angezeigt 
bat, berechtiget nicht, eine Feindſchaft des erfteren gegen den letzteren anzu⸗ 
nehmen (€. v. 6. Mat und 25. Auguft 1851, ©. 3. Wr. 118 und 218). 

15. Beichädigte hat das Geſetz wegen biefer ihrer Eigenfchaft nirgends 
als verbächtige Zeugen erflärt (&. v. 29. Juli 1852, ©. 3. Nr. 125). 
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16. Es wurde behauptet, P. muͤſſe gegen die Angeklagten nothwendig 
Feindſchaft jhhegen, weil er gegen fie ausſagte, und fie die Urſache feines 
Arreited wären, falls die Anklage wegen Betruges (durch ein von ihm wider 
fie abgelegtes falfches Zeugniß) beftände. — Allein die Ausfage eines Befchä- 
dDigten zum Nachtheile eines Anderen ift fein Grund, um eine Feindfchaft im 
Sinne bed Geſetzes anzunehmen (E. v. 30. September 1852, G. 3. 1853 
Nr. 5). 


Die Verzichtleiſtuug eines Gatten anf das Recht, fid wider ben anderen bed 
Zengnifles zu entfchlagen, ift Tein Beweis einer zwiſchen ihnen beftchenden 
Feindſchaft. 


17. Das eheliche Verhältnig wird von der Geſetzgebung als der innigſte 
Freundfchaftsbund angefehen und deßhalb befreit das Geſetz den Ehegatten 
yon der jedem Staatsbürger obliegenden Pflicht, vor Gericht ein Zeugniß 
abzulegen, wenn ber andere Ehegatte einer ftrafbaren Handlung beichufdiget 
wird; und felbft dann, wenn ein Ehegatte freiwillig Zeugniß abgelegt hat, 
Darf er ohne feinen Willen zur Eibesablegung nicht verhalten werden (88. 113 
und 133). Die Borausfegung, Daß zwifchen Ehegatten die innigfte 
Freundſchaft beitehe, gilt Daher als Regel, und Die entgegengefebte 
Behauptung, daß fie mit einander in Feindſchaft leben, kann aljo 
nur durch die ftrengften Beweiſe über pofitive Thatfachen, aus denen bie Feind» 
Schaft gefolgert werden kann, vor Gericht zur Wahrheit werben. 

Das Verfahren bat keine genügenden Beweife geliefert, dag die 3. 
ihrem Gatten feindfelig gefinnt fei. Es fam zwar hervor, daß fie von ihm 
Unbill, Mißhandlung und Keindfeligkeit erlitten Habe, allein dieß 
machte fie nicht zu einer bedenklichen Zeugin im Sinne des $. 132 lit. f, weil 
fonft jederburd ein Verbrechen Befhädigte vom Zeugeneide and 
geichloffen wäre, da er ebenfalls Unbill, Mißhandlung oder Feindſeligkeit 
erlitt, amd weil fonft auch der boshafteite, tückiſchſte Angeflagte 
durch Befchädigung oder Mißhandlung eines Zeugen fich von 
ber ihn belaftenden eidblihen Ausfage desfelben befreien Einnte. 

Eine feindliche Sefinnung ber 3. gegen ihren Gatten bat fich durch die 
Unterfuchung nicht herausgeftellt, außer jener natürlichen Abneigung, melde 
zwifchen dem Beleidigten und dem Beleidiger obmaltet. 

Seine Behauptung, daß ber Zeuge W. gehört habe, wie feine Schwieger: 
mutter und fein Weib den Plan verabrebeten, ihn zu verderben, ift ungegrünbet. 
Denn abgeſehen davon, daß diefer wegen Diebitahl bereit3 geftrafte, und 
neuerdings in Unterfuchung ftehende Zeuge wenig glaubwürdig ift, fo bat ber- 
felbe nur angegeben, daß die Mutter fehr fchlecht von 3. fprach und zu ihrer 
Tochter fagte: „Was wirft du ihn fchonen? Wenn er herauskömmt, wird er 
wieder fo werden, wird es wieder fo treiben, wie früher.“ Diefe Worte ent 
halten nur die Aufforderung, fih der Wohlthat des 8. 113 zu entfchlagen, 
keineswegs aber einen Plan, ihren Mann zu verderben und zu diefem Ende 
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vor Gericht eine Unwahrbeit zu fagen. Aus dem Entfchluffe eines Ehe 
gatten vor®ericht gegenden anderen Ehegatten eine Ausfage frei- 
willig abzulegen, läßt fich feine Feindſchaft folgern, weil fonit 
das Geſetz im 8. 133 nicht geftatten würde, einen ſolchen Ehegatten in Eid zu 
nehmen. 

Diernach mangelt jeder Beweis, dag die 3. mit ihrem Manne in Feind» 
haft lebte, und es fpricht inshefondere der Umftand Dagegen, daß fie nad 
feiner Verhaftung fein Kind erfter Ehe wieder zu fich in Erziehung und Ver⸗ 
pflegung nahnı, und dag fie erklärte, fie wünfche ihm für das ihr angethane 
Böfe alles Gute, und erflehe Gottes Segen über ihn. Diefe Handlungsweile 
ſchließt das im $. 132 lit. £ bezeichnete Bedenken aus (E. v. 10. November 
1853, ©. 3. 1854 Nr. 7). 


! Broceffe zwifhen dem Zeugen und dem Beſchuldigten. 


18. Daraus allein, dap ein Zeuge mit dem Angellagten in Proceſſe 
verwickelt ijt, folgt nicht, daß er mit bemfelben in Keindfchaft lebe, weil von 
dem Umjtande, daß zwei Parteien die Entfcheidung des Richters über ent» 
ftandene Differenzen verlangen, noch ein weiter Schritt bis zur Feindſchaft ift 
(&. v. 29. Juli 1852, ©. 3. Nr. 125). 

19. Der Angeflagte hatte geltend gemacht, daß die P., obſchon fie mit 
ihm in großer Feindſchaft lebe, doc, beeidiget wurde. Da jedoch diefe Feind⸗ 
fhaft bloß auf den gegen den Angellagten geführten Civilproceß gegründet 
wird, jo kann darauf Feine Rückſicht genommen werden, indem fonft fein Be- 
Ichädigter beeidiget werden könnte (E. v. 17. Mai 1854, ©. 3. Nr. 79). 

20. Die von dem Angeklagten (einem Finanzwachrefpicienten) behauptete 
Feindſchaft des Franz T. (eines Bräners) wurde mit Recht als nicht erwieſen 
erflärt, Da fich diefelbe aus dem bisherigen Benehmen des T.und aus anderen 
Umftänden nicht entnehmen läßt, die von dem Angeflagten hervorgerufenen 
Sefällsanitände aber um fo weniger zur Annahme einer Beindichaft 
berechtigen, weil man fonft im Allgemeinen annehmen müßte, daß die Amts⸗ 
bandlungen der Gefälldbeamten eine folche Feindfchaft begründen, welche ben 
Beanftändeten jedesmal von der Zeugenfchaft gegen den betreffenden Gefälls- 
beamten ausfchließen würbe, und wodurch die Teßteren ſchon von vorneherein 
gegen berlei fie verbächtigende Ausfagen geſchützt wären (E. v. 30. Auguft 
1854, Nr. 129). 


‚Beweis der Feindſchaft. 


21. Ob unter der Vorausſetzung ber als erwiefen anzunehmenden Um⸗ 
Hände, ein feindfeliges Verhältnig zwifchen dem Zeugen und Befchuldigten 
beitehe, ift feine That-, fondern eine Rechtsfrage (E. v. 20. Jänner 1853, 
G. 3. Nr. 47)*). 


*) Hieraus folgt, daß durch die Ausſage von Zeugen nur nn thatſächlichen 
Herbit, Entſcheidungen zur Strafproceß⸗Ordnung. 
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22. Die Beſchwerdeführer wußten die Feindſchaft des Sch. und D., 
über deren Motive fie fich in den verſchiedenen Stadien ber Unterſuchung 
abmeichend ausließen, mit nichts Darzuthun, und es gebt nicht au, die Beeidi- 
gung der wichtigften Zeugen durch die leere Behauptung, Daß fle gegen bie 
Angellagten feindlich gefinnt feien, zu befeltigen (E. v. 23. September 1853, 
G. 8. Nr. 140). 


23. Der Angeflagte hat zwar wiederholt behauptet: H. fage gegen ibn 
aus, weil derjelbe fein Feind fei; allein er vermochte nicht irgend eiwas anzu⸗ 
führen, was den wirklichen Beftand einer Feindichaft zwifchen Ihnen erfennen 
ließe, und ebenfo wenig irgend einen veranlaffenden rund zu folder Feind⸗ 
fchaft. Bet biefem Abgange irgend einer Beranlaffung zu einer Feindſchaft des 
Zeugen und des Angellagten, und irgend eines, diefe Feindſchaft offenbaren den 
thatfächlichen Umftandes, laͤßt fich auch aus den, den Angeklagten beſchweren⸗ 
den Ausfagen des B., welche übrigens nicht die perfünlichen Eigenfhaften 
des Angeklagten, fondern nur thatfächliche Vorgänge zum Gegenitande haben, 
auf eine Feindſchaft oder Gehaͤſſigkeit nicht fchließen, und zwar um fo weniger, 
da diefe Ausfagen mit jenen ber anderen Zeugen und ben übrigen durch Die 
Unterfuchung eingeholten Erfahrungen übereinftimmen. — Das Gericht hatte 
demnach feinen Grund, die vorfchriftmäßige Beeidigung bes Zeugen H. zu 
unterlaffen (E. v. 4. Juli 1853, ©. 3. Nr. 95). 


24. Es kann zwar nicht behauptet werden, daß M. ©. bloß deßhalb, 
weil er als ber durch die in Frage ftehende Verleumbung, welche zu feiner 
Unterfuchung wegen Nothzucht geführt hat, Beichädigte erfcheint, mit der An⸗ 
geflagten in Feindſchaft lebte. Allein aus den Gründen bes Endurtheiles gebt 
hervor, daß mehrere im Laufe der Borunterfuchung vorgelommene Umftände, 
welche durch die Hauptverhandlung neu bekräftigt wurden, Dem Gerichtshofe 
fihon bei der Entjcheidung über Die Beeldigung vorlagen, aus denen auf ben 
Beitand einer wirklichen Feindſchaft zwifchen M. G. und ber von Ihm als bes 
Shwärzeften Undankes fchuldig angeſehenen Angellagten gefchlofien werben 
mußte. Der von den Eheleuten ©. gegen M. ©. wegen Herausgabe eines 
angeblich zugeficherten Heirathögutes von 10 Stüd Banlactien mit Gehäfftg- 
feit geführte Proceß, der anbererfeit von G. beabfichtigte Widerruf von 
Schentungen wegen groben Undanfes, und die von ihm jelbft zugeflandenen, 
im hoͤchſten Zorne gegen die Angellagte (noch vor jeder Anzeige wegen Noth⸗ 
zucht) ausgeftoßenen Drohungen beuteten im Zuſammenhange mit allen 
anderen Erhebungen auf ein Verhältniß, in welchem die gegenfeitige Grbitte- 
zung einen folchen Grad fchon vor jeder Strafverhandlung erreicht hatte, bag 
fie als die im Geſetze bezeichnete Feindſchaft qualifieirt werden muß. Die 


Momente, aus welchen der Beftand oder Nichtbeftand der Feindfchaft erft zu ſchließen 
ift, nicht aber unmittelbar die letztere felbft conftatirt werden könne, da durd Zeugen 
audfagen nur rein thatfächlihe Umftände erwiefen werden ($. 269 lit. c). 
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Beeidigung des nach der Natur des in Frage ſtehenden Verbrechens vorzuͤg⸗ 
lichſten, ja gewiſſermaßen einzigen Belaſtungszeugen M. G. hatte daher nach 
dem Geſetze, welches nur die individuelle Stellung des Zeugen 
zum Angeklagten, nicht feinen ſonſtigen Charakter, deſſen Ehren— 
haftigkeit außerallem Zweifel fein kann, in's Auge faßt, zu unter⸗ 
bleiben (E. v. 20. Jänner 1853, Magazin VII, Nr. 24). 

25. Es handelte fich um die Beeidigung eines ber wichtigften Zeugen 
gegen den Angeklagten, welchen diefer gleich bei feiner erſten Abhörung ald 
feinen Feind bezeichnet und als Grund diefer Feindſchaft Familienzwiſtigkeiten 
wegen von Jenem der Schwiegermutter verweigerten Ausgebinges, wodurch 
ihm (dem Angeklagten H.) die Erhaltung feiner Schwiegermutter zufalle, ange⸗ 
geben hatte. Er hat dieſe Behauptung fpäter mit dem wiederholt, daß Sch. 
fein größter Feind und nur auf feinen Untergang bedacht fei, und auch bei ber 
Schlußverhandlung der Ölaubwürdigfeit desſelben bie Feindfeligkeit, in welcher 
fie miteinander wegen des Ausgebinges ihrer Schwiegermutter leben, entgegen- 
geſetzt. Das Vernehmungsprotokoll des Sch. enthält felbit die bezeichnende 
Angabe, daß er mit feiner Schwiegermutter wegen des Ausgedinges einen 
Proceß geführt und gewonnen babe, daß er derfelben die Ausnahme gerne 
geben möchte, wenn fie im Haufe bliebe und fich friedfertig betragen würde, 
daß diejelbe aber ben ganzen Tag hindurch im Haufe bes Angeflagten fich 
aufbalte, und von biefem wahrfcheinlich auch verföftiget werde. — Bet diefen 
Umftänden hatte fich das Gericht mit der Erflärung desfelben, Daß er mit dem 
Angeklagten in keiner Feindfchaft ftehe, nicht zu berubigen, ſondern dem Bes 
ſtande diefer Keindfchaft, deren Beweis Feineswegs bem Angeflagten obliegt, 
fondern von Amtöwegen ficherzuftellen ift, nachzuforfchen, und ſohin 
über die Zuläffigfeit der Beeidigung zu entfcheiden (E. v. 23. März 1853, 
G. 3. Nr. 43). 


Lit. g. 
Biegen erwiejener Unwahrheit in der Angabe weientliher Umſtände. 
a) Angabe im Berhöre. 


26. Ein Zeuge, welcher den im nämlichen Arrefte befindlichen Ange 
klagten durch die falfche Angabe, er babe gleichfalls einen Todtfchlag begangen, 
zum Geftändniffe vermochte und Dann über biefes Geſtändniß gerichtlich aus⸗ 
fagte, hat nicht „in feinem Verhoͤre“ einen wefentlichen Umftand ange 
geben, beffen Unwahrheit bargethan tft, und war daher von ber Beeldigung 
nicht ausgefchloifen (E. v. 14. Auguft 1851, ©. 3. Nr. 208). 


6) Unwahrheit der Angaben. 

27. Das angebliche Hinderniß der Beeidigung, nämlich erwielene Un, 
wahrheit ber Angaben über wefentliche Umftänbde, befteht nicht. Es iſt nämlich 
unwahr, daß ein Widerfpruch zwiſchen ber Angabe ber Befchädigten Anna ©. 
unb jener des Zeugen W. über Die Betheiligung der Barbara F. an ber 
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Mißhandlung im Hofe beſtehe; denn dieſer Zeuge gibt laut des Verhandlungs⸗ 
protokolles ausbrüdlich an, er habe wohl nicht geſehen, daß F. die Magd 
über die Deichfelftange gelegt, und daß feine Frau fie hielt, doch habe dieß 
immerhin gefchehen fönnen, ohne daß er es bemerkte. — Ebenfo wenig befteht 
ein folcher mwefentlicher Widerſpruch zwifchen der Angabe ber Befchäbigten, 
daß fie drei Wochen nach der Fehlgeburt krank und arbeitsunfähig war und 
dem Parere ber Gebäranftalt. Denn das Parere des Aſſiſtenten der geburts- 
hilflichen Klinit an der Sebäranftalt, dag Anna ©. am achten Tage voll- 
Iommen gefund war und daher entlaffen wurbe, bat offenbar nur Die Loͤſung 
der Frage über bie Zuläffigfeit ihrer Entlaffung aus dem Gebär— 
hauſe im Auge, da die ©. Zeuge bes Befundes der Sachverftändigen noch am 
15. Mai, alfo nahe an 4 Monate nad ihrer Entlaffung aus der Gebär 
anftalt noch nicht volllommen gefund war, fondern dumpfe Schmerzen im 
Kreuze an der rechten Seite als gewöhnliche Folgen einer Frühgeburt empfand, 
und fih an ihrem Rüden mehrere ziemlich breite, mehr als zolllange braun: 
liche Striemen, welche offenbar frühere Sugillationen in Folge erlittener 
Schläge mittelft eines Strickes oder Stödchens bdarftellen, vorfanden (E. v. 4. 
Suli 1855, ©. 3. Nr. 98). 


y) Unwahrheit in wefentlihen Umftänden. 


28. Dadurch, daß die Zeugen nicht alle von ihnen früher beftandenen 
Unterfuhungen und Abftrafungen angaben, um deren genaue Auf 
zählung es ſich jedoch nicht handelte, haben fie nicht im Sinne des Geſetzes 
wefentliche Umitändbe angegeben, deren Unwahrheit bewiejen iſt (E. v. 18. 
September 1851, ©. 3. Nr. 245). 

29. Die von ©. (dem Zeugen) geläugneten unfittlihen Handlungen, 
welche burchaus in feiner Beziehung zu ber wegen Berleumdbung Angeklagten 
und der angeblich an ihr verübten Nothzucht ftanden, fondern an anderen 
Frauenzimmern vorgenommen wurben, koͤnnen für die vorliegende Anklage 
wegen Berleumdung durch fälfchliche Beichuldigung der Nothzucht nicht als 
wejentlihe Umſtände angefehen werben. Auch tft der Widerjpruch und 
das Ablehnen ber Angaben britter Perfonen von Seite eined Zeugen 
wohl zu unterfcheiden von dem Vorbringen und der eigenen Angabe 
weſentlicher, d. i. auf das inFrage ſtehende Verbrechen unmittelbaren 
Bezug nehmender und als falſch erwieſener Umſtände (E. v. 20. Jänner 
1853, Magazin VII. Bb., Nr. 24). 

30. Die Ausfage des Mathias P. ſtimmt zwar mit jener ber übrigen 
Zeugen in dem Umftande allerdings nicht überein, bag er behauptete, Joſef P. 
habe bie dargeliehenen 100 Gulden in Gegenwart des Angeflagten aufgezählt, 
eigentlich dieſem zugezäblt, und er (Mathias BP.) habe das Geld vom An- 
gellagten empfangen, während brei andere Zeugen (worunter felbft fein Vater) 
behaupten, Daß der Angeflagte bei ber Zuzählung biefer 100 Gulden nicht 
zugegen geweſen ſei, ſondern Joſef P. das Geld unmittelbar dem Mathias P. 
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gegeben habe. — Allein Die Anwefenheit bes Angeflagten bei ber Aufzählung 
Des Darleibensbetrages pr. 100 Gulden iſt fein wefentlicher Umftanb, 
fondern das Weſentliche der Streitfache bes Joſef P. wider ben Ange 
klagten, und fohin des Eides, von deffen Ablegung die Entſcheidung dieſer 
Streitfadhe abhängig gemacht wurde, beftand darin, daß ber Angellagte den 
Joſef P. erfucht habe, 100 Gulden darzuleihen und rüdfichtlich dem Zeugen 
zuzuzäblen, bamit derfelbe mit feinem bei dem Angellagten guthabenben 
Kaufſchillingsreſte befriediget werde, und daß fich dießfalls der Angeflagte 
gegen Joſef P. ausdrücklich geäußert habe: „Zahler bin ich.“ 

In Betreff Diefer wefentlichen Umitände ftimmen aber die Ausfag en 
bes Mathias PB. mit jenen der übrigen Zeugen überein. Es lag fonach 
fein binreichender Grund vor, feine Beeidigung zu unterlaffen (E. v. 11. 
Sänner 1852, ©. 3. Nr. 33). 


5) Rechtfertigung von Abweichungen oder Widerfprühen in 
den Angaben ded Zeugen. 


31. Ein Zeuge kann feine Ausfage abändern oder Zufäße 
machen, ohne deßhalb eines falfchen Zeugniffes befchuldiget 
werden zu können oder feine Glaubwürdigkeit zu verwirken. Es 
kommt nur darauf an, ob und in wieferne derlei Abänderungen 
ober Zufäge zur Genüge gerechtfertigt find oder nicht (E. v. 30 
Juni 1851, ©. 8. Nr. 167). 

Der Befchädigte hatte den A. in feiner erften Vernehmung nicht als 
Tpäter angezeigt, obfchon er ihm als folder befannt war. Der oberfte 
Gerichtshof fand aber, „diefe Unterlaffung durch die vom Befchädigten 
angeführten Gründe, daß er feinen Berwandten wegen eines fo fchredlichen 
Verbrechens (verfuchten Raubmordes) nicht unglüdlich machen, ſowie die 
übrigen Mitglieder feiner Familie nicht brandmarfen wollte, und daß er 
die Nache des A. wegen befien gefährlichen Charakters fürchtete, um fo 
mehr gerechtfertiget, al8 er gegen feine Chegattin und gegen feinen Sohn 
nach ihren Ausfagen den Verdacht wider A. ſchon gleich nach der Ihat 
geäußert Hatte, und dem Arzte nicht nur zu verftehen gab, daß ihm fein 
Beſuch unmwilllommen fet, fondern fogar den Wunſch ausdrüdte, er möchte 
feine Anzeige machen." 

32. Die Differenzen in den Angaben des Zeugen betreffen theils 
unerbebliche Umitände, theild find fie, ohne auf eine abfichtliche Ent» 
ftellung der Wahrheit fchliegen zu müflen, ganz natürlich Daraus erflär- 
bar, daß er fich bei mehrerem Nachdenken über die einzelnen zur 
Sprache gebrachten Umftände dberfelben genau erinnerte (E. v. 8. 
April 1851, ©. 3. Nr. 92). 


33. Es läßt fich nicht in Abrede ftellen, daß P. bei feinen Verhören 
vom 17. Ortober 1850 und 3. Februar 1851 rücfichtlich der Zeit, wann 
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Jacob S. zu ihm kam, und ihm auf ſein Befragen erklärte: Anton S. 
ſchulde ihm auf einen Wechſel pr. 32 Gulden, nur 6, 7 bis 8 Gulden“ 
verfchteden ausſagte. Allein diefe Differenz ift für das Reſultat ber 
Unterfuchung gang unmwefentlich, und nicht von dem geringiten Einfluffe auf 
die Entſcheidung der gegen Jacob S. wegen falfchen Eides erhobenen An⸗ 
Mage; — fie wurde auch von P. vollitändig durch die Bemerkung aufgeklärt, 
daß e3 unmöglich fei, fich nach Tängerer Zeit genau auf den Tag zu 
erinnern, an welchem Im täglichen Verkehre ein Gefpräch mit Jemanden 
ftattfand. Ein Irrthum in einem geringfügigen Ntebenumftande aber macht 
einen Zeugen nicht fo bedenklich, Daß deßhalb deſſen Beeibigung unterbleiben 
müßte (E. v. 29. Jänner 1852, ©. 3. Nr. 61). 


34. Die Beeidigung des P. wurde deßhalb angefochten, weil er in 
feinen Vernehmungen vom 7. und 9. Juli ausfagte, eine Schrift aus 
Furcht vor Mißhandlung unterfchrieben zu haben, in dem Verhöre vom 
10. September aber angab, zur Unterfertigung jener Schrift niht aus 
Furcht vor Mißhandlung, fondern Durch die Verfprehungen bes 
Thomas ©., er werde ihm Dagegen einen Revers geben, und ihn in der 
Mirthfchaft unterſtützen, veranlaßt worden zu fein. — Allein dieſe un. 
wejentliche Modification in den Angaben enthält feinen Widerſpruch 
und entzieht ber Ausfage des P. nichts an ihrer Glaubwürdigkeit; denn, 
wenn man bedenkt, daß PB. zu einer ungewöhnlichen Nachtſtunde in das 
Haus des Thomas ©. gerufen, daß von allen Seiten durch die drei ©. 
und die zwei herbeigeholten Zeugen in ihn gebrungen und die Thüre ſogar 
verfhloffen wurde, fo kann eine folche Lage füglich in ihm die Beforgnig 
einer Mißhandlung zurüdgelafien, und ihm deßhalb zu dieſer Ausfage Anlaf 
gegeben haben. Es laäßt fich aber auch gar wohl benfen, baß ihn di eſe 
Beforgniffe und die Berfprechungen bes Thomas ©. zufanımen 
zur Unterfertigung der erwähnten Schrift bewogen haben (E. v. 30. Sep- 
tember 1852, ©. 3. 1853, Nr 5). 


88. 138 und 139, 
Beilpiele von näheren rechtlichen Verdachtgründen. 


1. In den Gründen zu dem erftrichterlichen Urtheile wird gelagt: Nach 
der befehwornen Ausfage des H. habe fich der Angellagte im Schankhauſe 
bes U., beim Zeugen, benfelben auf die Seite rufend, ganz leife erkundigt, 
ob fich die Dienitleute aus dem Haufe des 3. entfernt haben, und er habe 
fih auf die bejahende Antwort fohin gleichzeitig mit dem M. aus dem 
Schankhauſe zu einer Zeit entfernt, wo bald darauf der Diebftahl bes 
Koffers mit Barſchaft und Effeeten des 3. aus deffen verfperrter Behaufung 
mittelft Einbruches und Einfteigend durch das enter verübt worben fet. 
— Diefe Erkundigung beftand eigentlich nur darin, daß A. den H., als 
biefer Abends nach fechs Uhr in die Schankitube Fam, fragte, ob die Leute 
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des 3. fortgefahren ſeien, welche Frage an ſich, ba H. eben von ber Baracke 
bes 3. Fam, nichts Auffallendes hat. — Hinfichtlih des Umſtandes, daß 
ber Befchuldigte Diefe Frage an H. leiſe und gleihfam heimlich geftellt 
babe, erjcheint Die Ausfage des Zeugen nicht ganz verläßlich, da berfelbe 
nicht bei feiner erften VBernehmung am 30. November 1853, alfo acht Tage 
nach dem Vorfalle, fondern erft bei der Verhandlung am 8. uni 1854 
biefes Umſtandes Erwähnung machte, und es fich mit ber fonftigen Weber 
legung und Hinterhältigfeit, die man dem Befchulbigten, wenn er ber Thäter 
wäre, zumuthen muß, nicht wohl vereinigen läßt, baß er Durch Die erwähnte heim⸗ 
liche Erfundigung dem mit ihm in feinem vertraulichen Verhaͤltniſſe ftehenden 
Zeugen fein unrechtes Vorhaben follte haben merken laffen, während es 
ihm Doch ein Leichtes war, fich durch eigene unbemerkte Beobachtung bie 
Ueberzeugung zu verfchaffen, ob und wann 3. und deſſen Leute bas kaum 
ein paar hundert Schritte von der Schenke entfernte Haus verließen. — 
Es laͤßt fich daher bie erwähnte Frage nicht als der im $. 138, 8. 3 
bezeichnete Verdachtsgrund deuten, nämlich, baß ber Beſchuldigte über bie 
Mittel zur Ausführung bes Diebftahles Erfundigung eingeholt babe. 

Ein fernerer Verdachtsgrund wirb aus dem Beſitze einer filbernen 
halben Lira abgeleitet, wie ein folches Stück nebit anderen in ein Papier 
gewidelten filbernen Münzen bem Befchädigten aus dem Koffer entwendet 
worden war. Diefe Liren kommen zwar jebt in Steiermark im gewöhnlichen 
Verkehre jelten vor, allein möglich bleibt es noch immer, baß ber Beſchul⸗ 
digte Diefelbe im Spiele in der Schenke bes N. erhalten habe; das Gegen⸗ 
theil biefer feiner Angabe ift nicht erhoben, fondern es wurbe in biefer 
Beziehung nicht die geringfte Nachforfchung gepflogen. Eben barum, weil 
biefe Münzgattung derzeit zu ben feltenen gehört, ift es kaum glaublich, 
daß ber Beichuldigte, in deſſen Beſitz bei feiner Verhaftung am zweiten 
Tage nach der That weder ein auderes Stüd von den mit der halben Lira 
in demfelben Papiere eingewidelten Münzen, noch irgend etwas von ben 
verfchiebenen anderen aus den Koffer abhanden gelommenen Effecten, noch 
außer ein paar Gulden, die höchit wahricheinlich von dem zwei Tage vors 
her ausbezahlten Wochenlohne herrührten, eine Barfchaft angetroffen wurde, - 
durch das offene Beifichtragen dDiefer feltenen, mithin Verdacht erregenden 
geitohlenen Münze fich bloßgeitellt haben mwürbe, während ber Abgang 
aller geitohlenen Gegenftände, die ihn verbächtigen Eönnten, ihn, wenn er 
der Thäter wäre, als einen ſchlauen und jehr vorfichtigen Verbrecher erfennen 
ließe (E. 20. März 1855, ©. 3. Nr. 58). 

2. Es trifft zwar auf den Angellagten weber ber Verdachtsgrund des 
8. 138, 8 noch jener des 8. 139, C. 3.2 zu, weil ungeachtet der Behaup- 
tung der Befchädigten bei der Schlußverhandblung doch nicht als fichergeftellt 
angenommen werben kann, daß das bei dem Angellagten angetroffene 
Getreide eben das ihnen entwenbete ſei, ba Weizen von gleicher Befchaffen- 
heit in vieler Berfonen Beſitz ift, die BVBeichädigien auch Feine befonderen 
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Erkennungsmerkmale ihres dießfälligen Eigenthums anzugeben vermochten 
und in ber Vorunterſuchung Johann R. ſich dießfalls nur auf fein Ehew eib 
berief, welches fich Damit befafle, Maria R. aber nur zu fagen wußte, daß das 
vorgefundene Getreide von derſelben Beichaffenheit wie Das ihr entwendete fei, 
— dann, weil im $. 139, C. 3. 2 im erften Abfate von dem Veränßern 
gleicher Gegenſtaͤnde heimlich oder auf verbächtige Weife, oder weit un ter dem 
wahren Werthe, und im zweiten Abfate nur von Geld- ober Münzforten, 
die mit dem Gegenftande des Verbrechens auffallend übereinftimmen , bie 
Rebe tft. — Allein darin, daß der Angeflagte Weizen von zweierlei Gattung 
und gleicher Befchaffenbeit, wie der den Eheleuten R. entwendete, jedoch ver 
mengt, im Keller in einem Faſſe verfchloffen verwahrt hatte, während Getreide 
zur längeren Aufbewahrung bekauntlich an einem trodenen, Tuftigen Orte 
gehalten werben muß, um es vor dem Verberben zu ſchützen, und daß er ben 
auf dieſe Art verborgenen Weizen den fein Haus durchſuchenden und eben nach 
folchem Getreide forfchenden Abgeordneten bed Gemeindevorftandes nicht vor 
wies, vielmehr denfelben vor ihnen zu verbergen fuchte, fo daß fie ihn nur bei 
wiederholter näherer Durchfuchung bes Haufes entdeckten — darin kann nad) 
gewöhnlicher Handlungsweiſe das Bemühen bed Angellagten, Spuren bes 
Verbrechens zu entfernen und der obrigkeitlichen Nachforfchung vorzubeugen, 
nicht verfannt werben, was ben zur Ueberweiſung feiner Schuld genügenden 
Einen Verdachtsgrund ($. 138. 3. 11) bildet (E. v. 30. Mai 1855, ©. 3. 
Nr. 93). 

3. Wenn ein Landwirth am Tage, an weldhem er feine Fechſung 
einzuführen beabfichtigte und fich zu diefem Behnfe einen Fuhrmann bereits 
beftellt bat, fich auf fein eigenthiümliches oder gepachtetes Feld zeitlich früh 
begibt, um, wie der Angeflagte in feiner Vernehmung anführt, fih zu über- 
zeugen, ob die Einführung feines Getreides bei dem damaligen Regenwetter 
thunlich fei, jo kann diefe Handlung als ein Verdachtsgrund im Sinne bes 
8. 138, 3.7 um fo minder angefehen werden, als nicht erwiefen vorliegt, daß 
die Uebertragung der ©eritengarben von dem Felde des Befchäbigten auf jenes 
bes Angeflagten, mithin der Diebitahl an jenem Morgen, als fich ber Ange. 
klagte auf feinem Felde befunden bat, verübt worden iſt; denn der Beſchaͤdigte 
gibt die Zeit der Entwendung vom 11. Anguft 1854 Abends bis 12. Auguft 
1854 Nachmittags 2 Uhr an, und es ftellt fih wohl nicht als ganz unwahr⸗ 
Icheinlich heraus, daß die Mebertragung während der Nachtzeit ftatt- 
gefunden habe (E. v. 24. October 1855, ©. 3. Nr. 140). 


8.140, 3. 1. 
Geſtändniß als näherer rechtlicher Verdachtsgrund. 


Das ſtillſchweigende Uebergehen von Umſtaͤnden, die der Gegner 
anführte, in der in einem Civilproceſſe erſtatteten Schrift kann, ſo bedenklich es 
auch iſt, und wider den Angeklagten ſtreitet, doch nicht als ein, einen Verdachts⸗ 











grund im Sinne des $. 140, 3. 1, bildendes Geftändnig anerfannt werden 
(E. 0.20. Juni 1855, G. 3. Nr. 88). 


SS. 140 und 141. 
Andfage Eined Zeugen als näherer rechtlicher Verdachtsgrund. 


K. war eines verfuchten Diebitahles rechtlich befchuldiget; Die Frage aber 
ob dieſer Diebftahl die Eigenfchaft eines Verbrechens oder einer Ueber, 
tretung an fich trage, war einzig davon abhängig, ob die betreffende Lade 
verfperrt geweſen fei. — Die Ausfage der Eigenthümerin 2. ging dahin, fie 
habe, als fih K. allein mit ihr im Schankzimmer befand, dasſelbe auf ganz 
furze Zeit verlaflen muͤſſen, jedoch vor ihrem Weggeben bie im Schanktiſche 
angebrachte Geldlade zugefpertt, fich davon, daß fie gefperrt fei, zu ihrer 
Beruhigung erft noch überzeugt, und fohin den Schlüffel zu fich geitedt. — 
Der Beichuldigte hingegen behauptete, er habe die Lade zwar herausgezogen ; 
dieß fei ihm aber dadurch gelungen, daß er die Fingernägel durch Die Rahmen 
ber Lade und des Schanftifches hineindrängte. Aus dem gerichtlichen Augen- 
Scheine ergab fich die gute Beichaffenheit und Unverfehrtheit des Schloffes ber 
Geldlade, und da K. von ber Commiſſion hiezu aufgefordert, Die (gefperrte) 
Lade in ber von ihm angegebenen Weife zu öffnen durchaus nicht vermochte, 
fo lag der Schluß nahe, daß die Aufiperrung mittelft eines Nachſchlüſſels 
gefcheben jei. 

Das Kreisgericht nahm über die gefchloffene Specialunterfuchung an, 
daß K. bes Verbrechens des verjuchten Diebſtahles nicht rechtlich 
befchuldiget erfcheine. Denn ber Umftand, daß die Geldlade zur Zeit der 
That verfperrt gewefen, erhelle nur aus der vereinzelten Ausfage der Perſon, 
an welcher die ftirafbare Handlung verübt wurde. Da nun biefer Umſtand 
allein bie Frage entjcheide, welche jtrafbare Handlung (ob Verbrechen ober 
Vebertretung bes Diebftablöverfuches) begangen wurde, fo ſei nach 8. 270, 
3. 1 und 2 durch die Ausfage der Einen Zeugin der rechtliche Beweis bes- 
felben, mithin des vollen objectiven Thatbeitandes eined verbrecherifchen 
Diebftahlöverfuches nicht bergeftellt, und es könne daher ein Verbrechen 
bes verfuchten Diebftahles, weil rechtlich nicht eriftent, dem K. nicht ange- 
fchuldiget werden. 

Dberlanbesgericht und oberiter Gerichtöhof erkannten jedoch auf Ver⸗ 
fegung in den Anklageftand wegen des Verbrechens bed verfuchten Dieb- 
ſtahles und zwar in der Erwägung, daß bezüglich der Sperre die eibliche, 
durch den Augenfchein keineswegs zweifelhaft gemachte Ausfage ber 2. nad) 
8.140, 3.2 und 8. 141 zur rechtlichen Befchuldigung volllommen genüge 
und die im $. 270, 3. 1 enthaltene Befchränfung fich nur auf ben berzeit 
noch nicht erforderlichen Beweis der Schuld beziehe (E. v. 1. April 1856, 
®. 3. Nr. 59). 
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8. 145. 
Erfordernifie zur Einleitung der Specialunterſuchung. 


Gegen mehrere Genoſſen wurde die Einleitung der Spectalunterfuchung 
wegen bed Verbrechens des Raubes befchlofien. Das Oberlandesgericht, 
an welches bie Sache über ihre Befchwerbeführung gelangte, war ber Anficht, 
Daß ſich aus dem Ergebniſſe ber geführten Vorunterſuchung noch nicht 
beftimmen lafle, welcher Gattung von Verbrechen die fragliche That angehöre, 
ob fie nämlich das Verbrechen des Raubes, ber öffentlichen Gewaltthaͤtigkeit 
nach $. 83 des Str. G. oder nur des Gefellichaftödiebftahles im Sinne bed 
$. 174, I. lit. b begründe. Deßhalb erflärte das Dberlandesgericht Die vom 
Untergerichte beſchloſſene Qualiftelrung der That als Verbrechen bes 
Raubes für verfrüht, andererfeits aber ben Beſchluß auf Einleitung 
ber Specialunterunterfuchung für gefeblich, weil die That mit Bezug 
auf alle Gattungen von Rechtöverlegungen, benen fie nach dem Geſagten 
angehören könne, die Eigenfchaft eines Verbrechens habe, und der 
8.145 für die Siltigfeit des Sinleitungsbefchluffes nur voraus 
feße, daß eine beftimmte Perfon eines Verbrechens ober Ver 
gehens rechtlich befchuldiget, nicht aber, daß auch ſchon beſtimmt 
ſei, welches Verbrechen oder Vergehen, der Gattung und Art nach, 
die That bilde). — Der Beſchluß des Untergerichtes wurde ſomit zum 
Theile, nämlich dahin beſtaͤtiget, daß gegen bie Beſchwerdeführer die Special⸗ 
unterſuchung einzuleiten ſei, und zum Theile naͤmlich dahin abgeändert, daß 
dieſelbe nicht wegen des Verbrechens des Raubes, ſondern überhaupt 
wegen Verbrechen geführt werde. 

Der oberſte Gerichtshof erflärte, daß die Rechtsanſicht bes Ober⸗ 
landesgerichtes vollkommen dem Geſetze entſpreche, und daher die gegen 
deſſen Entſcheidung ergriffene Beſchwerde, abgeſehen von ihrer Unzu⸗ 
läſſigkeit ), auch ungegründet wäre (E. v. 5. März 1856, ©. 3. 
Nr. 47). 








) Dieß wird ganz deutlich durch die Vergleichung mit $. 200. Nach demſelben 
fann nämlih ein Anklagebefhluß nur dann gefaßt werden, wenn derjenige, wider 
welchen die Unterfuhung ftattgefunden bat, eines beftimmten Berbrecdhend oder Ber 
gehend rechtlich beſchuldigt erfcheint. Dagegen bezeichnet $. 145 ala Inhalt des Ein⸗ 
leitungsbeſchluſſes nur, dag eine beftimmte Perfon eines Berbrehend oder 
Vergehens (überhaupt, nicht alfo eined beſtimmten Verbrechens oder Vergehens) 
rechtlich befchuldiget erfcheine. 

») S. den die Unzuläffigfeit der Befchwerde betreffenden Theil der oberſt⸗ 
richterlichen Entfcheidung bei $. 65. 
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8. 198. 
Ablaffuugsbeſchluß. 

In Betreff der Frage, wann im Sinne des Geſetzes der Thatbeſtand 
einer als Verbrechen oder Vergehen erflärten Handlung als nicht vor- 
banden anzufehen fei, |. die Anmerkung zu ber bei 8. 287 unter 1. angeführten 
€. 9. 16. Sänner 1855. 


8. 203. 
Fri zur Anmeldung der Berufung. 


Bezüglich einer bei einem Unterfuchungsgertchte geführten Unterfehung 
wurde vom zuftändigen Gerichtshofe am 22. December 1855 ein Ablaffungs- 
beſchluß gefaßt, und ber Staatsanwalt noch am nämlichen Tage davon in 
Kenntniß gefebt. Diefer gab an dem barauf folgenden Tage bie Berufung» 
anmeldung auf die PBoft, welche jedoch wegen ber Entfernung des Unter» 
juchungsgerichtes erſt am 24. December daſelbſt einlangte. 


Der oberſte Gerichtshof entfchted, daß die Berufung als verfpätet zurüd 
zu wetfen war”), und zwar in ber Grwägung, daß $. 203 für die Anmeldung 
von Berufungen eine peremtorifche Zrift von 24 Stunden feitfest, im vor- 
liegenden alle aber der Ablafjungsbefchluß dem Staatsanwalte bereits am 
22. December mitgetbeilt worden, und feine Berufung erft am 24., alfo ver 
fpätet bei bem Unterfuchungsgerichte eingetroffen fei (@. v. 5. März 1856, 
G. 8. Nr. 92) **). 


*) Ebenfo hatte auch das Oberlandeögericht entfchieden; bei der Berathung 
deöfelben wurde jedoch von der Minorität die Anficht geltend gemacht, daß bei Berch- 
nung der im 8. 203 beitimmten 24ftündigen Frift nur jene Stunden zu zählen feicn, 
in welchen dad Einreichungsprotofoll des Gerichted offen ſteht und daß alfo die 
Berufung rechtzeitig angemeldet worden fei. 

») Die Kürze der Berufungdfrift, verbunden mit der Entlegenheit mancher 
Unterfuhungsgerichte würde das Berufungsrcht der Staatdanwaltfhaft in vielen 
Fällen illuſoriſch machen, wenn derfelben nicht geftattet wäre, ihre Berufung 
unmittelbar bei dem erfennenden Gerichte anzumelden. Die Erlaubniß 
hiezu enthält dad Gefeg nicht ausdrücklich, fie ergibt fi) aber aus der Maren Analogie 
mit jener Anordnung des 8. 203, welche dem Befchuldigten, dem der Befchluß durch 
ein andered ald das Unterfuhungdgericht zugeftellt wurde, geftattet, die Berufung 
auch bei jenem Gerichte anzumelden, durch welches die Verftändigung gefhah. 
Denn auch der Staatsanwalt wird nicht durch das Unterfuchungsgericht , fondern 
unmittelbar dur den Gerichtähof von dem gefaßten Befchluffe verftändiget (8. 201) 
und die rechtzeitige Anmeldung der Berufung würde ihm ebenfo, wie dem nicht am 
Orte des Unterfuhungsgerichted fich aufhaltenden Befhuldigten häufig unmöglich 
gemacht, falls fie nothiwendig beim Unterfuchungdgerichte gefchehen müßte, und nicht 
bei jenem Gerichte angebracht werden dürfte, durch welches die Mitiheilung bes 
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$. 209. 


Recht der höheren Inſtanz, das Erlenniniß über Berufung des Beſchuldigten 
abznändern. 


©. hierüber bie bei S. 304 angeführten Entfcheidungen. 


8. 211. 
Beſchränkung ded Berufungäbefugnifies. 
Bol. die bei 8. 304 angeführten Entfcheidungen. 


8. 222 (und 8. 248). 
Beſetznuug des Gerichtshofes bei der Schlußverhandlung. 


Der Angeflagte Hatte geltend gemacht, daß der Gerichtshof nicht vor: 
Schriftmäßig befeßt gewefen fei (daß nämlich nicht alle Gerichtsmitglieder bei 
der Verhandlung vom Anfang bis zum Ende gegenwärtig waren). — Allein 
nach Ausweis des Protofolles über die am 8. November 1851 ftattgehabte 
Verhandlung ift Die ganze Sache volllommen reafjumirt und nicht bloß 
bie am 27. September begonnene und fohin auf den 8. November vertagte 
Berhandlung fortgeſetzt worden, e8 wohnten daher diefelben Richter bem 
Geſetze gemäß allerdings der ganzen Verhandlung bei und waren in voll 
fommener Kenntniß des Falles (E. v. 8. Jänner 1852, ©. 3. Nr. 28). 


8. 227. 
Eutſcheidung über Zwilchenfragen. 
S. die bei 8. 240 angeführte E. v. 24. September 1856. 


Beſchluſſes erfolgte. — Es hat daher auch der Juſtizminiſterial-Erlaß vom 6. Mai 
1856, 3. 26.463 (©. 3. Nr. 61) dem f. f. Oberlandesgerichte zu Lemberg über deffen 
Antrag: „daß der Staatsanwalt feine Berufung gegen Einftellungs-, Ablaffungd- 
und Anklagebefchlüffe au unmittelbar bei dem erfennenden Gerihtähofe 
anmelden dürfe”, — zur eigenen Darnachtung und erforderlihen Falle auch zur 
entfprechenden Belehrung der unterfiehenden Gerichte Folgendes bedeutet: 


„Da nad 8. 201 jeder Einftellungs-, Ablaſſungs- und Anklagebefhluß der 
Staatdanwaltfhaft von dem erfennenden Gerichtöhofe felbft zur Einficht mitgetheilt 
werden muß, und dem Staatsanmwalte, im Sinne der 88. 14 und 62 überhaupt nicht 
vermehrt werden kann, feine Anträge, Beſchwerden oder Berufungen ſowohl gegen die 
Amtshandlungen des Unterfuchungsgerichtes , ald des erkennenden Gerichtähofes 
unmittelbar bei diefem leßteren anzubringen, fo fteht ihm auch frei, in dem Falle, 
wenn eine Unterfuhung nicht bei dem Gerichtähofe ſelbſt geführt wird, die Berufungen 
gegen die Befchlüffe des Gerichtshofes innerhalb der gefeglihen Frift rechts⸗ 
wirtfam entweder bei dem Unterfuhungsgerihte oder unmittelbar 
bei dem ertennenden Gerichte anzumelden und auszuführen.“ 
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F. 232. 
Vorleſung der Gründe des Anklagebeſchluſſes. 

Sn den 88. 269 und 319 der Str. P. O. vom Jahre 1850 war bei 
fonftiger Nichtigkeit die Vorleſung des „Berweifungserfenntniffes" (bes 
Anflagebejchluffes der gegenwärtigen Str. P. DO.) vorgefchrieben. Es war 
nun fehr zweifelhaft, ob auch die Gründe biefes Erkenntniffes vorzulefen 
feien *)? — Ein Angellagter hatte auf die unterlaffene Vorlefung diefer Gründe 
feine Nichtigkeitsbefchwerbe geftüßt, welche jedoch mit E. v. 25. Auguft 1851 
(9. 3. Nr. 219) verworfen wurde, „weil 8. 319 bei fonftiger Nichtigkeit bloß 
die Vorlefung des Verweiſungserkenntniſſes (und ber Anklageſchrift) 
gebietet und bie unterlaffene Vorlefung der Gründe bes Verweiſungs— 
erfenntniffes nicht mit einer Nichtigkeit belegt, und meil in dem vor- 
gelefenen Verweifungserkenntniffe alle jene Umftände enthalten waren, welche 
$. 229 zu deſſen Vollitändigkeit vorfchreibt**) ; — abgeſehen davon, daß die 
Borlefung diefer Gründe mit Zuftimmung der Staatöbehörde, des Angeflagten 
und feines Vertheidigers unterlaflen worden ift.“ 

Die jebt geltende Str. P. D. ordnet im 8. 232 ebenfalls bloß die Vor- 
lefung „des Anflagebefchluffes" an, und läßt daher Die Frage offen, ob 
auch die diepfälligen Enticheidungsgründe vorzulefen ſeien. Hiebei iſt aber 
Die angeführte Caffationshofentfcheidung um fo meniger von Bebeutung”*”), 
weil fie einerfeitö nicht ausfprach, ob die Vorlefung der Motive vom Gefehe 
gefordert fei, fondern nur, daß deren Unterlaffung Feine Nichtigkeit begründe, 
— und weil andererfeitö die Str. P. O. vom 3. 1850 dort, wo fie vorfchreibt 
was das Verweiſungserkenntniß enthalten muß, von Enticheidungsgründen 
gar feine Erwähnung macht (8. 229), während dieß jetzt ausdrüdlich geſchehen 
ift (8. 200). — Freilich iſt aber auch gegenwärtig nicht vorgefchrieben, daß die 
Entfcheidungsgründe inden Gontert des Erkenntniſſes aufzunehmen find 
(und daher einen integrirenden Beftandtheil besfelben ausmachen) ; vielmehr 
geht aus 8. 292 hervor, daß fie dem Erkenntniffe Tediglich beizufügen find. 


8. 236. 
Vernehmung der Zeugen nud Sadjverftändigen bei der Schlußverhandlung. 


1. Da bie Sachverftändigen wegen vollftändiger Heilung der Befchä- 
bigten ihr Outachten nicht mehr auf eigene Anfchauung, fondern nur auf bie 


) ©. den Auffaß: „Ueber Entfheidungdgründe” in der Beilage zu 
Nr. 66 der ©. 8. vom Jahre 1851, dann Peyrer in Haimerl's Magazin, V. Bd. 
S. 237. 

») Diefer Paragraph ſchrieb nämlih vor, was das Verweiſungserkenntniß 
bei fonftiger Nichtigkeit enthalten müſſe, machte aber von Entfcheidungsgründen feine 
Erwähnung. 

») 5, jedoch Peitler's Sammlung ©. 47, und Frühwald, Strafproceß, 
zweite Auflage, ©. 317. 
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Krankheitsgeſchichte des behandelnden Arztes bafiren konnten, fo erſchien es 
von weſentlichem Belange, daß die Zeugen der Verletzung und des dann 
nachgefolgten Zuſtandes ber Beſchädigten in ihrer Gegenwart einver 
nommen wurden, indem dieſelben aus den Ausſagen der Zeugen die Anhalts⸗ 
puncte für ihr Gutachten gewannen (E. v. 22. Septbr. 1851, ©. 3. Nr. 246). 

2. Diefelbe Entfcheibung erflärt, e8 könne auch darin nicht einmal 
eine Regelwidrigkeit wahrgenommen werben, baß bie Sadverftän- 
digen nicht abgefondert vernommen wurben. Denn ba fie fihon im 
Unterfuchungsverfahren ihr Gutachten übereinftimmend abgaben, fo habe 
jenes der Ermittelung ber Wahrheit nicht abträglich fein können. 

Ebenſo erklärt eine E. v. 15. März 1854 (©. 3. Nr. 61): „Wenn aud 
nach 8. 275 der Str. BP. DO. (vom J. 1850, welchem 8. 236 ber jebt geltenden 
Str. P. O. entipricht) in der Haupfverhandlung Zeugen und Sachverftändige 
in der Regel in Abweſenheit anderer Zeugen oder Sachverftändigen zu 
vernehmen find, fo ift doch nach ber Str. P. O. die Leitung ber Haupt: 
verbandlung im Allgemeinen dem Gerichtshofe überlaffen und Daher auch bie 
Art der Bernehmung von Zeugen in der erwähnten Beziehung ben: Gerichts- 
- bofe anheimgeftellt, welcher dabei mit jteter Nüdficht auf den Zwed der Ber 
handlung, fomit auf die möglicht fichere Sonftatirung ber entfcheidenden That: 
fachen und Verhältniffe vorzugehen bat.” 

Die St. P. DO. vom 3. 1850 hatte fich in Diefer Beziehung allerdings 
auf die Vorfehrift befchränft, „Daß Zeugen und Sachverftändige einzeln aus 
bem Zeugenzimmer vorgerufen und in Anweſenheit des Angellagten verbört 
werden." Da jedoch Die Beobachtung diefer Anordnung nicht bet Nichtigfeits- 
folge vorgefchrieben war, jo war die (auch vom oberften Gerichtshofe geteilte) 
Anficht allerdings begründet, „daß durch dieſe allgemeine Beftimmung dem 
Rechte des Borfigenden, wenn er es zur Erforfchung der Wahrheit zweckmaͤßig 
findet, auch zwei oder mehrere Sachverftändige gemeinfchaftlich abzuhören, fein 
Abbruch gethan werde" (Würth, ©. 449). 

Allein die jebt geltende Str. P. O. hat im $. 236 ausbdrüdlich aus 
gefprochen, wie weit in dieſer Beziehung bie biscretionäre Gewalt bes Bor- 
figenden (88. 225 und 242) reiche; — er kann nämlich, wenn er es zur 
Erforſchung der Wahrheit zweckdienlich findet, verfügen, Daß die Sachver: 
ftändigen fowohlmwährend ber Bernehmung bes Angellagten als 
ber Zeugen im ©®erichtöfaale bleiben; — es barf jedoch außer dem 
Falle ber Gegenitellung ein noch nicht veruommener Zeuge nie bei ber 
Abbörung der übrigen Zeugen, und ebenfo der noch nicht vernommene 
Sadverftändige nicht bei der Abbörung der übrigen Sachverftändigen 
zugegen fein. — &8 ift Demnach die Auffaſſung, welche den unter 2. angeführten 
Ausiprüchen des oberiten Gerichtshofes zu Grunde liegt, mit Dem jet gelten« 
ben Geſetze nicht im Einklange*). 


*) Ich würde deßhalb jene Ausfprüche ganz übergangen haben, wenn fie nicht 


zii. „ze 


F. 238. 
Vornahme einzelner Bernehmmmgen in Abwefenheit des Angellagten. 


1. Die Mittheilung desjenigen, was in Abwefenheit bes Angeflagten 
vorkam, ift nach dem Geiſte des Geſetzes nur dann nothwendig, wenn etwas 
zu feinem Nachtheile ausgefagt wurde, damit er in bie Rage geſetzt werde, 
fih dagegen vertheidigen zu können (E. v. 27. November 1851, ©. 2. 
Nr. 297) ”). 


2. Die Verfügung, daß der Angellagte, während ber Vernehmung 
eines Mitbefchuldigten aus dem Situngsfaale abtrete, erfcheint vorzüglich 
dann nothwendig, wenn fie geitändig find und durch ihre Ausfagen die 
Heberweifung eines dritten Täugnenden Mitangeklagten hergeftellt werben foll, 
indem fonft bie im 8. 271, lit. b geforderte Bedingung der Beweistraft ihrer 
Ausfage (— völlige Mebereinftimmung in der Beantwortung yon Kragen über 
beſondere mit ber gemeinfchaftlichen ftrafbaren Handlung zufammenhängende 
Umftände, Die von ihnen vor ihrer Bernehmung nicht vorhergefehen werden 
fonnten —) vereitelt werben würde. (S. hierüber die &. v. 28. Ortober 1856 
bei 8. 271.) 


F. 239, 
Belehrung ber im 8. 113 genannten Perfonen iiber das Recht ſich der Zeugen: 
ansfage zu entichlagen. 

Sm 8.236 wird der Vorfigende ausdrüdlich angewielen, bei der Ab» 
hörung der Zeugen bie für deren Vernehmung im Unterfuchungsverfahren 
gegebenen Vorfchriften zu beobachten. Unter diefe Vorfchriften gehört auch 
jene bes $. 113, kraft welcher der Unterfuchungsrichter die bort genannten 
Perſonen über ihr Hecht, fich des Zeugniffes zu entfchlagen, zu belehren bat. 
Der BVorfitende ift baher bei der Schlußverhandlung nicht nur berechtigt, 


in Peitler's Sammlung ©. 48 und 104, und zwar ohne alle Bemerkung abgedrudt 
erfchienen, was offenbar geeignet ift, zu Mißverftändniffen Anlaß zu geben. (S. auf 
Frühwald, a. a. O. ©. 321). 

*) Diefer Anficht dürfte indeffen kaum beizupflichten fein. Es liegt nicht minder 
im Sntereffe des Angeflagten, daß er auch don dem in Kenntniß gefeht werde, was 
für den Enfchuldigungsbeweid von Wichtigkeit if. Daher ordnet dad Geſetz an, daß 
er von dem mwefentlichen Inhalte aller in feiner Abweſenheit vorgelommenen Aus. 
fagen und erheblichen Vorgänge in Kenntniß gefept werde. — Eben fo hatte aber 
auch ſchon die Str. P. DO. vom Jahre 1850 in dem entfprechenden $. 297 bei fonftiger 
Nichtigkeit vorgefchrieben, daß der Angellagte von Allem, was in feiner Abwefen- 
heit vorgenommen wurde, in Kenntniß gefeßt werde, — und Würth erläutert dieß 
(S. 455) dahin, daß damit zwar allerdings nicht eine vollftändige Wiederholung der 
in Abwefenheit ded Angellagten abgelegten Ausſagen, wohl aber eine Mittheilung der 
wesentlichen Puncte derfelben, die entweder für den Anſchuldigungs- oder 
Entfhuldigungsbemweidvon Wichtigkeit fein können, gemeint fei. 
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ſondern auch verpflichtet, alle Zeugen, welche von der Rechtswohlthat des 
8. 113 Gebrauch machen konnen, über das Recht, ſich der Zeugenfchaft zu ent- 
Schlagen, zu belehren, und zwar, dba das Geſetz in dieſer Beziehung keinen 
Unterfchied aufftellt, ohne daß es darauf ankäme, ob biefelben im Unter 
fuchungsverfahren auf diefe Rechtswohlthat Verzicht geleiftet Haben oder nicht 
(E. v. 5. Augujt 1852, ©. 3. Nr. 130). 


8. 240. 


Rechtsmittel gegen den Beſchluß des Gerichtshofes in Betreff der Verhaftung und 
Verfolgung deö Zeugen wegen faliher Ausſage. 

Bei einer Schlußverhandlung ftellte der Staatsanwalt ben Antrag, daß 
die Zeugin €. fofort verhaftet und die ftrafgerichtliche Verfolgung wegen falſcher 
Ausfage gegen fie eingeleitet werbe. Der vom Gerichtshofe gefaßte und vom 
Vorſitzenden verkündete Befchluß Tautete „auf Einftellung wegen bes mangeln- 
den Thatbeſtandes einer verbrecherifchen Handlung.” Das Urtheil in ber 
Hauptfache wurde am folgenden Tage gefällt, und zwei Tage darauf dem 
Staatsanwalte zugeftellt, der am nämlichen Tage fowohl gegen das Urtheil, 
al8 gegen jenen Einftellungsbefchluß die Berufung anmeldete und innerhalb 
ber nächiten acht Tage ausführte. 

Das Oberlanbesgericht wies die Berufung gegen den Einftellungs- 
befchluß als verfpätet zurüd, weil fie nicht gemäß 8. 203 binnen vierund⸗ 
zwanzig Stunden vom Tage der Gröffnung (Verkündigung) des Beſchluſſes 
angemeldet wurde. 

Der oberite Gerichtshof hat jedoch über die Dagegen vom Staatdanwalte 
ergriffene Beſchwerde dem Oberlandesgerichte die meritorifche Erledigung ber 
Berufung gegen den Einftellungsbefchluß aufgetragen, und zwar „in Erwä— 
gung, daß der Antrag des Staatsanwaltes auf Verhaftung und Einleitung 
ber ftrafgerichtlichen Verfolgung wegen falfcher Ausfage während ber münd- 
lihen Schlußverhandlung einer Straffache veranlaßt und geftellt wurde, — 
daß der nach vorläufiger Berathung hierüber zu Stande gefommene und von 
dem Vorſitzenden mündlich verfündigte Befchluß des Gerichtshofes zwar auf 
Einftellung der Vorunterfuchung wegen fehlenden Thatbeitandes eines Ber: 
brechen Jautete, mithin in die Form eines Einftelungsbefchluffes nach $. 196, 
lit a. gekleidet war, daß derfelbe aber nicht in Erledigung eines gegen die €. 
eingeleiteten und gefchloffenen Unterfuchungsverfahrens mit Beobachtung der 
für folche Fälle in ben SS. 192, 193, 199 und 201 enthaltenen Vorfchriften 
gefaßt wurde, weßhalb die Staatdanmwaltfchaft, um dagegen Die Berufung 
einzulegen, auch nicht an bie im 8. 203 gefeßte 2Aftündige Friſt von der Eröff: 
nung des Beichluffes gebunden fein konnte, — daß der befagte Antrag, eben 
weil er während einer Schlußverhandlung veranlagt und geitellt wurde, viel 
mehr als ein Incidenzfall im Sinne des 8. 227 anzufehen ift, gegen 
beffen Entſcheidung ein felbftftändiges, allenfallsnoch während 
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ber Verhandlung zu ergreifendes Rechtsmittel nach jenem Para- 
graphe unzuläffig war, — daß alfo der Staatdanwaltfchaft für bie 
Geltendmachung ihres Berufungsrechtes nichts Anderes übrig blieb, als bie 
Beſchwerde gegen die Entfcheidung bes Incidenzpunctes mit jener gegen 
das Erkenntniß über die Hauptfache zu verbinden” (E. v. 24. Sep- 
tember 1856, ©. 3. Nr. 130) *). | 


*) Daß der fragliche Befchluß nicht über ein abgefchloffenes und als volftändig 
erfannted Unterfuchungsverfahren und mit Beobachtung der Borfihriften des achten 
Hauptftüdes gefaßt wurde, daher nicht ald ein Einftellungdbefchluß im Ginne des 
$. 196 angefehen werden könne, unterliegt wohl feinem Zweifel. — Dagegen möchte 
ſehr bezweifelt werden, ob derfelbe als Entfcheidung über eine Zwifchenfrage im Sinne 
des 8. 227 anzufehen, und daher ein ſelbſtſtändiges Rechtsmittel dagegen 
unzuläffig fei. Denn 8. 227 fpriht nur von Entſcheidung über foldhe Zwifchen- 
fragen, welche durch Anträge der Parteien „über einzelne Puncte des Ber- 
fahrens“ veranlaßt werden. Dahin ift aber der Antrag ded Staatdanwalted auf 
Einleitung der firafgerichtlichen Verfolgung gegen einen Zeugen und fofortige Verhaf⸗ 
tung desfelben wohl nicht zu rechnen. 

Wenn ferner im $. 227 ein ſelbſtſtändiges Rechtömittel gegen die Entfcheidung 
des Gerichtshofes nicht zugelaffen wird, fo beruht dieß offenbar (— wie bei der ganz 
analogen Anordnung de $. 221 für den Fall einer vermweigerten PVertagung ber 
Shlußverbandlung —) auf der Borausfepung, daß ja die Partei, deren Antrag 
nit Statt gegeben wurde, ihre Befchwerde gegen die betreffende Entjcheidung mit 
der Berufung in der Hauptfache verbinden fünne; und daß eben deßhalb 
das Zugeftändniß eines felbfiffändigen Rechtsmittels, dem doch feine die 
weitere Verhandlung hemmende Rechtswirkung eingeräumt werden fönnte, ganz zweck⸗ 
lo8 wäre. 

Gene Borausfegung tritt nun aber bei den im Falle des 8. 240 vom Gerichte» 
hofe gefällten Berfügungen und zwar gerade für die dabei am allermeiften betheiligte 
Berfon, nicht ein. Der Zeuge oder Sachverftändige nämlich, deffen Verhaftung und 
ftrafgerichtliche Verfolgung der Gerichtähof verfügt hat, gehört nicht, wie der Staats⸗ 
anmwalt, zu jenen Perfonen, welchen das Recht zufteht, gegen das in der Hauptfache 
gefällte Erkenntniß die Berufung zu ergreifen (8. 300); — wäre alfo jene Ber 
fügung zu den Entfcheidungen über Zwifchenfragen zu zählen, gegen die fein feldft- 
ftandige® Rechtsmittel zuläffig ift, fo würde ihm überhaupt fein Rechtsmittel 
dagegen zufteben. 

Dieß flünde aber mit der ganz klaren Unordnung des 8. 314 im offenen 
MWiderfpruce. Dort wird nämlich beftimmt: „Sollte fih Jemand durch Verfügungen, 
welche nicht zu den im 8. 295 bezeichneten Erfenntniffen gehören, befchwert 
finden, fo ftebt ihm auch dagegen, in foferne der weitere Rechtszug im Geſetze 
nicht insbefondere unterfagt if, die Beſchwerde an das höhere Gericht offen.” - 
— Die im $. 314 bezeichnete Beſchwerde ift alfo dad Rechtömittel, welches dem 
einer falfhen Ausſage befchuldigten Zeugen oder Sachverfländigen gegen die Der: 
fügung des Gerichtähofes wegen feiner fofortigen Verhaftung und firafgerichtlichen 
Berfolgung zufommt, da ihm fein Geſetz ausdrüdlich (indbefondere) den meiteren 
Rechtszug unterfagt. 

Herbfl, Entfcheidungen zur Strafproceß-Drdnung. 3 
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g. 241. 


Borlefung der im Unterſuchnugsverfahren abgelegten, in weſentlichen Puncten 
abweichenden Zeugenandfagen. 
Mefentliche Buncte können wohl nur jene genannt werben, welche 
mit der angefchuldeten That in irgend einem Zufammenhange ſtehen (E. v. 23. 
Sänner 1852, ©. 3. Nr. 54). 


S. 248. 
Bertagung der Schlußverhandlung. 


Im Falle ber Krankheit eines Zeugen findet nach 8. 241 bie Vorlefung 
ber im Unterfuchungsverfahren zu Protofoll genommenen Ausfagen besfelben 
Statt, ohne daß in Diefem, oder in dem von ber Vertagung ber Schlußver 
handlung überhaupt handelnden $. 248 auf eine Vertagung hingebeutet wird, 
wenn es nachgemwiefen ift, daß ein im Unterfuchungsverfahren bereits abgehörter 
Zeuge wegen Alter, Krankheit, Gebrechlichleit ober entfernten Aufenthaltes 
füglich nicht perfönlich erfcheinen konnte (E. v. 23. April 1852, ©. 3. Nr. 93). 


8. 248 lit. a. 
Vornahme ber Verhandlung in Abwejenheit deö erfrantten Angeliagten. 


Denn auch der Angellagte früher (nach dem erften Verhandlungs⸗ 
termine) eingemwilliget hat, dag im Falle feinernochmaligen Erkrankung 
bie Berbandlung in feiner Abweſenheit vorgenommen werde, fo tft er hier 
durch, wenn er fich zur Zeit der Verhandlung in einem Zuftande befindet, wo 
er berfelben beiwohnen kann, von dem Rechte, zur Verhandlung perjönlich zu 
erfcheinen, nicht ausgefchloffen, zumal fich die Anordnung des $. 248, lit. a 
(8. 300 der Str. B. DO. vom 3. 1850) immer nur auf den Zeitpunct ber 
Verhandlung felbft bezieht, und die Verhandlung in deſſen Abwefenbeit 
mit Bezug auf feine frühere Protofollarerflärung nur dann als gerechtfertiget 
hätte angejehen werden können, wenn die Aerzte fein perfönliches Erfcheinen 
als unausführbar anertannt hätten (E. v. 2. Juni 1853, ©. 8. Nr. 76) *). 


Daraus folgt aber weiter, daß eben dieſes Rechtömittel auch vom Staats. 
anmwalte zu ergreifen fei, wenn er die Berwerfung feines dießfälligen Antrages gefeplid 
nicht begründet findet. Denn der Staatsanwalt if, was das Necht zur Ergrei- 
fung von Rechtsmitteln betrifft, vor den Parteien nicht bevorzugt, die Ergrei⸗ 
fung einer felbftfländigen Befchwerde aber iſt, wie gezeigt, durch den auf den Kal 
der Frage unanwendbaren $. 227 nicht audgefchloffen. 

) Das über die fortgefeßte (eigentlich abermald vorgenommene) Verhandlung 
am 5. April 1853 aufgenommene Protokoll bewährte, daß der Bertheidiger, nachdem 
er gegen den Antrag ded Staatdanwalted, den Angeklagten in einer Sänfte in den 
Gerichts ſaal bringen zu laffen, proteftirt hatte, den Antrag ftellte, felben vernehmen 
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8. 258. 
Juriſtiſche Gewißheit als Grumblage richterlicher Entſcheidungen. 


Ein Angeklagter hatte, um ſich der Alimentationspflicht Des Kindes zu 
entziehen, im Paternitätsproceffe einen falfchen Eid abgelegt. Es handelte 
fi) num darım, ob wegen beabfichtigter Zuwendung eines 300 Gulden über: 
fteigenden Betrages nach 8. 203 des Str. ©. auf fünf bis zehnjährigen 
ſchweren Kerker zu erfennen ſei. Dieß wurde vom oberften &erichtshofe ver- 
neint unb dabei bemerkt: „Es gebt offenbar nicht an anzunehmen, es ſei 
wahrfcheinlich, daß fich der Angellagte nach und nach den Betrag über 300 
Gulden dadurch, daß er die Suftentation lange Zeit nicht Teiften werbe, 
zumenben würde, weil nicht die Mahrfcheinlichkeit, fondern nur die 
juriftifhe Sewißheit dem Richter zum Anhaltspuncte bei feinen 
Entfcheidungen dienen darf" (E. v. 25. Jänner 1854, ©. 3. Nr. 40). 


zu laffen, ob er in die Fortfegung der Verhandlung in feiner Abwefenheit einwillige, 
daß der Staatsanwalt gegen dieſen Antrag nichts erinnert, der Gerichtshof aber deffen- 
ungeachtet diefen Antrag unter Berufung auf die von dem Angeklagten früher am 15. 
Februar 1853 abgegebene Erklärung zurüdgemwiefen habe. — Die vernommenen Aerzte 
hatten erflärt, daß der Angeklagte anſtandslos in den Gerichtsſaal Abertragen werben, 
und der Gerichtsſitzung, wenn auch nur fürzere Zeit, beimohnen könne. — — — 


Diefer Fall gibt zu nachſtehenden Bemerkungen Anlaß: Das Gefeb ($. 248, 
lit. a) geftattet nur, daß die bereits begonnene Schlußverhandlung in Abweſenheit 
des einwilligenden Angeklagten fortgefept werde, wenn er während derfelben in 
der Urt erkrankt, dag er der Berhandlung nicht weiter beimohnen kann. Dieß feht 
alfo immer voraus, daß die Berbandlung bereits in Anmwefenheit des Ange: 
klagten begonnen habe. — Wenn dagegen die Erkrankung des Angeflagten ſchon 
vor dem Beginne der Schlußverhbandlung nachgewieſen ift, fo muß letztere 
bis zur Befeitigung des Hinderniffes aufgefhoben oder vertagt merden. Das Geſetz 
geftattet aber nirgends, daß über Einwilligung des erkrankten Angeklagten mit ber 
noch gar nicht begonnenen Berhandlung in feiner Abwefenheit vorgegangen 
werde; diefe Einwilligung ift daher völlig bedeutungslos und rechtsunwirkſam, und es 
muß ein ſolches Verfahren wegen des dabei unterlaufenen, offenbar wefentlichen Form⸗ 
gebrechend aufgehoben werben ($. 303). — Daß in dem gegebenen Falle die Ber- 
handlung ſchon einmal begonnen hatte und wegen ber Erkranfung des Angeklagten 
vertagt, in der Zwiſchenzeit aber von ihm die fragliche eventuelle Einwilligung gegeben 
worden war, macht hiebei gar feinen Unterfchied. Denn aus ben 88. 248 und 235 
geht fehr deutlich hervor, daß nur im Falle, einer (kurzen) Unterbrechung die bereitd 
begonnene Verhandlung einfach fortgefegt werden dürfe, — im Falle einer eigent- 
lichen Bertagung aber eine neue Berbandlung vorgenommen werden müffe, alfo bie 
Berbandlung neuerlih beginne (f. auch die bei 8. 222 angeführte E. v. 8. Jänner 
1852 und Weber: „Ueber die Bertagung einer Hauptverhandlung” in der Beilage zu 
Nr. 130 der ©. 3. vom Jahre 1851). 


3" 


— 36 — 


$. 259. 


Berückſichtiguug ber im Unterfuchungsverfahren vorgelommenen Beweismittel, in 
foferne von ihnen in der Schlußverhandlung Gebraud gemacht worden if. 


Der Angeflagte behauptete, da nur dasjenige als erwielen angefeben 
werben koͤnne, was bei der Schlußverhandlung vorgelonmen tft, und dba der⸗ 
felben nur Ein Sachverftändiger beigezogen wurde, fo ſei durch deſſen Ausfage 
nicht erwielen, daß bei dem Befchädigten eine Berufsunfähigfeit yon zwanzig 
oder dreißig Tagen ohne zufällig Hinzugefommene Zwifchenurfachen eingetreten 
jet. — Bei diefer Behauptung hat jedoch der Angeklagte überjehen, daß nad 
8. 259 das erkennende Gericht nicht nur alle in der mündlichen Schlußver- 
handlung, fondern auch die in dem Unterfuchungsverfahren vorgefommenen 
Beweismittel zu berüdfichtigen hat, in foferne von ihnen in der Schlußver- 
bandlung Gebrauch gemacht worden iſt. Da nun bei der Schlußverhandlung 
nach Ausweis des hierüber aufgenommenen Protokolles der Befund der Aerzte 
vorgelefen worden ift, fo war biefer Befund allerdings zu berüdfichtigen. 
Durch ihn erfcheint aber mindeſtens eine zwanzigtägige Dauer der Gefund- 
beitsftörung als conftatirt, ohne daß von zufällig hinzugekommenen Zwifchen- 
urfachen irgend eine Anregung gemacht worden wäre (E. v.6. November 1855 
©. 3. Nr. 142). 


$. 260. 


Schwähung ber Glaubwürdigkeit beſchworner Zengenausſagen durch bie 
Unwahrſcheinlichkeit ihres Iuhaltes. 


1. Die Zeugen Johann R. und Florian ©. haben zwar ihre Ausfagen 
beſchworen, allein diefelben erfcheinen beffenungeachtet in Beachtung des 
8. 260, und zwar abgejehen von dem ungünftigen Moralitätszeugniffe, welches 
von dem Pfarrer und dem Gemeindevorftande über Florian S. ausgeftellt 
vorliegt, nicht glaubwürdig. Diefe Zeugen geben nämlich an, es fei dem 
Beamten H. der fohriftliche Vertrag, mittelft welchem Johann R. im Sabre 
1834 feine Mühle dem Florian ©. verkauft hatte, mit dem Verlangen vorgelegt 
worden, den neuen Kaufvertrag zwifchen Letzterem und dem Angeklagten St. 
gleichen Snhaltes, wie jenen vorgelegenen früheren Vertrag abzufaflen. Der 
Angeflagte wiberfpricht dieß, und in der That ift es höchſt unwahrfchein- 
Lich und nicht glaublich, Daß der Beamte H. Die Bedingung: ber neue Käufer 
St. fei gleich dem früheren Käufer ©. gehalten, für den ganzen Hausbebarf 
bei ber Wirthfchaft des Johann R., fo lange dieſer oder fein Eheweib lebt, 
das ®etreibe mauthfrei zu vermahlen — in ben neuen Vertrag aufzunehmen 
unterlafien hätte, wenn ihm der frühere Vertrag, befien Inhalt kurz if, 
und in welchem die erwähnte Bedingung in einem eigenen Abſatze beutlich 
ausgedrückt tft, wirflich vorgelegt und das Verlangen geftellt worben 
wäre, ben neuen Vertrag ganz gleichen Inhaltes wie ben früheren 
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abzufaifen. Ebenfo ift e8 auch unwahrfcheinlich, daß, wenn bie Aus- 
laffung bei der Vorlefung bes Vertrages bemerkt wurde, ber Beamte bie von 
R. angeblich verlangte Beiſetzung der erwähnten Bedingung abgelehnt, und 
bie Parteien auf die Schließung eines abgefonberten Vertrages über biefe 
Bedingung verwielen haben follte. — Daß fi das Erwähnte bei der Ab⸗ 
faffung bes fchriftlichen Vertrages in der Amtskanzlei nicht zugetragen habe, 
und bie dießfällige Ausfage der Zeugen nicht glaubwürdig fet, ergibt fich noch 
deutlicher aus den eidlichen Ausfagen bes Joſef R., welcher von Johann R., 
dann bed Georg S. und Mathias G. welche vor einigen Jahren von 
Florian ©. die Aeußerung vernonmen haben, Daß bei der Abfafjung des Ver⸗ 
trages in der Amtöfanzlei auf die Bedingung des mauthfreien Vermahlens 
bes Getreides bed R. vergefien und diefelbe erft unterwegs von der Kanzlei 
nach Haufe von R. zur Sprache gebracht worden fei; — fu wie auch ber Zeuge 
Gregor ©. eidlich ausfagte, von ©. gehört zu haben, daß Die erwähnte Ver- 
pflichtung in der Amtskanzlei nicht zur Sprache gebracht, fondern ganz darauf 
vergejfen morben ſei. — Es Tann baher burch die Ausfagen ber Zeugen 
Johann R. und Florian ©. das Gegentheil deffen, was der Angeflagte im 
Civilproceſſe beſchworen, und fomit, baß er einen falfchen Eid gefchworen 
habe, nicht als rechtlich bewiefen angefehen werden (E. v. 18. ‚April 1855, 
®. 8. Nr. 68) *). 
Gegenbeweiß. 


2. Ein Randesgericht hielt drei vom Angellagten namhaft gemachte 
Zeugen deßhalb für unerheblich, weil durch biefelben bloß ein negativer 
Beweis hergeftellt werben Fönnte, während bereitö der pofitive Beweis der 
vorgebrachten Beichimpfung durch die Ausfagen bes Privatanflägers und 
zweier anderer Zeugen hergeftellt fei. 

Der oberite Gerichtshof erflärte jedoch diefe Gründe nicht hinreichend, 
um bie genannten drei Zeugen von der Bernehmung auszufihließen. Denn, 
„es iſt zwar richtig, Daß deren Ausfagen auf die Ueberweiſung des Befchul- 
Digten feinen Einfluß üben würden, wenn diefe Zeugen ausfagen follten, 
daß fle von der fraglichen wörtlichen Ehrenbeleidigung nichts wiffen, ihnen 
alfo von dieſer Beleidigung nichts befannt fei. Sobald fie aber ausfagen 


*) Der aufgetragene Haupteid ging dahin, daß der Beklagte St., nachdem der 
zwifchen ihm und Florian ©. geichloffene, bei der Herrfihaft Plankenftein von dem 
Beamten 9. fchriftlich verfaßte Kaufvertrag vom 22. November 1836 über die Mahl- 
mühle zu Door vorgelefen worden war, auf die Bemerkung des ald Bürge und Zahler 
dabei gegenwärtig gewefenen Johann R., daß St. ebenfo, wie früher Florian ©. für 
den ganzen Hausbedarf bei feiner (ded R.) Wirthſchaft, jo lange er oder fein Weib 
lebe, das Getreide mauthfrei vermahlen müffe, und daß diefe Bedingung in den obigen 
Vertrag aufgenommen werden folle, erwidert habe: „dieß fei nicht nothwendig, da er 
(St.) diefe Berbindlichkeit auch ohne deren Aufnahme in den fchriftlichen Vertrag 
erfüllen werde.” — Diefen Eid hat St. bei der Tagſatzung am 30. uni 1853 in 
derneinender Form und mit dem Beifape: „feines Wiffend und Erinnern?” abgelegt, 
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würben, daß fie durch Die ganze Zeit des zwiſchen dem Privatankläger 
und dem Angellagten geführten Gefpräches und Wortfireites in der Traiteusie 
gegenwärtig und immer auf biefed Geſpraͤch und dieſen Wortfireit genau auf 
merkſam waren, und fich bie volle Ueberzeugung verfchafft haben, daß fich ber 
Angellagte der fraglichen wörtlichen Ehrenbeleidigung nicht bedient habe, fo 
fönnte eine folche ganz beftimmt Iautende Zeugenfchaft auf Die Hebergeugung 
der über die Schuld des Angeflagten urtheilenden Richter allerdings einen 
wefentlichen Einfluß üben” (E. v. 3. Mai 1854, ©. 3. Nr. 75). 


8. 268. 
Beweiskraft ded Kunſtbefundes. 


1. Der Befund der als Sachverſtaͤndige zugezogenen Aerzte ſoll dem 
Richter in der Regel nur zur Informirung über die Beſchaffenheit ber Ver 
letzung in Intenfiver und ertenfiver Beziehung, über deren Folgen, ihren Zu: 
fammenhang mit der veranlaffenden Handlung und über andere Umftände 
bienen, um zu ber zur Entjcheidung über das Vorhandenſein bes Verbrechens 
erforderlichen Weberzeugung zu gelangen; — der Richter ift aber an biefen 
Ausſpruch der Sachverftändigen bei der Zällıng feines Spruches nicht uner- 
Läßlich gebunden (E. v. 25. Auguft 1851, ©. 3. Nr. 217). 

Diefem Grundfaße gemäß wurde erfannt, Daß die Gerichte bie Ver⸗ 
letzung, welche bie Aerzte als eine „Teichte” bezeichneten, allerdings als eine 
„ſchweere“ zu erflären berechtigt waren ”). 

2. Auf Srundlage des Befunbes der Fabricationscommiffton ber öfter 
reichifchen Nationalbank, welche die ihr vorgelegten Falfificate als „ganzmiß- 
Iungene Nahahmungsverfuche” erflärte, erfannte das Landesgericht 
den Angeklagten, obfehon er bie Kalfificate theild ausgegeben, theils auszu- 
geben verfucht hatte, nur des Verbrechens der verfuchten Nachmachung öffent: 
licher Grebitspapiere fchuldig. 

Der oberfte Gerichtshof aber erflärte die Thatals das Vollbrachte Ver: 
brechen. Denn bei der beftimmten Faſſung bes $. 106 Str. ©. hänge die Feft- 
ftellung bes Begriffes der vollbrachten That ober des Verſuches 
durchaus nicht ab von ber größeren oder geringeren Vollkommenheit bes Zalfi- 
ficates, fomit auch nicht vom Outachten der Kunftverftändigen, welchen hie⸗ 
burch eine die Gränzen bes 8. 98 der Str. P. O. weit überfchreitende Macht 
eingeräumt würde (E. v. 12. September 1855, ©. 3. 1856 Nr. 3) **). 


und wurde deßhalb wegen des Verbrechens des Betruges durch Ablegung eines faljchen 
Eided in den Anklageſtand verfept. 

*) ©. über diefe Enticheidung den Auffap von Ney: „Wer hat die Frage, ob 
eine Verlegung ald eine ſchwere zu betrachten fei, zu entfcheiden” (Beilage zu Rr. 253 
der ©. 3. vom Jahre 1851). 

*) Bom gleichen Grundſatze war auch ſchon bei der €. v. 25. Zuli 1855 (©. 3. 
Nr. 105) audgegangen worden. 
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3. Bei einem Falle von Münzverfälfchung handelte es fidh um bie 
Trage, ob wegen leichter Erkennbarkeit der Verfälſchung nach 8. 119 
bes Str. ©. die niedrigfte Strafe von einem bis fünf Jahren, ober die höhere 
von fünf bis zehn Jahren in Anwendung fomme. Der Befund des Münz- 
amtes in Benedig lautete dahin, Daß die verfertigten falfchen Liren aus ober- 
flächlich verfilbertem Meffing beftehen, werthlos, und vorzüglich burch bie 
an ben erhabenen Stellen fichtbar hervortretende gelbe Meffing- 
farbe ſehr leicht als falſch erkennbar feien. 

Der oberite Gerichtshof erkannte jedoch ben Höheren Straffat als 
anwendbar, und zwar in der Erwägung, Daß bie leichte Erkennbarkeit ber Zäl- 
fchung, die nach dem Ausfpruche der Erperten auf dem fichtbaren Hervortreten 
des unedlen Metalles (Mefling) an den erhabenen Theilen ber Münzen beruht, 
zunächit nicht dem Faͤlſcher und den erſten Auögebern derfelben zu Gute 
kommen könne, weil die Münzen aus ihren Händen verfilhert in den Verkehr 
gelangten, und das theilmeife Berfchwinden des Silber nur bie fpäter ein. 
getretene Folge der Abnützung durch den Verkehr fei, und daß ber erwähnte 
Ausspruch Der Kunftverftändigen durch Die Thatfache ber Ausgabe 
einer bedeutenden Menge falſcher Stüde an verſchiedene Per 
fonen entfräftet werde, worunter fih noch dazu ſolche befanden, 
bei denen bie Möglichkeit, Durch falfche Münze leicht getäufcht zu 
werben, nicht angenommen werden fönne (E. v. 15. April 1856, ©. 2. 
Nr. 69). 


8. 264 lit. d und 8. 265. 


Beftätigung des Geſtändnifſes durch die über die Umſtände der ftrafbaren Handlung 
eingebolten Erfahrungen. 

Zur Beweistraft des Geftändniffes genügt es nicht, wenn 
nur überhaupt eingeftandene Umftände durch die anbermweitigen 
Erhebungen beftätiget wurden, fundern es müffen dieſe Umſtände 
gerade foldhe fein, welche betätigen, daß die flrafbare Handlung 
geichehen fei. 

Diefer wichtige Grundſatz wurde in nachitehendem Falle ber Entfchei« 
dung des oberften Gerichtshofes zu Grunde gelegt: 

H., des Verbrechens des Kindesmorbes angellagt, legte freiwillig folgen» 
bes Bekenntniß ab: „Sie ſei etwa Ende October 1854 fchwanger geworden. 
Am 16. Auguft 1855, als fie verfpürte, daß die Geburt, nahe fei, habe fie fich 
auf den Heuboden ihres väterlichen Haufes begeben und dort ein Kinb 
geboren, an dem fie Fein Athemholen bemerkte, und welches fich meber 
bewegte, noch einen Laut von fih gab. Nur das Schlagen ber Halsader habe 
fie vermuthen Iafien, daß das Kind lebe. Mit der Abficht, es zu töbten, habe 
fie das Kind mit der Tinten Hand rädwärts am Halfe gefaßt und hier fo lange 
einen ftarten Drud ausgeübt, bis das Schlagen der Bulsader aufhörte und 


bas Kind tobt vor ihr Tag. — Am Tage barauf habe fie bie Leiche des Kindes 
in eine Schürze gebunden, in einer mit Werg gefüllten Kifte verborgen, und 
nachdem die Leiche dort mehrere Tage gelegen war, fie am 24. Auguft fanımt 
der daran hängenden Nachgeburt in den Inn geworfen, wo fie fogleich unter 
gefunten ſei.“ 


Bon ber erften Inſtanz wurde H. von dem Verbrechen des Kindes⸗ 
mordes wegen Unzulänglichkeit der Beweismittel freigefprochen und nur ber 
Vebertretung ber Verheimlichung der Geburt nach $. 339 des Str. ©. ſchuldig 
erfannt. „Denn (heißt e8 in ben Entſcheidungsgründen *), es Tünne zwar kein 
Zweifel darüber beftehen, daß das Geitändniß der H. ein wahres und auf 
richtiges ſei. Allein, da die Str. P. D. die Verurtheilung auf Grund ber 
bloßen inneren Ueberzeugung bes Richterd ausschließt und einen firengen foͤrm⸗ 
lichen Beweis der Schuld verlangt, fo müſſe zunörberft unterfucht werben, ob 
alle Srforderniffe vorhanden find, welche das Geſetz aufftellt, damit das Ge⸗ 
ftändniß bie Kraft eines rechtlichen Beweifes habe. Nach 8. 264, lit. d muß 
das Geftändniß des Beichuldigten, um zum rechtlichen Beweiſe zu dienen, mit 
den über die Umftände der ftrafbaren Handlung eingeholten Erfahrungen im 
Mefentlichen übereinitimmen; ebenfo fchreibt der 8. 265 vor, daß wenigſtens 
einige Umftände, durch welche die gefchehene ftrafbare Handlung beftätigt 
wird, erhoben fein müflen. Damit alfo im vorliegenden Falle das 
Geſtändniß der Angellagten Die Kraft eines Beweiſes erhalte, 
müßte basfelbe durch folche äußere Umſtände unterſtützt fein, welche 
in ihrem Zufammenhange den Thatbeftand des Kindesmordes 
bilden. Alle erwiefen vorliegenden Thatfachen, welche der Geburt vorausgingen 
oder fie begleiteten, fo wie Die Erhebungen über die Leiche bes Neugebornen find 
nur dann von Bedeutung, wennfiemitbereingeftandenen Tödtungeines 
neugebornen lebenden und lebensfähigen Kinbes in einer Bezie 
hung ſtehen. — Nunift zwar erwiefen, Daß die Angellagte geboren 
bat. Allein dieſer Umftand bildet für fih allein nicht den Thatbeftandb des 
Verbrechens, und wenn man auch auf Grundlage des eingeholten ärztlichen 
Sutachtens als erwieſen annehmen wollte, daß die geborne Frucht reif und 
ausgetragen war (ein Ausfpruch, der einzig und allein auf die Spuren am 
Körper ber Mutter gegründet, immerhin fehr gewagt ift), fo fehlt Doch jeber 
objeetive Beweis darüber, daß das Kind lebend zur Welt ge 
tommen fei.“ 

„Die Ausfagen der Mutter und Schwefter ber Angellagten find 
gleichfalls nicht genügend, um irgend einen Umstand zu bewahrheiten, welcher 


*) Die ausführliche Aufnahme diefer Entfcheidungsgründe ift nothwendig, nicht 
nur, weil daraus die einzelnen außer dem Geftändniffe erwiefen vorliegenden That. 
fachen hervorgehen, fondern aud weil fie in den Motiven des oberften Gerichtähofes 
bezogen und dadurch zu einem integrivenden Beftandtheile der lepteren gemadt 
wurden. 
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auch nur entfernt auf das Verbrechen hindeuten würde. Denn biefe Perfonen 
beflätigen nur Die Thatfache, dag die Angellagte an dem von ihr 
angegebenen Orte geboren babe. Wie groß aber tft der Abftand, 
zwijchen dem rein phyſiſchen Acte ber Geburt und der Tödtung des Kindes, 
einer freien Handlung, welche Bewußtſein und Entſchluß vorausfegt. Die 
Spuren von Shmuß, bie fich in der Kifte fanden, in der nach dem Geftänd- 
nifje die Leiche fieben Tage hindurch gelegen wäre, fo wie ber üble Geruch, 
ber fich bei ber Eröffnung verbreitete, find Umſtaͤnde, welche allerdings ben 
Verdacht, daß dort eine Leiche gelegen fei, befeftigen, und das Geftändniß der 
Angellagten, daß fie das todte Kind dorthin gelegt habe, betätigen. Aber 
fie vermögen bie wichtige und allein entjcheidende Frage nicht zu Iöfen und 
aufzuffären, ob das Kind bei der Gchurt gelebt Habe und mas die Urfache 
feines Todes gewefen fei. In ber That deuten fie nur darauf hin, daß bie 
Angellagte ihre Geburt verbergen wollte, eine Handlung, die nach 8. 339 Des 
Str. G. nur eine Uebertretung bildet.” 


„Auch der Umftand, bag fie ihr Kinb in den Inn geworfen babe, 
ift nicht im Seringften eriwiefen. Ungeachtet das ganze untere Innthal ent- 
lang Nachforſchungen angeftellt wurben, fo ward doch bie Leiche des Kindes 
nicht gefunden. Denn bie Jdentität der am 10. September aufgefundenen 
Leiche eines Kindes mit dem von ber Angellagten gebornen ift nicht feftgeftellt; 
vielmehr wird von dem einvernommenen Kreisarzte biefe Identität geradezu 
in Abrebe geftellt, weil das am 16. Auguft geborne Kind fi) am 10. Sept. 
noch nicht in einem fo vorgefchrittenen Zuftande der Fäulniß befinden konnte, 
und weil ferner Das Gewicht und der Umfang der aufgefundenen Leiche, welche 
durch den Augenfchein erhoben wurben, wahrfcheinlich machen, daß fie eine 
unreife Frucht war, während das Kind ber Angeflagten ihrem Geftändniffe zu 
Folge ein volllommen reife war. — Aber auch bei nachgewiefener Identität 
würde baburch das Geſtändniß um nichts verftärkt werben, weil e8 wegen ber 
zu weit vorgefchrittenen Yäulniß nicht möglich war, feitzuitellen, ob das Kind 
lebensfähig und was die Tobesurfache war.” 


„Da auch bie plöglihe Veränderung in dem Körperumfange ber 
Angellagten nur ein Verdachtsgrund einer ftattgehabten Geburt, nicht aber 
eines begangenen Kinbesmordes ift, fo fehlt e8 an jedem objectiven Beweife 
des Factums und fomit an jeber Unterftügung bes von ber Angeflagten abge: 
legten Geſtaͤndniſſes.“ 


„Wenn man ferner die WVorfchrift des 8. 90 erwägt, wornad bei 
Erhebungen von Kinbestödtungen auch zu erforfchen iſt, ob das Kind Iebendig 
geboren und fein Leben außer der Mutter fortzufegen fähig geweſen wäre, eine 
Erhebung, die im vorliegenden Falle unmöglich war, fo wird man nothwendig 
zu dem Schluffe gedrängt: daß mit Rüdficht auf die Mare Beflimmung bes 
$. 265 gegenüber der Angellagten der gejetliche Beweis bes Verbrechens bes 
Kindesmordes nicht hergeftellt iſt.“ 
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Das Oberlandesgericht erkannte fie dagegen biefes Verbrechens für 
ſchuldig, worauf ber oberfte Gerichtshof über Berufung bes Vertheidigers das 
Urtheil der erften Inftanz aus folgenden Gründen wieder berftellte: 

„Die Angeklagte kann auf Grundlage ber eingeleiteten Erhebungen, 
insbejondere bes Gutachtens der Sachverftändigen, ungeachtet ihres vorliegen» 
ben Geftändniffes nicht des Verbrechens bes Kindesmordes als überwieſen 
angefehen werden. Denn, wie in den Entjcheidungsgrünben ber eriten 
Inſtanz ausführlich entwidelt wird, mangelt der objective Beweis ber 
gefchehenen Tödtung des Kindes; es ift fomit bas im $. 264, lit. d aufs 
geftellte Erforderniß nicht vorhanden , wornach das Geftändniß, das fich im 
vorliegenden Kalle in Beziehung auf das Leben des Kindes auf bie bloße 
Wahrnehmung von Pulsichlägen befchränkt, mit den über die Umftänbe 
ber ftrafbaren Handlung, alfo hier über Die Tödtung Des Kindes ein 
geholten Erfahrungen übereinftimmen muß.“ 


„Durch die eingeholten Erfahrungen iſt aber im vorliegenden Kalle 
keineswegs ber Beweis hergeitellt, Daß die von der Angeklagten zur 
Melt gebrachte Frucht lebendig und lebensfähig gewefen. Auch 
verbreiten Die Erhebungen Fein Licht darüber, was die Todesurfade 
geweſen fei. Endlich berechtiget nichts zu der Annahme, daß bie am 10. 
Sept. 1855 aufgefundene Leiche jene des Kindes der H. gewefen fei, indem bei 
der vorgefchrittenen Faäͤulniß berfelben ein Urtheil darüber unmöglich war“ 
(E. v. 29. Jänner 1856, ©. 3. Nr. 93). 


8. 268. 
Beweis des geläugneten böſen Borfates, 


1. Wer übermiefen ift, daß er, ungeachtet er wußte, daß feine Drohungen 
von Anderen werden gehört werden, felbe dennoch ausfprach, wird auch für 
überwiefen gehalten, daß er diefe Drohungen mit der Abficht, um gehört zu 
werden (Str. ©. $. 496), audgefprochen hat (E. v. 19. Juli 1854, ©. 3. 
Pr. 111). 

2. Das Willen oder Bewußtſein bed Verwahrers, bag das verhehlte 
Gut entwendet fei, ift ein Gemüthszuftand, auf den nur aus den Neben» 
umftänden und obwaltenden Verhältniſſen gefchloffen werden Tann, und in 
welchem eben der böfe Vorfab liegt. Diefes böfen Vorſatzes ift aber der An- 
geflagte für überwieten zu halten, da er nach ben obwaltenden Umſtänden 
nicht zweifeln konnte, Daß das Geld und die Efferten irgendwo entwendet fein 
mußten (E. v. 3. Jänner 1855, ©. 3. Wr. 41). 

3. Die Behauptung, die Eigenfchaft der an fich gebrachten Sache als 
einer geftohlenen nicht gewußt zu haben, muß mit Rüdficht auf die SS. 185 
und 186 des Str. ©. dem Läugnen bes böfen Vorſatzes gleichgehalten werben, 
ba das Wiffen irgend eines Umſtandes wohl felten auf dirertem Wege 
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bewieſen, ſondern gewoͤhnlich nur aus concludenten Handlungen gefolgert 
werden kann (E. v. 25. Jaͤnner 1855, ©. 3. Nr. 49). 

4. Der vierzehnjährige Johann P. Hatte feinen fechzehnjährigen Bruder 
Joſeph P. zur Vornahme einer Arbeit aus dem Zimmer herausgerufen. Ta 
er ihn bei Diefer Gelegenheit wegen feiner Saumfeligfeit ausfchalt, fo Tief ihm 
Joſef P., darüber in Zorn gerathen, in den Hofraum nach, und warf ihm mit 
den Worten: „Warte nur, ich werde es bir geben, weil bu mich ausfpotteft" — 
ein zufällig in ber Hand gehaltenes fpigiges Kolbeneifen in der Entfernung 
von ungefähr 16 Schritten nach. Das mit Kraft nachgemorfene Eifen drang 
am Hinterhaupte Durch die Schäbelbebedung in die Schäbelhöhle und bei 
6 Linien tief in die Gehirnſubſtanz, und hatte am vierten Tage nach biefem 
Borfalle den Tod bes an der Gehimlähmung verftorbenen Johann P. zur 
Folge. Der Thäter fuchte die boͤſe, auf Zufügung einer Befchädigung 
gerichtete Abficht mit der Behauptung in Abrebe zu ftellen: „er habe feinen 
Bruder durch das Nachwerfen bes Eifens bloß fchreden wollen, und habe 
basjelbe auf's Gerathewohl, ob er den Bruder treffe ober nicht, bemfelben nach« 
geworfen.“ 

Deffenungenchtet nahmen beide untere Snftanzen bie feindfelige Ab- 
ſicht als vollkommen erwiefen an; der oberfte Gerichtshof dagegen fprach fich 
dahin aus, dag Joſef B. mit Hinblick auf den 8. 268 ber Str. P. O. der von 
ihm geläugneten feindfeligen Abficht nicht überwieſen werden Eönne. 
Dies wurde damit begründet, daß fich die That plößlich ereignete, und daß 
das eingetretene Hebel weder in der Handlung felbit fchon gelegen war, noch 
nach der natürlichen Ordnung der Dinge nothwendig aus derjelben erfolgen 
mußte, noch gewöhnlich aus folchen Handlungen zu erfolgen pflegt. Aus der 
Aeußerung bes Angellagten: „Warte nur, ich werde es dir geben! weil 
du mich ausfpotteft”, die fich mit feiner Vertheidigung: „er habe feinen 
Bruder bloß Schreden wollen”, wohl vereinigen laſſe, fünne daher ber 
böfe Vorſatz um fo minder für erwiefen angenommen werden, als die Ber- 
anlaffung viel zu unbedeutend mar, um bei dem beiten Einverftändniffe beider 
Brüder annehmen zu follen, daß Joſef P. das Eifen feinem Bruder im Ernite 
d. h. in der Abficht, ihn zu befchädigen, nachgeworfen habe. 

Sofef P. wurde daher von der wegen des Verbrechens des Todtfchlages 
gegen ihn erhobenen Anflage wegen Unzulänglichleit Der Beweis: 
mittel freigefprochen, Dagegen bes Vergehen gegen die Sicherheit des Lebens 
(nach 8. 335 des Str. ©.) für fehuldig erkannt, weil er von feiner Handlungs- 
weile einzufehen vermochte, daß fie eine Gefahr für das Leben, die Gefundheit 
oder körperliche Sicherheit feines Bruders herbeizuführen geeignet fei (E. v. 
6. Juni 1855 ; Zeitfchr. für ©. und R.; J., Wr. 3). 

5. Sn der noch bei $. 279, 3.1, unter 2. anzuführenden E. v. 22. Auguft 
1855 (©. 3. 1856, Nr. 16), wurde auch ausgefprochen, daß e8 „der befon- 
deren Nachweifung bes böfen Vorſatzes (der auf Befriedigung Der 
Geſchlechtsluſt gerichteten Abſicht) nicht bebürfe, weil diefer nach der Natur 
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ber Handlung (Betaften der Gefchlechtstheile des Kindes und Reiben an ben- 
jelben) mit ihr um fo mehr verbunden angenommen werden muß, als ber An- 
geflagte eine andere Abficht, einen andern Zweck feiner Handlung darzuthun 
oder auch nur wahrjcheinlich zu machen nicht vermochte.“ 


Strafbare Handlungen, bei welchen der böſe Vorfat, weil in der Handlung ſelbſt 
gelegen, eines beionderen Beweiſes nicht bedarf. 


Majeſtätsbeleidigung (Str. ©. $. 63). 

Wenn eine Aenßerung ſchon nach ihrem Wortlaute, nach dem zweifel- 
ofen Sinne ihres Inhaltes, eine Schmähung, Käfterung oder Verſpottung 
ausdrüdt, fo bedarf es feiner befonderen Nachweiſung eines böfen Vorſatzes, 
weil er nothwendig aus der Neußerung felbit erkennbar ift (&. v. 27. October 
1853, Hye's Erl. des Str. G. J. ©. 764). 


Deffentlihe Sewalttbätigfeit durch gewaltfamen Einfall in 
fremdes unbeweglidhes But (Str. ©. $. 83). 

Die Behauptung, daß die Störung des Jagbrechtes ohne böfe Abficht 
und nur zur Abwehr von Schaden unternommen worden, kann Die Sträflichfeit der 
That nicht beheben, da eine folche gewaltfame Seldfthilfe felbft da, wo hie 
durch ein angefprochenes Recht durchgeſetzt werben will, als Verbrechen ber 
öffentlichen Gewaltthätigfeit (Str. ©. $. 83) erflärt ift, es fomit auf die Motive 
der That nicht ankommt, der böfe Vorſatz der gewaltfamen Störung bes 
Sagdrechtes aber in der That ſelbſt liegt (E. v. 3. März 1853, ©. 3. 
Str. 36). 


Deffentlihe Gewaltthätigkeit durch unbefugte Einfohränfung der 
perfönlichen Freiheit (Str. G. 8. 93). 

An der Eignung ber That zu dem im $. 93 des Str. ©. bezeichneten 
Derbrechen (der öffentlichen Gewaltthätigleit burch unbefugte Einſchraͤnkung 
ber perfönlichen Freiheit) ändert auch der Umftand nichts, daß der Beſchuldigte 
urfprünglich nur die Entfernung des ©. von dem Dienfte eines Werksdirectors 
in Drauthal beabfichtiget Haben mag, und erft durch die Weigerung desfelben, 
fein Wohnzimmer öffnen und durchjuchen zu laſſen, und durch den Verfuch, ſich 
vom Haufe zu entfernen, um gegen das unbefugte gewaltthätige Auftreten bes 
Beichuldigten und feiner Gefährten Schuß zu fuchen, zu dem Gntfchluffe 
gelangte, ©. durch Anhaltung und Bewachung an dem Gebrauche feiner 
perfönlichen Freiheit zu hindern. — Dem Beichuldigten fällt vielmehr aud 
nach 8. 268 der zum Verbrechen erforderliche böfe Vorſatz zur Laſt, ba das 
dem ©. zugefügte Uebel ſchon in der Handlung felbft gelegen war 
(E. v. 8. Mai 1855, ©. 3. Nr. 76). 


Münzverfälfhung (Str. ©. 8. 118). 
Wenn e8 gleich richtig tft, daß das Verbrechen ber Müngversfälfchung 
nach der Begriffsbeftimmung bes $. 118, Iit. a ſchon daburch begangen wird, 
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wenn Jemand unbefugt Münze fchlägt, und daß Die Abficht, felbe auszu- 
geben, geradezu nichterfordert, fondern biefelbe fhon in ber That 
vorausgeſetzt oder vermuthet wird, fo ift doch eben fo gewiß, Daß gegen 
biefe Bermuthung fich erweifen Tann, es habe ber Angeflagte bei feiner Hand⸗ 
fung gar feinen böfen Vorfag gehabt, und dag ihm daher biefelbe, ba e8 ohne 
böfen Vorſatz überhaupt Fein Verbrechen gibt, auch nicht als Verbrechen ber 
Münzverfälfchung zugerechnet werben Tann (E. v. 11. Sänner 1854, G. 8. 
Nr. 31) ”). 


Religionsftörung durch Gottesläſterung (Str. ©. 8. 122, lit. a). 


Die Kundgebung folcher Reben, deren inhalt zweifellos eine Gottes- 
läfterung enthält, begründet das Verbrechen der Reltgionsftörung, ohne daß 
ein weiterer Beweis der böfen Abficht erforderlich wäre (&. v. 27. Detober 
1853, Hye's Erläut. des Str. ©. 1. ©. 764) "*). 


Schwere törperlihe Beſchädigung (Str. ©. $. 152). 


Mas den böfen Vorſaz betrifft, fo liegt derfelbe fchon in ber vom An⸗ 
geflagten verübten rohen Mißhandlung felbft**), und wenn er baburd 
mittelbar die Herftellung der geitörten Ruhe bezielt hat, jo war 
doch vermöge der Art des Verfahrens wider Den Befchädigten bie nächte 
Abficht des Angeklagten offenbar eine feindfeltge, wornach der zum Verbrechen 
ber ſchweren Törperlichen Befchäbigung erforberliche böfe Vorſatz nach 8. 268 
bargethan vorliegt (E. v. 20. März 1855, ©. 3. Nr. 61). 


Die feindfelige Adficht bei der Mißhandlung ift Durch das Geſtändniß, 
die S. auß Zorn fo behandelt zu haben, nachgewiejen, abgefehen davon, 
daß diefe feindfelige Abſicht ſchon in der Handlung liegt E. v. 4. 
Juli 1855, G. 3. N. 98). 


*) Der Angeklagte hatte, während cr bei dem wegen Münzverfälſchung ver- 
urtheilten C. im Dienfte ftand, im Perborgenen und ohne deffen Wiffen, mittelft eines 
im Keller verftedt gefundenen Abdruckes, 4 oder 5 Stüd Lire aus flüffig gemachten 
Blei gegoffen, diefelben aber wieder vernichtet, ohne fie auszugeben. Sein 
jugendlicher Leichtſinn, die LKeichtigkeit und Unbefangenheit, mit welcher er Diefe Münzen 
einigen Freunden zeigte, und die auf den erften Blick erkennbare Falfchheit derfelben 
berechtigten jedoch zu der Annahme, daß er fie, wie er behauptete, aus bloßer Neu- 
gierde, zur Probe gemacht und nicht die Abficht hatte, fie auszugeben. 


»*) Ebenſo fpricht fih auch die E. v. 17. Februar 1853 aus (in der Beilage 
zum VII Bande des Haimerl’fhen Magazines, Nr. 78). 


»2) Sr hatte den Befchädigten bei den Ohren gepadt, gefchüttelt, zweimal an 
die Mauer geftoßen, auf den Boden geworfen, vom Zimmerboden über eine Fleine 
Stiege vor dad Haus gezogen und ihn dort im Schnee liegen gelaffen. 
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Betrug Durch Bewerbung um ein falfches gerichtliches Zeugniß 
(Str. G. 8. 199, it. a). 


Der böfe Vorſatz Tiegt bei der Bewerbung um ein falfches Zeugniß in 
der Handlung felbft (E. v. 26. April 1854, ®. 3. Nr. 64). 


Betrug Durch Gebrauch von falſchem Maß oder Gewicht (St. G. 
8. 199, lit. c). 


Die Abficht der Irreführung und Befchädigung liegt in dem wiſſent⸗ 
lichen Gebrauche einer falfchen Wage felbit (E. v. 19. April 1854, ©. 3. Nr. 64). 


Berfälfhung von Privaturfunden (Str. ©. $. 201, lit. a). 


Der Angellagte hatte einen Wechſel ausgeftellt, mit einem falfchen 
Accepte verfehen und an Sch. verkauft; er wurde jeboch von der Auflage 
wegen Betrug wegen Abgang der Abficht zu befchädigen freigefprochen. Auch 
ber oberfte Gerichtshof erflärte gegen die Anficht ber Staatsanwaltfchaft, es 
Eönne nicht behauptet werben, Daß die Abficht, ben Sch. zu befchäbigen, 
Ihon in der Handlung felbft liege; — weil die Zahlungsfähigkeit des 
Angellagten erwiefen war, und er den Wechfel mittelft feines eigenen Giro 
an Sch. übertragen hatte, er alfo dieſem mechfelrechtlich verpflichtet war (E. v. 
25. Jänner 1854, ©. 3. Nr. 39). 


Beleidigung obrigkeitlicher Perſonen (Str. ©. $. 312). 


Mas die Mebertretung bes $. 312 (wörtliche Beleidigung obrigkeitlicher 
Berfonen) betrifft, fo tft Der Angeflagte jener Handlungen, wodurch foldhe 
begründet wurde, geftändig, Die böfe Abficht Hiebei liegt in der Hanb- 
lung felbft (E. v. 30. October 1855, ©. 3. Nr. 141). 


Deffentliche Befchimpfungen oder Mißhandlungen (Str. ©. 8.496). 


Jede Beichimpfung oder Mißhandlung, wenn fie überhaupt im zurech⸗ 
nungsfähigen Zuftande erfolgte, fchließt auch die Abficht zu befchimpfen 
oder zu mißhandeln in fich, aus was immer für einem Motive oder Anlaſſe fie 
nefchehen fein mag (€. v. 28. October 1852, ©. 3. 1853, Nr. 12). 


8. 270, 8.1. 
Beweis der Beichaffenheit der That durch die Ausſage des Beſchädigten. 


1. Es handelte fich darum, ob fich der Angellagte im Zuftande 
gerechter Nothwehr befunden habe. Der oberfte Gerichtshof nahm an, es 
ſei durch die eidliche Ausfage des Beichädigten, welche nach 8. 270 über die 
Beichaffenheit der That den Beweis macht, fichergeftellt, Daß ber Angeflagte 
ber Angreifende war (E. v. 4. Zuli 1855, ©. 3. Nr. 97). 





3. DI: 


2. Mit der bei $. 278 anzuführenden E. v. 18. Juli 1855 (©. 2. 
Nr. 102) wurde ausgefprochen: „Weber bie Zeit, in welcher die (erwiefene) 
fleifchliche Beimohnung erfolgte, ftellt bie beeibete Ausfage ber (gefchmän- 
gerten) Anna 8. nad 8. 270, 3. 1, den Beweis her.“ 


Entſcheidungen in Betreff der Trage, ob durch die Ausſage des Beſchädigten allein 
die That mit den ihre Strafbarleit begründenden Umftänden rechtlich erwieſen 
werde. 


In Betreff biefer Frage haben fich bereit verfchiedene und fehr weit 
außeinandergehende Anfichten geltend gemacht, welche in zwei Auffäten 
der ©. 3. vom 9. 1855 (Nr. 125 und 126, dann Nr. 142) zufammen- 
geftellt wurden, wozu noch ein weiterer Auffab bes Herrn Hofrathes Kitka 
(in der ©. 3. 1856, Nr. 70 und 71) fommt. 

Die praftifche Wichtigkeit jener Frage tritt ganz vorzüglich dann 
hervor, wenn e8 fi) um ben Beweis aus dem Zufammentreffen von 
Verdachtsgründen handelt. Grundbedingung diefer Beweisart ift nämlich, 
daß die That mit allen Umftänden, weldhe ihre Strafbarkeit 
begründen, rechtlich erwiefen fei. — In den bei weitem meiften Fällen, 
wo ber Beweis aus dem Zufammentreffen von Verbachtögründen bergeftellt 
werben fol, wird nun beffen Möglichkeit davon abhängen, ob, in Ermange- 
lung anderer Beweiſe, durch bie (natürlich mit allen Erforderniſſen bes 
$. 269 verſehene) Ausfage des Beichädigten im Sinne des $. 270, 3. 1, 
die That und bie ihre Strafbarkeit begründenden Umftände rechtlich erwiefen 
werben. 

Dieß Tann aber nur dann bejaht werden, wenn Die Beſtimmung bes 
$. 270, 3.1, fo aufgefaßt wird, daß nach berfelben zwifchen dem (objectiven) 
Beweife der That, und dem (fubjertiven) Boweiſe der Schulb des An⸗ 
geflagten zu unterfcheiden und ber Ausſage des Beichädigten zwar aller 
dings nicht Hinfichtlich der Ießteren (bee Schuld), wohl aber in Bezug auf 
erftere (die That) volle Beweiskraft beizulegen ift. Nach dieſer Auffaffung 
kann alſo die Frage, ob und welche That verübt wurde, allerdings, und 
nur Die Frage nicht durch bie Ausfage bes Befchädigten bewieſen werben, 
wer biefe That verübt habe, ob und welche ftrafbare Handlung alſo von 
dem Angeklagten verübt worden fei'). 

Bon diefer Auffaffung ift num auch die conftante Prarid Des ober- 
ſten Gerichtshofes in zahlreichen Fällen ausgegangen, welche hier und bei 
$. 279 angeführt werben follen. 

3. Daß T. eine Rolle Silberfechfer im Betrage von 10 &ulden vers 
Ioren, eigentlich im Aborte zurüdgelaffen Habe, wo dieſelbe eine unmittelbar 
nach ihm an ben Abort gegangene Perſon gefunden und fich zugeeignet 


9 S. hierüber Kitka's „Beweislehre”, ©. 153 fg. und den trefflihen Auffag 
don Mages in der & 8. 1854, Nr. 130—132. 








haben mußte, weil T. gleich wieder dahin zurüdkehrend, bas Gelb bort 
nicht mehr fand, ift Durch feine befchworne Ausfage rechtlich bewieſen 
(E. v. 14. Februar 1855, ©. 3. Nr. 53). 

4. „Es handelt fih in dem vorliegenden Kalle nur darum, ob ber 
Beweis durch das Zufammentreffen mehrerer Berbachtögründe wider ben 
die That Iäugnenden Angeflagten bergeftellt ſei.“ 

„Außer Zweifeliites, daß das für Diefe Beweisart im 8.279, 
3. 1, vorgefohriebene Erforberniß, nämlich der objective That 
befiand des genannten Verbrechens vorhanden fei. Denn ber gang 
unbebenfliche Zeuge Johann P. hat eidlich ausgefagt, daß er am 25. Kebruar 
1855, al8 er um 11 Uhr Nachts das Wirthshaus des Joſef P. im Homer 
walde verlaffen hatte, und nach Haufe gehen wollte, im Kappachwalbe 
angegriffen wurbe, daß der Angreifer ihm den Fuß unterfehlug, und als er 
zu Boden gefallen war, ihn in ben Schnee drüdte, fich mit dem Knie auf 
feinen Hals niete, ihm in dieſem Zuftande der Wehrlofigfeit in die rechte 
Hoſentaſche griff, Die Brieftafche herauszog, die darin befindliche Baarfchaft 
von einer Banknote pr. 1 Gulden herausnahm, die Brieftafche wieder zurüd 
in die Tafche ftedite, und fih dann ſchnell entfernte.” 

„Diefe nach 8. 190 des Str. ©. die Merkmale des Verbrechens des 
Raubes unfaflenden Thatfachen werden nach 8. 270, 3. 1, um fo mehr 
erwiejen, als jene Ausſage durch die gleichfalls eibliche Angabe des Rupert 
B. beftätiget wird, welcher am folgenden Morgen den Schnee am That 
orte vom Herumbalgen zufammengebrüdt gefehen, Doppelte Männertritte 
bemerkt, und bafelbit die vom Beſchaͤdigten verlorne Tabakspfeife gefunden 
bat" (E. v. 24. Juli 1855, ©. 8. 1856, Nr. 15) *). 

5. Die That mit alle, Umftänden, welche ihre Strafbarfeit als bas 
Derbrechen bed Diebſtahls nach den 88. 171,173, 174, II. lit. b und d und nad) 
$. 178 begründen, ift Durch bie befchworne Ausfage des Beichädigten rechtlich 
bewieſen (E. v. 20. März 1855, ©. 3. Nr. 58). 

6. Der den Angeflagten zur Laſt gelegte, durch die eidliche Ausfage 
bes Befchädigten objertiv vollkommen fichergeftellte Diebftahl 


— 


*) Das Oberlandesgericht hatte den Angeklagten wegen Abgang des Beweifes 
des objectiven Thatbeftandes von der Anklage freigefprochen, weil hiezu die, wenn auch 
unbedenkliche Ausſage des Befchädigten allein nach 8. 270, 3. 1, nicht genüge, wäh- 
rend der oberfte Gerichtshof dem Obigen zufolge annahm, daß der vom Beſchä— 
digten angegebene Thatbeftand dur die befhworne unbedenkliche Auf 
fage dieſer Zeugen nach $. 270, 3. 1, erwiefen fei. Dagegen erklärte aber ber 
oberfte Gerichtähof, daß die Ausfage des Befchädigten, welcher den Angeklagten beftimmt 
ald denjenigen bezeichnet, der die fi als das Verbrechen des Raubes qualificirende 
Handlung verübt hat, nur als ein einzelner Verdachtsgrund ($. 140, 3. 2) angefchen 
werden Lönne, und daher in Ermangelung der Bedingungen ded 8. 281 zur Ueber 
weifung ded Angeflagten nicht genüge (ſ. diefen Theil der Entfheidung bei 8. 281)- 
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beträgt bloß acht Gulden, und iſt nur deßhalb, weil ſelber nach ben dies— 
fallö beweifenden Angaben des Beſchädigten unb den hiermit 
übereinftiimmenben Erhebungen in ®efellfchaft verübt worben tft, als 
Verbrechen anerlannt und behandelt worden. 

Es muß jedoch berüdfichtiget werben, daß bie Geſammtmenge bes 
entwenbdeten Holzes jo bedeutend tft, daß nicht angenommen werden fann, 
felbe fei in einem Angriffe entwendet worben, und daß ber Beſchädigte 
felbft den Zeitpunet der Entwendung beftimmt anzugeben nicht vermag, ins 
dem er bloß bemerkte, daß die Entfremdung nach dem neuen Jahre ftatt- 
gefunden habe, vorzugsweiſe aber, Daß ber Befchädigte felbit anführt, mehr. 
mals zu feinem Holzvorrathe führende Zußtritte wahrgenommen zu haben, 
weßhalb als zweifellos anzuſehen tft, daß der Diebftahl in mehreren An- 
griffen ftattgefunden habe. Sit dieß aber der Kal, jo kann, da nicht mehr 
Die ganze entwendete Holzquantität in der Behaufung des Joſef P. vor- 
gefunden wurde, mit rechtlicher Gewißheit nicht behauptet werben, daß er 
alle diefe wiederholten Angriffe veranlaßte, oder daß er und fein Bruder bei 
jedem einzelnen diefer Angriffe mitwirkte; es fehlt fomit der Tegale Nach⸗ 
. weis, daß die einzelnen Angriffe bei welchen biefe zwei Perfonen mitgewirkt 
haben, den Betrag von fünf Gulden überfteigen, wonach ihnen ber Diebitahl 
als Verbrechen nicht zugerechnet werben kann (E. 9.21. Aug. 1855,©.3.Nr. 118). 

7. Durch die eidliche Ausfage des Johann H. iſt dargetban, daß 
ihm in der Nacht vor dem 12. Jaͤnner 1850 aus dem Stalle, welcher fich 
in feinem gefchloffenen Hofraume befindet, fieben Stüd Schweine im Werthe 
von einundneunzig Gulden entwendet wurden. 

Der Diebftahl, welcher in der Nacht vor dem 14. Juni 1850 in Geſell⸗ 
fchaft eines Diebögenoflen bei Johann 3. in Nemetic geſchah, wo aus dem 
verfpertten Hofe zwei Pferde mit Kumeten im Werthe von zweihundert- 
und drei Gulden entwendet wurden, ift durch die beſchworne Ausfage bes 
Beichädigten bemiefen. 

Ferner ift durch die eidliche Ausfage des Johann S. erwiefen, daß 
ihm in berfelben Nacht in Vorder-Zbdrvic ein Leiterwagen mit zwei Flechten 
im Werthe von 28 Gulden entwendet wurde. 

Endlich ift die Entwendung einiger Gegenftände im Werthe von acht 
Gulden fechzehn Kreuzen, welche in ber Nacht vom 23. zum 24. Juli 1853 
zu Belcic aus einem verfperrten Boden geſchah, durch die eidliche Ausfage 
ber Befchäbigten, Veronika K., erwiefen (E. v. 28. Auguft 1855, ©. 3. 
Mr. 127 und 128). 

8. Die eidliche Ausfage des Paul R. weist nach, bag ihm aus dem 
verfperrten Bienengarten Wachs und Honig aus Bienenftöden im Werthe 
von neun Gulden entwendet wurde; ebenfo ift e8 aus ber unvereibeten Aus⸗ 
fage des Wilhelm T. entnehmbar, daß ihm gleichzeitig Honig und Wache, 
über fünf Gulden im Werthe abhanden kam. 


Es tft demnach das Objective der That, welche nach $. es lit. d, 
Herbft, Entfcheidungen zur Strafproceh-Drbnung. 
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des Str. G. und in Anbetracht deſſen, daß ber Befchulbigte bereits fünfmal 
wegen Diebitahls beitraft wurde, nach 8.176, D.Iit.a, des St. ©. das 
Berbrechen bes Diebſtahls begründet, zu Folge 8. 270, 3. 1, der Str. P. O. 
rechtlich erwiejen (&. vom 11. September 1855, ©. 3. Pr. 125). 

9. Durch die beſchworne Ausfage des Befchädigten ift erwiefen, daß 
bemfelben Flachs im Werthe von zwölf Gulden geitohlen worden ift, und ba 
nach feinen weiteren Angaben die Entwendungen zur Zeit feiner Abwefen- 
heit vom Haufe, welches verfperrt war, ftattgefunden haben, ift ber Dieb- 
ſtahl als Verbrechen fichergeitellt und muß als folches der Angellagten 
zugerechnet werden (E. 2. October 1855, ©. 3. Nr. 132). 


$. 271. 
Meberweifung durd die Ausſage von geitändigen Mitſchnuldigen. 


Zur Beweiskraft der Ausfage von geftändigen Mitfchuldigen genügt nicht, 
daß fie fich bloß hinſichtlich der an fie geftellten Fragen nicht widerfprechen, 
fondern e8 müflen ihnen wirklich Fragen über befondere, mit der ſtrafbaren 
Handlung zufammenhängende Umftände, welche Fragen fie vor ihrer Ber- 
nehmung nicht vorausfehen konnten, geitellt und von ihnen unter fih ganz 
übereinftimmend beantwortet worden fein. — Die unterlaffene 
Stellung folder Fragen ſchließt alfo Die Beweistraft ihrer Aus: 
fagen aus. 

Der wegen Mitfchuld als Urheber angeflagte €. wurde baher wegen 
Unzulänglichkeit der Beweismittel von der Anklage freigefprochen, weil die 
Ausfagen der geftändigen und fchuldig befundenen unmittelbaren Thäter V. 
und M., durch welche der laͤugnende C. der Mitfchuld als Urheber überwiefen 
werben fol, zwar mit den im 8. 271 bezeichneten allgemeinen und den unter 
lit. a und c angeführten befonderen Erforderniffen, nicht aber auch mit dem 
in b angebeuteten verfehen find, indem aus ihren Ausfagen die im 8. 271 
lit. b geforderte volle Uebereinſtimmung in der Beantwortung von ragen 
über befonbdere, mit ber ftrafbaren Handlung zufammenhängende Umftände, 
beren Stellung fie vor ihrer Vernehmung nicht vorausfehen konnten, nicht 
erfichtlich ift, vielmehr folche Fragen an fie weder bei der Schlußverhanb- 
lung, wo fie ohnehin in gleichzeitiger Anwefenheit Beider vernommen 
wurden, noch bei ihren abgefonderten Verhören vor bem Unterfuhung® 
richter geftellt erfcheinen (E. v. 28. Det. 1856, ©. 3. Nr. 141) *). 


*) Die erfte Inſtanz, welche den C. fchuldig erklärte, hatte in den Entſcheidungs⸗ 
gründen in der erwähnten Beziehung bloß bemerkt, die Einwendung des Vertheidigers, 
dag nad) 8. 238 V. und M. je bei der Bernehmung ded Anderen aus dem Sitzungs 
faale zu entfernen geweſen wären, fei nicht zu berüdfichtigen; denn die ohnehin nur 
ausnahmöweife, und lediglich dem Ermeſſen des Borfipenden anheimgegebene Anwen⸗ 
dung des $. 238 erfchien unnöthig, weil B. und M. bereitd in der Vorunterſuchung 
übereinftimmend audgefagt hatten. 


er 


g. 275. 
Beweistraft öffentlicher Urkunden. 


Mit &. v. 4. Juli 1855 (G. 3. Nr. 98) wurbe ausgefprochen, daß ein 
unbefcholtenes Vorleben bei der vorliegenden ämtlichen und fomit nad 
8. 275 beweiskräftigen Aeußerung der k.k. Polizeibehoͤrde wohl nicht ange- 
nommen werben konnte. 


Dagegen fprach das Oberlandesgericht won der Anklage frei, indem es nebft dem 
in den Motiven des oberften Gerichtshofes vorfommenden, entfcheidenden Grunde noch 
hervorhob, „daß B. und M. bei ihrer erfien Vernehmung vollftändig Täugneten und 
übereinftimmend behaupteten, am Tage der That zu Haufe geblieben zu fein, im 
nächſten Berhöre aber ein in allen Nebenumfländen übereinflimmendes Geftändnig 
ablegten, welchem B. die Erflärung beifügte, „„daß auch M. Alles getreu einbefennen 
wolle”, aus welden Umftänden ein von ihnen vorher getroffened Einverftändniß her⸗ 
vorgehe, wozu fie, weil auf freiem Fuße belaffen, Gelegenheit hatten“; — und „daß 
fie e8 in ihrem Intereſſe liegend erachten konnten, den C. ald Berleiter zu dem ihnen 
und zwar auf feine Anzeige zur Laft gelegten Diebftahle zu bezeichnen, — daß folglich 
aus den obwaltenden Berhältniffen fih gegen ihre Glaubwürdigkeit im Sinne des 
8. 269, lit. e allerdingd Bedenken ergeben.” — Der oberfte Gerichtähof hielt jedoch 
diefe Bedenken für nicht begründet, da er vielmehr annahm, „es feien die Ausfagen 
mit den im $. 271 bezeichneten allgemeinen und den dort unter lit. a und c ange: 
geführten befonderen Erforderniffen verfehben.” — — 


Aus Anlaß des obigen Nechtöfalled drängt fih übrigens die Frage auf, mas 
dann Rechtens wäre, wenn in den Berbören vor dem Unterfuhungsridhter 
wirklich befondere Fragen der ofterwähnten Art geftellt, und überein- 
flimmend beantwortet worden wären. Nad 8. 259 dürfte dieß bei der Beurthei- 
lung nur in foferne berüdfichtigt werden, ald davon beider Schlußverhbandlung 
Gebrauch gemacht, d. h. das betreffende Verhörsprotokoll bei derfelben vorgelefen 
worden ift. 


Diefe Borlefung wird aber bei der Schlußverhandlung immer zu veranlaffen 
fein, weil der zweite Abfab des $. 241 die Borlefung aller für die Entfcheidung 
erheblichen Urkunden geftattet (Hye, leitende Grundſätze S. 273), und das fragliche 
Verhörsprotokoll nothwendig als eine foldhe Urkunde angefehen werden muß. — Denn 
Fragen, die ſchon im Unterfuhungsverfahren geftellt wurden, find Feine folchen, 
welche die geftändigen Mitfhuldigen vor ihrer VBernehmung bei der Schluß. 
verhbandlung nicht vworberfehen konnten; die übereinftimmende Beantwortung folcher 
befonderer bei der Schlußverhandlung geftellter Fragen durch die geftändigen Mit- 
fhuldigen vermag daher die im $. 271 unter lit. b geforderte Probe der Glaub» 
mwürdigfeit ihrer Ausfagen nur dann zu liefern, wenn bewiefen ift: entweder, daß 
jene Fragen im Laufe des Unterfuchungsverfahrend an die Vernommenen noch gar 
nicht geftellt, oder daß fie von ihnen fehon damals übereinftimmend beantwortet wurden. 
Beiderlei Beweis kann aber eben nur dur die Borlefung der Verhoͤrsprotokolle 
geliefert werden. 


4" 








8. 278. 
Beweid and dem Zufammentreffen unvoliftändiger Beweisarten. 


9. hatte einen Eid dahin abgelegt, daß er feines Wiſſens und Erinnerns 
ber Anna K. in der Zeit vom 11. Febr. bis Ende März 1851 nicht beigewohnt habe. 

Der oberfte Gerichtshof nahm nun zunächft an, es fei über ben That- 
umftand der fleifchlichen Beimohnung der zufammengefehte Beweis 
bhergeftellt, weil zwei der im $. 140 aufgezählten unvollitändigen Beweisarten 
übereinftinmend zufammentreffen. 

Denn es hat H. 1. wie die beeideten Zeugen, Therefla K. Mutter, und 
bie 21 Jahre alte Tochter Agnes K. übereinftiimmend ausgefagt haben, in 
Gegenwart Beider bie Mutter Therefia K. Tängere Zeit vor der Entbindung 
ber Tochter Anna 8. gebeten, dieſe ihre Tochter nicht zu verftoßen, ſondern in’s 
Haud zu nehmen ; er hat auch in Gegenwart beider diefer Zeuginen geftan- 
den, daß er fich mit ber Anna K. vergangen habe. 2. Es hat überbieß auch 
Anna 8. beeidet ausgefagt, daß Wenzel H. ihr in der angegebenen Zeit bei⸗ 
gewohnt habe. 

Die Entfcheidbungsgründe weifen dann ausführlich nach, daß die Glaub⸗ 
würbigfeit ber Ausfagen der genannten drei Zeugen burch bie erhobenen 
Umſtände nur noch erhöht werde, und erklären fofort: Ueber die Zeit, in 
welcher die (bereit erwiefene) Beimohnung erfolgte, ftellt die beeidete 
Ausfage der Anna K. nach $. 270, 3.1, den Beweis ber. Die Beweis- 
fraft diefer Zeugenausfagen wird insbeſondere auch dadurch unterftüßt, daß 
Menzel H., wie Die gepflogenen Erhebungen nachweifen, auch ſchon nach der 
am 11. December 1851 erfolgten Geburt des unehelichen Kindes deffen Mutter 
befuchte, Die Schwängerung in Gegenwart der Therefla und Agnes K. ein- 
geftand, ſomit auch ftillfehweigend zugab, daß ber Beifchlaf in der Zeit vom 
11. Februar 1851 bis Ende März erfolgt fei, weil Wenzel H. wenn der Bei- 
fchlaf nur früher oder erft fpäter erfolgt wäre, fich gewiß nicht als Schwän- 
gerer vor der Mutter und Schmwefter der Gefchwängerten angegeben ea 
(&. v. 18. Juli 1855, G. 3. Nr. 102). 


8. 279. 
Beweid and dem Zuſammentreffen von Verdachtsgründen. 


1. Es handelte fih um das Verbrechen der verfuchten Unzucht gegen die 
Natur (Str. ©. $. 129,1. lit. b), deſſen der Angellagte vom oberjten Gerichts⸗ 
hofe auch wirklich fchuldig erflärt wurde, und zwar „in Erwägung, daß bie Be- 
sufung auf den 8. 270, wonach Die Frage, ob und welche firafbare Handlung 
von dem Befchuldigten verübt worden fei, nicht durch Die Ausfage des Befchä- 
digten allein entfchieden werden Tann, hier, wo es fich eben um den zu 
Sammengefetten Beweis handelt, nicht Platz greift, — in Erwägung, 
daß alle Erforderniſſe ber Ueberweiſung des Täugnenden Beſchuldigten nach 
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$. 279 zufammentreffen, indem (da die Verantwortung bes Angeklagten burch 
volle Betrunkenheit in den Ausfagen ber Zeugen Wiberlegung findet, und fein 
eigenes durch Zeugen beftätigtes Geſtaͤndniß feines, trotz gerichtlicher Ahndung 
fortbeftehenden und wiederholt befriedigten Hanges zu bem unnatürlichen Ver⸗ 
brechen feine offenbare Geneigtheit zur fraglichen That dargethan hat) nach 8.281 
wider ihn auch eine der Beweisarten des $. 140 genügt, und diefe in ber 
mit allen Erforberniffen des 269 verfehenen Ausfage des Zeugen Beter B.*) 
vorliegt, — endlich in Erwägung, Daß diefe in Verbindung mit ben erhobenen 
Umftänden und insbefondere mit der, im Wefentlichen Damit übereinftinmen- 
Den eidlichen Ausfage des Andreas A. auch das dritte Erforderniß des $. 279 
beruhigend gewährt, und daß bie in der Berufung ausgefprochene Meinung, 
als ob nad $. 280 dieſelbe Ausfage des Peter B. nicht zugleich den 
objertiven Thatbeitand und bie ſubjective Schuld erweifen fönnte 
aufvölligem Mißverftändnifffe der gefeplihen Anordnung beruht, 
Daß ein einzelner Thatumftand beim zufammengejegten Beweiſe 
nur einmal in Anfchlag gebracht werden darf" (E. v. 18. September 
1855, ©. 3. 1856, Nr. 18). 


Beweis ber That beim Beweile aus dem Zufammentreffen von Verdachtsgründen 
($. 279, 8. 1). 


2. „Der oberfte Gerichtshof hat Schon in feiner E. v. 24. Jänner 1855 
über die Berufung bes Angellagten (gegen deſſen Verfebung in den Anklage⸗ 
ftand) den objectiven Thatbeitand des Verbrechens der Schändung (Str. ©. 
$. 128) durch bie übereinſtimmenden Ausfagen der fünfjährigen 
Leopoldine Sch., welche als ein Schamhaftes, unverdorbenes Kind gefchildert 
wird, fich als folches und mit einer befonderen Faflungsgabe verſehen, auch 
bei ihrer gerichtlichen Vernehmung und bei der Schlußverbandlung beurfunbet 
bat, dann ihrer Aeltern Leopold und Joſefa Sch., gegen deren Glaub⸗ 
wirdigfeit nicht das Geringſte vorfommt und welche ihre Ausfage auch 
befchiworen und dem Angellagten in's Geſicht fagten, für vollftändtg recht» 
Lich erwiefen erkannt, und muß dieſes Erkenntniß auch derzeit aufrecht 
erhalten, weil nach den Ergebniflen der Unterfuchung weder durch die Nach⸗ 
weifung einer anderen Urfache, woraus fich die an bem Kinde gleich nach der 
That wahrgenommenen Krankheitöerfcheiungen erklären ließen, noch Durch 
anbere Erhebungen die Richtigkeit dieſes Erkenntniſſes aufgehoben oder auch nur 
zweifelhaft gemacht, vielmehr durch das gerichtsärgtliche Gutachten beitätiget 
wird, daß die gleich nach der That vorgefundene Verlegung der Gefchlechts- 
thetle des Kindes auf einen gefchlechtlichen Mißbrauch desfelben und zwar auf 
bie von bem Kinde angegebene Weife ſchließen laſſen.“ 


*) Nämlich desjenigen, an welchem die flrafbare Handlung verübt, und durch 
defien Audfage der Beweis hergeftellt wurde, daß eine und welche ſtrafbare Handlung 
verübt wurde. 


„Der gerichtlichen Ausfage ber ıummlündigen Sch. mangelt allerdings 
das Erfordberniß des $. 269, lit. d; allein die eidliche Ausfage bes Belchä- 
digten tft nicht das ausfchließende Beweismittel des obfertiven Thatbeftanbes, 
fonft würbe wohl jedes an einer unmündigen Perfon heinlich verübte Ber- 
brechen unerweislich fein, wenn auch bie Haren Spuren besfelben erwieſen 
vorliegen.” 


„Sm vorliegenden Kalle wird aber durch die übereinftimmende eibliche 
Aussage der Eheleute Sch. erwiefen, daß das früher gejunde, heitere und 
muntere Kind vom Billard herabgehoben und nach Haufe geführt zu werben 
verlangte, Dort zu weinen anfing, über Brennen klagte, bei der fogleich erfolgten 
Beflchtigung entzündet und verfehwollen befunden wurde, Grfcheinungen, welche 
mit Rüdficht auf alle Umstände Har und deutlich auf einen eben vorher ver- 
übten gefchlechtlichen Mißbrauch dieſes Kindes hindeuten, worauf es auf 
wieberholtes Anbringen beider Aeltern das Geſchehene entdedte.“ 

„Derlei Erfcheinungen find auch den Augen Profaner erkennbar, und 
bedürfen daher zu ihrer Nachweifung des Ausfpruches eines Kunftverftändigen 
nicht, und bie eidliche Ausfage der erfteren ftellt hierüber ebenfo wie ber 
Befund ber Kunftverftändigen ben Beweiß ber, welcher zur Gonftattrung 
bes objectiven Thatbeftandes des hier in Frage ftehenden Verbrechens um fo 
mehr genügt, als dieſe Erfcheinungen ſchon an fich einen gefchlechtlichen Miß⸗ 
brauch anzeigen, und auch nach dem ärztlichen Gutachten darin ihren Ent⸗ 
ftehungsgrund haben, überbieß auch von dem mißhandelten Kinde eben biefer 
Entitehungsgrund feiner körperlichen Verletzungen auf eine, allen Glauben 
verbienende, jeden Verdacht einer boshaften Erdichtung geradezu ausfchließenbe 
Meife gerichtlich und beharrlich angegeben wurde, und eine andere glaub» 
würbige ober auch nur wahrſcheinliche Beranlaffungsurfache nicht nad 
gewiefen werben konnte” (E. v.22. Auguft 1855, ©. 3. 1856, Nr. 16). 

S. auch die bei $. 270, 3. 1, angeführten Entfcheibungen in Betreff ber 
Frage, ob durch die Ausfage des Beichädigten allein bie That mit den ihre 
Strafbarkeit begrünbenden Umſtaͤnden rechtlich erwiefen werben. 


Unrichtigkeit der Anficht, daß bei jenen Verbrechen, wo ber objective Thatbeſtand 
mit ber Inbjectiven Schuld zufammenfällt, ein geſonderter Beweis ber That nit 
erforderlid) ſei. 


3. „Die Ausfage der (unmündigen) B. genügt nicht, um ben Beweis 
über ben in ber Nacht vom 6. auf den 7. Jänner 1855 von dem Angellagten 
mit ihr gepflogenen fletfchlichen Umgang herzuitellen. Der 8. 270 begnügt fi 
zwar mit ber alleinigen Ausſage besjenigen, an welchem bie ftrafbare Hand⸗ 
lung verübt wurde, um bie Beichaffenheit der That für bewieſen zu halten, 
aber er fordert zugleich, daß dieſe Ausfage mit allen Erforderniſſen bes voraus⸗ 
gehenden 8. 269 verfehen fei, unter denen insbefondere, daß file beſchworen 
fein müfle, fich befindet, ein Erforderniß, mit welchem die Ausfage ber 
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unmündigen B. nicht verfehen ift" (&. v. 21. Auguft 1855, ©. 3. 1856, 
Nr. 17) *). 


4. Bei der E. v. 7. Auguft 1855 (©. 3. Nr. 107) ging der oberfte 
Gerichtshof von der Betrachtung aus, daß die Anklage wider Franz Sch. 
wegen bed Berbrechens Der Religionsftörung durch die ihm zur Laſt gelegte 
Aeußerung, auf ber Ausfage des einzigen Zeugen Ignaz R. beruht, die Aus⸗ 
fage dieſes Zeugen allein aber, dernicht zu denjenigen gehört, an 
welchen das Berbrechen verübt wurde, wohl zur Begründung eines 
rechtlichen Verdachtes, aber nicht zur rechtlichen Erweifung des That- 
beftandes des Verbrechens nad 8. 279, 3. 1 in Berbindung mit ben 
88. 269 und 270 genügt. 


*) Das Oberlandesgeriht war dagegen der Anficht, daß Hier der Beweis der 
verbrecherifhen That (8. 279, 3. 1) mit dem Beweife der Schuld des Thäters 
(3. 2 und 3) zufammenfalle, man habe daher nur darauf zu fehen, ob fich gegen den 
Angeklagten die Umftände vereinigen, weiche im $. 279, 3. 2 und 3 gefordert find, 
um ihn für fhuldig zu erklären, daß er in der Naht vom 6. auf den 7. Jänner 
1855 mit der unmündigen B. fleifchlichen Umgang gepflogen habe, und man werde 
dann aud die Thatfache des fleifhlihen Gebrauches ſelbſt für geſetzlich 
erwiefen — zu halten zu haben. 

Auch Sndermauer behauptet (Zeitfhr. für ©. und R. I Nr. 24), daß bei 
jenen Berbrechen, bei welchen der objective und fubjective Thatbeftand zufammenfällt, 
und weder ein Erfolg, noch ein Äußerlich bleibend wahrnehmbares Merkmal vor» 
handen ift, ein gefonderter Beweis der That und der Schuld nicht zu fordern, daß 
vielmehr bei folchen Verbrechen der Beweis über den objectiven Xhatbeftand und über 
die fubjective Schuld im ergänzenden Zufammenhange gemeinfam geführt, und dann 
als hergeftellt betrachtet werden müffe, wenn in Abſicht auf ein beftimmted Subject 
dargetban ift, felbes habe ein ſolches Verhalten an den Zag gelegt, welches die zum 
Begriffe des Verbrechens erforderlihen Merkmale erfchöpfend umfchließt. — Als Ber- 
brechen diefer Art werden von dem Verfaſſer namentlich die gegen die Sittlichfeit und 
Ehre unmündiger Perfonen gerichteten (Str. ©. 88. 127 und 128), dann das Ber: 
brechen der Religiongftörung durch Gottesläfterung angeführt Der oberfte Gericht&hof 
hat jedoch in der obigen, dann in der fogleich anzuführenden E. v. 7. Auguſt 1855, 
die fich gerade auf die genannten Verbrechen bezogen, jene Behauptung, welche offenbar 
die Anordnung des &. 279 gegen fi) hat, als unrichtig erflart. (S. auch die Wider⸗ 
legung von Rulf in der Zeitfchr. für ©. und R.; I Nr. 31, und von Peitler in 
feiner Sammlung der oberftrichterlihen Entfcheidungen zur Str. P. O. ©. 236.) 

Dagegen verficht es fih von felbft, daß dad nämliche Beweismittel, durch 
welches der Beweis der That hergeftellt wurde, auch bei Herftellung des Beweiſes der 
Schuld benügt werden könne, daß alfo 3. B. die eidlihe Ausſage des Befchädigten, 
er fei von dem Angeflagten beraubt worden, fowohl den Thatbeftand ded Raubes 
bewetöt (8. 279, 3. 1) als aud Einen der zur Ueberweifung des Angeflagten noth- 
wendigen Berbachtägründe ($. 279, 3. 2) bildet (f. die €. v. 18. September 1855 
oben unter 1., dann jene v. 24. Juli 1855 bei $. 270 unter 4.). 
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g. 281. 
Zahl der zur Ueberweiſung erforderlichen Verdachtsgründe. 

Beide untere Inſtanzen hatten angenommen, bei dem wegen Raub An⸗ 
geklagten trete die Bedingung des 8. 281, 3.2 (daß man ſich von demſelben 
derjenigen ftrafbaren Handlung leicht verfehen könne, Deren er befchuldiget ifl), 
ein, und es fet daher zu feiner Weberweifung ſchon eine der im $. 140 auf- 
gezählten unvollftändigen Beweisarten genügend. Der oberſte &erichtähof 
fprach fih jedoch aus nachftehenden Gründen für die entgegengefekte Anficht 
aus: „Der Angeklagte wird zwar im Allgemeinen als ein arbeitsfcheuer, lieder⸗ 
licher, zu Exceſſen geneigter Menfch gefchildert, welcher, wenn er Geld bat, 
gern in Wirthshäufern fich aufhält, mit einer Concubine bereits drei Kinder 
erzeugte, und wegen Raufhandels mit Arrefi von 48 Stunden und wegen 
Diebftahls mit Arreft von 24 Stunden beftraft worben ift. Allein aus einer 
folchen, wenn auch keineswegs löblichen Lebensweiſe allein kann noch nicht 
geichloffen werben, daß der Angeklagte deßhalb ſchon eine Geneigt— 
heit zum Raube habe, und daß man fich von ihm eines fo ſchweren 
Verbrechens leicht verfehen koͤnne. Was aber ben Diebftahl betrifft, 
fo beruhte Derfelbe, wie bie Acten bewähren, feineswegs wie der Raub auf 
einer eigennüßgigen Triebfeder, da der Segenftand bes Diebſtahls ein 
Tannenbaum war, welchen der Angeklagte und mehrere Burfchen fällten, nicht 
um ſich dadurch einen materiellen Vortheil zu verfchaffen, fondern um ihn zu 
einem Mufifbaume, folglich zu einer Unterhaltung zu verwenden. Weiters will 
er dem B. drei Holzfchaufeln A 12 Kreuzer, um zu feiner Forderung zu 
gelangen, enttragen haben. B. läugnet zwar, dem Angellagten etwas fchuldig 
geweien zu fein; allein der Fall kam nicht zur gerichtlichen Verhandlung und 
wurde vom Bürgermeifter abgethban. Es können fonach auch diefe Hand- 
lungen nit zum Anhaltspuncte dienen, bei dem Angeflagten eine Geneigt- 
heit vorauszufeben, fremdes Gut, zumal durch Raub, an ſich zu bringen (E. v. 
24. Juli 1855, ©. 3. 1856, Nr. 15) *). 


8. 282. 
Beweis der Verdachtögriinde durch die Ausſagen vereinzelter Zeugen. 


Durch die Ausfage des Paul R. und des Alerander St. ift erwiefen, 
daß mehrere Handwerkszeuge, welche St. als Eigenthum des Befchuldigten 
anerkannte, von R. am Orte der That vorgefunden wurden, woran noch Honig, 
(um deſſen Entwendung es fich handelte) Hebte. Dadurch iſt ber Verdachts⸗ 
grund des $. 138, 3. 7 erwiefen. Gegen die Annahme der Beweisherftellung 
über diefen Berbachtögrund kann nicht das Bedenken erhoben werben, daß bie 
Ausfagen des R. und St. über die Auffindung der dem Befchuldigten 
gehörigen Werkzeuge, und daß felbe wirklich vor Verübung der That in feinem 


*) ©. diefe Entfheidung auch bei 8. 270 unter 4. 








—— 


Beſitze ſich befanden, vereinzelt daſtehen, — indem 8. 282 den Ausſagen 
veeeinzelter Zeugen, wenn fie Umſtaͤnde, die miteinander im Zuſammen⸗ 
hange ſtehen, enthalten, was hier offenbar der Fall iſt, die Kraft des rechtlichen 
Beweiſes beimißt (E. v. 11. September 1855, G. 8. Nr. 125). 


8. 283. 
Juhalt eines Strafurtheiles. 


1. Eine Entſcheidung vom 19. Mai 1851 (G. 3. Nr. 128) hatte aus⸗ 
gefprochen, es werde Durch die im Urtheile unterlafiene Erflärung, daß das 
Verbrechen vollbracht fei, überhaupt, insbeſondere aber dann eine Nichtigkeit 
nicht begründet, wenn es ſich um folche Verbrechen handelt, bei denen (mie 
3. B. bei der Verleitung zum Mißbrauche der Amtögewalt) ſchon der Verſuch 
das vollendete Verbrechen ausmacht. Und zwar fchon deßhalb, weil die vom 
k. k. Zuftigminiftertum vorgefchriebenen Kormularien diefe Stylifirung geftatten, 
was allerdings entjcheidend fei, da diefelben durch die in das Reichsgeſetz⸗ 
blatt Ar. 251 aufgenommene Verordnung vom 22. Juni 1850 vorgefchrieben 
find. Was num dieſes letztere Argument betrifft, fo hat die Sammlung der 
„Hormularien zur Str. PB. DO. vom Jahre 1850” mehrere Formularien von 
Endurtheilen aufgenommen. In denſelben heißt e8 aber niemals, ber Ange: 
Hagte fei des vollbradhten, fondern immer nur, er fei bes Verbrechens 
bes u. f. w. fchuldig. Es ift ſomit allerdings richtig, das die gedachten 
Urtheilsformularien eine Vorfchrift nicht beachteten, deren Beobachtung doch 
8. 289 der Str. P. DO. (vom 3. 1850) bei fonftiger Nichtigkeit vorfchrieb. 
— Allein man möchte dennoch fehr bezweifeln, ob bei Veröffentlichung jener 
Sammlung eine Abänderung von Beftimmungen der Str. P. O. beabfichtiget 
worden war, und noch mehr, ob fie dadurch bewirkt werden konnte, zumal ba 
wohl die die Formularien vorfchreibende Minifterialverorbnnung, nicht aber bie 
Kormularten felbft durch das Reichsgeſetzblatt kundgemacht wurden. Jeden⸗ 
falls aber haben dieſe Kormularien, und die Daraus abgeleiteten Folgerungen 
gegenwärtig alle unmittelbare Bedeutung verloren. 

Mas aber den anderen ®rund betrifft, fo legt wohl darin, daß das 
Verbrechen der Berleitung zum Mißbrauche der Amtögewalt keinen Berfuch 
zuläßt, fein Hinderniß, warum dasfelbe nicht auch im Urtheile als vollbracht 
bezeichnet werben follte. 

Und ebenfowenig Tann etwa ein Widerfpruch barin gefunden werden, 
wenn der Angellagte, der den Beamten ohne Erfolg zur Verlegung feiner 
Amtöpflicht zu verleiten fuchte, Dennoch des (im Sinne des Gefekes) voll: 
brachten Verbrechens ber Berleitung zum Mißbrauche der Amtögewalt 
fchuldig erflärt wird *). 

2. Mit E. vom 29. März 1854 (©. 3. Nr. 59) wurde ausgefprochen, 


*) ©. jedoch dagegen Peitler' 8 Sammlung ©. 55, wo die obige Entfcheis 
dung ohne alle weitere Bemerlung, und zwar in nachflehender Faſſung mitgetheilt 
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daß nachdem die Angeklagte ben Diebftahl ſelbſt und allein verübt hat, tm 
Urtheile von Urheberfchaft, Mitſchuld oder Theilnahme Feine Rede fein konnte. 
— GEbenfo hatte auch fchon eine frühere &. v. 26. Aug. 1852 (©. 3. Nr. 140) 
bie entgegengefeßte Auslegung für „geradezu widerfinnig und etwas Un- 
mögliches erbeifchend erflärt, weil im Sinne bes Gefeßes von Urheberichaft, 
Mitfhuld oder Theilnahme nur, bann die Rebe fein könne, wenn 
Mehrere bei einer Handlung betheiliget waren.” 

| In diefer Hinficht ift jedoch eine wefentliche Aenderung eingetreten. 
Die Str. P. O. vom Jahre 1850 forderte nämlich ($. 289, lit. a) ben Ausſpruch 
„welches Verbrechen ber Angellagte als Urheber, Mitfchuldiger ober 
Theilnehbmer verübt habe”; — während von der neuen Str. P. DO. im 
genauen Anfchluffe an die Terminologie Des Strafgeſetzes ($. 5) die Angabe 
geheifcht wird, „ob ber Angeflagte unmittelbarer Thäter, Mitfchuldiger 
oder Theilnehmer fei"*). Daher muß auch derjenige, welcher das Ver 
brechen felbft und allein verübt hat, im Urtheile desfelben „als unmittelbarer 
Thäter" ſchuldig erflärt werben. 

3. Umftände, welche Die Anwendung eines beftimmten Straf- 
ſatzes begründen, nicht aber bloß auf Die Ausmeffung der Strafe innerhalb 
bes geſetzlichen Strafſatzes Einfluß haben, gehören allerdings zum That 
beftande der flrafbaren Handlung jelbft, und bilden den Gegenftand bes 
richterlichen Ausfpruches über die Schuld des Angellagten und über die geſetz⸗ 
liche Eigenfchaft der ihm zur Laſt gelegten That. — Solche Umftände können 
Daher nur im weiteren Sinne „Erfcehwerungsumftände" genannt werben, 
und es ift deren Aufnahme in das Urtheil ($. 283, lit. aund b und nicht 
bloß in die Entfheidungsgründe [$. 292, it. gh vollkommen im Geſetze 
gegründet (E. v. 29. April 1852, ©. 3. Nr. 96). — 

©. in Betreff der Anordnung, daß das Strafurtheil die mehreren, 
wenn auch gleichartigen ftrafbaren Handlungen, deren der Angeklagte fchuldig 
erfannt wird, mit deutlicher Unterfeheidung zu bezeichnen habe, Die E. v. 30. 
October 1856 bei $. 303. 


8. 284. 
Beweis bei der Bernriheilung zur Tobeöftrafe. 


„Sn dem vorliegenden Kalle ift das Geftändniß der Anna U., ihr unehe⸗ 
liches Kind abfichtlich getödtet zu haben, aufeinenach 8.264 zum Ausfpruche 
ber Schuld hinreichende Weife durch Die eingeholten Erfahrungen 


wird: „Wenn es fih um ein vollbrachtes Verbrechen handelt, ift e& nit noth⸗ 
wendig, dieß wie beim Berfuche im Urtheile wörtlich hervorzuheben u. f. f. 

*) Diefe wefentliche Berfchiedenheit jcheint von Peitler (S. 55) bei Auf- 
nahme ver E. v. 26. Auguft 1852 überfehen worden zu fein. Und doch hatte Diefe 
Entfcheidung ausdrücklich ausgefprochen, „ed fei wohl zu bemerken, daß 8. 289 
von Hetvorbebung der unmittelbaren Thäterfhaft im Urtbeile gar nichts 
erwähne.” — Letzteres ift num aber gerade im 8. 283 der neuen Str. P. D. gefihchen. 
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beftätiget; Die Leiche des Kindes wurde vorgefunden und von den Kunft« 
verftändigen Schlagfluß als Todesurfache ermittelt. Jedoch kann nicht un⸗ 
beachtet gelaflen werden, daß die eingeflandene Tödtung durch Zufammen- 
fehnüren des Halfes des Kindes mit einer Windel fait gar keine oder wenigſtens 
fo geringe Spuren am Körper zurüdließ, daß die Kunftverftändigen folche für 
zu gering erflärten, um fie ald Merkmale einer gefchehenen äußeren Einwirkung 
bezeichnen zu können, fle für Todtenflecke anfaben, und fih dahin ausfprachen, 
baß das Kind eines natürlichen Todes am Schlagfluffe geftorben fei; — daß 
ferner der Wundarzt B. welcher Die Obduetion vorgenommen hatte, bei ber 
Hauptverhandlung erflärt: er habe zwar am Halfe des todten Kindes Ein- 
drüde wahrgenommen, die ihm jedoch fehr unbedeutend und von dem auf bem 
Lande üblichen feften Zufchnüren Des Hemdes herzurühren fchienen, weßhalb 
er auch die nähere Unterfuchung unterließ, und es fet mit Rückſicht auf das 
Geſtändniß der Angellagten mit Wahrfcheinlichleit anzunehmen, 
baß diefe Eindrüde von dem feiten Zufchnüren mit der Windel hergerührt 
haben mochten, er koͤnne diefed aber mit Gewißheit nicht angeben; — 
daß endlich auch das Profefforencollegium der medicinifch » chirurgifchen 
Studien zu Olmütz zwar Schlagfluß als die Todesart bes Kindes conftatirt, 
jedoch die gewaltfame Herbeiführung des Todes bes Kindes durch biefe Er- 
broßlung nur daraus folgert, weil weder das UnterfuchungsprotofoN, noch 
bie Zeugenausfagen eine andere Urfache der Todesart darbieten, als das von 
ber Angeflagten eingeftandene Zufammenfchnüren bes Halfes, — daß e8 
fich ferner über die Natur der am Halfe des Kindes vorgefundenen Flecke nicht 
auszufprechen vermag, fie aber auch zur Konftatirung der angegebenen gewalt- 
famen Todesart nicht für wefentlich nothwendig hält, weil felbe durch bie von 
ber Angellagten gefchilberte Handanlegung auch ohne Spuren zurüdzulafien 
herbeigeführt worben fein kann, — und baß es erflärt, Die von der Angeflagten 
eingeftandene gewaltiame Handanlegung fet ihrer allgemeinen Natur 
nad im Stande geweſen, die tödtliche Verlegung zu verurfachen, vorausgefebt, 
daß die Windel ftart und durch hinreichend Tange Zeit zufammengezogen 
wurde.“ 

„Nimmt man alle dieſe Aeußerungen der Kunftverftändigen zuſammen, 
fo beftätigen fle zwar bie Möglichkeit, ja die Wahrfcheinlichfeit einer 
gewaltfamen Todesart des Kindes, daß aber biefes Kind wirklich durch 
gemwaltfame Einwirkung eines Dritten, daß es durch Handanlegung der An- 
geflagten fein Leben verloren habe, tk nur aus dem Geftändniffe der» 
felben entnommen, und bei biefer Mangelbaftigkeit des Thatbeſtandes 
fann daher nach $. 284 nicht auf die Tobesitrafe erlannt werben” (E. v. 12. 
September 1855, ©. 3. Nr. 128) ”). 


*) ©. dagegen den Auffag von Rulf im Magazin ZIH. B. (6. 284), wo 
(S. 286) die Anfiht vertheidiget wird, daß die Thatfache, die U. habe ihr Kind durch 
Zufammenfchnüren ded Halfes mit einer Windel getödtet, nicht durch ihr Beftändniß, 


8. 287, 
Freilprechung von der Anklage wegen Unzulänglichkeit der Beweismittel. 


1. Zum Beweife durch da8 Zufanımentreffen der Verbachtsgründe fehlt 
fhon das Erfordernig Ne. 1 des 8. 279 d. h. ber Beweis des Diebftahles in 
objeetiver Hinficht. Diefer fol nämlich in bes Angabe des Beſchädigten 


fondern nur durh dad Gutachten von Sachverſtändigen habe bewiefen werden können, 
da zur Erfenntniß derfelben befondere Kenntniffe gehören. Das Gutachten der Sach—⸗ 
verftändigen made aber hierüber in dem vorliegenden Kalle auch feinen Beweis, da 
ed nur die Wahrfcheinlichfeit, nit aber die Wirklichkeit einer gewaltfamen 
Zodesart des Kindes beftätigte. Anna U. fei daher niht wegen vollbrachten, 
fondern nur wegen verfuhten Mordes zu verurtheilen gewefen. — — 


Neltere Entfheidungen des oberften Gerichtshofes, bei welchen ed fih darum 
handelte, ob wegen unvollfländigem Beweis des Thatbeftandes die Todeöftrafe aus⸗ 
gefchloffen fei, find nachſtehende: 

In einem in den Materialien (II. 3. ©. 252 fg.) mitgetheilten Falle fand der 
oberſte Gerichtshof die Meinung der unteren Gerichte, daB W. (megen des Berbrechene 
der Sreditöpapierwerfälfchung) zur Todesftrafe deßwegen nicht verurtbeilt werden könne, 
weil 'nebft den vorliegenden neun falfhen Einlöfungsfcheinen, welche offenbar, wie 
der Augenfchein dem Richter die Meberzeugung verfchuffte, mit dazu vorbereiteten 
Werkzeugen verfertigt wurden (— dieß war nah dem Str. &. vom Jahre 1803 
zum vollbrachten Verbrechen erforderlich —), nicht aud die Platte, die Stempel, die 
Preſſe u. f. w., welche er nad feinem Geftändniffe zu dem Verbrechen unumgänglich 
gebrauchen mußte, gefunden wurden, ebenfo unrichtig, ald es ungegründet wäre, wenn 
wider einen Mörder, der einen Menſchen durd den Schuß einer Kugel aus einem 
Feuergewehre abfihtlich getödtet zu haben gefteht, ein Todesurtheil zu fällen aus der 
Urſache Anftand genommen würde, weil allenfalld nebft dem Leichnam des augen- 
ſcheinlich durch einen folchen Schuß getödteten Menfchen, nicht auch das Feuergewehr und 
Die Kugel mehr zu finden und das Schießpulver in Rauch und Dampf aufgegangen iſt. — 
Das Gefeg fordere nicht, daß der Thatbeftand volllommen nah allen Umftänden (ohne 
Ausnahme), fondern nad) allen erheblichen, d.i. folchen Umftänden rechtlich bewieſen fei, 
welche die Wirklichkeit des eingeftandenen oder durch beeidigte Zeugen bewiefenen Ber- 
brechens betätigen. In dem gegenwärtigen Falle gewähre aber der gerichtliche Augen- 
fein die volle Gewißheit, daß wirklich öffentliche Greditöpapiere, die ald Münze 
gelten, mit dazu vorbereiteten Werkzeugen verfertigt wurden. 

Dagegen wurde in einem Falle des Raubmordes (mitgetheilt von Zeiller, 
Zeitſcht. 1826, I. S 287) nicht auf Todesſtrafe, und zwar bloß aus dem Grunde 
nicht erfannt, weil der in die Donau gemworfene Körper niht aufge: 
funden werden konnte, — obgleih fih in der Nähe der That zwei Wirbel 
befanden, welche ganz dazu geeignet find, fchwere dahin gebrachte Körper am Grunde 
aufzuhalten, und bei dem fehr tiefen Wafler und der ſtarken Strömung von Rettung 
eines dahin geworfenen Menſchen keine Rede fein Tonnte, die That ſich übrigens zur 
firengen Winterszeit (am 6. Jänner) ereignete und die Getödtete bei 50 Jahre alt, und 
wegen der firengen Kälte mit vielen fchweren Kleidungsftüden verfehen war. 
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liegen. Allein deſſen Angabe bezieht ſich offenbar auf kein beſtimmtes Dieb- 
ftablsfactum, fondern ein ſolches wird von ihm nur aus den angegebenen 
Umftänden gefolgert, welche Kolgerung jeboch Feine nothwendige ift. — Es 
tann baber die Thatfache eines Diebſtahls nicht als vollftändig 
erwiefen angefeben werden. 


Da jedoch die Beſchädigung des Anzeigers durch Diebftahl wahr: 
fcheinlich ift, und der Angellagte — — ber That immerhin verbächtig bleibt, 
fo konnte er auch nicht für ſchuldlos erkannt, fondern nur aus Unzulänglich- 
keit der Beweismittel von ber Anklage freigefprochen werden (E. v. 16. Jänner 
1855, ©. 8. Nr. 44) *). 


2. Joſef D., wegen des Beſitzes einer fremden, Geld und Effecten im 
Werthe von 600 Gulden enthaltenden Reiſetaſche zur Rede geftellt, befannte, 


Sn einem dritten Falle (mitgetheilt von Franz Weffely im Juriften X. B., 
©. 480) wurde auf zeitliche Freiheitäftrafe erfannt. Das Facultätdgutachten ging im 
Weſentlichen dahin, dag weder die Erfcheinungen im Leben, noch nah dem Tode mit 
Beftimmtheit darauf ſchließen laffen, es fei die F. durh Gift um's Leben gekommen, 
und daß au nicht auf die Einwirkung eined narkotifhen oder fcharfen Pflanzen- 
aiftes gefchloffen werden könne; — daß aber die erwähnten Umftände auch nicht 
geftatten zu erflären, es habe bei der F. feine Dergiftung flattgefunden, zumal 
da das Geſtändniß ihres Mannes vorliegt, daß er ein Pulver, mit dem er früher 
eine Henne umgebracht hatte, in beträchtliher Dienge zu jener Milch geſchüttet babe, 
welche die Berftorbene fich felbft zum Frübftüde fochte, und bald darauf davon genoffen 
hat. — Die Vergiftung der F. in Abrede zu ftellen, hindere nebfi dem Borhandenfein 
von Erfcheinungen im Leben und an der Reiche, wie fie bei Bergiftungen vorzukommen 
pflegen, überdieß auch die Unmöglichkeit nachzumeifen, daß die F. aus einer 
anderen Urfache um's Leben gelommen wäre. — Es fei daher unmöglich über 
die Todesart der $. ein ganz beſtimmtes Gutachten abzugeben. 

Auf Grundlage diefed Gutachtens hatte das Urtheil des Eriminalgerichtes die 
Unterfuhung aud Abgang rechtlicher Beweife für aufgehoben erklärt. 


*) Es ift fomit nad obiger und nad) der weiteren im Gonterte angeführten 
Entfheidung ein Urtheil auf Freifprehung von der Anklage, und nicht ein Schuld» 
lofigkeitäurtheil zu fällen, wenn zwar der Beweis des objectiven Ihatbeftandes der 
firafbaren Handlung fehlt, aber diefer Thatbefland dennoh wahrſcheinlich vor- 
handen if. — Daraus ergibt fi die fernere Folgerung, daß um fo mehr im Stadium 
des Anklageverfahrens die bloße Wahrfcheinlichleit des Thatbeftandes zur Faſſung 
eined Anklagebefchluffes gemüge, mithin ein Einftellungd- oder Ablaffung$- 
befhluß wegen „niht vorhandenen Thatbeſtandes“ einer von dem Geſetze ald 
Verbrechen oder Vergehen erflärten Handlung nur dann zu ergehen habe, wenn nicht 
nur der Beweis, fondern felbft die Wahrſcheinlichkeit des Thatbeſtandes 
mangelt (f. den Aufſatz: „Ein Beitrag zur Beantwortung der Frage: Wann im Sinne 
des 8. 197, 3.1, der Str. P. ©. der Thatbefland einer vom Geſetze ald Ber- 
brechen oder Vergehen erklärten Handlung nicht vorhanden ſei?“ — in ber ©. 8. 
1855, Nr. 145, — und Mages: „Ueber den Beweis deö Thatbeflandes im Stadium 
des Anklagebeſchluſſes“, ebenda, Nr. 33 und 34; dann Rulf's Commentar, I. ©. 319). 
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Diefelbe in der Eifenbahnftation auf ber Erde gefunden, zu ſich genommen umb 
verhehlt zu haben. Es war jeboch fehr unwahrfcheinlich, daß die Tafche, wäh. 
end ber Bahnzug fill hielt, bei offener Thüre aus dem Wagen herabgefallen 
fei, und es lag die Vermuthung viel näher, daß D. den Augenblid, als ihr 
Gigenthümer zum gegenüberliegenden Senfter hinausſah, dazu benüßte, um fie 
aus dem Wagen felbft unbemerkt herauszunehmen. Zu ber gegründeten Ber- 
muthung für einen von ihm begangenen Diebftahl gefellte fich der Verdacht, 
daß feine Frau hievon Kenntniß erhalten und das entwendete Gut im Ein- 
verftändniffe mit ihm in der gemeinfamen Wohnung verborgen babe; fie 
bekannte jedoch nur, von ihrem Gatten zwei Sadtücher und ein Paar Stief- 
fetten, die er im Bahnhofe gefunden haben wollte, angenommen zu haben, 
was durch feine Angabe beftätiget wurbe. 

Die Anklage erfolgte wegen Diebitahl und rüdfichtlih Theilnehmung 
am Diebftahle. Meber die Schlußverhandlung gegen die D. (— jene gegen 
Joſef D. entfiel wegen feines Todes —) wurde fie von dem Verbrechen ber 
Theilnehmung am Diebftahle losgeſprochen und fchuldlos erfannt. 
Durch die proceffualifchen Erhebungen fet Die Möglichkeit nicht ausgefchloffen, 
daß bie Heifetafche durch einen Stoß von ungefähr auf die Erde herabfiel, 
und dort von Zofef D., wie er behauptete, gefunden wurde. Mit dem Beweife 
des Diebſtahls entfalle aber auch die Theilnehmung daran. 

Sn zweiter Inſtanz wurde die D. von der Anklage wegen bes Ber 
brechens ber Theilnehmung am Diebftahle wegen Unzulänglichleit ber Beweis- 
mittel freigefprochen, indem die Beweggründe bemerkten, daß die gegen bie 
D. erhobenen Verdachtsgründe, obgleich fie ſelbſt bei volllommen erwies 
jenem objectiven Thatbeftande eines Diebftahlsverbrecheng nicht 
binreichen mwürben, um die Angeflagte der Theilnehmung daran für rechtlich 
überwiefen halten zu Fönnen, andererfettö nicht fo vollftändig entkräftet wurden, 
daß fie, bei der immerhin vorhandenen Wahrſcheinlichkeit des ob— 
jectiven Thatbeitandes des Diebftahles, von der Anklage wegen Theil- 
nebmung als ſchuldlos freizufprechen war. — Dieſes Erkenntniß wurde aus 
ähnlichen Gründen vom oberften Gerichtshofe beftätiget (E. v. 16. September 
1856, ©. 3. Nr. 127) *). 


Wirkung des nicht vollftändig bergeitellten Entlaitungöbeweiies. 


3.9. batte die B. und ihren Stieffohbn D. der im $. 501 des Str. ©. 
bezeichneten Mebertretung (Unzucht zwifchen Verfchmägerten) befchuldiget. Da 
er das Factum zugeftand, fo handelte es fih um den Beweis der Wahrheit, und 
rüdfichtlich nachdem die Beſchuldigung nicht öffentlich vorgebracht worden war 
(8. 489 des Str. ©.), um die Nachweifung folcher Umftände, aus welchen fich 


) Das, was die Angeklagte einbefannt hatte, erklärte die erfte Inſtanz ale 
unter fein Strafgefeb fallend, das Oberlandesgericht und der oberfte Gerichtshof ala 
Uebertretung des Betruged im Sinne des $. 201, lit. c des Str. ©. 
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hinreichende Gründe ergaben, um bie vorgebrachte Beſchuldigung für wahr 
halten zu koͤnnen ($. 490). — A. berief fich auf eigene Wahrnehmung von 
Bertraulichkeiten, welche allerdings nicht geeignet waren, einen unbefangenen 
Beobachter gerade von ber Reinheit bes zwifchen der B. und dem D. beſtehen⸗ 
ben Berhältniffes zu überzeugen, von ihnen aber als Ausdruck mütterlicher und 
findlicher Zuneigung erflärt wurden; — dann und vorzüglich auf Die Aus- 
fage der im Haufe dienenden C., als Augenzeugin, welde das von ihm 
Anderen mitgetheilte, ihm ſowohl al& der Schweſter des D. eröffnet habe. — 
Letztere entfchlug fich des Zeugniffes, da man zur Zeit ihrer Bernehmung 8. 
und D. ber Uebertretung des 8. 501 befchuldiget betrachtet, und ihr fomit das 
Entſchlagungsrecht eingeräumt hatte; — bie E. aber betheuerte im Verhoͤre 
zuerft ihre Anhänglichkeit an die Familie der Privatkläger, und ſprach ihre 
Abneigung gegen den Angellagten aus, dann bat fie unter Thränen man möge 
thr Die Ausfage erlaffen, und als dieſes nicht anging, ftellte fie endlich geradezu 
in Abrebe, dem Angeflagten je von einer unfittlichen Verbindung der Stief 
mutter mit dem Stiefjohne erzählt zu haben, auch habe fie nie dergleichen 
gefehen. Auch zum Eide wollte fie fich anfangs nicht verftehen, legte denſelben 
aber endlich ab. — Bon Feindfchaft des Angeflagten gegen die von ihm Bes 
fchuldigten fam im Proceſſe nichts vor. 

Das Oberlandesgericht ſprach bei feiner Entfcheidung zunächit die An- 
ſicht aus, in jenen Fällen, wo zur Straflofigfeit nicht geradezu die Wahrheit 
der Angabe bewiefen werden muß, fundern fchon die Nachweifung von Um⸗ 
ftänden genügt, aus welchen fich hinreichende Gründe ergaben, um die vor- 
gebrachte Befchuldigung für wahr halten zu koͤnnen, muͤſſe auf bie allge 
meinen Beweisregeln zurüdgegangen werben, benen zufolgeber gänzlich 
mißlungene Entlattungsbemweig die Berurtheilung, bervolllommen 
bergeftellte die Schuldloserflärung und endlich der ſchwankende 
Beweis die Entbindung des Angellagten ab instantia zur %olge 
babe. — Demnach erging das Urtheil auf Freifprechung von der Anklage wegen 
Unzulänglichkeit der Beweismittel *), weil die Angaben des Angeflagten, ſo⸗ 
weit fie feine eigenen Wahrnehmungen über das gegenfeitige Verhältniß der 
von ihm Beſchuldigten betreffen, von ihnen felbit als richtig zugegeben feten, 
und bie volle, nicht entftellte Wahrheit enthalten; weil ihn alfo die alleinige 
Ausfage der beeideten Zeugin C. belafte, Diefe Ausfage aber, obfchon der An- 
geflagte burch fie um den Beweis der Thatfache gefommen fei, daß die C. ihm 
jene Mittheilung gemacht habe, worauf er vor Allem die Einrebe der Wahr- 
heit gründete, wegen bes bebenflichen Benehmens ber Zeugin bei ihrem Ver- 
Höre und mit Rüdficht auf die übrigen ihm günftigen Ergebniffe der Unter- 
fuchung auch nicht das Gegentheil deſſen, was er zu bemeifen hatte, das tft Die 
Falſchheit feiner Behauptung bemeife. 


*) In erfter Inftanz war der Angeflagte ſchuldig erfärt worden. 


Der oberfte Gerichtshof beftätigte Diefes Erfenntniß „in ber Erwägung, 
daß das Ergebniß der Unterfuchung, wie das Oberlandesgericht fchon näher 
ausführte, felbft bei der ſchließlichen beſtimmten Angabe ber Zeugin C., dem 
Angellagten die von ihm vorgebrachte Erzählung nie gemacht zu Haben, mit 
Rüdficht auf die fonftigen erwahrten Umſtände, bie Entfehuldigung feines 
Dafürhaltens nicht völlig zu entkräften und den Beweis, daß gerade 
von ihm die Erfindung jener Befchuldigung ausgegangen fei, nicht zu Tiefern 
vermochte" (E. v. 19. Auguft 1856, ©. 3. Nr. 114). 


g. 300. 


Eutſcheidnug über eine von dem VBernrtheilten ergriffene Berufung nad dem 
Tode desſelben. 


Ein Oberlandesgericht, welchem die Unterfuchungsarten über die von 
bem Berurtheilten ergriffene Berufung mit der gleichzeitigen Anzeige von 
deſſen mittlerweile erfolgtem Ableben vorgelegt worden waren, fand fich zur 
Enticheidung in der Straffache nicht veranlaßt, „weil nach 8. 224 des Str. G. 
mit dem Tode des Verbrechers jedes Verbrechen erlifcht, Daher jede weitere 
itrafgerichtliche Verfolgung aufzuhoͤren hat." 

Der oberfte Gerichtshof aber hat das Oberlandesgericht zur geſet⸗ 
mäßigen Entfcheidung der Strafiache angewiefen, „weil eine Weberprüfung 
des Strafprocefjes hinfichtlich der Schuldfrage wegen der Damit für bie Familie 
bes Beritorbenen oft verbundenen Kolgen im Geiſte des $. 224 bes Str. G., 
dann ber 88. 300, lit. c und 372 der Str. P. D. Tiege, da es fich hiebei nicht 
mehr um bie Verfolgung des Verbrechers, fondern um eine Heberprüfung bes 
eritrichterlichen Urtheiles und um eine etwaige, — wenn mit Dem Geſetze ver- 
träglihe — Abänderung binfichtlich der Schuldfrage zu Gunften des Ange: 
klagten handle" (E. v.2. Mai 1856, Zeitſchr. für ©. und R.; 1. Nr. 50). 


8. 301. 
Beſchräukung des Bernfungsbefngnifies. 
©. die bei 8. 304 angeführten Entſcheidungen. 


$. 302. 
Frift zur Einbringung der Berufung. 


Die Rechtskraft eines Urtheiles ſetzt als nothwendige Bedingung bie 
gefeglich gefchehene Verftändigung ber Sntereffenten voraus. So» 
lange dieſelbe nicht in der vom Geſetze vorgefchriebenen Form erfolgte, ift das 
Urtheil nicht vechtöträftig geworden und kann bie Dagegen ergriffene Be— 
rufung nicht als verfpätet angefehen werben (E. v. 29. December 1851, ©. 3. 
1852, Nr. 18). 
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8. 303. 


Anfgebung des unterrichterlichen Erkeuntniffes nd Verfahrens wegen Form⸗ 
gebrechen. 


Wenn das erfte Gericht gegen die Vorfchrift des 8. 283 in dem Er- 
fenntniffe felbft die (in feinen Entſcheidungsgründen jeboch enthaltene) 
Bezeichnung der einzelnen firafbaren Handlungen derfelben Art, deren ber 
Angellagte fchuldig erfannt wurde, unterlaffen hat, fo ift dieß zwar allerdings 
ein Formgebrechen, allein keineswegs ein fo wefentliches, um die Vernichtung 
des UrtHeiles zu rechtfertigen ; vielmehr befindet fich dag Oberlandesgericht in 
ber Lage, daß 'erflrichterliche Erkenntniß in dem betreffenden Puncte felbft 
verbeffern zu Tünnen (E. v. 30. October 1856, ©. 8. Nr. 149)*). 


In Betreff der Frage, ob das neuerliche Erkenntniß des unteren Richters 
auch dann ein für den Angellagten ungünftigeres fein könne, wenn bie Be 
sufung gegen das früher gefällte und in höherer Inſtanz aufgehobene 
Erfenntniß nur von ihm ergriffen wurde, f. die E. v. 14. Februar 1855 bei 
8. 428 und die Anmerkung dafelbit. 


) Segen R. waren fieben Betrugsbandlungen im Geſammtbetrage von 500 und 
drei Veruntreuungen zufammen von mehr ald 50 Gulden erwiefen. Das Erfenntniß 
des Kreisgerichtes lautete einfach dahin, daß R. ded Verbrechens des Betruges 
und der Beruntreuung fhuldig fei, und es geſchah die Angabe des Thatbeftandes 
der einzelnen Facta erft in den Entfcheidungsgründen. — Das Oberlandesgeriht, bei 
weichem der Angeklagte wegen der Strafbemeffung Berufung einlegte, erfannte in der 
unterlaffenen Beobachtung des $. 283, lit. a ein mwefentliches Yormgebrechen des Er- 
fenntniffes, hob dasfelbe fomit nach 88. 298 und 303 auf, und wies bie erfte Inſtanz 
zur Fällung eines neuen Urtheiles an. — Der oberfte Gerichtshof aber hat nach dem 
obigen Grundſatze den Beſchluß des Oberlandedgerihte® über die vom Angeflagten 
dagegen ergriffene Berufung aufgchoben, und dasfelbe angemwiefen, über die 
Berufung gegen das Urtheil der erften Inſtanz in der Hauptfache zu erfennen. 

In diefer Entfcheidung liegt übrigend eine Beftätigung der Anficht, daß gegen 
den Beſchluß des Oberlandesgerichtes, wodurch das untere Gericht zur Verbefferung 
des früheren Verfahrens und zur Schöpfung eines neuen Erkenntniffed angewiefen 
wurde, weitere Berufung offen flebt, — und zwar, ohne daß ed darauf anfäme, 
von wem die Berufung an das Oberlandedgericht ausgegangen war — allen in den 
drei erften Abſätzen des $. 301 genannten Perfonen. Denn ein ſolcher Beſchluß ent- 
hält weder eine Beftätigung, noch eine derartige Abänderung ded erftrichterlichen 
Erkenntniſſes, welche an fih (in der Hauptfache) dem Angeklagten zu ®unften oder 
zum Nachtheile gereicht. — Die Zuläffigkeit diefer weiteren Berufung könnte vielleicht 
(obwohl gewiß mit Unrecht) deßhalb bezweifelt werden, weil 8.303 nur davon fpricht, 
daß gegen dad in Folge ded oberlandedgerichtlichen Beſchluſſes gefchöpfte nene Er⸗ 
kenntniß eine neuerliche Berufung, nicht aber davon, daß aud gegen jenen Be- 
ſchluß ſelbſt die Berufung offen ſtehe — und weil im zweiten Abſatz bed 8. 208 
verfügt wird, daß von den analogen Beſchlüſſen des un wodurd im 

Herbſt, Entfcheidungen zur Strafproceß⸗Ordnung. 





S. 304. 


Entfheidungen in Betreff der Frage, wann die vom Bernfungsrichter vorgenommene 
Abänderung des unterrihterlihen Urtheiles im Sinne des Geſetzes ald eine dem 
Angeklagten nachtheilige anzuſehen fei? 

Der Berufungsrichter ift nach den 88. 304 und 310 in Verbindung mit 
$. 209 über eine bloß vom Angellagten ergriffene Berufung nicht befugt, 
das angefochtene Erkenutniß zum Nachtheile desjelben abzuändern. Außer 
bem kann gegen das Erkenntniß bed Oberlandesgerichtes vom Angellagten 
(ober feinen Angehörigen) Die weitere Berufung, weder wenn dadurch das erſt⸗ 
richterliche Erkenntniß beftätiget, noch wenn e8 zu feinen Gunſten ab: 
geändert worden ift, mithin (abgefehen von einer Aufhebung bes früheren 
Berfahrens und Erkenntniffes) nur dann ergriffen werben, wenn das Erkenntniß 
bes erften Richters abgeändert wurde, und diefe Abänderung eine dem Ange- 
klagten nachtheilige ift. — Die in der Meberfchrift angedeutete Frage ift daher 
in doppelter Hinficht von hoher praftifcher Wichtigkeit; fie ift aber auch fehr 
zweifelhaft, wie die verfchtedenartigen barüber veröffentlichten Anfichten 
beweifen*). Es dürfte daher nicht unzweckmäßig fein, eine Reihe von Fällen 
zufammenzuftellen, bei welchen ber oberfte Gerichtshof fich hierüber entweder 
ausdrädlich ausfprach (1—3), oder aus welchen fich die Anficht jenes hohen 
Gerichtshofes in Betreff der aufgeftellten Frage wenigſtens indirect ent- 
nehmen läßt. 

1. Das Urtheil ift nicht zum Nachtheile des Angellagten abgeändert, 
wenn berjelbe von der erften Inſtanz wegen bes Verbrechens der Beruntremung 
und der Mebertretung des Diebitahles verurtheilt worden tft, und die zweite 
Inſtanz zwar von der angefchuldeten Webertretung losgeſprochen, jebod 
bie erfannte Strafe unverändert beibehalten hat (E. v. 12. November 1850, 
G. 3. Nr. 27). 

In der Ausführung der Nichtigkeitöbeichwerbe war vorzüglich geltend 
gemacht worden, Dad dem Angeklagten allein noch zur Laſt fallende Verbrechen 
der Veruntreuung ſei offenbar mit einer firengeren Strafe als vom Gerichte 
eriter Inſtanz belegt worden, da biefes die nämliche Strafe von vier Monaten 
für beide ftirafbaren Handlungen zufammen verhängt hatte. — Aber 
eben, weil dieß ganz richtig ift, zeigt fich, daß der oberfte Gerichtshof von der 
Anficht ausging, das Erkenntniß fei nicht zum Nachtheile des Befchulbigten 
abgeändert, falls derfelbe nur weder wegen einer anderen Handlung 


Stadium des Anklageverfahrens Verbefferungen des Verfahrens angeordnet werden, 
die Parteien nicht indbefondere zu verftändigen find, und dagegen auch fein wei- 
terer Rechtszug zuläffig ift. 

*) ©. die Auffäße von Helm, einem Ungenannten und Rulfin der Zeitfhr. 
für ©. und R. I. Nr. 6, 10 und 16; — dann von Lienbacher und Kitfa in der 
®. 3. 1856, Rr. 9, 77 und 106. 
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noch zu einer groͤßeren Strafe verurtheilt wurde, als in erſter Inſtanz 
geſchehen. 

2. Der Angeklagte war in erſter Inſtanz des Verbrechens der Verun⸗ 
treuung nach 8. 181 des Str. G. ſchuldig erkannt und zum ſchweren Kerker 
in der Dauer von neun Monaten verurtheilt worden. In ſeiner Berufung an 
das Oberlandesgericht bemühte er ſich darzuthun, daß die ihm angeſchuldigte 
That, wenn fie erwieſen worden wäre, nicht das Verbrechen ber Verun— 
treuung, fondern jened des Mißbrauches ber Amtsgemwalt begründen 
würbe, und ftellte das Begehren, daß das erftrichterliche Urteil in diefem Sinne 
abgeändert werde. — Das Oberlandesgericht erflärte ihn in ber That rüd- 
fichtlich des Berbrechens der Beruntreuung für fchulblos, dagegen 
fchuldig des Verbrechens des Mißbrauches der Amtsgewalt (Sk. G. 
$. 101), und beftätigte in Anſehung ber Strafe das Erkenntniß ber erften 
Inſtanz. 

Wegen jener (von ihm ſelbſt begehrten) Abaͤnderung ergriff nun der 
Angeklagte die Berufung an den oberſten Gerichtshof. Das Oberlandesgericht 
nahm an, daß 8. 301 der Zulaͤſſigkeit der Berufung nicht hindernd entgegen⸗ 
ſtehe. Obſchon nämlich die zweite Inſtanz bei ber Källung ihres Urtheiles von 
Der Anficht ausgegangen fei, daß die auf das Verbrechen bes Mißbrauches ber 
Amtögewalt geſetzte Strafe im DBergleiche mit jener, welche das im $. 181 
bezeichnete Verbrechen der Veruntreuung nach fich ziehe, im Ganzen als bie 
mildere betrachtet werben müfle, fo liege dennoch in dem Urtheile ber zweiten 
Inſtanz in foferne eine Abänderung zum Nachtheile des Angeklagten, als in 
Der Annahme eines Amtsmißbrauches gegenüber der Veruntreuung 
eine wenigftens foheinbar gehäffigere und in den Kolgen für einen 
Öffentlihen Beamten fhädlichere Qualiftcation enthalten fei. 

Der oberfte Gerichtshof hingegen verwarf die Berufung als unz u⸗ 
Läffig, „In Erwägung, dab der Angeflagte jelbft in feiner Befchwerbe gegen 
das erftrichterliche Erkenntniß geltend machte, daß die ihm zur Laſt gelegie 
That nicht als Veruntreuung, fondern „„böchftens"" als Mißbraud ber 
Amtsgewalt zu behandeln gewefen fei, — daß alfo das Oberlandesgericht, 
indem es in biefer Beziehung der Berufung, mit fonftiger Betätigung des an⸗ 
gefochtenen Urtheiles ftattgab, dasſelbe anftatt es zu verfchärfen, vielmehr 
nach dem Sinne des Angellagten felbft gemildert habe” (E. v. 3. Juni 1856, 
G. 3. Nr. 90). 

3. MW. wurde des Verbrechens bes Betruges angeflagt, ‘weil er dem H. 
bei einer Selbverwechslung ftatt 100 Gulden nur eine 50 Gulden⸗Banknote 
gegeben, und nachdem biefer Umftand aufgekommen war, jede mit 5. gehabte 
Banknotenverwechslung in Abrede geftellt habe. 

Die erfte Inſtanz bat nad Inhalt ihres Urtheiles dem Ange: 
Hagten nur das nachträgliche Abläugnen ber Seldverwechslung als 
Benügen bes Irrthums des H., um diefem einen Schaden von 50 Gulden 
zuzufügen, zur Laft gelegt, und in biefer Handlung das Verbrechen bes 
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Betruges gefunden. — Dagegen hat das Landesgericht (als Berufungsinſtanz) 
angenommen, daß bei dem Angellagten die Abficht, den Irrthum des H. zu 
benügen, um fich zu beilen Schaden 50 Gulden zugueignen, nicht erſt bei 
dem Abläugnen der zwifchen ihnen flattgefundenen Geldverwechslung ein» 
getreten fei, fondern fhon damals vorhanden war, als H. ihm die 100 
Gulden in Hleineren Banknoten auszahlte. 

Mas nun die Frage betrifft, ob das Landesgericht berechliget war, über 
die bloß vom Angellagten eingelegte Berufung auf diefe Art in that 
Sächlicher Beziehung etwas Anderes für wahr anzunehmen, als ber erfte 
Richter für wahr angenommen hatte, — fo beruhte Die Anklage in der Weſen⸗ 
beit darauf, daß W. den Irrthum des H. bei der Verwechslung der Banknote 
benügen wollte, um Letzterem einen Schaden von 50 Gulden zuzufügen. Mit 
Rückſicht Hierauf lag es in dem Bereiche ber Berufungsbehörbe, fo wie in jenem 
des Richters eriter Inſtanz, alle in der Verhandlung vorgelegenen thatfäch- 
lichen Momente zu erfaffen, welche nach feiner Meberzeugung die Abficht des 
Angellagten, den: Irrthum des H. zu beffen Schaden zu benützen, außer 
Zweifel ſetzen. — Das Landesgericht hat daher nicht (wie in der Nichtigfeits- 
befchwerde behauptet wurde) dem Angeklagten eine andere That zur Laft 
gelegt, als die erfte Inftanz, fondern nur den vorgelegenen thatfächlichen Vor⸗ 
gang in Bezug auf die daraus zu erfchließende Abficht des Angeklagten in 
einem anderen Momente aufgefaßt. Es bat den gleichen Ausfprud 
der Schuld des Angeklagten mit Bezug auf Die vorgelegenen Thatfachen, bie 
durch die Nichtbeachtung von Seite bes eriten Richters ber Beurtheilung ber 
Berufungsbehörbe nicht entzogen waren, lediglich anders begründet, 
feineswegs aber das Urtheil der eriten Inftanz in feiner Wefenheit 
(Str. P. DO. vom 3. 1850, $. 289; vom J. 1853, $. 283) zum Nachtheile des 
Angellagten abgeändert (E. v. 4. März 1852, ©. 3. Nr. 83). 

4. Der Angeklagte war von ben beiden unteren Snitanzen des Ber 
gehens der ſchuldbaren Grida beghalb für fchuldig erfannt worben, weil er 
erftens nach erlangter Kenntniß feiner Zahlungsunfähigkeit neue Schulden 
gemacht und Zahlungen geleiftet, und weil er zweitens Feine Gewerbsbücher 
geführt habe. Der oberite Gerichtshof, welcher über die von bem Angellagten 
ergriffene Nichtigkeitsbefchwerbe nach der Verordnung vom 23. December 1854 
(R. ©. Bl. Nr. 316) zu Gunſten besjelben auch in die Beurtheilung ber 
Thatfrage einzugehen hatte, erfannte nun, daß erfteres nicht erwiefen fei, 
letzteres aber, da der Angeklagte nach ber Art feines Gewerbes zur Buch⸗ 
führung nicht verpflichtet war, das fragliche Vergehen nicht begründe. Da- 
gegen wurde aber abweichend von ben Untergerichten das Vorhanden⸗ 
ſein des Vergehens aus dem Grunde angenommen, weil ber Angeflagte 
nicht nachweifen konnte, daß er nur durch Unglüdsfälle und unverſchuldet 
in die Unmöglichkeit gerathen ſei, feine Gläubiger vollftändig zu befriedigen, 
— und weil er nach erlangter Kenntnig feiner Zahlungsunfähigkeit durch bie 
angefuchte Zufchreibung des Eigenthumes einer erfauften Scheuer einem 
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Gläubiger zum Nachtheile der übrigen Eoncursgläubiger wiſſentlich ein Pfand 
verſchafft hat. 

Der oberfte Serichtöhof Hat Daher auf Grundlage diefer von jener ber 
Untergerihte abweichenden Auffaffung des Thatbeftandes die 
Nichtigkeitsbeſchwerde in Betreff der Schuldfrage zwar verworfen, derſelben 
jedoch in Betreff der Tertirung der ftrafbaren Handlung ftattgegeben (E. v.20. 
November 1855, ©. 8. 1856, Nr. 4). 

5. Bet einem an Gas verübten Diebftahle wurde der Angeklagte in 
erfter Inftanz Des vollbrachten Diebitahles, ftrafbar ald Webertretung 
wegen des (nach der Schäßung des Directors der Gefellfchaft) fünf Gulden 
nicht überfteigenden Werthes des entzogenen Gaſes fchuldig erflärt. Es unters 
liege zwar feinem Zweifel, daß er die Abficht Hatte nach und nach eine weit größere 
Gasmenge zu entwenden. Allein eine und diefelbe Handlung fünne nur ent- 
weder vollbrachter oder verfuchter Diebftahl, nicht aber beides zugleich fein. — 
Das Oberlandesgericht, an welches der Kal über Berufung der Staatsanwalt: 
fchaft gelangte, war der entgegengefeßten Anficht, indem es die That als 
Berbrehen des theils vollbrackhten und theils verfuchten Dieb» 
ftahles auffaßte. 

Dagegen ergriff nur der Baterdes VBerurtheilten die Berufung an 
ben oberften Gerichtshof. — Diefer theilte zwar die Anficht des Landesgerichteg, 
nach welcher der Angeflagte nur des vollbrachten und nicht auch de ver« 
fuchten Diebftahles fchuldig erfannt wurbe. Allein, während die unteren Ge⸗ 
richte bei der Yrage nach der Menge des ohne Meflung entzogenen Gaſes fi 
Tediglich an die Erklärung des Directord ber Geſellſchaft hielten, welcher die⸗ 
felbe auf wenige Lire anfchlug, gewann ber oberite Gerichtshof aus dem 
BSefammtergebniffe des Proceffes vielmehr die Meberzeugung, 
daß dieſer widerrechhtliche Gasbezug Durch Längere Zeit, jeden» 
fallsdurc fo viele Tage fortgefeht worden fei, um bdenfelben, mit 
Rückſicht auf das gewöhnliche Ouantum bes täglichen Verbrauches auf mehr 
als fünf Gulden anfchlagen zu können. Das Urtheil der dritten Inſtanz 
Iautete daher dahin, baß der Angeflagte, welcher bereits zweimal wegen Dieb- 
ſtahls geftraft worden war, des Verbrechens des vollbrachten Diebſtahls 
ſchuldig fei (E. v. 2. Jänner 1856, ©. 3. Nr. 26). 

6. Johann Q., welcher aud Anlaß einer gegen ihn wegen Beruntreuung 
geführten Unterfuchung feine Kinder, danı feinen Bruder zu falfchen gericht- 
lichen Ausfagen verleitet hatte, war in erfter Inftanz des Verbrechens des 
Betruges durch falfches Zeugniß nach $. 199, lit. a und $. 5 des Str. ©. für 
mitfchuldig, dann der Mebertretung der Beruntreuung für ſchuldig erflärt 
worden. Sämmtliche VBerurtheilte ergriffen die Berufung, und es wurde 
das Erkenntniß gegen Johann Q. mit ber Berichtigung beftätiget, baß er 
als Bewerber um ein falfches Zeugniß des Berbrechens des Betruges nicht 
mitfhuldig, ſondern einfach (alfo als unmittelbarer Thäter) ſchul dig ſei. — 
Die Straffache gelangte auch zur oberitrichterlichen Entſcheidung, weil das 
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Oberlandesgericht den in erfter Inſtanz gleichfalls verurtheilten Bruder von 
ber Anlage bes Verbrechens des Betruges wegen Unzulänglichleit ber Beweis- 
mittel freifprach, wogegen der Staatsanwalt die Berufung ergriff. Diefer 
Berufung wurde mit &. v. 12. December 1855 (G. 3. 1856, Nr. 10) wirklich 
ftattgegeben ; — die vom Oberlandesgerichte ausgeſprochene Berichtigung bes 
Erfenntniffes wider Johann O. aber nicht erwähnt. Und doch hätte ber oberfte 
Gerichtshof nach 8. 310 in Berbindung mit $. 304 und rüdfichtlich mit Dem 
darin bezogenen $. 210 die Aufhebung der fraglichen Berichtigung von Amts⸗ 
wegen verfügen müſſen, fall8 er dafür gehalten hätte, daß diefelbe im Sinne 
bes $. 209 eine dem Beichuldigten nachtheilige Abänderung bes erftrichter 
lichen Erkenntniffes, und daß daher bas Oberlanbesgericht nach eben diefem 
Paragraphe mit derfelben, da die Berufung gegen das erftrichterliche Urtheil 
nur von bem Befchuldigten ergriffen worden ift, vorzugehen nicht berech⸗ 
tigt war. 


7. Dem B. fiel zur Laft, daß er einer obrigkeitlichen Perſon, um 
deren Amtshandlung zu vereiteln, gewaltfam Wiberſtand geleiftet und bexs 
felben eine ſchwere körperliche Befchädigung zugefügt habe. 


Der Gerichtshof erfter Inſtanz erflärte ihn des vollbrachten Verbrechens 
ber öffentlichen Gewaltthätigkeit nach $. 81, ftrafbar nach dem erften Straf: 
ſatze bes 8. 82 (fchweren Kerker von fechs Monaten bis zu einem Jahre), dann 
bes ebenfalls vollbrachten Verbrechens ber ſchweren förperlichen Beichädigung 
nad $. 152 für Schuldig, und erfannte unter Anwendung des 8.54 bes Str. ©. 
auf Kerfer in der Dauer von vier Monaten. 


Dagegen ergriff der Angeflagte”) die Berufung. Das Oberlanbes- 
gericht ging von ber Anficht aus, daß Die Befchäbigung als befonderes Ver⸗ 
brechen nicht angefehen werben fünne, indem das Geſetz einen folchen Erfolg 
im $. 82 bereit bei der Beſtimmung bes Strafjaßes in Anfchlag bringe. Es 
änderte daher bas Urtheil dahin ab, daß B. von dem ihm angefchuldeten Ber 
brechen der ſchweren körperlichen Befchädigung Iosgefprochen und ſchuldlos 
erkannt werde, verurtheilte aber wegen des Verbrechens der öffentlichen Gewalt⸗ 
thätigkeit mit Zugrundelegung des zweiten Straflabes bes 8. 82 (fchwerer 
Kerker von Einem bis zu fünf Jahren), jedoch ebenfalls mit Anwendung bes 
8. 54 zu ſchwerem Kerker in der Dauer von drei Monaten. 

Gegen dieſes theilweife abändernde Erkenntniß, und zwar hauptfächlich 
wegen ber Losſprechung von dem Verbrechen ber ſchweren Eörperlichen Beſchaͤ⸗ 
bigung wurde von dem Staatsanmwalte bie Berufung ergriffen. Das hier 
über erflofjene Crkenntniß des oberſten Gerichtshofes vom 27. März 1856 
(Zeitfchr. für ©. und R., J. Nr. 47) hat den B. des Verbrechens ber öffentlichen 
Sewaltthätigkeit verbunden mit dem Verbrechen ber fchweren Törperlichen 





*) Bon einer Berufung ded Staatsanwaltes macht die betreffende ausführliche 
Mittheilung ganz und gar keine Erwähnung. 
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Beſchaͤdigung fohuldig erkannt, in Betreff bes Strafausmaßes aber bas 
obergerichtliche Urtheil beftätiget. 


F. 359, 
Ertenutniß über die Entihädigung. 


Wenn der Angeflagtenureiner Uebertretung ſchuldig erfl Art 
wird, welche fih auf bie Lörperlihe Sicherheit von Perfonen 
bezieht, fo find die Befchädigten mit ben bloß aus ber Beſchädi— 
gung ihrer Sachen abgeleiteien Entfhäbigungsanfprüden auf 
ben Eivilrechtsweg zu verweifen (E. v. 16. Juni 1851, ©. 8. Nr. 156). 

Der Angeklagte hatte mit Gift vermengte Maſſen in ftreitigen Weide: 
pläßen umbergelegt oder legen laſſen, in ber Abficht, daß das Vieh ber benach- 
barten Orundbefiger, Die fich das Weiderecht darauf anmapen, Schaben leide, 
und die leßteren Dadurch abgehalten werben, ihr Vieh auf feinem Grunde 
weiden zu laffen. 

Er wurde deßhalb in erfter Inſtanz bes Verbrechens ber boshaften Bes 
ſchädigung bes fremden Eigenthumes fchuldig erklärt, und zu einem Erfake 
von 220 Gulden an jene Grundbeſitzer verurtheilt, deren Kühe dadurch befchä- 
biget worden waren. Das Urtheil wurde im Berufungsmwege bahin abgeänbert, 
daß er gänzlich Tosgefprochen wurbe; der oberfte Gerichtshof aber entfchieb, 
daß berfelbe der Mebertretung gegen die körperliche Sicherheit nach $. 183 bes 
I. Theild des Str. G. B. (jebt $. 431) fehuldig fei, verwies jedoch bie Beſchaͤ⸗ 
digten mit ihren Entfchäbdigungsanfprüchen auf den Civilrechtsweg. Letzteres 
aus bem Grunde, „weil fi der Ausfpruch über die den Betheiligten 
gebührende Entfchädigung für den ihnen an ihrem Viehe zugegangenen 
Schaden mit der Schuldigerflärung Hinfichtlih einer Mebertretung, die fich 
nur auf bie körperliche Sicherheit von Perfonen bezieht, nicht in Verbindung 
ſetzen laͤßt.“ 


8. 364. 


Siſtirung des Civilproceſſes bis zur Entſcheidung einer damit zuſammenhängenden 
Strafiadhe *). 

Die Beflagten waren von ber ihnen angefchuldeten ftrafbaren Hand⸗ 
Jung durch. Urtheil Iosgefprochen und ſchuldlos erfannt, und es war fofort bie 
aus jener Handlung entfpringende Erſatzforderung mittelit Klage bei dem 
Givilrichter geltend gemacht worben. 

Das Oberlandesgericht fand nun die hierüber ergangene Entfcheibung 
des unteren Richters von Amtswegen aufzuheben und zu verordnen, baß bie 


*) ©. dad Hofdecret vom 6. März 1821, I. ©. ©. Nr. 1743, dann den 8. 2, 
lit. b der ung. und fiebenb. Givilproceßordnung. 
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in dem Civilproceſſe verhandelten Acten dem Strafrichter übergeben werben, 
damit diefer diefelben weiter in Berathung ziehen, und bie ihm geeignet 
fıheinende Verfügung treffen, der @ivilrichter aber, wenn die Sache neuerbings 
mit dem Erlenntniffe des Strafrichters an ihn zurüdgelangt fein wird, ent 
ſcheiden fünne, was Rechtens ift. Die Motive Diefer Verordnung waren, daß 
die beiden Urtheile bes Givil- und des Strafrichters, da [fie mit einander in 
bireetem Widerfpruche ſtehen, nicht nebeneinander beftehen fönnen, — und baf 
aus den civilgerichtlichen Verhandlungen Thatfachen hervorgegangen find, 
welche unter die Ahndung des Strafgefebes fallen könnten. 

Der oberite Gerichtöhof hat die Entfcheibung des Oberlanbesgerichtes 
beftätiget, „weil e8 weder erwiefen, noch wahrfcheinlich ift, Daß die Prätur bei 
Fällung des Schuldlofigkeitsurtheiles jene Thatfachen vor Augen gehabt habe, 
welche den Gegenftand ber vorliegenden civilgerichtlichen Verhandlung bilden, 
— und weil das gegenwärtig vorliegende Refultat des Eivilverfabrens eine 
Aenderung in dem Erkenntniſſe des Strafrichters herbeiführen, und biefes 
neue ftrafrichterliche Erkenntniß fohin auch einen wefentlichen Einfluß auf bie 
Entfcheidung ber Eivilftreitfache üben Fönnte" (E. v. 8. Februar 1855, &. 8. 
Nr. 57). 


8. 368. 
Wiederaufnahme des Steafverfahrens zur Herbeifübhrung einer ftrengeren Strafe, 
Der Ausländer unterliegt wegen eines in Defterreich begangenen 
Verbrechens, er möge deßhalb im Auslande bereits beftraft worben 
fein oder nicht, ſtets der Unterfuhung und Beſtrafung nach dem öfterreichi- 
fchen Strafgefeße (Str. ©. $. 37), und es Tann einem ausländifchen Straf: 
urtheile nicht die Wirkung beigelegt werben, daß ber Berurtheilte Hierlandes 
nur im Wege ber ordentlichen Wiederaufnahme des Verfahrens 
verfolgt werben bürfte, weil Die Anordnungen über Wieberaufnahme bes Ber: 
fahrens nur Urtheile öfterreichifcher Strafgerichte vorausfegen und 
in Feinem Geſetze den auswärtigen frafgerichtlichen Urtheilen die erwähnte 
Kraft und Wirkung beigelegt wird (E. v. 30. April 1852, ©. 3. Nr. 95). 


8. 376. 


Berfahren beim Hervorlommen einer zur Zeit des früheren Strafproteſſes 
unbelaunt gebliebenen firafbaren Handlung. 

1. „Das Geſetz über dad Zufammentreffen mehrerer Verbrechen (Str. ©. 
8. 34) berührt nur ben Fall, wenn der Angeklagte vor bem Strafurtheile bie 
mehreren ftrafbaren Handlungen beging, über welche das Urtheil zu fällen ift, 
und bat baber, fo wie $. 376 ber Str. P. O. auf den Fall nicht einmal ana— 
loge Anwendung, wenn der Berurtheilte nach dem Strafurtheile und nach 
angetretener Strafe ein neues Verbrechen beging“ (E. v. 8. Jänner 1852 
&. 3. Nr. 29). 
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Rudfihinahme auf die früher zuerlannte Strafe. 

2. Der Gerichtshof hatte mit Rückſicht auf die burch das frühere Urtheil 
wegen Mißbrauch ber Amtsgemwalt bereits verhängte Strafe bes ſchweren 
Kerkers von acht Deonaten, wegen bes fpäter bekannt gewordenen Verbrechens 
des Betruges (durch Bewerbung um falſche Zeugnifle) auf weitere zwei 
Monate ſchweren Kerkers, fomit im Ganzen auf die Strafe bes fchweren 
Kerkers von zehn Monaten erfannt. Der Verurtheilte machte nun geltend, 
bag durch Verhbängung fchweren Kerkers die im $. 202 bes Str. ©. für das 
Verbrechen bes Betruges beftimmte Gränze überschritten worden fet. 

Allein im 8. 34 des Str. G. ift angeordnet, daß, wenn Jemand mehrere 
Verbrechen begangen hat, er nach jenem, aufwelches die fchärfere Strafe geſetzt 
tft, jeboch mit Bedacht auf die übrigen Verbrechen zu beftrafen ſei. &8 enthält 
zwar dieſer Paragraph ben Beiſatz, daß die mehreren Verbrechen Gegenitanb 
ber nämlichen Unterfuchung und Aburtheilung feien. Allein auch ber vor 
liegende Fall muß jener Regel unterzogen werben, weil Abficht und Zweck der 
Anordnung, daß — bei Ausmeſſung der Strafe die früher verhängte Strafe in 
Anschlag zu bringen fei, nur darin Tiegen Finnen, daß beide Strafen in Eine 
zufammengezogen und an dem Verurtheilten vereint in Bollzug gefeht werben 
ſollen, bei welcher Zufammenziehung beider Strafen das Gericht nur nach ber 
in ben $$. 34 und 35 des Str. ©. enthaltenen Beſtimmung vorgehen kann. — 
Mit Hinblick auf jenen Grundfa num, Tonnte die burch das frühere Urtheil 
für das Verbrechen des Mißbrauches der Amtögewalt verhängte Strafe bes 
ſchweren Kerkers, bei welcher es verbleiben mußte, mit Rüdficht auf das hinzu⸗ 
gelommene Verbrechen bes Betruges verfihärft oder in ber Dauer verlängert 
werben, was burch die Verlängerung bes früher verhängten achtmonatlichen 
ſchweren Kerkers um zwei Monate mit richtiger Geſetzesauslegung gefchehen 
ift (E. v. 22. März 1854, ©. 3. Nr. 60)*). 


Berbängung der Todesfirafe ungeachtet ber wegen einer zuſammentreffenden Ueber⸗ 
tretung bereitö erlittienen Strafe. 


3. „Diet. t. Staatdanwaltfchaft hat das Urtheil, durch welches Anna U. 
wegen Berbrechend des Mordes nur zu einer zeitlichen Kerkerftrafe ver 


*) Der $. 400 der Str. P. O. vom Jahre 1850, auf melden fich die obige 
Entſcheidung noch bezieht, flimmt mit dem 8. 376 der jept geltenden in der ent- 
fheidenden Beziehung überein, daß jener bei Bemeffung der Strafe für die neue 
That die durch das frühere Erfenntniß zuerfannte Strafe „in Anſchlag zu bringen“, 
biefer darauf „angemeffene Rüdfiht zu nehmen“ anorbnet, beide Ausbrüde 
aber offenbar gleichbedeutend find. — Ob jedoch das „in Anfchlag Bringen” oder die 
„Rückſichtnahme“ einfach darin zu beftehen habe, daß nach 8. 34 des Str. ©. vor- 
gegangen und eine neue Geſammtſtrafe verhängt wird, wodurch fomit die frühere 
Strafbemeffung im Grunde unmwirkfam würde, — und ob nicht vielmehr die Strafe 
für die neu hervorgefommene That felbfifländig zu verhbängen, jedoch mit Berück⸗ 
fihtigung der bereits zuerfannten Strafe geringer ald fonft geſchehen wäre, zu bemeffen 
ift, möchte denn doch zum mindeften zweifelhaft fein. 





urtheilt wurbe, deßhalb als nichtig angegriffen, weil ungeachtet ber, vor Ent⸗ 
bedung des nach bem Geſetze mit ber Tobesftrafe bedrohten Verbrechens bes 
Mordes, erfolgten Abftrafung der Thäterin wegen der Uebertretung des 
Diebſtahls, auf Todesftrafe zu erkennen geweſen wäre.” 

„Diele Geſetzesauslegung dert. £. Staatsanwaltfchaft ift bie richtige, 
und der behauptete Nichtigkeitsgrund vorhanden. Denn nach ben 88. 477 
Ht.b und 481 bes 1. Thls. des Str. G. B. vom Jahre 1803 war die Verhän- 
gung der Tobesitrafe für ein todesmürbiges Verbrechen im Kalle der Wieder 
aufnahme ber Unterfuchung nur dann ausgefchloffen, wenn inzwifchen der 
Schuldige wegen eines fpäter begangenen, aber früher entdeckten und unter 
fuchten Verbrechens verurtheilt worden tft und Strafe ausgeftanden hat; 
von Berüdfichtigung ber wegen einer fchweren Polizeiübertretung beftanbenen 
Strafe war nicht bie Rebe.“ 


„Der 8. 400 der Str. P. O. vom Jahre 1850 hat hieran durch die all⸗ 
gemeine Verfügung, daß bei Verfolgung eines Verurtheilten wegen einer neu 
beruorgefommenen, vor bem Strafurtheile begangenen ftrafbaren Handlung 
ber Gerichtshof bei der Ausmeflung der Strafe wegen der neuen That, bie 
durch das frühere Urtheil zuerfannte Strafe in Anfchlag zu bringen babe, 
nichts geändert, und bie erläuternde Faiferliche Verordnung vom 28. Auguſt 
1851, Ar. 205, über die bei der Wiederaufnahme von Eriminalunterfuchungen, 
welche nach dem Strafgefehe vom Jahre 1803 abgeführt worden waren, ent 
ftandenen Zweifel, fpricht im $. 2 von ber Anwendung ber neueren Str. P. O. 
vom Sabre 1850 nur bezüglich der Bedingungen der Wiederaufnahme, fo- 
weit fie dem Befchuldigten günftiger wären, febt aber nach dem ganzen Con⸗ 
terte offenbar ebenfo wie das Str. G. vom Jahre 1803 alte und neue Ber: 
brechen voraus, und es hat ſomit auch der 8.4 diefer Erläuterung den obigen 
Grundſatz beibehalten.“ 


„Erſt 8. 376 der neueften Str. PB. O. vom Sahre 1853 hat die Wieder 
aufnahme des Verfahrens nah dem über eine Schlußverhandlung 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens gefällten Strafertennt- 
niſſe im Auge, und verorbnet, bag bei Bemeflung ber Strafe für die neu ber- 
vorgefommene firafbare Handlung auf die Durch das frühere Erfenntniß zuer⸗ 
fannte Strafe angemeſſene Rüdficht zu nehmen, und wenn auf das neu her⸗ 
vorkommende Verbrechen im Geſetze bie Tobdesitrafe verhängt wäre, der Der 
urtheilte aber die früher (fomit wegen eines Verbrechens oder Ber 
gehens) verhängte Strafe bereitd ganz oder zum Theile ausgeſtanden Hätte, 
ftatt der Todesftrafe auf lebenslange fchwere Kerkerftrafe zu erfennen fei.“ 


„Aus Allem biefen geht hervor, daß felbft nach diefem letzteren Geſetze, 
welches von allen das mildefte tft, Die Verhängung der Todesftrafe durch bie 
inzwifchen liegende Unterfuchung und Beftrafung wegen einer Uebertretung 
gefetlich nicht gehemmt fei. Denn von Uebertretungen, bei welchen feine 
Schlußverbandlung ftattfindet, ift im $. 376 gar feine Rebe, unb es würde 
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bie Einbeziehung auch von Uebertretungen in jene fo milde Anorbnung ber 
neueften Str. B. O. den natürlichen Strafrechtsprinelpien wiberfiteben, und 
die gefährliche Eonfequenz mit fich führen, daß fich der ſchwerſte Verbrecher 
wegen ber geringfügigften Meberiretung ergreifen und aburtheilen, und damit 
gegen bie ſchon vor diefer Uebertretung verwirtte Todeöftrafe ficheritellen 
koͤnnte“ (&. v. 12. September 1855, ©. 3. Nr. 128). 


8. 422. 
Beeidigung in Hebertretungsfällen. 


Mit E. v. 29. Jänner 1852 (©. 3. Nr. 60) wurde angenommen, daß 
bie Beeidigung eines Beamten, welcher über die bei Ausübung feines Amtes 
wahrgenommenen Umftändbe Zeugenfchaft ablegt, giltig habe vorgenommen 
werben können, und es ihm allein zugeſtanden wäre, fi) mit Berufung auf 
das Geſetz der Ablegung bes Eides zu entjchlagen. 


SS. 423 und 428. 


Erkenntniß über Ausbleiben des Beſchuldigten von der Verhandlung wegen Ueber⸗ 
fretungen und Rechtsmittel dagegen. 


Nach $. 450 der Str. P. O. vom Jahre 1850 konnte der Augeklagte 
gegen ein über fein Ausbleiben ergangenes Urtheil binnen acht Tagen von 
Zuftellung besfelben bei Dem erfennenden Bezirfögerichte Einfpruch erheben, 
wenn er nachwied, daß ihm bie Vorladung nicht gehörig zugeftellt (oder 
Daß er durch ein unabwendbares Hinbernig von dem Erfcheinen abgehalten) 
worden fit. Wurde biefer Ginfpruch gegründet befunden, fo war jeden» _ 
falls eine neuerliche Verhandlung ber Sache bei dem Bezirkögerichte anzu. 
ordnen. 

Die ne Str. P. O. bat hierin eine mwefentliche Aenderung vor- 
genommen. Nach derfelben fteht nämlich dem Befchuldigten auch dann, wenn 
er bei der Verhandlung nicht erſchienen tft, wider das gefchöpfte Erkenntniß 
nur bie Berufung offen, mit welcher er jedoch auch die allfällige Entfchulbt- 
gung feines Ausbleibens bei der Verhandlung verbinden kann. Und der erfte 
Richter tft von feinem früheren Erkenntniſſe abzugehen und eine neue Ver⸗ 
handlung anzuordnen nur dann befugt, wenn in der Berufung zugleich 
Umftände Dargetban werden, welche ein anderes Erfenntniß ber- 
beigeführt haben würden. 

. Bas it aber Rechtens, wenn ber Befchuldigte in der Berufung darthut, 
daß er zur Verhandlung aus dem Grunde nicht erfchienen fei, weil er gar 
nicht vorgelaben worden ift?! — Der $. 423 geftattet Die Bornahme ber 
Verhandlung in Abwefenheit bed Befchulbigten nur bann, wenn weber ber 
„vorgeladene“ Befchuldigte, noch ein Bevollmächtigter desfelben zur Ver⸗ 
handlung erfchien. Die Unterlaffung der Vorladung, bie Bomahme ber Ver⸗ 
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handlung ungeachtet diefer Unterlaffung find baher jebenfalls gefehwibrig, 
Hormgebrechen, und zwar von ber Art, ba fie auf bie Schöpfung bes Erkennt⸗ 
niffes felbft Einfluß nehmen Tonnten (88. 298 ımd 303). Es wird fomit bas 
Oberlandesgericht in einem folchen Falle auch gegenwärtig noch über bie 
ergriffene Berufung das frühere Erkenntniß und Verfahren aufzuheben, und 
das untere Gericht zur Verbefferung, d. i. zur abermaligen Vornahme der Ber: 
handlung mit gehöriger Vorladung bes Befchuldigten anzumelfen haben, — 
und zwar ohne daß es darauf ankaͤme, ob Teßterer in der Berufung noch ander- 
weitige Umſtaͤnde dargethan hat, welche ein anderes Erfenntniß herbeigeführt 
haben würben. 

Daber erfcheinen die nachftehenden, wenngleich nur in Beziehung auf 
die Str. P. DO. vom Jahre 1850 ergangenen Entfcheibungen auch jetzt noch 
von Bedeutung: 


1. Die Anberaumung einer Verhandlung, ohne dem Beichuldigten in 
irgend einer Art die Gelegenheit geboten zu haben, dabei zu erfcheinen und 
gehört zu werden, wäre ein Unding (E. v. 21. Jänner 1853, Magazin, VI. 2. 
Nr. 26). 


2. Die Erpebition der Borlabung der Angeflagten zur (Appell-) Ber- 
handlung war aus Verfehen unterblieben. 

Das ergangene Urtheil wurde aufgehoben, „weil es überhaupt ben 
Srundprincipien der Str. P. DO. widerftreitet, einen Angeflagten zu ver- 
urteilen, ohne ihn gehört, oder ihm doch Gelegenheit gegeben zu haben, 
feine Vertheidigung vorbringen zu fünnen, und weil e8 eine gänzlich über- 
flüffige Sache und ein Unding wäre, eine Verhandlung anzuberaumen, nicht 
aber auch den Befchuldigten (oder deflen Vertheidiger) vorladen zu müffen 
(E. v. 18. November 1852, ©. 3. 1853, Nr. 1) *). 


3. Mit Anwendung und ausdrüdlicher Hervorhebung des nänlichen 
Grundſatzes war ſchon früher ein Urtheil aufgehoben worden, weil das Gericht 
die Verhandlung um 11 Uhr anberaumt, mit berfelben aber ſchon um brei- 
viertel auf 10 Uhr begonnen, und Dadurch dem Beichuldigten von dem ihm 
gefeglich zuftehenden Rechte, feine Vertheidigung und Rechtfertigungsgründe 
dem Gerichte vorzutragen ausgeſchloſſen hatte (E. v. 14. Auguft 1851, ©. 3. 
Nr. 208). 

4. Desgleichen erfolgte die Aufhebung bes Urtheiles in einem Kalle. 
wo ber Befchuldigte in bem ihm zuſtehenden Rechte ber Vertheidigung dadurch 
verkürzt worben war, daß ihm, obgleich er zur Verhandlung vorgeladen wurbe 
und erfehien, von dem Gerichtsvollzieher der Eintritt in den Gerichtsſaal nicht 


*) Ebenfo war mit E. v. 25. September 1851 (©. 3. Rr. 253) in einem Falle 
entfchteden worden, wo die Vorladung aud dem Grunde nicht vollzogen wurde, weil 
der Beſchuldigte aut der Relation des Gerichtödienerd aus dem Dienfte getreten war 
und nicht aufgefunden werden konnte. 





geftattet und fofort die Verhandlung in feiner Abweſenheit vorgenommen 
wurde (&. v. 17. December 1852, ©. 3. 1853, Nr. 36). 

5. N. wurde, wie er felbit zugibt, zur Verhandlung gehörig vorgelaben; 
gelangte er nicht in das Locale, in welchem felbe abgehalten wurde, fo muß er 
e3 dem Umftande zufchreiben, daß er bie geeigneten Nachforfehungen, felbes 
rechtzeitig aufzufinden, anzuftellen unterließ (&. v. 8. Jänner 1853, Magazin, 
v1. B., Nr. 12). 

6. Wenn der gefeglichen Vorſchrift durch rechtzeitige Vorladung des 
Beichuldigten genügt wurde, fo ift es ganz unentjcheidend, ob er Durch eigenes 
oder durch fremdes Verfchulden abgehalten wurbe, der Verhandlung beizu- 
wohnen (&. v. 17. März 1853, ©. 3. Nr. 38). 


$. 426. 
Rechtliche Kraft der Beweiſe bei Hebertretungen, 

Wenn das Geſez nicht fchlechthin eine beeidete Zeugenausfage erfordert, 
fo feßt es denn doch einen Zeugen voraus, der nach feinem Alter beeidigungs⸗ 
fähig ift, alfo das vierzehnte Lebensjahr bereits zurüdgelegt hat (E. v. 31. 
Sänner 1855, ©. 3. Nr. 49). 


8. 427. 
Berufung gegen Erkenntniſſe der Bezirksgerichte. 

Wenn die Staatsanwaltfchaft erfi nach der Fällung des Er- 
kenntniſſes Die Zuftellung desfelben verlangt bat, fo wird dadurch 
feine neue vom Tage ber Zuftellung laufende Frift zur Anmeldung 
ber Berufung begründet. 

E. war von einer angefchuldigten Uebertretung wegen Unzulänglichkeit 
ber Beweiſe freigefprochen worden. Die Staatsanwalfchaft erfuchte am 
dritten Tage nach Fällung bes Urtheiles um Amtliche Mittheilung der Acten 
der Straffache und des GErlenntniffes, und meldete am Tage des Empfanges 
gegen jenes Urtheil die Berufung an. Das Oberlandesgericht hob das erftrichter-. 
liche Erfenntnig auf und und verorbnete, daß die Unterfuchung durch weitere 
Erhebungen ergänzt, die Straffache noch einmal verhandelt und dann ein 
neues Urtheil gefchöpft werde. 

Ueber weitere Berufung des Beichuldigten erging dann folgende Ent- 
Scheidung des oberiten Gerichtshofes: „In Erwägung, daß nach $. 427 auch 
die Staatsanwaltfchaft ihre Berufung gegen bezirfögerichtliche, in Straffachen 
erlaſſene Erkenntniſſe, von denen fie Kenntniß erlangt, binnen der gefeglichen 
Friſt des 8. 302 anzumelden hat und daß berfelben, wenn ihr gefeßwibrige 
Erkenntniſſe oder Vorgänge eines Bezirkögerichtes in Straflachen erſt nach 
Ablauf der gefehlichen Berufungsfrift bekannt werben, nach $.427 lediglich 
zufteht, ihre Bemerkungen hierüber, zur Wahrung des Geſetzes, durch den 
Oberitaatsanwalt zur Kenntniß bes Oberlandesgerichtes, und nach Umständen 
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bes Juſtizminiſteriums zu bringen, und in Erwägung, daß bie Berufung ber 
Staatdanwaltichaft gegen das ben E. freifprechende Erkenntnis des Bezirks: 
gerichtes innerhalb der gefehlichen Frift nicht angemeldet worben if, fomit 
aud dad Dberlandesgericht nicht mehr befunt war, dieſe Berufung anzu⸗ 
nehmen und in bie meritorifche Erlebigung derfelben fich einzulaffen, wird ber 
Berufung gegen ben Beichluß des Oberlandesgerichtes flattgegeben unb bas 
Urtheil des Bezirkögerichtes aufrecht erhalten” (E. v. 27. December 1855, 
G. 3. 1856, Nr. 22). 


$. 428. 


Abänderung eines über Ausbleiben des Beſchuldigten gefällten bezirksgerichtliche 
Urtheiles. 

„Es erſcheint zwar die Strafe in Berüdfichtigung der vorausgegangenen 
bereitö zweimaligen Beftrafung des Befchuldigten wegen Diebftahls und feines 
bartnädigen Läugnens nicht zu firenge bemeflen. Da aber bereits mit dem 
Sontumazurtheile bes Bezirfsgerichtes für die nämliche That gegen ihn nur 
die Strafe des achttägigen Arreites, verfchärft durch einmal Faſten verhängt 
war, welches Urtheil über feine Berufung aufgehoben wurde, weil bie 
gehörig gefchehene Zuftellung der®orladungan ihn zur Verhand— 
fung in erfter Inſtanz nicht nachgewieſen werben fonnte; ba ferner 
durch die neuerliche Verhandlung fich weder die Beſchaffenheit der That, noch 
bie Schuld des Angeflagten anders geftaltete, als wie folche bereits durch die 
frühere Berbandlung vorlag, und da es den Grunbfäben bes Rechtes 
widerftreitet, daß ber Angeflagte durch feinen gegründet befundenen Ein- 
fpruch gegen das erfte, über fein Ausbleiben von der Verhandlung erflofiene 
Urtheil beiden fich gleich gebliebenen VBerhältniffen in eine ungün- 
ftigere Lage geſetzt fein ſoll, erfcheint es entfprechend, Die Strafe auf 
das ſchon einmalausgefprochene Maß zurückzuſetzen“ (E. v. 14. Fe⸗ 
bruar 1855, G. 8. Nr. 53) *). 


2 *) Derfelbe Grundfap muß wohl auch überhaupt dann Anwendung finden, 
wenn dad Obergericht das unterrichterliche Erfenniniß über die vom Angellagten 
allein (oder bloß in feinem Intereffe) ergriffene Berufung wegen wefentlicher 
Formgebrechen aufgehoben und das untere Gericht zur Schöpfung eines neuen Erkennt⸗ 
niffes angewiefen hat ($. 303). Denn auch bier wäre es (foferne nicht das neuerliche 
Verfahren anderweitige, dem Angeklagten ungünftige factifche Umftände ergeben hat) 
im offenbaren Widerfpruche mit dem gefeglichen Syfteme in Betreff der Berufungen 
(88. 209 und 304), wenn die nur vom Angeklagten ergriffene Berufung eine ihm 
nachtheilige Abänderung des unterrichterlihen Urtheiles, das fonft in Rechtöfraft 
erwachfen wäre, und zwar ohne Aenderung der factifchen Berhältniffe bloß 
aus dem Grunde zur Folge haben könnte, weil der untere Richter mittlerweile eine 
andere juriftifhe Auffaffung und Beurtbeilung diefer factifchen Verhältniſſe 
fih gebildet hat. 


Buchdruckerei von Friedrich Manz. 
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$. 2. 
Privatanklage. 


Der B. fielen zwei Uebertretungen gegen die Sicherheit der Ehre zur 
Laſt, wovon die eine an der A., die andere an deren ſechzehnjährigem Dienſt⸗ 
mädchen begangen worden war, Als Anflägerin war eigentlid) nur die X. auf- 
getreten, weldje beide Uebertretungen anzeigte, unb wegen beider die Beftrafung 
verlangte. Dem Dienftmädchen wurde diefe Anzeige vom Richter vorgelejen, 
worauf fie die Ausfagen ihrer Dienftgeberin (die fich bezüglich der an ihr felbft 
begangenen Ehrenbeleidigung auf das Zeugniß der Magd berufen hatte) dem 
ganzen Inhalt nach beftätigte, eine ausdrüdliche Erflärung aber, daß fie im 
eigenen Intereſſe die Beftrafung der B. verlange, oder die von der U. auch für 
fie erhobene Anklage zu der ihrigen machen wolle, lag nicht vor. 

Nichtsdeftomeniger erfolgte in erfter Inſtanz auch bezüglich diefer Ueber⸗ 
tretung ein Straferfenntniß, welches aber vom Oberlandesgerichte aufgehoben 
wurde, weil das Strafverfahren ohne das Verlangen eines Betheiligten ftatt- 
gefunden habe. — In der dagegen ergriffenen Berufung behauptete die Magd, 
ihre Erflärung vor Gericht, daß fie die ihr vorgelefene Ausfage der U. in allen 
Buncten, d. i. ſowohl als Zeugin derfelben als auch in ber eigenen Sache be- 
ſtätige, fchließe das eigene Begehren um Beftrafung ber B. in der legteren 
Beziehung in ſich, zugleich ftellte fie nachträglich das allenfalls dennoch für 
nothwendig erachtete ausdrüdliche Verlangen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte mit Entfch. vom 20. October 1857 
(G. 3. Nr. 138) das Stroferkenntniß erfter Inftanz, indem er don der Anficht 
ausging, daß das Dienftmädchen durch die ausdrüdliche Betätigung der An- 
zeige der A., worin das Anſuchen um Beftrafung wegen beider Ehrenbeleidi- 
gungen enthalten war, ihren Willen, daß die Befchuldigte wegen ber an ihr be- 
gangenen Handlung verfolgt werde, im Sinne des Strafgefeges genügend kund⸗ 


gegeben habe. 
8. 4. 


Entſcheidung über privatrechtliche Borfragen. 


Franz St., welcher an ſeinen Sohn Joſef eine Ausgedingsforderung zu 
ſtellen hatte, berieth ſich nach defien Tode mit K., wie er ſich feines Guthabens 
wegen bei der Verlaſſenſchaft des verſtorbenen Sohnes erholen — K. ſchlug 


Herbf, Entfchgn. z. Strafproceß ˖ Ordnung. Nachtr. 


2 Strafproceß-Ordnung. 88. 21 und 22. 

ihm vor, aus der binterlafjenen Waldung desjelben einiges Holz am Stamme zu 
verkaufen, und St. ſchloß in der That unter K's Vermittlung ein ſolches Ge- 
ſchäft mit W., der jedod) an der Wegführung der bereit8 gefällten Stänme aus 
dem Walde von der Witwe des verftorbenen Waldeigenthümers verhindert wurde. 

W. wurde in erfter Inftanz wegen des Verbrechens des Diebftahles ver- 
urtheilt, vom Oberlandeögerichte aber ſchuldlos erklärt; letteres ging nämlich 
von der Anſicht aus, dem W. dürfe — troß feiner falfehen Verantwortung, das 
Holz noch von Yofef St. erfauft zu haben, und trog der Unglaubwürdigfeit 
feiner (fpäteren) Behauptung, er habe nicht gewußt, daß der Wald dem ver- 
ftorbenen Sohne des Verkäufers gehörte, und er fei der irrigen Meinung ge- 
wefen, daß er das Gefchäft mit dem Eigenthümer felbft ſchließe, — der fraglidye 
Holzfchlag doc) nicht als Diebftahl angerechnet werden, weil er den Rechtsgrund 
des Kaufgefchäftes für fich hatte, und folglich nicht in diebifcher Abſicht han— 
delte, und zwar um fo weniger , als der Kauf mit dem Vater ded Waldeigen- 
thümers abgefchloffen, jomit nach feinen Begriffen das Gejchäft jo zu jagen in 
ber Familie gemacht worden war. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte aber aus nachſtehenden Gründen das 
Urtheil der erften Inftanz: Es Liegt in der Natur der Sache und in den Be- 
fimmungen des $. 4, daß ein Vertrag an fih den Strafrichter nicht hindern 
fönne , den Gegenftand und Inhalt deöfelben in ftrafrechtlicher Beziehung zu 
prüfen, und von diefem Standpuncte da8 Verhalten der Kontrahenten zu un= 
terfuchen. Auch die allgemein und ohne Unterfcheidung aufgeftellte Anficht wäre 
unrichtig, daß bei dem Käufer einer (dem Verkäufer) fremden Sache, deren er 
ſich gegen den Willen des Eigenthümers bemächtiget hat, animus furti deshalb 
nicht angenommen werden dürfe, weil er zunächſt auf Grund eines Vertrages 
handelte. Das Gericht erfter Inftanz hat ſich daher mit Recht in die Unterfu- 
hung der Frage eingelafjen, ob die That des Angeklagten vom böjen Borfage 
begleitet war, und feiner Ueberzeugung , daß der Beichuldigte der diebijchen 
Abſicht für überwiefen zu halten fei, muß aus den Gründen des erftrichterlichen 
Urtheiles vollends beigepflichtet werden. Der Angeklagte Tann, das Bewußtjein 
eine fremde Sache gefauft zu haben voransgefetst, auch nicht da8 Vorhanden- 
fein eines Irrthums geltend machen, der ihn verhindert habe, in der Handlung, 
d. i. in der Abftodung und verfuchten Wegführung des Holzes eine ftrafbare 
Rechtsverlegung zu erkennen ($. 2 lit. e des Str. ©.), weil dieß ein error 
juris wäre, mit welchem er fi nad 8. 3 des Str. ©. nicht entjchuldigen 
fann (E. v. 13. Iänner 1858, ©. 3. Nr. 41). 


Ss. 21 und 22. 


Die Vorſteher der Gerichtähöfe find wicht berechtiget, Beſchlüſſe in Straffachen 
zu fiftiren. 

Dem Borfitenden fteht nad) den 88. 21 und 22 bei Schlußfaffungen 
in Straffachen nur da8 (nach Umftänden obligatorifche) Recht zu, feine Stimme 
abzugeben ; dagegen ift ihm die Befugniß nicht eingeräumt, den gefaßten 
Rathsbeſchluß zu fiftiren. Daher wurde dem Oberlandesgerichte in 
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Debenburg über deffen Anſuchen um die Weifung, ob den Borfigenden der Ge— 
richtshöfe das denfelben gemäß 8. 172 der Ger. Inftr. in civilgerichtlichen 
Angelegenheiten eingeräumte Recht, die gerichtlichen Beſchlüſſe zu fiftiren, auch 
auf ftrafgerichtliche Beichlüffe anwendbar fei, mit dem Erlaffe vom 30. Decto- 
ber 1857, 3. 23604 bedeutet, „daß in Gemäßheit der Str. Pr. D. und des 
8. 160 der Strafger. Inſtr. den Vorfigenden der Gerichtshöfe in Strafſachen 
das Befugniß der Siftirung eines Rathsbeſchluſſes nicht zuſtehe.“ 

Der bei der Berathung vorfigende Bräjes eines Kreisgerichtes fand fich 
aber dennoch bewogen, die Ausfertigung des Einftellungsbefchluffes zu fiftiren 
und ſämmtliche Acten dem Oberlandesgerihte zur Entfcheidung vorzulegen, 
melde Verfügung von ihm auf den $. 172 der Ger. Inftr. und den Art. II 
des Kundmachungspatentes hiezu, und auf bie Inftruction für die Strafgerichte, 
gemäß welcher die allgemeine Gerihtsinftruction auch in Straffacdhen zu beob- 
achten ift, geftütt wurde. 

Das Oberlandesgeriht hat jeboch (mit Erlaß v. 25. Jänner 1858) das 
Siftirungsredht des Präfes nicht anerkannt, jondern demfelben bedeutet: „daß 
die Ausfertigung des erwähnten Einftellungsbefchluffes fofort zu veranlaffen 
und das weitere Amt dem Gefege gemäß zu handeln fei, weil $. 172 der allg. 
Gerichtsinſtruction — die einzige Geſetzesſtelle, welche von dem GSiftirungs- 
rechte der Borfteher der Gerihtshöfe handelt — als eine Ausnahme von der 
Regel anzufehen ift, und nad deſſen Inhalt und Tendenz nur auf die darin 
jpeciel hervorgehobenen Fälle des Civilverfahrens angewendet werden kann, 
im Strafverfahren aber Hinfichtlich der Beſchlußfaſſung nur die Beitimmungen 
der Str. Pr. D. maßgebend find, diefe aber dem Gerichtsvorſteher die Siftirung 
eines ftrafgerichtlichen Beſchluſſes nicht geftattet.“ 

Gegen den fohin ausgefertigten Einftelungsbefchluß wurde vom Staate- 
anmalte Berufung ergriffen, worauf das Oberlandesgericht den Einftellungs- 
befchluß behob und die Ergänzung der Unterfuchung anordnete. Da hiegegen 
von der Gattin des Befchuldigten weitere Berufung ergriffen wurde, jo ge- 
langte die Sache zur Entfcheidung des oberften Gerichtshofes. Diefer verwarf 
die Berufung (mit Entf. v. 7. Juli 1858, ©. 3.1859, Nr. 115), ohne ſich 
über die vorangegangene Siftirung auszufprechen, wozu auch in der That Feine 
Beranlaffung vorlag *). 

Dagegen wurde in einem anderen Falle mit Plenarentjheidung 
des oberften Gerichtöhofes ausgeſprochen, daß den Gerichtsvorſtehern in Straf: 

*) Snfofern würde die betreffende Enticheibung allerdings nicht an diefen Orte 
einzureihen gemefen fein. Ich fand mich aber doch dazn beftinmnt, weil fie in der ©. 3. 
als eine Entfheidung „iber die Anwendbarkeit des im 8. 172 des kaiſ. Batentes vom 
3. Mai 1853 dem Vorfteher des Gerichtshofes eingeräumten Rechtes, im Strafverfahren 
einen Beſchluß zu ſiſtiren“ mitgetheilt wurde, und weil nad) einer weiteren Mittheilung 
in Nr. 150 der ©. 3. vom Jahre 1859 daraus von Manchen die (ganz irrige) Folge 
rung bat abgeleitet werden wollen, als wäre darin anerfannt worden, daß den Vorftän- 
den der Gerichtehöfe auch in Strafſachen das Recht eingeräumt jet, einen Beſchluß zu 
fiftiren. 

1* 


4 Strafproceß⸗Ordnung. $. 30. 


fachen das Recht nicht zuftehe, Befchlüffe der Gerichtshöfe zu ſiſtiren. Dieß geht 
‚ aus einer Note des Suftizminifteriums an den oberften Gerichtshof v. 18. Mai 

1855, 3. 10,252 (in der Sammlung ber Gefege und Verordnungen im Ju⸗ 
ftizfache, 20. Bd., ©. 241) hervor , welche befagt: „In Entgegnung auf die 
verehrte Note vom 9. — 14.d. M., 3. 4269, gibt fich das Juſtizminiſterium 
unter Rückſchluß ſämmtlicher Communicate die Ehre, zu eröffnen, daß es dem 
von bem oberften Gerichtshofe in einem Plenarfenate gefaßten Be 
fchluffe, wornad; in Gemäßheit der Str. Pr. D. dem Borfigenden bei den Ge- 
richtshöfen der erften und zweiten Inftanz in Straffadhen das Befugniß Der 
Siftirung eines Rathsbeſchluſſes nicht zuftehe, aus den von dem oberften Ge⸗ 
richtshofe dafür geltend gemachten Gründen volllommen beipflichte.“ 


§. 30, lit. d. 


Eteht der Etantdanwaltichaft dad Recht zu, gegen ſolche richterliche Entiigei- 
dungen, welche mit den von ihr felbft geftellten Anträgen übereinftimmen, Rechts⸗ 
mittel einzulegen ?. 


Wenn auch dem Staatsanwalte nad) $. 253 geftattet ift, bei ber Schluß = 
verhandlung feinen Antrag abzuändern, und wenn aud) die Anträge der Staats⸗ 
anwaltfchaft nad) 8. 36 für das erfennende Gericht überhaupt nicht bindend 
find, fo kann e8 doch füglich nicht angehen, daß in den Fällen, wo von der Staats⸗ 
behörde (fei e8 auch nur durch den Subftituten, für welchen der Staatsanwalt 
verantwortlich ift, $. 31 der Inftr. für bie Staatsanwaltfchaften) bei der 
Schlußverhandlung ein beftimmter Antrag geftellt, und vom Ober- 
landesgerichte das Erkenntniß diefem Antrage gemäß gefällt wurde, Die 
Staatsanwaltichaft felbft wieder dagegen die weitere Berufung ergreife (E. vom 
7. Juli 1857, ©. 3. Nr. 114)*). 

Damit ift jedoch der Aufſatz Wafer's (in der ©. 3. 1858, Nr. 126 
und 127) zu vergleichen: „Ueber das Recht des Staatsanwaltes wider gericht- 
liche Entfcheidungen, die mit feinen Anträgen nicht übereinftimmen, Rechtsmittel 
zu ergreifen.“ Der Herr Berfaffer nimmt diefes Recht mit ausführlicher Moti- 
virung für den Staatsanwalt fowohl überhaupt, als auch insbefondere in dem 
Halle in Anſpruch, wenn er vom Oberſtaatsanwalte zur Ergreifung des Rechts⸗ 
mittels angewiejen wird **). 


*) Die Staatebehörde hatte bei der Schlußverhandlung Freifprechung von der 
Anklage beantragt, der Gerichtshof erfter Iuftanz aber verurtheilte, worauf das Ober- 
Iandesgericht über Berufung des Angellagten ein Urtheil auf Freifprechunig von der An- 
Hage fällte. Dagegen ergriff muın der Staatsanwalt die Berufung , indem er bemerlte, 
er jei wegen ämtlicher Verhinderung bei der Berhandlung durch feinen Subftituten ver- 
treten gewefen , deffen Anficht über das Ergebnif des Beweisverfahrens er felbft nicht 
theilen Tönne, da ihm vielmehr der Beweis der Schuld vollftändig erbracht fcheine. 
Mebrigens fand der oberſte Gerichtshof deu Beweis der Schuld im concreten Falle auch 
wirklich nicht hergeſtellt. 

»*) In Bezug auf die citirte Entſcheidung des oberfien Gerichtshofes bemerkt 
Waſer, daß darnad) nur Berufungen gegen Eudertennutniffe für unguläffig 
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F. 65. 
Beſchwerde gegen die Einleitung der Unterſuchnng. 


Gegen ben in erfter Inſtanz gefaßten Einftellungsbefhluß er 
griff die Staatsanwaltfchaft Berufung an das Oberlandesgericht, 
welches Hierüber die Einleitung ber Specialunterfuhung gegen X. 
wegen bed Berbrechend des Betruges durch Bewerbung um ein falfches Zeug- 
niß und wegen ber Uebertretung gegen die öffentliche Sittlichkeit durch Ent- 
ehrung einer Frauensperfon unter nicht erfüllter Zufage dee Ehe, fowie die 
vorläufige Verwahrung des Befhuldigten anordnete. 

As nun A. verhört und der Beſchluß bes Oberlandesgerichtes ihm 
mitgetheilt wurde, meldete er fofort dagegen die Berufungan. — 
Nach vorgenommenem Berhöre mit dem Befchuldigten fand fi) ber Unter: 
fuchungsrichter veranlagt über denfelben die Unterfuhungshaft zu ver- 
hängen, welche Verfügung auch vom Gerichtshofe erfter Inftanz beftätiget 
wurde. Gegen dieſen Beſchluß legte U. gleihfals Berufung (follte 
wohl heißen Beſchwerde) bei dem Oberlandesgerichte ein. 


Letzteres überfendete nun die Proceßacten dem oberſten Gerichtshofe 
zur Entfcheidung über die vom Beichuldigten angemeldete und ausgeführte 
Berufung gegen den obergerihtlihen Beſchluß auf Einlei- 
tung der Specialunterfuhung und Vornahme der vorläu— 
figen Verwahrung mit dem Bemerken, daß es fich vorbehalte, nad) 
der hierüber erfloffenen oberftrichterlihen Entfcheidung die Berufung 
(Befchmwerde) bes Inquifiten gegen die erftrihterlide Verhän— 
gung der Unterfuhungshaft in Berathung zu ziehen und darüber 
Beſchluß zu fallen. 


erflärt worden find, falls das berufene Erfenntnig mit dem bei der Schlußverbandflung 
geftellten Antrage des Staatsanwaltes übereinftimmt. Der oberftrichterliche Ausſpruch 
befchränte fid) daher nur auf Enderkenntniffe über Schlußverhandlungen,, bei welchen 
der Staatsanwalt ale Ankläger fungirt bat, beziehe ſich aber nicht auf folche 
Entjcheidungen, die im Laufe bes Verfahrens erfolgen können (f. auch die bei $. 208 an- 
geführte Entfch. vom 7. Juli 1858, und die Bemerkungen daſelbſt). 


Dagegen meint der ungenannte Berfaffer eines Auffages in Nr. 150 der G. 3. 
vom 3. 1859, was für die Ergebniffe der Schlußverhandlung Seltung habe, müſſe auch 
für die derfelben vorhergehenden Entfcheidungen gelten; und dem Staatsanwalt-fiehe in 
ſolchem Falle das Befugniß zur Ergreifung eines Rechtsmittels auch dann nicht zu, 
wenn er hiezu von feinem Vorgeſetzten beauftragt wurde. Denn nad $. 32 habe der 
Oberſtaatsanwalt nur das Recht, fi an Stelle feiner untergeordneten Beamten bei den 
firafrichterlichen Verhandlungen zu betheiligen und fie über ihre Berrichtungen zu be⸗ 
lehren, nicht aber auch ihnen anfzuerlegen, gegen Anträge, bie fle nach ihrer Weberzen- 
gung geftellt, und denen entfpredhend bie Gerichte erfannt haben, Beſchwerde zu erheben, 
und fie hierdurch zu nöthigen, fich jelbft gegenüber den Gerichten und ben anderen Be- 
theiligten zu compromittiren. 
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Der oberfte Gerichtshof hat hierüber: 

In Erwägung, daß die vom Oberlandesgerichte mit feinem Befäufe 
auf Einleitung der Specialinterfuchung verbundene Anordnung der vorläu- 
figen Verwahrung des Beichuldigten durch das Ergebnif der Borunterfuchung 
nad) $. 151 lit. co gerechtfertiget war, — 

daß nad dem citirten Paragraph und den folgenden Paragraphen 
in Verbindung mit $. 3 der kaiſ. Verordnung vom 3. Mai 1858, R. ©. U. 
Nr. 68 die Berufung gegen den Beſchluß auf Einleitung der Specialunter- 
ſuchung mit vorläufiger Berwahrung des Beſchuldigten nur dann zuläffig ift, 
wenn der vorſichtsweiſe Arreft in die eigentliche Unterfuchungshaft verwandelt 
wurde, — 

daß die vom Unterfuhungsrichter gefchehene Anordnung der Unter: 
fuhungshaft wenn gleich dem Wortlaute, doc, nicht dem Geifte des Gefeges 
gemäß war, weil einerſeits diefelbe nicht verhängt werden durfte, fo lange 
die damals bereits angemeldete Beſchwerde (Berufung) gegen die Einleitung 
der Unterfuchung nicht erlediget war, und andererfeitd, da die wichtigften gegen 
ihn namhaft gemachten Belaftungszengen nod) nicht verhört worden find, es 
auch an der ficheren Grundlage für die Berathung fehlte, ob die gefeglichen 
rforderniffe der Berhängung der Unterfuchungshaft (F. 156) vorhanden 
ſeien, — 

mit Berwerfung der gegen die Einleitung der Spectalunterfuhung niit 
vorläufiger Verwahrung ergriffenen Berufung des Befchuldigten ſowohl den 
Beſchluß des Unterfuchungsrichters auf Verhängung der Unterfuhungshaft, 
als aud) die denfelben beftätigende, gleichfall® der Beſchwerde unterzogene 
Entfheidung des Gerichtshofes erfter Inftanz aufgehoben und verordnet, 
daß erft zum Berhöre der gedachten Zeugen gefchritten und dann bie Frage 
in Berathung gezogen werde, ob die Specialunterfuhung unter Yortdauer 
der Haft des Beſchuldigten zu führen fei (E. vom 24. November 1858, 
G. 3. 1859, Nr. 27). — 

Der vorftehende Fall und feine Entjcheidung geben zu mehrfachen Be: 
trachtungen Anlaß. 

Einmal ift es zweifelhaft, ob denn bier wirklich 8. 3 der faif. Verord- 
nung vom 3. Mat 1858 Anwendung finde. Denn diefer handelt nur von den 
Beichwerden gegen die Beſchlüſſe des Gerichtshofes erfter Inftanz im Unter: 
juhungsverfahren und enthält eine Abänderung des 8. 65 der Str. 
Br. D.; im vorliegenden Falle war aber das Unterfuchungsverfahren bereite 
abgeſchloſſen und vom Gerichtshofe erfter Yuftanz ein Einftellungsbe: 
ſchluß gefaßt worden. Die dagegen ergriffene Berufung war daher von 
der Befchwerde des 8. 65 durchaus verjchieden und ebenfo gründete ſich die 
weitere Berufung , welche gegen die john ergangene Entſcheidung des Ober; 
landeögerichtes ergriffen wurde , ganz und gar nicht auf den $. 65, jondern 
auf den $. 211 der Str. Pr. O. Diejer Paragraph ift durch die citirte kaiſ. 
Verordnung völlig unberührt geblieben, uud es ift nad) demjelben weitere 
Berufung an den oberften Gerichtshof zuläflig, wenn die Entjcheidung bes 
Dberlandesgericytes, wie im vorliegenden Falle gefchehen, den über das 








Strafproceß-Orbrung. $. 65. 7 


abgefhlofjene Unterfuhungsverfahren ergangenen erft- 
rihterliden Beſchluß abgeändert hat *). 

Außerdem fcheint aus der Entſcheidung des oberften Gerichtshofes her- 
vorzugehen, daß dort, wo es fih um die Verhängung der eigentlichen 
Unterfuhungshaft handelt, der $. 65 ungeändert, und daher gegen abän- 
dernde Entjcheidungen de8 Oberlandesgerichtes auch die Befchwerde an den 
oberften Gerichtshof zuläflig geblieben fei. — Denn die zweite Erwägung 
jpricht die Borausfegung aus, daß die Befchwerde dann zuläffig fein würde, 
wenn der vorfichtsweife Arreſt in die eigentliche Unterfuhungshaft verwan- 
delt worden wäre. Auch Hat der oberfte Gerichtshof in der That die vom 
Unterſuchungsrichter verhängte Unterfuchungshaft, fo wie den diefe Verfügung 
beftätigenden Beſchluß des Gerichtshofes erfter Inftanz aufgehoben, was nicht 
hätte gefchehen können, wenn die Entjcheidung hierüber durch $. 3 der kaiſ. 
Verordnung vom 3. Mai 1858 dem oberftrichterlihen Wirfungsfreije voll- 
ftändig entzogen worden wäre **). | 


») In der That ift der oberfte Gerichtshof in feiner erften Erwägung doc 
in eine meritoriſche Würdigung der berufenen oberlandesgeridhtlihen Entſcheidung 
eingegangen, und hat ferner ausgeſprochen, daß der Unterfuchungsridter und Ge- 
richtshof mit Verhängung der Unterfugungshaft dor Erledigung der angemeldeten 
Berufung an den oberften Gerichtshof nicht hätte vorgehen follen, was mit der An- 
nahme der abfoluten Unftatthaftigfeit der fraglichen Berufung faum im Einflange 
zu ftehen jcheint. — Mit der unter 2. anzuführeuden E. vom 21. Juni 1859 wurbe 
aber geradezu anerfannt, daß Berufung an den oberften Gerichtshof zuläflig fei, 
wenn in erſter Inftanz ein Einftellungsbefchluß gefaßt, vom Oberlandeöge- 
richte dagegen die Einleitung der Specialunterſuchung angeordnet twurde. 


*æ*, Rulf nimmt in feiner Erläuterung der Tail. Verordnung vom 3. Mai 1858 
(S. 8 und 9) an, daß durch 8. 3 derfelben da8 Beſchwerderecht an den 
oberftien Gerichtshof gänzlih aufgehoben worden fei, indem dadurch 
$. 65 der Str. Pr. O. dahin abgeändert wurde, daß künftig nur mehr gegen die 
darin bezeichneten Beichlüffe des Gerichtshofes eine Beſchwerde zuläffig, die Be— 
ichwerde gegen diefe Beſchlüſſe aber eben nur an das Oberlandesgericht gerichtet if. 
Dagegen meint Biach (in der Zeitſchr. für G. und R. IL, Nr. 52), es werbe 
im $. 3 nicht beftimmt, in wieferne wider die Entſcheidungen des Oberlandes- 
gerichtes eine befondere Beſchwerde zuläffig ift, und es fei daher bei der bießfäl- 
tigen Borfchrift des 8. 65 verblieben. Die nämliche Anfiht wurde von Ölajer 
‚in der ©. 3. 1859, Nr. 67) ausgefproden. 


Auh Waſer (G. 3. 1858, ©. 358) folgert aus den Worten: In Mbän- 
derung des 8. 65 ift in Hinkunft nur gegen diejenigen Beſchlüſſe des Gerichte- 
hofes erftier Inftanz, woburd u. f. f. eine befondere Beſchwerde zuläffig, — daß 
Beichlüffe des Oberlandesgerichtes, wodurd die erftrichterfichen Beſchlüſſe be- 
züglich der Verhängung oder Aufhebung der Unterjuchungshaft abgeändert werben, 
feinem weiteren Rechtszuge unterliegen. — Waſer ſpricht jedoch felbft 
die Vermutung aus, daß die Praris geneigter fein dürfte, im Einflange mit bem 
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2. Der Gerichtshof erfter Inftanz erledigte die geführte Borunter: 
ſuchung nah $. 197, 3. 1, wegen mangelnden Thatbeſtandes einer ale 
Berbrechen oder Bergehen erflärten Handlung mit einem Einftellung®- 
befhhluffe. Das Oberlandesgericht hingegen verordnete die Einleitung 
der Specialunterfuhung wider den Beichuldigten wegen bes im $. 81 
des Str. G. vorgejehenen Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit durch 
gefährliche Drohung gegen eine obrigkeitliche PBerfon in Amtsfachen. 

Der oberfte Gerichtehof hat jedoch mit E. vom 21. Juni 1859 (©. 3. 
Nr. 90) den erftrichterlichen Einftellungsbefchluß beftätiget, und dadurch 
wie fchon oben (S. 7 Anmerkung) angeführt wurde, anerfannt, daß unter 
den gegebenen Berhältniffen gegen die vom Oberlandesgerichte angeordnete 
Einleitung der Specialunterfuhung weitere Berufung zuläflig fei. 


8. 76. 
Maßſtab bei der Schätung entzogener Sachen. 


Dem U. wurde aus feinem Garten eine Fichte geftohlen, welche nad) 
feiner eidfichen Angabe feit fünf und zwanzig Jahren gepflegt in einer nun- 
mehr durch die Rüde entftellten Gruppe fand, und deren Berluft er mit 
Rückſicht auf die Koften und die Schwierigkeit des Erfages nicht auf weniger 
als dreißig Gulden anfchlagen zu können behauptete. Sein Gärtner und ein 
zweiter Gärtner fchägten in ihren Verhören den Werth der Fichte gleichmäßig 
auf fieben bis acht Gulden, der Holzwerth eines Fichtenſtammes von der Höhe 
und dem Umfange des entwendeten belief ſich aber in der betreffenden Gegend 
auf nicht mehr als zwei Gulden. 

Der oberfte Gerichtshof Tegte feiner Entfcheibung die von ben Kunft- 
verftändigen vorgenommene Schätung zu Grunde, und zwar in Erwägung, 
daß diefelbe nad) 8. 173 des Str. ©. ganz gejeglih mit Bedacht auf 
den Schaden des Beftohlenen gefhah (E. vom 23. October 1856, 


in der Str. Pr..D. geltenden Inftanzenzuge, die im Worte „uur“ Tiegende Be- 
ſchränkung Yediglih auf den Inhalt der Beichwerbe zu beziehen und rückfichtlich 
des weiteren Nechtszuges an der Vorfchrift des 8. 65 feſtzuhalten. 

*) Das Oberlandesgericht,, deffen Entſcheidung vom oberſten Gerichtshofe 
beftätiget wurde, erflärte in feinen Motiven noch insbefondere: In foferne bei der 
vorliegenden Entwenbung nad) dem Gejee der Schade des Beftohlenen in Betrad)- 
tung komme, dürfe der in einem Garten gezogene und gepflegte Baum mit einem 
Waldbaume derjelben Gattung keineswegs auf gleiche Linie geftellt und fo der Schade, 
welchen der Eigenthümer durch den Berluft des erfteren erleide, Lediglich nach dem 
reinen Holzwerthe des letzteren beflimmt werden. Wenn daher die Funftverftänbigen 
Gärtner bei der Schätung der geftohlenen Sache auf die Eigenfchaft eines Garten- 
banmes Rückſicht nahmen und hiernach den Werth derfelben berechneten, jo ergebe 
fih aus ihrer Schägung eben Der entſcheideude, nemlich der Betrag des bem 
Beftohlenen zugefügten Schadens, 
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F. 138. 
Beiſpiele von näheren rechtlichen Verdachtsgründen. 


Gegen den der Brandlegung Angeklagten ſprachen die im 8. 281 unter 
1. und 2. angeführten Umſtände; zu feiner Ueberweiſung war daher Ein nähe- 
ver rechtlicher Verdachtsgrund genügend und es entitand die Frage, ob ſich 
ein ſolcher aus den nachftehenden Thatſachen ergebe : 

Der Angellagte bafte die durch den Brand befchädigten B.fchen Ehe⸗ 
leute, weil B. an feiner Stelle als VBorarbeiter bei den Holzarbeiten der 
Herrichaft N. befchäftiget wurde; er hatte nad) der befchwornen Ausfage des 
Zeugen ©. zu diefem die Neuerung gethan, „daß er bereits dreimal vor einem 
Haufe geftanden fei, um es anzuzünden, in der Abfiht, der müſſe ein Bettler 
werden“, und nad) feinem eigenen Geftändniffe zu feinen Kindern mit Bezies 
bung auf ben Bejchädigten gejagt: „fie mögen getroft fein, Gott fünne jeden 
Menſchen ftrafen, daß er zum Bettler werde.“ Hierin wollte der im 
$. 138, 3. 4 angeführte Berdachtsgrund gefunden werben. — Der Ange- 
Hagte Hatte ferner bei Gericht die als falfch erwiefene Angabe gemacht, 
es habe B. felbfl vor dem entitandenen Feuerlärm fid) bemüht das Teuer 
zu löfchen, dasfelbe fei aber um fo heftiger geworben, je mehr B. Waller 
bineingegofjen habe. In diefem Beftreben des Befchuldigten, da8 Gericht 
glauben zu machen, daß das Teuer durch die Unvorfichtigfeit oder Nach⸗ 
läffigfeit des Damnificaten entftanden fei, und fo die Strafbehörde von 
der Verfolgung der wahren Spur abzulenken, follte der im 8. 138, 3. 11 
bezeichnete Verdachtsgrund Tiegen. 

Der oberfte Gerichtshof hat jedoh mit E. vom 9. März 1859, 
(8. 3. Nr. 51) angenommen, daß beide Verdachtsgründe nicht vorhanden 
fein. Die Motive waren folgende : 

1. Der $. 138, 3. 4 erflärt e8 als einen rechtlichen Berdadhts- 
grund a) wenn Jeniand die Abficht das Verbrechen zu begehen, durd 
vorausgegangene ‘Drohungen, durch mündliche oder fchriftliche Aeußerun⸗ 
gen beftimmt zu erkennen gegeben, oder b) wenn ber Thäter eine heftige 
Leidenfchaft wider den Beichädigten an den Tag gelegt und denfelben 
mit einem ähnlichen Uebel bedroht Hat. In beiden Fällen muß aljo die 
Perfon des Bedrohten von bem Angeklagten beftimmt bezeichnet worden 
fein. Er bat jedoch in der Weußerung gegen ©. die PBerfon, deren Haus 
er anzünden wollte, nicht genannt. Und da er nicht bloß mit B., fon- 
dern auch mit anderen Nachbarn in Teindfchaft lebte, fo wäre es immer⸗ 
hin gewagt, jene Aeußerung dahin zu ergänzen, daß er eben von B. ge- 
Iprochen habe. Außerdem aber würde der Verdachtsgrund des erften Abſatzes 
der 3. 4 durd) die vereinzelte Ausjage des C. auch nicht rechtlich erwie- 
jen fein. Der Berbadhtögrund des zweiten Abfages der citirten Geſetzes— 
ftelle befteht allerdings aus zwei Umftänden, welche durd) ihren Zujam- 
menhang unter einander eine Inzicht bilden, wo alfo die Beſtimmung 
des 8. 282 über die Ausfagen vereinzelter Zeugen zur Anwendung fom- 
men darf. Allein diefer Zuſammenhang Tiegt Hier nicht vor, weil der 
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Angeklagte, der nicht nur mit dem B., fondern auch mit anderen Nach— 
barn in Feindfchaft lebte, gelegentlic) feiner Aeußerung zu C. die Perfon, 
deren Haus er habe in Brand fteden wollen, nicht bezeichnete, daher nicht 
gefagt werden Tann, daß feine feindfelige Gefinnung und das feindliche 
Vorhaben, welches er dem E. zu erkennen gab, gegen B. und nım gegen 
ihn gerichtet waren. 

2. Die fälſchliche Behauptung des Angeflagten, daß B. bemüht war, 
das auögebrochene Feuer zu löfchen, wodurch er den Brand als einen zu- 
fällig entftandenen darftellen wollte, darf nicht als ein felbftftändiger recht: 
Iiher Berdadhtsgrund im Sinne des $. 138, 3. 11 aufgefaßt merden ; 
jie fällt vielmehr lediglich unter den Begriff der im $. 281, lit. b, 3. 1 
erwähnten faljchen Verantwortung. 


8. 140, 2.2. 


Ausſage Eines Zeugen, welde ſich unmittelbar auf bie Berübung ber That durd 
eine beftimmte Perſon bezieht. 


Es handelte fih darum, ob im nachitehenden Falle die nad) $. 281, 
lit. a zur Herftelung des Schuldbeweifes genügende Eine unvollftändige 
Beweisart des 8. 140, 3. 2 vorhanden fei. — Die Auflage war gegen 
ein wegen Diebftahl bereits neunzehnmal abgeftraftes Individuum gerichtet 
und bezog fich auf den Diebftahl eines Regenſchirmes. Ein volllommen 
unbedenflicher Zeuge hatte nun eidlid) angegeben, daß er zur Zeit als nad) 
den gepflogenen Erhebungen der Diebftahl in der Küche des Befchädigten 
verübt wurde, den Beichuldigten mit einem Regenſchirme unter dem Arme 
die vom Orte der That in das Vorhaus führende Stiege herabfommen 
und davon eilen gefehen habe. Nach der Befchreibung, welche der Zeuge 
von diefem Schirme machte, mar derfelbe in Stoff und Farbe dem ent: 
wendeten ganz ühnlih; da man aber feiner nicht Habhaft wurde, fo konnte 
die Identität nicht feftgeftellt werden. 

Der oberfte Gerichtshof nahm an, daß diefe Zeugenausfage bie 
Beſchaffenheit einer unvollftändigen Beweisart im Sinne des 8. 140, 3. 2 
nicht habe, weil der Zeuge, um deſſen Ausfage es fih handelt, nicht 
an dem Orte der That, nämlid, im zweiten Stodwerfe, in deilen Küche 
ver Diebftahl verübt wurde, geweſen fei und ein erft nach dem Diebftahle 
vorgefallenes Ereigniß angegeben babe; feine Ausfage bezeuge gegen den 
Angeklagten allenfall8 den Befig des geftohlenen Gutes, ohne biefen 
Umftand zu beweifen, weil fie vereinzelt ift, allein fie beziehe ſich 
teineswegs unmittelbar auf die Berübuug der That (E. vom 
6. April 1858, ©. 3..Nr. 80) *). 


*) Dagegen hatte das Oberlandesgeriht angenommen, baf die von bem 
Zeugen angeführte Thatjache ſich auf die Enttragung des geftohlenen Gutes von dem 
Thatorte, auf die Vollendung des Diebitahles beziehe , daß alſo diefe Ausfage, 
mittelft welcher die Berübung der That felbft durch den Beichuldigten bezeugt wurde, 
ii allerdings unmittelbar barauf beziehe. 
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8, 140, 3.3. 


Die unbeihworene, wenn glei) unmittelbar anf die Verübung der That ſich be- 
ziehende Ausſage Eines Zeugen kaun nicht als ein näherer rechtlicher Verdachts⸗ 
grund gelten. 


Bei einem Falle von Schändung einer Unmündigen entftand die Frage, 
ob die von dem gefchändeten Mädchen abgelegte Ausjage, welche ſich zwar un- 
mittelbar auf die Verübung der That durch die Perfon des Angeflagten bezog, 
aber wegen der Unmündigfeit dev Zeugin nicht beſchworen, alfo nicht mit allen 
im $. 269 bezeichneten Erforderniffen verfehen war, bei dem Beweiſe aus bem 
Zufanmentreffen von Berdachtögründen als ein näherer vechtlicher Verdachts⸗ 
grund gelten könne? — Der Gerichtshof erfter Inftanz bejahte die Frage, 
während fie von Oberlandesgerichte, deſſen Rechtsanſicht auch der oberfte Ge— 
richtshof mit Enticheidung vom 26. Auguft 1856 (©. 3. 1857, Nr. 106) 
aufrecht hielt, verneint und in den Motiven bemerkt wurde: Daß das Geſetz bei 
einem einzelnen unmittelbar über die Berübung der That ausfagenden Zeugen 
die Beeidigung als eine unerläßliche Bedingung ftatuirt habe, wenn eine ſolche 
vereinzelte Ausſage auch nur als näherer rechtlicher Verdachtsgrund gelten joll, 
— dieß ergibt fi mit Beftimmtheit aus der Vorfchrift des $. 140, 3.3, da 
die im Abſatze 2 desfelben Paragraphes gefeßte Regel, welche der Ausſage 
Eines Zeugen die Eigenfchaft eines näheren vechtlichen Berdadhtsgrundes nur 
beim Dafein aller Erforderniffe des 8. 269 einräumt, gerade hinfichtlich des 
Erfordernifjes der Beeidigung ($. 269, lit. d) eine Belräftigung durd; die Be- 
ftimmung erhalten hat, daß von diefem Erforderniffe beim Borhandenfein der 
Ausfagen zweier Zeugen abgejehen werden könne. 


8. 156, lit. a. 
Verhängung der Unterſuchungshaft. 


K. wurde rechtlich beſchuldiget befunden, verfchiedenen Parteien die Beträge 
von 16, dann zweimal 100, endlich zweimal 20 Gulden liſtiger Weife wirklich 
entlodt, 50 Gulden aber zu entloden verfucht zu haben, wornad) der Geſammt⸗ 
betrag des Schadens, auf weldyen feine Abficht gerichtet war, 306 Gulden aus⸗ 
machte. Er wurde daher wegen des nad) $. 203 des Str. ©. ftrafbaren, theils 
vollbrachten, theils verfuchten Verbrechens des Betruges in den Anklageftand 
verjeßt, und zugleich gemäß 8. 156 lit. a die Verhängung der Unterfuchungs- 
haft über denfelben ausgeſprochen. — Das Oberlandeögericht beftätigte zwar 
den Anklagebejchluß rüdfichtlich aller Theilbeträge, hob aber die Verhängung 
der Unterfuchungshaft auf, „weil der dreihundert Gulden überfteigende Betrag 
auf Grund der durch die Unterfuchung erhobenen Beweife nicht in dem Maße 
conftatirt erfcheint, daß die Berhängung einer Strafe von wenigftens 5 Jahren 
abgefehen werben bürfte, und weil aud) die bereits abgefchloffene Unterfuchung 
nicht mehr vereitelt werden könne“ ($. 156, Hit. b). 

Der oberfte Gerichtshof hat jedoch die im erfter Inftanz ansgefprochene 
Haftverhängung beftätiget, „weil nad) der pofitiven Borjchrift des $. 156 


12 Strafprocef-Orbnnung. $. 201 (u. 302). 


ohne Rüdficht auf den in der obergerichtlichen Entfcheidung angeführten Um- 
ftand, daß die bereit3 gejchloffene Unterfuchung nicht mehr vereitelt werben 
könne, die weitere Fortdauer der Unterfuhungshaft zu verhängen war“ (E. vom 
17. Mai 1858, ©. 3. Nr. 108). 


$. 203 (und 302). 


Uuwirtfamleit der Verzichtleiſtung auf die Berufung wegen eined dabei unier- 
lanfenen Irrthums. 


Die A. wurde am 9. December 1858 in erfler Inftanz wegen des Ber- 
brechens des Kindesmordes zu fünfjährigem fehweren Kerker verurtheilt. Bei 
der fofort nad) der Schlußverhandlung gefchehenen Urtheilskundmachung erflärte 
fie auf das Hecht der Berufung zu verzichten ; als ihr aber das inzwifchen aus⸗ 
gefertigte Erkenntniß noch an demfelben Tage zugeftellt wurde, meldete fie am 
darauf folgenden Tage dagegen die Berufung an mit dem Bemerken, daß fie 
bei der Kundmachung desfelben (in ungarifcher Sprade) in ihrer damaligen 
Gemüthserregung den Ausfpruch über die Strafe falſch, nämlich fünf Wochen 
(het) ftatt 5 Jahre (Cv) verftanden, und nur deßhalb auf die Berufung Berzidht 
geleiftet Habe. Diefer Erklärung zufolge betrachtete ſowohl das Comitats⸗ als das 
Dberlandesgericht die Berufung für zuläffig, und legteres gab derfelben durch 
Herabjegung der Strafe auf vierjährigen ſchweren Kerfer Statt. Dagegen er: 
griff nun der Staatsanwalt Berufung an den oberften Gerichtshof, weil bie 
Angeflagte dem Rechte der Berufung gegen das erftrichterliche Erkenntniß ent: 
fagt habe und — hievon abgejehen — die in der Folge dennoch ergriffene Be: 
rufung von ihr aud) zu fpät angemeldet worden fei. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten Inſtanz, in- 
dem er die angeführten Gründe der Berufung durch folgende Bemerkungen 
widerlegte: „Abgefehen davon, daß die Angeflagte bei ihrer bewegten Gemüths- 
ftimmung zur Zeit der Schlußverhandlung das Urtheil im Puncte der Straf- 
dauer durch Verwechslung des Wortes „Ev“ mit „het“ mißverftanden und ihre 
Berzichtleiftung auf das Hecht der Berufung nur in Folge diefes Mißverftänd: 
niſſes erklärt haben kann, erfcheint die Annahme ihrer nachträglichen Berufung 
von Seite des erften Kichter8 und das Eingehen des Oberlandesgerichtes auf 
diejelbe dadurch gerechtfertiget , daß die vierundzwanzigftündige Friſt zur Bes 
rufung gegen Strafurtheile nad) $. 302 nidht von der Kundmachung, fondern 
von der Zuftellung des Urtheils zu berechnen ift, und daher im vorliegenden 
Valle, da das Erkenntniß am 9. December um 11 Uhr Vormittags kundgemacht, 
erft fchriftlich abgefaßt und ausgefertigt werden mußte, die am 10. December 
um 4 Uhr Nachmittags angemeldete Berufung nicht als verfpätet anzufehen 
war” (E, v. 13. April 1859, ©. 3. Nr. 63) *). 


*) Durch 8. 14 der kaiſ. Verordnung vom 3. Mai 1858 ift allerdings ber 8.302 
dahin abgeändert worden, daß dem Beſchuldigten die Frift zur Berufung in der Regel 
von dem Tage der mündliden Berfündigung; und nur dann, wenn 
er binnen längſtens 24 Stunden nad) diefem Tage um die fchriftliche Ausfertigung des 
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$. 206. 
Borlefung der Bernfungsichrift. 

Mit E. vom 9. Jänner 1858 (Gerichtshalle Nr. 18) wurde erflärt, 
daß die VBorlefung der Berufungsfchrift per extensum durd bie allgemeine 
Gerichtsinſtruction und die Strafgerihtsinftruction nicht vorgefchrieben ift, und 
der Bortrag ber Berufungsgründe auch im Auszuge genügt. 


8, 208. 


Unzuläffigteit der Berufung gegen Beſchlüſſe des Oberlaudesgerichtes, wodurch 
Ergänzungen des Iinterfuhungsverfahrend angeordnet werden. 


Die Gerichtsärzte erflärten nad) fiebenmonatlicher Beobachtung, daß der 
Amtsdiener St., welchem die Verbrechen des Mißbrauches der Amtsgewalt 
und der Beruntreuung zur Laſt gelegt wurden, mit einem ziemlich hochgradigen 
Blödfinn, und zwar wahrjcheinlich ſchon feit mehreren Jahren behaftet fei, daß 
er daher die gegen ihn hervorgefommenen Verbreden im Zuftande der Unzu- 
vehnungsfähigfeit verübt habe. Auf Grund diefes Befundes faßte das Kreis- 
geriht übereinftimmend mit dem Antrage der Staatsan- 
waltſchaft den Beſchluß, daß das Strafverfahren nah 8. 2 lit. a des 
Str. ©. und $. 197, 3. 2 der Str. Pr. D. eingeftellt werde. 

Dagegen wurde von der Etaatsanwaltfchaft im Auftrage der 
Oberſtaatsanwaltſchaft die Berufung angemeldet, worauf das Ober- 
landesgeriht den Einftellungsbefchlußg behob und die Ergänzung der Unterfu- 
Hung durch Beiziehung anderer Aerzte und eventuelle Einholung des Gutad- 
tens der medizinischen Facultät verordnete. 

Gegen dieſe Entfcheidung wurde von der Öattin des Beſchul— 
digten auf rund des $. 300 lit. c die Berufung angemeldet, jedody vom 
oberften Gerihtshofe „in Erwägung, daß die gründlichere Erhebung der Zu- 
rehnungsfähigfeit des Beichuldigten in Bezug auf die objectiv nicht zweifel- 
haften ftrafbaren Handlungen ber gefegmäßige Grund der Unterfuhungsfort- 
jegung iſt, mogegen im Sinne des $. 208 eigentlich Feine Berufung zuläffig 
erfcheint, — verworfen“ (E. d. 7. Juli 1858, ©. 3. 1859, Nr. 115) *). 


Erfenntniffes anſucht, von dem Tage der Zuftellung des letzteren an- 
gefangen läuft. Im obigen Kalle fcheint aber leßtere Ausnahme eingetreten zu fein, 
weil ja die Zuftellung der ſchriftlichen Ausfertigung an den Beichuldigten erfolgte, welche 
nad) dem citirten 8. 14 gegenwärtig nur anf dag Berlangen desjelben zu geſchehen hat. 

Allein jelbft dann, wenn die Frift vom Tage der Berufimg angefangen gelaufen 
hätte, märe die Berufung ale rechtzeitig angemeldet anzufehen gewefen. Denn nad) 8. 5 
find Friſten, welche von einem beftinmnten Tage an zu laufen haben, jo zu berechnen, 
daß diefer Tag nicht mitgezählt wird. Es war alſo der Tag der Kundmachung (der 
9. December) nicht mitzuzählen, und daher die am folgenden Tage (dem 10.), zu welcher 
Stunde immer angemeldete Berufung rechtzeitig angebradit. 

2) Da die Berufung aus dem obigen Örunde verworfen wurde, jo fam die Frage 
nicht weiter zur Sprache, ob diefelbe nicht |hon aus dem Grunde, weil von der Gattin 
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S. 210 (nnd 211). 


Auch die nicht der Berufung unterzogenen Buncte find zu Gnuften bes Beſchuldigter 
von Amtöwegen zu prüfen. 


1. Der Befchuldigte war in erfter Inftanz von der Anklage wegen Ueber: 
tretung der Ehrenbeleidigung nur wegen Unzulänglichleit der Beweismittel frei: 
gefprochen worden. Ueber die dagegen bloß vom Brivatankläger er: 
griffene Berufung fällte da8 Oberlandesgericht ein Strafurtheil, gegen welches 
der Verurtheilte die Berufung einlegte. Der oberfte Gerichtshof Hat ihn von 
der angefchuldeten Uebertretung losgeſprochen und ſchuldlos er 
fannt, indem er bemerkte, es ftehe diefen Urtheile der Umftand nicht ent- 
gegen, daß fi der Angellagte gegen feine in erfter Inften; 
nur wegen Unzulänglihfeit der Beweismittel erfolgt: 
dreifprehung don der Anklage nicht beſchwerte, weil da 
8. 210 eine ſolche Berüdfichtigung des Angeklagten zur Pflicht mache (E. von: 
7. Auguſt 1856, ©erichtshalle 1857, Nr. 16). — 


Wenn die vorgelegte Berufung wegen verfpäteten 
Anmeldung oder erfolgter Berzidhtleiftung unzuläffig war. 
jo ift das Obergeriht nicht beredtiget zu Gunften des Be 
Ihuldigten die Entfheidung des unteren Richters abzu- 
ändern. 

| 2. Der wegen einer Uebertretung Verurtheilte hatte bei der Verkündi— 
gung des Urtheiles auf die Berufung Verzicht geleiftet, dann aber noch inner: 
halb der gejeglichen Frift mit Widerrufung des Verzichtes dennoch die Beru— 
fung angenıeldet, welche der erfte Richter gegen die Borfchriften der Str. Pr. O. 
($. 203, 302 u. 427) dem Oberlandesgerichte vorlegte. Da nun fein Zweifel 
obwaltete, daß die Verjährung der Uebertretung eingetreten war, und da nadı 
8. 210 da8 Oberlandesgericht „bei jeder ihm vorgelegten Beru- 
fung“ eine im Gefeße gegründete, dem Befchuldigten günftige Wbänderung 
von Amtswegen zu verfügen hat, fo wurde in zweiter Inftanz nach 8.289 
lit. a ein Ablaſſungsbeſchluß gefällt. 


des Beſchuldigten ergriffen, als unzufäfftg zurildzumeifen geweſen wäre. Dieſe Frage 
muß aber offenbar bejaht werden, da 8.202 ganz beſtimmt und ausfchliegungsmeife 
die zur Berufung gegen die Beichlüffe im Anklageverfahren berechtigten Berjonen be- 
zeichnet und zu denſelben die im $. 300 lit. c angeführten Angehörigen des Beſchul⸗ 
digten nicht rechnet. 

Der die Entſcheidung veranlaffende Fall ift ferner auch in der Beziehung von 
Intereſſe, weil der Befchluß des Gerichtshofes erfter Inftanz ganz dem Antrage ber 
Staatsanwaltfchaft gemäß erging, und dagegen dennoch vom Stantsanwalte über Auf- 
trag des Oberftaatsanmwaltes Berufung ergriffen wurde, ohne daß diefer Vorgang von 
einer ber beiden oberen Inftanzen gerügt worden wäre (vergl. die bei $. 30 Hit. d ange: 
führte E. v. 7. Juli 1857). 


’ 
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Allein der oberfte Gerichtshof caffirte aus nachftehenden Gründen den 
Beſchluß der zweiten Inftanz mit dem Auftrage, die Berufung gegen das erft- 
richterliche Urtheil dem Berufungswerber als unzuläffig zurüdzuftellen. „Unter 
dem im $. 210 gebrauchten Ausdrude: „„bei jeder dem Oberlandes— 
gerihte vorgelegten Berufung“* ift jene Berufung, welche als ver- 
Ipätet oder wegen Verzicht des Berechtigten gefeglich unzuläffig und deßhalb 
vom erften Richter, anftatt daß er fie dem Oberlandesgerichte vorlegte, zurück⸗ 
zuweifen war, nicht begriffen. Denn der 8. 210 Hat felbftverftändlih nur den 
normalen Fall im Auge, nämlich jenen, wo die erfte Inftanz nad) der Vorſchrift 
des Gefeges handelte, aljo wo fie eine noch zuläffige Berufung dem Obergerichte 
zur Entſcheidung vorlegte; für diefen Fall allein gilt die im befagten PBara- 
graphe zu Gunſten des Beichuldigten getroffene Ausnahmsbeftimmung“ (E. v. 
18. Februar 1857, ©. 3. Nr. 93) *). 


8, 211, 
Beſchränkung des Berufungsbefugnifles. 


In erſter Inſtanz war auf Verſetzung in den Anklageſtand wegen des 
nad) $. 181 des Str. ©. begangenen und nad 8. 182 zu beſtrafenden Ver— 
brechens der Beruntreuung in einem öffentlichen Amte, dann wegen des nad) 
den 88. 197 und 199, lit. d begangenen Verbrechens des Betruges erfannt 
worden. — Das Oberlandesgericht erfannte abändernd, daß die Anklage nicht 
wegen der genannten Verbrechen, fondern wegen des im $. 101 bezeichneten 
und nad $. 103 ftrafbaren Verbrechens des Mißbrauches der Amtsgewalt 
ftattzufinden habe. 

Die vom Angeklagten ergriffene weitere Berufung wurde vom oberften 
Gerichtshofe als unzuläffig zurüdgewiefen, „meil die Anklage durch die 
Untergerichte gleichlautend bejchloffen und die vom Oberlandesgerichte abän- 
dernd erkannte Oualification der That dem Befchuldigten günftiger ift.“ 
(Zeitfhr. für ©. und R. III, Nr. 22. — Das Datum der Entjcheidung. ift 
nicht mitgetheilt.) 

Vergl. aud die bei den 88. 301 und 304 mitgetheilten Entfcheidungen. 


8. 241. 


Vorlefung der Ausfagen, welche von den im F. 113 genannten Berjonen im Unter: 
fuhnngöverfahren abgelegt wurden. 


Wenn die im 8. 113 genannten Perfonen ſich bei der Schlufverhand: 
lung der Wiederholung der im Unterfuchungsverfahren abgelegten und be- 
ſchworenen Ausfage entſchlagen und fohin das Protokoll über ihre Verneh> 
mung im Unterfuchungsverfahren vorgelefen wird, fo hat der Richter mit 


) Bergl. über die hier entjchiedene Frage auch den Aufſatz: „Zur Erläuterung 
der 88. 210 und 427" (G. 3. 1856, Nr. 2) und Rulf's Kommentar I. ©. 280. — 
Uebrigens ging aud eine bei 8. 302 unten, 1. anzuführende E. v. 8. April 1856 ganz 
von der nämlichen Auffaffung aus. 
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Ueberlegung aller Umftände ($. 260) zu berüdfichtigen, ob diefe Borlefung — 
befonder® bei vorhandenen Widerfprüchen — ganz diefelbe Ueberzeugung ber: 
vorzurufen geeignet fei, als wenn die Ausfage dem Beſchuldigten wäre in 
das Angeficht beftätiget worden (E. vom 26. Auguft 1856, ©. 3. 1857, 


Nr. 84) *). 
8. 243. 
Zurückweiſung unpaffender Fragen. 


Der Antrag eines Vertheidigers, die Beſchädigte S. zu fragen, wie 
fie in ben Befig der ihr entwendeten Silbermünzen ge- 
langte, war zurüdgewiefen worden. Die dagegen ergriffene Nichtigleitsbe- 
ſchwerde wurde verworfen, weil die beantragte Frage an fi unzuläffig 
war, „indem der Angeflagte feine Umftände vorzubringen vermochte, wodurd) 
der rechtmäßige Befig der S. zweifelhaft, oder gar das Eigenthum des Ange⸗ 
Hagten in Betreff diefer Silbermünzen nachgewiefen würde, weil daher bie 
beantragte Trage auch auf die Enticheidung der Hauptfache feinen Einfluß 
üben konnte, indem die Enttragung diefes Silbergeldes aus dem verjperrten 
Kaften der S. ohne deren Wiffen und Einwilligung auch dann ein Diebftahl 
bliebe, wenn fie nicht Eigenthümerin besfelben wäre.“ (E. v. 8. Yänner 1852, 


G. 3. Nr. 28.) 
8. 258. 


Juriſtiſche Gewißheit als Grundlage richterlicher Entſcheidungen. 


Jemand wurde des Verbrechens der ſchweren körperlichen Beſchädigung 
ſchuldig befunden. Da aber die Wunde (eine Stichwunde von 2'/, Zoll Tiefe) 
nad dem Gutachten der Sachverftändigen nur mit einer verbotenen Waffe 
(einem fpigigen Meffer) beigebracht worden fein konnte, fo entftand die Frage, 
ob damit nicht auch da8 Vergehen des Tragens verbotener Waffen zufam- 
mentreffe ? 

Der oberfte Gerichtshof verneinte diefe Frage in ber Erwägung, 
daß das Werkzeug, mit welchem A. verivundet ward, weder von ihm noch von 


*) Nach der Str. Pr. O. vom Jahre 1850 waren foldhe Ausjagen überhaupt 
nicht vorzulefen ; biejelbe führte nämlich in den SS. 236 und 381 ausdrücklich und 
beftimmt die bei der Hauptverbandlung vorzulefenden Zeugenausfagen an , darunter 
waren aber jene nicht enthalten, welche von Verwandten bes Angellagten im Zuge 
der Unterſuchung abgelegt worden find, falls fie fi dann bei der Hanptverhand- 
Iung des Entſchlagungsrechtes bedienen (ſ. die E. v. 17. März 1858, &. 3. Nr. 38). 
— Wenn daher die gegenwärtige Str. Pr. O. die entgegengefettte Vorſchrift aufge 
nommen hat, fo wird der erkennende Richter um jo forgfältiger die Glaubwürdig 
teit der vorgelefenen Ausfagen zu prüfen haben, und zwar fchon deßhalb, weil, wie 
auch die citirte Ältere Entfcheidung des oberfien Gerichtshofes hervorhebt, bei folcher 
Borlefung dem Angeklagten die Möglichkeit benommen if, durch Fragen am den 
Zengen eine nähere Aufllärung der Umftände und Berhältniſſe her— 
beizuführen. 
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den Zengen gefehen und aud) bei dem Angeklagten nicht vorgefunden wurde, 
daß daher nicht mit Gewißheit feftgeftellt werden kann, ob es in die Kategorie 
der verbotenen Waffen gehörte, und im der weiteren Betrachtung, daß hiezu 
auch der Ausſpruch der Sachverſtändigen nicht hinreicht, weil die Möglichkeit, 
bag die Wunde doch mit einem erlaubten Imftrumente beigebracht wurde, 
duch bloße Schlußfolgerungen nicht mens werden fann. (E. vom 
16. Auguſt 1858, Gerichtshalle Nr. 47.) 


§. 264 lit. d u. S. 265. 


Beftätigung bed Geſtändnifſes durch die ber bie Umſtünde der ftrafbaren Hand- 
Inng eingeholten Erfahrungen. 


1. Michael 2., ein dienftlofer Hirte, machte einen fo auffallenden Auf- 
wand umd ließ fid) im Beige fo vielen Geldes fehen, daß er wegen dringen- 
den Verdachtes ſich ſolches auf unrechtmäßige Weife zugeeignet zu haben, der 
Strafbehörde eingeliefert wurde. Er geſtand den Beflg und die VBerausgabung 
bedeutender Gelbbeträge und gab in Betreff der Ueberkommung des Geldes an: 
Es fei eines Tages, da er das Vieh feines Dienftgebers weidete, ein bäuriſch 
gekleideter junger Mann zu ihn gefommen und babe ihn gefragt, wo bie 
Hraftier Aecker liegen, beifügend, daß ihm in der nahen Stadt, mo er einge- 
ſperrt gewejen fei, ein unbefanntes in dem nämlichen Arrefte eingefperrtes Indi- 
viduum anvertraut habe, daß auf den Hraftier Aeckern 500 fl., die von einem 
Diebftahle Herrühren, vergraben liegen. Derſelbe habe dem L. die Hälfte diefer 
Baarſchaft als Lohn verfprochen, wenn er ihm die Aecker zeigen würde. 2. habe 
deßhalb das Vieh nad, Haufe getrieben und dann den Unbelannten auf die 
Hraftier Aecker geführt. Diefer Habe dort herumgefudt, und auf einem 
Plage in der Nähe eines Feldweges, wo zwei Fichten und eine Yöhre nahe 
bei einander ftehen, an einer fteinigen Stelle zu graben begonnen. Alsbald 
ſei ein hölzernes, inwendig mit Blech belegtes Käftchen zum Vorſchein gefom- 
men, in weldem fih 500 fl. theil in Banknoten, theils in Silber befanden. 
Hievon habe der Unbekannte dem 2. 200 fl. in Banknoten gegeben, und fich 
mit dem Käftchen und 300 fl. in Silber entfernt. 

Er habe feinen Antheil nad) und nach verbraucht und 30 fl. davon ver- 
loren. — Der mit Beiziehung des 2. aufgenonmmene Localaugenjchein lieferte 
fein erhebliches Refultat, ließ es aber unmahrjcheinlich erfcheinen, daß in 
einer offenen Gegend, an einer jedermann zugänglichen Stelle Geld vergraben 
worben fei. Der Thatbeftand eines in leßterer Zeit verübten Gelddiebftahls, 
deſſen fich 2. ſchuldig oder mitfchuldig gemacht haben konnte, ließ fich jedoch 
aller Nachforichungen ungeachtet nicht erheben. 

Das Oberlandesgericht, defjen Urtheil auch vom oberften Gerichtshofe 
mit &. vom 2. März 1858 (G. 3. Nr. 68) beftätiget wurde, erfannte den 
L. des Verbrechens des Betruges nad) 8. 20+, lit. c, ſtrafbar nach $. 202 
de8 Str. ©. für ſchuldig. In den Entfcheibungsgründen wird bemerkt, das 
Geſtändniß des 2. werde durch die erhobenen Umftände unterftügt, baf er, 
ein vazivender Hirte, feit längerer Zeit dienftlos, in Gafthäufern zehrte, ſich 
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nad) eigener Angabe Kleidungsftüde kaufte, Turz einen Aufwand machte, 
welcher feinen Verhältniffen nicht entſprach. Dadurch erfcheint der Befig des 
Geldes, über deffen rechtlichen Erwerb er ſich nicht answeifen kann , geſetzlich 
conftatirt, und die That muß demnach als Verbrechen des Betruges im Sinne 
des 8. 201, lit. c erfannt werben. Dagegen kann von einer Diebftahle- 
theilnehmung feine Rebe fein, weil der dießfällige Thatbeftand nicht vor- 
liegt, indem fein genügender Beweis, weder für den Umftand, daß die 
fragliche Summe entwendet wurde, noch für den Umſtand, von welder 
Perfon ſie entwendet worden fei, vorhanden ift *). 


2. Eine des Verbrechens des Kindesmordes durch abfichtliche Tödtung 
Angellagte geftand, daß fie, durch aufßerehelichen Beiſchlaf fchwanger ges 
worden, während ber Arbeit auf dem Felde von ben Wehen überfallen 
und leicht von einem lebenden Kinde männlichen Gefchlechtes entbunden 
wurde, daß fie den Entſchluß fahte, den Neugebornen zu tödten, in diefer 
Abſicht das Kind mit geftredten Fingern an dem Halſe drüdte, und als 
fie es für leblos bielt, an einer nahen Stelle in der Erde verſcharrte, um 
die Epur ihrer Entbindung und der Tödtung des Kindes zu befeitigen. 

- Dagegen erflärten die Sacverftändigen, das Kind fei lebend be- 
graben und durch die Berfharrung erftidt worden; duch den 
Drud auf den Hals könne der Tod deßhalb nicht erfolgt fein, weil eine 
folche Erdroffelung als inneres Merkmal Blutfugillationen hinterlaffen haben 
würde, die eben nicht vorhanden waren; es fei immerhin möglich, daR das 
Kind dur den Drud auf den Hals deraeftalt betäubt murde, daß die 
Angeklagte dasfelbe für todt halten konnte und als todt verſcharrte; jeden- 
falls aber mußte das verfcharrte Kind Mund und Augen noch bewegt haben, 
weil jonft der Sand nicht wie gefchehen unter die Augenlider und in die 
Mundhöhle gelommen wäre, und derlei Bewegungen ſeien allerbings mög⸗ 


*, Der Gerichtshof erfter Inftanz Hatte den 2. aus nachfiehenden Gründen 
von dem Berbrechen des Betruges losgeſprochen, dagegen der Uebertretung der 
Diebftablstheilnehmung nad $. 464 des Str. G. als Thäter fehuldig erklärt: 
Als Betrug durch Zueignung eines Fundes könne die Thathandlung nicht angefehen 
werden, weil das Geld nicht zufällig entdedt oder gefunden wurde, jondern 2. und 
jein Gefährte dasfelbe in einem ihnen zum Voraus bekannten Berftede aufgejucht 
und fid) dann zugeeignet haben, und weil das Geftändnig, wenn es als beweis- 
madend angenommen werden will, nur nad) feinem ganzen Inhalte als folches an- 
genommen werden fann. — Deßhalb könne die That nur ale Diebftahlstheil- 
nehbmung angejehen werden. — Da jedoch der Thatbeftand eines Diebftahle nicht 
erhoben vorliege, und die Umftände des Aufwandes und Gelöbefites, da fie der 
That nachgefolgt find, nicht als beweismachend für den Thatbeftanb angefehen wer⸗ 
den und auch den Beweis durch das Geftändnig nach 8. 264 nicht ergänzen können, 
fo lönne bier nur die Uebertretung der Diebftahlstheilnehmung für erwieſen ange 
nommen werden, ba bei Uebertretungen nad) $. 426, lit. a das Geftändniß auch 
ohne feftgeftellten Thatbeftand zur Verurtheilung binreicht. 
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lich geweſen, da das Kind nicht tief verfcharrt und nur mit leichtem Sand 
zjugededt wurde. 

Der Gerichtshof erfter Inftanz nahm an, das Geftändniß der Ange- 
klagten fünme zum rechtlichen Beweiſe bes Kindesmordes durch abfidht- 
liche Tödtung deßhalb nicht dienen, meil ihre Behauptung, dasfelbe 
duch Erdroſſelung getödtet zu haben, mit dem Gutachten der Aerzte, 
welches diefe Todesart ansjchliege, im Widerſpruch ftehe, folglich „mit den 
über die Umftände ber flrafbaren Handlung eingeholten Erfahrungen im 
Weſentlichen nicht übereinftinme ($. 264, lit. d.)“. 

Der oberfte Gerichtshof hielt jedoch aus nachftehenden Gründen den 
Beweis des Kindesmordes durch abfichtliche Tödtung für erbradt: Der Be⸗ 
weiskraft des gerichtlichen Geftändniffes der Beichuldigten, welches, bis auf 
die eigentliche Urfache des Todes des Kindes, im Uebrigen durch die Ausfagen 
ihres Zuhälters und ihrer Eltern, durch die an ihrem Leibe gefundenen 
Spuren der furze Zeit voraudgegangenen Entbindung und dur die Kindes- 
leiche unterftägt wird, fteht nicht entgegen, daß die Kunftverftändigen, welche 
das Kind als lebensfähig und lebend geboren erflärten und an dem Aeußeren 
der Leiche feine Spuren von Gemaltthätigkeit entdedten, als Todesurſache 
das Erftiden durch das Tebendigbegraben angegeben haben, weil fie anderer- 
feit8 bei der Schlußverhandlung die Möglichkeit zugeftanden, daß dns neu- 
geborne Kind dur den, gleichwol ohne Hinterlaffung von Merkmalen aus- 
geübten Drud am Halje fo betäubt wurde, daR es die Mutter bereit® für 
todt halten konnte und als vermeintliche Leiche begrub, folglich das Gut⸗ 
achten der Aerzte mit ihrem Geftändniffe in feinem Widerfpruche ſteht. 
(E. vom 9. März 1859, ©. 3. Nr. 40.) 


F. 268. 
Beweis des gelängneten böſen Borfates. 


1. Die böfe Abficht bei dem Verbrechen der Gottesläfterung befteht eben 
nur darin, daß durch mündliche oder ſchriftliche Aeußerungen offenbare Vers 
achtung gegen die Gottheit kundgegeben wird, fie liegt daher unver- 
fennbar in dem Gebrauche folder Aeußerungen felbft. 
(E. vom 24. November 1851, ©. 3. Nr. 294.) 

2. Der Angeflagte ift in Uebereinftimmung mit den Ausfagen des 
Referenten N. und mit den übrigen Erhebungen geftändig, daß er ben 
genannten Referenten befuchte, daß er ihm den Zweck feines Befuches, 
nämlich die Angelegenheit feines Berwandten T., welcher einen Proceß 
gegen U. bei Gericht anhängig hatte, auseinandberfette, daß er diefen Procek, 
welcher mittelbar auch ihn anging, der nöthigen Aufmerkfamfeit des Referenten 
und zum Behufe der Befchleuniguug empfahl, daß er der ihm von T. zu 
Theil gewordenen Wohlthaten eingedenk, feine Dankbarkeit gegen Letzteren 
durdy eigene Betheiligung an der fchleunigen Durchführung des Proceſſes 
am beften an den Tag zu legen glaubte, und fohin bei feinem Abjchiede 
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von N., welchen er aus bem gepflogenen Geſpräche als den Referenten der 
Streitſache vermuthete, auf einem Zifche eine Anzahl Ducaten angeblich im 
der Abſicht zurüdließ, damit der Referent die Sache gründlich bearbeite 
und nächſtens zum Bortrage bringe. Da der Angeflagte vermöge diejer 
nah 8. 264 volllommen erwiefenen Handlungsweiſe dem Referenten N. 
ein Geſchenk machte, jo bildet diefelbe in dem Falle, als das Gefchent 
gegeben twurde, um Letzteren zu einer Parteilichleit oder zur Verlegung feiner 
Amtspflicht zu verleiten, nad) $. 105 des Str. ©. unftreitig den Thatbeftand 
des Berbrechens der Berleitung zum Mißbrauche der Amtögewalt. Nun 
läugnet zwar ber Angellagte, ba8 erwähnte Geſchenk dem 
Referenten in der eben bemerkten Abfiht zurüdgelaffen 
zu haben, und will glauben maden, daß er damit nur eine 
gerechte und ſchleunige Erledigung des Proceffes erzielen 
wollte. Allein, wenn man bie Umftände berüdfichtiget: daß die Berpflid- 
tung des Richter® zur gewiffenhaften, eifrigen und befchleunigten Erledigung 
der Gefchäfte felbftverftändlih und allgemein bekannt, daß der Angeflagte 
mit den Gefegen vertraut ift, daß er fi an dem Proceſſe feines Verwandten 
mit theilweife eigenem Intereſſe betheiligte, zur Verübung der That eine heim- 
liche Abendftunde wählte, und das Geſchenk felbft nur verftedt an den Dann 
brachte, daß ferner die Höhe des gejchenkten Betrages mit dem Erſuchen um 
gewöhnliche Pflichterfüllung außer Verhältniß ftehe; — und wenn man mei- 
ters in Erwägung zieht, daß der Richter bekanntlich ſchon durch das Geſetz 
verpflichtet ift, jedem Amtsgefchäfte die volle Aufmerkfamkeit zu widmen und 
die Erledigung desfelben möglichft zu befchleunigen, daß es daher für ben 
Richter nur beleibdigend fein Tann, von einer Partei an die genaue Erfül- 
lung feiner Amtspflicht erinnert zu werden; daß aber nicht anzunehmen ift, 
der Angeflagte ſei eigens deßhalb nad N. gereift und babe fich fo viele 
Mühe gegeben, den Referenten anzutreffen und zu fprechen, bloß um ihn 
an jeine Amtspflicht zu erinnern, daß ferner wohl Niemand einem Beamten 
ein immerhin namhaftes Geſchenk verabreichen wird, bloß um ihn zu einer 
Geſchaftsbehandlung zu beftimmen, zu welcher er ohnehin durch das Geſetz 
und feinen Eid verpflichtet if; jo muß nah $. 268 auch der böfe 
Borfag des Angeklagten, baß er nämlich durd das zurüd- 
gelaffene Geſchenk den Referenten W. zur Parteilichkeit 
und Berlegung feiner Amtspflidt bei der Erledigung des 
erwähnten Proceffes verleiten wollte, als erwiefen ange 
fehen werden.” (Zeitihr. für ©. und R. J., Nr. 14; — dad Datum 
der Entfcheidung ift dort nicht angegeben.) 

3. ©. hatte von der wegen ber lebertretung des Diebſtahls ver- 
urtbeilten B. einen auf acht Gulden gefhästen Silberlöffel, den fie irgendwo 
im Unrathe gefunden zu haben vorgab, um fünfzig Kreuzer gefauft. Er 
zerbrach den Löffel in mehrere Stüde, nach feiner Angabe um fich zu über- 
zeugen, ob derjelbe nicht von ganz werthlojem Metalle fei, und trug bie 
Stüde zu einem Silberarbeiter, um fie wägen zu laffen. Diefer erkannte 
ben Eigenthümer an der Namensciffre und machte die Anzeige. 
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In erfter Inſtanz wurde ©. der Vebertretung gegen bie Sicherheit 
des Eigenthumes nad) $. 477 des Str. ©. (Anlauf verdächtiger Waaren), 
vom Oberlandesgerichte aber der Webertretung der Diebftahletheilnehmung 
ſchuldig erklärt. Denn ©. habe ſich von der Thatſache ber Entwendung 
ſchon durch den geringen Preis überzeugen müſſen, für welchen ihm die ges 
fiohlene Sache zum Kaufe angetragen wurde, und daß er diefe Ueber- 
zeugung in der That hegte, beweife die Zerſtückung des Köffels, die 
von ihm augenfcheinlid nur in der Abficht vorgenommen wurde, um dur 
die Zerftörung der Form unmöglich zu machen, daß das Eigenthum des 
rechtmäßigen Beſitzers erfannt werde. — Der oberfte Gerichtshof hat dieſes 
Urtheil aus den nämlichen Gründen und in der weiteren Erwägung be- 
ftätiget, daß auch die notorifche Armuth der Verkäuferin und die handgreif- 
fiche LTügenhaftigleit ihres Vorgebens, die Löffel im Unrathe gefunden zu 
haben, ihm die Ueberzeugung von dem wahren Sachverhalte verſchaffen 
mußten. (E. vom 23. December 1856, ©. 3. 1857, Nr. 42.) 

4. Der Dienftineht M. Hat in der Küche feines Dienftherrn ber 
Magd E., während fie fih mit einem Küchenmeffer Brot abfchnitt und zur 
Erde büdte, aus Muthivillen Wafler in’s Gefiht gegoffen, worauf ſich 
Diefe aufrichtete, dem M. in einer Entfernung von drei Schritten das Küchen- 
meſſer nachwarf und ihn damit in den Rüden traf. Das ärztliche Gut— 
achten erklärte die Verlegung als eine ſchwere und Lebensgefährliche; die 
Angeklagte läugnete jedoch eine böfe Abficht gehabt, und behauptete, das 
Mefier, mit dem Stiele voran, ohne an etwas zu denken, nad) dem Be⸗ 
fchädigten geworfen zu haben. 

Der oberfte Gerichtshof nahm (übereinftimmend mit dem Gerichte 
erfter Inftanz) an, daß böfer Vorſatz und feindfelige Abficht nicht vorhan- 
den gewefen feien *) und erklärte die Angeklagte nur der Llebertretung gegen 
die Sicherheit des Lebens nad) $. 335 des Str. ©. ſchuldig. Die Motive 
waren nachftehende: „Bei dem Umftande, als die Angellagte jeden böfen 
Borfag und jede Beabſichtigung des erfolgten Webels in Abrede ftellt, und 
bei dem weiteren Umftande, als ſich die That plöglich ereignet hat, handelt 
es fi nach $. 1 des Str. ©. und $. 268 der Str. Pr. D. darum, .ob 
da8 Uebel nach der natürlihen Ordnung der Dinge nicht fchon aus der 
Handlung felbft erfolgen mußte, ob diefelbe nämlich, da fie mit einem 
langen Meſſer unternommen wurde, auh auf foldhe Art unternommen 
worden fei, womit gemeiniglic) Lebensgefahr oder mindeftens die Gefahr 
einer ſchweren Förperlihen Beſchädigung nothwendig verbunden ift. Letzteres 


*) Degegen fchloß das Oberlandesgeriht aus ber Tiefe der Wunde mit Rück⸗ 
fiht auf die Bekleidung des Beſchädigten auf eine bedeutende Kraftanwendung beim 
Wurfe des Meffers, und aus den Umfländen, daß bie Angeklagte ſich erſt aus ihrer 
gebüdten Stellung aufrichten mußte, ehe fie den Wurf gethan, daß ferner das Mefler 
groß, ſcharf und fpigig war und mit bedeutender Kraftanwendung aus fo geringer 
Entfernung geworfen wurde, auf das Borhandenjein eines böfen Vorſatzes, einer 
feindfeligen Abſicht. 
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kann im gegenwärtigen Falle nicht mit voller Beſtimmtheit angenommen 
werden, da der unbedachte Wurf mit einem Meſſer wohl unglückliche Folgen 
haben kann, jedoch nicht nothwendigerweiſe haben muß, weil bei einem 
unbedachten Wurfe auch das Heft, der Rücken oder die Schneide treffen 
kann, ohne daß dadurch eine ſchwere Verletzung herbeigeführt würde. — 
Es mangeln mithin der angeſchuldigten Handlung die Merkmale des Ber: 
brechens, wohl aber liegt in derſelben die Uebertretung des $. 335. (E. vom 
20. October 1857, Zeitſchr. für ©. und R. IV., Nr. 2.) 

5. Da die Angellagten den Auftrag ihrer Eltern, das Kind (ihrer 
Schweſter, deſſen Vater einer der L’fchen Söhne war) in dem Haufe der 
L.'ſchen Familie, welche nad) der ihnen beigebrachten Meinung zur Erhaltung 
desſelben verpflichtet war, zurüd zu laffen wegen ber verweigerten Annahme 
des Kindes nicht erfüllen konnten, und aud) verhindert waren, es, wie ihnen 
ihre Eltern eventuell geboten hatten, an das Fenſter zu legen, nachdem das⸗ 
jelbe von den Söhnen des Haufes befegt war, fo legten fie das Kind, ge- 
hörig eingewidelt, in bem dreißig Schritte von der Wohnung entfernten Gar- 
tengrunde nieder, und vernadhläffigten, indem fie ſich fofort wegbegaben, aller- 
dings jene Rüdficht, welche der Hilflofe Zuftand des Kindes erheifchte; allein 
der zum Berbreden der Weglegung geforderte böfe VBorfag, 
das Kind der Gefahr des Todes auszufegen, oder auch nur feine Rettung 
dem BZufalle zu überlafien, kann ihnen nicht zur Laſt gelegt wer: 
den. Denn fo wie fie einerfeitd das Kind zwar unbemerkt in den Garten 
niederlegten, allein hiezu durch die Erwägung veranlaft waren, daß ihnen 
dieß fonft verwehrt worden wäre, konnten fie andererſeits mit Grund vor- 
ausjegen, von den Söhnen der L.'ſchen Familie beobachtet und gefehen zu 
werden, wenn fie ohne das Kind fich entfernten. Dieß gefchah denn aud 
wirklich, indem der eine ber Söhne fie davon eilen fah, ſogleich nach dem 
Kinde forfchte und es auffand. Da unter diefen Verhältniffen die Angellag- 
ten fowohl bei Verübung der That zu der Annahme berechtiget waren, daß 
diejenigen Perfonen, welchen nad) ihrer Meinung die Erhaltung des Kindes 
oblag, von dem Borhandenfein desfelben auf ihrem Beſitzthum ſogleich Kennt- 
niß erlangen werben, als fie fi) auch für überzeugt halten mußten, daß diefer 
Fall wirklich eintrat, weil fie fofort von einer jener Perfonen verfolgt worden 
find, fo können fie des von ihnen geläugneten böfen Bor: 
faßes nit für überwiefen gehalten werden. (E. vom 3. Octo— 
ber 1858, ©. 3. Nr. 138.) 

6. Bon A., dem Förfter eines Jagdrevieres, wurde bei einer in demſel— 
ben veranftalteten Zreibjagd ein Rehbock angeichoffen,, im Vereine mit dem 
Forftabjuncten B. und dem Treiber C. auf dem anftogenden fremden Reviere 
verfolgt, dort nach Durchſuchung einer Waldftrede von ungefähr 200 Schrit: 
ten in einem Graben gefunden und in das erſtere Revier gefchleppt, wo der 
Bod von B. nach Geheiß des A. aufgebrochen und von Letzterem gegen Bezug 
des Schußgeldes und bes Jägerrechtes feiner Herrfchaft abgeliefert wurde. 

Alle drei wurden de8 Verbrechens des Diebftahles angeflagt, vom ober: 
ften Gerichtshofe aber von der Anklage wegen Unzulänglichkeit der Beweiſe frei: 
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geſprochen. Denn es müſſe nach der Sachlage angenommen werden, daß die 
That ſich plötzlich ereignet habe, da das Wild nach dem hart an der Grenze 
gefallenen Schuſſe ſofort auf das fremde Revier überſetzte und in demſelben 
verfolgt wurde, und da der Raum von 200 Schritten, auf welchen ſich die 
Angeklagten in dem fremden Reviere beſchränkten, ſo unbedeutend iſt, daß von 
einem ziemlich weiten Vordringen ber Jäger in demſelben keine Rede fein könne, 
fowie auch die übrigen von den Angeklagten zu ihrer Vertheidigung angeführten 
Umſtände, insbejondere die Deffentlichkeit des Borganges und die Ablieferung 
des Wildes an die Gutsherrſchaft, endlich die bisherige Unbefcholtenheit derfel- 
ben fehr erhebliche Gründe feien, um die diebifche Abficht in Zweifel zu ziehen 
(E. v. 11. Mai 1859, ©. 3. Nr. 73). 


8. 269, lit. c. 
Eigene Wahrnehmung des Zeugen. 


Die Möglichkeit, daß bei Delicten, welche wie die Majeftätäbeleidi- 
gung, durch Reden begangen werden , der Beweis ber Thäterfchaft durch folche 
Zeugen hergeftellt werde, welche den Angellagten zwar nicht gefehen, wohl aber 
an feiner Stimme deutlich erfannt haben, — wurde mit E. vom 9. März 1858 
(©. 3. Nr. 105) anerkannt. 


8, 270, 3.1. 


Entfheidungen in Betreff der Frage, ob durch die Ausſage des Beihädigten allein 
die That mit den ihre Strafbarleit begründenden Umſtäuden rechtlich erwieien 
werde. 


1. Wie im erften Hefte (S. 47) bemerkt wurde, ift die conftante Praxis 
des oberften Gerichtähofes in zahlreichen Fällen von der Auffaffung ausgegan» 
gen, daß die frage, ob und welcde That verübt wurde, allerdings, und nur 
die Frage nicht durch die Ausfage des Beſchädigten bewiefen werden könne, 
wer biefe That verübt hat, ob und welche ftrafbare Handlung alfo von dem 
Angeklagten verübt wurde. Dagegen ift der oberfte Gerichtshof bei nachftehen- 
en zwei Entfcheidungen aus der neueren Zeit von einer anderen Auslegung 
der zweifelhaften Gejegesftelle ausgegangen. Die erfte lautet: Die Borfchrift 
im $. 270, 3. 1, erfter Sag, daf die Ausfage desjenigen, an welchem die 
ftrafbare Handlung verübt worden ift, in Ermanglung anderer Beweife den 
rechtlichen Beweis über die Beſchaffenheit derfelben begründen Fönne, be⸗ 
trifft die That an fich und jene Umftände derfelben, ohne welche fie als gefchehen 
gar nicht gedacht werden kann. Jene Umftände hingegen, die in dieſer nothwen⸗ 
digen Verbindung mit der That nicht ftehen, welche man fi) anders, ober felbft 
ganz hinweg denten mag, ohne den Gattungäbegriff der That zu verändern, 
fünnen in dem alle, daß fie nicht bloß geeignet find, die Strafbarkeit des Thä- 
ters zu erhöhen („erfchwerende Umftände,“ welche auch noch von der Borfchrift 
des erften Satzes des Abfages 1. getroffen werden), fondern vielmehr zum Nach⸗ 
- theile des Beihuldigten eine andere Qualification der Ihat, 3 B. des Dieb- 
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ſtahls, der Beruntreuung als Berbredien im Gegenjage zu einer Uebertretung 
derfelben Gattung begründen würden, nad) dem zweiten Sage der 3. 1 des 
8. 270 (den Fall der 3. 2 diefes Baragraphes auggenommen) durch die Aus⸗ 
fage des Befchädigten nicht vollftändig bewiefen werden. Ein Umftand der letz⸗ 
teren Art ift aber eben der von B. (denjenigen, an welchem der Diebftahl verübt 
wurde) behauptete, daß der Angeklagte bewaffnet war: denn, gleichgiltig für die 
eine Frage, ob nämlich ein Diebſtahl verübt worden ſei (indem die That ein 
Diebftahl ift und bleibt, auch wenn der Thäter nicht bewaffnet gewefen wäre), 
ift er entjcheidend für die andere, ob der begangene Diebftahl ſich zum Verbre⸗ 
chen eigne oder nicht (E. v. 26. Mai 1857, ©. 3. Nr. 100). 

Die andere am 16. März 1858 gefällte Entfcheidung (©. 3. Nr. 52) 
nahm an, „daß die Deffentlichkeit der Beſchimpfung nicht zur bloßen Be- 
Schaffenheit der That gehöre, fondern nad) den SS. 491 und 496 ein we: 
fentliche8 Moment der Uebertretung gegen die Sicherheit der Ehre fei, folg- 
ih mit der Schuldfrage felbft zufammenhänge; Umftände aber, die auf die 
Schuldfrage Bezug nehmen, durch Einen Zeugen, und wäre e8 der Beſchä— 
digte felbft, nad) $. 270 nicht rechtlich bewiefen werben.“ 


Bedentung ber Worte: „Derienige, an dem die ftrafbare Handlung verübt 
worden if.” 


2. Es handelte fih um einen Fall des Verbrechens der verjuchten Ber- 
leitung zur Verübung eines Diebftahles. Die Ueberweifung follte zunächft auf 
die Ausſage desjenigen begründet werden, weldyer angeblich zu verleiten ver: 
ſucht wurde. Der oberfte Gerichtshof nahm jedoch an, daß hier keine der 
im 8. 270 erwähnten Ausnahmen eintrete, und betrachtete fomit 
denjenigen, deffen Berleitung zum Verbrechen verfucht wurde, nicht als einen 
folden, „an dem bie ftrafbare Handlung verübt worden if“ (E. v. 17. No⸗ 
vember 1858, ©. 3. 1859, Nr. 1) *). 


Beweiskraft der Ansſage bes Beſchädigten. 


3. M. war des Verbrechens des Betruges durch Anbietung eines falſchen 
Eides angeklagt, weil er in einem Paternitätsproceſſe den verglichenen Haupteid 
gerichtlich angetreten hatte. Da der Beweis aus dem Zuſammentreffen von 
Verdachtsgründen hergeſtellt werden mußte, ſo handelte es ſich zunächſt darum, 
ob gemäß 8. 279, 3. 1 die That rechtlich erwieſen ſei? — Der Gerichtshof 
erfter Inftanz bejahte die Frage, weil das Wefentliche des Verbrechens in ber 
dem MWortlaute ber Eidesformel entſprechenden Thatfache (— „daß er ber 2. 
vom Monat Fänner bis Ende März 1849 fleifchlich nicht beigewohnt habe” —) 
liege, weßhalb die eidliche Ausſage der L. nad) 8. 270 als beweisfräftig über 
die Befchaffenheit der That angenommen werde. 

Das Oberlandeögericht war ber entgegengejegten Anſicht; denn wenn 
glei mit Rüdficht auf die angeblich am 28. October 1849 erfolgte Entbin⸗ 


*) S. biejelbe auch bei 9. 279 unter 2. 
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dung der 2. hervorgeht, daß ihre Schwängerung in die Zeitperiode vom Anfang 
Yänmer bis Ende März 1849 fallen kann, fo mangle doc der rechtliche Be— 
weis über den von Seite des Angeflagten in diefer Zeit mit der Yofefa 2. voll- 
zogenen Beifchlaf, weil die Ausfage der Letzteren allein im Sinne des $. 270, 
3. 1 keinesfalls ausreiht, indem der Act der Beimohnung nicht die Beſchaf⸗ 
fenheit der ftrafbaren Handlung des Betruges begründet und die geführten 
Zeugen bloß vermuthen, daher nicht betätigen können, daß bei den nächtlichen 
Befuchen zwifchen dem Angeflagten und der L. wirklich ein Beiſchlaf flattgefun- 
den habe. 

Der oberfie Gerichtshof hat jedoch mit E. v. 21. Juli 1858 (©. 3. 
1859, Nr. 51) das Urtheil des Gerichtshofes erfter Inftanz aus den von dieſem 
angeführten Gründen beftätiget *). 


S. 271. 
Neberweifung durd die Ausſage von geftändigen Mitſchuldigen. 


Schon aus der E. v. 28. October 1856 (©. 3. Nr. 141) **) geht die 
Anficht des oberften Gerichtshofes hervor , daß durch die Ausfagen geftändiger 
Mitſchuldiger auch der Täugnende intellectuelle Urheber überwiejen 
werben fönne, und baß dem das Intereſſe, welches Erftere haben, fich als von 
dem Letzteren verleitet darzuftellen, an fich nicht entgegenftehe ***), 

Eine weitere E. v. 13. Jänner 1857 (©. 3. Nr. 31) bat dieß aud) 
ausdrüdlich ausgefprochen F) und zwar in Erwägung, daß die im $. 271 ge- 
braudten Ausdrüde: Mitſchuld und (gemeinſchaftlich verübte) ſtrafbare Hand- 
lung nicht bloß auf die Mitwirkung bei der wirfliden Bollzie- 
hung der That bezogen, fondern vielmehr in dem weiteren Sinne genom⸗ 
men werden müſſen, welden das Strafgeſetz im $. 5 mit den Begriffen: Mit- 
ſchuld und Verbrechen verbindet, gerade fo wie diefe Ausdrüde nad) dem er- 


*) Bei dem (im erfien Hefte S. 47 und 52) angeführten, am 18. Juli 
1855 entſchiedenen Kalle war über ven Thatumftand ber fleifhlihen Bei- 
wohnung der zufammengefette Beweis durch das Zufammentreffen zweier unvoll- 
ftändiger Beweisarten bergeftellt, und nur die Zeit, mann jene erfolgte, durch 
die beeidete Ausfage der Geſchwängerten nach 8. 270, 3. 1 als erwiefen angefehen. 
In dem obigen Falle wurde die (Übrigens durch die begleitenden Umftände in hohem 
Grade beftätigte) Ausſage der Geſchwängerten als geuügend angenommen, um fo- 
wohl die Thatfahe daß, als auh um bie Zeit, wann ber Beiſchlaf erfolgt fei, 
zu erweiſen. 

**) ©, diefelbe im er ſten Hefte S. 50. 

*##) In der ©. 3. 1857, Nr. 31 wird die Nichtigkeit diefer Anficht beftrit- 
ten; — dagegen in dem Auflage Rulf's: Ueber den Beweis durch bie Ausſagen 
von Mitſchuldigen (Zeitichr. für ©. und R. IH. Nr. 6) ausführlich begründet. 

+) Deßgleihen bernht die unter 2, anzuführende E. vom 17. Februar 1857 auf 
der nämlichen Anftcht. 
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läuternden Hofdecrete v. 17. Decemb. 1819, I. ©. ©. Nr. 1637 *) m dem 
mit $. 271 der Str. Pr. D. dem Inhalte und der Yaflung nad genau über: 
einftimmenden $. 410 des früheren Strafgeſetzes zu verftehen waren“ **). 


*) Diefes Hofdecret lautet: „Weber die Srage, ob nad dem 8. 410 des Geſet 
buches über Verbrechen die einhelligen Ausfagen zweier Mitihuldigen eines Diebftahles 
für Zeugniffe zur rechtlichen Leberweifung eines läugnenden Theilnehmers an dem Dieb- 
ftahle gelten, wird erwidert: daß die Vorfchrift des 8. 410 auf alle, welche in dem 8. 5 
bes Verbrechens für ſchuldig erflärt werden, ohne einen Unterfchied zwiſchen dem unmit- 
telbaren und mittelbaren Thäter zu machen, anzumenben fei.“ 

“#) Der früh Morgens auf einem Diebflahle in einem Privathaufe ertappte S. 
befaunte, daß er die &ntwendung zwar ohne fremde Hilfe verübt habe, allein von 8. 
verleitet und unterrichtet worden fei, welcher ihn noch am Abende vor der That an Ort 
und Stelle mit den Localverhältniffen genau bekannt machte. Diefe Ausfage wurde dem 
B. von S. während des Unterſuchungsverfahrens, forte bei der Schlußverhandlung in 
das Angeficht wieberhoft. — Der Portier des Haufes hatte B. einige Tage vor der That 
beim Hausthore ſtehend, und am Abend vor dem Diebftahle an der nämlichen Stelle 
wieder gefehen, damals in Gefellfchaft eines Anderen, welcher dem Zeugen fremd war, 
allein am nächften Morgen von ihm in der Perſon des auf der That betretenen &. be- 
ftimmt wieder erfannt wurde. — Auch der Beftohlene behauptete einen Menſchen gejehen 
zu haben, welcher bligfchnell über den zu feiner Wohnung führenden Hof des Hanfes da- 
von lief. Und als ein Polizeiagent auf den bei Eutdedung des Diebflahles entflandenen 
Lärm herbeieilte, entfloh vor ihm ein Individuum, dem er durch eiue Seitengaffe nach⸗ 
feste, und in er dem fohin den B. erfannte. — B. viermal wegen Diebftahl abgeftraft, hat 
bereits 25 Jahre im Zuchthaufe zugebradht. Seit neun Monaten in Freiheit, lebte er 
ohne bleibende Beſchäftigung gänzlich mittellos bei feiner Schwefter, und konnte, da er 
mit einem Hausthorfchlüffel verfehen war, feine Wohnung zur Nachtzeit unbeachtet ver- 
Laffen. Er gab zu, ben ©. obenhin zu kennen, läugnete aber jede Betheiligung am Dieb- 
ftahle, und Alles, was S. und die vorhin erwähnten zwei Zeugen in diefer Beziehung 
gegen ihn angegeben hatten. Seine Behauptung, daß er zur kritiſchen Morgenſtunde noch 
zu Haufe gewefen fei, vermochte er nicht zu beweifen, da fich feine Schwefter der Aus- 
fage entſchlug. 

Die aus den Zeugniffen bes Portiers und des Polizeiagenten fi) ergebenden 
Berdachtsgründe waren offenbar nicht hinreichend, um ben B. der Betheiligung am Dieb- 
ſtahle durch Hilfeleiftung für überwiefen zu halten. Es kam daher darauf an, ch 
gegen ihn der Beweis der intellectuellen Urheberſchaft hergeftellt ſei. Hiezu 
genügte, da aus den früheren Abftrafungen des B. deffen Geneigtheit zum Verbrechen 
hinlänglich hervorging , nad) SS. 281 und 140 die Ausjage des geftändigen S., fofern 
diefelbe alle im 8. 271 ausgeiprochenen Erforderuiffe an fi) trug. — Der oberfie Ge 
richtshof hat nun aus dem im Konterte angeführten Grunde angenommen, daß letzteres 
der Fall fei, fo wie in fernerer Erwägung, „daß im gegenwärtigen Falle die vom unmit- 
telbaren Thäter gegen B. vorgebrachte Beſchuldigung der intellectuellen Urheberſchaft 
dur) Zeugenausfagen (de Portiers und Polizeiagenten) unterftügt werde, mithin mm 
jo mehr Glauben verdiene,” — das in erjler Inſtanz gefällte Strafurtheil beftätiget. 
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Auch die Andfage eines der That geftündigen , jedoch den böfen Vorſatz lüng⸗ 
nenden Mitſchuldigen kann zur Meberweilung benützt werden. , 


2. A. war ber intellectuellen Urheberſchaft eines Brandftiftungsverfuches 
rechtlich befchuldiget, welder von S. und feinen Söhnen an dem kurz vorher 
für 2100 Gulden affecurirten Heu des U. unternommen wurde, A. läugnete 
jede Betheiligung an der That; der mitangeflagte S. befannte fid) zu derjelben 
und bezeichnete den A. als den Befteller ; allein er behauptete feinerfeits die 
vollftändige Unfenntnig der dem U. angefchuldigten Abficht, die Alfecuranz- 
gefellfehaft zu verkürzen, und ftellte fomit den Dolus in Abrede; er wurde je- 
doch der geläugneten böfen Abficht für überführt erachtet und verurtheilt. 

Der oberfte Gerichtshof erklärte nun, daß die Ausfage des S. wider N. 
mit richtiger Anwendung der 88. 271 und 140, Abfat 5, als näherer recht⸗ 
licher Verdachtsgrund gegen U. betrachtet worden fei, da es in diefer Beziehung 
auf das Geftändniß der äußeren That allein, nicht aud) auf jenes der 
anderen Erfenntnißquellen entnommenen böfen Abficht anlommt (E. vom 
17. Februar 1857, ©. 3. Nr. 58) *). 


§. 279. 
Der Beweis der That Tann durch Judicien nicht bergeftellt werden, 


1. Ueber die Berübung des dem A. zur Laft gelegten Raubes lag nur 
die unbefhmworene Ausfage des Beichädigten, eines zwölfjährigen Knaben, 
vor, welcher angab, daß ihm der Angeklagte mittelft Drohungen und wirklicher 
Gewalt ein Fünffrantenftüd abgenommen habe. Die Glaubwürdigkeit der Aus- 
ſage wurde durch viele vereinzelte Zeugniffe erhöht, welche ſich zwar nicht auf 
die Berübung der That felbft, wohl aber auf damit eng zufammenhängende 
Umftände bezogen. Es ergab ſich nämlich daraus, daß der nachher Beraubte 
ein Fünffrankenftüd erhalten und noch kurze Zeit vor der That beſeſſen habe, 
daß er ed wohlverwahrt bei fi) trug, und daher kaum verlieren Tonnte, daß 
berfelve um die Zeit und an dem Orte der behaupteten Verübung der That mit 
dem ihm eiligft entgegenfommenden Angeklagten zufammentraf und von ihm auf 
feinem Gange aufgehalten wurde, endlich daß er nach Haufe gefommen, feiner 
Mutter und anderen Zeugen den eben an ihm verübten Naubanfall erzählte. 

Da die übrigen Bedingungen zum Beweiſe aus dem Zufammentreffen 
der Verdachtsgründe vorhanden waren, fo handelte es fi) nur darum, ob der 
vehtlide Beweis der That mit den ihre Strafbarfeit begründenden Um— 
ftänden hergeftellt ſei? (8. 279, 3. 1.) 

Die erfte Inftanz bejahte diefe Frage. Denn 8. 261 enthalte die Auf: 
zählung der einzelnen rechtlichen Beweisarten, ohne bei der Zufammenftellung 
derjelben zwifchen dem Beweiſe der That und jenem der Schuld (objectivem und 
fubjectivem Beweiſe) eine Unterfcheidung zu machen, und bezeichne unter Nr. VI 
al8 rechtliche Beweisart auch die durch das Zufanmmentreffen mehrerer Ver⸗ 
dachtsgründe gewonnene Daraus ergebe fih aber die Möglid: 


*) S. auch die auf gleicher Auffaffung beruhende E. v. 14. April 1858 bei 8. 282. 
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feit, daß auch der objetive Beweis aus zufammentreffen; 
den Indicien gewonnen werde, 

Das Oberlandesgeriht war der entgegengefegten Anficht. Der zufam- 
mengefegte Beweis fei nach $. 261 VI allerdings in zweifacher Art möglich, 
duch das Zufammentreffen mehrerer unvollftändiger Be: 
weisarten und dur das Zufammentreffen von Verdachts— 
gründen. Die Frage aber, wann die eine oder die andere diefer Beweisarten 
ftatthaft fei, werde nicht im 8.261 entjchieden, man dürfe nicht jagen, daß diefer 
Baragraph zwifchen objectivem und fubjectivem Beweis nicht unterjcheide, daß 
alfo ſowohl die That an fich als auch die Schuld des Angeflagten auf jede 
der beiden im Abfat VI bezeichneten Arten bewiefen werden könne. Diefe bier 
offen gelaffene Frage fei vielmehr erft in den nachfolgenden 88. 278 und 279 
behandelt und in dem Sinne gelöft, daß durch das Zufammentreffen mehrerer 
Verdachtsgründe die Ueberweiſung bes läugnenden Befchuldigten, d. i. der fub: 
jective Beweis möglich fei (3. 279), daß Hingegen ber (zufammengefette) ob: 
jective Beweis jedes einzelnen Thatumftandes nicht anders als durch das Zu- 
jammentreffen von wenigftens zwei der im 8.140 aufgezählten unvollftändigen 
Beweisarten erbracht werden könne (8. 278). 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das auf Freifprehung von der An- 
flage lautende Urtheil der zweiten Inftanz und begründete feine Entjcheidung in 
gleicher Weife, mit vorzüglicher Betonung des Umftandes , daß im Sinne des 
$. 278 die im 8. 140 angeführten unvollftändigen Beweisarten für tarativ 
aufgezählt zu halten feien (E. v. 18. September 1857, ©. 3. Nr. 105). 


Nothwendigleit eines gefonderten Beweiſes ber That and) bei jenen Verbrechen, 
wo der objective Thatbeftand mit der [ubjectiven Schuld zuſammenfüllt. 


2. Schon die Entfcheidungen vom 7. und 21. Auguft 1855 (im erfien 
Hefte S. 54 und 55) hatten fich gegen die Anficht ausgefprochen, daß im Falle 
jener Verbrechen, bei welchen die That und die Schuld des beftimmten Thäters 
ſich nicht trennen laffen, ein gejonderter Beweid der That und der Schuld 
nicht zu fordern fei. 

Neuerlich war wieder von einem Dberlandesgerichte aus Anlaß des dem 
Angeklagten zur Xaft gelegten Verbrechens der verfuchten Berleitung zum Dieb- 
ftahle die Anficht ausgefprodjyen worden, in den Fällen, wo ber objective That- 
beftand mit dem fubjectiven jo eng verbunden ift, daß der eine von dem anderen 
nicht getrennt werden kann, Fünne durch das Zuſammentreffen der Verdachts⸗ 
gründe auch der felbitftändig nicht erbrachte Beweis der That an fih (8. 279, 
3. 1) gegen den läugnenden Angeklagten hergeftellt werden. Es wurde daher 
in zweiter Inftanz ein Strafurtheil gefällt. 

Der oberfte Gerichtshof erfannte jedoch auf Freilprehung von der An- 
klage, weil mit Rüdficht auf die Vorfchrift des $. 269, und auf den Umftand, 
daß hier feine der im $. 270 erwähnten Ausnahmen eintritt, die Ausfage des 
Einen Zeugen Beter 2. (nämlich desjenigen, deffen Verleitung zum Diebftahle 
angeblich verfucht wurde) nicht genügt, um, wie $. 279 unter 1. fordert, die 
That mit allen Umftänden, welche die Strafbarleit derfelben begründen, als er⸗ 
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wiefen annehmen zu fönmen; wozu nod) fommt, daß die Glaubwürdigkeit diefes 
Zeugen dadurch geſchwächt wird, daß er nach ben Leumundserhebungen früher 
als Dieb und Hehler verdächtig war, während der Angeflagte, abgejehen von 
einer unbedentenden Unterfchlagung von Fournirholz, deſſen Werth von ihm 
noch vor der gerichtlichen Anzeige erfegt wurde, den Ruf eines guten Berhal- 
tens für ſich hat“ (E. vom 17. Novemb. 1858, ©. 3. 1859, Nr. 1). 


Beweis der That beim Verbrechen der Brandfegung. 


3. Das Objective des Verbrechens der Brandlegung ift rechtlich ſicher⸗ 
geftellt. Denn wie fi) aus den Ausfagen der Mühlbefiger ergibt, war die 
Mühle am betreffenden Tage nicht im Gange, und die Müllerin hatte an diefem 
Tage um 12 Uhr Mittags das legte Mal in der Mühle zu thun, wobei fie 
fid) eines Lichtes nicht zu bedienen brauchte. Da ſonach an diefem Tage in der 
Mühle, welche gefperrt war, Niemand etwas mit Feuer zu verrichten hatte, fo 
fonnte der Brand nicht burch eine Un vorſichtigkeit entftanden fein, zu⸗ 
mal da bei der Mühle kein frequenter Weg, jondern nur ein Feldfußſteig vor- 
beiführt, fohin auch die Annahıne nicht Play greifen fann, daß der Brand d urd) 
Unvorfidtigleit eines Dritten zum Ausbruche kam. 

Hiezu kommt endlich noch, daß der Brand nad) den Ausfagen von vier 
Zeugen am Strohdache der rüdwärts gelegenen Radſtube, und zwar an ber, 
der Erde nahen Ede begann, wo die Dertlichkeit den Schluß herbei- 
führt, daß das Teuer duch abfihtliche Legung desfelben entftanden fei 
(E. v. 8. Februar 1859, Zeitfhr. f. ©. und R. IV Nr. 37). 


Ueberweifung aus dem Zuſammentreffen von Verdachtsgründen bei fortgeſetzten 
Verbrechen. 


4. Ein Spielkartenfabrikant war aus dem Zuſammentreffen der Ver⸗ 
dachtsgründe des Verbrechens des Betruges durch Nachahmung von Karten⸗ 
ſtempeln ſchuldig, und wegen des, dreihundert Gulden überſteigenden Betrages 
der Strafſatz des $. 203 des Str. ©. für anwendbar erklärt worden. — Von 
Seite der PVertheidigung wurde die Beſeitigung des angewendeten höheren 
Straffages aus dem Grunde verlangt, weil der Angeklagte als Urheber einer 
Reihe von Stempelverfälfchungen, welche in verfchiedenen Zeiten vollbracht 
wurden und einen Geſammtbetrag von mehr als dreifundert Gulden darftellen, 
verurtheift worden fei, obgleich die Berdahtsgründe, durch deren 
Zufammentreffen man den Beweis feiner Schuld für er- 
bracht Hielt, nit für jede einzelne dieſer Fälſchungen nad 
gewiefen werden fonnten. 

Die hierüber ergangene E. vom 15. September 1858 (©. 3. 1859, 
Nr. 46) lautet: „Dur den beim E. k. Eentral-Stempelmagazine vorgenom⸗ 
menen Kunſtbefund ift rechtlich bewiefen, daß die im Laufe der Jahre 1852 
bis 1857 von den Gefällsbehörden wegen Berdachtes falfher Stempel bean- 
ſtändeten und mit Befchlag belegten Spielfarten, welche das Fabrikszeichen des 
Angeffagten trugen und zum Theile in feinem Haufe gefunden wurden, zum 
Theile aus feiner Fabrik, unmittelbar oder mittelbar bezogen worben waren, 
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wirklich mit falfchen Stempeln von 20, 15, 10, 6 und 5 Kreuzern, im Ge 
fammtbetrage von 493 fl. 44 fr. EM. verfehen waren. Das Dafein bes ob- 
jectiven Thatbeſtandes des Verbrechens des Betruges nad den SS. 197 und 
199 lit. d des Str. ©. kann daher nicht bezweifelt werden, und fragt man 
nach dem Thäter, fo ergibt fich aus der Verbindung der durch die Unterfuchung 
erhobenen VBerdadhtsgründe, Umſtände und Berhältniffe eine fo nahe und beut: 
liche Beziehung der That auf die Perfon des Angeklagten, daß, nad) dem natür- 
fihen und gewöhnlichen Gange der Ereigniffe zu urtheilen, die That entweder 
nur von ihm, oder, wenn von einem Dritten, nur mit feinem Zuthun verübt 
worden fein kann. — Alle Ergebniffe de8 Strafverfahrens meifen übrigens 
unmittelbar auf den Angeflugten ald den einen Thäter, denn die ganze Reihe 
der, obfchon zu verjchiedenen Zeiten und in verfchiedenen Partien ausgeführten 
Stempelfälfchungen trägt dod) nach der Gleichförmigkeit des Verfahrens offen- 
bar das Gepräge einer und derfelben, und nur fortgefegten That; 
fie läßt aber füglich auch feine andere Beziehung zu, als jene auf die Perſon 
des Angeklagten, in deffen Yabrif die mit den Falfificaten verfehenen Spielfar: 
ten ihren Ausgangspunct hatten, und in deflen Haufe Werkzeuge angetroffen 
wurden, welche theils zur Berfertigung faljcher Stempel dienlich, theils nad) dem 
Befunde der Sahverftändigen hiezu wirklich gebraucht worden find. — Es ifl 
demnadh nicht nöthig, wie die Bertheidigung des Angeflag- 
ten vorzüglich geltend zumaden ſucht, daß für jede einzelne 
Bartie der falfhen Stempel die gefeglihen Berdadts- 
gründe fpeciell bewiejen feien; es genügt zur ÜUeberweifung 
des Beſchuldigten, wenn mit Beziehung auf die eng zufam- 
menhbängend gefchloffene Reihe aller Falfificate, die ſich 
als Ein Ganzes darftellt, die vom Öefege geforderten Ber- 
dachtsgründe in der vorgefhriebenen Zahl zufammentref- 
fen.“ (Folgt nun die Nachweiſung, daß die gefeglichen Verdachtsgrüude in 
einer größeren al8 der erforderlichen Anzahl zweifellos vorhanden und rechtlich 
erwiefen feien.) 


8. 281, 3. 2, lt. a. 
Geneigtheit des Beſchuldigten zur Begehung beftimmter ftrafbarer Handimugen. 


A. war wegen zweier verbrecherifcher Diebftähfe, von welchen der erfte 
ım Jahre 1856 , der zweite im Jahre 1857 verübt wurde, in ben Anflage- 
ftand verfegt. Die VBerurtheilung in Betreff des zweiten Diebftahles unterlag 
feinem Zweijel, jene hinfichtlich des erfteren hing aber davon ab, ob dem $. 281, 
3. 2, lit. a gemäß die Geneigtheit zum Berbrechen auf Grund des anderen, 
obgleih |päter verübten Diebftahles, deffen A. unter Einem fhuldig er- 
fannt wurde, angenommen werden dürfe. 

Das Oherlandesgeriht verneinte dieſe Trage. Denn bei der Unter- 
juchung der Echuldfrage komme der früher begangene Diebftahl zuerft an die 
Reihe; der Richter, welcher den jpäteren Diebftahl, worüber der Schulöbeweis 
zweifello8 ift, zuerft vornimmt, verkehrte willfürlich die Ordnung der Dinge, 
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nur um durch die Berurtheilung wegen dieſer That die Bedingung herzuftellen, 
unter welcher der Ungeflagte auch des früheren Diebſtahles für überwieſen ge⸗ 
halten werden könnte. Von einem Geneigtſein desſelben zu Diebſtählen, welches 
ihn zur erſten Entwendung verleitet haben ſoll, könne keine Rede ſein, weil der 
Beſchuldigte bis dahin um einer ſolchen That willen noch nie verurtheilt und 
nicht einmal in Unterſuchung gezogen war, und es ſei offenbar ein falſcher 
Schluß, wenn man ſage: weil der Angeklagte im Jahre 1857 geſtohlen hat, 
ſei er auch ſchon im vorhergegangenen Jahre geneigt geweſen, zu ſtehlen. Wenn 
nad) 8. 281, Nr. 2 lit. a der Trieb des Beſchuldigten zum Verbrechen daraus 
erfchloffen werben darf, daß derfelbe ſchon früher wegen einer gleichen ober auf 
ähnlicher Triebfeder beruhenden ftrafbaren Handlung in Unterfuhung gezogen 
und nicht für fchuldlos erkannt worden ift, oder wenn er wegen einer folchen 
in dem gegenwärtigen Proceſſe für ſchuldig erfannt wird, fo werde hier alle- 
mal, auch im legten Falle, eine ältere That vorausgeſetzt, fowohl nad) dem 
Geiſte des Geſetzes, der mit den Regeln der Logik im Einflange ftehen müffe, 
als and) nach dem Wortfinne, vermöge welchem der Ausdrud „früher“ aud) 
auf den legten Yall zu beziehen fei, und daher die Bedeutung habe, daß bie 
Handlung, wegen welcher der Angellagte erft jest für fehuldig erfannt wird (um 
daraus feine Geneigtheit zu der ihm außerdem zur Laſt gelegten ähnlichen That 
zu conftatiren), älteren Datums fein müſſe. Noch deutlicher ergebe ſich diefer 
(Sedanfe des Geſetzes aus der Faſſung des a. h. Patentes vom 6. Juli 1833, 
8. 6 lit. a, mo ausbrüdlich gefagt wird, daß die Geneigtheit zum Verbrechen 
dann anzunehmen fei, wenn der Inquifit wegen „einer früheren,“ auf ähnlicher 
Zriebfeder beruhenden ftrafbaren Handlung entweder bereit3 geftraft, oder nicht 
ſchuldlos erflärt wurde, oder im gegenwärtigen Proceſſe ſchuldig erfannt wird. 

Der oberfte Gerichtshof bezeichnete jedoch die obergerichtliche Auslegung 
de8 8. 281, Wr. 2 lit. a ald unrichtig, und nahm vielmehr an, es beftehe zwi⸗ 
chen beiden in jener Gejegesftelle vorgefehenen Fällen nur der Eine Un: 
terfchied, daß, um die Geneigtheit des Beſchuldigten zu dem in Frage ftehenden 
Berbrechen annehmen zu können, im erften alle (des wegen eines ähnlichen 
Delictes früher abgeführten Proceſſes) nicht die Berurtheilung des An- 
geflagten erfordert wird, ſondern auch deſſen Entbindung von ber In- 
tanz genügt, wogegen in dem zweiten alle (der gleichzeitigen Unterfuchung 
wegen beider ftrafbarer Handlungen) da8 Gefeg die Berurtheilung des An- 
gellagten wegen der einen That fordere, um ihn mit Beruhigung der anderen 
für fähig zu Halten, — gleichviel, ob dieje letztere nad) oder vor der erfteren 
verübt wurde (E. v. 21. April 1858, ©. 3. Nr. 118)*). 


*) Der oberfie Gerichtshof hatte übrigens in dem gegebenen Falle auch in den 
fonfligen Ergebniffen der Unterſuchung Gründe zu der Annahme gefunden, daß der Be- 
ſchuldigte eine Perfon fei, zu der man fich des fraglichen Diebftahls leicht verjehen könne. 
— Nach dein Patente vom 6. Yuli 1833 über den Beweis aus dem Zufammentreffen der 
Berdachtsgründe war die entgegengejegte Anficht zweifellos die richtige; allein gerade 
die Aenderung, welche in der Tertirung des betreffenden Abjages vorgenommen wurde, 
zeigt, Daß nunmehr dem richterlichen Erineffen ein freierer Spielraum eingeräumt und 
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F. 282, 
Beweis der Berdahtögründe durch die Ausſagen von Theiluchmern. 


B. hatte ein von ihm gemeinfchaftlidd mit A. entwendetes Gemälde 
zwei Individuen übergeben, welche deffen Verkauf für ihn beforgten. Es 
entftand nun die Frage, in wieferne die Ausfage diefer letzteren, welde 
behanpteten im guten Glauben gewefen zu fein, indem fie 
den B. für den rehtmäßigen Befiger des Gemäldes hielten, 
gegen den läugnenden B. zur SHerftellung des Beweiſes benütt werden 
fönnen ? 

Der oberfte Gerichtshof erklärte mit E. vom 14. April 1858 (©. 3. 
Nr. 94): „Wenn nah $. 271 durdy die Ausfagen von zwei Mitſchul— 
digen gegen einen läugnenden Ungellagten der gefetliche Beweis feiner 
Schuld erbradht wird, fo müflen die Ausfagen von zwei Theilnehmern 
immerhin al8 genügend erachtet werden, um gegen den Täugnenden den 
vechtlichen Beweis eines näheren rechtlichen Berdahtsgrundes feiner 
Schuld herzuftellen. Da nun in dem vorliegenden Falle die übereinftim- 
mende Ausfage der beiden mitverflochtenen Theilnehmer dahin lautete, daß DB. 
das entwendete Bild ihnen zur Beſorgung des Verkaufes übergeben , folg- 
lich e8 beſeſſen habe, jo war hiermit gegen ihn der Beweis des im $. 138, 
3. 8 bezeichneten Verdachtsgrundes (Beſitz der Gegenftände der firafbaren 
Handlung) erbradit *). 


S. 289, 
Ablafſungsbeſchluß. 


In einem gegen A. wegen Todtſchlag geführten Strafproceſſe ſollte B., 
der Bruder ſeiner Gattin, als Zeuge vernommen werden, nachdem die (da— 
mals noch zweifelhafte) Frage, ob ihm nach 8. 113, lit. a das Recht 
zukomme, ſich der Zeugenausſage zu entſchlagen, von beiden Untergerichten 
verneinend entſchieden worden war. Er legte nun im Unterfuchungsverfahren 
ein feinen Schwager gravirendes Zeugniß ab, welches er bei der Schluß— 
verhandlung anfänglich widerrief, ſchließlich aber wieder mit dem Beifage 
ale wahr bekräftigte, daß ihn nur das Mitleid für den Angellagten zu 
jenem Widerrufe verleitet hatte. — B. wurde defhalb in erfter Inſtanz 
des Verbrechens des Betruges durch Ablegung eines faljchen gerichtlichen 
Zeugniffes ſchuldig erklärt. Allein vor eingetretener Rechtskraft des Urtheiles 


ihm bie Beurtheilung anheimgegeben werden wollte, ob aus dem fpäter begangenen De- 
licte auf die ſchon früher vorhandene Geneigtheit zur Begehung ähnlicher Delicte 
geichloffen werben könne ? 

*) Da übrigens die Thetlnehmer den böfen Borfaß läugneten, fo dient and 
diefe Entfheidung zur Beftätigung der Anflcht, daß das Längnen bes böfen Bor- 
fates die Beweiskraft der Ausfagen von, der That gefländigen, Mitſchuldigen nicht 
ausſchließe. 
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erichien die A. h. Entſchließung vom 27. April 1857 (R. ©. BL. Nr. 84), 
der zu folge nad $. 113 der Str. Br. DO. auch die Gefchwifter des Ehe⸗ 
gatten des Beichuldigten von der Berbindlichfeit zur Ablegung eines Zeug: 
niffes im Strafverfahren befreit find. “Der Staatsanwalt ergriff daher im 
Intereffe des B. die Berufung, welche auch in der That die Folge hatte, 
daß das Oberlandesgeriht das erftrichterliche Urtheil aufhob und im Sinne 
des 8. 289, lit. a einen Ablaffungsbefhluß gegen B. erließ. 

Da jedody der Staatsanwalt dafür hielt, daß fein Ablaffungs- 
beſchluß, fonden ein Schuldlofigfeitsurtheil hätte gefällt wer- 
den follen, fo ergriff er gegen die Entjcheidung des Oberlandesgerichtes 
weitere Berufung an den oberften Gerichtshof. Allein biefer theilte voll- 
fommen die Anficht des Oberlandesgerichtes, und beftätigte den gefaßten 
Ablafjungsbefchluß, indem er in den Motiven erklärte: Daraus, daR das 
Recht des B., fi der Zeugenausſage zu entfchlagen, an befien Ausübung 
er durch unrichtige Auslegung des $. 113 verhindert worden war, durch 
die nachträgliche authentifche Interpretation diejes Paragraphes feftgeftellt 
wurde, ergibt fich die rechtliche Unwirkſamkeit der von ihm abgelegten fal« 
ſchen Ausfage und in weiterer Folge die Nichtigkeit des ganzen auf Grund 
jener Ausfage gegen ihn ftattgefundenen Strafverfahrens ; da nun ohne ein 
vorhergegangenes Verfahren — und ein nichtiges Verfahren ift in vedht-. 
licher Beziehung fo viel als feines — in Straffachen ein Urtheil juriſtiſch 
unmöglih ift, fo hat das Oberlandesgericht mit Necht von der Fällung 
einen jolhen Abftand genommen und anftatt deſſen den Proceß gegen B., 
ungeachtet der mit ihm bereits flattgefundenen Schlußverhandlung,, nad) der 
Analogie des $. 289 durch einen Ablaſſungsbeſchluß niedergefchlagen. > 
vom 23. Juni 1857, ©. 3. Nr. 92.) *) 








*) Wenn das ÖOberlandesgericht feine Enticheidung unmittelbar auf 8. 289, 
lit, a gründet, jo dürfte e8 von der Auffaffung ausgegangen fein, daß die dem 
Angellagten zur Laft gelegte Handlung zwar urfprünglich firafbar geweſen, aber 
ihre Strafbarkeit in Folge des Gefeges vom 27. April 1857, alfo durd.eine 
nachgefolgte Thatfache wieder erlofhen fei. — Dagegen gründet ſich die Ent- 
ſcheidung des oberften Gerichtshofes nicht unmittelbar auf die im 8.289, lit. a 
enthaltene Beflimmung, fondern auf die Analogie des $. 289, und darauf, 
daß die abgelegte falſche Ausſage rechtlich un wirkſam, und deßhalb das ganze 
auf Grund jener Ausfage flattgefundene Strafverfahren nichtig geweſen fei. 
Allein diefe Rechtsunwirkſamkeit und Nichtigkeit Hatte in Bezug auf den B. juri- 
fifh doc nur die Bedeutung, daß die ihm zur Laft fallende That nicht den That- 
beftand einer ſtrafbaren Handlung begründete, und eben defhalb kein Strafverfahren 
einzuleiten war. Daß aber unter diefer Vorausſetzung nad dennoch gepflogener. 
Schlußverhandlung ein Schuldlofigkeitsurtheil zu füllen fei, ift im $. 288 
ausdrücklich ausgeiprochen. Es mangelt daher die Grundbedingung zur Anwen⸗ 
dung der Analogie, nämlih, dag der Fall im Gefege eine ausdrüdliche Ent- 
ſcheidung nicht gefunden babe. — Aber. aud). davon abgejehen fehlt die. weitere 
Bedingung der Analogie, daß der ausdrücklich entichiedene Kal dem analog zu ent-. 

Herbf, Entſchan. z. Strafproceß⸗Orduung. Nachtr. 3 
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$. 290. 


Inhalt des Erkenntnifſſes, wenn die That eine andere firafbare Handlung it, als 
jene wegen welcher die Auflage geihab; oder wenn der Angellagte mehrerer firaf- 
barer Handlungen befchnldiget war. 


1. Die H. wurde in erfler Iuflanz wegen Vergehens gegen 
die Sicherheit des Lebens (Str. ©. $. 335) begangen durch Unter- 
laſſung des bei der Geburt ihres Kindes nöthigen Beiftandes, wodurd das⸗ 
felbe den Tod erlitt, in den Anklageftand verfegt. ‘Dagegen erlannte das 
Oberlandesgericht abändernd auf Berfegung in den Anklageſtand wegen 
des Berbrehens des Kindesmordes,. 

Ueber die hierauf gepflogene Schlußverhandlung hat ber Gerichtshof 
die Angeflagte wegen des Bergehens gegen die Sicherheit des 
Lebens (nad $. 335 des Str. ©., begangen durch fahrläflige Unterlaj- 
fung des bei der Geburt nöthigen Beiſtandes) zu ſechsmonatlichem firengen 
Arrefte verurtheilt; dagegen erfannte aber das Oberlandeögeriht, die 9. 
fei des Berbrehens des Kindesmordes durch Unterlafjung des bei 
der Geburt nöthigen Beiftandes ſchuldig und werde zu einjährigem fchweren 
Kerker verurtheilt, vom Bergehen gegen die Sicherheit bes Lebens 
aber losgefproden. 

Der oberfte Gerichtshof hat mit E. vom 17. März 1857 (Zeitidhr. 
für © md R. II, Nr. 50) das obergerichtliche Urtheil hinfichtlich der 
Schuldfrage beftätiget und die Strafzeit auf ſechs Monate herabgefegt, zu- 
gleich aber verordnet, daß der Schlußſatz des obergeridtliden 
Urtheiles in Betreff der Schuldlofigleitserllärung wegzu- 
laſſen fei. 


ſchei denden in der weſentlichen Beziehung ähnlich fer. Denn die im 8. 289 ange 
führten Fälle, in welchen die Schlußverhandlung ohne Urtheilsfällung dur Wblai- 
ſungsbeſchluß zu erledigen ift, find (mit alleiniger Ausnahme des ganz fingulären 
Falles, welcher unter lit. b angeführt wird) durchans ſolche, wo eine urfprüng- 
lich frafbar gewefene Handlung vermöge einer nachgefolgten Thatſache wie: 
der aufgehört Hat firafbar zu fein. Allein nad der Annahme des oberen 
Gerichtöhofes war die falfche Ausſage eben wegen ihrer rechtlichen Unwirkſamkeit 
ſchon urfprünglich nicht firafbar und nie geeignet einen Gegenſtand ftrafgerichtlicher 
Berfolgung zu bilden. — Endlich kann doc ficher nicht in Abrede geftellt werben, 
daß die Erledigung der abgehaltenen Schlußverhandlung durch Schuldlofigleiteur- 
theil für den Angeklagten ungleich günftiger ſei, als jene durch Ablafſungsbeſchluß. 
und daf im Allgemeinen beim Mangel bes Thatbeftandes einer firafbaren Handlung 
ein Schuldlofigfeitsurtheil ergehen müffe (8. 288). Aus welden Grunde 
fol num der Angeflagte des ihm vom Geſetze zugedachten vortheilhaf- 
teren Ausſpruches dann nicht theilhaftig jein, wenn bei richtiger Ge⸗ 
ſetzeeauslegung ſchon urſprünglich der Mangel des Thatbeſtandes einer ftrafbazgen 
Handlung offenbar war, das Strafverfahren alſo gefegwidrig eingeleitet 
wurde ? 
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Lestere Berfügung gründete ſich darauf, daß der gedachte Schlukfag 
mit dem 8. 290 im Widerfprucde fteht, weil das Dberlandesgericht die 
Angellagte eben jenes Verbrechens ſchuldig erklärte, auf welches der 
Anklagebeſchluß lautete, und weil es fih nur um die verfchiedene Qua⸗ 
lification einer und derfelben That (miht aber um verſchie⸗ 
dene Thaten, deren die Angeklagte befchuldiget worden wäre) handelte *). 


Es ift allerdings zuläflig, daß neben einer Freifprehmmg von der Anlage wegen 

der im Auklagebeſchluſſe bezeichneten ftrafbaren Handlung eine Vernrtheilung 

wegen berfelben That erfolge, die andexd qualificirt wird als im Auklagebeſchlufſe 
geſchehen. 

2. A. wegen des Verbrechens der Theilnehmung am Diebftahle in 
Anklageſtand verſetzt, wurde in erſter Inſtanz von der Anklage wegen Un- 
zulänglichleit der Beweismittel frei geſprochen, dagegen erklärte ihn das Ober- 
Landesgericht , unter Beftätigung des Ausfpruches der erften Inftanz Hin» 
ſichtlich der Freifprechung von der Theilnehmung am Diebftahle, der im $. 477 
vorgefehenen Webertretung (des bedenklichen Ankaufes verdächtiger Waaren) 
für ſchuldig. 

Die dagegen ergriffeue Berufung ſuchte darzuthun, daß eine und die— 
ſelbe That nicht zugleich Verbrechen und Uebertretung fein könne, und da⸗ 
ber eine Verurtheilung wegen der Uebertretuug nur dann zuläflig wäre, 
wenn zugfeid) bezüglich des Verbrechens eine Schuldlofigfei: serflärung er: 
folgen würde. 

Der oberfte Gerichtshof Bat die Berufung als ungegründet verwor- 
fen, wober in ben Motiven folgende Rehtsanfiht ausgefprochen wurde: 
„Nach der Borfchrift des $. 290 Hat der Richter über den Gegenftand der 
Anklage felbft dann zu erkennen, wenn nad) dem Ergebnik der Schlußver- 
handlung bie ftrafbare That anders zu qualificiren iſt, als dieß in der 
Anklage geſchah, und es kann vermöge der ausdrüdlichen Beſtimmung jenes 
Paragraphes das Urtheil in Betreff des Reates, worauf die Anklage ge- 
ftelt war, ebenfo auf Entbindung von der Inftanz wie auf vollftändige Los⸗ 
ſprechung lauten. Diefe Norm ift fo zu verftehen: Werm einerfeits jede 
(nicht nad) $. 249 vom Ankläger zurüdgenommene) Anklage durd ein auf 
den Gegenftand derfelben gerichtete Erkenntniß in einer ber gefeglich vor- 
gefchriebenen Formen (Urtheil auf Schuld, Schulblofigfeit, Freiſprechung von 
der Anklage, Beſchluß auf Ablaffung, SS. 283, 287 — 2839) erlediget wer: 
den muß, fo darf auf der anderen Seite diefe formelle Strenge des An- 
flageprincipes nicht auf ein materielle Unrecht, nämlich dahin führen, daß 
die Schuld des Angellagten, welche fi) zwar nicht mehr im Sinne ber 

*) Im 8. 290 wird nämlid, ein mehrfacher Ausſpruch bezüglich der Schuld 
des Angelagten nur daun vorgefchrieben, wenn fich entiweder aus der Schlußver- 
haudlung ergab, daß die That eine aubere firafbare Handlung je, als wegen 
weicher der Aullagebeſchluß erfolgte, oder wenn ber Angellagte mehrerer 
firafbarer Handlungen beſchuldiges mar. 

g* 
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Anklage qualificiren läßt, allein in einer anderen Beziehung als ſtrafbar 
erjcheint , ungeahndet bleibe. Die Forderung der Gerechtigkeit, daß dieß nicht 
geſchehe, hat aber nothwendigerweiſe abſolute Geltung; auf ſie kann die 
Möglichkeit feinen Einfluß üben, daß in Folge der Aufnahme des Juſtitutes 
der Entbindung von der Iuftanz in die Strafproceß-Ordnung der Ange: 
Magte einer ftrafbaren Handlung fhuldig und nebenher des Reates der 
Anflage en (aber nicht f Hyuldig) erflärt werden muß.“ (E. vom 
5. Mai 1857, ©. 3. Nr. 83.) *) 


8. 291. 
Zeit, wann die Füllung uud Verkündigung deö Erleuntniffes au geicheben bat. 
Siehe die bei $. 303 unter 1. angeführte E. vom 23. Juni 1857. 


8, 298. 

Berlebung weientliher FZörmlichleiten in dem gefüllten Erleuntnifle. 

Mit E. v. 9. Jänner 1858 (Gerihtshalle Nr. 18) wurde ausgefpro- 
hen, „daß die unterlaffene Berufung der Gefegesftelle, nach welcher die Strafe 
bemeflen wird, nicht zu den Berlegungen jener Förmlichkeiten des Erlenntnifjes 
gehört, weldye wefentlich find, und deren Verlegung nad) $. 298 die Nichtig- 
feit des Verfahrens nad) ſich zieht.“ 


$. 300. 


Steht bem Staatdanwalte dad Recht zu, gegen dad Erkenntniß wegen der pribat: 
rechtlichen Auſprüche die Berufung zu ergreifen? 


1. Aus Anlaß eines befonderen Falles haben fich über die Trage, ob 
dem Staatdanmwalte ein Berufungsrecht auch in Bezug auf die Privatentjchä- 





*) Die entgegengefeßte Anficht wird von dem Herrn Staatsanwaltjubflituten 
Frey (in der G. 3. 1859, Nr. 61) aus dem Grumde vertheidiget, weil nicht im 
Abrede geftellt werden fünne, daß der in dem Freifprechungsurtheile ausgedrückte 
Zweifel, ob der Angellagte die eine ihm zunächſt angefchuldete Handlung verübte 
und die hiebei anerfannte Wahrjcheinlichkeit diefer Handlung, nothwendig den Zweifel 
in fich fchliege, ob der Angellagte die andere Handlung begangen babe, fo wie an- 
bererfeit® fich die Folgerung unabweisbar aufdringe, daB, wenn es, wie das Schufd- 
urtheil ausfpricht , wirklich gewiß wäre, daß der Angeklagte diefe zweite Handlung 
gefeßt hat, hiedurch der Verdacht der erfteren Handlung ausgejchloffen wurde und 
demnach bezüglich diefer erfieren Handlung nicht bloß auf Freiſprechung, jondern 
auf Losſprechung hätte erfannt werden müfien. — Allein es ift in der That wicht 
abzufehen, wie darin ein Widerfpruch gefunden werden kann, daß der Angeklagte 
einer geringeren ftrafbaren Handlung, welche ihm mindeften® zur Laft fällt, ſchuldig 
erflärt, zugleich aber die Wahrjcheinlichkeit ausgeſprochen wird, daß jeine That eine 
noch ftrafbarere Handlung begründe, wegen welcher aber in Ermanglung des vom 
Geſetze geforderten formellen Beweiſes feine Berurtheilung erfolgen faın, „ 
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digung zuftehe, ſowohl das öfterreichifche Dberlandesgericht mit dem einhelligen 
Beichlufle vom 5. Juli 1859, als auch der oberfte Gerichtshof mit Beſchluß 
vom 21. September 1859 dahin ausgeſprochen, daß dieſes Hecht in der 
Str. Pr. DO. dem Staatsanwalte nicht eingeräumt fei (©. Z., Nr. 142) *). 


*) Die obige Frage ift in nenefter Zeit wiederholt befprochen morden. Sie 
wurde vom Oberftaatsanwalte Wafer in feinen vortrefflichen Bemerkungen über 
das Berufungsreht in Straffaden (G. 3. 1859, ©. 414) verneint, unb zwar 
ohne linterjchied, ob es fi) um die Rechte des Beichäbigten ober nm bie Pflichten 
des Beſchädigers handelt, weil die Entſcheidung über bie beftrittenen PBrivatrechte 
unter felbfiftändiger Vertretung ber Partei-Imtereffen, und in der Regel unter Gel- 
tung der Verhandlungsmarime erfolge. Er führt jedoch an, es fei ihm ber Fall vor⸗ 
gefommen, daß eine vom Staatsanmwalte für das Militärärar — welches mit feinen 
Entfhädigungsanfpräcen auf den Rechtsweg verwieſen wurde — eingelegte und ane- 
geführte Berufung von Seite des Obergerichtes al® ungegründet verworfen, 
nicht aber als unzuläffig zurüdgemiefen wurbe. 

Dagegen meint Rulf (in der Zeitfchr. für &. nnd R. V, Wr. 11), daß 
jene Frage durch das Geſetz ſelbſt, und zwar im bejahenden Sinne, klar 
entfchieden fei. Denn 8. 299 führe umter lit. e als Grund der Berufung and 
den an, daß fich das Erkenntniß hinfichtlich der privatrechtlihen Anfprüche ale ge 
ſetzwidrig darftellt, und 8. 301, der von den Beſchränkungen des Berufungsbefug- 
niffes handelt, enthalte nichte, woraus eine Beſchränkung des Berufungsrechtes bes 
Staatsanwaltes rüdfichtlich deB angebeuteten Grundes gefolgert werben könnte. Und 
dann fiehe nach der Teinem Zweifel Raum gebenden Berfügung des $. 368 gegen 
die Erfenntniffe und Berfügungen des Strafgerichtes in Beziehung auf privatredit- 
liche Anfprüce den im 8. 300 genannten Perfonen, alfo auch dem Staats 
anmwalte, nad Mafigabe der in den 88. 295—302, 304 u. 310 enthaltenen Bor- 
ſchriften die Berufung offen. 

Endlich gelangt Oberftaatsanmalt Keller in einem dieſer frage gewid⸗ 
meten Auffage (G. 3. 1859, Nr. 142) zu bem Ergebniffe, daß dieſelbe, ungeachtet 
der für ihre Bejahung fprechenden 88. 30 lit. e, 296, 300 u. 363, dennoch mit 
ARüdficht anf die civiliſtiſche Natur der privatrechtlichen Aufprüde, auf den Beruf 
des Staatsaumaltes als Vertreter öffentlicher Interefien, enblid) and) deßhalb ver- 
neint werben müſſe, weil es fonft im Belieben des Staatsanmwaltes läge, die Be- 
ſchränkungen, denen das Bernfungsrecht der im $. 300 unter d bezeichneten Ber- 
fonen unterliegt, zu eludiren. In diefem Auflage wird auch die im Konterte ange- 
führte Entſch eidung des oberfien Gerichtshofes mitgetheilt. — — 

Die hiernach fehr zweifelhafte Frage dürfte fich vielleicht nur mittelfi einer 
Unterfheidung richtig beantworten Taffen. Mir fcheint nämlich, daß der Staats- 
anwalt die Bernfung hinſichtlich der privatrechtlichen Anfprüche zwar allerdings im 
Antereffe des Berurtheilten, um eine demſelben günftige Aenberung des 
richterlichen Erkenntnifſes herbeizuführen, nicht aber anch zur SHerbeiführung einer 
ihm nachtheiligen Aenderung, aljo gleichſam als Bertreter des Beſchä— 
digten ergreifen dürfe. 
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Berufungsredt des Privatanklägers. 


2. A. trat gegen B. wegen einer vor mehreren Perſonen zugefügten 
thätlichen Mißhandlung als Privatanfläger auf. Die erfte Inflanz verurtheilte 
wegen der im 8. 431 des Str. G. normirten Webertretung, während das Ober: 


' 


Die Rechtfertigung dieſer Unterſcheidung und ber darauf gegründeten ®e- 
hauptung ergibt fi) ans dem $. 304 der Str. Pr. D. Derſelbe normirt namlich bir 
Borausſetzungen, umter welchen allein das Oberlandesgericht das erſtrichterliche Er⸗ 
tenntwif binfichtlich der privatrechtlichen Auſprüche abändern barf. 

Aus den betreffenden Beftimmungen ergibt ſich nun, daß das umerrichterliche 
Erfenntniß in Bezug auf bie gedachten Anſprüche zum Bortheile des Ber- 
nrtheilten, dann (aber and umr bann) abgeändert werden bürfe, wenn wegen 
diefer Anfprücde von dem Berurtheilten ſelbſt oder von Anderen in defjen In—⸗ 
tereffe Berufung ergriffen worden ift. Zu ben Perfonen aber, welche zur Bern- 
fung im Intereſſe des Beichuldigten berechtiget find, gehört zweifellos auch ber 
Staatsanwalt (8. 202). 

Anbererfeits Tann eiue dem Bernrtheilten nadhtbeilige Abänderung ber 
Entfcheidung über die privatrechtlichen Anſprüche eben auch nach 8. 304 nur dann 
erfolgen, wenn die Berufung von einer der unter lit. d des $. 300 genannten Ber: 
fonen ergriffen worden if. Dem Staatsanwalte fteht fomit in biejer Richtung 
feine Berufung zu, weil biefelbe niemals einen Erfolg hätte. — Dagegen wird zwar 
eingewenbet, es laſſe fi) daraus, daß im zweiten Sate des $. 304 nicht des Stastt- 
anwaltes, fondern nur der übrigen im 8. 300 aufgezählten Berfonen Erwähnung 
geichieht, eine Ansſchließung des erfteren leineswegs entnehmen, weil die im 8. 304 
normirte Frage, in wie fern eine Abänderung bes erftrichterfidhen Urtheiles and) 
zum Wachtheile des Angeliagten ftettfinden darf, bezüglich der Berufung bes Staats- 
anwaltes fthon in dem im Eingange des $. 304 citirten 8. 209 entſchieden jet (fiehe 
Keller a. a. DO). Allein der erfte Sat des $. 504 und rüdfichtlich die darin ent- 
baltene Citation der 88. 209 u. 210 bezieht ih nur auf den eigentlich firaf- 
rehtlihen Theil des Ertenntniffes, nicht aud auf die demſelben beige- 
fügte Entfheidung über die privatrehtlihen Anfprüde Denn wäre 
er aud) auf letztere anwendbar, jo müßte ja das Oberlandesgericht, wenn es bei 
einer ihm vorgelegten (von wem immer ergriffenen) Berufung eine Abänderung bes 
unterrichterlicgen Erlenntniffes binfichtlich der privatrechtlichen Anfprüche im Gelege ge- 
gründet findet, diefelbe dem im 8. 210 enthaltenen Grundfage gemäß von Amts 
wegen ausipreden, mährend es doch des amsbrüdlicdhen Anordnung des S. 304 
gemäß zu ſolchem Ausfprude nur dann bereditiget if, wenn wegen diefer 
Anſprüche aud von dem Berurtbeilten felbft oder von Anderen in 
dBeffen Intereſſe Berufung ergriffen worden if. 

Die Frage alfo, mann dem Überlandesgerichte das Recht zufomme, fich in 
eine Entiheidung über die privatredhtlichen Anfprüche einzulafien, und rüdfichtlid 
von wen die Berufung ergriffen worden fein muß, wenn dieß der Fall fein foll, ifi 
ausſchließend nur aus dem zweiten Sage des $. 304 zu beantworten, nnd barane 
ergibt fid) dann von jelbft, wer in diefer Beziehung zur Ergreifung der Berufung 
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(andesgericht über Berufung des Angellagten fand, daß defien Handlung über: 
haupt nicht unter die Beflimmungen des Strafgefeßes falle, und daher wegen 
der Uebertretung nad) $. 431 ein Schuldlofigkeitsurtheil erließ. — Da nun 
der Privatankläger dagegen weitere Berufung ergriff, jo entfland die Yrage, ob 
ihm überhaupt das Hecht der Berufung noch zuftehe, nachdem die Uebertretung, 
worauf ſowohl die Berurtheilung in der erften, ald die Losfpredhung in der 
zweiten Inſtanz lautete, eine ämtlich zu verfolgende, ſomit kein Gegenftand einer 
Privatanklage war. 

Der oberfte Gerichtshof hat diefe Frage bejaht. U. habe die Eigenſchaft 
eines Privatanflägers , in weldher er urfprünglich aufgetreten war, allerbinge 
nicht geltend machen fünnen , nachdem der erfte Hichter den Angellagien einer 
von Amtswegen zu beftrafenden Uebertretung ſchuldig erklärt hat. Dieſes Hin- 
derniß fei aber wieder weggefallen, wie da8 Oberlandeögericht den B. von der 
Uebertretung , wegen welcher er vom erften Richter verurtheilt worben war, 
ſchuldlos erklärte, und da es den Angeklagten aud) nicht der im $. 496 des 
Str. ©. vorgefehenen Uebertretung ſchuldig fand, auf deren Beſtrafung die Pri- 


befugt fei. Der Staatsanwalt iſt es hiernach nur im Interefſe des Berurtheilten und 
nicht auch in jenem bes Beſchädigten. 

Kür diefe Unterſcheidung ſprechen auch noch weitere Gründe. Das Erfenntniß 
des Strafgerichte® hinſichtlich der privatrechtlichen Anfprfiche ift wohl für ben Ber- 
urtheilten, nicht auch für den Beſchädigten bindend. Le gterem lann durch das be- 
trefiende Erkenntniß in der Hanptfache nie ein weſentlicher Schade erwachſen, er 
kann und mag feine Privatrechtlihen Anfprüche auf dem Civilrechtswege geltend 
maden, wenn er glanbt auf eine größere oder andere Entſchädigung, als ihm durch 
das rechtskräftige Strafurtheil zuerfaunt worden ift, Anfprucd zn haben (8. 364). — 
Anders verhält es fi beim Berurtheilten; ihm gegenüber wird das Erkenntniß des 
Strafgerichtes fofort wie e8 die Rechtskraft befchritten hat, erecutionsfähig, er verinag eine 
darin auferlegte Verpflichtung zu übergroßer Entichädigung nit mehr von ſich abzu- 
menden. Und dod) mag er fi} oft, umb fei ed auch nur aus Furcht, dadurch die Unter⸗ 
ſuchungshaft zu verlängern, zur Ergreifung des einzigen Nechtsmittels, welches gegen 
das Krafrichterliche Erfenntnig über die Entihädigung zu Gebote ſteht, wicht ent- 
fließen. Daher geflattet das Gefek, daf dieß Andere für ihn, zwar in feinem 
Anterefie, aber doch, wenn nöthig, jogar gegen feinen Willen thun. Und wenn bieß bie 
Gattin für ihren Mann, der Sohn für feinen Bater darf, warum follte der Staats- 
ammalt davon ausgeichloffen fein, der doch fonft immer und auch dort zur Ergreifung 
von Rechtsmitteln im Imterefie des Beichnldigten befugt ift, wo deſſen Angehörige 
dazu kein Recht haben? — — 

Mit der entwidelten Auffaffung ſteht endlich andy die im Eonterte angeführte 
Entſcheidung bes oberften Gerichtshofes nicht im Widerſpruche. Denn man iſt wohl zu 
der Annahme berechtiget, daf die Berufung des Staatsanwaltes, um welche es ſich da- 
mals handelte, darauf gerichtet war, eine dem Bernrtheilten ungünftige Abänderung des 
unterrichterlichen Ertenntnifjes über die privatrechtlichen Anfprüche herbeizuführen. Daß 
aber eine Berufung in diejer Richtung unzuläffig ſei, ergibt fich ans der vorfichenden 
Ansführung. 
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vatanklage gerichtet war, fo habe U. in feiner Eigenfchaft als Privatanfläger nach 
den 88. 300 und 301 unzweifelhaft das Recht gehabt, dagegen die Berufung 
zu ergreifen (E. v. 21. Auguft 1857, ©. 3. Nr. 114). 

3. Eine Frau wurde auf Anfuchen ihres Mannes wegen eines an ihm 
verübten Diebftahles in Unterfuchung gezogen und desjelben in erfter Inſtanz 
ſchuldig erklärt, vom Oberlandeögerichte aber ale ſchuldlos freigefprochen. — 
Es entftand nun die Frage, ob der Beftohlene zur Berufung, die ihm als Be: 
ſchädigter gegen das losſprechende Urtheil der zweiten Inftanz nad) $. 301 
verfagt war, nad) $. 300 lit. a ale Privatanfläger befugt ſei? — Der oberfte 
Gerichtshof bejahte diefe Frage, weil $. 300 dem Brivatankläger das Recht der 
Berufung ohne Ausnahme einräumt, und nad) der Borfchrift des darauf folgenden 
8. 301 die Beichräntung dieſes Rechtes auf den Fall eines Strafurtheiles nur 
für den Befhädigten eintritt, alfo da, mo derjelbe zugleid Privat: 
anfläger ift, nicht zu gelten hat (Entf. vom 9. November 1858, ©. 3. 
Nr. 150) *). 


8. 301. 
Beichräntung des Bernfungs-Beiugnifles. 


Die Angellagten waren in erfter Inſtanz ſchuldlos erklärt, vom Ober: 
Iandeögerichte aber über Berufung des Staatsanmwaltes bloß wegen Unzuläng- 
‚ [ichfeit der Beweismittel von der Anklage freigefprochen worden. — Die vom 
Staatsanwalte ergriffene weitere Berufung wurde mit E. v. 28. Octbr. 1857 
(©. 3.1858, Nr. 33 und 148) als unzuläffig zurüdgemwiefen, weil 
die zweite Inſtanz das erftrichterlihe Urtheil zum Nachtheile der Angeflagten 
abgeändert habe, und weil eine Berufung nad) $. 211 (eigentlich nad) 8. 301) 


°) Gegen die Zuläffigleit der Berufung war Folgendes geltend gemacht wor⸗ 
den: Indem das Strafgefeb die Familiendiebflähle überall nur als Webertretungen er: 
klärte, felbft wenn fie, hievon abgejehen , die Eigenſchaft von Verbrechen hätten, babe 
es die foldher ftrafbarer Handlungen Schuldigen offenbar begünftiget und begünftigen 
wollen; mit biefer Abficht de Geſetzes jei es nun nicht vereinbar, daß hier der Beſchä⸗ 
digte ein zum Nachtheile des Angellagten ausgedehntere® Berufungsrecht habe, ale in 
den Fällen, wo jene Begünftigung nicht Platz greift. — Allein offenbar ergreift der Be- 
theifigte im gegebenen Falle die Berufung nicht ale Beſchädigter, fondern als 
Brivatanktläger, wozu er nad) 8. 300 lit. a zweifellog und ebenfo wie der 
Staatsanwalt befugt ifl. Daß er aber dieBerufung in der Eigenfchaft als Brivaten- 
fläger und nicht als Beſchädigter ergreife, hat eine wichtige praktifche Bedeutung. Es folgt 
nämlich daraus, daß über folche VBernfung das unterrichterliche Urtheil wohl hin- 
ſichtlich der Schuld- und Straffrage, nicht aber au in Beziehung anf 
die Entiheibung über die privatredtlihen Anſprüche abgeändert 
werden Tann, weil eine Aenderung in der leßteren Richtung vorausſetzt, daß die Bern- 
fung von einer der unter lit. d des 8. 300 genanuten Perfonen ergriffen wurde, zu denen ' 
wohl der Beichädigte, nicht aber der Privatanfläger als folder gehört. 


Strafproceß-Orbnung. $. 302. 41 


auch dann unzuläffig gewefen wäre, wenn das Dberlandesgericht den Ausſpruch 
der erften Inftanz beftätiget haben würde *). 


$. 302. 


Frift zur Ergreifung der Berufung für bie Angehörigen des Angellagten 
(8. 300, Mit. c). 


Der Berurtheilte hatte bei der nah der Schlußverhandlung an ihn 
geichehenen mündlichen Verkündigung des Strafurtheiles auf die Zuſtellung 
der fchriftlihen Ausfertigung desfelben und auf das Recht zur Berufung Ber- 
zicht geleiftet. Am fiebenten Tage nad} diefem Vorgange überreichte feine Gat- 
tin die Ausführung einer, von ihr nicht angemeldeten Berufung, der 
das Oberlandesgericht auch wirklich ftattgab und ein Urtheil auf Freiſprechung 
von der Anklage fällte **). 

Der oberfte Gerichtshof erklärte, daß die fragliche Berufung verfpätet 
gewefen fei und caffirte das Urtheil des Oberlandeögerichtes mit Dem Bedeuten, 
daß jenes der erften Inftanz vermöge feiner bereit eingetretenen Rechtskraft 
aufrecht zu bleiben habe. Denn da das Geſetz eine abgefonderte Zuftellung des 
Urtheiles an die nach $. 300 lit. c zur Berufung berechtigten Perfonen nicht 
verordne, fo laufe für fie die Berufungsfrift von bdemfelben Tage wie für den 
Angellagten, mithin von dem Tage der Zujtellung des Erfenntniffes 
an den legteren, und wenn er auf die Zuſtellung der jchriftlichen Ausfertigung 
desfelben verzichtete, von dem Tage der mündlichen Berfündigung 
des Urtheiles ***), Der legte Fall fei num eben hier eingetreten und die vier- 
undzwanzigftündige Frift zur Anmeldung der Berufung von der Gattin bes 
Angeklagten verfäunt worden (E. v. 8. April 1856, ©. 3. 1857 Nr. 107). 


Frift zur Anmeldung ber Berufung, wenn Die Ausfertigung deö Erlenutniffes durch 
ein anderes ald dad eriennende Gericht zugeſtellt wurde. 


2. Das gegen A. wegen einer Uebertretung gefällte Strafurtheil follte 
ihm auf Requifition des erfennenden Gerichtes durch das Bezirksgericht feines 


*) S. den Auffag von Fienbader in der ©. 3. 1856, Nr. 9, wo (S. 34) 
die Anficht aufgeftellt wird, es fcheine nach dem Wortlaute des Geſetzes, daß Staate- 
anwalt und Privatankläger, wenn über ihre Berufung das erftrichterfiche Urtheil 
zum Zheile verfhärft wurde, nod) eine weitere Berufung einlegen können, — 
und dagegen die Widerlegung von Kitka (ebendafelbfl, Nr. 77). 

**) Beide Untergerichte hatten die Berufung nicht als verfpätet angejehen, 
weil die VBerufungefrift vom Tage der Mittheilung des Ertenntniffee an die zur 
Berufung berechtigte Perfon berechnet werden müffe, alſo hier, wo bie Zuftellung 
ganz unterblieb, gar nicht zu laufen begonnen habe. 

**#) Gegenwärtig nach $. 14 der kaiſ. Berorb. v. 3. Mai 1858, in der Hegel 
vom Tage der mündlichen Berfündigung, nnd nur wenn fpeciell um die fchriftliche 
Ausfertigung des Erkenntniffes asgefucht wurde, vom Tage der Auflellung bee 
letzteren. 
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Wohnortes zugeftellt werden. Letzteres Tieß ihn vorrufen und übergab ihm die 
Ausfertigung des Erfenntniffes, worauf er ſogleich mündlich die Berufung an- 
meldete. Das hierüber aufgenommene Protokoll wurde vom Gerichte noch am 
nämlichen Tage an das erfennende Gericht verfendet, bei welchem es erfi nad 
fieben Tagen eintraf. 

Der oberfte Gerichtshof nahm deſſenungeachtet an, daß diefe Berufung 
vechtzeitig angemeldet wurde, mithin zuläffig war. In den Motiven wurbe be- 
merkt, daß die Borfchriften des 8. 203 in den Fällen des 8. 302 volle Gel- 
tung haben, und demgemäß erklärt, daß der Beſchuldigte, weldyer feine Beru- 
fung gegen das Schlußerfenntniß innerhalb 24 Stunden von dem Tage der 
Zuftelung desfelben bei den um die Zuſtellung requirirten Gerichte anmeldete, 
die gefegliche Borfchrift in Anfehung der Berufungsirift beobachtet Habe, und 
daher für die durch die Räffigkeit des Gerichtes oder durd) die Entfernung ver- 
urſachte Beripätung des Eintreffens bei dem erfennenden Gerichte nicht verant- 
wortlich gemacht werden fünne (E. v. 13. Augufi 1857, ©. 3. Nr. 115) *). 

Weber die Berechnung der Friſt zur Berufungsanmeldung für die bei 
$ 203 angeführte E. v. 13. April 1859 und die Anmerkung zu derfelben. 


S. 303. 


Es ift zulaffig, daß dem Gerichtshofe erfter Inftanz wegen eines im Verfahren 
unterlaufenen Formgebrechens aufgetragen werde, ohne Eruenernug der Schinß- 
verhaudlung ein neues Erkenntniß zu fällen. 


1. In dem fchon bei 8 289 dargeftellten Falle war A., feines Fäug- 
nens ungeachtet, ded Verbrechens des Todtfchlages vom erſten Richter ſchuldi 9 
erklärt worden, wobei in den Entjcheidungsgründen bemerft wurde, daß wider 


*) Dagegen hatte das Oberlandesgericht die Berufung aus nachſtehenden Grün- 
ben (welche, wie nicht zn verfennen, den Wortlaut des Geſetzes für fich haben) ale ver- 
jpätet erflärt: Der $. 302 verorbne im erften Abjake, daß die Berufung gegen ein über 
die Schlußverhandlung gefchöpftes Ertenntnig innerhalb 24 Stunden vom Zage 
der Zuftellung bei dem in erfter Inftanz ertennenden Gerichtshofe anzumelden fei; 
der nächfte Abfat des 8. 3023 enthalte zwar bie Beſtimmung, dag im Lebrigen bie 
Borjchriften des 8. 203 anzuwenden ſeien, welcher Paragraph bie Bernfungen gegen 
Beichlüffe über das abgeichloffene Unterfuchnngeverfahren behandle, und unter Anderem 
geftatte, daß in deu Yällen, wo dem Beſchuldigten der Beichluß durch ein anderes Ge⸗ 
richt als das entfcheidende zugeftellt wurde, die Berufung innerhalb 34 Stunden vom 
Tage der Eröffnung des Beſchluſſes bei dem zuftellenden Gerichte angemeldet werde ; 
allein gerade dieſe geſetzliche Beftimmung fei nicht anwendbar in den Fällen des $. 302. 
Da nmämlich der leßtere Baragraph im erjten Abfage vorfchreibe, daß jede Berufung 
gegen cin Schlußertenninig binnen 24 Stunden bei dem erfennenden Gerichte anzıumel- 
den jet, und im zweiten Abjake die Beftimmungen des 8. 203 nur „im Uebrigen“ 
gelten laffe, fo ergebe ſich, daß die Berufungen gegen Schlußerfenntniffe binnen 34 Stan: 
den bei dem ertennenden Berichte felbft in dem falle angemeldet werben 
müſſen, wo die Jujtellung des Urtheiles durch ein anderes Gericht geſchehen mar. 
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A. der Beweis der That, abgefehen von B’3 grapirender 
Ausfage*), durch die andermweitigen Ergebniffe des Straf: 
verfahrens vollftändig erbradt worden fei. — Ueber Bern: 
fung des 4. wurde das Urtheil vom Oberlandeegerichte aufgehoben und dent 
Gerichte erfter Inftanz aufgetragen, die Schlußverhandlung wieder 
dufzunehmen, und mit Berüdfichtigung des Einfluffes, welchen der unter 
Einem gegen B. erlaffene Ablajfungsbefchluß megen des Verbrechens des Be- 
truges durch falſche gerichtliche Zeugenausfage auf die Beweisfrage nehmen 
dürfte, über A. ein neues Urtheil zu fällen. 

Dagegen ergriff nun die Staatsanwaltſchaft die Berufung, welcher ftatt- 
gegeben und die Verordnung des Oberlandeögerichtes mit der beantragten Be⸗ 
ſchränkung beftätiget wourde, daß zum Behufe der Fällung desneuen 
Urtheiles die Schlußverhandlung mit den Angeflagten nidt 
wieder aufzunehmen fei 

Denn in ber bereits ftattgefundenen Schlußverhandlung fei das Beweis- 
verfahren jo vollftändig und erfchöpfend durchgeführt worden, daß troß des 
Ausfalles der Ausfage ded Zeugen B. der Richter ſich in der Lage befinde, fo- 
fort und ohne weitere Erhebungen in Betreff bes Angeflagten ein gründliches Ur- 
theil zu fchöpfen. — Die Wiederholung der Schlußverhandlung fei auch nicht 
aus formellen Gründen, allenfalls deßhalb nöthig, weil im Sinne des 
8. 291 die Füllung und Berfündigung des Ürtheiles mit der Schluß: 
verhandlung ohne zeitliche Unterbredhung verbunden fein, derfelben unmittelbar 
nachfolgen müſſe; denn diejes fer in dem befagten Paragraphe eben nicht vor: 
gefchrieben, welcher nur die Berfündbigung des Erfenntniffes, un- 
mittelbar nad defjen Yällung, durd den Borfigenden vor dem ver- 
fammelten Gerichte und in Anweſenheit des bei der Schlußverhandlung zugegen 
gewefenen Angeklagten verordne, was alles auch jest mit den neuen Ur⸗ 
theile geichehen Fünne, ohne die Schlußverhandfung abermals vornehnten zu 
müflen (E. v. 23. Juni 1857, ©. 3. Nr. 92) **). 


*) S. in Betreff diefer Ausfage das Nähere bei 8. 289. 

**) Der erſte Abſatz des 8.291 jagt allerdings unr, daß die Verkündigung des 
Erkenntniſſes unmittelbar nad der Fällung besfelben zu gefchehen habe. Allein ber 
dritte Abfak des nämlichen Baragraphes erflärt wortbeutlich, daß mit der Fällnng 
und Berlündigung des Ertennmiffes fogleih nad beendigter Schluß- 
verdandlung vorzugehen fei, und daß, wenn ber Gerichtshof dieß zu than 
außer Stande wäre, doch wenigftens die Belanntmahung, wann die VBer- 
tündigung erfolgen werde, fofort geſchehen müfle. 

Auch außerdem ergeben ſich noch mancherlei Bedenken. Der Gerichtshof foll un- 
geachtet der geänderten Sachlage ein Ertenntniß ſchöpfen, ohne daf dem Bertheidiger 
und dem Staatsanwalie (der ja der Berathung über die Schlußverhandlung nicht bei- 
wohnen darf, 88. 35 n. 256) Gelegenheit gegeben wäre, ſich über die geänderte Sach⸗ 
fage auszuſprechen? Und wie, wenn fid) bei der Berathung des Gerichtshofes über die 
Sualification der Handlung ein Bedenken ergeben würde, und daher Staatsanwalt und 
Angellagter aufgefordert werden müßten, ihre Schlußvorträge (die zu halten fie gar 


44 Strafproce$-Orbnung. $. 308. 


Berufung gegen ſolche Euticheidungen des Oberlandesgerichtes, wodurch dad nu: 
terrichterliche Erleuntniß und Verfahren aufgehoben wurde. 


2. Mit E. vom 25. Februar 1857 (©. 3. Nr. 78) wurde die Anficht 
ausgeſprochen, daß gegen eine Entfcheidung des Oberlandesgerichtes, mit wel- 
her das in erfter Inftanz über die Schlußverhandlung gefällte Erkenntniß we- 
gen wefentlicher im Verfahren unterlaufener Gebrechen aufgehoben und das 
Untergericht zur Ergänzung und zur Schöpfung eines neuen Erfenntniffes an- 
gewiefen wurde, — die Berufung nicht zuläffig ſei. 

Die Gründe diefer Entſcheidung waren nadjftehende: „Es feien hier die 
VBorfchriften der 88 195 und 208 zur analogen Anwendung zu bringen, 
welche gegen die Befchlüffe dev Untergerichte auf Vervollftändigung der als ab- 
gefchloffen ihnen vorgelegten Specialunterfucyungen feinen weiteren Rechtszug 
geftatten. Die Entfcheidung des gegenwärtig in Frage ftehenden, offenbar ähn- 
lichen Falles im Sinne der erwähnten gefeglichen Beſtimmungen finde in dem 
Geſetze felbft in fo ferne eine Unterftügung , als der $. 303 , worin eben bie 
Obergerichte angewiefen werden, im alle unterlaufener weſentlicher Mängel 
das Urtheil des erften Richters aufzuheben, und die Verbeſſerung des Berfab- 
rens und Schöpfung eines neuen Exfenntniffes zu verordnen, zwar ausdrücklich 
die Berufung gegen das neue Erkenntniß geftatte, dagegen von dem 
Rechte zur Berufung gegen den Aufhebungsbeſchluß des Ober- 
gerichtes Feine Erwähnung made.“ — 

Es fprechen jedoch fehr erhebliche Gründe für die Anficht, daß gegen 
den Befchluß des Oberlandesgerichtes, wodurd das untere Gericht zur Berbej- 
ferung des früheren Verfahrens und zur Schöpfung eined neuen Erfenntniffee 
angewiefen wurde, weitere Berufung offen ſteht, und zwar, ohne daß ex 
darauf anfäme, von wem die Berufung an das Oberlandesgericht ausgegangen 
war —- allen in den drei erften Abfägen des 8. 300 genannten Perfonen *). 
Denn ein ſolcher Beſchluß enthält weder eine Beſtätigung, noch eine derartige 
Abänderung des erjtrichterlichen Erkenntniſſes, welche an ſich (in der Haupt: 
fache) dem Angeklagten zu Gunften oder zum Nachtheile gereicht, da8 Recht zur 
Berufung dagegen ift daher, was die in ben drei erften Abfägen des $. 300 
genannten Berfonen betrifft, durch den 8. 301 weder entzogen noch befchräntt. 
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nicht in die Lage kämen) auch hierauf auszudehnen? — Kann man ferner vorausſetzen, 
es werde immer allen Gerichtsperfonen die vielleicht vor Monaten ftattgefunbene Schluß⸗ 
verhandlung fo gegenwärtig fein, daß fie fofort zur Fällung eines Erfenniniffes über 
diefelbe fchreiten können? Und wie follte endlich dem ertheilten Auftrage dann nachge⸗ 
fommen werden , wenn eine der Gerichteperfonen , welche der Schiußverhandiuug bei- 
wohnten, an der neuerlichen Schöpfung des Erfenntniffes nicht mehr theilnehmen kann, 
was fehr leicht möglich ift, wenn feit der Vornahme der Schlußverhandlung ein län- 
gerer Zeitraum verftrichen it ? Und doch müffen die Richter, welche das Erfenntniß zu 
ſchöpfen haben, bei der Schlußverhandlung vom Anfang bis zu Ende gegenwärtig ge: 
weſen fein (8. 222). 
*) S. aud den Auffag von Rulf in der ©. 3. 1858, Nr, 27. 
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Im zweiten Abjage des 8. 208 wird zwar verfügt, daß von ben Be- 
ſchlüſſen des -Oberlandesgerichtes, wodurh im Stadium bes An- 
klageverfahrens Berbefierungen ded Verfahrens angeordnet werden, die 
Parteien nicht inöbefondere zu verftändigen find, und dagegen aud fein 
weiterer Rechtszug zuläffig if. Allein die 88. 302 und 304 er- 
flären ausdrüdlich, welche von den für die Berufung im Anflageverfahren ge- 
gebenen Borfchriften aud bei den Berufungen gegen Exfenntnifje über die 
Schlußverhandlung in Anwendung zu bringen find. ‚Darunter kommen nun 
die im $. 208 enthaltenen Borfchriften nicht vor, und es ftellt ſich eben 
deßhalb als unzuläffig dar, diejelben bei Berufungen der leteren Art mit Zu: 
bilfenahme der Analogie dennody in Anwendung zu bringen, und zwar um fo 
mehr, nachdem das Geſetz die Frage, warın gegen die vom Oberlandeögerichte 
über die Schlußverhandlung ergangenen Entjcheidungen bie Berufung aus—⸗ 
geichlofjen ift, im $. 301 ausdrücklich entfchieden hat. Ueberdieß find 
die im Anklageverfahren ergangenen Bejchlüffe keine definitiven, felbft dev Richter. 
erfter Inftanz kann von denfelben, mögen fie aud) in höherer oder höchfter Inſtanz 
erflofjen fein, auf Grundlage neuer Erhebungen oder Ergänzungen wieder ab- 
gehen (88. 205 und 220), und ift eben jo wenig bei Füllung des Erkenntniſſes 
über die Schlußverhandlung daran gebunden. Ganz anders verhält es fich bei 
Erkenntniſſen über die Schlußverhandlung , von diefen fann der Richter nicht 
mehr abgehen, unb es wäre gewiß nicht in gleichem Maße unbedenklid), wenn 
gegen die vom Oberlandeögerichte ausgefprochene Aufhebung eines in der Haupt» 
fache ergangenen Enderkenntniffes kein Rechtsmittel zuläfftg fein follte. 

Wenn ferner $. 303 allerdings nur davon jpricht, daß gegen das in 
Folge des oberlandesgerihtlihen Beſchluſſes gefchöpfte neue Erfenntniß eine 
nenerliche Berufung, nicht aber davon, daß auch gegen jenen Beſchluß 
ſelbſt die Berufung offen ftehe, jo ift auch dieß nicht entjcheidend. Denn die 
Beitimmungen darüber, wann die Berufung gegen die Entjcheidungen bes Ober- 
landesgerichtes zuläffig oder ausgeſchloſſen fei, find eben ſchon in den früheren 
Paragraphen gegeben worden. 

Wirklich ift auch der oberfte Gerichtshof wiederholt von einer anderen 
Anfiht ausgegangen, indem er Berufungen gegen derlei Entjcheidungen des 
Oberlandesgerichtes als zuläffig betrachtete. 

Sp wurde mit E. v. 30. October 1856 (©. 3. Nr. 149) *) einer jol- 
chen vom Angeklagten, und mit der eben unter 1. angeführten E. v. 23. Juni 
1557 eimer vom Staatdanwalte ergriffenen Berufung ftattgegeben. Dasjelbe 
geſchah auch mit nachftehender neuerliher Entjcheidung. 

3. Der Angellagte war in erfter Inftanz verurtheilt worden, das Ober- 
landesgericht hat aber das erftrichterliche Urtheil aufgehoben und mehrere Er: 
gänzungen der Unterfuchung mit der Weifung aufgetragen, hierüber ein neuer- 
liches Erkenntniß zu fällen. 

Der dagegen von der Staatdanwaltjchaft ergriffenen Berufung wurde 
mit — v. 8. Juni 1858 (©. 3. Nr. 113) Statt gegeben, und in Erwägung, 


*) ©, biefelbe im — Hefte, S. 65. 
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daß die angeordneten Ergänzungen theils unthunlich, theils unerheblich, theil- 
weiſe auch ſchon geſchehen find, mit Aufhebung der obergerichtlichen Entfchei- 
dung dem Oberlandesgerichte aufgetragen, in der Hauptfache zu ertennen *). 


$. 304, 


Weitere Enticheidungen in Betreff der Frage, waun die vom Bernfungsrichter vor⸗ 
genommene Abänderung des unterrichterlihen Urtheiles im Sinne des Geſetzes als 
eine den Angellagten nachtheilige anzuſehen jei ? 


1. Bei einem Falle des Bergehens der fahrläfjigen Tödtung (Str. ©. 
$. 336) fand der Gerichtshof erfter Iuftlan mit Anwendung des außer- 
ordentlichen Miilderungsrechtes den nach dem Geſetze verwirkten firengen 
Arreft in Arreſt des erften Grades zu vermandeln, und erkanute, da aud 
die Vebingungen eintraten, unter denen nach $. 262 des Str. G. Haus- 
arreft verhängt werden barf, auf bie Strafe des dreikigtägigen 
Hausarreftes. 

Das Oberlandesgericht erlärte über Berufung der Staats: 
anwaltſchaft die Ummandlung der Strafe in Hausarreft für unzuläffig 
und erlannte auf ahttägigen einfachen Arreft. Der oberſte Geridjts- 
hof bat über Berufung der Angellagten das Urtheil der erſten 
Inſtanz beftätiget (E. vom 16. December 1856, ©. 3. 1857, Nr. 32). — 
Es wurde fomit zwar nur auf Hausarreſt, aber gegenüber dem Urtheile 
des Oberlandesgerichtes auf eine bedeutend längere ‘Dauer ber Freiheits⸗ 
firafe erfannt. Dem liegt aber offenbar die Anficht zu Grunde, daß die 
eine Abänderung fei, worauf über Berufung des Angeklagten vom höheren 
Richter erfannt werden dürfe, und die fomit, wenn fie in zweiter Inſtanz 
ausgeſprochen wurde, den Angeklagten zur &rgreifung weiterer Berufung 
nicht berechtige. 

2. 8. wurde in erfter Inftenz der im $. 312 des Str. G. bezeich- 
neten Uebertretung, und weil er bei der mündlihen Berhbandlung 
hierüber gegen den als Zeugen anwefenden Wachmann eine ungegrünbete 
Beichuldigung vorgebracdht hatte, kraft der im $. 247 der Str. Pr. O. ein- 
geräumten Befugniß auch ber Uebertretung der Ehrenbeleidigung nad & 488 
des Str. ©. ſchuldig erflärt und zum Arreft in der Dauer von acht Tagen 
verurtheilt. 

Ueber feine Berufung erfannte das Oberlandesgericht, daß 2. von ber 
Anklage wegen der Uebertretung nad) 8. 312 des Str. ©. wegen Unzu- 
länglichleit der Beweismittel freigefprochen werde, daß ferner die während 
der Berhandlung gegen den Wachmann vorgebrachte Aeußerung eine ſtraf⸗ 


*) Um bie Zuläffigleit ber Berufung zu beweiſen, hatte fidh die Staats- 
onmweltichaft auf die 8$. 295 nu. 301 berufen, weil bier feine Beſtätigung vorliege, 
ferner darauf, daß $. 303 die Berufung gegen Ergänzungtaufträge nicht verbiete, 
$. 814 aber dieſes Recht gegen alle Berfügungen der Gerichtshöfe einräume, gegen 
welche e8 nicht insbejondere unterjagt ifl. 
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bare Ehrenbeleidigung nicht begründe, fondern fi nur zu einer Discipli- 
narabndung nach 8. 244 der Str. Pr. D. eigne, 8. daher auch von der 
Uebertretung der Ehrenbeleidigung losgefprochen und fchuldlos erkannt, da⸗ 
gegen nad) 8. 244 der Str. Pr. D. über ihn die Disciplinarftrafe des adt- 
undvierzigftändigen Arreſtes verhängt werde. 

Der Angellagte ergriff auch gegen dieſes Urtheil die Berufung, welche 
jich darauf gründete, daß zur Anwendung von Disciplinarftrafen nach dem 
$. 244 der Str. Pr. D. nur das Gericht erfter Inſtanz, bei welchen die Ber: 
handlung flattfand , niemal® aber das Obergericht berufen ſei — “Der oberfte 
Gerichtshof hat jedoch, ohne in die Frage über die Kompetenz des Oberfandes- 
gerichtes nad) $. 244 Disciplinarftrafen zu verhängen, einzugehen, die Beru- 
fung vermöge $. 301 als unzuläffig verworfen, „weil das Oberlandesgericht, 
indem es den Angeflagten von der Uebertretung ſowohl ber Wache- als der 
Ehrenbeleidigung , worauf die erfte Inſtanz gegen ihn erfannt hatte, freifprach, 
und an die Stelle der vom erften Richter wegen beider Handlungen verhängten 
Ürreftftrafe von act Tagen eine fürzere Disciplinarftrafe für das legtere Fac⸗ 
tum allein fegte, das evjtrichterliche Erfenntniß zu Sunften des Angeflag- 
ten abgeäudert habe“. (E. vom 4. December 1856, ©. 3. 1857, Nr. 48.) *) 

3. Mehrere Angellagte waren nad) dem Antrage des Staatsanwaltes 
in erfter Inftanz des Verbrechens des verſuchten Raubes ſchuldig erfannt 
worden; das Oberlandesgericht erfannte über die bloß von ihnen ergrif- 
fene Berufung mit Yefthaltung der von den erften Richtern ausgefpro- 
chenen Strafe, daß fie des Verbrechens de 6 Raubes (ohne die erftrichterliche 
Bezeichnung der That al® Verſuch) fchuldig ferien. — Dagegen ergriff der 
Staatsanwalt die Berufung, weil das Oberlanbeögericht, indem es die Ange⸗ 
flagten des Verbrechens des vollbradhten Raubes für jchuldig erflärte, das 
von dem Ankläger nicht angefochtene Urtheil der erften Inftanz gegen das Geſetz 
zum Nachtheile derjelben abgeändert habe. 

Der oherfte Gerichtshof hat jedoch die Berufung verworfen, „weil 
das Oberlandesgeriht nur die Bezeihnung der That als Berſuch des 
Berbredgens weggelafien habe, worin eine Abänderung in pejus des Angeklag- 
ten um fo weniger liege, als die an den Ausſpruch über die Schuld geknüpfte 
Strafe nach Grad und Dauer diefelbe geblieben fei“ (E. vom 24. März 1857, 
©. 3. Nr. 74). 

4. Die Eheleute Andreas und Yulie B. waren wegen deö Verbrechens 
der Mitſchuld und rüdfichtlich Theilnefmung am Diebftahle in den Auklage⸗ 
ftand verfegt, und ihmen überdieß im Anklagebefchluffe die Uebertretung der 
Borfchubleiftung zur Laſt gelegt worden, weil fie beide dem Diebe H. bet ſich 


*», S. dagegen den Aufſatz Kitka's in der Zeitichr. für &. und R., IV. 
Nr. 35, wo die Anficht vertheidiget wird, daß dem Oberlandesgerichte hinfichtlich der 
Disciplinarbeftrafung in der That gar feine Zufländigleit gebilhrte, daß aljo die Ber- 
urtheilung zu diefer Strafe nicht gefeglih, mithin ungeredht war, die 
Berufung gegen bdiefelbe dem Berurtheilten daher jedenfalls offen ftand, und der 
oberfle Gerichtohof berechtiget und verpflichtet war , ihr ftattzugeben. 
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Aufenthalt gaben, und Andreas B. ihn noch überdieß vor den nachforſchenden 
Gensdarmen durch Bededen mit feinem Mantel verbarg. Bei der Schlußver- 
handlung erflärte jedoch der Staatsanwalt, den Thatbeftaud der Vorſchub⸗ 
leiftung durch Berhehlung nur darin zu finden, daß Andreas B. ben ihm be 
fannten flüchtigen Dieb vor den nachforfchenden Gensdarmen durch Bededen 
mit feinem Mantel verbarg, nicht aber aud) darin, daß er ihm geftattete, fich 
unter Tags im Walde bei der Heerde, zur Nachtzeit aber bei der Hütte auf: 
zuhalten; — und daß diefer Thatbeftand bezüglich ber Julie B. gänzlich fehle, 
weil ihr die Kenntniß, daß der Verhehlte ein flüchtiger Dieb fei, nicht nad: 
gewiefen werden konnte. — Diefen Anträgen gemäß wurden in erfter Inftanz 
beide Angellagte der ihnen zur Laft gelegten Verbrechen, dagegen der Lieber: 
tretung der Borjchubleiftung nad) $. 307 des Str. ©. nur Andreas B. und 
zwar auch dieſer nur deßhalb ſchuldig erflärt, weil er den H. vor den Augen 
der nachforfchenden Obrigkeit verbarg. 

Ueber die Berufung der Berurtheilten wurden beide von der Anklage 
wegen der ihnen zur Laſt gelegten Verbrechen freigefprochen, dagegen beide der 
Uebertretung der Theilnehmung am Diebftahle und auch beide der Uebertretung 
der Borjchubleiftung ſchuldig erklärt, letteres aus dem Grunde, „weil beide 
Ehegatten dem ihnen als Dieb befannten H. durch fünf Tage Unterftand und 
Koft gaben und ihn verborgen hielten.“ 

Gegen diefes Erfenntniß legte die Staatsanwaltfchaft die Berufung ein, 
und zwar fowohl gegen bie Freifprehung von der Anklage wegen des Ber: 
brechens , als auch gegen die Schuldigerflärung dev Julie B. wegen der Lieber: 
tretung der Vorſchubleiſtung, da fie derfelben in erfter Inftanz nicht verurtheilt 
und eine Berufung deßhalb von der Staatsanwaltfchaft nicht ergriffen worden 
war; endlich dagegen, daß der Uebertretung der von Andreas DB. 
begangenen Borfhubleiftung in zweiter Inftanz ein gauz 
anderer objectiver Thatbeftand zu Örunde gelegt wurde. 

Der oberfte Gerichtshof hat diefer Berufung nur bezüglich der der 
Julie B: in zweiter Inftanz zur Laſt gelegten Mebertretung der Borjchublei- 
ftung ftattgegeben, weil fie derjelben in erfter Inſtanz weder angellagt uod) 
ſchuldig geſprochen wurde; im übrigen wurde da8 oberlandesgerichtliche Urtheil 
beftätiget, und zwar bezüglich der dem Andreas B. zur Laſt gelegten Ueber: 
tretung der Borfchubleiftung deßhalb, „weil er felbft eingefteht, dem vaga- 
bunden Knaben H. ohne alle Erfundigung über ihn Unterkunft wie auch Unter: 
halt gegeben zu haben.“ (&. vom 12. October 1857, Gerichtshalle Ar. 39.) 

5. Ein mit der erlegten Gemſe von dem beeideten Jäger noch im frem⸗ 
den Reviere betretener Wilddieb hatte fid) dem Jäger gewaltfam widerjegt und 
ihm eine leichte körperliche Befhädigung beigebracht. — Er wurde in erfter 
Inftanz des Verbrechens des gewaltfamen Diebftahles nad) $. 174, I. und 
der concurrirenden Uebertretung ber körperlichen Beſchädigung nad) F. 411 des 
Str. ©. ſchuldig erflärt und mit Anwendung des $. 286 zu zweijährigem 
ſchweren Kerker verurtbeilt. 

Die von ſeinem Vertheidiger ergriffene Berufung war nur gegen die 
Annahme der Concurrenz der Uebertretung (da dieſelbe durch die Qualificirung 
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des Diebftahls als eines gewaltfamen ausgefchloffen werde) und eines daraus 
refultivenden Erfchwerungsumftandes gerichtet und enthielt die Bitte um Her- 
abfegung der Strafzeit. — Das Oberlandeögeriht nahm an, daß die Abficht 
durd) die gebrauchte Gewalt fi) in dem Befige der Gemfe zu erhalten nicht, 
wohl aber jene erwielen fei, dadurch feine Anhaltung zu verhindern, es er- 
klärte daher den Angeklagten des Verbrechens ber äffentlihen Gewaltthätigfeit 
nad) 8. 81 des Str. ©. und ber Uebertretung des verfuchten ‘Diebftahles für 
ſchuldig und verurtheilte ihn mit Anwendung des höheren im $. 82 beftimmten 
Straffages zu fchwerem Kerfer in der Dauer von einem Jahre. 

Der oberfte Gerichtshof beflätigte mit E. vom 23. März 1858 (©. 3. 
Nr. 65) in Vetreff der Schuldfrage das erftrichterliche Erkenntniß, hinſichtlich 
des Strafausmaßes aber jenes des Oberlandesgerichtes, indem er den Anfang 
der Strafe auf den Tag der Fällung des Urtheils der erften Inftanz zurüd 
verjette. In den Motiven wurde bemerkt: „Die Frage, ob bie Widerfeglic- 
feit des Angeklagten und die hiebei erfolgte Verwundung bed Jägers ale eine 
Uebertretung nad $. 411 oder als das im 8. 81 des Str. ©. bezeichnete 
Verbrechen zu qualificiren fei, durfte von dem Oberlandesgerichte aus dem 
runde nicht zum Gegenftande feiner Entfcheidung gemacht werden, weil bie 
Berufung des Angeflagten gegen das erftrichterliche Erkenntniß, beziehentlic) 
jeine Bitte um größere Strafmilderung nur gegen die Annahme ber (durch) bie 
Dualification des Diebftahles nach $. 174, I ausgefchloffenen) Concurrenz der 
Uebertretung des $. 411, alfo eines nicht beftehenden Erfchwerungsumftandes 
gerichtet, folglich in diefer Beziehung eine Abänderung des erftrichterlichen 
Spruches zum Nachtheile des Befchwerdeführers (nämlich die Qualificirung 
der Widerfeglichkeit ald Verbrechen) durch die SS. 209, 210 und 304 der 
Str. Br. D. ausgefchloffen war, zumal da fid) die Schlußverhandlung über 
diefe Frage gar nicht verbreitet hatte ($. 250 der Str. Pr. O. und Juſtiz⸗ 
minifterialverordnung vom 7. Jänner 1857, R. ©. Bl. Nr. 11)“. 

6. B. war befihuldiget, daß er, als ein Bahnwächter ihm den wegen 
bereit8 angezeigten Nahen eines Zuges gefchloffenen Schranken zum Ueber- 
gange über die Bahn nicht öffnen wollte, ſeitwärts dur eine Anpflanzung 
die Bahn überfchritt, und als ber Wächter ihn: zur Rede ftellte, drohte, er 
werde ihn erjchlagen, fobald er ihn im Walde treffe; ferner, daß er andere 
Leute zu Hilfe vief, al8 ihn darauf der Wächter durch zwei Bahnarbeiter feſt⸗ 
nehmen laffen wollte, und daß er fich von Iegteren mit Gewalt befreite. Die erfte 
Inftanz verfegte ihn in Anklageftand wegen bes Verbrechens der öffentlichen 
Gewaltthätigfeit nad) den SS. 81 und 82 des Str. G., das Oberlanbesgeridht 
aber über feine Berufung wegen des Verbrechens ber öffentlichen Gewaltthä- 
tigkeit durch gefährliche Drohung nad) den SS. 99 und 100 des Str. G., und 
zwar legteres deßhalb, weil er feine in Folge der gepflogenen Erhebungen 
allerdings gefährliche Drohung gegen den Bahnwächter nicht um etwas zu er⸗ 
zwingen ausgeftoßen hatte, fondern nachdem er den Uebergang über die Bahn 
auf andere Weife, als durch Deffnung des Schranfens bemerfftelliget hatte, 
und weil die Bahnarbeiter, demen ex fich gewaltjam entrig, nicht zu den 
im $. 81 (und rüdfichtlih $. 68 des Str. ©.) genannten Perfonen gehören. 

Herbft, Entſchgn. 3. Strafprocef-Drdnung. Nachtr. 4 
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— Da hiernad der erflrichterliche Befchluß weder beftätiget, noch zu Gunſten 
des Beſchuldigten abgeändert worben war (8. 211), gab ihm die erfte Inſtanz 
die obergerichtliche Entſcheidung mit dem Bedeuten befannt, daß ihm ein wei- 
terer Rechtszug dagegen offen ſtehe. Er ergriff nun die Berufung, weil ber 
Thatbeftand eines Verbrechens’ überhaupt nicht vorhanden, Teinesfalls feine 
Ueberweifung zu erwarten fei, daher ein Ablaffungsbefhluß nah $. 6 ber 
taiferlihen Verordnung vom 3. Mai 1858 hätte gefchöpft werden follen. 

Das Obergericht legte die Berufung dem oberften Gerichtshofe vor, 
weil zwar feine Abänderung bes Anflagebefchluffes in den Wirkungen für 
den Angellagten kaum als eine wefentliche angefehen werden dürfte, das 
vom Angellagten geltend gemachte Berufungsreht aber den Wortlaut dee 
8. 211 für fi babe, und die Berufung daher nicht als unzuläffig zurädzu- 
weifen war. Der oberfte Gerichtshof verwarf jedoch letztere, weil beide Behör⸗ 
den ausgeſprochen haben, daß die Anklage gegen B. wegen des Verbrechens 
der öffentlichen Gewaltthätigkeit Bla greife, die Abänderung bes Oberlandes- 
gerichtes nur darin befland, daß felbes in feiner Handlung ben Thatbeftand 
eines anderen Falles diefes Verbrechens erfannte, und demnad feine Berufung 
nur gegen diefe Aenderung hätte gerichtet fein Fünnen, während er nicht 
diefelbe, fondern die vom Obergerichte beftätigte Berfegung in den Anflage- 
ftand überhaupt beftreitet, wogegen nad) $. 211 Feine Berufung zuläffig 
ft. (E. vom 20. September 1859, ©. 3. Wr. 151.) 

7. Die 4. wurde durch kreisgerichtliches Urtheil wegen des Berbrechens 
de8 Zodtfchlages, begangen dadurch, daß fie das ihrer Pflege anver— 
traute zehnjährige Kind in feindfeliger Abficht durch längere Zeit mißhan⸗ 
beite, wodurch der Tod desfelben bewirkt wurbe, zur geringflen geſetzlichen 
Strafe nad) dem $. 142 des Str. ©, nämlich zum fchweren Kerker von zehn 
Jahren verurtheilt. 

Ueber ihre Berufung änderte das Oberlandesgeriht das Urtheil ab, 
und verurtheilte die Angellagte nicht wegen des Berbrechens bes Todtjchlages, 
fondern nur wegen jenes ber ſchweren Förperlichen Beichädigung nad den 
$8. 152 und 156, lit. b (weil diefelbe ihr Pflegekind durch längere Zeit und 
auf foldhe Art mißhandelte, daß daraus ſchwere und unheilbare Berlegungen 
erfolgten) unb zwar ebenfalls zu fchwerem Kerker von zehn Jahren, aljo zur 
höchſten nad) 8. 156 , lit. c zuläffigen Strafe. 

Die dagegen von ber Angeklagten an den oberften Gerichtshof ein- 
gebrachte Berufung wurde von diefen verworfen, „weil das erftrichterliche 
Urtheil von der zweiten Inftanz nur dahin abgeändert wurde, daß die Ange- 
klagte nicht bes Berbrechens des Todtfchlages, welches im Allgemeinen im 
Strafgefege mit firengeren Strafen bedroht ift, als jenes der ſchweren körper⸗ 
lichen Beſchädigung, fondern des legtgenannten ſchuldig erklärt und zu gleicher 
Strafe verurtheilt wurde. Es iſt daher in dem Puncte der Shuld unb der 
Strafe beftätiget und zu Folge des $. 301 eine Berufung dagegen in diefer 
Richtung unzuläffig.“ 

„Eine folche könnte baher nur Plat greifen wider den Ausſpruch, daß 
die Angellagte an ihren Pflegelinde keinen Todtichlag begangen, fondern dem- 
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felben nur eine ſchwere körperliche Befchädigung zugefügt babe; die Berufung 
ift aber in dieſer Richtung gar nicht ergriffen worden, fondern nur gegen bie 
Zuertennung der Schuld und Strafe, worin jedoch wie erwähnt das erfi- 
richterliche Urtheil vom Dberlandeögerichte beſtätiget wurde.“ (E. vom 12. Octo⸗ 
ber 1859, Gerichtshalle Nr. 45.) *) 


F. 304 (und 8. 310). 


Abänderung des Erkeuntniffes hinfichtlich der privatrechtlichen Auſprüche zum 
Nachtheile des Verurtheilten. 


Jemand wurde wegen Verbrechens der Brandlegung in erſter Inſtanz 
ſchuldig erklärt und nebſt der Strafe zum Erſatze einer beſtimmten Summe 
an den Beſchädigten verurtheilt, jedoch über ſeine Berufung in zweiter Inſtanz 
wegen Unzulänglichfeit der Beweismittel freigeſprochen. Ueber die vom Staats⸗ 
anwalte gegen das oberrichterliche Urtheil eingelegte Berufung wurde in höch⸗ 
fter Inftanz das erftrichterliche Urtheil nicht nur bezüglich der Schuld und 
Strafe beftätiget, ſondern es wurde auch über die privatrechtlichen Anfprüche 
erfannt und der Berurtheilte verhalten, dem Beſchädigten eine beftinmte 
Summe zu erfegen. (E. vom 18. Mai 1858, ©. 3. 1859, Nr. 103.) 


*) Hieher gehört auch der von Kitla in der Zeitfchr. f. ©. und R., II. Nr. 35 
mitgetheilte Rechtefal. Es war nämlid ein Kürfchnermeifter in erfter Inftanz wegen 
des Verbrechens der Theilnehmung am Diebftahle zum Kerler in der Dauer von 
ſechs Wochen, über die von ihm dagegen ergriffene Berufung aber vom Oberlandes- 
gerichte wegen des Verbrechens der Theilnehmung an der Beruntreunng zum 
Kerler in der Dauer von vier Wochen verurtheilt worden. 


Die von ihm weiter ergriffene Berufung wurde vom oberften Gerichtshofe als 
unzyläffig erffärt, objchon in derfelben Nachftehenbes geltend gemacht worden war: 
Das Berufungsredht ftehe ihm zu, denn wenn Jemand über feine Berufung von dem 
höheren Gerichtshofe eines ganz anderen Verbrechens jchuldig erkannt wird, könne man 
nicht jagen, daß das Urtheil zu feinen Gunſten abgeändert wurde; e8 gebe unter den 
Verbrechen feine dießfällige Stufenleiter, und wenn ja beurtheilt werden wollte, welches 
Berbrechen für beu Berurtbeilten günftiger jet, fo wäre bier gerade ber umgelehrte Fall 
vorhanden, denn einem Kürſchner werden oft koſtbare Belze für Längere Zeit zur Auf- 
bewahrung anvertraut, daher ihm die Berurtheilung wegen Beruntreuung mehr ſcha⸗ 
den muß, als jene wegen Diebftahles, da man fich bei einiger Unbejonnenheit eines 
Diebftahles leicht ſchuldig machen kann, ohne deßhalb auch als ein für feine Kunden 
gefährlicher Menſch zu erfcheinen. — Die Strafe komme hier nicht in Betracht, weil 
diefelbe die Folge des Verbrechens ift und es fonderbar wäre zu behaupten, daß bie 
Strafe gemildert worben fei, weil den Schulbigen als die Folge eines ganz anderen 
Berbrechens eine geringere Strafe getroffen hat. Der Verurtheilte fei in zweiter Inftanz 
eines Verbrechens fehnldig erfaunt worden, deffen er nicht angeflagt war und wo⸗ 
gegen er fi) gar nicht vertheidigen konnte, was dem Geſetze, insbejondere aber 
dem 8. 211 der Str. Br. O. gewiß nicht entipredhe. 

4* 








52 Strafproceß⸗Orbnung. 8. 304 (und $. 310). 

Diefe Abänderung bes oberricäterlichen Urtheiles konnte, wie Wafer, 
ber (a. a. D.) den fraglichen Rechtsfall mittheilt, bemerkt, bezüglich ber pri- 
vatrechtlichen Anfprühe nur von Amtswegen erfolgen, weil dem Beſchä⸗ 
digten gegen das freifprechende Urtheil des Obergerichtes kein Berufungsrecht 
zuftand und für deſſen Anjchließung an die Berufung des Staatsanwaltes 
feine gejeglihe Vermuthung beſteht. Wafer findet daher in biefem Falle 
einen Beleg für folgenden Sat: „Wird ein los⸗ ober freifprechendes Erkennt⸗ 
niß vom Staatdanwalte zum Zwede der reformatio in pejus in Berufung 
gezogen und wird biefer Berufung ftattgegeben , jo können die höheren Spruch⸗ 
behörbden in die Lage fommen, das berufene Erkenntniß rüdfichtlich der privat: 
rechtlichen Anfprühe von Amtswegen zum Nachtheile des Berurtheilten 
zu reformiren“ *), 

*) Diefem Sabe, fo wie bem ber E. vom 18. Mai 1858 zu Grunde Tie- 
genden Principe dürften aber doch gegründete Bedenken entgegenftehen. Nach 8. 304 
kann das unterrichterliche Erkenutniß in Bezug auf die privatrechtlichen Auſprüche 
zum Nachtheile des Berurtbeilten nur dann abgeändert werden, wenn 
bie Bernfung von einer der unter lit. d des 8. 300 genannten Ber: 
fonen ergriffen worden ift. Geſchah dieß nicht, fo entfällt nad dem Geſetze 
für den Berufungsrichter die Möglichkeit, in Bezug auf die privatrechtlidhen Auſprüche 
eine dem Angeklagten nachtheilige Abänderung vorzunehmen. Dabei kamn es keinen 
Unterfchied machen, ob die Berufung des Beſchädigten aus bem Grunde unterblich, 
weil er von dem ihm zuftehenden Berufungsrechte keinen Gebraud) machte, oder ob 
er nach dem dritten Abſatze des 8. 301 von der Berufung (weil kein Strafurtheil 
vorlag) ausgejchloffen war. Denn in feinem diefer beiden Fälle ift die Berufung 
von einer der unter lit. d des 8. 300 genannten Perfonen ergriffen worden. — Man 
jege nur, daß in bem obigen Falle der Beichäbigte gegen das Freifprehung®- 
urtheil des oberen Richters wegen feiner privatredhtlichen Anſprüche die Be- 
rufung ergriffen hätte. Da er nad) 8. 300 Hiezu nicht beredhtiget war, fo müßte 
feine Berufung zweifellos als unzuläſſig zurüdgemwiefen werden. Wäre e8 nun 
nicht ein offenbarer Widerſpruch, wenn einerjeits die Berufung als unzu— 
läſſig verworfen, und andererfeits dennoch von Amtswegen gemam das— 
jenige zuerfanut werben würde, was in der’ verworfenen Berufung angeſprochen 
wurde? — Dan wolle aud nicht üiberjehen, daß es ſich Hier um privatrechtliche 
Anfprüche handelt, welche, aud wenn vor dem Strafridhter geltend gemacht, ihre 
privatredhtliche Natur noch beibehalten ; daß die Entſcheidung Aber biefelben im 
Strafprocefje und für denfelben nur etwas Accefforifches , und ber Beſchädigte an 
deren Verfolgung vor dem Civilrichter durch den Ausfprud) des Strafrichtere nie- 
mals gehindert iſt; daß ferner im unferem Rechte wenigſtens im Bernfungsverfahren 
der Grundſatz der accufatorifchen Procekform eingehalten wurde, wornad der Be- 
rufnngerichter eine nicht verlangte Abänderung des unterrichterlichen Erkenntnifſes 
von Amtsmegen auszufpredhen nicht berechtiget ift, und daß Bievon nur in fa- 
vorem defensionis eine Ausnahme gemacht wurde (8. 210), daß aber bie für biele 
Ausnahme ſprechenden Rüdfichten bei ber Entſcheidung über die privatrechtfichen 
Ansprüche offenbar nicht eintreten, daß vielmehr auch zum Bortbeile des 
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8. 310. 


Befugnifie des oberſten Gerichtshofes bezüglich der feiner Eutſcheidung unter- 
zogenen Erkenntnifſe. 


Das Oberlandesgericht hatte ſein Erkenntniß dem oberſten Gerichts⸗ 
hofe bloß deßwegen von Amtswegen vorgelegt, weil es die Verurtheilte 
einer die Granzen feiner Macht überſteigenden Milderung für würdig hielt. 
Der oberfte Gerichtshof aber war der Anſicht, daR der Angellagten die 
zur Laft gelegte That nicht als Verbrechen zugerechnet werden könne, und 
erfannte, indem er die im 8. 307 (und rüdfichtlih in dem dort bezogenen 
8. 210) dem Oberlandesgerichte eingeräumte Macht auch für fi in An- 
ſpruch nahm, daß bie Angellagte losgeſprochen und ſchuldlos erflärt werde. 
(E. vom 14. October 1857, ©. 3. Nr. 124) *). 


Berurtheilten (dem body die Betretung des Civilrechtsweges verfagt if) eine 
Abänderung des unterrichterlichen Erkenntniffes hinſichtlich der privatrechtlichen An⸗ 
ſprüche ohne ein ausdrücklich darauf gerichtetes Begehren nicht erfolgen darf ($. 304), 
eine von Amtswegen zum Nacht heile besfelben erfolgende Abänderung baber 
um fo weniger geredjtfertiget wäre. 

Es dürfte daher dem Syſteme bes öfterreicgifchen Strafproceffes vielmehr der 
Grundſatz entiprehen: Wenn in welcher Inflanz immer ein 2o8- oder Freifprechungs- 
urtheil ergangen ift, jo fanıı von dem höheren Richter, an welchen die Sade im 
Bernfungswege gelangt , auch dann in eine Entſcheidung über die privatredgtlichen 
Anfprüche eingegangen werben, wenn er das unterrichterliche Erfenntnig abändert 
nnd ein Strafurtbeil fällt. 

*) Daß ber oberfte Gerichtshof hiezu eben jo berechtiget wie verpflichtet war, 
kann ſchon nad dem Wortlante des Geſetzes keinem Zweifel unterliegen. Denn nad) 
8. 310 hat der oberfie Gerichtshof bei der Entjcheidung über die durch Borlage 
von Amtsmegen dahin gelangenden Erfenntniffe nach den SS. 303, 304 und 309 
borzugehen. Im 8. 304 aber wird das Oberlandesgericht, falls es bei der Bera- 
thung über eine Berufung in die Hauptſache jelbft einzugehen findet, angewieſen, mit 
Beobachtung der Borichriften der SS. 209 nnd 210 nad dem Geſetze zu entfcheiden, 
mithin dem letzteren Paragraphen gemäß, wenn e8 eine Abänderung des umterrichter- 
lichen Erkenntniſſes zu Onmften eines Beichufbigten im Geſetze gegründet findet, die- 
felbe von Amtswegen anszufpredhen. 

Eben fo wenig follte bezweifelt werben, daß das Oberlandesgericht, dem ein 
Strafurtheil bloß zum Behufe der außerordentlichen Milderung vorgelegt wurde, be- 
fagt fei, nicht bloß die Strafe zu mildern, ſondern auch jede andere im Geſetze ge- 
gründete und dem Beſchuldigten günftige Aenderung des erftrichterlichen Erkeuntniffes 
vorzunehmen. Dem $. 307 weift da8 Oberlandeögericdht an, nad ben für die Be- 
rufung geltenden Borfchriften und insbejondere nad) jenen des 8. 210 aud) dann 
vorzugehen, wenn ihm Strafurtheile zur außerordentfihen Milderung vorgelegt 
werden. —-Imdeffen wird dieß body nicht allgemein anerkannt, wie eine in Nr. 87 
der &. 3. vom Jahre 1859 mitgetheilte Entſcheidung des böhmiſchen Oberlandes- 
gerihtes vom 28. Juni 1859 beweiſt. Die Angellagte wurde nämlich in erfter 
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8. 3 13. 
Einrechnung der Unterſuchnugshaft in die Strafzeit. 


Ein Oberlandeögericht hatte als Berufungsbehörbe die im Geſetze auf 
fünf bis zehn Jahre beftimmte Kerkerftrafe zu Gunften der zwei Angeflagten 
nach $. 305 auf je ein Jahr Herabgefegt, und zugleih nad) $. 313 ane- 
gefprodden, daß in biefe Strafe für den Einen ſechs, für den Anderen 
neun Monate ihres Unterfuchungsverhaftes einzurechnen feien. 

Segen letzteren Ausſpruch ergriff die Staatsanwaltſchaft die Berufung, 
indem fte behauptete, daß das Obergericht hiedurch feinen gefeglich beſtimm⸗ 
ten Wirkungskreis überfchritten habe ; es gehe nicht an, daß das Ober— 
gericht den mildernden Umſtand der ohne Verſchulden des Angeklagten ver- 
längerten Unterfuhungshaft zweimal (nämlich bei Ausmeffung der Strafe 
und durch die Einrechnung des Unterfuchungsverhaftes in diefelbe) zu Gun⸗ 
fien des Berurtheilten in Anfchlag bringe, daß es auf foldye Weife die 
Wirkung des Straferkenntniſſes ganz oder theilweife wieder aufhebe und bie 
im $. 305 feinem Milderungsrechte geſetzte Gränze überfchreite. Der $. 313, 
welcher dem Obergerichte und dem oberften Gerichtshofe geftattet , die Ein- 
rechnung der Unterfuhungshaft auszufpreden, fei nur auf die Haft 
von der Zeit der Kundbmahung des unterridterliden Ur— 
theiles bis zur Erdffnung des von der höheren Behörde ge- 
fällten Urtheiles zu beziehen *). 

Der oberfte Gerichtähof verwarf jedoch die Berufung der Staate- 
aumaltjchaft aus folgenden Gründen : „Dem Oberlanbesgerichte ift im $. 305 
das Recht zu außerordentlicher Strafmilderung und im erften Abfage des 
$. 318 das Befugniß eingeräumt, den ohne Berfhulden des Angeklagten 
verlängerten Unterfuchungsverhaft in die Freiheitsſtrafe einzurechnen. Der 
Unterfuchungsverhaft endet aber der Natur der Sache nad mit dem erfl- 
richterlichen Urtheile; er unterfcheidet fich daher von dem im zweiten Abſatze 


Juſtanz des Verbrechens des verfuchten Kindesmordes ſchuldig erlannt und bie Strafe 
auf zwei Jahre fchweren Kerker bemeſſen. Eine Berufung gegen dieſes Erkenntniß 
wurde wicht ergriffen, wohl aber bat das Kreisgericht die Acten dem Oberlandes- 
gerichte mit dem Antrage anf weitere Mildernng vorgelegt. Das Oberlandesgericht 
nahm nun an, daß nicht der Thatbeftand des verſuchten Kindesmordes, fon 
dern jener bes Verbregens der Weglegung eines Kindes vorhanden fei. 
„Nachdem jebod gegen das Urtheil von feiner Seite eine Berufung ein- 
gelegt wurde, daher im Sinne ber Str. Br. D. an der Tertirung 
der Krafbaren Handlung nihts geändert werden fann, fo murbe 
in Würdigung der Milderungsgründe bie Strafe des ſchweren Kerlers anf die Daner 
eines Jahres herabgeſetzt.“ (S. dagegen anh Waſer in der ©. 3. 1859, S. 410.) 

*) Die Anficht, daß nad 8. 313 nur der nad), nicht aber auch der vor 
Berfündigung des erflen Strafurtheiles befiandene Unterjuchungeverhaft in die ver: 
hängte. Freiheiteſtrafe eingerechnet werben könne, wurde von Lienbach er wieder 
holt zu begründen verſucht (j. G. 3. 1858, Ar. 73 und 74, dann Ne. 117). 
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des 8. 313 erwähnten ferneren Berhafte des Angellagten vom Tage der 
Berfündigung des erftrichterlichen Erkenntnifjes bis zur Eröffnung des ober- 
richterlichen Urtheiles und darf nicht gegen den Wortlaut und die beutliche 
Abficht des Gefeges mit biefem letzteren ibentificirt werden. Daß das Strof- 
gefeg mit dem Ausdrude: „Unterfuchungsverhaft“ die Haft des Angeklagten 
bis zur Fällung des erftrichterlichen Lirtheiles, im Gegenfage zu der bar- 
über hinaus fich erftredenden Haft desfelben bezeichnete , ergibt fid) auch aus 
der Yuftizminifterial-Erläuterung vom 20. Mai 1856, 3. 9797 , welde 
diefen nämlichen Begriff mit dem Worte Unterfuchungsverhaft verbindet, 
da fonft die darin behandelte und verneimend entfchiedene Frage, ob das 
Befugniß, die Unterfuchungshaft in die Strafzeit einzurechnen, aud) dem in 
erfter Inftanz erfennenden Gerichte zuftehe, offenbar feinen Sinn haben 
würde. Es bat ſomit da8 Oberlanbesgericht dadurch, daß es im vorlie 
genden Falle nicht nur die Strafe der Angeflagten jo viel ihm nad) 8. 305 
geftattet war, milderte, jondern überdieß nad) $. 313 in die Strafzeit den 
bis zur Füllung des erftrichterlichen Urtheiles ausgeftandenen Verhaft theil- 
weife einrechnete, die Gränzen bes gejeglichen Wirkungskreiſes keineswegs über- 
ſchritten“ (E. vom 20. April 1859, ©. 3. Nr. 62). 

2. Gegen U. wurde die Specialunterfuchung wegen Todtſchlag einge- 
leitet und nad) 8. 156 lit. a die Unterfuchungshaft verhängt und diefe am 
25. September 1857 in Vollzug geſetzt. Er wurde indeſſen nur wegen fchwerer 
förperlicher Beichädigung in den Anflageftand verſetzt, und fohin beim Wegfall 
des einzigen vorhanden gewejenen Berhaftögrunded am 4. Auguft 1858 auf 
freien Fuß geſetzt. 

Bei der Schlußverhandlung wurbe er aud) von dem legteren Berbrechen 
losgeſprochen und nur der Uebertretung gegen bie Sicherheit des Lebens nad) 
8. 335 des Str. ©. ſchuldig erfannt und zu Arreſt von einem Monate, er- 
gänzt durd) einen Yafttag in jeder Woche, verurteilt. Er ergriff dagegen die 
Berufung, welche das Oberlandesgericht zwar verwarf, jedod) beifügte, daß 
die wider den Berurtheilten verhängte einmonatliche Treiheitäftrafe durch den 
von ihm ohne fern Verſchulden längere Zeit ausgeftandenen Unterfuchungsver- 
baft als vollftredt anzufehen fei. | 

Dagegen brachte die Staatsanwaltfchaft weitere Berufung ein, indem fie 
darzuthun verfuchte, daß das Dberlandesgericht nad) dem Geifte des $. 313 
nicht berechtiget gewejen fei, dem Berurtheilten den vor Verkündigung des erft- 
richterlichen Urtheiles ausgeftandenen Unterfuhungsverhaft ganz als Strafzeit 
anzurechnen und ihn keiner anderen Strafe mehr zu unterwerfen. 

Der oberfte Gerichtshof Hat jedoch mit E. v. 4. Jänner 1859 (Gerichts⸗ 
halle Nr. 27) biefe Berufung aus nachftehenden Gründen verworfen: 

„Der erfte Abjag des $. 313 flellt e8 den Oberlandesgerichten frei, bei 
den aus was immer für einem Anlafle igrem Erkenntniſſe unterzogenen Straf: 
fällen in ihren Strafurtheilen zugleich aud) auszuſprechen, ob und in wie weit 
eine Einrechnumg bes von dem Berurtheilten ohne fein Berfchulden durch län- 
gere Zeit ausgeſtandenen Unterfuchungsverhaftes in die verhängte Freiheits- 
ftrafe ftattfinden fol.” 
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„Bei diefer Ermächtigung werden die Oberlandesgerichte an eine Schranfe 
in Betreff der Dauer nicht gebunden. Diefelben können daher, wenn andere 
genügende Gründe vorhanden find, und der ansgeftandene Unterfuchungsver:- 
haft länger gedauert hat, als die verhängte Freiheitsſtrafe, letztere durch erfteren 
für vollftredt erklären.“ 

„Bird nun im vorliegenden Falle erwogen, daß der Angellagte ohne 
fein Berfchulden im Unterfuhhungsverhafte vom 27. September 1857 bis 
4. Auguft 1858 angehalten wurde, fo ftellt ſich der oberlandeögerichtliche Be 
ſchluß, die verhängte einmonatliche Arreſtſtrafe durch diefen jo fang beftandenen 
Unterfuhungsverhaft für vollſtreckt zu erflären, als ganz begründet dar.” 


F. 322. 
Beſchwerde gegen bie Berfagnug eines Aufſchubes im der Strafvollziehnug. 


Ein Oberlandesgericht hatte die Anſicht geltend gemacht, daß die im 
8. 314 feſtgeſetzte Regel, wornach im Strafverfahren die Beſchwerde gegen 
richterliche Verfügungen an das höhere Gericht überhaupt geftattet ifi, in dem 
Falle des von dem Oberlandesgerichte verfagten Aufſchubes der Strafvollgie- 
hung feine Anwendung habe, weil einerfeits der $. 322 durch das Wort „nur“ 
die ausfchliegende Zuftändigkeit der Oberlandesgerichte für die Bewilligung 
eines foldyen Auffchubes bezeichnet, mithin den weiteren Rechtszug befeitiget 
habe, und andererfeits der Zwed der Strafrechtspflege durch wiederholte Recurfe 
und Beſchwerden des die Strafpvollſtreckung zu hintertreiben fuchenden Ber- 
urtheilten vereitelt würde. 
Der oberfte Gerichtshof ſprach aber mit E. v. 18. November 1857 
(©. 3. 1858, Nr. 18) die Zuläffigkeit der Beſchwerde gegen die Berfagung 
eines begehrten Strafauffchubes aus, weil der $. 314 die Veſchwerde gegen 
alle Berfügungen der Gerichtshöfe, „fofern der weitere Rechtszug im Geſetze 
nicht insbefondere unterſagt iſt,“ einräume, in der Vorſchrift des 8. 322 
aber, welcher die Befugniß, einen Strafauffchub zu bewilligen, mit Ausſchlie⸗ 
ung der erſten Inftanzen, den Oberlandesgerichten vorbehalte, keineswegs bie 
Feſtſetzung ber im $. 314 erwähnten einzigen Ausnahme von der Regel der 
allgemeinen Zuläffigkeit der Beſchwerde an das höhere Gericht Liege. 


8. 341. 
Verurtheilung des Angeflagten zum SKoftenerfage. 


Die D. war in erfter Inftanz des Verbrechens der Theilnahme an 
der Creditspapier-Verfälſchung ſchuldig erflärt worden. Gegen 
diefes Urtheil wurde zu Gunſten der Angeklagten ſowohl vom Staatdanmwalte 
als vom Bertheidiger Berufung eingelegt. Hierüber hat da8 Oberlandesgericht 
die Angeflagte von dem Verbrechen ber Theilnahme an der Creditäpapier-Berfäl- 
ſchung freigefprochen, dagegen der Uebertretung des Betruges für 
ſchuldig erflärt, — zugleich aber auch die Befchuldigte von der Vergütung der 
Koften des Strafverfahrens gemäß $. 343 aus dem Grunde losgezählt, 
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weil diefelbe als eine vom Taglohne Lebende, fonft unvermögliche Berfon ſolche 
zu erfegen außer Stande fei, und die Verzögerung der Unterfuchung ih: 
nicht zur Laſt gelegt werben könne, weßhalb nach $. 341 die Nachfidht 
der Koften der zweijährigen Unterfuchungshaft ausgefprochen werden müſſe. 

Auch gegen diefes Erkenntniß legte die Staatsanmwaltichaft, jedoch mit 
Beſchränkung auf die Entſcheidung bezüglich der Koften die Berufung 
ein. Sie machte geltend, daß $. 343 nur von der Eintreibung jener Ko⸗ 
ften fpredhe, deren Erſatz dem Berurtheilten nad) $. 341 auferlegt wurde, leg- 
terer Paragraph fage aber deutlich, daß in jedem Strafurtheile aud) die Pflicht 
zum Koftenerfage auszufprechen fei. Nur die Frage, ob das bezüglich des Ko⸗ 
ftenerfages im Strafurtheile gefällte Erkennniß auch erequirt werden folle, über- 
laſſe 8. 343 dem billigen richterlichen Ermeſſen; dieß konnte aber noch nicht 
Gegenftand einer Apellentfcheibung fein, weil darüber vorerft die erfte Inflanz 
zu entjcheiden habe. — Da die Unterfuchungshaft ohne Verfchulden der Ange: 
klagten verlängert wurbe, fo geftatte das Gefeg nur eine Ausfcheidung der nicht 
verfchuldeten Koften, nicht aber eine Roszählung von allen Koften, da die An- 
Hage nicht wie $. 341 im zweiten Abfage vorausfege, auf verfchiebene, ſondern 
nur auf Eine ftrafbare Handlung lautete, und letztere nur verfchieden quali- 
ficirt wurde. 

Der oberfte Gerichtshof hat biefer Berufung, und zwar nad) ber betref- 
fenden Mittheilung „aus denfelben Gründen” Statt gegeben, und be> 
züglich des Koftenpunctes das erftrichterliche Erkenntniß beftätiget, womit die 
D. in den Erſatz der Koften des Strafverfahrend verfällt murde (E. vom 
11. Mär; 1857, Gerichtshalle Nr. 8) *). 





*) In diefer Entiheidung ift anerkannt, daß im Strafurtheile der Koften- 
erfag dem Verurtheilten ohne alle Rüdficht darauf, ob die Koften ans feinem Ber- 
mögen eingebracht werben lünnen, aufzuerlegen fei. Dieß ergibt ſich, wie in der Be⸗ 
rufung der Staatsanwaltfchaft jehr richtig bemerkt wurde, aus dem Zuſammenhange 
der 88. 341 und 343, und wird durch den 8. 139 der Strafgeridhts - Inftruction 
anfer allen Zweifel gejett. Letzterer beftimmt nämlich, daß erſt nad gefälltem 
Erfienntnifje erfier oder Höherer Inftanz, modurd der Beſchuldigte (oder 
ein Dritter) zum Erjate der Koflen des Strafverfahrens verurtheilt worden if, und 
zwar non jenem Gerichte, weldes in erfter Inftanz erfannt hat, über 
die Einbringlichkeit der Koften zu enticheiden ei. 

Dagegen ift die Mittheilung in Betreff des für die Roszählung vom Koften- 
erfage aus dem $. 341 (nämlich dem zweiten Abſatze desjelben) abgeleiteten Gruu⸗ 
des, und ber dagegen in der Berufung erhobenen Einwendimgen nicht Har. — Daß 
die Unterfuhungshaft ohne Berfchulden des Angellagten verlängert wurde, iſt an 
und für fid) als ein Grund, denfelben vom Kofienerjage loszuzählen, nicht anerfannt. 
Das Geſetz erwähnt nur des Falles, wenn fi) da® Verfahren auf mehrere ftrafbare 
Handlungen bezog, und der Angelfagte bezüglich einiger nicht für ſchuldig erkannt wurbe. 
Aber auch ımter diefer Borausfegung ift dem Gerichtshofe nicht die Loszählung vom 
Koftenerfake, ſondern nur die thunliche Ausicheidung der Koften binfichtlich derjeni⸗ 
gen Handlungen geftattet, derem der Angellagte eben nicht ſchuldig erklärt wird. 
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8. 344, 


Friſt zur Beſchwerde gegen die gerichtliche Beſtimmung der Geblibren für bie 
Sachverſtändigen. 


Aerztliche Sachverſtändige, welche im Laufe der Specialunterſuchung vom 
Gerichtshofe mit der Unterſuchung des Geiſteszuſtandes des Beſchuldigten 
beauftragt waren, hatten hiefür ihre Gebühren beim Gerichtshofe angeſprochen, 
der biejelben auf eine geringere als die begehrte Summe richtig ftellte und zur 
Bezahlung anwies. Ste brachten dagegen am fünften Tage nach Zuftellung 
diefer gerichtlichen Verfügung die Befchwerde an, welche jedoch vom Oberlau- 
deögerichte als verfpätet zurüdgewiefen wurde, weil das im $. 344 oßne Feſi⸗ 
jegung eines Termines eingeräumte Beſchwerderecht innerhalb ber in den SS. 314 
und 302 beftimmten Frift von vierundzwanzig Stunden geltend gemadıt 
werden müſſe. 

Der oberfte Gerichtshof dagegen erklärte, „daß in Anfehung der Frift 
zur Beichwerde gegen die im Kaufe des Unterfuhungsverfahrens 
getroffenen Berfügungen des erften Richters nicht die SS. 314 und 302 Au— 
wendung finden, fondern die allgemeine Regel des 8. 65, nach welcher den Be- 
theiligten zur Anbringung ihrer Befchwerden eine achttägige Frift zu Statten 
fommt, — daß mithin das Oberlandesgericht über die innerhalb diefer Frift 
überreichte Bejchwerde der Sadjverftändigen gegen bie erftridhterliche Gebühren⸗ 
bemefjung in merito zu entſcheiden habe* (€. v. 4. Novemb. 1857, ©. 3. 


Nr. 134). 
F. 359. 
Erleuntniß über die Eutſchädigung. 


1. Anna F. wurde wegen Uebertretung des Diebftahles von 4 Centner 
Heu und einer Radfchiene, welche Gegenftände der Beſchädigte unter feinem 
Handichlage zufammen auf 10 fl. 30 fr. (und zwar den Gentner Heu mit 
2 fl. 30 fr.) bewerthet hatte, zu vierzehntägigem Arrefte, fo wie zum Erſatze 
von 10 fl. 30 fr. an den Beichädigten, endlich zur Erftattung der Koften bes 
Strafverfahrens verurteilt. Sie legte die Berufung gegen alle Puncte mit 


Iſt nun aber eine joldhe tHeilmeife Loszählung auch dann zuläffig, wenn fidh 
da8 Berfahren zwar nur auf Eine firafbare Handlung bezog, die aber dann um 
Strafurtheile anders als bei der Einleitung der Speciahmterfuhung und im An- 
agebeichluffe qualificirt wurde? — Diefe Frage wird 3.8. von Rulf IL ©. 211, 
wegen der Gleichheit des Grundes bejaht, und wenn die obige Mittheilung über ben 
Inhalt der Berufung richtig ift, jo jcheint auch der Staatsanwalt ihre Beiahumg 
nicht als unſtatthaft betrachtet zu haben. 

Der oberfte Gerichtshof ift aber diefer Anficht offenbar nicht beigetreten. 
Denn wäre dieß der Fall gemwejen, fo hätte feine Entſcheidung doch eine theilweiſe 
Loszählung von Koftenerfage ausgeſprochen, nicht aber das Erkenntniß des erſten 
Richters, welches den Erſatz aller Koften des Strafverfahrens auferlegte, in dieſem 
Buncte beftätiget. 
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Ansnahme der Schulöfrage ein, unb machte insbefondere geltend, daß die 
Schägung des Heues zu hod) fei, indem dasſelbe in der dortigen Gegend nur 
2 fl. per Centner Eofte. 

Das Oberlandesgericht verwies den Befchädigten mit feinem Erfag- 
anjpruche in der That auf den Rechtsweg, weil die Schäßung des Henes mit 
2 fl. 30 fr. für eime wiefenreihe Gegend als überfpannt erfcheine. — Der 
oberfte Gerichtshof aber hat das erftrichterfiche Urtheil auch in diefem Puncte 
beftätiget, und zwar in Erwägung, daß die des Diebftahles geftändige Anna F. 
bei der Verhandlung vor dem Bezirfögerichte gegen die von dem Beſchädigten 
in ihrer Gegenwart erfolgte Schägung des geftohlenen Heues feine Einwendung 
erhoben , daß fie ferner diefe Schägung im Berufungswege mehr nur in ber 
Richtung beftritten babe, um eine Herabjeßung der zuerfannten Arreftftrafe zu 
erwirken, aber auch in der Berufung einen Werth des Heues mit 2 fl. per 
Centner zugegeben, die Bewerthung der Radſchiene mit 30 fr. aber gar nicht 
beanftändet habe; endlich in Erwägung, daß der erfte Richter auch in der Lage 
fei, die Rocalpreife zu kennen, daß fohin die von ihm zuerfannte Entſchädigung 
allerdings als gebührend angefehen werden fünne (E. vom 14. Jänner 1857, 
©. 3. Nr. 40). 

2.9. hatte Kleider im Werthe von 124 fl. geftohlen und verfchiedenen 
Berfonen verkauft. Die Käuferin B., welche einen Theil der Kleider im Werthe 
von 70 fl. an fich gebracht hatte, wurde von Oberlandesgerichte des Verbre- 
chens der Theilnehmung am Diebftahle als jchuldig erklärt und zum Erſatze des 
Schadens in solidum mit dem Hauptſchuldigen verurtheilt. _ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte, was den Ausſpruch über Schuld und 
Strafe betrifft, das oberlandesgerichtliche Urtheil. In Erwägung aber, daß 
nad) $. 185 des Str. ©. die aus der Theilnehmung an Diebftahl und Ber- 
untreuung entftehende Haftung des Schuldigen, wie in ftrafrechtlicher, ebenfo in 
privatrechtlicher Beziehung durch den Umfang der als Theilnehmung qualifi- 
cirten Handlung begränzt, und daher nicht wie die Mitſchuld auch allen vedht- 
lichen Folgen der That des Hauptfchuldigen unterworfen ift, wurde das Ur- 
theil ber zweiten Inftanz im Ausſpruche über den Erfap des Schadens ab- 
geändert, und der Beichädigte zur Geltendmachung feiner privatrechtlichen An- 
ſprüche auf den Civilrechtöweg verwiefen (E. vom 15. Juni 1858, ©. 3. 
Nr. 115). | 


$. 363. 


Rechtsmittel gegen ftrafgeridhtlihe Verfügungen in Beziehung anf privat: 
rechtliche Anſprüche. 


Der des Betruges befhuldigte A. hatte nach feinem eigenen Gefländ- 
niffe mit dem durch das Verbrechen gewonnenen Gelde mehrere Scheine der 
ſardiniſchen Nationalbank erworben, welche bei ihm gefunden und beim Straf- 
gerichte hinterlegt wurben. Da er während der Unterſuchung ftarb, fo wendeten 
fich die Beichädigten an das Strafgeriht mit der Bitte um Ansfolgung jener 
Bankſcheine, auf deren Befig fie, vermöge der Eigenſchaft derfelben als vertret- 
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barer Sachen, rechtliche Anſprüche zu haben vermeinten. Sie wurden jedoch von 
dem Gerichte ohne Begründung ab-, und an ben Richter des über A.'s 
Bermögen eröffneten Concurſes verwiefen. Hiegegen meldeten fie, jedoch er ſt 
am zweiten Xage nad) der Zuftellung des erftrichterlichen Exlafjes die 
Berufung an, welche das Oberlandeögericht wegen Berfäumung ber geſetzlichen 
Friſt von 24 Stunden (88. 363 u. 302) als verjpätet verwarf. 


Der oberfte Gerichtshof hat über weitere Berufung beide unterridh- 
terlichen Berfügungen aufgehoben und dem Gerichte erfter Inftanz anfgetra- 
gen, über das Geſuch ber Beſchwerdeführer nad) Anhörung der dabei bethei- 
ligten Perfonen im Sinne der 88, 353 u. 354 die geeignete Berfügung zu 
treffen, und fämmtliche Parteien unter Angabe der Gründe feiner 
Berfügung von derfelben zu verftändigen;, — und zwar in Erwägung, daß 
es fi) um Gegenſtände handelt, für deren Zurüdftellung der Richter nad) dem 
8. 353 u. fg. in foferne von Amtswegen Sorge zu tragen hat, als nicht firei- 
tige Anfprüche darauf erhoben werden, weßhalb über das angebrachte Geſuch 
um Ausfolgung der Bankfcheine erft die dem Richter allenfalls 
befannten fonftigen Betheiligten hätten vernommen wer— 
den follen, — und in Erwägung, daß vermöge der Natur der Sache die 
im $. 363 mit Hinweifung auf $. 302 gefeßte Berufungsfrift in dem gegen: 
wärtigen Falle nicht zur Anwendung fommen kann, und daß den Be— 
fhwerdeführern die Gründe der abweifenden Berordnuug 
vom erften Richter vorenthalten wurden, daher die Nad- 
tragung derfelben jedenfalls verfügt werden müßte (E. v. 
24. März 1857, ©. 3. Wr. 94), 


$. 364. 


Eiftirung des Givilpracefied bis zur Eutſcheidnug einer damit zuſammen⸗ 
hängenden Straffade. 


1. In einem Civilprocefie war rechtöfräftig auf den vom Gellagten ab- 
zulegenden Haupteid erfannt worden, daß er den eingeflagten Wechſel weder 
als Acceptant unterfertigt habe, noch diefer Wechfel mit feiner Beiftimmung 
von Jemand Anderem unterfertigt worden fei. 


Bom Geflagten wurde der Eid rechtzeitig angetreten und um Anorbuung 
einer Tagſatzung zur Ablegung desſelben gebeten, was auch wirklich bewilliget 
wurde. Mittlerweile brachte aber der Kläger wider den Gellagten beim Straf: 
gerichte die Anzeige wegen des Verbrechens des Betruges durch Antretung eines 
falfchen Eides an, und das Civilgericht, dem dieß vom Strafgerichte mitgetheilt 
wurde, erklärte, indem es gleichzeitig die abverlangten Proceßacten dem Straf: 
gerichte mittheilte, daß es in Folge diefer Eröffuung von der angeordneten Tag- 
jagung abzulommen habe, und dem Gellagten vorbehalten bleibe, nach Erledi⸗ 
gung der eingeleiteten Strafamtshandlung, in jo ferne es nach beren Reful- 
tate zuläffig fein wird, um die Anordnung einer neuen Tagſatzung zur Able- 
gung bes Eides einzufchreiten. 


Strafproceß-Orbuung. $. 364. 61 


Diefer Beſcheid wurde über Recurs des Gellagten aufgehoben und dem 
Gerichte erfter Inftanz aufgetragen, zur Ablegung des von dem Gellagten be- 
reits angetretenen Haupteibes eine neue Tagfagung anzuorbnen. — Das Öber: 
(andesgericht ging dabei von der Anficht aus, die Befimmung bes Hof- 
decretes dv. 6. März 1821, 9. ©. ©. Nr. 1743, finde aud in 
dem Stabium nad) rehtsträftig gefhöpftem, bedingt auf 
den Haupteidb lautendem Urtheile in fo lange volle An- 
wendung, bis diefer Eid angetreten unb abgelegt oder 
nicht abgelegt ift, es könne ſonach das weitere Verfahren bei dem Civil: 
gerichte auch in diefem Stadium des Proceffes , jedoch nur unter der Boraus- 
fegung eingeftellt werden , wenn Hinlängliche Anzeigungen zur Einleitung der 
Unterfucjung gegen eine in den Proceß verflochtene Partei vorhanden find. Im 
vorliegenden alle habe aber das Strafgericht Lebigli die Verfländigung er- 
laffen, daß der Kläger gegen den Geklagten die Anzeige wegen des Verbrechens 
des Betruges durch Antretung eines falfchen Eides gemacht habe, und nur um 
Mittheilung der betreffenden Proceßacten erſucht, ohne fich zugleich auszu⸗ 
ſprechen, daß wider den Gellagten ſolche rechtliche Verdachtsgründe vorliegen, 
die deffen rechtliche Beſchuldigung und johin die Einleitung der ftrafgerichtlichen 
Berfolgung gegen ihn rechtfertigen. Es fei daher kein gejeglicher Grund bor- 
handen gewefen, von Amtöwegen auszufprechen, daß e8 von der zur Eidesable- 
gung angeordneten Tagſatzung abzulommen habe. 

Der oberfte Gerichtshof jand in Erwägung, daß die fraglide 
Streitfade vom Civilrichter bereits rechtskräftig entſchie— 
den ift, fomit das Hofdecret vom 6. März 1821 im vorlie- 
genden Falle feine Anwendung leidet, und mit Hinweifung auf 
die 88. 231, 234 u. 235 der allgem. Gerichtsordnung die Entfcheidung 
des Dberlandesgerichtes mit diefer modificirten Begründung zu 
beftätigen (E. v. 28. Juli 1858, Gerichtshalle Nr. 39). 

2. Gegen einen Gläubiger, der wegen einer Wechfelforberung bereitö die 
erecutive Pfändung und Schägung des Mobilarvermögens erwirkt hatte, wurde 
vom Strafgerichte die Unterſuchung wegen Wucher eingeleitet, und vom Civil: 
gerichte mit Rüdfiht auf die fchwebende Wucherunterfuchung die Fortjegung 
der Execution fuspendirt, welche Verfügung auch das Oberlandeögericht 
beftätigte. 

Der oberfte Gerichtshof hat jedoch über den Recurs des Erecutionsfüh- 
rer& bie gleichförmigen Berordnungen beider Untergerichte aufgehoben, und zwur 
in Erwägung, daß das Hofdecret vom 6. März 1821, Nr. 1743, über 
das Berhalten des Civilrichters, wenn fi) im Laufe eines Procefjes Anzeigun⸗ 
gen eines Verbrechens oder einer ſchweren Polizeiübertretung (Vergehen — 
Hebertretung) ergeben, nad) dem im Art. VI des Kundmadhungspatentes zum 
Str. G. aufrecht erhaltenen Wucherpatente vom 2. Decemb. 1803, 8. 24 
bier feine Anwendung findet *), und von der Geltendmachung des Hofdecretes 


*) Durch Art. VI des Kunbmachnngspatentes find nicht alle, fondern unr 
jene Beftimmungen des Wucherpatentes aufrecht erhalten worden, welche ſich auf das 
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vom 22. Juni 1886, 3. ©. ©. Nr. 145, welches die Anbringung einer nad) 
gefolgten, da8 Recht des Erecutionsführers zerftörenden Thatſache, allenfell® 
des bereit8 ergangenen Strafurtheiles, von Seite der Gegenpartei voraus- 
ſetzen würde, feine Rebe fein fanıı (E. v. 1. März 1859, ©. 3. Nr. 45). 


8. 369. 
Wiederaufnahme ded Strafverfahren zum Beweiſe der Schuld loſigkeit. 


Die wegen verfuchten Meuchelmordes in erfter Inſtanz zu fünfjährigem 
fchweren Kerker verurtheilte C. gab nad) kundgemachtem Strafurtheile eine 
beim Gericht zu Protokoll gebradjte Erklärung ab, worin fie ihr früheres Ge⸗ 
ftändniß zurüdnahm und mit Namhaftmachung von Zeugen behauptete, un⸗ 
ſchuldig verurtheilt worden zu fein. Das Gericht erfter Inftanz fand Hierüber 
nicht® zu verfügen, da es von der Anficht ausging, daß nad) den ftrafproceflua- 
(tfchen Normen über die in dem Wibderrufe der C. allerdings enthaltene Bitte 
um Wiederaufnahme des Verfahrens vor eingetretener Rechtskraft des der Be- 
rufung unterzogenen Urtheiles nicht entfchieden werden könne. Das Oberlan- 
deögericht theilte in diefer Beziehung die Meinung des Untergerichtes , un⸗ 
geachtet der vom Suftizminifterium mit Erlaß v. 2. Juli 1856, 3. 7521 *), im 


materielle Recht beziehen, wohin der 8. 24 diejes Patentes gewiß nicht gehört; da⸗ 
gegen find nach der ausdrücklichen Anordnung jenes Artifels an die Stelle der Bor: 
fohriften über das Berfahren bei Wucherfällen und über die für dieſes Berfahren 
zuftändigen Gerichte jene der Strafprocegorbunng getreten. Auch möchte an⸗ 
genommen werden können, daß $. 24 des W. P. fchon durch das Hofdecret v. 6. März 
1821 felbft aufgehoben worben fei (j. mein Handbuch IL ©. 361). — Wohl aber ſcheint 
obige Entfcheidung in dem Principe ausreichende Begründung zu finden, welches in 
der unter 1. angeführten E. vom 28. Juli 1858 aufgeftelt wurde, daß nämlich in 
Fällen, wo die Streitſache vom Civifrichter bereits rechtslräftig entichieden wurde, 
das Hofdecret v. 6. März 1821 keine Anwendung leidet. 

*) Diefer Erlaß ift au das Oberlandesgericht zu Innsbruck ergangen, umb 
Yautet, wie folgt: 

In Erledigung des Berichtes vom 1./7. April I. J. womit um eine Belch- 
rung angefucdht wird, wie vom Oberlandesgerichte in dem Falle vorzugehen fei : 
„wenn von einem von dem &erichtshofe erſter Inſtanz Berurtheilten in der redht- 
zeitig angemeldeten und amnsgeführten Berufung zugleich um Freifprechung von der 
Anklage auf Grund der bereits gepflogenen Berhandlung, eventuell aber auch um 
Wiederaufnahme bes Berfahrens wegen einiger von dem Berufungswerber vorge 
brachten ‚neuen Behelfe und Umſtände gebeten wird?“ — wird dem Oberlandes- 
gerichte bedeutet: 

Da nach $. 302 ber Str. Pr. DO. jede Berufung wider ein firafgerichtfichet 
Erkenntniß bei dem im erfter Inftanz erfennenden Gerichtshofe zu überreichen iR, 
diefem aber nad) 8. 372 obliegt, in jedem Falle, wo ihm ein Antrag zur Wieder 
aufnahme eines Strafproceffes vorliegt, nad, vorläufiger Vornahme der etwa für 
nöthig erkannten Erhebungen über die Zuläffigleit der Wiederaufnahme zu emtjcei- 
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entgegengefettten Sinne gegebenen Belehrung, da es durdy diefen auf Anfrage 
eines anderen Dbergerichtes ergangenen und in das Reichsgeſetzblatt nicht auf- 
genommenen Erlaß ſich nicht für gebunden erachtete. 

Auch der oberfte Gerichtshof hat Über weitere Berufung mit E. vom 
16. Juni 1858 (G. 3. Nr. 98) fofort in der Hauptſache erkannt, und ſcheint 
daher der Anficht des Oberlandesgerichtes beigetreten zu fein. — 

Dagegen ging der oberfte Gerichtshof bei einer E. v. 13. April 1858 
(6. 3. Nr. 120) von eben jener Rechtsanficht aus, welche dem Erlaffe vom 
2. Juli 1856 zu Orunde liegt, ohne daß jedoch diefer Erlaß in den Entfchei- 
dungsgränden erwähnt worden wäre. — Der Fall war nachſtehender: 

Der Bertheidiger eines wegen ſchwerer Förperlicher Beſchädigung Ber: 
urtheilten hatte gegen das erftrichterliche Urteil die Berufung ergriffen und 
vor Ablauf der Frift zur Ausführung derfelben ein Geſuch eingebradht, worin 
auf Grund des aufergerichtlichen Geftändniffes, der Urheber der Verlegung zu 
fein, welches nach der Urtheilstundmahung ein Dritter feinen auf freien 
Une belaffenen Elienten vor Zeugen abgelegt, und mit Beibringung des fchrift- 
lichen Zengniffes der Kettteren, nad) den 88. 369 u. 372 der Str. Br. D. um 
die Wiederaufnahme des Verfahrens, und zugleich um Erweiterung ber Friſt 
zue Ausführung der Berufung gebeten wurde. — Das Gericht erfter Inftanz 
verweigerte die Friſterſtreckung und legte die Acten dem Oberlandesgerichte ale 
Berufungsbehörde mit der Bemerkung vor, daß es ſich mit Rüdficht auf das 
dermalige Stadium des Proceſſes nicht für competent halte, über dieß Begeh— 
ven um die Wiederaufnahme des Berfahrens zu entjcheiden. 

Dagegen verordnete das Dberlandesgericht, daß die erfte Inftanz über 
das Gefuh um Wiederaufnahme des Berfahrens entfcheide, im Falle der 
(techtsfräftigen) Zulaffung derfelben die neuen Erhebungen vornehmen lafie, 
im Falle der (rechtskräftig gewordenen) Verweigerung der Wiederaufnahme 


den; und da das Geſetz nirgends beftiinmt, daß die Wiederaufnahme eines Straf- 
proceſſes erſt nad) eingetretener Rechtskraft eines Erkenntnifſes gefchehen könne, fo 
hat auch in dem in Frage geftelten Falle der Gerichtshof erfter Inſtanz, bei wel⸗ 
chem die Berufung überreicht wurde, vor Einfendung derfelben au das Oberlandes- 
gericht vorerft über die Zuläfftgleit der Wiederaufnahme des Strafverfahrens zu 
ertennen. 

Wird biefe rechtekräftig ausgefprocdhen , fo bat das weitere Berfahren nach 
Borfegrift der SS. 374 und 375 ftattzufinden. 

Wird jedoch die Wiederaufnahme rechtskräftig für unzuläfftg ertannt, fo bat 
dann der Gerichtshof erfier Inſtanz die bei ihm wider fein früheres Erfenntniß ge- 
hörig angebrachte Berufung nad Borfchrift des 8. 302 an das DOberlandesgericht 
zur Entſcheidung einzuſchicken. 

Da ſich das Juſtizminiſterium nicht veranlaßt ſieht, wegen dieſes höchſt ſel⸗ 
tenen und ohnehin in dem Geſetze entſchiedenen Falles eine allgemeine Erläuterung 
zu erlaffen, fo wird e8 dem Oberlandesgerichte überlaffen, von der vorftehenden Be- 
lehrung in den für nöthig erlannten Fällen aud) die ihm unterfichenden Gerichte zu 
verftändigen. 
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aber die Acten dem Oberlandesgerichte zum Behufe der Entfcheidung über 
die Berufung des Angeklagten gegen das erftrichterliche Urtheil wieder vor: 
lege. Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Verordnung des Ober: 
landesgerichtes mit Berufung auf deffen Gründe, welche auf der Er- 
wägung berubten, daß die Schlußfaffung über das Gefud um Wiederanf: 
nahme de3 Verfahrens der Entſcheidung über die Berufung gegen das Ur- 
theil vorangehen müfje, inden es unftatthaft wäre, von einem Proceß-⸗ 
ergebniffe Kenntniß zu nehmen, welches durch das wiederaufgenommene Ber: 
fahren ein ganz anderes werden kann, — daß aber nad) ben in ihrem Zu— 
ſammenhange aufzufaffenden VBorfchriften der 88. 373 — 375 der Str. Br. D. 
jene Beſchlußfaſſung dem Gerichte erfter Inftanz, welches das erſte Urtheil 
fällte, obliege, und erft nad) allenfalls verfagter Wiederaufnahme aus Anlaß 
der gleichzeitig ergriffenen Berufung die Strafſache zn entjcheiden fein werbe *). 


*), Die Staatsanwaltichaft hatte die Geſetzlichkeit der oberlaudesgerichtli- 
hen Berordnung noch insbejondere aus folgenden Gründen beftritten: a) Auf den 
gegenwärtigen Fall fei $. 303 anzumwenden gewejen. Denn da8 Geſetz unter: 
ſcheide in demfelben nicht, ob der Proceß ſchon vor der erftrichterlichen Entfchei- 
dung desſelben lüdenhaft geweſen oder erſt hernach, im Folge neuer Aufichlüfie, 
füdenhaft geworden ei, umd es komme wefentlih auf Eines binaus, ob der Be- 
ichwerdeführer in feiner Berufung die Nothwendigleit weiterer Erhebungen, bie 
fih [don aus dem bisherigen Verfahren ergeben babe, aber von dem 
erften Gerichte nicht erfannt wurbe, behauptet, oder ob er in der Beru— 
fung felbfi er neue thatfähliche Auhaltspuncte gibt, welde 
nah feiner Meinung eine Ergänzung des Berfahrene be 
dingen. Das Oberlandesgericht war demnach als Berufungsbehörde angewiejen, 
in Hinblick auf bie angebrachten Nova ſelbſt zu enticheiden, ob die Unterſu⸗ 
hung durch weitere Erhebungen zu ergänzen fei, und im bejabenden Falle bie 
Bornahme bderjelben, und zwar vorerfi das Berhör der Zeugen des angeblich von 
einem Dritten über die Thäterſchaft abgelegten aufergerichtlichen Geſtändniſſe ber 
erften Inſtanz anfzutragen, und dann über die Nothwendigkeit der Aufhebung bes 
erfirichterlichen Alrtheiles und Verfahrens einen Beſchluß zu faffen. — b) Der vom 
Dberlandesgerichte eingefchlagene Weg verkürze möglicherweile auch die Rechte des 
Angellagten. Denn die Wieberaufnahme des Verfahrens zu feinen Gunften finde 
nad) $. 369 der Str. Br. DO. nur Statt, wenn die nen beigebradjten Bemeis- 
mittel erwarten Iaffen, daß nunmehr feine gänzlide Schuldlofigkeit 
außer Zweifel geftellt werben wird; wenn nun das berlandesgeriht unterläßt, 
auf Grund der neuen Beweismittel die Ergänzung des Verfahrens zu verfügen, 
andererjeits aber die Wiederaufnahme des Verfahrens deßhalb verweigert wird, 
weil die Nova ein Schuldlofigleitsurtheil nicht im Ausſicht fielen, 
wenn gleich zu erwarten fände, daß fie zu einer Entbindung von der 
Inſtanz führen würden, jo komme der Angellagte um bie Möglichkeit, worauf 
er denn Doch ein Recht habe, wenn nicht unfchnidig erklärt, doch wegen Unzu- 
Tänglichleit der Beweiſe freigefprochen zu werben. 
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$. 376. 


Competenz zur Eutſcheidung liber die Frage: Ob beim Hervorlommen einer zur 
Zeit des früheren Strafproceſſes nnbelannt gebliebenen ftrafbaren Haudlung ein 
weiteres Strafverfahren einznleiten jei ? 


W. wurde am 21. December 1857 von dem Kreisgerichte A. wegen 
des Verbrechens der Theilnehmung am ‘Diebftahle verurtheilt, und biefes 
Urtheil am 30. December 1858 vom Oberlandeögerichte beftätiget. Zur Zeit 
der Fällung des erftrichterlichen Urtheiles war jedoch gegen W. auch in einem 
anderen Kronlande bei dem Unterfuchungsgerichte B. eine Unterſuchung wegen 
ded Verbrechens der Veruntreuung anhängig, ohne daß einem der beiden ge- 
nannten Gerichte bie bei dem anderen anhängige Strafſache befannt geworden 
wäre. Erſt im Februar 1858 fam das Unterſuchungsgericht B. zur Kenntniß 
der Berurtheilung des W., meßhalb es unter Berufung auf die 88. 376 
und 41 die Acten der bei ihm gegen W. wegen Verbrechens der Beruntveuung 
noch anhängigen Unterfuhung an das Kreisgericht A. zur Entfcheidung über 
die Statthaftigfeit der Wiederaufnahme des Verfahrens wegen bes letzterwähn⸗ 
ten Verbrechens und zur Fortführung bed allenfall® wiederaufgenommenen 
Verfahrens abtrat. 

Das Kreisgericht A. hat fih nun zwar für die Statthaftigfeit ber Wie⸗ 
deraufnahme bes Verfahrens ausgefprocdhen, jedod die Acten zur Führung 
desfelben an das Unterfuchungsgeriht B. aus dem Grunde zurückgeſendet, 
weil hiezu gemäß $. 376 nidht das frühere Erfenntnißge: 
riht, fondern nah den in diefem Paragraphe bezogenen 
allgemeinen VBorfhriften das Unterfuhungsgeridht 3. als 
das bes Thatortes competent fei. — Diefes Unterfuchungsgericht 
beharrte jedoch bei feiner Anficht, und legte deßhalb die Acten dem Gerichts- 
hofe erfter Inftanz, in deffen Sprengel es ſich befindet, zur weiteren Verfügung 
vor. Da biefer Gerichtshof die Anficht des Unterfuchungsgerichtes theilte, und 
auch die Oberlanbeögerichte beider Kronländer ſich über die Competenzfrage 
nicht einigen konnten, fo gelangte die Sache dem $. 50 gemäß an den ober- 
ften Gerichtshof, defien Entfcheidung dahin ging: das Kreisgeriht 4. 
jei zur Entfheidung, ob gegen ®. eine Wiederaufnahme 


Dagegen bemerkten aber die Eutjcheibungsgründe des oberften Gerichtshofes, 
umd zwar zu a: Das nene Beweismittel, welches ſich ber Angellagte erft nad) feiner 
Berurtheilung in erfter Inſtanz und uach der Anmeldung der Berufung verjchaffte, 
fonnte von feinem Bertheibdiger eben in keiner anderen, als in der von ihm gewählten 
Meife benügt werden, da die Berufung fih ihrer Ratur nad nur auf 
die Ergebniffe des ihr vorhergegangenen Brocejfes gründen 
kann. — Zu b: Der vom Staatdanwalte bei vermweigerter Wiederaufnahme des Ber: 
fahrens als möglich dargeftellte Nachtheil flir den Angeflagten trete nicht ein, wenn 
die Wiederaufnahme bewilliget wird; die im entgegengejegten alle allerdings 
vorhandene Möglichkeit dieſes Nacht heiles könne aber die Geſetzlich⸗ 
keit der obergerichtlichen Verordnung nicht aufheben. 


Herbft, Entſchan. z. Straſproceß⸗Orduung. Nachtr. 5 
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bes Verfahrens ftattfinde, und fofort zu dem weiteren Ber- 
fahren competent. 


Die Entjheidungsgründe lauten: „Da nach dem wider W. wegen Ber: 
brechens der Theilnehmung am Diebfiahle gefüllten rechtskräftigen Strafur⸗ 
theile Verdachtsgründe eines von diefem Berurtheilten vor dem Erfenntniffe 
verübter, bem erfennenden Kreidgerichte unbefannt gebliebenen Berbrechen® fich 
ergaben, fo handelt e8 fidy um die Frage: ob nad) $. 376 die geſetzlichen Er: 
forderniffe zur Wiederaufnahme der Unterfuhung vorhanden feien, felbe fo- 
nach ftattzufinden habe. Die Erörterung und Entſcheidung diefer Frage und 
das weitere Verfahren fteht nach den 88. 373 und 41 dem Gerichte, welches 
das vorige Erfenntniß in erſter Inftanz gefchöpft hat, fomit im vorliegenden 
Falle dem Kreisgerichte A. zu“. 

„Die im 8. 376 enthaltene Beſtimmung, daß, wenn der Wiederauf: 
nahme ftattgegeben wird, das Strafverfahren hinftchtlich des neu hervorgefom: 
menen Verbrechens nach den allgemeinen Borfchriften einzuleiten fei, kann 
niht auf die Competenzfrage bezogen werden, da durch 
jelbe nur das Strafverfahren felbft geregelt wird, und hier: 
durch feftgefegt werben wollte, daß bezüglich des Verbrechens der Theilneh: 
mung am Diebſtahle, worüber bereits rechtsfräftige Urtheile vorliegen , Die 
Sade nidt in den Stand des Unterfuhungsverfahrens, wie 
dieß für die anderen Säle der Wiederaufnahme im $. 375 vorgezeichnet üft, 
zurüdtrete, fondern ber neue Broceß ſich bloß auf das neu 
bervorgefommene Verbrechen zu befhränfen habe.“ 


8. 395. 
Bornahme ber Schlußverhandlung in Abwefenheit des ansgebliebenen Angellagten. 


Nah dem Geſetze ift es zuläffig, daß die Schlußverhandlung in Ab: 
wefenheit des Angeklagten vorgenommen werde, wenn demfelben die VBorladung 
gehörig zugeftellt worden ift, er aber ohne eine Bertagung erwirkt zu haben, 
zur Verhandlung nicht erfchienen ift, und hierzu auch nicht geftelft 
werden kann. 

Es entfteht nun die Frage, ob die als Bebingung des Contumacialver- 
fahrens gefegte Unmöglidleit der Stellung auf die bereits an- 
beraumte Berhandlung zu beziehen fei, fo, daß die gefegliche Bedingung 
Ihon dann eintritt, wenn (namentlich wegen der Entfernung des Aufenthalts: 
ortes des Angeklagten) es nicht möglich ift, denfelben noch zu eben diefer 
Berhandlung zu ftellen, oder ob nicht vielmehr die Nachweifung vorliegen 
müfle, daß der Angeflagte auch zu einer vertagten Schlußver— 
handlung nicht werde geftellt werden können? 

Das Oberlandesgericht zu Prag hat ſich in zwei Fällen für die legtere 
Anfiht ausgefprochen, und ber oberfte Gerichtshof mit E. v. 24. März und 
16. April 1857 von der Staatsanwaltfchaft dagegen ergriffene Berufung vers 
worfen (©. 3. Nr. 61). 
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Im erfien Zelle wurde im der Berufung geltenb gemadit, da ma 
dieſer Ansiegung des 5. 395 der 5. 221, welder die Bertagung der Ber: 
bendlung im den Fallen geflattet, we der Angefiagte zu erfcheimen verhim- 
dert wer, feine yraktifiie ——— da ferner auch im 

gegen den ungcheriamen Beſchuldigten dat Contumactel- 
verfahren Stait habe, "und da fi endlich Zeitwertuß für Gericht und Stentt 
behörbe, fo wie ein bedeutender Mehraufwand von Koſten al! nothwendige 
Helge der vom Oberlandesgerichte angeusmmenen Prazis ergebe. 


— nun die Eutſcheidungegrũnde des oberſten Gerichtä- 

hefes jelgendermaßen ans 
„Son bie Erwägung, daß die Strafgefehe eime beſchränkende oder 
ausöchnende Iuterpretetion zum Nectheil des Veſchuldigten nicht geflatten, 
müßte dafin führen, dei man fidh die im $. 395 der Str. Br. D. zur Bedin 
gung des Contumacialverfahrens gemachte Unmöglichkeit der Stellung der 
als eine ab ſol ate zm denfen babe, dab alſo, wenn die Stel- 
lung desfelben zu einer anderen Zeit möglid if, die Ber: 
baudlung von Amtöwegen zu vertagen und der Angeklagte 
zu derfelben zu ſtellen fei. — Der große Unterfchieb zwiſchen Ber: 
bredgen und llebertretungen macht fid) and im Gebiete des Proceßrechtes gel- 
tend, uud beflimmte daher die Geſetzgebang dad Berfahren bei Berbredien in 
mehrfacher Beziehung anders als bei Uebertretungen zu regeln. Yu diejen ab: 
weichenden Rormen gehören die Borfchriften über dad Ausbleiben des wegen 
einer Uebertretang zur Verhaudlung vorgeladenen Beſchuldigten (88. 423 
bi8 428). Durch die von der Staatsanwaltſchaft dem S. 395 gegebene 
Auslegung würden aber diefe Beſtimmungen bedentungsliod. Denn abgefehen 
von den feltenen Fällen, wo der ungehorjame Angellagte, weil im Gerichts 
orte felbft aumwefend , fofert zur Verhandlung geftellt werden fönnte, würde 
dann Das Contumacielverfahren bei Berbrecdhen und bei Uebertretungen nahe 
zu dasjelbe fein. — Gerade aber die Forderung ber Zeit: und Koflener: 
ſparniß widerfireitet der Interpretation der Staatdanwaltfchaft , weil dar 
wegen eines Berbrecdhens gefällte Sontnmazertenntnig nicht volifiredbar, ſon 
deru vielmehr bei nachträglidier Zuſtaudebringung des Angeklagten, das 
Berfahren gegen denſelben vom Anllagebeſchluſſe an wieder aufzunehmen 
(88. 394 und 395), fomit Die Bornahme einer neuen Schlußver 
handlung unvermeidlid if. — Die Behauptung endlid), daß bie 
Borfchrift des $. 395 nach der Auslegung des Oberlandesgerichtes mit jencı 
des 8. 221 ſich uicht vereinigen laſſe, ift ſchon deßhalb unrichtig, weil in 
den Fällen des letzteren Paragraphes bei der Bertagung der Schlußverhand: 
lung und Beflimmung des nenen Termines auf die Anträge und Berhält: 
niffe des Angeflagten,, fowie auf die von ihm angebrachten Hemmungsur⸗ 
fachen Rüdfiht genommen, er auch mit Belafiang auf freien Fuße zur 
nenen Berhaud!--- -——-- "aden, dagegen im alle des 8. 395 der Termin 
ohne Rüdfid ellagten feftgefegt und derfelbe zwangeweiſe vor 

Gericht geft 
Hu 
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Bei dem zweiten alle war in der Berufung der Staatsanwaltihaft 
noch weiter der Grund geltend gemacht, daß jene Auslegung des $. 395 noth- 
wendig dahin führen würde, die Schlußverhandlung wegen Ungehorfam des 
Angeklagten, mithin aus einem Grunde vertagen zu müſſen, welcher bei 
den im 8. 248 bezeichneten Fällen der Zuläſſigkeit der Bertagung einer 
Schlußverhandlung nicht aufgeführt fei, und daß ferner die BVorfchriften 
der 88. 385— 394 die Tälle betreffen, wo man im Laufe des eingeleiteten 
Strafverfahrens bis zur Anordnung der Schlußverhandlung des Beihuldig- 
ten nicht habhaft werben konnte, nicht aber auch den im zweiten Satze des 
8. 395 vorgefehenen Yall *). 

Dagegen bemerkte ber oberfte Gerichtshof, „daß die behauptete Golli- 
fion mit dem $. 248 deßhalb nicht vorhanden fer, weil dieſer Paragraph 
die Säle und nur die Fälle der Vertagung einer bereits begon- 
nenen und durch beftimmte Hinderniffe unterbrochenen Verhandlung nor- 
miren wollte, und daß die Annahme, als fei das in den 88. 385—394 
geregelte Edictalverfahren auf den Fall des zweiten Sates des $. 395 un- 
anwendbar, durch die ausdrüdliche Berufung auf die 88. 392—394 im 
Schlußſatze des 8. 395 vollftändig widerlegt werde.“ 


$. 419. 


Ungzuläffigteit der Füllung eines Ablafinngöbeichiuffes über die wegen einer lieber: 
tretung gepflogenen Borerbebungen. 


Gleichwie in Uebertretungsfällen nach den SS. 416, 419 und 420 der 
Berhandlung weder ein förmliches LUinterfuchungsverfahren noch ein Anklage- 
befchlug vorhergeht, eben fo wenig findet je ein Ablaſſungsbeſchluß Statt **). 
Zeigt fih, daß die That nicht firafbar fei, fo genügt die einfache Zurüd- 
weifung der Anklage, felbft wenn früher Borerhebungen gepflogen werden 
mußten, fo wie im entgegengefettten Falle, wo e8 nur auf den Beweis der 
angefcyuldeten That anlommt, ohne Weiteres die mündliche Strafverhandlung 
anzuorbnen ift (E. vom 2. December 1856, ©. 3. 1857, Nr. 47). 


*) Hiernad) würde alfo das Contumacialurtheil, welches gegen einen zur 
Schlußverhandlung gehörig vorgeladenen,, aber von berfelben auegebliebenen Ange- 
Magten erging, nicht bloß die im 8. 393 bezeichneten Rechtswirkungen nad) ſich zie- 
ben, fondern nad eingetretener Rechtskraft in jeder Hinficht vollftredbar fein. 

**) D. 5. ein Ablaffungebeihlug im Sinne bes 8. 198, nämlich als Erle 
digungsform des Unterſuchungsverfahrens (der eingeleiteten Borerhebungen). Da- 
gegen verfteht es fi von felbft, daß die angeorbuete mündlihe Berhandlung 
ohne Urtheilsfällung durch Ablaſſungsbeſchluß erlediget werden müffe, wenn bie im 
8. 289 bezeichneten Borausfegungen eintreten iſ. auch den Minifterialerlaß vom 
31. Jänner 1857, R. ©. U. Nr. 20, womit in der betreffenden ftatiflifchen Ueber 
fihtstabelle bie Eröffnung einer eigenen Rubrik für jene Unterfuchungen wegen Ueber: 
tretungen angeordnet wurde, welche nach gepflogener münblicher Verhandlung nad) 
55. 289 und 416 durch Ablaſſungsbeſchluß erlediget werben). 





Strafproceß-Ordnung. 88. 424 u. 427. 69 


$. 424, 
Beſchwerden im Berfahren wegen Hebertretungen. 


Mit E. vom 2. Juni 1858 (G. 3. Nr. 94) wurde die Frage: Ob 
gegen die vom Oberlandesgerichte im Berufungswege getroffene Entſcheidung, 
daß das vom erften Richter wegen einer Webertretung entweder gar nicht ein- 
geleitete, ober vor der Verhandlung wieder eingeftellte Strafverfahren einzu- 
leiten, beziehungsweife fortzufegen fei, eine abgejonderte Befchwerde ergriffen 
werden fönne? — bejahend entſchieden. 


8. 427. 
Bernfuug gegen Erlenntnifle der Bezirksgerichte. 


Die im erften Hefte S. 77 angeführte E. vom 27. December 1855 
ging von dem Örundfage au, es werde, wenn die Staatsanwalt- 
(haft erft nah der Füllung des Erfenntnifjes die Zuftel- 
lung desfelben verlangt bat, dadurd feine neue, vom Lage 
der Zuftellung laufende Frift zur Anmeldung der Berufung 
begründet. 

Nach diefem Grundfage wurbe feither auch in einem anderen Falle ent- 
ſchieden, wo fi) das Bezirksgericht, nachdem es das auf Freiſprechung von 
der Anflage lautende Urtheil kundgemacht Hatte, nachträglich beftimmt fand, 
dasfelbe der Staatsanwaltfchaft mitzutheilen, welche dagegen, zwar erſt am 
vierten Tage nach Fällung bes Erfenntniffes, jedoch innerhalb 24 Stunden 
vom Tage der an fie gefchehenen Mittheilung, die Berufung einbradtte. 

Das Oberlandesgericht hielt in analoger Anwendung der Minifterialver- 
ordnung vom 6. Mai 1856 (R. ©. DL. Nr. 75), weldye von dem Falle han- 
delt, daß der Staatsanwalt zur Ermöglichung der Berufung vorläufig ver- 
langt hat, es folle ihm feiner Zeit das zu fällende Erfenntniß zugeftellt wer- 
der, dafür, daß die Berufung rechtzeitig angebradjt jei und fällte ein Straf- 
urtheil. — Der oberfte Gerichtshof verwarf jedoch diefe Anficht, „weil Straf: 
gejege ex analogia, zumal zum Nachtheile des Beſchuldigten nicht wohl ange: 
wendet werden dürfen,“ und hielt das freifprechende Urtheil des erften Richters, 
wegen deſſen bereits eingetretener Rechtskraft aufrecht. (E. v. 16. März 1858, 
G. 3. Nr. 77.) 


Drud von Frieder, Förſter. 
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aber die Acten dem Oberlandesgerichte zum Behufe der Entjcheidung über 
die Berufung des Angeflagten gegen das erftrichterliche Urtheil wieder vor- 
fege. Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Berordnung des Ober: 
landesgerihtes mit Berufung auf deffen Gründe, welche auf der Er: 
wägung berubten, daß die Schlußfaffung über das Gefuh um Wiederauf- 
nahme de3 Berfahrens der Entfcheidung über die Berufung gegen das Ur- 
theil vorangehen müſſe, inden es unftatthaft wäre, von einem Proceß— 
ergebniffe Kenntnig zu nehmen, welches durch das wiederaufgenonmene Ber: 
fahren ein ganz anderes werben kann, — daß aber nad) den in ihrem Zu- 
fammenhange aufzufaffenden Borfchriften der 88. 373 — 375 ber Str. Pr. O. 
jene Beſchlußfaſſung dem Gerichte erfter Inftanz, welches das erſte Urtheil 
fällte, obliege, und erſt nach allenfall® verfagter Wiederaufnahme aus Anlaß 
der gleichzeitig ergriffenen Berufung die Straffache zn entfcheiden fein werde *). 


*) Die Staatsanwaltſchaft hatte die Geſetzlichkeit der oberlandesgerichtli- 
hen Berorbnung noch imsbejondere aus folgenden Gründen beftritten: a) Auf ben 
gegenwärtigen Yall fei $. 303 anzumenden gewefen. Deun das Geſetz unter: 
fheide in bemfelben nicht, ob der Proceß fchon vor der erfirichterlichen Entichei- 
dung desſelben lüdenhaft geweſen oder erft hernach, in Folge neuer Aufichläffe, 
lückenhaft geworben fei, und es komme wejentlih auf Eines hinaus, ob der Be— 
fchwerbeführer in feiner Berufung die Nothwendigkeit weiterer Erhebungen, bie 
fih ſchon aus dem bisherigen Verfahren ergeben babe, aber von dem 
erften Gerichte nicht erkannt wurde, behauptet, oder ob er in der Beru: 
fung ſelbſt erſt nene thatſächliche Anhbaltspuncte gibt, welde 
nah feiner Meinung eine Ergänzung bed Berfabrens be- 
bingen. Das Oberlanbesgeriht war demnach als Berufungebehörde angewieſen, 
in Hinblid auf bie angebrachten Nova ſelbſt zu entfcheiden, ob die lnterfu- 
hung dur; weitere Erhebungen zu ergänzen fe, und im bejahenden alle vie 
Bornahme derjelben, und zwar vorerfi da6 Berhör der Zeugen bes angeblich von 
einem Dritten über die Thäterfchaft abgelegten außergerichtlichen Geſtändnifſe der 
erfien Inftanz aufzutragen, und dann über die Nothwendigfeit der Aufhebung des 
erſtrichterlichen Urtheiles und Verfahrens einen Beſchluß zu faffen. — b) Der von 
DOberlandesgerichte eingefchlagene Weg verlürze möglicherweile auch die Rechte des 
Angeklagten. Denn die Wiederaufnahme des Verfahrens zu feinen Guuſten finde 
nah 8. 369 der Str. Pr. DO. mır Statt, wenu die nen beigebraditen Beweis⸗ 
mittel erwarten laffen, daß nunmehr feine gänzlide Schuldlofigleit 
anßer Zweifel geftellt werden wird; wenn nun das Operlandesgeriht unterläßt, 
anf Grund der neuen Beweismittel die Ergänzung des Verfahrens zu verfügen, 
andererfeits aber die Wiederaufnahme bes Berfahrens deßhalb verweigert wird, 
weil die Nova ein Schuldloſigkeitsurtheil nicht in Ausficht fielen, 
wenn glei) zu erwarten flünde, daß fie zu einer Entbindung von der 
JInſtanz führen würden, jo komme der Angellagte um die Möglichkeit, worauf 
er denn doc ein Recht habe, wenn nicht unfchuldig erflärt, doch wegen Unzu⸗ 
länglichkeit der Beweiſe freigefprochen zu werben. 
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$. 376. 


Eompetenz zur Entſcheidung über die Frage: Ob beim Hervorlommen einer zur 
Zeit des früheren Strafproceffed unbelannt gebliebenen ftrafbaren Haudlung ein 
weiteres Strafverfahren einzuleiten fei ? 


W. wurde am 21. December 1857 von dem Kreisgerichte A. wegen 
des Verbrechens der Theilnehmung am Diebftahle verurtheilt, und biefes 
Urtheil am 30. December 1858 vom Oberlandesgerichte beftätiget. Zur Zeit 
der Fällung des erftrichterlichen Urtheiles war jedoch gegen W. auch in einem 
anderen Kronlande bei dem Unterfuchungsgerichte B. eine Unterfuhung wegen 
des Berbrechend der Veruntreuung anhängig, ohne daß einem der beiden ge- 
nannten Gerichte die bei dem anderen anhängige Strafſache befannt geworden 
wäre. Erſt im Februar 1858 kam das Unterfuchjungsgericht B. zur Kenntniß 
der Verurtheilung des W., weßhalb es unter Berufung auf die 88. 376 
und 41 die Acten der bei ihm gegen W. wegen Verbrechens der Beruntreuung 
noch anhängigen Unterfuhung an das Kreidgericht A. zur Entjcheidung über 
die Statthaftigfeit der Wiederaufnahme des Verfahrens wegen des legterwähn- 
ten Verbrechens und zur Fortführung des allenfalls wiederaufgenommenen 
Verfahrens abtrat. 

Das Kreisgericht A. hat fih nun zwar für die Statthaftigkeit der Wie⸗ 
deraufnahme des Verfahrens ausgefprochen, jedoch die Acten zur Führung 
desjelben an das Unterfuchungsgeriht B. aus dem Grunde zurücgefendet, 
weil hiezu gemäß 8. 376 nit das frühere Erfenntnißge:- 
riht, fondern nah den in diefem Paragraphe bezogenen 
allgemeinen Vorſchriften das Unterfuhungsgeridt B. als 
das bes Thatortes competent fei. — Dieſes Unterfuhungsgericht 
beharrte jedoch bei feiner Anficht, und legte deßhalb die Acten dem Gerichts- 
bofe erſter Inftanz, in deffen Sprengel e8 ſich befindet, zur weiteren Verfügung 
por. Da biejer Gerichtshof die Anficht des Unterfucdjungsgerichtes theilte, und 
auch die Oberlandesgerichte beider Kronländer ſich über die Competenzfrage 
nicht einigen konnten, fo gelangte bie Sache dem $. 50 gemäß an den ober- 
ften Gerichtshof, deſſen Entfcheidung dahin ging: das Kreisgeriht 4. 
jei zur Entfheidung, ob gegen ®. eine Wiederaufnahme 


Dagegen bemerften aber die Entſcheidungsgründe bes oberften Gerichtshofes, 
und zwar zu a: Das neue Beweismittel, welches fich der Angeflagte erfi nad) feiner 
Bernrtbeilung in erfter Inftanz und nad) der Anmeldung der Berufung verjchaffte, 
fonnte von feinem Bertheidiger eben in feiner anderen, als in der von ihm gewählten 
Weiſe benügt werden, da die Berufung jid ihrer Natur nad nur anf 
die Ergebniffe des ihr vorhergegangenen Procefjes gründen 
tann. — Zub: Der vom Staatsanwalte bei verweigerter Wiederaufnahme des Ber- 
fahrens als möglich dargeftellte Nachtheil für den Angellagten trete nicht ein, wenn 
die Wiederaufnahme bewilliget wird; die im entgegengeleßten Kalle allerdings 
vorhandene Möglichkeit dieſes Nacht heiles könne aber die Gefeklid- 
feit der obergerichtlichen Verordnung nicht aufheben. 
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des Berfahrens ftattfinde, und fofort zu dem weiteren Ber- 
fahren competent. 

Die Entjcheidungsgründe lauten: „Da nach dem wider W. wegen Ber: 
brechens der Theilnehmung am Diebftahle gefällten vedgtsfräftigen Strafur- 
theile Verdachtsgründe eines von dieſem Berurtheilten vor dem Erfenntnifie 
verübten, dem erfennenden Kreisgerichte unbelannt gebliebenen Verbrechens ſich 
ergaben, fo handelt es ſich um die Frage: ob nad) 8. 376 die gefeglichen Er: 
forderniffe zur Wiederaufnahme der Unterfuhung vorhanden feien, felbe fo: 
nach flattzufinden habe. Die Erörterung und Entſcheidung diefer Frage und 
das weitere Verfahren fteht nad) den 88. 373 und 41 dem Gerichte, welches 
das vorige Erfenntniß im erfter Inftanz gefchöpft Hat, fomit im vorliegenden 
Falle dem Kreisgerichte A. zu“. 

„Die im $. 376 enthaltene Beftimmung, daß, wenn der Wiederauf: 
nahme ftattgegeben wird, das Strafverfahren hinfichtlich des neu hervorgefom: 
menen Verbrechens nac den allgemeinen Borfchriften einzuleiten ſei, kann 
niht auf die Competenzfrage bezogen werben, da durch 
jelbe nur das Strafverfahren felbft geregelt wird, und bier: 
durch feftgefest werben wollte, daß bezüglich des Verbrechens der Theilneh- 
mung am Diebftahle, worüber bereits rechtskräftige Urtheile vorliegen, die 
Sade nidt in den Stand des Unterfuhungsverfahrend, wie 
dieß für die anderen Fälle der Wiederaufnahme im $. 375 vorgezeichnet ift, 
zurüdtrete, fondern der neue Proceß fih bloß auf das neu 
hbervorgelommene Berbrehen zu befhränfen habe.“ 


$. 395. 
Bernahme der Schlußverhandlung in Abwefenheit des andgebliebenen Angellagten. 


Nah dem Geſetze ift es zuläffig, daß die Schlußverhandlung in Ab: 
wefenheit des Angeklagten vorgenommen werde, wenn demſelben die Vorladung 
gehörig zugeftellt worden ift, er aber ohne eine Bertagung erwirkt zu haben, 
zur Berhandlung nicht erfhienen ift, und Hierzu auch nicht geftellt 
werden kann. 

Es entfteht nun die Frage, ob die als Bedingung des Contumacialner- 
fahrens gefegte Unmöglicleit der Stellung auf die bereits an 
beraumte Berhandlung zu beziehen fei, fo, daß die gefegliche Bebingung 
Ihon dann eintritt, wern (namentlich wegen der Entfernung des Aufenthalts⸗ 
ortes des Angellagten) es nicht möglich ift, denfelben noch zu eben diefer 
Berhandlung zu fielen, oder ob nicht vielmehr die Nachweiſung vorliegen 
müſſe, daß der Angeflagte auch zu einer vertagten Schlußver: 
Handlung nicht werbe geftellt werden können? 

Das Oberlandesgericht zu Prag hat fi in zwei Fällen für die legtere 
Anficht ausgefprocdhen, und der oberfte Gerichtshof mit E. v. 24. März und 
16. April 1857 von der Staatsanwaltfhaft dagegen ergriffene Berufung ber» 
worfen (G. 3. Nr. 61). 
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Im erften alle wurde in ber Berufung geltend gemacht, daß nad) 
diefer Auslegung des 8. 395 der $. 221, welcher die Bertagung der Der- 
handlung in den Fällen geflattet, wo der Angeklagte zu erſcheinen verhin— 
dert war, feine praltifche Bedeutung verlieren würde, daß ferner aud in 
Uebertretungsfällen gegen den ungehorjamen Beihuldigten das Contumacial- 
verfahren Statt habe, und daß fich endlich Zeitverluft für Gericht und Staats: 
behörde, fo wie ein bedeutender Mehraufwand von Koften als nothwendige 
Folge der vom Oberlandesgerichte angenommenen Praxis ergebe. 


Hierüber ſprachen ſich nun die Entfcheidungsgründe des oberften Gerichts: 
hofes folgendermaßen aus: 


„Schon die Erwägung, daß die Strafgefeße eine beſchränkende ober 
ausdehnende Interpretation zum Nachtheil des Beſchuldigten nicht geftatten, 
müßte dahin führen, daß man ſich die im 8. 395 der Str. Pr. O. zur Bebin- 
gung des Contumacialverfahrens gemachte Unmöglichkeit der Stellung der 
Angellagten als eine abfolute zu denfen habe, daß alfo, wenn die Stel: 
lung desfelben zu einer anderen Zeit möglich ift, die Ber: 
handlung von Amtswegen zu vertagen und der Angellagte 
zu berfelben zn ftellen fei. — Der große Unterfchieb zwifchen Ber: 
brechen und Webertretungen macht fi) auch im Gebiete des Proceßrechtes gel- 
tend, und beflimmte baher die Geſetzgebung das Berfahren bei Verbrechen in 
mehrfacher Beziehung anders als bei Uebertretungen zu regeln. Zu diefen ab: 
weichenden Normen gehören die VBorfchriften über das Ausbleiben des wegen 
einer Uebertretung zur Verhandlung vorgeladenen Beichuldigten (88. 423 
bi 428). Durch die von der Staatsanmwaltfhaft dem 8. 395 gegebene 
Auslegung würden aber diefe Beftimmungen bedentungslos. Denn abgefehen 
von den feltenen Fällen, wo ber ungehorfame Angeklagte, weil im Gerichts- 
orte ſelbſt anweſend, fofort zur Verhandlung geftellt werden könnte, würde 
dann das Kontumactalverfahren bei Verbrechen und bei Uebertretungen nahe: 
zu dasfelbe fein. — Gerade aber die Forderung der Zeit: und Koftener- 
fparnig widerftreitet der Interpretation der Staatsanwaltſchaft, weil bas 
wegen eines Verbrechens gefällte Contumazerkenntniß nicht vollfiredbar, fon: 
dern vielmehr bei nachträüglicher AZuftandebringung des Angeklagten, bas 
Berfahren gegen benfelben vom Anklagebeſchluſſe an wieder aufzunehmen 
(88. 394 und 395), fomit bie Bornahme einer neuen Schlußver- 
handlung unvermeidlid if. — Die Behauptung endlich, daß die 
Borfcrift ded $. 395 nad) der Auslegung des Oberlandesgerichtes mit jencı 
des 8. 221 fi nicht vereinigen laſſe, ift ſchon deßhalb unrichtig, weil in 
den Zällen des letzteren Paragraphes bei der Bertagung der Schlußverhand- 
lung und Beflimmung des nenen Termines auf die Anträge und Berhält: 
niffe des Angeklagten, fowie auf die von ihm angebradten Hemmungsur- 
fahen Rüdfidt genommen, er auch mit Belaffung auf freiem Fuße zur 
nesen Berhandlung vorgeladen, dagegen im falle des 8. 395 der Termin 
ohne Rüdficgt auf den Angellagten feftgefegt und derfelbe ziwangsweife vor 
Sericht geftellt wird.“ 
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Dei dem zweiten Falle war in der Berufung der Staatsanwaltichaft 
noch weiter der Grund geltend gemacht, daß jene Auslegung des 8. 395 noth- 
wendig dahin führen würde, die Schlußverhandlung wegen Ungehorfam des 
Angellagten, mithin aus einem Grunde vertagen zu müffen, welcher bei 
den im 8. 248 bezeichneten Fällen der Zuläſſigkeit der Bertagung einer 
Schlugverhandlung nicht aufgeführt fei, und daß ferner die Vorfchriften 
der 88. 385— 394 die Tälle betreffen, wo man ım Laufe des eingeleiteten 
Strafverfahrens bis zur Anordnung der Schlußverhandlung des Beſchuldig⸗ 
ten nicht habhaft werden konnte, nicht aber auch den im zweiten Sage bee 
8. 395 vorgefehenen Fall *). 

Dagegen bemerkte ber oberfte Gerichtshof, „daR die behauptete Colli- 
fion mit dem $. 248 deßhalb nicht vorhanden fei, weil diefer Paragraph 
die Fälle und nur die Fälle der DVertagung einer bereits begon- 
nenen und durch beftinmte Hinderniffe unterbrochenen Verhandlung nor: 
miren wollte, und daß die Annahme, als fei das in den 88. 385—394 
geregelte Edictalverfahren auf den Fall des zweiten Satzes des $. 395 un- 
anwendbar, durch die ausdrüdliche Berufung auf die 88. 392—394 im 
Schlußſatze des 8. 395 vollftändig widerlegt werde.“ 


8. 419. 


Ungznläffigteit der Fallung eines Ablaſſungsbeſchlufſes über die wegen einer Ueber⸗ 
tretung gepflogenen Borerbebungen. 


Gleichwie in Uebertretungsfällen nad) den SS. 416, 419 und 420 der 
Verhandlung weder ein förmliches Unterfuchungsverfahren noch ein Anklage- 
befchluß vorhergeht, eben fo wenig findet je ein Ablafjungsbefchlug Statt **). 
Zeigt fih, daß die That nicht firafbar fei, fo genügt die einfache Zuräd- 
weifung der Anklage, felbft wenn früher Borerhebungen gepflogen werden 
mußten, fo wie im enigegengefegten alle, wo e8 nur auf den Beweis der 
angefchuldeten That anlommt, ohne Weiteres die mündliche Strafverhandlung 
anzuordnen ift (E. vom 2. December 1856, ©. 3. 1857, Nr. 47). 


*) Hiernad) würbe alfo das Contumacialurtheil, welches gegen einen zur 
Schlußverhandlung gehörig vorgeladenen, aber von berfelben ausgebliebenen Ange- 
Magten erging, nicht bloß die im 8. 393 bezeichneten Rechtswirkungen nad) fich zie- 
ben, fondern nad eingetretener Rechtskraft in jeder Hinficht vollftredbar fein. 

**) D. 5. ein Ablaffungsbefhluß im Sinne des 8. 198, nämlich als Erle 
digungsform des Interfuchungsverfahrens (ber eingeleiteten Vorerhebungen). Da- 
gegen verfteht es ſich von felbft, daß die angeorbnete mündliche Berhandlung 
ohne Urtheilsfällung durch Ablaffungsbeichluß erlebiget werden müſſe, wenn bie im 
8. 289 bezeichneten Vorausſetzungen eintreten (ſ. auch den Minifterlalerlag vom 
31. Jänner 1857, R. ©. Bl. Nr. 20, womit in ber betreffenden ftatiftifchen lleber- 
ſichtstabelle die Eröffnung einer eigenen Rubrik für jene Unterfuchungen wegen Ueber: 
tretungen angeorbnet wurde, welche nad gepflogener mündlicher Verhandlung nad 
85. 289 und 416 dur; Ablafjungsbefchlug erlediget werben). 
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$. 424, 
Beſchwerden im Berfahren wegen Mebertretungen. 


Mit E. vom 2. Juni 1858 (©. 3. Nr. 94) wurde die Frage: Ob 
gegen die vom Dberlandesgerichte im Berufungsmwege getroffene Entfcheidung, 
daß das vom erften Richter wegen einer Uebertretung entweder gar nicht ein- 
geleitete, oder vor der Verhandlung wieder eingeftellte Strafverfahren einzu- 
leiten, beziehungsweife fortzufegen ſei, eine abgefonderte Befchwerde ergriffen 
werden fünne? — bejahend entjchieben. 


8. 427. 
Berufung gegen Erlenntniffe der Bezirksgerichte. 


Die im erflen Hefte ©. 77 angeführte E. vom 27. December 1855 
ging von dem Orundfage aus, e8 werde, wenn die Staatsanwalt: 
[haft erft nah der Fällung des Erfenntniffes die Zuftel- 
lung desfelben verlangt hat, dadurd feine neue, vom Tage 
der Zuftellung laufende Frift zur Anmeldung der Berufung 
begründet. 

Nach diefem Grundfage wurde feither auch in einem anderen Falle ent- 
fchieden, wo ſich das Bezirksgericht, nachdem es das auf Freiſprechung von 
der Anklage lautende Urtheil kundgemacht hatte, nachträglich beftimmt fand, 
dasjelbe der Staatsanwaltfchaft mitzutheilen, welde dagegen, zwar erft am 
vierten Tage nad) Füllung des Erkenntnifjes, jedoch innerhalb 24 Stunden 
vom Tage der an fie gefchehenen Mitteilung, die Berufung einbrachte. 

Das Oberlandesgericht hielt in analoger Anwendung der Minifterialver- 
ordnung vom 6. Mai 1856 (R. ©. BI. Nr. 75), weldye von dem Falle han⸗ 
delt, daß der Staatsanwalt zur Ermöglihung der Berufung vorläufig ver- 
langt hat, es folle ihm feiner Zeit das zu fällende Erkenntniß zugeftellt wer- 
der, dafür, daß die Berufung rechtzeitig angebradjt ſei und füllte ein Straf- 
urtheil. — Der oberfte Gerichtshof verwarf jedoch diefe Anficht, „weil Straf: 
gefege ex analogia, zumal zum Nachtheile des Bejchuldigten nicht wohl ange: 
wendet werden dürfen,“ und hielt das freifprechende Urtheil bes erften Richters, 
wegen deſſen bereit8 eingetretener Rechtskraft aufrecht. (E. v. 16. März 1858, 
G. 3. Nr. 77.) 


Drud von Friedr. Förfter. 














